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I.  Einleitung. 


Il/iner  der  wichtigsten  Faktoren  im  Räderwerk  der  Volks- 
wirtschaft ist  das  Eisenbahnwesen.  Entsprechend  diesem  hohen 
Grade  von  Wichtigkeit,  fanden  es  die  Urheber  der  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches  für  angezeigt,  die  Kompetenz  des  Reiches 
über  das  Eisenbahnwesen  in  einem  sehr  weitgehenden  Um- 
fang in  Anspruch  zu  nehmen.  Sind  doch  die  fraglichen  Be- 
stimmungen der  Reichsverfassung  so  sehr  weitgehend,  dafs  man 
nur  noch  in  sehr  bedingterWeise  von  einer  preufsischen  oder 
württembergischen  Eisenbahnhoheit  reden  kann.  Nur 
Bayern  ist  es  gelungen,  dank  seines  zähen  Festhaltens  am  Parti- 
kularrecht ein  Eisenbahn-Reservatrecht  hinüber  zu  retten, 
seine  Eisenbahnhoheit  durch  die  Reichsverfassung  gewährleistet  zu 
sehen.  Alle  übrigen  Gliedstaaten  des  Deutschen  Reichs,  einschliefs- 
lich  Preufsens,  sind  der  Reichsgesetzgebung  in  Eisenbahndingeu 
schlechtweg  unterworfen.  Und  weuu  auch  die  Faktoren  des  Reichs 
es  für  gut  fanden,  das  Recht  des  Reiches  bis  zur  Stunde  iu  der 
Hauptsache  ruhen  zu  lassen,  so  steht  doch  einer  Reklamation 
dieses  Rechtes,  und  zwar  in  vollem  Umfauge  und  zu  jeder  Zeit 
nichts  entgegen. 

Der  Widerspruch  der  bestehenden  Eisenbahnverhältnisse,  eben 
mit  den  Vorschriften  der  Reichsverfassung,  bildet  den  Keru  jener 
Frage,  welche  wir  die  Eisenbahnfrage  nennen. 

Man  vergleiche  den  Stand  der  Dinge  mit  den  Vorschriften 
der  Reichsverfassung.  Statt  der  schlechtweg  vorgeschriebenen 
einheitlichen  Betriebseinrichtungen  bestehen  die  verschiedenen 
Wagenklassensysteme  in  Nord-  und  Süddeutschland  ruhig  weiter. 
Ungleich  mannichfaltiger  noch  sind  die  Tarifsysteme.  Jedes  Land 
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und  jedes  Ländchen  macht  eben  so  viel  nur  immer  möglich  Tarif- 
politik auf  eigene  Faust,  so  dafs  wir  entsprechend  den  8 Staats- 
bahnverwaltungen auch  vielerlei  Tarifschemen  uns  erfreuen,  oder 
vielmehr  nicht  erfreuen.  Auch  nicht  ein  einziger  Personentarif 
unserer  Staatsbahnen  stimmt  mit  einem  andern  völlig  überein. 
Die  norddeutschen  Tarife  weichen  untereinander  ebenso  ab,  wie 
die  süddeutschen.  Sachsen  fahrt  teils  billiger,  teils  teurer  wie 
Prenfsen.  Mecklenburg  geht  über  die  preufsischen  Sätze,  Olden- 
burg verschiedentlich  darunter.  In  Süddeutschland  stimmen  nur 
die  württembergischen  und  badischen  Normaltarife  überein.  Ver- 
teuernde Abweichungen  vom  süddeutschen  Normaltarif  finden  wir 
in  Bayern,  verbilligende  in  Elsafs-Lothringen.  Dazu  kommt  noch 
für  Baden  das  Kilometerheft,  für  Württemberg  das  Fahrscheinbuch 
und  die  Netzkarte.  In  Preulsen  besteht  die  Einrichtung  der 
billigeren  Sonntagskarteu,  in  Bayern  werden  derartige  Vergünsti- 
gungen nicht  gewährt.  In  Sachsen  gar  werden  au  Sonntagen 
Fahrkarten  IV.  Klasse  nicht  aasgegeben.  Süddeutschland  und 
Sachsen  erheben  Schnellzugszuschläge  bei  einfacher  Fahrt  sowohl 
als  bei  Hin-  und  Rückfahrt,  Preufsen  nur  bei  einfacher  Fahrt. 
Norddeutschland  konzediert  Freigepäck,  Süddeutschland  nicht. 
Und  was  der  nichtberechtigten  Eigentümlichkeiten  mehr  sind. 

Es  ist  aber  ganz  besonders  zu  betouen,  dafs  gerade  die  groi'se 
Masse,  das  eigentliche  Volk  bei  dem  bestehenden  Zustand  am 
meisten  benachteiligt  ist,  während  die  oberen  Zehntausend  den 
Eisenbahnpartikularismus  weuiger  empfinden.  Denn  für  diese  be- 
stehen Luxus-  und  andere  durchgehende  Züge,  für  den  gewöhn- 
lichen Sterblichen  dagegen  beginnen  die  Unbequemlichkeiten 
und  Scherereien  an  jeder  landesherrlichen  Eisenbahngrenze  von 
neuem. 

Folgen  wir  einem  Reisenden  der  breiteren  Schichte  auf  der 
Fahrt  von  Berlin  nach  München.  Er  sucht  natürlich  die  billigste 
Fahrgelegenheit  auf,  das  ist  diejenige  der  IV.  Klasse.  In  erster 
Linie  bekommt  er  keine  direkte  Fahrkarte.  Er  benützt  zufällig 
oder  auch  zweckmäfsig  einen  Sonntag,  um  nach  München  zu 
kommen.  So  kommt  er  glücklich  bis  nach  Leipzig,  weil  es  aber 
Sonntag  ist,  ist  ihm  die  billigste  Fahrgelegenheit  in  Sachsen  ver- 
schlossen. Er  zahlt  also  von  Leipzig  ab  statt  2 Pf.  4 Pf.  pro 
Kilometer  und  erreicht  auf  diesem  Wege  Hof.  Hier  trifft  er  auf 
das  3.  System.  Der  Fahrpreis  ermäfsigt  sich  nun  zwar  um  0,«  Pf. 
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pro  Kilometer,  allein  die  Vergünstigung  des  Freigepäcks  fällt  weg, 
so  dals  mit  dem  3.  System  auch  die  3.  Verteuerung  eintritt.  Über 
all  diese  Um-  und  Anstände  hat  er  noch  dazu  an  jeder  Landes- 
grenze mangels  Anschlufs  reichlich  Mufse,  über  die  deutsche 
Eisenbahuherrlicbkeit  nachzudenken. 

Blicken  wir  hinüber  nach  Frankreich.  Dort  herrscht  kein 
Staatsbahnsystem,  allein  die  sechs  grofsen  Privatbahngesellschaften 
haben  sich  über  Klassensystem  und  Tarife  längst  verständigt, 
bezw.  der  Staat  hat  ihnen  längst  die  diesbezüglichen  Auflagen 
gemacht.  Einzig  steht  Deutschland  da,  ein  Land  mit  Staats- 
bahnsystem, aber  zwiefachem  Klassen-  und  achtfachem  Tarif- 
system. 

Wir  sind  somit  in  Deutschland  zu  dem  Staatsbahnsystem  über- 
gegangen ohne  einen  Hanptvorteil  dieses  Systems,  der  Be- 
triebs- und  der  Tarifeinheit. 

Wenn  nun  auch  die  verschiedenen  Wagenklassensysteme,  die 
differenzierte  Tarifgestaltung,  die  nicht  genügend  ineinander 
greifenden  Fahrpläne  als  die  Hauptanstände  des  herrschenden  Zu- 
standes bezeichnet  werden  müssen,  so  sind  damit  die  Nachteile 
eines  zersplitterten  Eisenbahnwesens  keineswegs  erschöpft.  Es 
kommt  hinzu  eine  unvollständige  Ausnutzung  des  Wagenparks,  ein 
kompliziertes  und  darum  verteuertes  Abrechnungswesen  und  was 
der  finanziellen  und  technischen  Schattenseiten  mehr  sind. 

Und  wie  die  deutsche  Eisenbahnwirtschaft  als  Ganzes  hinter 
den  Anforderungen  der  Zeit  zurücksteht,  so  steht  sie  im  einzelnen 
zurück.  Unsere  beiden  gröfsten  Bahuverwaltungen  charakterisieren 
sich  einfach  dahin,  dals  man  zwar  iu  Preuisen  billig,  aber  mehr 
oder  minder  schlecht,  in  Bayern  dagegen  durchweg  zu  teuer  und 
auch  nicht  besonders  gut  befördert  wird.  Eine  gewisse  Rührig- 
keit zeigten  die  Verwaltungen  in  Baden  und  Württemberg.  Allein 
gegenüber  den  An-  und  Milständen,  welche  die  Allgemeinheit 
treffen,  köuueu  wahrlich  kleine  regionale  Vorteile  nicht  ins  Ge- 
wicht fallen.  Gerade  die  in  Deutschland  beliebte  Beschränkung 
der  Kritik  auf  die  inneren  Verwaltungen,  der  Streit  um  regionale 
Vorzüge  verhinderte  bisher  das  Entstehen  einer  wuchtigen  Reform- 
bewegung mit  grofsen,  einheitlichen  Zielen. 

Das  Deutsche  Reich  ist  ein  einheitliches  Wirtschaftsgebiet. 
Ein  solches  verlangt  ein  einheitliches  Verkehrssystem.  Das  ist 
das  Axiom,  von  dem  wir  ansgehen.  Was  wir  brauchen,  ist  die 
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Eisenbahureform  grofsen  Stils,  uud  zwar  im  Sinne  einer  Ver- 
besserung, einer  Verbilligung,  einer  Vereinfachung,  vor 
allem  aber  einer  Vereinheitlichung  unserer  Verkehrs- 
einrichtuugen.  Die  Reform  tut  dem  Norden  so  not,  wie  dem 
Süden.  Dem  ersteren  mehr  nach  der  Seite  der  Verbesserung, 
dem  letzteren  mehr  nach  der  Seite  der  Verbilligung  hin.  Beide 
Teile  aber  heischen  zum  mindesten  dasjenige  Mals  von  Ein- 
heitlichkeit, welches  die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
vor  mehr  denn  30  Jahren  bereits  vorzusehen  für  gut  fand. 


II.  Das  Wagenklassensystem. 

Die  verschiedenen  Wagenklassensysteme,  das  3-Klassensystem 
in  Süddeutschland,  das  4-Klassensystem  in  Norddeutschland  bilde- 
ten seither  die  Hauptursache,  dafs  die  deutsche  Eisenbahnfrage, 
trotz  unendlicher  Unterhandlungen  und  trotz  vielleicht  guten 
Willens  aller  in  Betracht  kommenden  Faktoren,  nicht  vom  Flecke 
kam. 

Iu  der  Tat  mufs  die  Klassenfrage  als  der  Angelpunkt  der 
ganzen  Materie  bezeichnet  werden.  Süddeutschland  sehen  wir  an 
seiner  ursprünglichen  Stellung  gegen  die  Übernahme  der  vierten 
Wagenklasse  bezw.  des  4-Klassensystems  festhalten,  die  preufsische 
Verwaltung  seheu  wir  noch  unentwegter  für  dieses  4- Klassen  - 
System  eintretcn.  So  lange  aber  eine  Einigung  über  das  Klasseu- 
system  sich  nicht  erzielen  läfst,  so  lauge  kann  natürlich  auch  nicht 
von  einer  Tarifeinheit  die  Rede  sein.  Bildet  doch  das  einheitliche 
Klassensystem  recht  eigentlich  die  Vorbedingung  eines  einheit- 
lichen Tarifsystems,  wie  einer  einheitlichen  Betriebsführung  über- 
haupt. 

Ist  nun  der  bisherige  süddeutsche  Widerstand  gegen  die  vierte 
Wagenklasse,  gegen  das  4-Klassensystem  an  sich  berechtigt,  war 
die  Auffassung  Maybachs,  welcher  sich  bereit  zeigte,  das 
4-Klasseusystem  fallen  zu  lassen,  die  richtigere;  oder  muls  die 
Stellungnahme  für  Beibehaltung  bezw.  für  Ausdehnung  eines  vier- 
klassischen  Eisenbahnbetriebs  als  die  bessere  bezeichnet  werden? 
Um  in  dieser  Frage  zu  einem  endgültigen  Schlüsse  zu  gelangen. 
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ist  es  geboten,  die  Eisenbahn  weit,  eben  in  Bezug  auf  das  Klassen- 
system, einer  eingehenden  Musterung  zu  unterziehen. 

Wenn  wir  daher  die  Haupteisenbahnländer  iu  diesem  Sinne 
ins  Auge  fassen,  so  finden  wir  deu  vierklassischen  Betrieb  in  Nord- 
deutsehland, YVestrnfslaud  und  Bosnien.  Das  3-Klassensystem  be- 
gegnet uus  in  Süddeutschland,  Österreich -Ungarn,  Italien  und 
Frankreich.  Wir  finden  das  3-Klassensystem  ferner  in  den 
gröfseren  Teilen  Rnfslands  und  Englands,  sowie  endlich  in  fast 
sämtlichen  europäischen  Nebenländern.  Es  mufs  somit  das 
3-Klassensystem  für  Europa  als  das  vorherrschende,  ja  als  das 
herrschende  schlechtweg  bezeichnet  werden. 

Noch  weniger  als  drei  Wagenklassen  glaubt  man  in  gröfseren 
Teilen  Englands  (Midlandbahn  und  andere  Gesellschaften)  Belgiens 
und  Schwedens  (Staatsbahnen)  zu  benötigen.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  besteht  grundsätzlich  nur  eine  allgemeine 
Wagenklasse,  wozu  jedoch  die  ausgedehntere  Inanspruchnahme 
der  Luxuswagen  (Pullman  cars)  tritt,  so  dafs  eben  Amerika  auch 
wehr  oder  minder  für  das  2-  Klassensystem  in  Anspruch  genommen 
werden  mufs. 

Dafs  nun  sozusagen  fast  die  ganze  Kultnrwelt  mit  weniger 
als  4 Wagenklassen  zurecht  kommt,  dafs  die  Tendenz  zur  Ver- 
minderung der  Anzahl  der  Wagenklassen  so  mannichfaltig  iu  Er- 
scheinung tritt,  theoretisch  wie  praktisch,  dürfte  für  sich  allein 
genügen,  den  Anhängern  des  4-Klassensystems  Unrecht  zu  geben. 

Man  mufs  sich  frageu,  ist  der  Norden  Deutschlands  so  ganz 
besonders  geartet,  sind  die  Bedingungen  des  Verkehrs  in  Nord- 
deutschland von  denjenigen  dor  übrigen  Kulturwelt  so  sehr  ver- 
schieden geartet,  dafs  eben  Norddeutschlaud  ein  besonderes  Wageu- 
klassensystem  für  seine  Personenbeförderung  nötig  hätte  ? Man 
braucht  jedoch  nur  einen  Verwaltuugsbericht  der  kgl.  preufsischen 
Eisenbahnverwaltung  nachzuschlageu,  um  zu  einer  entschiedenen 
Verneinung  dieser  Frage  zu  gelangen.  Nicht  um  die  IV.  Wageu- 
klasse  handelt  es  sich  hier,  sondern  um  das  4- Klassensystem. 
Aber  wie  funktioniert  dies  4-Klassensystem  iu  Preufseu?  Eigent- 
lich gar  nicht.  So  mächtig  und  noch  eigensinniger  als  zuweilen 
Staatsminister  zu  sein  pflegen,  vollzieht  sich  die  Gliederung  des 
Verkehrs.  Und  wenn  auch  jahraus  jahrein,  ja  zweimal  jährlich, 
die  preufsische  Eiseubabnverwaltung  dekretiert  I. — IV.  Wagen- 
klasse, das  reisende  Publikum  in  Preufsen  schichtet  sich  iu  drei 
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Klassen.  Und  zwar  bedient  es  sich  der  II.,  III.  und  IV.  Klasse. 
Dafs  in  den  allermeisten  Fällen  auch  ein  Wagen  I.  Klasse  mit- 
läuft,  beweist  nichts,  denn  es  sitzt  gewöhnlich  niemand  drin. 
Lehrt  uns  doch  die  offizielle  preußische  Eisenbahnstatistik,  dafs 
von  den  im  Jahre  1902/03  auf  den  preußischen  Eisenbahnen  be- 
förderten 607  Millionen  Personen  nur  2,26  Millionen  oder  etwa 
'/3  % sich  der  ersten  Wagenklasse  bedienten. 

Eine  Wagenklasse  auf  den  preußischen  Staatsbahnen  ist  also 
überflüssig,  eine  Wagenklasse  ist  tatsächlich  aufgegeben,  so  gut 
wie  aufgegeben  und  zwar  von  einer  höheren  Instanz  als  dem 
Herrn  Minister,  nämlich  vom  Publikum.  Man  bedenke,  erst  der 
300.  Reisende  fühlt  sich  bewogen,  eine  Fahrkarte  I.  Karte  zu  lösen. 
Für  diesen  300.  Reisenden  stehen  aber  dann  durchschnittlich  zehn 
Plätze  zur  Verfügung,  denn  wiederum  laut  offizieller  Eisenbahn- 
statistik werden  die  vorhandenen  Plätze  in  der  I.  Klasse  nur  zu 
rund  10  % ausgeuützt. 

Die  Beibehaltung  nun  einer  Wagenklasse,  welche  nur  */3  % 
aller  Reisenden  bedient,  welche  noch  dazu  auf  10  vorhandene 
Plätze  nur  einen  Reflektanten  findet,  ist  mit  einer  rationellen  Ge- 
schäftsführung schlechterdings  unvereinbar,  sie  bedeutet  eine  wirt- 
schaftliche Kräftevergeudung,  welche  in  nichts  gerechtfertigt  er- 
scheint, vornehmlich  aber  und  worauf  es  aukommt,  sie  vernichtet 
allen  uud  jeden  Nimbus  des  herrschenden  preußischen  Klassen- 
systems, sie  macht  das  preußische  4-Klasseusystem  zur  vollendeten 
Unwahrheit. 

Wenn  man  zu  alledem  noch  erfährt,  daß  selbst  in  Süddeutsch- 
land, bei  nur  drei  Wagenklassen,  die  Benützung  der  ersten  Klasse 
fast  gerade  so  viel  zu  wünschen  übrig  läßt  als  in  Norddeutschland, 
wenn  man  erfährt,  daß  in  Bayern  ca.  90  % aller  Reisenden  sich 
der  III.  Klasse  bedienen,  da  fällt  es  wirklich  schwer,  die  Stellung- 
nahme der  preußischen  Eisenbahnverwaltung  in  der  Klasseufrage 
zu  verstehen.  Wie  kanu  man  Süddeutschland,  welches,  wie  die 
Zahlen  klipp  und  klar  beweisen,  heute  schon  eher  eine  Wagen- 
klasse zu  viel  als  zu  wenig  hat,  zumuten,  gegen  alle  ökonomischen 
Grundsätze  noch  eine  weitere  Klasse  aufzupropfen? 

In  Würdigung  des  Umstandos,  daß  das  süddeutsche  Betriebs- 
system, bei  nur  drei  Klassen,  an  demselben  Mißstand  der  unzu- 
länglichen Frequenz  einer  Wagenklasse  krankt,  wirft  sich  die 
Frage  auf,  ob  Deutschland  nicht  ebenfalls,  wie  Belgien  und  Eng- 
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laud.  für  das  2-Klassensystem  reif  wäre,  und  ob  es  vielleicht  nicht 
das  einfachste  and  auch  das  beste  wäre,  dem  englisch -belgischen 
Vorbild  zu  folgen  und  ebenfalls  zum  2- Klassensystem  über- 
zugehen? Gerade  das  herrschende  prenfsische  System  fordert  zu 
diesem  Schritt  förmlich  heraus.  Denn  was  läge  näher,  als  eine 
Zusammenlegung  der  ersten  und  zweiten  Klasse  einerseits  und  der 
dritten  und  vierten  andererseits?  Aber  wir  wollen  den  preufsischen 
Eisenbahnräten  einen  so  kühnen  Sprung  vorerst  gar  nicht  zu- 
muten. Wir  verkennen  auch  nicht,  dafs  die  Tarifbildung  für  ein 
deutsches  2-Klassensystem  init  ganz  besonderen  Schwierigkeiten 
zu  rechnen  hätte.  Desto  entschiedener  aber  ist  der  Übergang  für 
Preufsen  bezw.  Norddeutschland  zum  3-Klassensystem  zu  ver- 
langen. Das  4-Klassensystem  kann  heute  nur  noch  als  ein  über- 
holtes, ein  rückständiges,  vor  allem  aber  als  ein  unwirtschaftliches 
bezeichnet  werden. 

Der  Übergang  zum  4-Klassensystem  seitens  Norddeutschlands 
in  den  50er  Jahren  mufs  als  ein  Experiment  bezeichnet  werden, 
das  sich  auf  die  Dauer  nicht  bewährt  hat.  Die  allgemeine  Ent- 
wicklungstendenz bewegt  sich  offensichtlich  in  der  Richtung  nach 
einer  Verminderung  der  Anzahl  der  Wagenklasseu.  Preufsen 
als  führender  Staat  iu  Deutschland  sollte  sich  am  allerwenigsten 
dieser  Tendenz  entgegenstemmen.  Ist  doch  gerade  für  Preufsen 
die  Überfl  üssigkeit  einer  VVagenklasse  zahleumäfsig  fest- 
geteilt. Es  bleibt  also  nur  der  Streit  der  Meinungen  zu 
schlichten,  welche  der  verschiedenen  Wagenklassen  in  Preufsen 
bezw.  Norddeutschland  in  Wegfall  zu  kommen  hätte. 

Wrir  unsererseits  entscheiden  uns  aus  kulturellen,  sozialen 
und  hygienischen  Gründen  für  den  Wegfall  der  vierten  Wagen- 
klasse, und  wollen  versuchen,  in  dem  folgenden  Abschnitt  den 
Nachweis  der  Richtigkeit  unserer  Forderung  zu  erbringen. 


IU.  Die  vierte  Wagenklasse  im  besonderen. 

Man  wird  vorerst  einwenden,  dafs  wenn  auch  zuzugeben  wäre, 
dafs  Preufsen  eine  Wagenklasse  zu  viel  hätte,  diese  überflüssige 
Wagenklasse  keineswegs  die  vierte  sein  könne,  da  sich  doch  45# 
aller  Reisendeu  dieser  Wagenklasse  bedienen,  sondern,  dals  besten- 
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falls  die  erste  Wagenklasse  mit  ihrer  Minimalfrequenz  von  '/3  % 
aller  Reisenden  als  reif  für  die  Abschaffung  bezeichnet  werden 
könnte. 

In  der  Tat  ist  man  in  Norddeutschiand  vielfach  für  die  Auf- 
lassung der  I.  Wagenkla9se  eingetreten.  Auch  die  preufsische 
Eisenbahuverwaltung  sehen  wir  dieser  Forderung  nicht  gänzlich 
ablehnend  gegenüberstehen.  Ja,  dieselbe  ist  in  diesem  Sinne  bereits 
praktisch  vörgegangen,  uud  zwar  durch  Ausschaltung  der  ersten 
Wagenklasse  im  Personenzugsverkehr  auf  zahlreichen  Nebenlinien. 

Zum  ersten  ist  nun  zu  bemerken,  dafs  es  nicht  das  Wesentliche 
ist,  ob  mau,  wie  in  Belgien,  die  erste,  oder,  wie  in  England,  die 
zweite  Klasse  abschafft,  dafs  vielmehr  die  Zahl  der  übrigbleibenden 
Klassen  entscheidet,  gleichviel  ob  man  eine  alte  Wagenziffer  stehen 
läfst  oder  nicht.  Wenn  man  die  I.  Klasse  abschafft,  danu  rückt 
eben  die  II.  zur  I.  vor,  gleich  wie  die  III.  zur  II.  wird,  wenn  die 
Mittelklasse  zwischen  I.  uud  III.  fortfallt,  alles  übrige  ist  Spiel 
mit  Worten  bezw.  Zahlen.  Entscheidend  bleibt  die  Einrichtung 
bezw.  die  Ausgestaltung  der  einzelnen  Klassen. 

Wollte  man  jedoch  konsequent  zur  Abschaffung  der  I.  Wagen- 
klasse schreiten,  d.  h.  zur  Abschaffung  uusercr  am  besten  ausge- 
statteten Wagenklasse,  so  hätte  das  zur  Folge,  dafs  unsere 
II.  Klasse  zur  I.  uud  zugleich  zur  komfortabelsten  aufrückte, 
unsere  III.  zur  II.,  endlich  unsere  IV.  zur  III.  Eine  solche  Mais- 
nalune  würde  aber  geradezu  einer  Degradierung  unseres  ge- 
samten Eisenbahnwesens  rücksichtlich  der  Personenbeförderung 
gleichkommen.  Eine  Polsterbankklasse,  eine  Holzbankklasse,  eine 
Steh wagenklasse  mit  bedingter  Sitzgelegenheit,  auch  ein  System! 
Von  dem  schlechtesten  der  Klassensysteme  an  sich,  kämen  wir 
zum  schlechtesten  der  Dreiklassensysteme. 

Nein,  die  Aufgabe  kann  nur  darin  bestehen,  unsere  erste 
Klasse  durch  eine  vernünftige  Tarifpolitik  und  sonstige  technische 
Mafsnahmen  zu  eiuer  Normalfrequenz  zu  bringen  und  sie  dadurch 
zu  einem  lebendigen  Gliede  uuseres  Eisenbahnwesens  zu  erheben. 
Iu  England  und  Frankreich  hat  man  dieses  Ziel,  in  letzterem 
Lande  vornehmlich  durch  eine  besonders  rationelle  Technik  des 
Dreiklasseusystems,  längst  erreicht.  Und  die  wegzufallende  Klasse 
kann  nur  die  Vierte  sein.  Was  zu  eliminieren  ist,  das  ist  der 
antisoziale,  der  antihygieuische  Stehplatz. 

Hören  wir  dagegen  die  preufsische  Eisenbahnverwaltuug! 
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„Der  Hals  in  Süddeutschland  gegen  die  vierto  Wageuklasse  ist 
ein  theorischer,  der  sich  praktisch  in  Süddeutscbland  selbst,  im 
Eisenbahndirektionsbezirke  Mainz  nicht  bewährt  hat“.  Also  liefs 
sich  einst  Herr  v.  Thielen  im  prcufsischeu  Abgeordnetenhause  ver- 
nehmen, unter  Hervorhebung  noch  der  Tatsache,  dafs  durch  Ein- 
führung der  IV.  Klasse  im  Grofsherzogtum  Hessen  der  Verkehr 
nm  30  % zunahm.  Herrn  v.  Budde  aber  blieb  der  kühne  Aus- 
spruch Vorbehalten,  dafs  „unsere  Klasseneinteilung  den  Bedürfnissen 
unseres  Volkes  entspreche“  und  dals  er  die  IV.  Klasse  auf  keinen 
Fall  einschränken  wolle. 

Richtig  ist,  dafs  die  Bevölkerung  im  Direktionsbezirk  Mainz 
keinen  Anstand  nahm,  sich  der  IV.  Klasse  im  weitesten  Umfange 
zu  bedienen,  allein,  darin  gebe  mau  sich  keiner  Täuschung  hin, 
die  Billigkeit  der  Fahrgelegenheit  war  es,  welche  entscheidend 
in  die  Wagschale  fiel. 

Freilich  ist  die  IV,  Klasse  heute  so  sehr  verbessert,  dafs  der 
nuumehrige  Abstand  zwischen  III.  und  IV.  Klasse  kein  sehr  er- 
heblicher mehr  ist.  Die  heutige  IV.  Klasse  hat  ca.  50  % Sitz- 
plätze. Da  nun  in  der  fraglichen  Wagenklasse  nur  40  % der 
Plätze  überhaupt  ausgenützt  werden,  so  findet  eben  bei  normalem 
Verkehr  jeder  Reisende  seinen  Sitzplatz.  Die  IV.  Klasse  wurde 
ferner  unter  Thielen  mit  Franenabteilen  uud  Aborten,  unter  Budde 
mit  Vorhängen  versehen.  Es  fehlt  also  im  wesentlichen  nur  noch 
der  Nichtraucherabteil,  allerdings  eine  dringende  Forderung,  um 
die  IV.  Klasse  für  den  Normalverkebr  der  III.  Klasse  mehr  oder 
minder  gleichwert  zu  machen.  Ja,  im  Normalverker  hat  die  IV. 
Klasse  heute  den  Vorzug  gröfserer  räumlicher  Ausdehnung.  Wie 
sehr  wenig  der  neue  preufsische  Wagen  IV.  Klasse,  insbesondere 
gegen  den  süddeutschen  Wagen  III.  Klasse  zumal  was  das  Personen- 
zugsmaterial in  Siiddeutschland,  vornehmlich  in  Bayern,  anbelaugt 
znrücksteht,  erhellt  besonders  anschaulich  aus  der  Tatsache,  dafs  ein 
preufsischer  Wagen  IV.  Klasse,  wie  er  heute  gebaut  wird,  nur 
noch  60  Mk.  weniger  kostet  als  ein  württembergischer  Personen- 
wagen III.  Klasse.  Dafür  aber  wird  in  der  preufsischen  IV.  Klasse 
um  volle  40  % billiger  als  in  der  süddeutschen  III.  Klasse,  ja 
noch  um  20  % billiger  als  mit  dem  badischen  Kilometerheft 
gefahreu. 

Als  gänzlich  unangebracht,  ja,  als  geradezu  falsch,  mufs  uoeh 
die  in  Süddentschlaud  vielfach  beliebte  Paralellstellung  der 
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preul'sischen  III,  Klasse  mit  der  III.  Klasse  in  Süddeutschland 
bezeichnet  werden.  Der  Umstand,  dafs  in  Norddeutschland 
der  ganze,  sagen  wir  grobe  Verkehr,  in  die  IV.  Klasse  verlegt  ist, 
macht  die  III.  Klasse  in  Norddentschland  ungleich  komfortabler 
als  dieselbe  III.  Klasse  in  Süddeutschlaud. 

Läfst  man  Wagenklassenunterschiede  überhaupt  zu,  so  wird 
ebeu  die  letzte  Klasse  ihren  Charakter  als  letzte  immer  beibe- 
halten, mag  nun  die  letzte  Klasse  die  zweite  wie  in  England,  die 
dritte  wie  in  Süddentschland,  oder  die  vierte  wie  in  Norddeutsch- 
land sein.  Auch  eine  derbe  Holzbank  in  der  letzten  Klasse  wie 
in  Deutschland,  oder  eine  Polsterbauk  wie  in  England  und  Frank- 
reich wird  wenig  daran  ändern. 

Mehr  zum  Lobe  der  preul'sischen  IV.  Klasse  zu  sagen  ist 
nicht  angängig,  und  alles  Lob  trifft  auch  nicht  den  Kern  der 
Sache.  Der  auch  nur  bedingte  Stehplatz  ist  das  Kriterium 
des  inferioren  und  rückständigen  der  fraglichen  Wagenklasse. 

Weit  entfernt,  dafs  wir  geneigt  wären,  anzunehmen,  die  An- 
hänger der  IV.  Klasse  streckten  nunmehr  die  Waffen,  nein,  die- 
selben haben  noch  ein  Hauptargument  für  ihre  letzte  Wagenklasse, 
gerade  wie  sie  ist,  in  Bereitschaft.  Ja,  wir  würden  uns  nicht 
einmal  verwundern,  wenn  man  den  Spiefs  einfach  umkehrte,  und 
uns  die  Behauptung  entgegenstellte,  dafs  das  preufsische  Sj’stem, 
gerade  wegen  seiner  IV.  Klasse  das  beste  System  der  Welt  dar- 
stelle und  alle  übrigen  Systeme  im  Vergleich  mit  dem  preufsischen 
rückständig  seien.  Denn  nnr  die  preufsische  IV.  Klasse,  sagt  mau, 
trägt  einem  besonderen  volkswirtschaftlichen  Bedürfnisse  gebührend 
Rechnung,  indem  sie  den  Reisenden  dieser  Wagenklasse,  neben 
einem  hervorragend  billigen  Fahrpreis,  überdies  noch  gestattet, 
eine  Traglast  kostenfrei  mit  in  den  Wagen  zu  nehmen.  Dieses 
Argument  führt  uns  zum  Gipfelpunkt  des  Merkwürdigen  hinsicht- 
lich der  Beurteilung  der  Klassenfrage.  Seit  einem  Menschenalter 
tobt  der  Streit  der  Meinungen  um  das  Klassensystem  und  seit 
länger  alt  einem  Jahrzehnt  sehen  wir  die  Lösung  der  Klassenfrage 
in  Preufsen  selbst  in  vorzüglicher  Weise  gegeben.  Es  ist  die 
Organisation  des  Berliner  Vorortverkehrs,  welche  die  Zusammen- 
legung der  III.  und  IV.  Wagenklasse  in  geradezu  vollendeter  Praxis 
dartut  und  zwar  einschliefslich  Aufrechterbaltnng  des  Benifiziums 
■der  freieu  Traglast. 

Jedem  Berliner  Vorortzuge  ist  nämlich  ein  veritabler  Wagen 
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IV.  Klasse  beigegeben,  dessen  Wagenklassenziffer  IV  man  in  III 
umwandeite  und  der  überdies  noch  die  Aufschrift  trägt:  „Für 
Reisende  mit  Traglasten“.  Also  wie  soll  es  gemacht  werden? 
So  soll  es  gemacht  werden!  Wenn  anders  auf  die  ßeibehaltnng 
des  Benifizinms  der  freien  Traglast  man  so  grofsen  Wert  legt. 

Wir  unsererseits  allerdings  stehen  anf  einem  anderen  Stand- 
punkt. Unserer  Auffassung  nach  ist  die  Beförderung  von  Personen 
und  Stückgütern  in  einem  und  demselben  Ramn  nicht  mehr  als 
zeitgemäfs  zu  erachten.  Das  Gepäck,  mindestens  das  grobe  Ge- 
päck, gehört  in  denjenigen  Wagen,  welcher  die  treffende  Bezeichnung 
Gepäckwagen  führt. 

Nichts  destoweniger  ist  uns  die  prinzipielle  Eliminierung  des 
Stehplatzes  ans  der  letzten  Wagenklasse  die  Hauptsache.  Die 
Forderung  einer  Sitzgelegenheit  schlechtweg  auch  für  die  letzte 
Wagenklasse  ist  ebensowohl  eine  soziale  als  eine  hygienische.  Sie 
bildet  das  Mindestraals  von  Komfort,  welcher  in  heutiger  Zeit, 
unter  heutigen  Verhältnissen,  unter  dem  heutigen  Kulturzustande 
unseres  YTolkes  verlangt  werden  rnuls,  zumal  bei  einer  Eisenbahn- 
rente von  mehr  als  7 %. 


IV.  Das  Tarifsystem. 

1.  Die  Normaltarife. 

Zwei  Hanptsysteme  sind  es,  in  welche  die  Tarifbildnng  für 
den  Personenverkehr  zerfällt.  Einerseits  werden  die  Preissätze 
nach  einem  festen  Satze  für  gewisse  Entfernungseinheiten  (Kilo- 
meter, Meile,  Werst)  gebildet,  andererseits  bemessen  sich  die 
Preise  nach  einer  mit  zunehmender  Entfernung  fallenden  Skala. 
Die  erstere  Form,  reine  Entfernungstarife,  finden  wir  in  Deutsch- 
land, England,  Frankreich  und  Italien,  also  in  West-  und  Mittel- 
europa; die  letztere  Art  der  Zonen-  bezw.  Staffeltarife  in  Öster- 
reich-Ungarn und  Rnfslaud,  also  im  Osten  Europas. 

Um  ein  Tarif bild  zu  gewinnen,  welches  die  Preissätze  der 
Haupteisenbahnländer  Europas  in  übersichtlicher  Weise,  auf  das 
Längenmai's  des  Kilometers  und  den  Geldwert  des  Pfennigs  redu- 
ziert, darstellt,  mufsten  die  österreich-ungarischen  und  russischen 
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Zoneusätze  iu  ihren  Maximal-  sowohl  als  in  ihren  Minimalpreisen 
eingestellt  werden.  Die  ans  den  Maximal-  nnd  Minimalpreisen 
abgeleiteten  Mittelsätze  köunen  als  die  ungefähren  Normalpreise 
der  fraglichen  Zonentarifländer  gelten. 

Wir  gelangen  sonach  zu  folgenden  Aufstellungen. 

Es  werden  als  Grundpreise  für  die  Längeneinheit  des  Kilo- 
meters erhoben: 

Pfennig  in  Klasse 


I. 

II. 

III. 

IV 

in 

Preulsen 

8 

6 

4 

2 

- 

Sachsen  

8 

6 

4 

2 

- 

Bayern 

8 

5,3 

3,4 

- 

Württemberg 

8 

5,3 

3,4 

- 

Baden  

8 

5,3 

3,4 

- 

Elsais-Lothringen  .... 

8 

5,3 

3,4 

- 

England  (Zweiklassensysteme) 

8-9 

5,3 

- 

(Dreiklassensysteme) 

9—10 

6—7 

5,3 

- 

Frankreich 

9 

6 

4 

- 

Italien 

9,3 

6,5 

4,2 

- 

Österreich  (Maximalsätze)  . 

7,1 

4.3 

2,4 

- 

(Mittelsätze) 

6,9 

4 

2,1 

- 

(Minimalsätze)  . 

6,6 

3,8 

1,9 

- 

Ungarn  (Maximalsätze)  . . 

5,1 

2,6 

1,7 

- 

(Mittelsätze)  . . . 

3,9 

2,2 

1,4 

- 

(Minimalsätze)  . . 

2,7 

1,8 

1,1 

- 

Rulslaud  (Maximalsätze  . . 

7,5 

4,5 

3 

(Mittelsätze)  . . 

5 

3 

2 

- 

(Minimalsätze) 

2,5 

1,5 

i 

In  England  gibt  es  keine  einheitlichen  Fahrpreise.  Die  ein- 
zige Auflage  von  unifizierender  Wirkung,  welche  die  Regierung 
den  Bahngesellschaften  bezüglich  der  Preise  gemacht  hat,  ist  die 
Bestimmung,  dafs  auf  jeder  Linie  in  jeder  Richtung  täglich 
ein  Zug  zu  dem  Preise  eines  Penny  pro  Meile  in  der  letzten 
(III.  Klasse)  gefahren  werden  mufs.  Infolge  dieser  Mafsnahme  ist 
dieser  Satz  5.28  Pfg.  pro  Kilometer  III.  Klasee  fast  allgemein  zum 
Norraalsatz  der  englischen  III.  Klasse  geworden.  Einige  Gesell- 
schaften gehen  noch  ein  wenig  unter  diesen  Preis.  Bezüglich 
der  Preissätze  für  die  höheren  Wagenklassen  herrscht  die  bunteste 
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Mannicbfaltigkeit.  Unsere  in  obiger  Tabelle  eingefügten  Preise 
stellen  diejenigen  der  gröfseren  englischen  Gesellschaften  dar. 

Wenn  wir  nunmehr  einen  vergleichenden  Blick  auf  die 
voraugeschickte  Preistabelle  der  europäischen  Eisenbahnen  werfen, 
so  springt  zunächst  die  interessante  Erscheinung  in  die  Augen, 
dafs  die  Grundpreise  in  einer  ziemlich  konsequenten  Linie  von 
dem  Westen  nach  dem  Osten  Europas  sinken.  Die  teuersten 
Preise  finden  wir  in  dem  reichen,  dichtbevölkerten  englischen 
Industriestaate.  Deutschland  im  mittleren  Europa  finden  wir  eine 
mittlere  Stellung  einnehmen.  Mit  seiner  IV.  Klasse  im  Norden 
kommt  es,  was  Billigkeit  aubelangt,  den  östlichen  Ländern  nahe, 
mit  seinen  höheren  Klassen  bewegt  es  sich  auf  dem  ungefähren 
Preisniveau  der  westlichen  Länder  Europas.  Am  billigsten  wird 
in  den  greisen,  dünnbevölkerten,  noch  nicht  über  die  Stufe  des 
Agrarstaates  hinausgekommenen  Ländern  Europas  gefahren.  Sinkt 
doch  der  russische  und  ebenso  der  ungarische  Zonentari f in  der 
III.  Wagenklasse  auf  einen  Fahrpreis  von  einem  Pfennig  pro 
Kilometer,  d.  h.  unter  '/5  des  Preises  der  englischen  III.  Klasse, 
auf  etwa  '/,  des  Preises  der  süddeutschen  III.  Klasse  und  auf  die 
Hälfte  des  Preises  der  preulsischen  IV.  Wagenklasse. 

Es  erhebt  sich  bezüglich  der  Tarifbemessung  zunächst  die 
Hauptfrage,  ob  einem  der  beiden  angeführten  Tarifsysteme  im 
volkswirtschaftlichen  Sinne  sowohl  als  auch  lm  eisenbahntechui- 
schen  eiue  l Verlegenheit  zuzuerkennen  ist? 

Die  fallende  Skala  dient  in  erster  Linie  der  Entwicklung  des 
Fernverkehrs.  Dieser  Vorzug  nun  ist  auch  zugleich  ihr  Nachteil. 
Der  Zonentarif  wirkt  zu  sehr  nach  einer  Richtung  hin,  es  ge- 
bricht ihm  die  ausgleichende  Tendenz.  Von  einer  allgemeinen 
Überlegenheit  des  Zonentarifs  gegenüber  dem  reinen  Entfernuugs- 
tarif  kann  unseres  Erachtens  umso  weniger  die  Rede  sein,  je 
extremer  die  fallende  Skala  zur  Anwendung  gelangt.  So  ist  es, 
vom  volkswirtschaftlichen  Gesichtswinkel  aus  besehen,  nicht 
schlechtweg  verständlich,  warum  der  Marktreiseude  beispielsweise, 
welcher  allwöchentlich  50  km  durchfahrt,  im  Jahre  also  2500  km 
zurücklegt,  doppelt  so  viel  zahlen  soll  als  derjenige  Reisende, 
welcher  die  2500  km  auf  einmal  abfährt.  Nun  hat  man  gesagt, 
die  Selbstkosten  der  Bahn  vermindern  sich  bei  Durchfahrung 
gröfserer  Strecken;  allein  sie  vermindern  sich  keineswegs  um 
50  %.  Wer  vou  Pest  nach  Fiume  fährt,  zahlt  in  Ungarn  den 
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Maximalsatz,  wer  aber  von  Pest  nach  Fiume  führt  und  in  Agram 
ein  Geschäft  abwickelt,  zahlt  zweimal  den  Maximalsatz.  Dieser 
Berechnungsmodus  ist  doch  wahrlich  wenig  einleuchtend. 

Trotz  solcher  offensichtlicher  Schwächen  hat,  wie  allerwärts  so 
auch  in  Deutschland,  die  fallende  Skala,  der  Zonentarif  zahlreiche 
Anhänger  gefunden.  Die  extremsten  Vorschläge  wurden  gemacht. 
Selbst  vor  einem  Zweizouentarif  für  gauz  Deutschland,  vor  einer 
gewissen  Übertragung  des  Portosystems  der  Post,  auf  die  Eisen- 
bahneu,  Personenporto,  schreckten  die  Theoretiker  nicht  zurück. 

Diskutabel  an  sich  erscheint  nur  die  Anwendung  der  fallenden 
Skala,  wie  sie  österreich-ungarische  und  mehr  noch  die  russische 
Praxis  dartut.  Und  für  diese  östlichen  Länder  ist  dieses  Tarif- 
system auch  mehr  oder  minder  in  deu  Verhältnissen  begründet. 
Bezüglich  Deutschlands  aber  können  wir  unsere  Stellungnahme 
nur  dahin  präzisieren,  an  dem  reinen  Entfernungstarif  prinzipiell 
festzuhalteu,  seine  Ausgestaltung  im  Sinne  einer  Vereinfachung 
sowohl  als  einer  Verbilligung  anzustreben,  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  erstens  der  Entfernuugstarif  dem  Prinzip  von 
Leistung  und  Gegenseistung  am  meisten  entspricht,  zweitens  aber 
weil  der  reine  Entfernungstarif  die  gleiche  Behandlung  aller 
zur  Voraussetzung  hat,  ein,  zumal  in  Ländern  mit  Staatsbahn- 
system, gewifs  nicht  unwesentliches  Moment. 


2.  Die  Modifikationen  der  Normaltarife. 

A.  Die  Zuschläge  für  Schnellzüge. 

Die  jeweiligen  Normaltarife  erleiden,  und  zwar  durchweg,  die 
verschiedensten  Modifikationen,  teils  hi  verteuerndem,  teils  in  ver- 
billigendem Sinn.  Eine  Modifikation  in  verteuerndem  Sinn  ist  zu- 
nächst der  Zuschlag  für  Schnellzüge.  Der  Zuschlag  für 
Schnellzüge  besteht  in  der  verschiedensten  Anwendung  und  der 
verschiedensten  Höhe  in  den  meisten  Eisenbahuläuderu.  Frei 
von  allen  Zuschlägen  dieser  Art.  direkten  und  indirekten,  sind  nur 
die  englischen  Bahnen. 

Auf  den  französichen  Bahnen  wird  der  Zuschlag  für  Schnell- 
züge indirekt  erhoben.  Es  findet  Klassenrestriktion  in  ausge- 
dehntem Mafse  statt.  Der  als  „rapide“  bezeichnete  eigentliche 
französische  Schnellzug  fuhrt  nur  eine,  und  zwar  die  erste  Wagen- 
klasse. Eine  zweite  Kategorie  von  Schnellzügen,  exprefs,  führt  I.  uud 
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II.,  ganz  vereinzelt  auch  III.  Klasse.  Aber  damit  nicht  genug,  die 
französischen  Verwaltungen  stellen  überdies  noch  Auforderungen  an 
eine  zu  durchfahrende  Mindeststrecke  bei  Benutzung  ihrer  Schnell- 
züge. Wohl  für  alle  Klassen,  jedoch  mit  der  Tendenz  erhöhter  An- 
sprüche für  die  Mittel-  und  noch  mehr  für  die  Unterklasse.  Nicht 
selten  wird  für  die  III.  Klasse  eine  Minimalfahrt  von  300  und  noch 
mehr  Kilometern  oder  Bezahlung  dieses  Fahrminimnms  verlangt. 

Die  übrigen  grofsstaatlicheu  Systeme,  und  dazu  auch  die- 
jenigen der  meisten  Nebenländer,  bilden  das  Gebiet  der  direkten 
Zuschläge  für  Schnellzüge,  wobei  jedoch  iu  mehr  oder  minder 
ausgedehntem  Mafse  das  System  der  Klassenrestriktiou  noch 
nebenher  zu  laufen  pflegt,  so  dafs  also  in  den  in  Betracht  kom- 
menden Bahngebieten  eine  z weiseitige  Verteuerung  der  Schnell- 
züge eintritt.  Die  Anwendung  der  direkten  Zuschläge  wiederum 
für  Schnellzüge  findet  in  dreifacher  Weise  statt.  Die  Erhebung 
geschieht  erstens  nur  bei  einfacher  Fahrt,  während  auf  Rückfahr- 
karteu  kein  Zuschlag  erfolgt.  Es  ist  dies  die  mildeste  Form  der 
direkten  Schuellzugszuschläge.  Als  Anwendungsgebiet  kommt  in 
erster  Linie  Preufsen  in  Betracht.  Eine  zweite  Art  der  Er- 
hebung finden  wir  in  Elsafs-Lothringeu,  woselbst  der  Zuschlag 
stets  nur  einmal  in  Rechnung  gestellt  wird,  die  Rückfahrt  für 
sich  also  vom  Zuschlag  frei  bleibt.  Eudlich  begegnen  wir  einer 
dritten  Handhabung,  welche  konsequent  den  Zuschlag  für  jeden 
zu  durchfahrenden  Kilometer,  gleichviel  ob  Hin-  oder  Rückfahrt, 
zur  Erhebung  bringt,  bei  welchem  Anwendungsmodus  der  Zu- 
schlag auf  Rückfahrkarten  doppelt  erhoben  wird.  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  sind  es,  welche  diese  weitestgehenden 
Anforderungen  au  die  Benutzung  ihrer  Schnellzüge  stellen. 

Was  die  Höbe  der  Zuschläge  in  den  einzelnen  Bahngebieten 
anbelangt,  so  bemessen  sie  sich  folgendermafsen. 

Es  werden  an  Zuschlägen  für  Schnellzüge  erhoben  Pfennig 
pro  Kilometer  in  der 


I. 

ü. 

HI.  Kl. 

in  Preufsen,  einfache  Fahrt  . . . 

1,00 

0,67 

0,67 

Hin-  und  Rückfahrt 

0,00 

0,00 

0,00 

- Elsafs-Lothr.,  einfache  Fahrt  . . 

1,10 

1,10 

1,10 

Hin-  und  Rückfahrt 
- Bayern,  Württemberg  und  Baden 

0,55 

0,55 

0,55 

für  alle  Fahrten 

1,10 

1,10 

1,10 

2* 
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In  Prozenten  ausgedrückt,  beträgt  die  Erhöuug  der  Grnndtax» 
im  deutschen  Schnellverkehr  rund  10 — 33  %. 

Die  grofsen  Auslandsysteme  erheben  folgende  für  alle  Wagen- 
klassen  prozentual  etwa  gleich  hohe  Zuschläge  für  Schnellzüge, 
und  zwar 

Italien  . . . . ca.  10  % 

Rufsland  ....  30  - 
Österreich-Ungarn  . 50  - 

AIb  dritter  Eventualverteuerung  der  Schnellzüge  begegnen 
wir  einzig  und  allein  in  Deutschland  der  Platzkarte.  Die  russische 
Schlafplatzkarte  gehört  nicht  hierher. 

Man  hat  die  Einführung  der  Platzkarte  in  Deutschland  zu 
begründen  versucht  als  eines  Mittels,  den  Durchgangsverkehr  in 
wirksamer  Weise  vom  Lokalverkehr  zu  trennen,  und  tatsächlich 
wurde  dieser  Zweck  auch  erreicht.  In  Frankreich  dient  vornehm- 
lich die  bei  Schnellzügen  vorgeschriebene  Mindestfahrt,  um  eine 
Belastung  durchgehender  Züge  durch  Lokalreiseude  fernzuhalteu. 
Es  ist  dieser  Modus  zweifellos,  besonders  bei  reichlicher  Fahr- 
gelegenheit der  Einrichtung  der  Platzkarte  vorzuziehen.  Die  eng- 
lischen Bahnverwaltungen  bedürfen  weder  des  einen  noch  des 
andern  Mittels  zur  Erreichung  des  angegebenen  Zweckes,  indem 
die  englischen  Schnellzüge  au  den  Zwischenstationen  wenig  oder 
gar  nicht  halten. 

Werfen  wir  nunmehr  die  Frage  auf,  ob  eine  erhöhte  Geld- 
leistung für  Schnellzüge  au  sich  gerechtfertigt  erscheint?  Erwägt 
man,  dafs  die  Balmverwaltuugeu  ihr  bestes  Personal  und  ihr 
bestes  Material  in  den  Dienst  des  Schnellverkehrs  stellen,  welche 
Mafsnahmen  nicht  ohne  erhöhte  Kosten  zu  bewerkstelligen  sind; 
erwägt  man  ferner,  dafs  der  Schnellzugreisende  überdies  einen 
Gewinn  au  Zeit  macht,  so  erscheint  eine  höhere  Gegenleistung 
für  schneller  laufende  Züge  wohl  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründet, nur  erscheint  uns  deren  Liqnidieruug  nach  französischem 
Vorbild  eisenbahntechnisch  richtiger  zu  seiu,  richtiger  nud  ent- 
sprechender jedenfalls  als  die  in  Deutschland  beliebte  doppelte, 
ja,  dreifache  Art  der  Liquidierung  durch  Klasseurestriktion  und 
Zuschläge  und  Platzkarten.  Welch  ein  komplizierter,  welch  ein 
verzwickter  Zustand,  sich  unter  Umständen  für  einen  einzigen 
Zug  mit  drei  Karten  versehen  zu  müssen,  einer  Normalkarte,  einer 
Zuschlagskarte  uud  einer  Platzkarte.  Letzteu  Endes  ist  eine  drei- 
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fache  Verteuerung  des  Schnellverkehrs  zu  weitgehend,  auch  nicht 
in  den  Mehrkosten  des  Schnellverkehrs  zu  begründen. 

ß.  Die  Rückfahrkarte. 

Als  verbilligende  Modifikation  der  Grundpreise  ist  es  vor- 
nehmlich die  Rückfahrkarte,  welche  in  Betracht  kommt. 

Die  Länder  des  Zonentarifs  gewähren  keine,  die  englischen 
Eisenbahnen  nur  unerhebliche  Errnäfsigungen  für  die  Rück- 
fahrt; in  Deutschland,  Italieu  und  Frankreich  dagegen  tritt  für 
die  auf  derselben  Strecke  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  anzu- 
tretende Rückreise  ein  erheblicher  Rabatt  ein,  in  Norddeutsch- 
land unter  Ausschlufs  der  vierten  Wagenklasse. 

Der  Nachluis  einer  Rückfahrkarte  beträgt 


I.  II.  III.  Kl. 

in  Sachsen 33  33  % 

- Preufsen 25  25  25  - 

- Italien 25  25  25  - 

- Süddeutschlaud  (ausschl.  Bayern)  . 30  25  20  - 

- Bayern 17  25  20  - 

- Frankreich  25  20  20  - 


Nächst  der  Preisbetnessung  der  Rückfahrkarte  fällt  deren 
Gültigkeitsdauer  ins  Gewicht.  Bezüglich  dieser  fiuden  wir  zweierlei 
Auffassungen  in  i'bung.  Eine  nach  Entfernungen  abgestufte 
und  eine  einheitlich  bemessene.  Die  Gültigkeitsdauer  der  Rück- 
fahrkarte beträgt 

in  Deutschland  ....  45  Tage 

- Frankreich  ....  2 — 11 

- Italien 1 — 5 

In  f rankreich  besteht  aufserdem  noch  die  Einrichtung,  dal's 
die  ursprüngliche  Gültigkeitsdauer  der  Rückfahrkarte  zweimal  ver- 
längert werden  kann,  und  zwar  jedesmal  um  die  Hälfte  der 
ursprünglichen  Zeitdauer.  Für  die  Verlängerung  ist  eine  jeweilige 
Aufzahlung  von  10  % des  Preises  der  Fahrkarte  zu  leisten.  Dank 
der  Initiative  des  Herrn  v.  Thielen  geniefst  heute  Deutschland 
im  Normalfall  die  günstigsten  Rückfahrtsbedingungen. 

Man  hat  jedoch  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  nicht  ange- 
zeigter gewesen  wäre,  statt  eine  so  sehr  verlängerte  Gültigkeits- 
dauer der  Rückfahrkarten  einzufdhren,  zur  Aufhebung  der  preis- 
ermäfsigten  Rückfahrt  überhaupt  zu  schreiten,  und  dahin  den 
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Ausgleich  zu  treffen,  dafs  man  die  Fahrpreise  für  die  einfache 
Fahrt  auf  die  Hälfte  des  Preises  der  Rückfahrkarte  herab- 
zusetzen sich  entschlossen  hätte. 

In  der  Tat  ist  es  zweifelhaft  genug,  ob  der  Zweck  der  Rück- 
fahrkarte bei  einer  so  sehr  verlängerten  Gültigkeitsdauer  über- 
haupt noch  erreicht  -wird.  Die  frühere  kurze  Gültigkeitsdauer 
war  ein  ganz  bestimmtes  Benefizinm  für  einen  ganz  bestimmten 
Verkehr,  nämlich  den  Nahverkehr.  Die  45-Tagekarte  dagegen, 
welche  den  allermeisten  Verhältnissen  gerecht  wird,  wird  dadurch 
zum  Nachteil  einer  Minderheit,  welche  von  dem  sozusagen  allge- 
meinen Benefizium  ausgeschlossen  wird.  Diese  Ansschliefsung 
erscheint  aber  heute  nicht  mehr  genügend  motiviert.  Wenn 
heute  der  ganze  oder  doch  fast  der  ganze  Erholungs-  und  Ferien- 
verkehr der  besser  situierten  Klassen  in  verbilligter  Weise  statt- 
findet, warum  soll  dann  beispielsweise  der  wichtige  Domizil- 
wechselverkehr von  der  Wohltat  einer  billigeren  Beförderung 
ausgeschlossen  werden?  Auch  der  Geschäftsreisende  erscheint 
durch  die  Neueruug  der  Dinge  gegenüber  dem  Vergnügungs- 
reisendeu  benachteiligt. 

Alles  io  allem,  die  Entwickelung  der  Dinge  drängt  förmlich 
zur  Aufhebung  der  preisermäfsigten  Rückfahrt  und  zu  ent- 
sprechender Herabsetzung  der  Kiloraetersätze. 

C.  Das  Freigepäck. 

Eine  dritte  gewissermafseu  fakultative  Modifikation  der 
Normaltarife  stellt  die  Gewährung  von  Freigepäck  dar.  Wir 
müssen  hier  zunächst  wiederum  fragen,  ist  die  Einrichtung  des 
Freigepäcks  an  sich  richtig? 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs,  wenn  eine  Eisenbahn  Freigepäck 
gewährt,  die  Unkosten  dieser  Gepäckbeförderung  in  den  allge- 
meinen Fahrpreis  eingerechnet  werden  müssen.  Der  gepäckfreie 
Reisende  übernimmt  also  jetveils  eine  Leistung,  für  welche  er  die 
Gegenleistung  nicht  in  Anspruch  nimmt.  Da  nun  heutzutage  in 
der  Regel  nur  ein  kleinerer  Teil  der  Reisenden  mit  Gepäck  ver- 
sehen zu  sein  pflegt,  abgesehen  von  dem  hier  nicht  in  Betracht 
kommenden  Handgepäck,  so  ist  der  gröfsere  Bruchteil  der  Reisen- 
den ohne  Gepäck  schlechterdings  benachteiligt.  Indirekt  kommt 
die  Mehrheit  der  gepäckfreien  Reisenden  fiir  die  Kosten  der  Be- 
förderung des  Gepäckes  der  Minderheit  auf.  Als  logisch  richtig 
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kann  also  die  Konzedierung  von  Freigepäck  in  der  beliebten  Weise 
nicht  gelten.  Wir  kommen  daher  zu  dem  Schlüsse,  dafs  auch 
die  Beförderung  des  Passagiergutes  nach  dem  Grundsätze  von 
Leistung  und  Gegenleistung  zu  regeln  ist. 


3.  Die  Sondertarife. 

Schier  unübersehbar  sind  die  von  den  Grundtaxen  abweichen- 
den Sondertarifierungen.  Treffen  wir  auch  in  einem  Lande  mehr, 
in  einem  anderen  weniger  Ausnahmebestimmungen,  so  ist  doch 
übereinstimmend  ein  immer  stärkeres  Überwuchern  der  Grund- 
taxen durch  Sondertaxen  festzustelien.  Es  ist  freilich  richtig,  dafs 
das  I berhandnehmen  der  Ausnahmebestimmungen  vielfach  mit 
der  Entwicklung  des  Verkehrs  an  sich  zusammenhängt,  dafs  die 
Ausnahmebestimmung  vielfach  die  Anpassung  an  wirkliche  Ver- 
kehrsbedürfnisse darstellt,  und  dafs  gerade  in  Ländern  mit  ent- 
wickelterem Verkehr  die  zahlreichsten  Tarif kombinationeu  neben 
den  Normalbestimmungen  einherlanfen.  Auf  der  anderen  Seite  ist 
aber  wohl  ebenso  oft  ein  Zurückbleiben  der  Grundtaxen  in 
ihrer  Entwicklung  nud  Fortbildung  vornehmlich  im  Sinne  der  An- 
passung au  veränderte  Verhältnisse  die  Ursache  mafsloser  Tarif- 
differenzierungeu. 

Allen  Ländern  voran  in  der  Ausbildung  des  Systems  der 
Sondertarife  ist  England.  In  diesem  Lande  ist  die  Differenzierung 
der  Tarife  soweit  fortgeschritten,  dafs  die  Ausnahme  gewisser- 
mafsen  die  Kegel  bildet.  Ermäfsigungen  der  Grundtaxen  bis  zu 
70#;  also  bis  auf  30#  des  Normalpreises,  in  der  Form  von  be- 
sonderen Rückfahrkarten,  weekend-,  day-  und  halfday-tickets, 
sind  nichts  seltenes.  Auf  ähnlicher  Tarifbasis  findet  die  Beförde- 
rung mittels  zahlreicher  Sonderzüge  statt.  Die  englischen  Ver- 
waltungen bieten  also  dem  Reisenden  eine  Fahrgelegenheit  in 
einer  Wagenklasse,  welche  mehr  oder  minder  unserer  II.  Klasse 
entspricht,  zu  einem  Fahrpreise,  welcher  noch  unter  den  Preis 
unserer  IV.  Klasse  sinkt.  Allerdings  nur  unter  Umständen.  Wer 
nicht  an  der  Heerstrafse  liegt,  wer  sich  den  besonderen  Zeitpunkt 
nicht  zu  Nutze  machen  kann,  wer  Donnerstags  statt  Freitags 
fahren  mufs,  für  den  gilt  nur  die  Normaltaxe  und  diese  ist,  wie 
wir  gesehen  haben,  die  teuerste  in  ganz  Europa.  Es  ist  eben 
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Segen  und  Unsegen  des  privatwirtschaftlicheu  Systems,  welches 
hier  so  sehr  markant  in  Erscheinung  tritt. 

Weniger  differenziert,  aber  immer  noch  genug,  immer  noch 
ebenfalls  viel  zu  viel  sind  die  kontinentalen  Tarife,  am  wenigsten 
diejenigen  in  den  östlichen  Ländern,  in  den  Herrschaftsgebieten 
des  Zonentarifs. 

Eine  wichtige  Stelle  unter  den  Sondertarifierungen  nimmt  zu- 
nächst das  Rundreiseheft  ein. 

Leider  sind  wir  nicht  in  der  Lage,  unseren  heimischen  Bahn- 
verwaltungen gerade  hinsichtlich  des  Tarifgebietes  der  zusammen- 
zustel lenden  Ruudreisehefte  irgend  etwas  Angenehmes  sagen  zu 
können;  vielmehr  ist  die  Wahrheit  die,  dafs  der  Verein  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen  hinsichtlich  der  in  Rede  stehenden  Materie 
vielfach  rückständig  erscheint. 

Befassen  wir  uns  zunächst  mit  den  Tarifen  für  die  kombi- 
nierten Rundreisehefte.  Gleich  den  ordentlichen  Tarifen  sind  die- 
selben in  Deutschland  und  Italien  reine  Entfernungstarife;  in  Un- 
garn und  im  inneren  Verkehr  Frankreichs  beruhen  dieselben  auf 
dem  System  der  fallenden  Skala. 

Die  Anwendung  der  fallenden  Skala  erleidet  jedoch  iu  Frank- 
reich gewisse  verteuernde  Modifikationen,  nur  auf  der  Ost-  uud 
Paris — Lyon- Bahn  hat  mau,  unter  Beschränkung  auf  das  eigene 
Netz,  von  diesen  Modifikationen  abgesehen.  Hervorzuheben  ist 
noch  die  im  inneren  Verkehr  Frankreichs  und  ebenso  Italiens  zu- 
gebilligte besondere  Ermäl’sigung  der  Preise  auf  Kollektiv-  bezw. 
Familienbillets. 

Italien  gewährt  „Familien  und  Gesellschaften,  welche  ans 
mindestens  vier  Personen  zusammengesetzt  sind“,  eine  Ermäfsigung 
von  10  % auf  den  Grundpreis  des  Reiseheftes.  Noch  weiter  gehen 
in  dieser  Hinsicht  die  französischen  Verwaltungen,  welche  Familien 
bezw.  Gesellschaften  von  drei  Personen  einen  Sonderrabatt  von  10, 
bei  mehr  als  drei  Personen  aber  einen  solchen  von  25  % be- 
willigen. 

Mau  sieht,  wie  ein  grofser  sozialer  Gedanke,  die  besoudere 
Begünstigung  der  Familie,  befremdlich  genug,  von  Privatbahn- 
gesellschaften aufgenommen  wurde. 

Unter  Ausnutzung  aller  Vorteile,  fallender  Skala,  Kollektiv- 
billets,  sinkt  daher  der  Preis  im  inneren  französischen  Rundreise- 
verkehr bis  herab  auf  etwa  2 Pf.  pro  Kilometer  iu  der  IILWagen- 
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klasse.  Also  auf  etwa  den  Normalsatz  der  preufsischen  IV.  Wagen- 
klasse, ziemlich  genau  auf  etwa  s/3  des  Preises  im  deutschen 
Rundreiseverkehr  der  gleichen  (III.)  Klasse.  In  Ungarn,  wo  auch 
im  Ruudreiseverkehr  die  vollen  Konsequenzen  des  Zonentarifs  ge- 
zogen werden,  ermiifsigt  sich  der  Preis  im  Rundreiseverkehr, 
gleich  dem  Normalpreis,  bis  auf  ca.  1 Pf.  pro  Kilometer  in  der 
III.  Wagenklasse. 

Der  Mindestnmfang  für  zusammenzustellende  Rundreisen  be- 
trägt in  Frankreich  nur  300  Kilometer. 

Die  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  der  Ruudreisehefte  er- 
folgt iu  Frankreich  für  den  inneren  Verkehr  unter  denselben  Be- 
dingungen, wie  diejenige  gewöhnlicher  Rückfahrkarten;  in  Italien 
gegen  Aufzahlung  von  je  1 % des  Fahrpreises  für  je  1 Tag  ver- 
längerte Gültigkeitsdauer,  mindestens  jedoch  sind  10  % auf- 
zuzahlen. 

Ist  auch  die  Ersparnis  bei  diesen  fakultativen  Prolongationen 
gegen  die  Normulkarte  erheblich  vermindert,  so  wird  doch  der 
plötzliche  Verfall  des  Fahrscheinheftes,  bei  unvorhergesehener 
längerer  Inanspruchnahme  von  Zeit,  hintangehalten. 

Nach  den  verschiedensten  Richtungen  sind  wir  also  in  Deutsch- 
land bezüglich  der  Ausgestaltung  des  Rnndreiseverkehrs  gegen- 
über einer  ganzen  Reihe  europäischer  Staaten  ins  Hintertreffen 
geraten. 

Mit  dem  Rundreiseheft  nahe  verwandt  ist  das  Kilometer- 
heft. In  Deutschland  war  es  die  badische  Verwaltung,  welche 
das  Kilometerlieft  in  ihr  Tarifsystem  aufnahm.  Man  hat  das  Kilo- 
meterheft aulserordeutlich,  vielfach  über  Gebühr,  gepriesen. 
Gewil's,  es  stellt  eine  verbilligte  Reisegelegenheit  dar;  es  geht, 
gleich  dem  Rundreiseheft,  von  dem  modernen  Gedanken  aus,  für 
alle  Züge,  welche  die  betreffende  Wagenklasse  führen,  gültig  zu 
sein,  also  von  der  leidigen  Schnellzugszuschlagwirtschaft  ab- 
znseben;  allein  das  Kilometerheft  der  badischen  Form  ist  letzten 
Endes  ein  Benefizium  des  gröfseren  Geldbeutels  und  als 
solches  mit  dem  Staatsbahnsystem  schlechtweg  unvereinbar.  Man 
erwäge  nur,  der  Inhaber  eines  Kilometerheftes  fährt  den  gewöhn- 
lichen Zug  um  25,  den  Schnellzug  aber  um  40  % billiger  als  der 
Nonnalreisende,  welche  Preisdifferenzierung  entschieden  als  zu 
weitgeheud  betrachtet  werden  muls.  Dafs  dem  kleinen  und  dem 
kleinsten  Mann,  der  nicht  in  der  Lage  ist,  sich  Fahrkarten  auf 
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Vorrat  zu  kaufen,  ein  so  außerordentlich  erhöhter  Fahrpreis 
abgefordert  wird,  gegenüber  demjenigen,  der  sich  ein  Kilometer- 
heft leisten  kann,  ist  eine  Einrichtung  so  antisozial  wie  nur  mög- 
lich. Und  unseres  Erachtens  kann  die  badische  Verwaltung  nur 
dadurch  wieder  auf  die  richtige,  moderne,  dem  Staatsbahnsystem 
allein  entsprechende  soziale  Fährte  gelangeu,  wenn  sie  ihre 
Normalpreise  auf  die  Preise  des  Kilometerheftes  herabsetzt. 

Mehr  oder  minder  plutokratischeu  Charakter  weisen  auch  die 
württembergischen  Netzkarten  auf.  In  gemilderter  Form  könnte 
man  sagen,  dafs  die  Anwendung  des  rein  kaufmännischen  Prinzipes 
hier,  gleich  wie  bei  dem  Kilometerheft,  eine  zu  weitgehende  ist. 
Wollte  man  eine  solche  kommerzielle  Eisenbahnpolitik  machen, 
dann  hätte  mau  die  Eisenbahnen  ruhig  den  Kaufleuten,  den  Unter- 
nehmern belassen  sollen. 

Den  angeführten  nnd  allen  ähnlichen  Experimenten  gegen- 
über ist  zu  betonen,  dafs  nicht  die  billige  Ausnahmekarte, 
sondern  die  billige  Normalkarte,  die  billige  Kasseu- 
karte,  die  jedem  Einzelnen  jederzeit  zur  Verfügung  steht, 
zu  erstreben  ist. 


V.  Die  Hetriebsführung. 

Nachdem  wir  uns  mit  den  für  unsere  Zwecke  wichtigsten 
Einzelheiten  der  Betriebsführung  vertraut  gemacht  haben,  welche 
Einzelheiten  uns  die  nötigen  Unterlagen  zur  Beurteilung  der  Be- 
triebsführung im  Gesamtbilde  gewinnen  ließen,  erübrigt  es  nns 
nunmehr,  einen  Blick  eben  auf  die  Betriebsführuug  im  gesamten 
zu  werfen.  Es  kann  nicht  unseren  Absichten  entsprechen,  dieses 
ganze  umfassende  Gebiet  zumal  nach  der  technischen  Seite,  in  den 
Kreis  unserer  Betrachtungen  zu  ziehen,  wir  müssen  uns  vielmehr 
begnügen,  einige  Hauptpunkte  zur  Erörterung  zu  stellen. 

Es  ist  ohne  weiteres  einleuchtend,  dafs  die  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  eines  Landes,  wie  auch  vorzüglich  der  Grad  von 
Wohlhabenheit,  den  ein  Land  erreicht  hat,  nicht  nur  vom  größten 
Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Betriebsführung  seiner  Eisenbahnen 
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sich  erweisen  mufs,  sondern,  dafs  die  beiden  genannten  Faktoren, 
Bevölkerungsdichtigkeit  und  Wohlstand,  geradezu  bestimmend 
auf  die  Betriebsweise  der  Eisenbahnen  eines  Landes  einwirken. 

Das  Betriebssystem  des  englischen  Industriestaates  in  Rufsland 
zur  Anweudung  zu  bringen,  wäre  gerade  so  unmöglich,  als  das- 
jenige des  russischen  Agrarstaates  in  England.  Mehr  Züge  und 
gröfsere  Fahrgeschwindigkeit  charakterisieren  den  Westen  Europas, 
wogegen  im  Osten  unseres  Erdteils  Spärlichkeit  der  Züge  und 
verlangsamte  Fortbewegung  die  Regel  bilden.  Fahren  doch  auf 
den  westlichen  Strecken  mehr  Luxus-  und  Schnellzüge  als  auf 
den  Strecken  des  Ostens  Züge  überhaupt. 

Neben  dem  kleineren  Wert  des  Geldes  ist  es  der  höhere  Wert 
der  Zeit,  welcher  für  den  Westen  in  Betracht  kommt.  Time  ist 
in  einem  Agrarland  lange  nicht  so  sehr  money,  wie  in  einem 
Handels-  und  Indnstriestaate.  Es  liegt  also  weniger  ein  besonderes 
Verdienst  der  westlichen  Bahnverwaltungen  vor,  vielmehr  ist  eben 
die  westliche  Differenzierung  des  Verkehrs  in  den  Verhältnissen 
begründet.  Es  sind  geradezu  zwingende  Gewalten,  welche  bei 
Erreichung  eines  gewissen  Besiedeluugsgrades,  bei  Erreichung  einer 
gewissen  Kulturhöhe,  sich  Bahn  brechen  und  dem  Verkehrswesen 
einen  ganz  bestimmten  Stempel  aufdrückeu.  Der  Westen  ist 
leicht  in  der  Lage,  seinen  Verkehr  mehr  nnd  mehr  zu  differenzieren, 
weil  er  um  so  viel  gröfser,  um  so  viel  entwickelter  ist. 

Ja,  es  ist  schwieriger,  in  den  Ländern  der  Urproduktion  einem 
Miudesterfordernis  des  Verkehrs  gerecht  zu  werden,  als  bei  100 
nnd  mehr  Menschen  auf  dem  Quadratkilometer  einen  hochgradig 
differenzierten  Verkehr  zu  pflegen. 

Zu  den  grundlegenden,  den  natürlichen  Bedingungen  der  Be- 
triebsführung müssen  nun  freilich  auch  die  geeigneten  verkehrs- 
technischen  Mafsnahmen  seitens  der  Bahnverwaltnngen  hinzutreten, 
denVerkehr  in  der  richtigen,  in  der  besten  Weise  zu  regeln.  Und 
hier  ist  das  Feld  gegeben,  wo  sich  der  Geist  einer  Bahnverwaltung 
offenbaren  kann.  Von  primärer  Bedeutung  erweist  sich  in  dieser 
Hinsicht  die  Gestaltung  der  Tarife,  wogegen  dem  Klassensystem  und 
der  Ausstattung  mehr  sekundäre  Bedeutung  beizumessen  ist.  Wir 
haben  gesehen,  dafs  in  den  Ländern,  wo  die  Menschen  weit  aus- 
einander wohnen,  sich  besondere  Tarifsysteme,  welche  vornehmlich 
den  Verkehr  auf  grol'se  Entfernungen,  den  extensiven  Verkehr 
begünstigen,  sich  herausgebildet  haben,  im  Gegensatz  hierzu  steht 
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die  Verkehrsteclmik  der  dichtbesiedelten  Länder  mit  ihren  be- 
sonderen Maßnahmen  für  einen  intensiven  Verkehr. 

Mögen  nun  auch  Klassensystem  und  Ausstattungsprinzipien 
von  mehr  sekundärer  Bedeutung  sein,  so  spiegelt  sich  doch  gerade 
in  deren  jeweiliger  Anwendung  der  zurückgebliebene  oder  vor- 
geschrittene Charakter  des  Verkehrswesens  eines  Landes  vorzüg- 
lich wieder,  wie  überhaupt  in  der  Gestaltung  des  Klassensystems, 
ebenso  wie  in  dem  Grad  der  Ausstattung  Rückschlüsse  auf  das  all- 
gemeine Kulturniveau  eines  Volkes  schlechtweg  angebracht  er- 
scheinen. 

Neben  den  Sorgen  einer  Bahnverwaltung  um  die  Gestaltung 
der  Tarife,  den  Aufbau  des  Klassensystems,  der  Erzielung  einer 
entsprechenden  Ausstattung  treten  diejenigen  der  Herstellung  einer 
möglichst  häufigen  und  einer  möglichst  schnellen  Fahrgelegen- 
heit in  den  Vordergrund. 

Es  siud  also  4 Hauptanforderungen,  welche  au  eine  rationelle 
Eisenbahnbetriebsführung  zu  stellen  sind: 

Wohlfeilheit, 

Bequemlichkeit, 

Häufigkeit  und 

Schnelligkeit  der  Beförderung. 

Die  Postulate  der  Häufigkeit  und  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rung sind  im  weiteren  noch  bedingt  durch  die  richtige,  den  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  entsprechende  Legung  der  Abfahrts- 
zeiten, wie  ebenso  die  Vorsorge  für  die  nötige  Rückfahrgelegeu- 
heit,  um  eben  den  Reisenden  die  möglichste  Zeitausnützung  zu 
ermöglichen.  Dazu  treteu  die  planmäfsigen  Anordnungen  bezüg- 
lich des  Ineinandergreifens  der  Züge  im  Sinne  der  Herstellung 
ausreichender  Anschlüsse  für  den  Fernverkehr.  Mit  einem  Worte, 
es  ist  Erstellung  wohldurchdachter,  praktischer  Fahrpläne,  um 
die  es  sich  handelt.  Die  Forderung  schliefslich  eines  exakten 
Funktionierens  des  ganzen  Betriebes,  ist  zu  selbstverständlich,  um 
besonders  hervorgehoben  zu  werden. 

Es  ist  angenehm  sagen  zu  können,  dufs  auch  Deutschland, 
richtiger  Preufsen,  zu  denjenigen  Ländern  zählt,  in  welchen  der 
Faktor  der  Wohlfeilheit  zur  besonderen  Geltung  gelangt,  aber  es 
ist  nichts  weniger  als  angenehm,  hiuzufügen  zu  müssen,  dafs  rück- 
sichtlich aller  übrigen  Hauptunforderungen  an  einem  zeitent- 
spreebenden  Eisenbahnbetrieb  unsere  heimischen  Verwaltungen,  uud 
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zwar  sowohl  die  nord-  als  die  süddeutschen  nicht  besonders  rühm- 
lich abschneiden.  Denn  weder  in  bezug  auf  den  Faktor  der  Be- 
quemlichkeit, als  auch  iu  Rücksicht  auf  denjenigen  der  Häufigkeit 
und  Schnelligkeit  der  Beförderung,  vollends  aber  hinsichtlich  des 
Ineinnudergreifens  der  Fahrpläne  sehen  wir  Deutschland  nichts 
weniger  denn  an  der  Spitze  marschiereu.  Vielmehr  ist  es  England, 
welches  iu  bezug  auf  alle  die  in  Frage  stehenden  Faktoren,  mit 
alleiniger  Ausnahme  desjenigen  der  Wohlfeilheit  der  Beförderung* 
sich  in  erklecklichen  Vorsprung,  und  zwar  allen  europäischen 
Ländern  gegenüber  befindet. 

Nicht  ganz  so  weit,  wie  in  England,  ist  die  Entwickelung  der 
Betriebsführung  in  Frankreich  gediehen,  allein  auch  das  französische 
System  übertrifft  das  deutsche  noch  um  ein  Bedeutendes.  Das 
ganze  Bild  der  Betriebsfiihrung  auf  den  englischen  und  französischen 
Bahnen  ist  ein  ungleich  einfacheres,  ein  flotteres  als  in  Deutsch- 
land, gerade  hiusichtlieh  derjenigen  Punkte,  worauf  es  ankommt, 
wogegen  das  Bild  in  Deutschland  als  ein  ungleich  schwerfälligeres 
bezeichnet  werden  mufs,  ohnerachtet  einer  gewissen  Schneidigkeit 
in  Dingen,  worauf  es  nicht  ankommt. 

Eine  ungemein  wichtige  Stelle  im  Betriebssystem  der  Eisen- 
bahnen nimmt  die  Differenzierung  der  Züge  ein.  So  finden  wir 
auf  den  Hauptliuien  der  Hanpteisenbabnländer  die  Zahl  der  Schnell- 
züge diejenige  der  Personenzüge  überwiegen.  So  ganz  besonders 
in  England.  Das  Fahrtempo  der  englischen  Schnellzüge  ist  bekannt. 
Bezüglich  der  Häufigkeit  der  Schnellzüge  steht  die  Linie  London- 
Leicester  mit  20  Schnellzügen  nach  jeder  Richtung  täglich  obenan. 
Eine  Schnellzugsfrequens  wie  sie  in  ähnlicher  Weise  auf  dem 
ganzen  Kontinent  nicht  wieder  vorkommt.  Der  englische  Schnell- 
zug führt  in  der  Regel  sämtliche  Wagenklassen,  es  sind  dies  aller- 
dings vielfach  nur  deren  zwei. 

Iu  bezug  auf  die  Verwendung  der  einzelnen  Wagenklassen 
arbeitet  Frankreich,  im  Vergleich  zu  England  mit  geradezu  entgegen- 
gesetzten Mitteln.  Und  doch  mufs  auch  die  Technik  des  französischen 
Klassensystems  als  eine  vorzüglich  durchgebildete  wiederholt  be- 
zeichnet werden.  In  keinem  Lande  ist  das  Prinzip  zweckmiifsiger 
Klassenrestriktiou  so  sehr  angewandt  wie  in  Frankreich.  Der 
eigentliche  französische  Schnellzug,  der  rapide,  führt  nur  die 

I.  Wagenklasse,  der  express  in  den  meisten  Fällen  die  1.  und 

II.  Klasse  und  endlich  ist  es  der  omnibus,  unser  Persouenzug, 
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welcher  sämtliche  3 Wagenklassen  führt.  Diese  Technik  hat  den 
Vorzug,  eine  gute  Ansgleichnug  in  der  Benutzung  der  einzelnen 
Wagenklasseu  herheizufdhren.  Begünstigt  wird  dieser  Ausgleich 
noch  durch  die  auch  den  französischen  Schnellzügen,  rapides, 
eigne  Ignorierung  der  Zwischenstatioueu.  Durchfährt  doch  der 
rapide  Paris  - Bordeaux  die  585  km  lange  Strecke  mit  nur 
4 maligem,  der  rapide  Paris -Marseille  bei  859  km  mit  nur 
6 maligem  Aufenthalt.  Es  ist  der  als  express  bezeichnete  Schnell- 
zug, welcher  die  bedeutenderen,  vom  rapide  übergangeueu  Ünter- 
wegsstationen  zu  bedienen  hat.  Auch  in  bezug  auf  Schnelligkeit 
der  Beförderung  steht  Frankreich  nicht  allzusehr  hinter  England 
zurück.  Der  rapide  Paris-Bordeaux  ist  der  rascheste  Zug  auf  dem 
Kontinent.  Auch  die  Häufigkeit  der  Fahrgelegenheit  auf  deu  Haupt- 
linien Frankreichs  ist,  wenn  auch  nicht  so  reichlich  bemessen 
wie  in  England,  doch  eine  weitgehende,  zumal  im  Schnellverkehr. 

Deutsche  Schwerfälligkeit  und  Umständlichkeit  machen  sich 
auch  im  Betriebsbilde  seines  Eisenbahnwesens  breit.  Zu  den 
4 Wagenklassen  treten  in  Deutschland  6 verschiedene  Zugarten, 
mit  alleu  nur  möglichen  Klassenkomplikationen. 

Gerade  aber  au  dieser  verzwickten  Vielgestaltigkeit  liifst  sich 
das  Widersinnige  des  Systems  erkennen.  In  den  Scbnellzügeu 
fehlen  der  I.  Klasse  die  Beisenden,  in  den  Personenzügen  vielfach 
auch  noch  in  der  II.  Das  Endergebnis  dieser  schlechten  Klassierung 
ist  die  Mitschleppuug  von  totor  Last  bis  zu  90  % in  der  ersten 
Wagenklasse. 

Besonders  rückständig  im  allgemeinen  ist  der  deutsche  Schnell- 
zug. Nur  vereinzelt  haben  wir  Schnellzüge,  welche  dem  franzö- 
sischen rapide  entsprechen,  im  allgemeinen  jedoch  kann  der  deutsche 
Normalschnellzug  nur  mit  dem  französischen  Schnellzug  ‘2.  Kategorie 
dem  express  in  Parallele  gestellt  werden,  von  dem  englischen 
Schnellzug  gar  nicht  zu  reden.  Bezeichnend  genug,  gerade  die 
Schnelligkeit  ist  es,  woran  es  bei  dem  deutschen  Schnellzug  in 
der  Regel  hapert. 

Selbst  auf  unseren  Hauptschnellzugslinieu  kommen  wir  über 
die  60  Kilometergeschwindigkeit  in  der  Stunde  nur  selten  hinaus. 
Zu  einem  guten  Teile  kommt  die  unzulängliche  Raschheit  der 
Fortbewegung  vieler  uuserer  Schnellzüge  von  der  geradezu  krank- 
haften Rücksichtnahme  auf  alle  möglichen  Plätze  und  Plätzchen 
von  ganz  und  gäuzlich  untergeordneter  Bedeutung.  Pflegt  doch 


Digitized  by  Google 


31 


der  deutsche  Schuellzug  gemeinhin  an  jedem  Kreis-,  Bezirks-  oder 
sonstwie  qualifiziert  erachteten  Lundstiidtchen  zu  halten.  Dazu 
kommt  noch,  dafs  der  Aufenthalt  an  gröfseren  Stationen  vielfach 
ein  zu  ausgedehnter  ist.  Zu  der  langsameren  Fahrgeschwindigkeit, 
dem  öfteren  Aufenthalte  kommt  in  Deutschland  noch  eine  gerin- 
gere Häufigkeit  von  Schnellzügen,  vielfach  gegenüber  England 
und  Frankreich  von  Zügen  überhaupt.  Zu  diesen  Inferioritäten 
tritt  hinzu,  besonders  in  Süddentschland,  die  lästige  Zuschlags  Wirt- 
schaft und,  um  das  Mafs  voll  zu  machen,  auch  noch  die  Platz- 
gebühr. Endlich  ist  es  neben  all  diesen  Komplikationen  der 
mangelnde  oder  unzulängliche  Anschlufs,  welcher  als  stetige  Klage 
einherläuft.  Nicht  nur,  dafs  die  inneren  Landesgrenzen  vielfach 
als  Verkehrsschranken  sich  erweisen,  auch  innerhalb  der  einzelnen 
Bahngebiete  ist  der  Anschlufsverkehr  oft  mangelhaft  genug  geregelt. 


VI.  Nutzanwendungen. 

1.  Die  Reform  des  Klassensystems. 

Wir  sind  in  den  voraugegangenen  Abschnitten  bereits  zur 
Feststellung  der  grundlegenden  Bedingungen  der  deutschen  Eiseu- 
bahnrefortn  gelangt  bezw.  es  ergeben  sich  als  Nutzanwendungen 
unserer  vergleichenden  Untersuchungen  zunächst  in  bezug  auf 
Klassensystem  und  Ausstattungsfrage  folgende  Grundforderungen: 

Einheitliche  Durchführung  des  Dreiklassensystems. 

Abschaffung  der  IV.  Wagenklasse  bezw.  Eliminierung  des 
Stehplatzes. 

Wir  wollen  von  dem  Polstersitz  der  englischen  und  französi- 
schen Bahnen  auch  in  der  letzteu  Wagenklasse  absehen  und  uns 
mit  der  Forderung  vou  Holzbänken  begnügen.  Diese  Forderung 
eines  Sitzplatzes  schlechtweg  mufs  jedoch  als  die  Hauptforderung 
der  ganzen  Reform  bezeichnet  werden.  Sie  bedeutet  das  Mindest- 
mafs  von  Komfort,  welches  an  die  letzte  Wageuklasse  gestellt 
werden  mufs.  Sie  bedeutet,  wie  bereits  gesagt,  denjenigen  Grad 
sozialer  Fürsorge  im  Verkehrswesen,  welchen  man  den  breitereu 
Schichten  des  Volkes  schuldig  ist.  Kommt  dazu  noch,  neben 
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der  Herstellung  weiterer  Sitzplätze,  die  Einstellung  von  Nicht- 
raucher - Abteilen,  dann  kann  der  Abstand  zwischen  III.  und 
IV.  Klasse  als  ausgeglichen  gelten  und  es  kann  das  Material  der 
heutigen  preufsischen  IV.  Klasse  sehr  wohl  der  künftigen  III. 
überwiesen  werden.  Die  Frage  der  Einstellung  je  eines  Spezial- 
wagens in  die  Persouenzüge  zur  Unterbringung  von  Traglasten, 
wie  itn  Berliner  Vorortverkehr,  lassen  wir  offen. 

Handelte  es  sich  für  Preufsen  in  der  Hauptsache  um  die 
Zusammenlegung  der  III.  und  IV.  Wagenklasse,  so  kanu  doch, 
was  im  weiteren  die  Anpassung  des  vorhandenen  Wagenmaterials 
an  das  zu  verändernde  Klassensystem  betrifft,  das  bessere  Material 
III.  Klasse  insbesondere  die  D-Wagen,  mit  einem  Polster  versehen, 
der  künftigen  II.  Klasse  überwiesen  werden,  wie  man  ebenso  die 
gleicherweise  qualifizierten  Wagen  II.  Klassse  der  I.  überweisen 
kann.  Mutatis  mutandis  gelten  diese  Maßnahmen  auch  für  die 
nichtpreulsischen  Verwaltungen.  Der  Zukunft  müßte  es  Vorbe- 
halten bleiben,  einheitlich  Wagentypen  für  das  neue  deutsche 
Klassensystem  zu  schaffen.  Hier  wäre  von  der  Voraussetzung  aus- 
zugehen, dafs  die  II.  Klasse  künftighin  in  etwas  einfacheren  Ver- 
hältnissen zu  halten  sein  dürfte,  in  etwas  etwa  der  französischen 
II.  Klasse  entsprecheud.  Wenn  wir  in  der  Mittelklasse  uns  mit  etwas 
weniger  Komfort  begnügen  zu  sollen  glauben,  so  hängt  das  mit 
tariftechnischen  Gründen  zusammen,  auf  welche  wir  im  folgenden 
zurückkommeu  werden.  Als  Normalwagen  I.  Klasse  düukt  uns  der 
heutige  D-Wagen  II.  Klasse  als  mehr  oder  minder  ausreichend. 

Obgleich  wir  nuu  annehmen  dürfen,  im  vorangegaugenem  die 
Begründung  unserer  Forderungen,  insbesondere  rücksichtlich  des 
Klassensystems,  in  zulänglicher  Weise  gegeben  zu  haben,  so  glauben 
wir  doch  nochmals  darauf  hinweisen  zu  sollen,  dafs  zu  derselben 
Forderung  rücksichtlich  des  Klassensystems  schou  ein  halbes 
Menschenalter  früher  Maybach,  der  eigentliche  Schöpfer  des 
preufsischen  Staatsbahnsystems,  gekommen  war. 

Gewifs  haben  wir  in  Preufsen-Deutscblaud  gut  ansgestattete 
Oberklassen.  Ja,  die  deutsche  I.  Wageuklasse  ist  wohl  die  kom- 
fortabelste in  ganz  Europa.  Allein  es  kommt  nicht  darauf 
an,  vorzüglich  bei  Staatsbahnen,  wie  der  kleinere  Bruchteil 
der  oberen  Schichten,  sondern  wie  die  Masse  der  Bevölkerung, 
die  eisenbah nreuteuschaffende  Quote  derselben  fährt.  90  % 
aller  Reisenden  in  Deutschland  aber  fahren  heute  erheblich  un- 
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komfortabler  als  durchweg  auf  den  euglischen  und  vielfach  auf 
den  französischen  Privatbahnen. 

Die  Lösung  bezüglich  der  Reform  des  Klassensysteras  der 
deutschen  Eisenbahnen  kaun  daher  nur  lauten:  Mehr  Komfort 
für  die  unteren  Hunderttausend! 

2.  Der  Reformtarif. 

Wir  kommen  nunmehr  zur  nächstwichtigsten  Frage,  der  Frage 
des  Tarifs.  Wie  soll  sich  ein  künftiger  deutscher  Einheitstarif 
aufbauen?  Jede  Reform  nun,  im  Sinne  eines  deutschen  Einheits- 
tarifs wird  ihren  Ausgangspunkt  von  den  heutigen  Preissätzen  der 
preufsischen  IV.  Klasse  nehmen  müssen.  Der  heutige  Preissatz 
dieser  Klasse,  der  2 Pfg. -Tarif,  wird  künftig,  nach  Aufhebung 
dieser  Klasse  für  die  III.  Klasse  zur  Anwendung  gelangen  müssen. 
Wieder  ist  es  Maybach,  welcher  sich  bereits  vor  länger  denn 
einem  Jahrzehnt  zu  dieser  Anschauuug  durchgewunden  hatte.  Er 
legte  1891  folgenden  Entwurf  als  deutschen  Einheitstarif  vor. 

Es  sollten  erhoben  werden: 

pro  Kilometer  in  der  . I.  II.  III.  Wageuklasse 
bei  gewöhnlichen  Zügen  6 4 2 Pfg. 

- Schnellzügen  ...  7 5 3 

Die  IV.  Klasse,  die  Preisermässiguug  für  Rückfahrten,  sowie 
das  Freigepäck  sollten  in  Wegfall  kommen. 

Es  fand  indessen  dieses  Reformschema  Maybachs  gerade  in 
Preufsen,  und  zwar  wegen  der  vorgesehenen  Verteuerungen  im 
Schnellzugsverkehr  der  I.  und  II.  Klasse  wenig  Anklaug.  In  der 
Tat  mufste  die  Hinaufsetzuug  der  Preise  für  die  I.  Klasse  von 
12  auf  14  Pfg.  pro  Kilometer  bei  Hin-  und  Rückfahrt  als  direkt 
falsch  bezeichnet  werden.  Denn  diese  I.  Klasse,  der  es  heute 
schon  gerade  genug  au  Reisenden  mungelt,  hätte  bei  einer  Ver- 
teuerung doch  sicherlich  noch  weniger  ihr  Publikum  gefunden. 
Nur  in  seiner  Grundlage,  als  Gruudtaxe  war  der  Maybachsche 
Entwurf  annehmbar.  Der  2 Pfg.-Satz  für  die  III.  Wagen- 
klasse, das  war  der  grofse  Zug  in  Maybachs  Reformprograram. 
Und  au  diesem  Satze  für  diese  Wagenklasse  ist  denn  auch  mit 
aller  Eutschiedcnheit  festzuhalten. 

Nun  hat  mau  neuerdings  für  Preufseu  vorgeschlagen  unter 
Aufhebung  der  Rückfahrkarte  die  Preise  für  die  einfache  Fahrt 
auf  die  Hälfte  der  heutigen  Rückfahrkarte  herabzusetzen.  Dieser 
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Vorschlag  ist  iu  der  Tat  geeignet,  uns  der  Lösung  der  Tariffrage 
näherzubringeu.  Iu  Konsequenz  unserer  Forderung  des  l'bergangs 
zum  Dreiklassensystem  müssen  wir  jedoch  noch  einen  Schritt 
weiter  gehen.  Wir  schlagen  daher  vor,  für  die  einfache  Fahrt  in 
der  II,  Klasse  die  Hälfte  des  Preises  der  heutigen  Rückfahrkarte 

III.  Klasse,  für  die  einfache  Fahrt  iu  der  I.  Klasse  die  Hälfte  des 
Preises  der  heutigen  Rückfahrkarte  II.  Klasse  zu  erheben.  Während 
der  Preis  für  die  III.  Klasse  eben  demjenigen  der  heutigen 

IV.  Klasse  zu  entsprechen  hätte. 

Es  ergibt  sich  sonach  unter  Wegfall  jeglichen  Zuschlags  und 
des  Freigepäcks  folgendes  Tarifschema: 

pro  Kilometer  in  der  I.  II.  III.  Klasse 
4’A  3 2 Pfg. 

Und  zwar  sollen  diese  Sätze  ausdrücklich  für  alle  Züge  gelten, 
wonach  uns  nur  noch  erübrigt  die  Schnellzugsfrage  zur  Lösung 
zu  bringen. 

Um  aus  der  mifslichen  Zuschlagswirtschaft  herauszukommen, 
gibt  es  nur  zwei  Wege.  Entweder  deren  radikale  Abschaffung 
wie  in  England,  oder  aber  deren  iudirekte  Erhebung  wie  in 
Frankreich.  Wir  haben  aber  gesehen,  dafs  das  englische  Tarif- 
system auf  einer  gauz  anderen  Preisgrundlage  sich  aufbaut  wie 
das  unsererseits  vorgeschlagene,  von  den  anderen  hier  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  des  englischen  Verkehrs  nicht  zu  reden. 
Wir  waren  auch  bereits  in  der  Lage,  die  prinzipielle  Berechtigung 
einer  entsprechend  höheren  Bewertung  des  Schnellverkehrs 
auszusprecheu.  Als  deren  einfachste,  bequemste  und  praktischte 
Liquidierung  müssen  wir  das  Mittel  der  Wagenklassenrestrik- 
tion bezeichnen.  Statt  hoher  Zuschläge,  eine  höhere  Wagenklasse, 
das  ist  einfacher,  zweckmäfsiger  und  vornehmer.  Aus  den  Schnell- 
zügen wäre  also  die  III.  Klasse  gänzlich,  die  II.  Klasse  teilweise 
anszuschalten.  Und  zwar  sind  es  nächst  den  verkehrstechnischen 
Gründen,  finanzielle,  auf  welche  letztere  wir  im  besonderen  noch 
zurückkommen  werden.  Auch  die  chikanöse  Platzkarte  wird  durch 
das  System  der  Klassenausschaltung  überflüssig. 

Als  ein  weiteres  Gebot  rationeller  Tarifbildung  kommt  hinzu, 
die  Aufhebung  des  Freigepäcks,  einer  Vergünstigung,  welche 
nur  einem  Teile  der  Reisenden  zu  Gute  kommt  und  nicht  einmal  deu 
gröfseren.  Man  wird  vielleicht  beanstanden,  dafs  der  Minimalsatz  für 
Schnellzüge  bei  Hin-  und  Rückfahrt  für  Preufsen  alsdann  immerhin 


Digitized  by  Google 


35 


für  diejenige  Quote  der  Reisenden,  welche  mit  Gepäck  reisen,  um 
eben  die  künftig  zu  zahlende  Gepäckfracht  für  das  seitherige  Frei- 
gewicht verteuert  erscheint.  Allein  erstens  ist  diese  Quote  doch 
eine  verhältnismäfsig  kleine,  überdies  steckt  in  ihr  mehr  oder 
minder  der  sozial  besser  gestellte  Teil  der  Reisenden;  zweitens 
aber  dürfte  die  erheblich  komfortabler  vorgesehene  Beförderung 
zu  dem  seitherigen  Minimalschnellzugssatze  wohl  als  ein  genügendes 
Aeqnivalent  der  Verteuerung  anzusehen  sein.  Im  i hrigen  ist 
gerade  diese  Folgeerscheinung  geeignet,  darzutun,  dafs  unsere 
Vorschläge  sich  auf  einem  durchaus  realen  Boden  der  Dinge  be- 
wegen. Und  diesen  gilt  es  in  allererster  Linie  unter  den  Fülseu 
zu  behalten. 

Gerade  nun  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  glauben  wir  die 
gemachten  Vorschläge  ganz  besonders  empfehlen  zu  sollen.  Passen 
sich  doch  unsere  Vorschläge  in  aufserordentlich  weitgehendem 
Mafse  an  bestehende  Verhältnisse  an,  ja,  erscheinen  sie  doch 
geradezu  aus  den  gegebenen  Verhältnissen  herausgewachseu.  In 
der  Tat  bedeuten  unsere  Vorschläge  für  die  preufsischen  Bahnen 
mehr  eine  Verschiebung,  denn  eine  Verbilligung  der  Taxen. 
Verbilligende  Wirkungen  hätten  unsere  Vorschläge  vornehmlich  für 
die  süddeutschen  Verwaltungsgebiete,  worüber  ein  weiteres  bei  der 
finanziellen  Würdigung  unserer  Tarifvorschläge  zu  sagen  sein  wird. 

3.  Die  Reform  der  Betriebsführung. 

Mit  der  vorgeschlageneu  Vereinfachung  des  Klasseusystems 
für  die  norddeutschen  Bahnsysteme,  der  sich  anschliefsenden  Ver- 
einfachung des  Tarifsystems  für  alle  deutschen  Bahnen,  hätte  sich 
eine  dritte  Vereinfachung,  und  zwar  diejenige  der  Betriebsführung, 
und  zwar  wiederum  für  alle  deutschen  Eisenbahnen  zu  verbinden. 

Der  Übergang  zu  einem  vereinfachten  Klassensystem  in  Ver- 
bindung noch  dazu  mit  dem  System  der  Klassenausscbaltung  würde 
die  Verwirklichung  der  letzgenaunten  Forderung  zu  einem  guten 
Teile  von  selbst  ergeben. 

In  etwas  hätte  die  Technik  des  Dreiklassensystems  nach  fran- 
zösischem Vorbild  platzzugreifen.  So  wären  zunächst  unsere 
heutigen  D-Züge,  sowie  auch  sonstige  Schnellzüge,  welche  den 
internationalen  Verkehr  vermitteln,  gleich  den  französischen  rapides, 
mit  nur  einer,  der  ersten  Wagenklasse  zu  fahren.  Diese  Züge, 
auf  welche  alle  Errungenschaften  moderner  Schnellfahrtechnik  au- 
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zuwenden  wären,  die  beabsichtigen  Blitzzüge  der  preufsischen  Ver- 
waltung wären  in  erster  Linie  bestimmt,  den  ganzen  Durchgangs- 
verkehr wie  überhaupt  den  grofsen  Fernverkehr  aufzunehmen. 
Sie  dürften  den  Verkehr  nnr  zwischen  weuig  wirklichen  Haupt- 
stationen vermitteln  und  nicht,  wie  vielfach  unsere  heutigen 
Schnellzüge,  die  Zeit  durch  Absetzen  oder  Aufuebmen  nnr  ver- 
einzelter Reisenden  vergeuden.  Da  sich  der  Preis  in  diesen  Zügen 
I.  Klasse  auf  der  Höhe  des  seitherigen  Preises  II.  Klasse  bewegte, 
so  unterliegt  es  wohl  keinem  Zweifel,  dafs  diese  Züge  auch  in 
Deutschland  ihr  Publikum  fänden.  Diese  Einstellung  einklassischer 
Schnellzüge  dünkt  uns  als  die  richtige  Mafsnahme  unseren  Schnell- 
verkehr, der  heute  vielfach  noch  in  den  Kinderschuhen  steckt,  auf 
die  Höhe  der  Zeit  zu  bringen, 

Eine  zweite  Kategorie  von  Schnellzügen,  wir  möchten  sie 
beschleunigte  Züge  nennen,  wäre  mit  2 Klassen,  der  I.  und  II.,  zu 
fahren.  Diese  beschleunigten  Züge,  den  französischen  „express“ 
entsprechend,  wären  mehr  für  einen  gewissen  Unterwegsverkebr 
bestimmt.  Sie  hätten  etwa  diejenigen  heutigen  Schnellzugs- 
stationen  zu  bedienen,  welche  der  einklassische  Schnellzug  unbe- 
rücksichtigt läfst.  Sie  entsprächen  mehr  oder  minder  unseren 
heutigen  Schnellzügen  mit  III.  Klasse,  wie  denn  auch  in  diesen 
Zügen  Gelegenheit  gegeben  wäre,  zu  dem  heutigen  preufsischeu 
Minimalsatz  für  Schnellzüge  im  Rückfahrverkebr  die  Reise  zurück- 
z ulegen. 

Mit  allen  drei  Wagenklassen  wären  sonach  nur  die  schlecht- 
weg als  Personenzüge  bezeiehueten  Züge,  wir  möchten  sie  ge- 
wöhnliche Züge  nennen,  auszustatteu. 

An  zweiter  Stelle  ist  auf  dem  Gebiete  der  Betriebsführung 
die  bessere  Gestaltung  der  Fahrpläne  zu  fordern,  vornehmlich 
in  dem  Sinne  verbesserter  und  vermehrter  Anschlüsse. 
Heute  bilden  nicht  nur  die  Grenzstationen  landesherrlicher  Bahn- 
gebiete, sondern  vielfach  auch  die  grölseren  Hauptstationeu  inner- 
halb der  Systeme  Veranlassung  die  Züge  liegen  zu  lassen,  bezw. 
die  Anschlüsse  nicht  direkt  zu  bewerkstelligen.  Haftet  dieser 
Milsstand  auch  vornehmlich  dem  Personenzugsverkehr  an,  so  ist 
doch  auch  der  Schnellzugsverkehr  nicht  systematisch  genug 
durchgeführt.  Sind  es  doch  fast  nur  die  Luxuszüge,  welche 
Gewähr  einer  durchgehenden  Verbindung  bieten,  welche  ohne 
bureaukratischen  oder  sonstwie  hemmenden  EiuHufs  ihren  Weg 


Digitized  by  Google 


37 


machen.  Kann  man  auch  nicht  verlangen,  dafs  jede  Zugfiihrung 
durch  den  gauzen  oder  den  halben  Kontinent  sich  fortsetzt,  so  ist 
doch  die  moderne  Verkehrstechnik  auch  für  den  Normalreis  en- 
den insoweit  nutzbar  zu  machen,  dafs  wenigstens  innerhalb  des 
Deutschen  Reiches,  ungehemmt  durch  Partikulargrenzpfähle, 
ungehemmt  durch  sonstigen  zeitraubenden  Aufenthalt,  unbeliistigt 
durch  unnötiges  Umsteigen  von  einem  Puukt  zum  andern  zu  ge- 
langen die  Möglichkeit  gegoben  ist. 

4.  Die  finanzielle  Seite  der  Reform. 

Wenn  wir  in  der  finanziellen  Würdigung  unserer  Reform- 
vorschliige  zunächst  von  den  preufsischeu  Rahnen  ansgehen,  so 
dürfte  vorerst  die  Vorfrage  zu  beantworten  sein,  ob  die  An- 
wendung des  neuen  Klasseusystems  in  Verbindung  mit  der  ge- 
schilderten Betriebsführnug  unter  Verwendung  des  vorhandenen 
Wagen materials  der  preufsischen  Bahnen  ohne  gröfsere  Ubergangs- 
schwierigkeiten möglich  wäre,  oder  aber  ob  die  Durchführung  der 
Reform  von  der  Anschaffung  neuen  Materials  in  grösserem  Um- 
fang abhängig  sich  erweise.  Wir  stehen  nicht  an,  diese  Frage 
dahin  zu  beantworten,  dafs  auch  nicht  ein  einziger  neuer  Wagen 
nötig  wäre,  die  fragliche  Betriebsführung  unter  dem  fraglichen 
Klassen-  und  Tarifsystem  in  die  Wege  zu  leiten.  Gerade  die  Be- 
antwortung der  hier  in  Rede  stehenden  Frage  führt  uns  zu  einem 
der  interessantesten,  aber  gleichzeitig  auch  einem  der  wundesten 
Punkte  unserer  heutigen  Betriebstechnik.  Es  ist  der  hohe  Pro- 
zentsatz an  toter  Last,  den  die  deutschen  Eisenbahnen  infolge 
eines  schlechten  Klasseu-  und  eines  falschen  Tarifsystems  mit  sich 
führen.  Je  besser  und  bequemer  die  Wagenklasse,  desto 
jeerer  pflegt  sie  zu  sein.  Sinkt  doch  die  Ausnützung  der  vor- 
handenen Plätze  auf  deu  preufsischeu  Bahnen  in  der  II.  Klasse 
auf  rund  25,  in  der  I.  Klasse  gar  auf  rund  10  % herab.  Die 
Dinge  auf  die  Spitze  getrieben  heifst  das,  die  beiden  Oberklassen 
führen  so  viel  Leerplätze,  dafs  man  die  ganze  Frequenz  der 
III.  Klasse  in  den  Leerplätzen  der  Oberklasseu  noch  mit  unter- 
bringen  könnte,  wodurch  alsdann  die  III.  Klasse  für  die  ganze 
Frequenz  der  IV.  frei  wäre.  Die  Fluktuationen  der  Frequenz 
macht  die  Sache  uicht  besser,  sondern  schlimmer.  Der  erhöhte 
Markt  verkehr,  der  erhöhte  Sonntagsverkehr,  der  erhöhte  Verkehr 
bei  besondereu  Gelegenheiten,  immer  sind  es  die  Unterklassen, 
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auf  welche  die  erhöhte  Frequenzzififer  entfällt.  Es  kommt  dann 
oft  genug  vor,  dafs  der  dem  Verkehrsandrang  rat-  und  hilfsloa 
gegenüberstehende  Beamte  den  Reisenden  IV.  Klasse  Plätze  in 
den  Quasi-Reservewagen  der  I.  Klasse  anzuweisen  sich  gezwungen 
sieht. 

Wenn  nun  auch  eine  verzehnfachte  Frequenz  der  I.  Klasse, 
eine  verfünffachte  der  II.  des  guten  zu  viel  wäre,  so  sieht  mau 
doch,  welche  weitgehende  Aufnahmefähigkeit  die  Ober- 
klassen dartuu,  welche  weitgehende  Verschiebmig  in  der  Benützung 
der  einzelnen  Klassen  mit  der  Tendenz  einer  verstärkten  Frequenz 
der  Oberklasseu  platz  greifen  könute.  Träte  hinzu  noch  die  be- 
reits erwähnte  Überweisung  gewisser  Wagenkategorien  der  Mittel- 
klassen zu  deu  höheren  Klassen,  dann  dürfte  der  alte  Wagenpark 
auch  unter  den  neuen  Verhältnissen  sich  allen  Eventualitäten 
gegenüber  gewachsen  erweisen. 

Es  handelte  sich  also  für  Preufsen  nur  um  gewisse  Anpassungs 
kosten.  Da  diese  Kosten  nur  einmalige  wären,  dürften  sie  nennens- 
wert kaum  ins  Gewicht  fallen. 

Wir  kommen  nunmehr  zu  dem  finanziellen  Hauptpunkte, 
nämlich  der  Wirkung  der  neuen  Grundpreise  auf  die  Gestaltung 
der  Einnahmen.  Da  es  sich  für  die  preufaischen  Bahnen,  wie  ge- 
sagt, mehr  um  eine  Verschiebung  in  der  Benützung  der  einzel- 
nen Wageuklassen  handelte  und  handeln  sollte,  denn  um  eine 
eigentliche  Ermäfsigung  der  Taxen,  dürften  gröfsere  Ausfälle  für 
Preufsen  überhaupt  nicht  zu  gewärtigen  sein.  Dreht  es  sich  doch 
iu  der  Hauptsache  sozusagen  nur  um  die  finanzielle  Auflassung  der 
heutigen  I.  Wageuklasse. 

Die  preufsische  Eisenbahnstatistik  hat  uns  gelehrt,  dafs  nur 
’/a  % etwa  aller  Reisenden  sich  der  I.  Wagenklasse  bedienen.  Die 
preufsische  Eisenbabnstatistik  lehrt  uns  ferner,  dafs  auch  die  Au- 
zahl  der  auf  die  I.  Klasse  entfallenden  Personenkilometer  nur 
etwa  l’/j  % der  Gesamtzahl  aller  Personeukilometer  ausraacht. 
Endlich  ist  es  die  positive  Einnahme  aus  der  heutigen  I.  Wagen- 
klasse, welche  sich  nur  auf  einige  Hundertteile  der  Gesamtintradeu 
des  Personenverkehrs  beläuft  uud  somit  nicht  geeignet  erscheint, 
irgenwie  von  tieferer  finanzieller  Einwirkung  zu  sein. 

Die  Sache  wird  um  vieles  augenfälliger,  wenn  man  sich  die 
Aufhebung  der  I.  Wagenklasse  schlechtweg  vorstellt.  Kein  Mensch 
wäre  wohl  aus  rein  finanziellen  Gründen  gegen  deren  Aufhebung. 
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Da  unser  Reformplan  jedoch  sich  mit  der  schlechthinigen  Auf- 
lassung der  I.  Wagenklasse  nicht  begnügt,  da  er  vielmehr  die 
Verbesserung  der  unteren  Wagenklasse  als  die  vornehmste  For- 
derung der  Reform  aufstellt,  so  wäre  allerdings  der  Eintritt  einer 
starken  Verschiebung  in  der  Benützung  der  einzelnen  Wagen- 
klassen nach  der  unteren  verbesserten  aber  nicht  ver- 
teuerten Klasse  ganz  unausbleiblich.  Diese  Verschiebung  in 
ihr  gerades  Gegenteil  zu  verkehren,  bezweckt  die  in  unserem  Plaue 
vorgesehene  Klassenrestriktion  bei  Schnellzügen.  Die  Ge- 
staltung der  Betriebsfuhrung,  wie  wir  sie  im  vorigen  Abschnitte 
skizzierten,  würde  mit  apodiktischer  Sicherheit  nicht  nur  eine  Ver- 
schiebung nach  den  unteren  Klassen  aufhalten,  sondern  eine 
Verschiebung  im  Sinne  einer  gesteigerten  Frequenz  der  Ober- 
klassen, insbesondere  der  ersten  Wagenklasse  herbeiführen. 

Man  bedenke,  der  effektive  Ertrag  im  Durchschnitt  sämt- 
licher Personenkilometer  der  preufsischen  Bahnen  stellt  sich  heute 
schon  auf  nur  2,52  Pf.  pro  Kilometer.  Und  zwar  berechnet  sich 
der  Ertrag 

in  der  II.  Klasse  auf  4,39  Pf., 

- - III.  - - 2,71  - 

- - IV.  - - 1,90  - 

pro  Kilometer. 

Es  sind  das,  unter  Berücksichtigung  der  Ausfälle  durch  die 
beizubehaltenden  Monats-,  Arbeiter-  und  Schüler-Karten,  ziemlich 
genau  unsere  Reformpreise,  welche  wir 

für  die  I.  Klasse  auf  4, so  Pf., 

- - II.  - - 3,-  - 

. . Hl.  . - 2,-  - 

normierten. 

Die  Klassenfrequenzziffern  stellen  sich  heute  auf  den  preufsi- 
schen Bahnen  folgendermafsen.  Von  der  Gesamtzahl  der  Personeu- 
kilometer  entfallen 

auf  die  II.  Klasse  13,os 

- - III.  - 37,12  - 

- - IV.  - 43,35  - 

Gelänge  es  also,  die  heutigen  Frequeuzziffern  der  II.  bis 
IV.  Klasse  für  die  I. — III.  Klasse  festzuhalten,  dann  wäre  mit 
Ausfallen  für  die  preufsischen  Bahnen  überhaupt  nicht  zu  rechnen. 
Man  beachte,  das  Gros  der  Reisenden  fährt  heute  schon  auf  den 
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prenfsischen  Bahnen  in  den  Personeuziigen  zu  dem  2-Pf.-,  in  den 
Schnellzügen  zu  dem  3-Pf.-Tarif.  Und  daran  würde  unser  Reform- 
tarif wenig  ändern. 

Allerdings  ist  die  völlige  Beibehaltung  der  heutigen  Frequenz- 
ziffern der  einzelnen  Wagenklassen  bezw.  die  Übertragung  der 
Frequeuzziffern  der  II. — IV.  auf  die  I. — III.  Klasse  nicht  zu  er- 
warten. Zu  erwarten  ist  jedoch,  dafs  die  Frequenzziffern  der  I. 
und  II.  Klasse  der  künftigen  I.  Klasse  voll  uud  ganz  zufielen;  und 
die  weitgehendste  Befürchtung  wäre  vielleicht  die,  dafs  von  den 
37,t2  % der  Personenkilometer  III.  Klasse  vielleicht  nur  2/s  auf  die 
künftige  II.  Klasse  entfielen. 

Wir  kämen  sonach  zu  einer  Frequenzziffer  von 
li,bx  % iu  der  I.  Klasse, 

24,76  ---  II.  - 
55,72  - - III. 

aller  Personeukilometer,  wozu  noch  die  auf  Militärfahrkarten  ent- 
fallenden 4,fir>  % der  Persouenkilometer  hinzuträten. 

Multipliziert  man  die  angenommenen  Personenkilometer- 
Frequeuzzahlen  der  einzelnen  Wageuklassen  mit  den  Reformtarif- 
sätzen, so  ergibt  sich,  nach  Abzug  einer  entsprechenden  Ausfall- 
quote für  Arbeiter-,  Schüler-  und  Zeitkarten,  eine  Einnahme  von 
350,4  Millionen  Mark  gegenüber  einer  tatsächlich  erzielten  von 
360,4,  oder  ein  Ausfall  von  19  Millionen.  Uud  diese  Summe  be- 
deutete für  Preufseu  in  der  Tat  deu  ganzen,  ja,  den  Maximal- 
ausfall, da  die  angenommene  Personeukiloineterfrequenz  von 
der  II.  Klasse  eher  zu  niedrig,  denn  zu  hoch  gegriffen  erscheint. 

Im  weiteren  wäre  noch  mit  dem  Ausfall  der  Schnellzugs- 
zusehläge  und  der  Platzkarten  zu  rechnen.  Doch  ist  anzuuehmen, 
dafs  die  Aufhebung  des  Freigepäcks  diese  Ausfälle  ganz  oder 
wenigstens  zu  einem  guten  Teile  wieder  hereiubringen  dürfte. 

19  Millionen  aber  ist  eine  grofszügige  Eisenbahnreform  wohl 
au  sich  wert!  19  Millionen  ist  überdies  ein  Betrag,  welcher  in 
wenig  Jahren  durch  deu  steigenden  Verkehr  wieder  zu  erzielen 
wäre. 

Schlechterdings  sind  selbst  gröfsere  Ausfälle  für  die  preufsi- 
schen Bahnen  nicht  geeignet,  irgendwelche  Bedenken  zu  erregen. 
Eher  mufs,  vom  rein  volkswirtschaftlishen  Standpunkt  ans  die 
Dinge  besehen,  eine  7prozentige  Eisenbahnrente  als  etwas  Be- 
denkliches, als  ein  staatsökonomisch  ungesunder  Zustand  bezeichnet 
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werden.  Bedeutet  doch  eine  Staatseisenbahnrente  von  7 % nichts 
anderes  als  die  Erhebung  einer  unwirtschaftlich  hohen  Verkehrs- 
steuer. 

Es  ist  daher  für  die  preufsischeu  Bahnen  der  Zeitpunkt 
gröfserer  Reformen  längst  gekommen.  Gewifs  kann  eine  Staats- 
eiseubahn  auch  Überschüsse  für  allgemeine  Staatszwecke  liefern, 
aber  ein  ganzes  Finanzsystem  mehr  oder  minder  auf  Eisenbahn- 
Überschüsse  basieren,  kann  keineswegs  als  in  Einklang  mit  den 
Gesetzen  der  Volkswirtschaft  bezeichnet  werden. 

Die  Verkehrsinstitute  haben  in  erster  Linie  dem  Verkehr  zu 
dienen.  Das  ist  freilich  Binsenweisheit.  Allein  es  ist  leider  wahr, 
dafs  auch  diese  nicht  immer  genügende  Beachtung  findet.  Wie 
die  Dinge  in  Preufsen  liegen,  kann  nicht  eindringlich  genug  auf 
den  Weg  der  Reform  verwiesen  werden,  und  zwar  für  alle  Zweige 
des  Verkehrswesens,  und  die  Reform  des  Personenverkehrs  kann 
nur  als  die  nächstliegendere  gelten. 

Nicht  so  einfach,  nicht  so  günstig  liegt  unsere  Frage  für  die 
nichtpreufsischen  Bahnverwaltnngsgebiete.  Nicht  nur,  dafs  die 
Rente  sämtlicher  nichtpreufsischen  Verwaltungen  erheblich  hinter 
der  preufsischeu  zurückbleibt,  sondern  die  meisten  nichtpreufsischen 
Verwaltungen  fahren  überdies  zu  teuereren,  teilweise  erheblich 
teuereren  Tarifsätzen.  Der  Übergang  der  nichtpreufsischen 
Bahnen  zu  einem  Tarifsystem  wie  das  vorgeschlagene  hätte  also 
für  die  fraglichen  Bahnen  erheblich  gröfsere  Ausfälle  im  Gefolge, 
als  sie  für  Preufsen  zu  gewärtigen  wären. 

Von  Sachsen,  das  den  Zweipfennigtarif  bereits  in  seinem 
System  hat,  sowie  von  Baden,  das  mittels  Kilometerheft  bereits 
zu  2'/2  Pfg.  den  Kilometer  fährt,  liefse  sich  immerhin  noch  eher 
erwarten,  dafs  sie  die  umschriebene  Reform  mitzumachen  in  der 
Lage  wären,  als  von  Bayern  und  Württemberg.  Doch  ist  Zusagen, 
dafs  vielleicht  gerade  Bayern,  mit  seinem  so  sehr  schlecht  ent- 
wickelten Verkehr,  durch  starke  Tarifermäfsigungen  eine  stärkere 
Belebung  des  Verkehr  zu  erwarten  hätte.  Wie  wenig  entwickelt 
der  bayerische  Verkehr  ist,  erhellt  aus  der  Tatsache,  dafs  (190*2)  auf 
einen  Kilometer  Betriebsläuge  in  Bayern  nur  eine  Frequenz  von 
‘264  007  Personenkilometern  entfiel,  gegen  475  090  in  Preufsen. 

Nächst  den  höheren  Tarifsätzen  erschweren  den  nichtpreufsi- 
schen Verwaltungen  die  hohen  Betriebsspeseu  die  Reform.  Wenn 
die  französichen  Bahnen  mit  einem  Betriebsspesenprozentsatz  von 
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54,  die  preufsischen  mit  einem  solchen  von  59  durchkommen,  die 
bayerischen  aber  71,  die  badischen  gar  77  benötigen,  dann  sind 
das  bedenklich  ungesunde  Zustände,  gleichviel,  worauf  sie  zurüek- 
zofiibren  sind.  Die  Kleinheit  der  fraglichen  Bahngebiete  dürfte 
für  sich  allein  nicht  die  erschöpfende  Ursache  so  starker 
Mifsverbältnisse  sein,  und  die  Möglichkeit,  die  Betriebskosten 
der  nichtpreufsischen  Verwaltungen  wenigstens  in  etwas  den 
preufsischen  Verhältnissen  anzupassen,  dürfte  nicht  so  kurzer  Hand 
ausgeschlossen  sein.  Es  hätte  also  bei  den  nichtpreufsischen 
Bahnen  zunächst  eine  innere  Reform  der  Verwaltung  der  Reform 
nach  aufsen  voranzngehen.  Keinesfalls  aber  kann  die  deutsche 
Eiseubahnreform  aus  Gründen  des  finanziellen  Unvermögens  der 
nichtpreufsischen  Verwaltungen  mit  Verteuerungen  der  preufsi- 
schen Tarife  ins  Leben  treten.  Ebensowenig  kann  und  soll 
Preufsen  die  Reform  von  der  freiwilligen  Zustimmung  auch  der 
letzten  nichtpreufsischen  Eisenbahnverwaltung  abhängig  machen, 
sondern  nötigenfalls  ist  eben  die  Reform  zunächst  als  eine 
preufsische  zu  proklamieren,  eingedenk  des  Bülowschen  Aus- 
spruchs: 


Preufsen  iu  Deutschland  voran! 

Und  damit  sind  wir  bei  der  politischen  Seite  der  Eisen- 
bahnfrage angekommen.  Mit  seiner  7prozentigen  Eisenbahnreute 
sehen  wir  Preufsen  heute  die  Lage  bis  zur  Ausscbliefslichkeit  be- 
herrschen. Dieses  preufsische  Übergewicht  im  Verkehrswesen, 
nebenbei  bemerkt,  das  direkte  Ergebnis  der  Ablehnung  des 
Reichseisenbahnprojektes  seitens  kurzsichtiger  Mittelstaatspolitiker, 
sollte  aber  letzten  Endes  zur  Erzielung  nationaler  Vorteile, 
nicht  etwa  zur  Konservierung  preufsisch-partikularer  angewendet 
werden.  Ist  doch  der  Zeitpunkt  für  Preufsen  wieder  einmal  ge- 
geben moralische  Eroberungen  grofsen  Stiles  zu  machen. 
Hoffen  wir  von  Budde,  dafs  er  sich  entschliefst,  statt  spezifisch 
preufsischer,  deutsche  Eisenbahn politik  zn  machen,  hoffen  wir, 
dafs  er  den  Faden  Maybachs  wieder  aufuehmen  wird.  Dieser 
bedeutete  die  Kombination  der  preufsischen  Tarife  mit  dem  süd- 
deutschen Klassensystem.  Und  das  soll  sein:  der  Zweipfennig- 
tarif für  die  dritte  Wagenklasse. 

Völlig  ausgeschlossen  ist,  dafs,  wenn  erst  Preufsen  mit  der 
Reforrnfahne  vorangeht,  die  nichtpreufsischen  Verwaltungen  auf 
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die  Dauer  Zurückbleiben  werden.  Sie  werden  einer  Reform 
Buddes  folgen,  wohl  oder  übel,  wie  sie  der  Reform  Thielena  auch 
zu  folgen  sich  entschlossen  haben.  Sollte  alsdann  der  Nimbus  der 
beliebten  Eigeubrödelei  im  deutschen  Eisenbahnwesen  mit  dem 
Endergebnis  hoher  Betriebskosten  nnd  hoher  Fahrpreise  für  die 
nichtpreufsischen  Verwaltungen  etwas  verbleichen,  sollten,  in  An- 
betracht der  nicht  geringen  volkswirtschaftlichen  Nachteile,  welche 
ausschliel'slich  die  nichtpreufsischen  Eisenbahngebiete  betroffen 
haben,  eben  die  nichtpreufsischen  Verwaltungen  gesunden 
zentralistischen  Bestrebungen  gegenüber  sich  etwas  weniger  zu- 
geknöpft erweisen,  um  so  besser  für  das  Ganze! 

Also:  Volldampf  voraus,  Exzellenz  v.  Budde! 
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Meine  Herren!  Die  Absicht,  den  Steinkohlenbergbau  zu 
verstaatlichen,  bedeutet,  ein  Monopol  des  Staates  zu  schaffen 
für  die  Gewinnung  von  Steinkohlen,  nicht  dagegen  ein 
solches  für  den  Verkauf.  Ein  Verkaufsmonopol  war  das 
frühere  Kochsalzmouopol.  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen 
einem  Gewinuungsmouopol  und  einem  Verkaufsmonopol  in  ihrer 
volkswirtschaftlichen  Wirkung  besteht  darin,  dals  bei  dem 
ersteren  die  Konkurrenz  in  ausländischer  Ware  nicht  aus- 
geschlossen ist.  Trotz  der  Verstaatlichung  des  Steinkohlen- 
bergbaues würde  man  also  auch  den  Wettbewerb  auswärtiger 
Steinkohlen  haben  und,  falls  das  Staatsmonopol  sich  blos  auf 
die  Gewinnung  von  Steinkohlen  beschränkt,  auch  die  der 
anderen  Brennstoffe,  zunächst  der  Braunkohle  aber  auch  der 
Naphtarückstände  und  anderer. 

Freilich,  diese  Konkurrenz  hätte  teils  nur  für  gewisse 
Industrien,  teils  nur  für  gewisse  Gegenden  eine  nennenswerte 
Bedeutung.  Braunkohlen  sind  wohl  für  Kesselfeuerung,  für 
Hausbrand  namentlich  in  brikettierter  Form  zu  verwenden, 
kommen  dagegen  nicht  für  die  Koksgewinnung  in  Betracht. 
Damit  scheiden  sie  für  den  gröfsten  Teil  der  Metallindustrie, 
wenigstens  für  die  Metallgewinnung  und  die  Giel'serei  aus  und 
ebenso  auch  für  manche  Hausbrandzwecke  (gewisse  Zentral- 
heizungen), welche  als  Brennstoff  Koks  verlangen.  Zur  Leucht- 
gasbereitung sind  Naphtarückstände  sehr  wohl  zu  verwerten. 

(Ölgas.)  Einer  umfangreichen  Verwendung  derselben  steht 
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zur  Zeit  aber  der  aufserordentlich  hohe  Zoll  hiudernd  im 
W ege. 

Bei  dem  geringen  Brennwerte  der  Braunkohlen  kann  deren 
Konkurrenz  aber  auch  immer  nur  in  einem  beschränkten  Ge- 
biete in  Betracht  kommen,  da  sie  auf  weitere  Entfernungen 
wenig  versandfähig  ist.  Und  die  Konkurrenz  der  auslän- 
dischen Steinkohle,  in  erster  Linie  der  englischen,  kommt 
wesentlich  nur  an  den  Küstengebieten  und  ein  Stück  strom- 
aufwärts bei  Elbe,  Oder,  Weichsel  und  Pregel  in  Betracht. 
Da  der  Staat  gleichzeitig  im  Besitze  der  Eisenbahnen  und 
der  Wasserstrafsen  ist,  so  kann  er,  soweit  nicht  die  Küsten- 
gebiete unmittelbar  in  Betracht  kommen,  allein  durch  seine 
Frachttarifpolitik  die  fremden  Brennstoffe  fern  halten,  zumal 
wenn  der  Art.  54  der  Rcichsverfassuug  illusorisch  gemacht 
wird,  wie  das  ja  die  Kanalkommission  im  Preufsischen  Abge- 
ordnetenhause beschlossen  hat.  Aber  es  ist  auch  anzunehroen, 
dafs,  wenn  der  Staat  erst  im  Besitze  eines  Gewinnungs- 
monopols für  Steinkohlen  ist,  er  auch  zu  einem  Stein- 
kohlenzoll übergehen  wird.  Ist  ein  solcher  doch  bereits  An- 
fang der  80er  Jahre  von  verschiedenen  bergmännischen  Inter- 
essenvertretungen verlangt  worden,  besteht  er  doch  auch  in 
anderen  Staaten  z.  B.  in  Kufsland.  Auf  die  eine  oder  die  an- 
dere Weise  würde  sich  also  das  Gewinnungsmonopol  tatsäch- 
lich zu  einem  Verkaufsmonopol  des  Staates  auswachsen.  Und 
es  ist  auch  gar  nicht  einzuseheu,  warum  der  Staat  gerade  bei 
der  Monopolisierung  der  Steinkohlen  stehen  bleiben  sollte. 
Der  Braunkohlenbergbau  würde  mit  Naturnotwendigkeit 
folgen. 

Bei  dem  Verkaufsmonopol  für  Salz  hatte  der  Staat  einen 
einheitlichen  Verkaufspreis  im  ganzen  Monopol- 
gebiete festgesetzt.  Das  ist  bereits  auch  seinerzeit  für 
Kohle  von  übereifrigen  Monopolauhäugern  verlangt  worden, 
so  von  dem  Sekretär  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Inter- 
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essen  Niederschlesiens  v.  Packisch-Festenberg  in  einer  1888 
erschienenen  Schrift.  Indessen  dürfte  ein  solcher  Einheits- 
preis bei  dem  Umstande,  dafs  die  Fracht  im  Verhältnis  zum 
Werte  des  Materials  eine  entscheidende  Rolle  spielt,  trotz  des 
Frachtmonopoles  des  Staates,  undurchführbar  sein;  es  wäre 
das  auch  im  höchsten  Grade  bedenklich,  denn  die  ganze  wirt- 
schaftliche Entwicklung,  die  sich  eben  durch  die  Verschieden- 
heit der  Kohlenpreise  gebildet  hat,  würde  dadurch  auf  den 
Kopf  gestellt  werden.  Immerhin  mufs  erwogen  werden,  dals 
die  Eisensyndikate  diesen  Weg  bereits  zum  guten  Teile  be- 
schritten haben,  dafs  sie  meist  zu  Preisen  auf  bestimmter 
Frachtbasis  verkaufen;  dals  die  Kohlensyndikate  die  Preise 
in  den  „unbestrittenen  Gebieten“  hoch,  in  den  „bestrittenen“ 
niedrig  halten,  d.  h.,  dafs  je  näher  am  Förderpunkte  der  Grube, 
der  Preis  um  so  höher  ist  und  je  weiter  entfernt  davon  der 
Preis  um  so  niedriger  gehalten  wird.  Ganz  ähnlich  ist  die 
Preispolitik  des  Kalisyndikates,  das  ja  sogar  für  ganze 
Gegenden  die  Wasserverfrachtung  ausschliel'st.  Man  sieht 
also,  dafs  die  Preispolitik  der  Monopole  die  Tendenz  nach 
Gleichstellung  der  Ortspreise  unabhängig  von  der  Fracht  mit 
sich  bringt. 

Damit  ist  aber  die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung, das  Gedeihen  oder  Nichtgedeihen  jedes  Unter- 
nehmens und  damit  auch  ganzer  grofser  Gebiete,  ja  das  des 
gauzen  Vaterlandes  der  Willkür  des  Monopolbesitzers  anheim- 
gegeben. Von  seiner  gröfseren  oder  geringeren  Einsicht  hängt 
diese  Entwicklung  ab.  Zwei  der  wichtigsten  Faktoren  des 
modernen  Produktionsprozesses,  die  Fracht  und  die  weitaus 
wichtigste  Kraftquelle,  würden  dann  in  der  Hand  des 
Staates  sein.  Es  fehlte  nur  noch  die  Verstaatlichung  der 
Nahrungsmittel,  und  bekanntlich  hat  ja  Graf  Kanitz  in  seinem 
berüchtigten  Antrag  auf  die  Verstaatlichung  des  Getreide- 
handels auch  das  bereits  verlangt.  Wir  würden  dann  voll- 
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ständig  in  den  sozialistische»  Staat  hineinkoinmen,  und  es  ist 
ein  gewisser  Huinor  darin,  dafs  es  gerade  die  konservativen 
Parteien  sind,  welche  den  sozialistischen  Staat  am  unum- 
wundensten erstreben. 

Von  den  Vertretern  des  Staatssozialismus  wird  für  die 
Erweiterung  der  wirtschaftlichen  Machtbefugnisse  des  Staates 
geltend  gemacht,  dafs  das  ungefährlich  sei,  da  der  Staat  keine 
egoistischen  Interessen  habe,  sondern  das  Interesse  der  All- 
gemeinheit vertrete.  Gewifs  sollte  das  der  Staat.  Es  wäre 
dies  die  Aufgabe  nicht  nur  des  Rechtsstaates,  sondern  ebenso 
die  des  sozialistischen  Staates.  Aber  mau  mufs  sich  doch  die 
Frage  vorlegen,  kann  der  Staat  dieser  Aufgabe  gerecht 
werden?  Und  diese  Frage  läfst  sich  nur  mit  einem  runden 
„nein“  beantworten. 

Die  Leiter  des  Staatswesens  sind  eben  auch  Menschen  mit 
menschlichen  Unzulänglichkeiten  und  Fehlern.  Es  kommt 
hinzu,  dafs  der  Erwerbstrieb  unausrottbar  im  Menschen  liegt, 
und  deshalb  wird,  je  mehr  der  Staat  Eiuflufs  auf  die  Erwerbs- 
tätigkeit gewinnt,  umsomehr  die  Neigung  dahin  gehen,  das 
Staatswesen  den  eigenen  Interessen  und  damit  den  Sonder- 
interessen nutzbar  zu  machen.  Damit  wird  die  Interessen- 
politik  die  Parlamente  und  Regierungen  in  noch  höherem 
Mafse  beherrschen,  als  das  jetzt  schon  geschieht.  Das  Vor- 
gehen hierbei  ist  ja  bekannt:  Eine  Interessengruppe  bezeichnet 
ihre  Sonderinteressen  als  die  Interessen  des  Staates,  die  der 
Staat  in  erster  Linie  zu  wahren  habe.  Oder  sie  bezeichnet 
sich  als  die  Säulen,  auf  denen  der  Staat  ruht,  deren  Trag- 
fähigkeit zu  erhalten  daher  oberste  Aufgabe  des  Staates  sei. 
Die  bekannte  Geschichte  von  den  Stützen  des  Staates,  die  ge- 
stützt werden  müssen.  Und  wenn  eine  Interessengruppe 
nicht  stark  genug  ist,  für  sich  allein  diesen  Einflufs  auf  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  zu  gewinnen,  so  schliefst  sie  ein 
Bündnis  mit  einer  anderen,  wie  es  bei  uns  in  der  Zollpolitik 
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die  Agrarier  mit  den  grofsindustriellen  Schntzzöllnern  getan 
haben.  Der  Kampf  nm  die  politische  Macht  wird  dann  gleich- 
zeitig der  Kampf  um  die  wirtschaftlichen  Vorteile,  es  wird 
der  Kampf  um  die  wirtschaftliche  Machtstellung  und  die 
Losung  heifst:  enrichissez  vous!  Wir  erleben  das  ja  bereits 
nicht  nur  bei  der  heutigen  Zollpolitik,  sondern  auch  überall 
da,  wo  wir  Monopole  besitzen,  auf  welche  der  Staat  Einflufs 
hat,  und  überhaupt  da  wo  der  Staat  in  der  Lage  ist,  wirt- 
schaftliche Vorteile  zu  gewähren.  Im  Kalisyndikate,  wo  der 
preufsische  Bergfiskus  die  führende  Rolle  hat,  verlangte  und 
erreichte  man  eine  systematische  Begünstigung  der  landwirt- 
schaftlichen Bezugsgenossenschaften  und  eine  ebenso  systema- 
tische Benachteiligung  des  Handels.  Und  jetzt,  wo  nach  Er- 
neuerung des  Syndikats  die  beteiligten  Produzenten  sich  über- 
zeugt haben,  dafs  diese  Zurücksetzung  des  Handels  sie  selbst 
schädigte,  erheben  die  Vertreter  agrarischer  Interessen  im 
Preulsischen  Abgeordnetenhause  energisch  die  Forderung,  die 
Landwirtschaft  vor  dem  Handel  weiter  zu  bevorzugen,  ob- 
gleich gerade  die  kleinen  Landwirtschaftsbetriebe  auf  den 
Bezug  durch  den  Handel  angewiesen  sind.  Ganz  Ähnliches 
sehen  wir  bei  den  Lieferungen  für  die  Proviantämter,  wo  man 
es  durchgesetzt  hat,  dafs  diese  nur  vom  heimischen  Produ- 
zenten, nicht  vom  Handel,  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Kartoffeln 
und  Fourage  kaufen  dürfen.  Ebenso  darf  es  seine  Drahtstifte 
nicht  vom  Händler,  sondern  nur  vom  Produzenten  beziehen, 
und  da  die  Produzenten  zu  einem  Syndikate  zusammen- 
geschlossen sind,  unterstützt  die  Kriegsverwaltung  damit  den 
Zusammenschlufs  der  Produzenten  zu  ihrem  eigenen  Nachteile. 

Die  preufsische  Staatsbahnverwaltung  begünstigt  plan- 
mässig  die  grofsen  Eisensyndikate.  Schienen  und  Radsätze 
dürfen  nur  von  den  Verbandswerken  bezogen  werden,  bezw. 
es  wurden  aufserhalb  stehenden  Werken  so  minimale  Quanten 
zugeteilt,  dafs  diese  schon  dadurch  gezwungen  waren,  sich 
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den  Verbänden  anzuschliefsen.  Sie  erstellt  in  Zeiten  des 
Futtermifs  wachses  die  billigen  Notstandstarife  nur  für  land- 
wirtschaftliche, nicht  auch  für  andere  Verbraucher,  obgleich 
diejenigen  doch  noch  schlimmer  unter  Futternot  leiden,  die 
ihr  gesamtes  Futter  kaufen  müssen. 

Alle  solche  Maßnahmen  sind  der  Staatsverwaltung  wahr- 
scheinlich gar  nicht  erwünscht,  ihr  selbst  in  hohem  Mafse 
unbequem,  aber  sie  ist  nun  einmal  abhängig  von  den  herr- 
schenden Parteien,  sie  ist  auf  deren  Gunst  in  den  Parlamenten 
angewiesen  und  daher  genötigt,  solchen  Wünschen  nachzu- 
geben. Und  diese  Parteien  denken  mit  Göthes  Clavigo  „Wer 
am  Zoll  sitzt  und  wird  nicht  reich,  der  ist  ein  Pinsel“,  und 
Pinsel  sind  unsere  Agrarier  nicht. 

Die  Gefahr  einseitiger  Bevorzung  gewisser  Inter- 
essengruppen wird  um  so  gröfser,  je  weniger  ein 
Parlament  den  Charakter  einer  Volksvertretung  be- 
sitzt. Freilich  nach  dem  gegenwärtigen  Minister  des  Innern, 
Herrn  v.  Hammerstein,  ist  der  preufsische  Landtag  der  ge- 
naueste Ausdruck  der  öffentlichen  Meinung  in  Preufsen. 
Allerdings,  andere  Menschen,  die  vielleicht  in  den  Augen  des 
Herrn  v.  Hammerstein  nur  einen  beschränkten  Untertanen- 
verstand  besitzen,  sind  anderer  Meinung.  Sie  sehen  in  diesem 
Parlamente,  zufolge  seiner  Wahlkreiseinteilung,  die  im  wesent- 
lichen noch  auf  der  Bevölkerungsziffer  der  50er  Jahre  beruht, 
in  diesem  Wahlrechte,  das  nach  Bismarck  das  elendeste  aller 
Wahlsysteme  ist,  ein  Klassenparlament  schlimmster  Art.  Und 
es  ist  nun  einmal  das  Wesen  der  Klassenparlamente,  zumal 
wenn  sich  diese  Klassen  zum  guten  Teile  mit  Erwerbsgruppen 
decken,  dafs  einzelne  Interessengruppen  die  Art  und  die  Höhe 
der  Unterstützungen  bestimmen,  welche  sie  vom  Staate  er- 
halten wollen,  oder,  wie  man  es  drastisch  bezeichnet  hat,  dafs 
die  Almosenempfänger  das  Almosen,  das  ihnen  gegeben  wird, 
selbst  festsetzen. 
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Je  mehr  wirtschaftliche  Befugnisse  nun  der  Staat  zuge- 
wiesen erhält,  um  so  stärker  wird  natürlich  die  Neigung  der 
Interessengruppen  werden,  den  Staat  als  milchende  Kuh  für 
sich  auszunutzen,  und  um  so  geringer  wird  auch  die  Aussicht, 
diese  Zustände  zu  bessern. 

Die  herrschenden  Parteien,  zumal  wenn  sie  sich  mit 
Interessengruppen  decken,  haben  natürlich  die  Neigung,  nicht 
nur  sich  selbst  Vorteile  vom  Staate  zu  verschaffen,  sondern 
auch  ihrerseits  möglichst  wenig  Steuern  für  den  Staat  aufzu- 
bringen. Je  geringer  aber  deren  Steuerleistung,  je  größer  ihre 
Almoseuansprüche  an  den  Staat,  um  so  notwendiger  wird  es 
für  die  Finauzverwaltung,  die  Betriebsverwaltungen  „pfleglich 
zu  behandeln“,  diese  werden  dann  eben  das  „Rückgrat  der 
Finanzen“.  Der  Fiskalismus,  d.  b.,  hohe  Preiss  für  alle  staat- 
lichen Leistungen,  wird  dann  eine  Notwendigkeit. 

Wir  erleben  das  an  den  Eisenbahnen.  Als  diese  ver- 
staatlicht wurden,  hiefs  es,  dafs  anstelle  der  Dividendensorgen 
der  Aktionäre  allein  die  Sorge  für  die  Förderung  des  Ver- 
kehres treten  werde,  dafs  die  Verwaltung  der  Bahnen  aus- 
schliel'slich  im  allgemeinen  wirtschaftlichen  Interesse  des 
ganzen  Landes  erfolgen  solle.  Als  ich  im  Preußischen  Ab- 
geordnetenhause den  früheren  Finanzminister  v.  Miquel  an 
dieses  feierlich  gegebene  Versprechen  erinnerte,  erwiderte  er: 
Wenn  man  dieses  Versprechen  gegeben  hätte,  so  hätte  man 
nicht  so  dumm  sein  dürfen,  es  zu  glauben,  er  hätte  es  nicht 
geglaubt.  — Gewifs,  man  hätte  nicht  so  dumm  sein  dürfen,  es 
zu  glauben,  denn  man  mufste  sich  sagen,  dafs  die  Verhält- 
nisse stärker  sein  würden  als  die  wohlwollendsten  Absichten. 
Und  dabei  bewahrt  die  Konkurrenz  der  Binneuwasserstrafsen 
die  Bahnen  gegenwärtig  noch  vor  einem  Stillstand  im  Tarif- 
wesen. Hat  doch  der  frühere  Eisenbahnminister  v.  Thielen 
noch  als  Minister  gelegentlich  eines  Toastes  zur  Eröffnung 
des  Elbe-Trave-Kanals  das  dankbar  anerkannt,  als  er  der 
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nasseu  Schwester,  der  Binnenschiffahrt  den  Dank  des  trocknen 
Bruders,  der  Eisenbahn,  aussprach,  die  ihn  durch  ihren  Wett- 
bewerb vor  dein  Einschlafen  und  vor  der  Verknöcherung  be- 
wahrt habe. 

Bei  einem  Kohlenmonopol  würde  aber,  wie  weiter  oben 
ausgeführt  ist,  die  Konkurrenz  noch  sehr  viel  geringer  sein, 
als  bei  dem  Eisenbahnmonopol,  die  Gefahr  der  fiskalischen 
Ausnutzung  würde  also  auch  noch  wesentlich  gröfser  sein, 
wie  hier. 

Der  Staat  ist  bei  jedem  Gewerbebetrieb  gegenüber  dem 
Privatbetrieb  insofern  wesentlich  im  Nachteil,  als  seine  Ver- 
waltung naturgemäfs  eine  bureaukratische  sein  mufs.  Eine 
solche  ist  nur  zu  leicht  geneigt,  bei  den  ihr  unterstellten  Be- 
trieben nicht  die  Aufgabe  der  Erfüllung  öffentlicher  Bedürf- 
nisse zu  sehen,  sondern  sie  als  Selbstzweck  zu  betrachten,  als 
fiskalische  Anstalten  zur  Erzielung  hoher  Einnahmen.  Vor 
allem  aber  erschwert  die  ganze  Art  und  Weise  der  bureau- 
k rat i sehen  Verwaltung  die  Berücksichtigung  der  individuellen 
Bedürfnisse  der  Abnehmer  aufserordentlich ; sie  bringt  die 
Neigung  zur  Schablone  zum  Schema  F.  mit  sich,  die  Scheu 
vor  dem,  was  aufserhalb  des  Schemas  liegt  und  daher  die  Er- 
schwerung aller  Wünsche,  die  nicht  alltäglich  sind.  Und  diese 
büreaukratische  Verwaltung  wird  um  so  schlimmer,  je  gröfser 
und  je  konkurrenzloser  der  Betrieb  ist.  ln  Baden,  das  mit 
der  Konkurrenz  der  Reichseisenbahnen  und  derjenigen  Würt- 
tembergs, in  Bayern,  in  Württemberg,  in  Sachsen,  die  mit  dem 
Wettbewerb  der  Verkehrswege  der  Nachbarstaaten  zu  rechnen 
haben,  und  wo  es  sich  um  verhältnismälsig  kleine  Ver- 
waltungen handelt,  ist  man  unendlich  viel  kulanter  als  in 
Preufsen.  Wer  insbesondere  im  Osten  einmal  an  die  Eisen- 
bahnverwaltung um  Gewährung  eines  Anschi ufsgleises  heran- 
getreten ist,  der  wird  die  Empfindung  gehabt  haben,  dafs  man 
das  verwaltungsseitig  eigentlich  als  eine  ganz  unerhörte  Zu- 
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mutung  ausieht,  und  wenn  man  schliefslich  wirklich  nach 
unendlich  vielen  Vorverhandlungen  das  Ziel  erreicht,  so  ge- 
schieht das  nur  zu  Bedingungen  völliger  Rechtlosigkeit.  Eine 
Privatverwaltung  würde  in  einem  Auschlufsgleise  eine  Hebung 
des  Verkehres  und  damit  etwas  für  sie  selbst  sehr  Vorteil- 
haftes erblicken,  da  ihr  gröfsere  Verkehrsmengeu  dadurch  zu- 
fliefsen.  Die  bureaukratische  Verwaltung  empfindet  in  erster 
Linie  die  Unbequemlichkeit. 

Diese  Unkulanz  staatlicher  Monopolverwaltungeu  bringt 
mit  der  Zeit  schwere  wirtschaftliche,  soziale  und  politische 
Gefahren,  wirtschaftliche  insofern,  als  sie  die  Hebung  des 
Verkehrs  und  damit  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  überhaupt 
erschwert;  soziale,  da  sie  den  Grofsen  weit  weniger  scharf 
gegenüber  auftritt  als  den  Kleineren;  politische,  da  sie  den 
herrschenden  Parteien  eher  gefällig,  den  Oppositionsparteien 
leicht  ungefällig  ist. 

Das  Staatsmonopol  ist  aber  auch  eine  Gefahr  für 
die  Technik.  Man  spricht  wohl  davon,  dafs  die  Staatswerke 
Musterwirtschaften  auch  in  technischer  Beziehung,  dafs  sie 
für  die  privaten  Werke  vorbildlich  sein  sollten.  In  Wirklich- 
keit sind  die  Staatsgruben  technisch  meist  um  einige  Pferde- 
längen hinter  den  privaten  Gruben  zurück.  Das  liegt  nicht 
an  der  Unfähigkeit  der  staatlichen  Techniker.  Nimmt  doch 
gerade  im  Bergwerk  die  Privatiudustrie  ihre  Techniker  mit 
Vorliebe  aus  den  Staatsbeamten,  ist  die  Vorbildung  doch  für 
beide  Teile  meist  die  gleiche.  Aber  die  technische  Rück- 
ständigkeit der  Staatsbetriebe  ist  schon  in  der  Etatswirtschaft 
begründet.  Jede  Forderung,  auch  für  eine  kleine  Anlage  für 
eine  technische  Verbesserung,  für  einen  Versuch,  mufs  etwa 
zwei  Jahre  vor  Beginn  der  Ausführung  für  den  Etat  ange- 
meldet werden,  denn  sie  geht  durch  verschiedene  Instanzen 
hindurch.  Wie  günstig  steht  dem  der  Privatmann,  die  Gewerk- 
schaft oder  die  Aktiengesellschaft  gegenüber,  wo  dem  Entschlufs 
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die  Tat  folgt,  oder  wo  der  Aufsichtsrat  vielleicht  iu  einer 
einzigen  Stunde  über  neue  Anlagen,  Verbesserungen,  selbst 
wenn  eie  Millionen  kosten,  entscheidet  und  wo  dann  sofort 
mit  der  Ausführung  begonnen  wird.  Heut  sind  die  Privat- 
grubeu  für  die  Staatsgruben  technisch  vorbildlich.  Aber  das 
Vorbild,  der  Anreiz  zur  Nacheiferung  würde  für  die  letzteren 
wegfallen,  wenn  die  Privatgruben  beseitigt  würden,  die  ganze 
Technik  des  Bergbaues  würde  rückständig  werden. 

Anhänger  des  Staatsmonopols  haben  die  Meinung  ausge- 
sprochen, dafs  die  Staatsverwaltung  die  Förderung  sehr  viel 
besser  dem  Bedarf  anzupassen  vermöchte,  dafs  damit  Kohlen- 
not wie  Überproduktion  vermieden  würde,  als  dies  die  Privat- 
industrie zu  tun  vermöge.  Nun,  im  Eisenbahnwesen,  wo 
dieses  Monopol  besteht,  hat  es  den  Wagenmangel  nicht  zu 
verhüten  gewul'st,  und  der  Bergfiskus,  der  doch  heute  schon 
einen  aufserordentlich  umfangreichen  Grubenbesitz  sein  nennt, 
der  in  Gegenden,  wie  an  der  Saar  nahezu  ein  Gewinnungs- 
monopol bereits  besitzt,  hat  sich  den  Konjunkturschwankungen 
ebenso  wenig  gewachsen  gezeigt  wie  die  Privatgruben.  Im 
Gegenteil,  man  mufs  befürchten,  dafs  das  spekulative  Moment 
für  Neuanlagen  beim  Staatsmouopol  fortfalleu  würde,  während 
dieses  doch  heute  gerade  in  den  Zeiten,  in  denen  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  stockt  und  die  Anlagekosteu  billig 
sind,  viele  Kapitalisten  lockt,  diese  Zeit  für  Neuanlagen  aus- 
zunutzen, um  dann,  wenn  nach  Jahren  ein  industrieller  Auf- 
schwung kommt,  bereits  in  Förderung  zu  sein.  Wir  haben 
auch  gesehen,  dafs  in  der  Zeit  nach  Verstaatlichung  der 
Bahnen  in  Preufsen  die  stärkste  Stockung  im  Bahnbau  ein- 
getreten ist,  die  man  sich  denken  kann;  dafs  es  notwendig 
wurde,  durch  das  Kleinbahngesetz,  dem  Privatkapital  wieder 
zu  ermöglichen,  sich  im  Bahubau  zu  bestätigen,  weil  die  fis- 
kalische Verwaltung  sich  aufser  Stande  gezeigt  hatte,  auch 
nur  die  dringendsten  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Allem 
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Drängen  im  Abgeordnetenhause  nach  Erweiterung  des  Staats- 
bahnnetzes setzte  damals  die  Finanzverwaltung  das  Wort 
entgegen,  dafs  man  in  so  schlechten  Zeiten  keine  grofsen 
Ausgaben  machen  dürfe;  eine  kleinliche  Auffassung,  denn  es 
handelte  sich  um  Kapitalsanlagen,  nicht  um  verlorene  Aus- 
gaben. Wenn  aber  der  Staat  im  Besitze  des  Steinkohlen- 
monopols mit  der  Schaffung  von  neuen  Anlagen  ebenso  vor- 
sichtig verfahrt  wie  seiner  Zeit  die  Eisenbahnverwaltung,  so 
würde  die  Folge  sein,  dafs  die  Perioden  der  Kohlennot  nur 
noch  länger  dauern  als  bisher. 

Die  Staatsverwaltung  — meint  man  — wird  die  Preise 
der  Konjunktur  mehr  anpassen  als  die  Privatgruben,  sie  wird 
nicht  mit  deren  Verschlechterung  an  den  hohen  Preisen  fest- 
halten  und  dadurch  industrielle  Krisen  verschärfen.  Nun, 
soeben  erst  hat  es  der  Chef  der  prenfsischeu  Bergverwaltung, 
der  Handelsminister  im  Reichstage  als  ein  besonderes  Ver- 
dienst der  staatlichen  Gruben  bezeichnet,  dafs  sie  seit  dem 
Jahre  1900  gleichmäfsige  Kohlenpreise  gehalten  hätten. 
1900  war  aber  das  Jahr  der  höchsten  Preise,  also  man  ist 
auf  dem  Standpunkte  der  höchsten  Preise  stehen  geblieben, 
während  doch  selbst  das  Ruhr-Kohlensyudikat  die  Preise 
etwas  ermäfsigt  hat.  Und  Mitte  1900,  als  der  industrielle 
Rückschlag  schon  im  vollen  Gange  war,  erhöhten  zum  1.  Juli, 
wo  sonst  nie  Preisveränderungen  üblich  sind,  gerade  die  fis- 
kalischen Gruben  noch  einmal  um  ein  erkleckliches  die  Preise. 
Die  Klagen  der  Industriellen  im  Saarreviere  über  die  Preis- 
politik der  fiskalischen  Grubeu  sind  denn  auch  noch  viel 
lauter,  als  die  in  den  auderen  Kohlenrevieren  mit  Privat- 
gruben. Und  1874  zu  der  Zeit  höchster  Krisis,  waren  es 
die  Staatsbahnen,  die  mit  der  20prozentigen  Erhöhung  der 
Gütertarife  vorangingen  und  damit  die  Krisis  unsagbar  er- 
schwerten. Wiederholt  ist  vom  Finanzminister  und  vom 
Handelsminister  im  Preufsischen  Abgeordnetenhause  hervor- 
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gehoben  worden,  dafs  der  Staat  seine  Gruben  wie  ein  guter 
Kaufmann  verwalten  müsse,  d.  h.,  dafs  nicht  volkswirtschaft- 
liche Rücksichten  für  ihn  dabei  maßgebend  sein  sollen, 
sondern  lediglich  die,  möglichst  viel  zu  verdienen. 

Der  Ausbruch  des  grofsen  Bergarbeiterstreiks  im  Ruhr- 
revier hat  wieder  einmal  zu  der  Auffassung  gefühlt,  dafs  bei 
Durchführung  des  Staatsbetriebes,  eine  wesentliche  Verbesse- 
rung der  Arbeiterverhältnisse  zu  erwarten  sein  werde,  dafs 
damit  kein  Streik  und  somit  auch  keine  Kohlennot  eintreteu 
werde.  Auch  das  inuls  als  reines  Phantasiegemälde  bezeichnet 
weiden.  Im  Jahre  1888  wurde  auf  Staatsbergwerkeu  ebenso 
wie  auf  Privatgruben  gestreikt  und  im  Jahre  1893  hatten  die 
Staatsgruben  sogar  ihren  eigenen  grofsen  Streik,  während  die 
meisten  Privatgruben  davon  verschont  blieben.  In  Ober- 
schlesieu  wenigstens  sind  die  Arbeiterverhältnisse  auf  den 
Staatsgruben  keineswegs  besser  als  auf  den  Privatgruben  und 
die  Abhängigkeit,  namentlich  die  politische  ist  auf  Staats- 
werken noch  viel  gröfser,  als  auf  Privatwerken,  worauf  ja  der 
Prozel’s  Krämer-Iiilger  eigene  Schlaglichter  geworfen  hat. 
Das  System  Stumm  im  Saarrevier,  welches  zwar  für  die 
äufsere  Wohlfahrt  des  Arbeiters  bedacht  war,  aber  doch  das 
Prinzip  vertrat:  Cujus  regio,  illius  religio  war  nur  unter  der 
wohlwollenden  Förderung  des  gröfsten  Arbeitsgebers,  der 
königlichen  Bergwerkdirektion  zu  Saarbrücken  möglich.  Er- 
klärte dessen  Vorsitzender  doch  öffentlich,  dafs  er  unter  den 
Bergleuten  keinen  Sozialdemokraten  dulde.  Und  nicht  viel 
anders  wurde  seiner  Zeit  daselbst  gegen  die  Freisinnigen  vor- 
gegangen, als  dieselben  dort  noch  eine  Bedeutung  hatten.  Auch 
das  Zentrum  weils  wegen  Drangsalierung  in  dortiger  Gegend 
ein  Lied  zu  singen. 

Bereits  die  Eisenbahnverstaatlichung  hat  auf  die  freie 
Meinnngsäufserung  und  die  freie  politische  Betätigung  der 
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darin  beschäftigten  Beamten  äufserst  nachteilig  gewirkt  und 
damit  den  herrschenden  Parteien  eine  Macht  zugeführt,  die 
sie  ohne  die  Verstaatlichung  niemals  gehabt  hätten.  Das 
ganze  riesige  Beamtenheer  samt  den  Arbeitern  wird  für  sie 
mobil  gemacht.  Freilich  bei  geheimen  Wahlen  ist  das  nicht 
ganz  durchzuführen,  aber  bei  öffentlichen  Wahlen,  wie  die 
zum  Landtage,  zu  Stadtverordnetenversammlungen  usw.  wird 
eine  andere  Betätigung,  als  die  für  die  herrschende  Partei 
nicht  gestattet.  Das  mufs  folgewirkeud  wieder  die  Herrschaft 
der  Interessenpolitiker  befestigen,  jede  Gesundung  verhindern 
und  die  allgemeine  Politik  des  Staates  dauernd  den  Interessen- 
politikern aushäudigen.  Wir  finden  also  kaum  irgend  ein 
Moment,  das  für  das  Monopol  des  Staates  im  Kohlenbergbau 
spricht. 


Freilich  darf  man  sich  nicht  verhehlen,  dafs  die  Ent- 
wicklung der  Besitzverhältnisse  des  Steinkohlenbergbaus  in 
Deutschland  gerade  in  dem  letzten  Jahrzehnt  nicht  geringe 
Gefahren  birgt.  Von  einem  freien  Wettbewerbe  ist  meist  keine 
Rede  mehr.  Die  Syndikate  und  Konventionen  beherrschen 
den  Kohlenmarkt  nahezu  unumschränkt;  am  ausgesprochensten 
im  Ruhrreviere,  wo  fast,  die  ganze  Privatproduktion  im 
Syndikate  vereinigt  ist.  Selbst  dem  Kohlenhandel  ist  dort 
jede  Selbständigkeit  geraubt.  Die  Händler,  soweit  sie  noch 
bestehen,  sind  nur  noch  Agenten  des  Syndikats,  aber  nicht 
nur  fehlt  ihnen  die  Freiheit  im  Einkauf,  sondern  sie  sind  auch 
beim  Verkauf  an  die  ihnen  zugewieseue  Kundschaft  uud  die 
ihnen  vorgeschriebeuen  Preise  gebunden.  Zur  Zeit  sind  die 
allen  Händler,  die  ja  einen  grofsen  Absatz  hatten,  vom 
Syndikate  zwar  finanziell  sehr  gut  gestellt  worden,  man  hat 
ihnen  Sinekuren  übertragen,  aber  Kaufleute  sind  sie  nicht 
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mehr  und  elegisch  schlofs  einer  derselben  seine  Rede  in  der 
Kartell-Enquete- Kommission  mit  den  Worten:  morituri  te 
salutant. 

Die  Nationalökonomie  ist  vielfach  der  Meinung  gewesen, 
dafs  durch  die  Ausschaltung  einer  unnötigen  Zwischenhand 
im  Verkehr  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  die  Ware 
verbilligt  würde,  dafs  das  volkswirtschaftlich  nur  vorteilhaft 
sei.  Hier  hat  sich  aber  herausgestellt,  dafs  der  gesamte 
Vorteil  lediglich  den  Produzenten  und  Monopolinhabern  zuteil 
geworden  ist,  dafs  der  Konsument  viel  schlimmer  daran  ist, 
als  vorher.  Dazu  kommt,  dafs  in  der  Verwaltung  des  Syndikats, 
dieses  Kohlenmouopols  sich  schon  heute  eine  bedenkliche 
Büreaukratie  entwickelt  hat.  Wrerden  doch  die  Klagen  ver- 
schiedenster Handelskammern  über  das  büreaukratische  Ver- 
fahren, über  die  Nichberiicksichtigung  noch  so  begründeter 
individueller  Bedürfnisse  immer  stärker. 

Alle  Verbraucher  kommen  in  immer  gröfsere  Ab- 
hängigkeit von  diesem  Monopol,  welches  seine  Herr- 
schaft bereits  auch  über  die  ganze  Kohlenverfrachtung  auf 
dem  Rhein  erstreckt  hat.  Ist  doch  das  Kohlenkontor 
heute  der  alleinige  Kohlen  Verfrachter,  läfst  es  doch  mit 
Kohlen  beladene  Kähne  nur  von  seinen  Dampfschlepp- 
8chiflfen  schleppen.  Die  Frachtvorteile  der  öffentlichen 
Wasserstrafsen  und  der  von  den  Städten  geschaffenen  Hafen- 
anlagen werden  von  ihm  illusorisch  gemacht.  In  den  Main- 
Häfen  hat  es  die  Preise  für  zu  Wasser  eingehende  Kohlen  um 
den  Preis  der  Frachtverbilligung  erhöht,  den  ganzen  wirt- 
schaftlichen Vorteil,  welche  jene  Gegenden  davon  haben 
sollten,  in  seine  Tasche  gesteckt.  Es  setzt  eben  die  Kohlen- 
preise ganz  nach  Willkür  fest,  zwingt  die  Abnehmer  auch 
gegen  ihren  Willen,  zu  Wasser  statt  per  Bahn  zu  beziehen. 
Damit  übt  es  einen  nahezu  diktatorischen  Einflufs  auf 
die  industrielle  Entwicklung  einer  Gegend  aus  und  kann 
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damit  selbst  die  Grundstückpreise  in  weitestem  Mafse  be- 
einflussen. 

Es  ist  aber  auch  in  der  Lage  auf"  andere  Industrieen  einen 
starken  Zwang  zur  Kartellbildung  auszuüben,  indem  es  wider- 
strebenden Werken  die  Lieferung  des  Brennstoffes  verweigert 
oder  ihnen  keine  Exportprämie  bei  der  Ausfuhr  ihrer  Erzeug- 
nisse bezahlt.  Dabei  handelt  es  sich  um  gar  keine  effektive 
Exportprämie  sondern  lediglicli  um  die  Rückvergütung  des 
durch  das  Syndikat  im  Inlande  gegenüber  dem  Auslands- 
preise hochgeschraubten  Kohlenpreises.  Es  zwingt  die  Ab- 
nehmer in  seinem  Gebiete  nur  von  ihm  zu  kaufen,  denn  jeder, 
der  auch  von  auderer  Seite  seine  Brennstoffe  bezieht,  mufs 
Strafpreise  zahlen.  So  ist  es  ein  Staat  im  Staate,  eiue  fürchter- 
liche Macht  geworden. 

Die  Verhinderung  der  Bildung  eines  freien  Marktpreises 
für  Kohle,  das  Hochhalten  der  Kohlenpreise  zwingt  in  erster 
Linie  die  grofsen  Kohlenkonsumeuten,  namentlich  die,  bei 
denen  der  Preis  der  Kohle  für  die  Selbstkosten  der  herge- 
stellten Ware  eine  erhebliche  Rolle  spielt,  sich  in  dem  Bezug 
der  in  ihrem  Betrieb  benötigten  Kohle  von  dem  Kohlen- 
monopol unabhängig  zu  machen.  Im  Wesentlichen  sind  es 
nur  zwei  Wege,  auf  denen  dieses  Ziel  zu  erreichen  ist,  ent- 
weder kanft  ein  solches  Unternehmen  eine  Kohlengrube,  oder 
aber  es  fusioniert  sich  mit  einer  solchen. 

In  der  Grofseiseniudustrie,  insbesondere  in  der  Rolieisen- 
nnd  Stahlerzeugung  ist  ein  solches  Vorgehen  heut  schon  eine 
zwingende  Notwendigkeit.  Ein  ITochofenwerk  ohne  eigene 
Kohle  bezw.  Koks  ist  nicht  mehr  wettbewerbsfähig  gegenüber 
einem  sonst  unter  gleichen  Verhältnissen  arbeitenden  Werk 
mit  eigenem  Brennstoff,  das  um  den  Tribut  billiger  arbeitet, 
den  ersteres  gezwungeu  ist,  dem  Kohlenmonopol  zu  zahlen: 
das  gleiche  gilt  für  ein  Stahlwerk;  noch  schlimmer  sind  die 
reinen  Walzwerke  daran,  die  Kohlen,  Koks,  Roheisen  und 
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Halbzeug  von  den  diese  monopolisierenden  Verbänden  kaufen 
und  iu  dem  Preis  jedes  einzelnen  Hilfsmaterials  diesen  Tribut 
entrichten  müssen,  während  die  gemischten  Werke,  die  alles 
selbst  produzieren,  diesen  iu  die  eigene  Tasche  stecken,  d.  h. 
iu  jeder  Zwischenstufe  so  viel  verdienen,  dafs  sie  nicht  nötig 
haben,  bei  dem  Endprodukt,  in  dem  sie  mit  den  „reinen 
Walzwerken“  konkurrieren,  noch  einen  Gewiuuaufschlag  zu 
nehmen. 

Beim  Export  geben  die  Verbände  in  der  sogen.  Export- 
prämie allerdings  eine  Rückvergütung  für  die  in  den  Mate- 
rialien gezahlten  übermäfsigen  Kartellpreise;  aber  einmal  ist 
diese  meist  ungenügend,  sodann  wird  sie  zu  einer  Pression 
auf  die  reinen  Werke  ausgenützt,  ihrerseits  für  ihre  Erzeug- 
nisse gemeinsam  mit  den  gemischten  Werken  Kartelle  zu 
bilden,  wobei  letztere  aber  wieder  eine  Kartellierung  in  dem 
wichtigsten  Produkt  der  reinen  Walzwerke,  dem  Stabeiseu, 
verhindern,  um  in  einem  Artikel  nicht  gebunden  zu  sein,  ein 
Veutil  zu  haben  und  darin  ihren  Überschufs  an  Material  los 
werden  zu  können. 

Die  Folge  ist,  dafs  die  kleinereu  und  mittleren  Werke  mit 
steigenden  Verlusten  arbeiten,  die  grossen  gemischten  mit 
steigenden  Gewinnsten.  Dafs  darüber  die  kleineren  und  mitt- 
leren Werke  verschwiudeu,  aufgesaugt  werden  von  den  Riesen- 
betrieben, die  alle  Stadien  des  Produktionsprozesses,  von  der 
Gewinnung  von  Kohle  und  Erz  bis  zum  Maschinenbau  iu 
einer  Hand  vereinigen;  es  ist  der  Weg  der  Vertrustung. 
Freilich  wurde  noch  in  der  Kartell-Enquete-Kommissiou  von 
den  Syndikatsvertreteru  erklärt,  dafs  die  Kartelle  eine  Ver- 
trustung gerade  verhinderten,  dafs  sie  vielmehr  für  die 
schwächeren  Werke  einen  Schutz  bildeten  und  den  grolsen 
Werken  Beschränkungen  auferlegten.  Denen,  die  diesen  Er- 
klärungen skeptisch  gegenüberstanden,  hat  die  tatsächliche 
Entwicklung  Recht  gegeben. 
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Waren  durch  das  Kohlensyndikat  die  grofsen  Eisenhütten- 
werke gezwungen,  sich  Kohlengruben  anzulegen,  so  machten 
es  gewisse  Bestimmungen  des  neuen  Syndikats  Vertrages  für 
die  Kohlengruben  wünschenswert  über  eigene  Eisenhütten  zu 
verfügen;  den  Hütteuzechen  folgten  die  Zecheuhütten.  Die 
Hüttenwerke  mit  eigenen  Kohlengruben  traten  dem  Syndikat 
nämlich  nur  unter  der  Bedingung  bei,  dafs  der  Eigenverbrauch 
ihrer  Hüttenwerke  von  den  einschränkenden  Bestimmungen 
des  Syndikats  frei  bliebe.  Das  verschaffte  den  Hütteuzechen 
eineu  aul'serordentlichen  Vorsprung;  während  die  reinen  Syn- 
dikatszechen unter  dem  neuen  Vertrage  ihre  Förderung  nur 
um  1 ‘/2  % steigern  konnten,  vermochten  dies  die  Hütten- 
zechen um  das  7'/2  faclie;  sie  haben  also  den  Löwenanteil  vom 
Syndikat  erhalten. 

Bei  einer  späteren  Erneuerung  des  Syndikatsvertrages  ist 
natürlich  die  Position  der  Werke  mit  grofsem  Eigenverbrauch 
und  dadurch  auch  mit  gesicherter  hoher  Förderziffer  eine  sehr 
starke;  selbst  für  den  Fall  der  Nichterueueruug  des  Syndikats- 
Vertrages  stehen  sie  wesentlich  günstiger  da,  als  die  reinen 
Zechen,  weil  sie  für  einen  sehr  erheblichen  Teil  ihrer  Förde- 
rung gesicherten  Absatz  haben.  Weitblickende  Syndikats- 
politiker treffen  also  bei  Zeiten  Vorsorge. 

Noch  eine  weitere  Bestimmung  des  neuen  Syndikats- 
vertrages hat  zur  verstärkten  Konzentration  im  Kohlenbergbau 
geführt.  Nach  dem  alten  Vertrag  wurde  neuen  Förderschacht- 
anlagen eine  Beteiligungsziffer  von  200  000  t jährlich  bewilligt. 
Das  hatte  zur  Folge,  dafs  leistungsfähige  Gruben,  denen  die 
ihnen  zugewiesene  Beteiligungsziffer  nicht  genügte,  Schächte 
abteuften,  für  die  eine  technische  Notwendigkeit  zur  Zeit  nicht 
vorlag,  die  sie  nicht  benutzten,  die  ihnen  aber  die  erwünschte 
Erhöhung  der  Beteiligungsziffer  brachten.  Der  neue  Syndikats- 
vertrag kennt  eine  Erhöhung  der  Beteiligungsziffer  zu  Gunsten 
neuer  Förderschächte  nicht;  die  einer  solcheu  bedürftigen 
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Gruben  halfen  sich  nun  dadurch,  dafs  sie  wenig  rentable 
Zechen,  welche  hohe  Förderkosten  hatten,  aufkauften  und  sie 
still  legten,  während  deren  bisherige  Beteiligungsziffer  ihnen 
zugerechnet  w'urde.  Handelt  es  sich  bei  der  Mehrzahl  der  so 
still  gelegten  Zechen  um  Betriebe,  die  w'egen  ungünstiger  Ab- 
bauverhältnisse und  daher  mangelnder  Rentabilität  auch  ohne 
Syndikat  zum  Erliegen  gekommen  wären,  so  werden  doch 
auch  durchaus  rentable  Zechen  still  gelegt,  was  für  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  ihnen  benachbarten  Ortschaften 
von  weitgehendem  Nachteil  ist. 

Auch  hierin  wirkt  also  das  Syndikat  auf  Verminderung 
der  Zahl  der  Besitzer,  und  eine  Erneuerung  des  Kartells  ist 
natürlich  um  so  leichter,  je  weniger  Köpfe  unter  einen  Hut 
zu  bringen  sind.  Bei  dem  Tempo  der  heutigen  Entwicklung 
ist  es  ja  fraglich,  ob  1914  überhaupt  noch  eine  Erneuerung 
des  Syndikats  notwendig  ist,  ob  bis  dahin  nicht  schon  Alles 
vertrustet  ist 

Wir  haben  also  für  die  Dauer  des  Syndikatsvertrages  im 
wichtigsten  Kohlenrevier  des  Kontinents  eine  nahezu  unbe- 
schränktes Gewinnungsmonopol  für  Steinkohlen,  nur  dafs  es 
kein  Staatsmonopol  sondern  ein  Privatmonopol  ist.  Wir 
müssen  auch  damit  rechnen,  dals  auch  nach  1914  dieses 
Monopol  — wahrscheinlich  sogar  in  noch  ausgedehnterer 
Weise  — fortbestehen  wird. 

Dieses  Privatmonopol  hat  alle  wesentlichen  Ge- 
fahren und  Nachteile  des  Staatsmonopols,  ja  viel- 
leicht noch  in  verstärkterem  Mafse.  Bezüglich  der 
Preisfestsetzung  entscheidet  nahezu  allein  seine  Willkür;  von 
dieser  aber  wird  die  wirtschaftliche  Entwicklung  nicht  nur 
einzelner  Unternehmungen,  sondern  des  ganzen  Landes  ab- 
hängig; das  Monopol  schädigt  dieselbe  durch  hohe  Preise  zu 
Gunsten  der  Grundrente.  Denn  der  Zweck  jedes  Syndikats 
— das  wurde  in  der  Enquete  unumwunden  zugegeben  — ist 
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nicht,  dem  Konsumenten  zu  nützen,  sondern  dem  Produzenten ; 
der  will  Geld  dadurch  verdienen. 

Wie  beim  Staatsmonopol  entwickelt  sich  beim  Privat- 
monopol eine  Bureaukratie,  die  Syndikatsbureaukratie  und 
diese  ist  gegen  die  öffentliche  Meinung  fast  noch  harthöriger 
als  jene;  im  Besitz  der  Alleinmacht  wächst  sie  sich  natur- 
gemäfs  zur  Gewaltherrschaft  aus. 

Aber  selbst  die  Technik  wird  in  ihrer  Entwicklung  auf 
die  Dauer  auch  durch  das  Privatmonopol  herabgeraindert. 
Die  Konzentration  der  Betriebe  schaltet  zahllose  technische 
Kräfte  aus,  verurteilt  andere  zur  Unselbständigkeit;  die  in 
leitender  Stellung  übrig  Bleibenden  sind  aber  mit  den  Ver- 
waltungsaufgaben der  Riesenbetriebe  so  überlastet,  dafs  sie 
die  Technik  nicht  entsprechend  fördern  können. 

In  dem  Musterland  der  industriellen  Konzentration,  in 
den  Vereinigten  Staaten  hat  bereits  die  letzte  Weltausstellung 
von  St.  Louis  ein  Fehlen  des  technischen  Fortschritts  gerade 
auf  dem  Gebiet  des  Maschinenbaus  und  der  Elektrotechnik 
gezeigt. 

Aber  auch  für  die  Arbeiterschaft  bedeutet  die  Entwick- 
lung zum  Monopol,  bedeutet  die  fortschreitende  industrielle 
Konzentration  eine  schwere  Gefahr;  der  Arbeiter  wird  rechtlos, 
ein  willenloses  Werkzeug,  wenn  er  mit  der  Verwertung  seiner 
Arbeitskraft  auf  einen  oder  auch  auf  einige  wenige  mit  ein-  . 
ander  in  engster  Fühlung  stehende  Arbeitgeber  angewiesen 
ist.  Wie  die  Lage  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters  in  den 
Gegenden  des  Latifundienbesitzes  am  traurigsten,  in  den  klein- 
bäuerlichen am  günstigsten  ist,  so  ist  auch  der  industrielle 
Arbeiter  da  am  freiesten,  wo  er  mit  der  Verwertung  seiner 
Arbeitskraft  nicht  auf  wenige  Stellen  beschränkt  ist.  Solche 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  hat  mit  der  Zeit  auch  die  poli- 
tische zur  Folge  und  genau  wie  dem  Arbeiter  ergeht  es  dem 
Beamten. 
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Schliefslich  führt  das  Monopol  auch  zu  einem  Terrorismus 
gegen  den  Abnehmer  wie  gegen  den  Lieferanten,  es  wird  eine 
Gefahr  für  alle  Verhältnisse  des  Staates,  es  wird  ein  „Staat 
im  Staate“. 

Bei  der  Entwicklung,  welche  die  Besitzverhältnisse  im 
Steinkohlenbergbau  genommen  haben,  sieht  sich  das  deutsche 
Volk  auf  der  einen  Seite  von  der  Scylla  der  industriellen 
Oligarchie,  auf  der  anderen  von  der  Charybdis  der  industriellen 
Bureaukratie  bedroht. 

Dafs  wir  in  diese  gefährliche  Lage  gekommen  sind,  ist 
die  Schuld  sowohl  der  Gesetzgebung  wie  der  Verwaltung. 
Freilich  als  das  preufsische  Berggesetz  von  1865  geschaffen 
wurde,  war  es  ein  für  die  damaligen  Zeiten  ausgezeichnetes 
Gesetz.  Damals  galt  es  den  Bergbau  zu  entwickeln  und  dazu 
war  es  notwendig  ihm  Kapital  zuzuführen,  das  ßergwerks- 
eigentum  kreditfähig  zu  machen.  Denn  der  Bergbau  — so- 
weit er  nicht  dicht  unter  der  Oberfläche  umgeht  — ist  nur  als 
kapitalistischer  Grofsbetrieb  möglich  und  in  dieser  Form 
immer  betrieben  worden.  Der  Harzer  wie  der  Mansfelder 
Bergbau  waren  von  jeher  von  den  kapitalkräftigen  Gewerken 
in  Magdeburg,  Leipzig  und  Braunschweig,  der  Tyroler  und 
ungarische  von  den  Fuggern,  der  böhmische  und  oberschle- 
sische Metallbergbau  von  den  reichen  Kaufherren  in  Prag, 
Breslau  und  Krakau  abhängig.  Kamen  unruhige  Zeiten  und 
hielten  in  solchen  die  Kapitalisten  mit  ihrem  Geld  zurück,  so 
erlag  der  Bergbau.  Später,  als  nach  dem  30jährigen  Krieg 
die  Kapitalkraft  der  Städte  zerstört  war,  trat  der  Staat  als 
Geldgeber  ein,  ohne  den  Bergbau  in  rechten  Schwung  bringen 
zu  können.  Ihm  Kapital  zuzuführeu,  das  Bergwerkseigentum 
kreditfähig  zu  machen,  die  Fesseln  einer  engherzigen  Staats- 
verwaltung zu  sprengen,  war  damals  die  grofse  Aufgabe  der 
Reform  der  Berggesetzgebung. 
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Bei  der  weitgehenden  Zersplitterung  des  Grundbesitzes 
mufste  auch  aus  technischen  und  volkswirtschaftlichen  Gründen 
an  dem  alten  deutschen  Grundsatz  der  Bergbaufreiheit  und 
Verleihung  des  Bergwerkseigentums  unabhängig  vom  Grund- 
eigentum festgehalten  werden,  was  allerdings  der  Konzen- 
tration wesentlich  Vorschub  geleistet  hat.  Zum  guten  Teil 
beruht  dieselbe  aber  auch  auf  technischen  Ursachen.  Je  tiefer 
die  Gruben  werden,  ein  um  so  gröfseres  Grubenfeld  ist  not- 
wendig, um  die  hohen  Kosten  der  Schachtanlagen  lohnend  zu 
machen;  je  gröfser  das  Grubenfeld,  um  so  rationeller  lassen 
sich  auch  die  Anlagen  gestalten,  um  so  weniger  unterirdische 
Schätze  gehen  durch  Markscheide-Sicherheitspfeiler  (zur  Be- 
grenzung der  einzelnen  Grubenfelder)  verloren. 

Wohl  hat  das  Berggesetz  im  § 65  in  Analogie  der  älteren 
Bergordnungen  die  Entziehung  des  Bergwerkseigentums  wegen 
Nichtbetreibens  vorgesehen;  aber  seine  Schöpfer  haben  wohl 
absichtlich  diesem  Paragraphen  eine  Fassung  gegeben,  die 
ihn  praktisch  unanwendbar  macht;  er  vertrug  sich  sonst  eben 
nicht  mit  der  wichtigsten  Aufgabe  des  Berggesetzes,  das  Berg- 
werk kreditfähig  zu  machen.  Die  Entziehung  des  Bergwerks- 
eigentums ist  überhaupt  etwas  höchst  Bedenkliches;  abgesehen 
von  der  schwerwiegenden  Herabminderung  der  Kreditfähigkeit 
ist  es  gefährlich,  den  Bergwerksbesitzer  bezüglich  seines 
Eigentums  der  Willkür  der  Bureaukratie  auszusetzen.  Der 
Staat  darf  nach  unseren  Rechtsanschauungen  Niemanden 
zwingen  mit  Verlust  fortzuarbeiten.  Ein  Verlustbetrieb  von 
heut  kann  aber  bei  fortgeschrittener  Technik,  bei  anderen 
Lohnverhältnissen,  bei  anderen  Preisen  für  das  Produkt  später 
ein  Gewinnbetrieb  sein.  Soll  dem  Besitzer  diese  Zukunfs- 
möglichkeit  geraubt  werden? 

Eher  liefse  sich  ein  Zwang  eine  gewinnbringende  Zeche 
fortzutreiben  rechtfertigen;  hier  kann  das  öffentliche  Interesse 
auch  die  Zulässigkeit  der  Zwangsenteignung  im  Fall  der 
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Betriebseinstellung  gebieten.  Weniger  geeignet  erschiene  eine 
Zwangsverwaltung  des  Staates  in  solchem  Fall. 

Das  sind  indessen  doch  nur  schwache  Mittel,  die  besten- 
falls geeignet  sind,  eine  einzelne  gefährliche  Bestimmung  dea 
Syndikatsvertrages,  die  Übertragbarkeit  der  Beteiligungsziffer 
wirkungslos  zu  machen;  die  Hauptgefahren  des  private» 
Kohlenmonopols  werden  davon  nicht  berührt 

Die  eigentliche  Ursache  aller  dieser  Gefahren  ist  der 
Ausschlufs  des  Wettbewerbs  in  Kohlen,  und  dagegen  sind 
unsere  Minister  blind  gewesen.  Sie  erstarben  ordentlich  vor 
der  Weisheit  der  Leitung  des  Syndikats,  sie  haben  es  mora- 
lisch unterstützt  und  sein  Zustandekommen  durch  behördlichen 
Druck  gefördert.  Diese  Haltung  wird  einigermafsen  begreif- 
lich, wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dafs  die  staatlichen 
Kohlenbergwerke  wesentliche  Vorteile  davon  haben,  wenn  das 
Syndikat  die  Kohlenpreise  hochhält.  Bei  jedem  Kartell  ist 
der  Outsider  am  besten  daran;  er  hat,  wenn  er  die  Preise  nur 
eine  Kleinigkeit  niedriger  hält  als  jenes,  stets  schlanken  Ab- 
satz, er  hat  zu  den  Verwaltungskosten  des  Kartells  nichts 
beizutragen,  braucht  seine  Produktion  nicht  einzuschränken, 
wie  die  Teilnehmer  des  Kartells,  sondern  kann  dieselbe  im 
Gegenteil  erweitern,  seine  Produktionsfähigkeit  voll  ausnutzen; 
er  hat  alle  Vorteile  vom  Kartell  ohne  dessen  Lasten.  Wo- 
die  Staatswerke  aufserhalb  des  Kartells  bleiben  können, 
nützen  sie  die  dadurch  geschaffene  Situation  voll  aus,  wo 
ohne  sie  ein  Kartell  nicht  zu  Stande  kommen  würde,  treten 
sie  ihm  bei  und  suchen  die  Führung  darin  zu  erlangen,  so 
beim  Kalikartell,  beim  Salinenkartell  u.  a.  m. 

Der  Grundsatz,  dafs  die  fiskalischen  Werke  so  verwaltet 
werden  sollen,  wie  ein  guter  Kaufmann  sie  versvalten  würde, 
ist  eben  allein  mafsgebend.  Volkswirtschaftliche  Rücksichten 
spielen  ja  für  unsere  staatlichen  Betriebsverwaltungen 
keine  Rolle. 
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Die  Kartelle  sind  in  den  Augen  unserer  Minister  eine  so 
unbedingt  notwendige  Erscheinung,  dafs  Nichts  geschehen 
darf,  was  ihnen  irgendwie  weh  tun  könnte.  Ihre  schweren 
Sünden  wurden  lediglich  auf  ihre  ungenügende  Organisation 
geschoben;  mit  deren  Vervollkommnung  — hoffte  man  — 
würden  alle  berechtigten  Klagen  verstummen.  Man  lachte,  als 
ich  ausführte: 

Wer  gibt  denn  die  Gewähr,  dafs  dieselben  Fehler 
in  Zukunft  nicht  aufs  neue  gemacht  werden!  ja  wer 
die,  dafs  — kommen  aufgeregte  Zeiten  wieder  — nicht 
noch  schlimmer  gesündigt  wird!  Es  ist  ein  schlechter 
Trost  sich  auf  die  Einsicht  und  das  Wohlwollen  der 
Mächtigen  zu  verlassen,  zumal,  wenn  die  oberste  Auf- 
gabe dieser  Mächtigen  darin  besteht,  viel  Geld  zu  ver- 
dienen!“ 

Der  Kampf  zwischen  Kohlensyndikat  einerseits,  Ver- 
brauchern und  Arbeitern  anderseits  ist  auch  wieder  der  Kampf 
zwischen  Grundrente  und  Arbeit.  Studiert  man  die  Geschäfts- 
berichte der  grol'sen  im  Besitz  von  Kohlen-  und  Erzgruben 
befindlichen  Eisenhütten-Gesellschalten,  so  findet  man,  dafs 
sie  ihre  Hauptgewinne  aus  dem  Kohlen-  und  Eisenerzbergbau 
ziehen  und  denen  gegenüber  die  Gewinne  aus  der  Verarbeitung 
der  Rohstoffe  und  der  Verfeinerung  ganz  aufserordentlich 
zurücktreten;  betrachtet  man  aber  die  Geschäftsberichte  der 
reinen  Eisenhütten,  namentlich  derer,  die  sich  nur  mit  der 
Verfeinerung  beschäftigen,  so  sieht  man,  dafs  sie  aufser  Stande 
sind,  die  eriorderlicheu  Abschreibungen  und  die  landesübliche 
Verzinsung,  geschweige  Gewinn  herauszuwirtschaften,  ja  dafs 
sie  in  den  letzten  Jahren  — sofern  sie  nicht  Spezialitäten 
herstellen  — meist  mit  Verlust  arbeiteten;  sie  müssen 
lediglich  für  höhere  Gewinne  der  Besitzer  der  Grundrente 
arbeiten;  auch  hier  gilt  das  alte  Wort  Ricardos:  „Das 
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Interesse  der  Grundrente  steht  allen  anderen  Interessen  feind- 
lich gegenüber.“ 

Es  ist  völlig  verständlich,  dafs  wenn  man  nur  die  Wahl 
zwischen  Staatsmonopol  und  Privatmonopol  hat,  Vielen  das 
erstere  noch  als  das  kleinere  Übel  erscheint;  nur  müssen  diese 
sich  darüber  klar  werden,  dafs  dann  mit  demselben  Recht 
auch  die  Forderung  erhoben  werden  kann,  die  Grundrente  des 
Braunkohlenbergbaues,  des  Eisenerzbergbaues,  des  Salzberg- 
baues zu  expropriiren,  den  Bergbau  überhaupt  in  den  Staats- 
betrieb zu  überführen.  Dann  liegt  aber  erst  recht  kein  Grund 
mehr  vor  Halt  zu  machen  vor  der  eigentlichen  Grundrente 
der  Bodenoberfläche,  vor  der  Verstaatlichung  des  zu  land- 
wirtschaftlichen oder  baulichen  Zwecken  benutzten  Grund  und 
Bodens. 

Wer  die  Entwickelung  zum  vollen  Staatssozialismus  will, 
mag  diese  Bahn  beschreiten,  aber  er  soll  sich  klar  darüber 
werden,  dafs  er  damit  alle  die  eingangs  geschilderten  wirt- 
schaftlichen, sozialen  und  politischen  Nachteile  mit  in  den 
Kauf  nehmen  mufs. 

Der  Durchführung  einer  Verstaatlichung  schon  des  Stein- 
kohlenbergbaues allein  stellen  sich  ganz  aufserordentliche 
Schwierigkeiten  in  den  Weg;  vor  allem  die,  dafs  derselbe  sich 
zum  sehr  erheblichen  Teil  — nicht  wie  seiner  Zeit  die  Privat- 
bahnen — im  Besitz  von  ad  hoc  gegründeten  Actien-Gesell- 
schaften  befindet,  sondern  dafs  er,  abgesehen  von  der  Besitz- 
form  — Aktieu-Gesellschaft,  Gewerkschaft  neuen  oder  alten 
Rechts,  auderweite  Gesellschaftsformen,  Privatbesitz,  Fidei- 
kommisbesitz  usw.  — verquickt  ist  mit  anderen  industriellen 
Unternehmungen.  So  hat  z.  B.  der  Norddeutsche  Lloyd  in 
Gemeinschaft  mit  Krupp  sehr  bedeutende  Grubenfelder  ange- 
kauft und  in  Angriff  genommen;  die  Mansfelder  Kupfer- 
schiefer bauende  Gewerkschaft  besitzt  im  Rubrgebiet  ein 
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eigenes  Steinkohlenbergwerk;  in  Oberschlesien  sind  fast  die 
sämtlichen  Zinkproduzenten  zugleich  im  Besitz  sehr  be- 
deutender Steinkohlengruben,  so  die  Bergwerksgesellschaft 
Georg  von  Giesches  Erben,  die  Schlesische  Aktien-Gesellschaft 
für  Bergbau  und  Zinkhüttenbetrieb,  der  Herzog  von  Ujest, 
Fürst  Henckel,  die  Grafen  Henckel  und  Schaffgottsch  usw. 
vor  allem  aber  kommt  hier  die  schon  vorher  geschilderte  weit- 
gehende Verkoppelung  von  Steinkohlenbergbau  und  Eisen- 
hütten in  Betracht.  Da  die  Lebensfähigkeit  eines  Eisenhütten- 
unternehmens insbesondere  der  in  den  Kohlenrevieren  ge- 
legenen zum  guten  Teil  von  billigen  Kohlen  abhängig  ist,  so 
wird  man  es  diesen  nicht  verargen  können,  wenn  sie  ihren 
Kohlengruben  besitz  mit  aller  Euergie  festhalteu;  ja  im  Inter- 
esse einer  kräftigen  Entwicklung  unserer  Eisenindustrie  mufs 
man  wünschen,  dafs  denselben  nicht  in  Zukunft  von  einem 
Staatsmonopol  der  Brennstoff  verteuert  wird. 

Die  Lösung,  das  Eisenhüttenwesen,  das  ja  heute  schon 
ganz  überwiegend  in  grofskapitalistischen  Unternehmungen 
— meist  Aktiengesellschaften  — vereinigt  ist,  ebenfalls  zu 
verstaatlichen,  wäre  die  denkbar  unglücklichste.  Eine  Industrie, 
bei  welcher  die  Technik  in  so  aufserordentlichem  Wechsel  und 
Fortschritt  begriffen  ist,  wie  die  moderne  Eisenindustrie,  in 
welcher  das  Hasten  eine  Entschlußkraft  aufsergewöhnlicher 
Art  und  ebenso  eine  ungewöhnliche  technische  Begabung  seiner 
leitenden  Persönlichkeiten  voraussetzt,  eine  Industrie,  die  ohne 
den  Wagemut  Hunderttausende  in  vielleicht  sich  hinterher  als 
nutzlos  erweisende  Experimente  hineinzustecken,  stagnieren 
und  verkümmern  müfste,  eignet  sich  für  den  Staatsbetrieb 
mit  seinem  notwendigen  Schematismus,  mit  seiner  unvermeid- 
lichen Büreaukratie  absolut  nicht.  Das  Volk,  das  seine  Eisen- 
industrie in  den  Staatsbetrieb  überführen  wollte,  würde 
technisch  und  damit  wirtschaftlich  und  kulturell  Zurück- 
bleiben. 
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Eine  Verstaatlichung  durch  freihändigen  Ankauf  findet 
heute  aber  auch  ganz  andere  Widerstände  als  seiner  Zeit  die 
Verstaatlichung  der  Privatbahnen.  Nicht  nur  befindet  sich  der 
Besitz  der  Steinkohlenwerte  in  ganz  anders  festen  kapital- 
kräftigen Händen,  als  damals  die  Bahnaktien;  diese  Kapital- 
kräfte sind  aber  auch  gar  nicht  geneigt,  sich  von  ihrem  Besitz 
zu  trennen,  wie  der  Versuch,  die  Hibernia  zu  verstaatlichen, 
deutlich  gezeigt  hat.  Sie  finden  dabei  die  Unterstützung  der 
Großbanken,  die  schon  in  ihrem  eigensten  Geschäftsinteresse 
eine  Ausdehnung  des  Staatsbetriebes  auf  weitere  Unter- 
nehmungen nicht  wünschen  können.  Vor  allen  Dingen  aber 
hat  die  Börsen-  und  Börsensteuergesetzgebung  die  Macht  der 
Börse,  mit  deren  Hilfe  die  Bahnverstaatlichung  verhältnis- 
mäfsig  leicht  durchzusetzen  war,  ganz  enorm  geschwächt;  die 
Macht  liegt  heute  bei  den  Grofsbanken  und  diese  sind  eben 
überwiegend  Gegner  weiterer  Verstaatlichungen. 

Bleibt  uns  denn  also  Nichts  übrig,  um  die  drohenden  Ge- 
fahren abzu wenden?  Die  Frage  ist  nicht  leicht  zu  beant- 
worten; jedeufalls  ein  einheitliches  grofses  unfehlbares  Mittel 
ist  bis  jetzt  noch  nicht  gefunden  und  dürfte  sich  auch  nicht 
finden.  Aber  wenn  man  sich  überzeugt  hat,  dafs  die  Gefahr 
in  dem  Fehlen  jeder  Konkurrenz  beruht,  so  gilt  es  eben  für 
diese  Konkurrenz  zu  sorgen.  Und  da  die  Entwicklung 
im  Privatbesitz  zum  Privatmonopol  gedrängt  hat,  so 
bleibt  nur  die  Konkurrenz  von  seiten  des  Staates 
übrig.  Der  Staat  ist  bereits  Besitzer  zahlreicher 
grofser  Steinkohlengruben  und  sehr  ausgedehnter 
Steinkohlenfelder;  er  kann  dieselben  viel  energischer 
in  Angriff  nehmen  als  bisher  und  damit  gegenüber 
der  Förderung  der  Privatgruben  als  ganz  anderer 
Machtfaktor  auftreten. 

Verstärkt  werden  kann  die  Position  der  Staatsgruben 
durch  A bände  rung  des  Berggesetzes  nach  der  Richtung, 
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dafs  eine  weitere  Verleihung  von  Bergwerkseigontum 
auf  Steinkohlen  an  private  Muther  ausgeschlossen 
wird.  Zweifellos  gibt  es  in  Deutschland  — speziell  in 
Preufsen  — noch  sehr  bedeutende  unverliehene  Steinkohlen- 
lagerstätten. 

Die  Konkurrenz  gegen  das  private  Steinkobleninonopol 
lälst  sich  auch  dadurch  wirksamer  gestalten,  dafs  man  das 
Eindringen  ausländischer  Kohle  von  den  Grenzen 
nach  dem  Innern  durch  Frachtermäfsigung  er- 
leichtert. Mindestens  mul's  verlangt  werden,  dafs  die  für 
inländische  Kohle  geltenden  Tarife,  der  sogenannte 
Rohstofftarif  auch  auf  die  von  den  Grenzen  und 
Häfen  aus  zur  Versendung  gelangende  Kohle  ausge- 
dehnt werde. 

Aber  die  Stärkung  des  Staatsbesitzes  an  Steinkohlengruben 
hat  nur  dann  einen  Zw’eck,  wenn  der  Staat  diesen  Besitz  auch 
wirklich  dazu  ausnutzt,  einen  natürlichen  Marktpreis  für 
Kohle  herzustellen,  wenn  er  die  Konkurrenz  gegen  das  Privat- 
monopol aufnimmt,  wenn  er  seinen  Besitz  nicht  zur  Er- 
zielung höchster  Reinerträge,  sondern  im  wirtschaft- 
lichen Interesse  des  Volkes  verwaltet.  Das  erscheint 
aber  ausgeschlossen,  solange  das  Parlament  eine 
Klassen-  und  Interessenvertretung  ist,  solange  nicht 
sich  in  den  breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  die 
Überzeugung  Bahn  bricht,  dafs  die  Förderung  von 
Einzel-  und  Sonderinteressen  durch  den  Staat  mit 
einer  gesunden  wirtschaftlichen  und  politichen  Ent- 
wicklung unvereinbar  ist,  dafs  schliefslich  darunter 
alle  Teile  leiden;  dafs  der  Staat  nicht  dazu  da  ist, 
Einzelnen  Vorteile  zu  gewähren,  sondern  dafs  er  von 
Allen  Hingabe  und  Opfer  im  Gesamtiuteresse  ver- 
langt. 


Digitized  by  Google 


30 


Man  hat  sich  oft  und  gern  damit  getröstet,  dafs  gegen- 
über der  technischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung  sich 
törichte  Gesetze  doch  nur  als  Zwirnsfäden  erwiesen,  die  den 
natürlichen  Gang  nicht  aufzuhalten  vermöchten.  Heute  sehen 
wir,  dafs  die  Wirkung  solcher  Gesetze  wie  die  mancher  Gifte 
zwar  langsam,  aber  sicher  ist.  Gegenüber  den  schweren  Ge- 
fahren, die  sie  über  uns  heraufbeschworen  haben,  ist  daher 
mehr  denn  je  die  Mahnung  am  Platze,  politisch  seine  Pflicht 
zu  tun.  (Lebhafter  Beifall!) 
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Vorwort. 

Im  nachstehenden  isst  der  Vortrag  mit  unwesentlichen 
Ausfeilungen  des  Ausdrucks  und  unter  Fortlassung  des  rein 
rednerischen  Beiwerks  wiedergegeben,  aber  auch  ohne  Rück- 
sichtnahme auf  die  anregenden  Gedanken,  die  in  der  an- 
schliefsendeu  Debatte  im  Gegensatz  zu  der  Auffassung  des 
Redners  hervortraten.  Neu  aufgenommen  ist  lediglich  eine 
kurze  Ausführung  über  den  Verfall  der  französischen  Flotte 
im  Zeitalter  der  Revolution  (S.  14 — 16),  die  im  Vortrag  aus: 
geschaltet  blieb,  um  die  Geduld  der  Hörer  nicht  zu  ermüden. 

Ich  hoffe  im  übrigen,  an  anderer  Stelle  die  Ergebnisse 
meiner  Studien  zur  Geschichte  der  Kontinentalsperre  mit  aus- 
ausführlicher Begründung  verlegen  zu  können. 

Berlin,  1.  Januar  1905. 

R.  Hoeniger. 
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Die  Kontinentalsperre  bezeichnet  den  Höhepunkt  in  dem 
Kampfe  Napoleons  gegen  Grofsbritaunien;  den  Schlufsakt  zu- 
gleich in  dem  anderthalb  Jahrhunderte  währenden  englisch- 
französischen Wettstreit  um  Seegeltung,  Kolonialbesitz  und 
Handelsmacht. 

In  der  Tat  handelt  es  sich  um  einen  alten  Gegensatz  der 
beiden  Westmächte. 

Die  kommerziellen  und  maritimen  Zielpunkte  sind  in 
diesem  ungeheuren  Wettstreit  von  England  zäher  festgehalten, 
als  von  Frankreich,  wo  immer  wieder  persönlicher  Ehrgeiz 
und  kurzsichtige  Herrschbegier  störende  Ablenkungen  auf  eine 
unfruchtbare  kontinentale  Erobererpolitik  bewirkten. 

England  hat  seit  dein  16.  Jahrhundert  konsequent  sein 
Hauptaugenmerk  der  ökonomischen  und  maritimen  Macht- 
erweiterung zugewendet.  Aus  allen  Händeln  der  Festland- 
völker wufete  England  Kapital  zu  schlagen.  Im  englischen 
Interesse  ist  das  Schlagwort  vom  europäischen  Gleich- 
gewicht ersonnen.  Beim  Austrag  jeder  festländischen  Ver- 
wicklung hat  England  neue  koloniale  und  merkantile  Vorteile 
eingeheimst.  Und  jeden  Rivalen,  der  in  gleiche  Bahnen  strebte, 
wufste  es  matt  zu  setzen. 

Erst  unter  Elisabeth  das  katholische  Spanien  Philipps  II., 
das  den  Vortritt  bei  den  überseeischen  Erwerbungen  genommen 
hatte,  dann  in  den  Tagen  Cromwells  die  protestantische 
Schwesterrepublik  Holland,  endlich  in  langem,  stets  erneutein 
Ringen  das  bourbonische  Frankreich,  die  stärkste  und  schlag- 
fertigste Landmacht,  die  unter  Richelieu,  vor  allem  unter 
Colbert  die  erfolgreichsten  Anstrengungen  auch  zur  Stärkung 
der  französischen  Flotte  und  zur  Hebung  von  Frankreichs 
Handel  und  Industrie  unternommen  hatte. 
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Es  gab  eine  Zeit,  da  in  Nordamerika  der  französische 
Einflul’s  den  englischen  weit  iiberwog,  auch  in  Indien  hatte 
Frankreich  einen  Vorsprung  vor  England,  wie  später  noch  in 
Ägypten.  Und  sicher  war,  als  der  Kampf  begann,  das 
Frankreich  Ludwigs  XIV.  an  äufserer  Macht,  an  Volkszahl 
und  Geldreichtum  dem  damaligen  England  weit  überlegen. 
Gleichwohl  wufste  Frankreich  sich  im  Wettbewerb  mit  England 
nicht  zu  behaupten. 

Was  Franki  eich  im  spanischen  Erbfolgekriege  und  nament- 
lieh  im  siebenjährigen  Kriege  England  gegenüber  einbüfste,  wo 
nach  einem  Worte  Bismarcks  unsere  Grenadiere  den  Eng- 
ländern Nordamerika  erobern  halfen,  — das  wäre  nur  mit 
gröfstem,  stetig  auf  ein  Ziel  gerichteten  Kraftaufwand  ein- 
zuholen gewesen.  — In  Versailles  fehlte  dazu  der  richtige 
Weitblick,  wie  die  nachhaltige  Energie. 

In  England  begriff  man  besser,  was  dauernden  Gewinn 
versprach.  Wie  eifersüchtig  Englands  Staatsmänner  die  von 
ihrer  Nation  erstrebte  und  mehr  und  mehr  erreichte  wirt- 
schaftspolitische Monopolstellung  gewahrt  wissen  wollten,  da- 
für ist  ein  Wort  des  älteren  Pitt  über  den  Pariser  Frieden 
von  1763  charakteristisch: 

„Frankreich  ist  uns  hauptsächlich  als  See-  und 
Handelsmacht  gefährlich.  Was  wir  in  dieser  Beziehung 
gewinnen,  ist  für  uns  vor  allem  wertvoll  durch  den 
Schaden,  den  Frankreich  davon  hat.“ 

Pitt  beklagt  es,  dafs  für  Frankreich  noch  die  Möglichkeit 
offen  geblieben  sei,  seine  Marine  neu  ins  Leben  zu  rufen. 

ln  der  Tat  hat  Frankreich  nach  dem  siebenjährigen  Kriege 
erneute  Anstrengungen  für  seine  Seerüstung  gemacht.  Es  hat 
den  Abfall  der  uordamerikanischen  Kolonien  von  England 
eifrig  unterstützt,  hat  mit  Corsika  eine  wichtige  Position  im 
Mittelmeer  errungen;  gleichzeitig  hob  die  Arbeit  seines  dritten 
Standes  zusehends  Frankreichs  kommerzielle  und  industrielle 
Bedeutung. 
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Bei  alledem  blieb  doch  das  maritime  und  wirtschaftliche 
Übergewicht  Englands  unerschüttert,  zumal  da  die  bourbonische 
Regierung  den  Wirtschaftsinteressen  Frankreichs  schlecht 
diente.  Der  englisch  - französische  Handelsvertrag  von  1786, 
der  einseitig  die  Interessen  der  französischen  Grofsgrund- 
besitzer  berücksichtigte,  hat  die  französische  Industrie  arg 
benachteiligt.  In  den  cahiers  von  1789  wird  über  diesen 
Punkt  bittere  Klage  geführt.  Und  in  derselben  Zeit  hatte 
England  die  gewaltigen  Erfindungen  auf  maschinellem  Ge- 
biete ausgenutzt  und  damit  den  natürlichen  Reichtum  des 
Landes  an  Erzen  uud  Kohlen  erst  zur  vollen  Geltung  gebracht. 

Da  brachen  mit  der  Revolution  die  wirtschaftlich  empor- 
strebenden Kräfte  Frankreichs  eigenmächtig  sich  Bahn.  In  und 
mit  der  Revolution  nahm  Frankreich  einen  neuen  Anlauf, 
Englands  ökonomische  Überlegenheit  zu  brechen.  Der  alte 
wirtschaftspolitische  Wettstreit,  in  dem  England  bereits  Sieger 
zu  sein  vermeinte,  ist  damit  ganz  plötzlich  neu  belebt  worden. 

Die  französische  Revolution  ist  das  Ergebnis  nicht  blofs 
der  Lehren  Rousseaus,  Voltaires  und  der  Encyklopädisten; 
sie  ist  bedingt  und  getragen  zugleich  durch  die  Forderungen 
des  bürgerlich  erwerbenden  Unternehmers  und  Geschäfts- 
mannes, der  aus  den  Schranken  der  Feudalordnung  heraus- 
strebt und  Raum  verlangt  für  die  freie  Entfaltung  seiner  wirt- 
schaftlichen Kräfte,  Raum  daheim  und  draufseu.  Der  grol'se 
Wirtschaftspolitiker  Colbert  und  die  Ökonomisten  rücken  bei 
einer  solchen  Betrachtung  in  die  Nachbarschaft  der  politischen 
Revolutionstheoretiker. 

Und  die  Konsequenzen  übertragen  sich  unmittelbar  auf 
das  politische  Gebiet. 

In  dem  bunten  Wechsel  der  Regierungsmächte,  die  seit 
1789  in  Frankreich  aufkamen,  ist  dem  Ausland  gegenüber  für 
die  heimischen  Wirtschaftsiuteressen  besser  gesorgt  worden, 
als  vorher  unter  dem  ancien  regime.  Jedenfalls  merkte  man 
in  England  sehr  rasch,  dafs  die  Erstarkung  der  französischen 
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Bourgeoisie,  die  wirtschaftlich  ebenso  wie  politisch  nach  Be- 
tätigung drängte,  für  Englands  ökonomische  Weltstellung  ganz 
unmittelbare  Gefahren  einschlofs.  Andrerseits  hing  Frank- 
reichs neue  Existenz  geradezu  von  seiner  Emancipation  vom 
englischen  See-  uud  Handelsmonopol  ab.  Daher  der  erbitterte 
Kampf  Englands  gegen  Frankreich  in  jener  Epoche. 

Die  erneute  französisch-englische  Feindschaft,  die  erst  in 
diesem  Zusammenhänge  ganz  verständlich  wird,  tritt  ja  nicht 
ohne  weiteres  in  ihrer  wirtschaftspolitischen  Bedingtheit  zu 
Tage.  Sie  ist  von  englischer  Seite  durch  einen  politischen 
Prinzipienkampf,  durch  das  Eintreten  für  die  von  der  Revolu- 
tion geschändete  Monarchie  maskiert. 

In  Wirklichkeit  ist  es  nicht  die  Begeisterung  für  das 
legitime  Königtum,  was  England  in  den  Kampf  führte.  Das 
war  nur  der  Vorwand,  das  Ziel  war:  Frankreichs  wirtschaft- 
liche Emancipation  zurückzudämmen.  Man  hat  es  in  England 
immer  verstanden,  moralische  Gründe  an  Stelle  der  nackten 
Interessen  vorzuschieben. 

Im  Fortgang  der  Ereignisse  ist  die  handelspolitische 
Signatur  des  Kampfes  nicht  zu  verkennen.  Die  wirtschaft- 
lichen Beweggründe  treten  immer  handgreiflicher  zu  Tage. 
Dem  Ausbruch  des  offenen  Krieges  geheu  in  Frankreich 
schutzzöllnerische  Mafsnahmen  voraus,  die  sich  direkt  gegen 
Englands  Handel  und  Industrie  richten.  1793  ist  in  Frank- 
reich jede  Einfuhr  englischer  Fabrikate  verboten  worden.  Auf 
der  anderen  Seite  richtet  Englands  Streben  sich  in  alt- 
gewohnter Weise  auf  Beeinträchtigung  fremder  Schiffahrt  und 
auf  Kolouialraub  im  grofsen  Stil.  Zunächst  Frankreich 
gegenüber.  Als  Holland  in  eine  französische  Tochterrepublik 
umgewandelt  war,  kam  die  holländische  Kauffahrtei  und  der 
holländische  Kolonialbesitz  au  die  Reihe.  Spaniens  An- 
schlufs  an  Frankreich  gab  willkommenen  Anlal's,  auch  diesen 
nur  noch  unbeträchtlichen  Mitbewerber  zur  See  ganz  aufs 
Trockene  zu  setzen.  Dazu  der  fröhliche  Kaperkrieg  gegen 
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die  Handelsschiffe  aller  Nationen.  Englands  Weizen  blühte, 
wie  nie  zuvor. 

Der  jüngere  Pitt  konnte  Anfang  des  Jahres  1801  vor  dem 
englischen  Parlament  im  Rückblick  auf  das  eben  abgelauteue 
Jahr  erklären: 

„Wenn  wir  dieses  Kriegsjahr  mit  den  zurückliegenden 
Friedensjahren  vergleichen,  so  erblicken  wir  in  dem  Be- 
trage unserer  Einkünfte  und  in  der  Ausdehnung  unseres 
Handels  ein  Bild,  das  gleichzeitig  paradox,  unerklärlich 
und  erstaunlich  ist.  Wir  haben  unseren  äufseren  und 
inneren  Handelsverkehr  auf  eine  höhere  Stufe  gebracht 
als  je  zuvor.“ 

In  der  Tat  war  der  Überseeverkehr  Frankreichs,  Hollands 
und  Spaniens  vernichtet,  während  Englands  auswärtiger 
Handel  in  dem  Jahrzehnt  von  1791 — 1801  sich  nahezu  ver- 
doppelt hatte 


In  diesem  grofsen  Zusammenhänge  müssen  wir  den  Kampf 
Napoleons  gegen  England  uns  klar  zu  machen  suchen. 

Napoleon!  — Welchen  Sturm  leidenschaftlicher  Gefühle 
hat  dieser  Name  bei  unseren  Vätern  entfesselt. 

Der  populären  Meinung  galt  Napoleon  als  die  Verkörpe- 
rung des  bösen  Prinzips.  Selbst  wo  man  die  von  ihm  be- 
wirkte Zertrümmerung  veralteter  Formen  als  Wohltat  empfand, 
da  erschien  Napoleon  selbst  doch  als  eine  Art  Gottesgeil’sel. 
Unsere  ältere  Geschichtsschreibung  sah  in  ihm  den  dämonischen 
Welteroberer,  den  unersättlicher  Ehrgeiz  und  übermensch- 
liches Beginnen  ins  Grenzenlose  und  in  den  Untergang  trieb. 

Seit  wir  mit  dem  Neffen  des  Corsen  abgerechnet  haben, 
ist  bei  uns  der  Groll  aus  den  Herzen  gewichen.  — Wir  sind 
heut  in  der  Lage,  ruhig  und  leidenschaftslos  die  Bedeutung 
des  Mannes  zu  würdigen,  — ruhiger  und  leidenschaftsloser, 
als  das  in  Frankreich  selbst  geschieht,  wo  heute  das  offiziell 
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geaichte  Urteil  über  den  ersten  Napoleon  ein  kühl  ab- 
sprecheudes  ist  Die  republikanische  Legende  ist  dort  an 
die  Stelle  der  napoleonischen  getreten. 

Bei  uns  hat  als  erster  und  berufenster  Ranke  eine  neue 
Auffassung  der  napoleonischen  Politik  begründet.  Ranke 
sieht  in  Napoleon  nicht  die  blindwütige  Eroberungsbestie, 
die  da  nur  lauert,  wen  sie  verschlingen  könne,  sondern  einen 
Staatsmann  mit  klar  begrenzten  politischen  Absichten.  Ranke 
erkennt  als  den  leitenden  Grundgedanken  und  das  letzte  Ziel 
napoleonischer  Politik:  den  Kampf  gegen  England. 

Alle  die  Pläne,  die  gelegentlich  schon  unter  den  Bour- 
bonen auftauchten,  die  auch  die  Männer  des  Konvents  und 
der  Direktorial-Regierung  beschäftigten,  — sie  griff  bereits 
der  junge  General  Bonaparte  mit  leidenschaftlichem  Eifer  auf, 
nur  zielbewufster,  klarer  und  fester.  Denn  was  vordem 
meist  nur  im  Stadium  der  Erwägungen  geblieben,  oder  nur  halb 
zur  Ausführung  gelangt  war,  das  rückte  er  iu  den  Mittel- 
punkt seiner  Politik. 

Als  nach  dem  Frieden  von  Campo  Forinio  im  Jahre  1797 
von  den  Feinden  Frankreichs  nur  England  noch  aufrecht 
stand,  da  schreibt  — am  18.  Oktober  1797  — der  noch  nicht 
ganz  30jährige  General  an  Talleyrand: 

„Unser  wahrer  Feind  ist  Eugland.  Wir  müssen  Eng- 
land vernichten,  damit  es  uns  nicht  vernichte.  Werfen 
wir  uns  angespannt  auf  die  Vermehrung  unserer  Marine 
und  vernichten  wir  Eugland!“ 

Das  Direktorium  hatte  damals  einen  Angriff  auf  die  bri- 
tischen Inseln  beschlossen.  Bonaparte  wandte  sich  mit  einer 
Proklamation  an  die  Flotte: 

„Ohne  Euch  können  wir  den  Ruhm  des  französischen 
Namens  nur  in  eine  kleine  Ecke  Europas  tragen,  mit 
Euch  werden  wir  über  Meere  schiffen  und  die  Fahnen 
der  Republik  in  den  entferntesten  Ländern  aufpflanzen.“ 
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Aber  nur  zu  bald  wurde  ihm  klar,  dafs  Frankreichs 
Schiffsrüstung  für  einen  direkten  Angriff  auf  England  nicht 
genügte.  Mit  raschem  Eutschlul's  hat  er  damals  aus  der 
„englischen“  Armee  eine  „orientalische“  gemacht  und  sich  auf 
Ägypten  geworfen.  Von  hier  aus  wollte  er  Englands  Levante- 
IIandel  zerstören.  Seine  Gedanken  schweiften  weiter.  Er 
dachte  die  Landenge  von  Suez  zu  durchstechen,  die  Engländer 
aus  dem  roten  Meer  zu  verdrängen  und  den  Weg  nach  Indien 
offen  zu  legen,  um  dort  Englands  ergiebigste  Nahrungsquelle 
abzugraben. 

Aber  England  setzte  durch  Vernichtung  der  französischen 
Flotte  auf  der  Rhede  von  Abukir  die  ägyptische  Expedition 
matt.  Als  Flüchtling  kehrte  Bonaparte  aus  Ägypten  heim. 
Gleichwohl  kam  er  als  Retter  in  der  Not.  Er  schlug  im 
Innern  die  Anarchie  zu  Boden  und  knüpfte  von  neuem  den 
Sieg  an  Frankreichs  Fahnen. 

Auf  der  See  triumphierte  England,  auf  dem  Festlande  die 
kriegerisch-organisierte  Kraft  des  revolutionären  Frankreich. 
So  stellte  an  der  Jahrhundertwende  unserem  Schiller  dieWelt- 
lage  sich  dar: 

„Zwo  gewaltige  Nationen  ringen 
Uni  der  Welt  alleinigen  Besitz.  — 

Aller  Länder  Freiheit  zu  verschlingen, 

Schwingen  sie  den  Dreizack  und  den  Blitz- 

Gold  mufs  ihnen  jede  Landschaft  wägen  — 

Und  wie  Brennus  in  der  rohen  Zeit 
Wirft  der  Franke  seinen  ehernen  Degen 
ln  die  Wage  der  Gerechtigkeit. 

Seine  Handelsflotten  streckt  der  Brite 
Gierig  wie  I’olypenarine  aus 
Und  das  Reich  der  freien  Amphitrite 
Will  er  schliefsen,  wie  sein  eigen  Haus.“ 

Aber  solche  Teilung  war  Bouaparte  nicht  genehm; 
darum  war  der  englisch-französische  Friede  von  Amiens  auch 
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nur  ein  kurzes  Atemschöpfen.  Unter  den  Gründen,  die  den 
raschen  Wiederausbruch  der  Feindseligkeiten  herbeiführten, 
stehen  die  handelspolitischen  voran.  Der  beim  Friedens- 
schlufs  in  Aussicht  genommene  englisch-französische  Handels- 
vertrag war  nicht  zu  Staude  gekommen.  Bonaparte  richtete 
sein  Augenmerk  immer  entschiedener  auf  Industrie,  Handel 
und  Kolonien.  Wie  man  in  England  derartige  Absichten 
beurteilte,  lehrt  mit  aller  wünschenswerten  Klarheit  eine 
Broschüre,  die  Anfang  des  Jahres  1805  in  London  erschienen 
ist.  Der  Inhalt  drückt  sich  bereits  im  Titel  verständlich  ge- 
nug aus:  „Ein  ewiger  Krieg  als  das  einzige  Mittel  zur  Sicher- 
heit und  Wohlfahrt  Grofsbritanniens“  Nur  eine  Stelle  dieser 
Broschüre  möchte  ich  im  Wortlaut  anführen: 

„Bietet  Frankreich  Fl  ieden,  so  müssen  wir  antworten: 
Zieht  Eure  Truppen  aus  den  benachbarten  Ländern  und 
von  den  Küsten  zurück,  die  ihr  besetzt  habt,  entwaff- 
net Eure  Flotten,  stellt  Eure  Seerüstungen  ein,  dann 
sollen  die  englischen  Kriegsschiffe  aufhören,  die  fran- 
zösischen Küsten  zu  beunruhigen.  Wir  wollen  Euren 
Handel  nicht  mehr  stören.  — Wir  schreiben  nur  die  Be- 
dingung vor:  daff  Ihr  dazu  weder  französische  Schiffe, 
noch  Frankreich  untertänige  Seeleute  gebraucht.  Unter 
diesen  Bedingungen  allein  kann  England  mit  Euch 
Frieden  schliefsen.  Eure  ganze  Seemacht  mufs  vernichtet 
werden.“ 

Das  war  allerdings  keine  offiziell  geeichte  Kundgebung 
der  englischen  Regierung;  aber  sie  drückt  doch  den  Willeu 
der  maßgebenden  Instanzen  aus. 

„Herrsche  Britannien, 

Beherrsche  die  Wogen  — “ 

das  war  für  die  führenden  Elemente  der  englischen  Nation 
längst  die  Losung. 

Und  als  Echo  klingt  es  uns  schneidend  aus  Bonapartes 
Proklamation  eutgegen: 
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„Wir  alle,  Obrigkeiten,  Soldaten,  Bürger  wollen  das 
Vaterland  frei  von  Englands  Einflul’s  wissen,  welcher, 
wenn  er  vorherrschend  wäre,  uns  nur  einen  von  Schmach 
und  Schande  starrenden  Frieden  gewähren  würde,  dessen 
Hauptbedingungen  die  Verbrennung  unserer  Flotte,  die 
Zuschüttung  unserer  Häfen,  die  Vernichtung  unserer  In- 
dustrie sein  müfeten  “ 

Und  nun  setzt  seitens  Englands  mit  neuer  Kraft  das  alte 
Spiel  wieder  ein.  Auf  dem  Festlande  überläl'st  England  den 
verbündeten  Mächten  die  undankbare  Arbeit.  Dafür  greift  es 
in  den  Kolonien  zu,  sichert  sich  neuen  überseeischen  Besitz, 
auf  allen  Meeren  werden  die  englischen  Kaperschiffe  der 
Schrecken  auch  der  Neutralen,  immer  zuversichtlicher  tritt 
das  Bestreben  zu  Tage,  Kolonialherrschaft,  Rhederei  und  See- 
handel für  England  zu  monopolisieren. 

Die  französischen  Gegen mafsregeln  spitzen  sich  mangels 
der  Möglichkeit  des  offenen  Seekampfes  immer  schärfer  auf 
die  grundsätzliche  Verdrängung  englischer  Waren  aus  dein 
französischen  Machtbereich  zu.  1803  wurde  in  Frankreich  die 
Einfuhr  aller  Produkte  auch  aus  den  englischen  Kolonien 
verboten.  Es  sind  klar  erkennbar  die  Anfänge  des  Systems, 
das  zur  Kontinentalsperre  führte. 

Mit  der  Fernhaltung  des  englischen  Handels  nur  vom 
französischen  Markt  war  den  Briten  in  der  Tat  nicht  beizu- 
kommeu.  — Die  Besetzung  Hannovers  traf  nur  das  englische 
Königshaus.  — England  blieb  der  unbeugsame  und  der  ge- 
fährlichste Gegner  auch  in  den  politischen  Verhältnissen  des 
Festlandes,  denn  die  englischen  Subsidieu  stärkten  dort  die 
Kräfte  der  antifrauzösischen  Koalitionen,  englische  Gelder 
schürten  in  Frankreich  selbst  den  Widerstand  gegen  Bona- 
parte, sie  unterstützten  sogar  Verschwörerpläue  gegen  die 
Person  des  republikanischen  Diktators. 

Für  Bonaparte  wurde  die  persönliche  Gefährdung  die 
Stufe  zum  Kaiserthron.  Der  Imperator  gedachte  seine  ganze 
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ungeheure  Macht  gegen  England  einzusetzen.  Nun  wollte  er 
selbst  seine  sieggewohnten  Truppen  nach  den  britischen  Inseln 
hinüberführen.  Mit  höchster  Anspannung  wurde  in  allen 
französischen  Häfen  gerüstet.  In  Boulogne  wurde  eine  ge- 
waltige Tiuppeninacht  zusammengezogen,  die  auf  Flachbooten 
unter  dem  Schutz  einer  riesigen  Schlachtflotte  über  den  Kanal 
setzen  sollte.  An  der  Spitze  dieser  schwimmenden  Riesen- 
macht gedachte  der  Imperator  die  Tat  Wilhelms  des  Eroberers 
zu  wiederholen. 

Es  kam  nicht  einmal  bis  zum  Versuch  der  Ausführung. 
Nach  fieberhaften  Anstrengungen  und  ungeheuren  Aufwendungen 
ist  Napoleon  von  dem  Landungsplan  zurückgetreten.  Das 
seegewaltige  England  war  auf  seinem  meerumflossenen  Insel- 
land unangreifbar,  weil  Napoleon  keine  der  englischen  eben- 
bürtige Flotte  zu  schaffen  vermochte.  Ingrimmigen  Sinnes 
begriff  er,  dafs  er  mit  seinem  minderwertigen  Material  an 
Schiffen  und  Seeleuten  die  Ausfahrt  nicht  wagen  dürfe. 

Diesmal  warf  er  mit  plötzlichem  Ruck  die  in  Boulogne 
angesammelten  Truppen  auf  Österreich.  Hinterdrein  hat  er 
seine  englischen  Landuugsabsichten  geleugnet,  hat  all  die  un- 
endlichen Vorbereitungen  als  Scheinmanöver  erklärt.  — Das 
ist  nichts  als  ein  durchsichtiger  Versuch,  die  demütigende 
Tatsache  der  Seeniederlage  vor  versuchtem  Kampfe  zu  ver- 
schleiern. Napoleon  hätte  niemals  für  so  windigen  Zweck 
die  ungeheuersten  Opfer  an  Zeit  und  Geld  gebracht 

Bedeutsamer  erscheint  mir  eine  Äufserung  Napoleons, 
die  er  1805  unmittelbar  nach  der  Kapitulation  Macks  bei 
Ulm,  also  noch  vor  Austerlitz,  einigen  gefangenen  öster- 
reichischen Generalen  gegenüber  getan  hat:  „Ich  will  nichts 
auf  dem  Festlaude,  ich  will  Schiffe,  Kolonien,  Handel,  und 
das  ist  für  Sie  ebenso  vorteilhaft,  als  für  mich.“ 

Hier  klingen  bereits  deutlich  die  Ideen  au,  mit  denen  er 
wenig  später  die  Kontinentalsperre  den  Festlandmächten  an- 
nehmbar zu  machen  suchte. 
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In  demselben  Augenblick,  da  Napoleon  solche  Wünsche 
äufserte,  hatte  bei  Trafalgar  Englands  Seemacht  mit  einem 
gewaltigen  Schlage  die  letzten  seetüchtigen  Kräfte  Frankreichs 
und  Spaniens  vernichtet.  — Napoleon  hatte  keine  ernstlich  in 
Betracht  kommende  Flottenmacht  mehr  zur  Verfügung.  Er 
mufste  mit  der  Seerüstung  von  vorn  anfangen.  Trafalgar  be- 
zeichnet recht  eigentlich  den  Punkt,  wo  für  Napoleon  eine 
direkte  Bekämpfung  Englands  zur  Unmöglichkeit  geworden  war. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  es  recht  verwunderlich 

* 

dafs  dieselbe  Epoche,  die  Frankreichs  militärische  Kräfte  zu 
Lande  so  glänzend  sich  entwickeln  sah,  für  den  Schwester- 
dienst der  französischen  Flotte  so  gar  nichts  Ebenbürtiges  zu 
Wege  brachte. 

Die  alte  königlich  französische  Marine,  die  unter  Lud- 
wig XVI.  wieder  einigermafseu  voraugekommen  war,  die  im 
nordamerikanischen  Unabhängigkeits- Kriege  auch  wieder 
achtungswerte  Leistungen  aufzusveisen  hatte,  sie  ist  in  der 
französischen  Revolution  in  sinnlosester  Weise  zu  Grunde  ge- 
richtet worden. 

Das  Offizier-Korps  der  französischen  Marine  war  exklusiv 
adelig  gewesen.  Das  hatte  genügt,  um  ihr  den  besonderen 
Hafs  der  Revolutionshelden  zuzuziehen.  Einige  der  besten 
Flaggoffiziere  sind  vom  Pöbel  massakriert  worden,  andere 
wurden  in  der  Schreckenszeit,  genau  wie  so  viele  Armee- 
Offiziere,  unter  die  Guillotine  geliefert;  was  sich  zu  retten  ver- 
mochte, emigrierte.  Die  Republik  formierte  ein  neues  See- 
offizier-Korps. Ihre  Hauptsorge  war,  dafs  in  diesem  Offizier- 
Korps  jede  Spur  monarchischer  Gesinnung  getötet  wurde. 

Das  kam  ganz  äufserlich  schon  durch  eine  zeitgemäl'se 
Umtaufe  der  st  dzen,  ehemals  königlichen  Linienschiffe  zum 
Ausdruck.  Aus  dem  „Royal  Louis“  wurde  „Le  Republicain“, 
aus  dem  „Dauphin  Royal“  „Le  Sansculotte“.  Da  die  Republik 
auch  mit  dem  Christentum  aufgeräumt  hatte,  so  war  es  gauz 
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sinnentsprechend,  wenn  der  Schiffsname  „Le  St.  Esprit“  in  die 
fröhlich  revolutionäre  Parole  „LeQaira“  umgewandelt  wurde. 
In  den  Schiffslisten  der  Republik  finden  sich  immer  neue 
Erinnerungen  an  die  grofse  politische  Umwälzung:  „La  Revo- 
lution“, „La  Libertö“,  „La  Cocarde“,  „La  Carmagnole“;  selbst 
ein  „Jacobin“  und  ein  „Marat“  sind  vertreten. 

Die  republikanischen  Machthaber  scheinen  der  Meinung 
gelebt  zu  haben,  dafs  schon  die  Schiffstaufe  mit  Schlagworten 
und  Ehrennamen  der  Revolution  den  Sieg  verbürge.  Und 
solcher  Auffassung  entsprach  genau  die  republikanische 
Phrasendrescherei  des  ueugeschaffeneu  Seeoffizier-Korps.  Un- 
fähige Leute,  die  auf  der  Handelsmarine  nichts  zu  erreichen 
vermocht  hatten,  rückten  in  die  Offizierstellen  ein,  wenn  sie 
nur  in  patriotischer  und  republikanischer  Begeisterung  takt- 
fest waren.  Durch  törichte,  demokratische  Auordnungen 
wurde  obendrein  die  Disziplin  der  Mannschaften  systematisch 
ruiniert. 

Um  das  Mals  des  Unverstandes  voll  zu  machen,  ist  in 
knausriger  Art  bei  der  Instandhaltung  des  Schiflfsmaterials 
und  der  Flottenausrüstung  gespart  worden. 

Was  Napoleon  an  Schiffen,  Mannschaften  und  Offizieren 
vorfand,  war  gleich  erbärmlich.  Merkwürdig,  wie  dieser 
geniale  Staatsmann  und  Feldherr  gegenüber  den  Aufgaben,  die 
die  Reorganisation  der  Flotte  stellte,  versagte.  Er  brauchte 
und  wollte  rasche  Erfolge.  Der  Flottendienst  aber  stellt  ganz 
besonders  geartete  Anforderungen,  — er  verlangt  Kenntnisse 
und  Geschicklichkeiten,  die  von  langer  Hand  her  vorbereitet 
uud  in  Ruhe  erworben  sein  wollen. 

Die  Armee  der  Revolution  hat  ja  auch  auf  neuer  Grund- 
lage formiert  werden  müssen.  Aber  sie  hat  doch  die  vor- 
handenen Kräfte  besser  genutzt,  sie  hat  alles  Alte  und  Ver- 
rottete abgetan  und  glückliche  taktische  Neuerungen  sich  zu 
eigen  gemacht,  während  die  Gegner  noch  in  den  veralteten 
Formen  sich  bewegten.  Vor  allem  hat  diese  Armee  in  Bona- 
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parte  einen  unvergleichlichen  Organisator  und  Feldherrn  ge- 
wonnen. 

Frankreichs  Flotte  hatte  ihre  alten  Führer  verloren  und 
sie  fand,  wie  Napoleon  selbst  klagte,  „keinen  genialen  Er- 
neuerer, der  sich  von  der  Routine  entfernt  und  schöpferisch 
zu  wirken  gewufst  hätte“.  Von  vornherein  sah  sie  sich  einem 
in  jeder  Beziehung  überlegenen  Feinde  gegenüber  und  es  gab 
für  sie  nicht  einmal  die  Möglichkeit  einer  wirklichen  Kriegs- 
ausbildung, denn  es  fehlte  „ihr  der  einzige  Exerzierplatz,  der 
für  die  Marine  existiert:  die  offene  See“. 

So  erklärt  sich  die  Zaghaftigkeit  der  französischen  Flotten- 
operationen, die  zahllosen  Unfälle,  die  sie  auch  aufser  Schufs- 
weite  erlitt,  und  ihr  vollständiges  Versagen  im  Ernstfälle. 

Napoleon  hat  sich  auch  in  der  Folge  zeitweilig  eifrig 
bemüht,  Frankreichs  Seerüstung  erneut  in  die  Höhe  zu  bringen. 
Endgültig  hat  er  niemals  auf  die  Schaffung  einer  Flotte  ver- 
zichtet. Im  Jahre  1811  hat  er  in  einer  Ansprache  an  den 
Handelsrat  zu  Paris  seine  diesbezüglichen  Pläne  entwickelt. 
Damals  hatte  er  so  viel  gelernt,  dafs  er  für  den  Ausbau  der 
Flotte  einen  jahrelangen  Zeitraum  in  Aussicht  nahm.  Dabei 
hat  er  das  gute  Wort  gesprochen: 

„Ich  betrachte  die  Flagge  einer  Nation  als  etwas,  das 
einen  wesentlichen  Teil  derselben  ausmacht.  Sie  inul's 
ihre  Flagge  allenthalben  wehen  lassen,  sonst  kann  sie 
nicht  für  eine  freie  Nation  gehalten  werden.  Ein  Volk, 
das  seiner  Flagge  nicht  Achtung  verschafft,  kann  in 
meinen  Augen  nicht  mehr  als  selbständige  Nation 
gelten.“ 

Es  ist  Napoleons  tragisches  Verhängnis,  dafs  er  trotz  solcher 
Einsicht  bei  aller  unumschränkten  Macht  mit  seinen  Flotten- 
plänen nicht  voran  kam.  Nirgend  rächen  Unterlassungssünden 
sich  schwerer,  als  auf  dem  Gebiete  der  Seerüstuug,  wo  schwere 
Versäumnisse  in  überhasteter  Eile  nicht  gut  zu  machen  sind. 
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Nach  Trafalgar  gab  es  zunächst  eine  französische  See- 
macht überhaupt  nicht.  Darum  drängte  des  Imperators  un- 
bezähmbare Energie  auf  einen  anderen  Weg.  Die  wirtschaft- 
lichen Kampfmalsregeln,  die  gegen  England  längst  eingeleitet 
waren,  mufsten  erweitert,  die  Ausschliefsung  des  eng- 
lischen Handels  auf  dem  ganzen  Festlande  erzwungen 
werden.  Nur  so  meinte  Napoleon  England  nieder- 
ringen zu  können.  Wenn  England  nichts  mehr  verkaufen 
konnte,  dann  war  es  „ein  König  ohne  Untertanen“,  „ein  Papst 
ohne  Kirche“. 

Zu  dem  Zwecke  mufste  Napoleon  dem  ganzen  Kontinent 
seine  Befehle  aufzwingen  können,  — das  hat  ihn  über  die 
wohlerwogenen  Grenzen  seines  ursprünglichen  Systems  [unaus- 
geführt, hat  stets  erneute  Kriege  und  Grenzerweiteruugen 
nötig  gemacht  und  hat  ihn  zuletzt  ins  Verderben  gerissen. 

Aus  dem  eroberten  Berlin  erging  am  21.  November  1806 
das  vielberufene  Blokadedekret,  das  die  Handelssperre  uegen 
England  verhängte.  Die  Ausdehnung  der  Sperre  auf  das 
ganze  europäische  Festland  ist  der  Kern  des  napoleomschen 
Riesenplanes. 

Napoleon  hat  zwischendurch  einzulenken  versucht.  Er 
hat  nach  dam  Tilsiter  Frieden,  wo  der  Hals  gegen  England 
den  Zaren  zum  Bündnis  mit  Napoleon  führte,  durch  russische 
Vermittelung  einen  Ausgleich  angestrebt:  auf  Grundlage  der 
Anerkennung  des  freien  Schiffahrtsrechtes  und  der  Heraus- 
gabe aller  von  England  seit  1805  gemachten  kolonialen  Er- 
oberungen. England  wies  die  russische  Friedensvermittelung 
ab  und  beharrte  auf  der  uneingeschränkten  Behauptung  seiner 
mer kan ti  listischen  W eltherrscl  i aft. 

Ich  würde  heute  kein  Ende  finden,  wollte  ich  die  nun 
folgenden,  gegenseitig  sieh  überstürzenden  handelspolitischen 
Kauipfmafsregeln  auch  nur  flüchtig  erwähnen,  wollte  ich  die 
Zustände  schildern,  die  sich  ergaben:  die  Umgehung  der 
Handelssperre  durch  Schmuggel  und  durch  Bestechung  frau- 
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zösischer  Beamten,  die  Abschwäehung  des  Systems,  die 
Napoleon  selbst  aus  finanziellen  Gründen  zuliefs. 

Nur  mit  einem  Worte  weise  ich  auf  den  inneren  Zusammen- 
hang der  ganzen  politischen  Aktion  Napoleons  mit  dem 
Kontinentalsystem.  Napoleon  führt  Krieg,  um  das  Kontinen- 
talsystem zu  vervollständigen.  Dem  preufsischen  Gesandten 
erklärt  er:  dafs  er  lieber  mit  ganz  Europa  den  Kampf  auf- 
nehmen wolle,  als  eine  Abweichung  von  seinen  Befehlen  zu 
gestatten.  Er  zwingt  Österreich  in  sein  Kontinentalsystem 
hinein  und  macht  es  durch  die  Wegnahme  von  Triest  und 
Fiume  zum  Binnenland  ohne  Meer  und  Hafen.  Der  Kirchen- 
staat, Holland,  die  deutsche  Nordsee-Küste  mufsten  zu  Frank- 
reich geschlagen  werden,  damit  Napoleon  zuverlässige  Zoll- 
wächter in  alle  Häfen  schicken  konnte.  In  demselben  Zu- 
sammenhänge ergab  sich  schliefslich  auch  der  Bruch  mit 
Rufsland,  dafs  aus  wirtschaftlichen  Gründen  der  strikteu 
Durchführung  der  Kontinentalsperre  widerstrebte. 

Hier  ist  der  Schlüssel  für  die  napoleonische  Politik,  deren 
einzelne  Mafsnahmen  erst  unter  dem  beherrschenden  Gesichts- 
punkt des  Kampfes  gegen  England  völlig  verständlich  werden. 
Alles  ist  hier  auf  ein  Ziel  gerichtet  und  durch  eine  Notwendig- 
keit bedingt.  Das  Ziel  ist:  die  Niederzwingung  Grofc- 

britauuiens;  die  Notwendigkeit:  dem  neuen  Karolingerreich 
Napoleons  — als  solches  hat  er  selbst  es  proklamiert  — Licht  und 
Luft  für  eine  gesunde  wirtschaftliche  Entwicklung  zu  schaffen. 

Denn  so  stand  es  allerdings,  dafs  England  die  ökono- 
mische Weltherrschaft  in  vollem  Umfange  aufrecht  zu  erhalten 
gedachte  und  dafs  es  einen  französischen  Handels-  und  Ge- 
werbestaat, der  gleichberechtigt  auf  den  Weltmarkt  strebte, 
gutwillig  neben  sich  nicht,  dulden  wollte. 

So  war  deuu  die  Kontinentalsperre  ein  Kampfmittel,  eine 
Kriegsoperation,  die  England  durch  Auspowerung  zum  Ein- 
lenken zwingen  sollte. 

Das  ist  nicht  geglückt. 
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Und  der  Grund  dafür?  — Er  ist  knapp  und  klar  aus- 
gesprochen in  einer  anonymen  Denkschrift  •über  die  politische 
Weltlage  im  Jahre  1811,  die  sich  in  den  Akten  des  hiesigen 
geheimen  Staatsarchivs  findet: 

„Englands  Existenz  kann  nnr  zur  See  bekämpft  und 
durch  Flotten  gefährdet  werden,  und  wenn  Napoleon  diese 
nicht  zu  schaffen-  und  zu  führen  vermag,  so  sind  alle 
seine  Kriege  auf  dem  Kontinent  nur  Fechterstreiche.“ 
Der  anonyme  Verfasser  meint: 

„Hätte  der  Römer  Dulius  nicht  Flotten  und  Matrosen 
geschlossen,  Carthago  stände  vielleicht  noch  heute.“ 

Und  im  Hinblick  auf  die  absolute  Unmöglichkeit:  die  von 
Napoleon  gegen  England  verhängte  Blokade  von  der  Seeseite 
her  zu  behaupten,  bemerkt  er: 

„Die  Engländer  durch  Sperren  vom  Kontinent  aus- 
zuschliefsen,  ohne  Flotten  zu  haben,  ist  so  unmöglich, 
als  den  Vögeln  zu  verbieten,  .bei  uns  Nester  zu  bauen.“ 
Hier  ist  unzweideutig,  und  -vollkommen  zutreffend  der 
Punkt  hervorgehoben,  an  dem  Napoleon  mit  aller  seiner 
Macht  scheiterte. 


Aber  die  Kontinentalsperre  hat  noch  eine  andere  Seite. 
Sie  ist  nicht  nur  Kriegsoperation,  sondern  auch  handels- 
politische Mafsnahme. 

Die  liberalen  Freihandelstheoretiker,  die  auch  bei  uns 
lange  Zeit  das  grol'se  Wort  führten,  haben  die  Kontinental- 
sperre in  Grund  und  Boden  verurteilt. 

Unzweifelhaft  ist  die  Kontinentalsperre  die  grandioseste 
Übertreibung  einer  schutzzöllnerischen  Politik,  die  bis  zur 
grundsätzlichen  Ausschliefsung  des  ersten  damaligen  Handels- 
volkes und  bis  zu  sinnloser  Vernichtung  von  Werten  sich  ver- 
stieg.  Ich  erinnere  an  die  Verbrennung  aller  in  Napoleons 
Machtbereich  aufgestöberten  englischen  Waren. 

O* 
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Im  Gefolge  der  Handelssperre  stellte  mit  unabwendbarer 
Notwendigkeit  eine  Unsumme  schlimmster  Störungen  aller  altr 
gewohnten  Beziehungen  sich  ein.  Dazu  der  ungewöhnlich  ge- 
steigerte Anreiz  zum  Schmuggel  und  demgegenüber:  Spionage 
und  Denunziantenwut.  Endlich  die  tausend  kleinen  Unbequem- 
lichkeiten für  die  Masse  der  Konsumenten,  denen  Kaffee, 
Zucker,  Tabak  mafslos  verteuert  wurden.  Das  Alles  mufste 
in  den  breitesten  Kreisen  die  napoleonistische  Herrschaft  un- 
mittelbar verhafst  machen. 

Man  hat  vor  allem  im  Hinblick  auf  diese  Begleit- 
erscheinungen die  Kontinentalsperre  als  ein  Zwittergebilde 
charakterisiert,  erzeugt  aus  frevler  Despotenlaune  und  national- 
ökonomischem Dilettantismus.  Und  man  hat  auch  nach  der 
wirtschaftlichen  Seite  hin  einen  vollendeten  Mifserfolg  Napo- 
leons feststellen  zu  dürfen  gemeint. 

Dieses  abfällige  Urteil  bedarf  meines  Erachtens  einer  sehr 
sorgfältigen  Revision.  Eines  ist  dabei  von  vornherein  den 
kritischen  Gegnern  der  Kontinentalsperre  zuzugestehen:  eine 
europäische  Wohltat  — wie  Napoleon  es  wahr  haben  wollte 
— ist  die  Handelssperre  nicht  gewesen- 

Napoleon  hatte  bei  der  Verhängung  der  Mafsregel  feier- 
lich verkündet:  dafs  kein  europäischer  Festlandstaat  das  Recht 
habe,  Englands  Seetyrannei  und  merkantiler  Zwangsherrschaft 
gegenüber  neutral  zu  bleiben.  Napoleon  hat  ganz  zutreffend 
Englands  Absicht  dabin  gekennzeichnet,  das  Festland  merkantil 
und  industriell  von  sich  in  Abhängigkeit  zu  halten.  Darum 
läge  ein  europäisches  Gemeiniuteresse  vor,  den  wirtschaft- 
lichen Kampf  gegen  England  durchzukämpfen.  Die  in  diesem 
Kampf  zu  bringenden  Opfer  würden  hinterdrein  durch  die 
glücklichere  Entwicklung  der  festländischen  Industrie  über- 
reichlich eingebracht  werden. 

Wie  stand  es  in  Wahrheit  mit  solchen  lockenden  Ver- 
sprechungen? 
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An  sich  wäre  es  schon  bei  dem  ehrlichsten  Willen  eine 
nnendlich  schwierige  A ufgabe  gewesen,  in  dem  ungeheuren 
Gebiete,  dem  Napoleon  den  gleichen  wirtschaftlichen  Kampf 
aufzwang,  der  so  verschiedenartigen  Wirtschaftslage  der  ein- 
zelnen Völker  und  Länder  gerecht  zu  werden. 

Rufsland  und  Skandinavien,  die  Länder  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  und  selbst  der  gröfste  Teil  der  da- 
maligen Provinzen  Preufsens  waren  überwiegend  agrarisch 
charakterisierte  Gebiete.  Das  gesamte  ackerbautreibende 
Europa  aber  hatte  in  jenem  Moment  nicht  das  geringste 
Interesse  an  einer  Vernichtung  von  Englands  See-  und  Handels- 
herrschaft. Englaud  war  der  zahlungsfähigste  Abnehmer  für 
alle  Rohprodukte  und  der  beste  Lieferant  von  Fabrik-Erzeug- 
nissen, die  mau  selbst  noch  nicht  herstellte.  Man  schädigte 
sich  also  selbst,  wenn  man  den  Verkehr  mit  England  abbrach. 

Wir  ermessen  die  ganze  Schwierigkeit,  diesen  kulturell 
rückständigen  östlichen  Bereichen  in  einen  wirtschaftlichen 
Kampf  gegen  England  hereinzudrängen,  an  dem  Seufzer, 
der  1808  in  einem  Aufsatz  Posselts  in  den  Europ.  Annalen 
sich  Luft  macht. 

Dieser  begeisterte  Vertreter  der  napoleonischeu  Ideen  in 
Deutschland  meint:  „Alles  würde  anders  und  besser  sein,  wenn 
es  bereits  dahin  gekommen  wäre,  wohin  es  schlechterdings 
einmal  kommen  mul's,  dafs  das  Agrikultur-Interesse  einem 
höheren  Interesse  wiche.  — So  lange  alles  in  dem  alten 
Gleise  bleibt  und  der  Landeigentümer  Edelmann  genannt» 
die  erste  Rolle  im  Staate  spielt,  ist  durchaus  nicht  an  irgend 
ein  Gedeihen  zu  denken.“ 

Posselt  gehörte  zu  den  überzeugten  Verehrern  des  napo- 
leonischen  Genius.  Er  glaubte  an  die  völkerbeglückenden  Ver- 
heifsungen  des  Imperators.  Er  hoffte  vor  allem,  Deutschland  in 
diesem  Zusammenhänge  aut  eine  höhere  Stufe  gehoben  zu  sehen. 

Der  Grundirrtum  dabei  war,  dafs  hier  Napoleons  gleifsende 
Versprechungen  auf  Treu  und  Glauben  hingenommen  sind. 
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Denn  in  Wirklichkeit  war  die  verheilsene  gleichmäfsige 
Förderung  der  durch  die  Sperre  zu  schätzenden  industriellen 
Betriebsamkeit  eitel  Flunkerei. 

Ein  solcher  Plan  hätte  schliel'slich  eine  europäische  Soli- 
darität zu  Wege  bringen  können.  Napoleon  aber  wollte  im 
Grunde  nur  sein  napoleouisches  Reich  in  merkautilistiseher 
Beziehung  an  Englands  Stelle  setzen.  Auf  St.  Helena  ist  ihm 
das  Eingeständnis  entschlüpft:  „Wenn  ich  nicht  unterlegen 
wäre,  so  würde  ich  die  Gestalt  des  Handels  ebenso  sehr  wie 
die  Strafse  der  Industrie  geändert  habeu.“  — Und  alle  seine 
wirtschaftspolitischen  Maisnahmen  lassen  die  Richtung  der 
geplanten  Veränderungen  deutlich  genug  erkennen. 

Es  sollte  der  ökonomische  Schwerpunkt  Europas  von 
London  nach  Paris  verlegt  werden.  Zu  dem  Zweck  wird 
Frankreich  mit  hohen  Schutzzöllen  auch  gegen  die  übrigen 
Kontinentalmächte  ausgestattet,  wird  die  Einfuhr  aller  nicht 
in  Frankreich  fabrizierten  Waren  nach  Italien  verboten,  und 
aller  Orten  Frankreichs  wirtschaftliches  Interesse  einseitig  uud 
ungerecht  bevoizugt. 

Napoleon  täuschte  also  bewufstermaisen  seine  Verbünde- 
ten mit  den  lockenden  Verheil'sungen  wirtschaftlicher  Gleich- 
berechtigung, — und  diese  dienten  ihm  mit  gleicher  Münze 
indem  sie  vielfach  nur  lau  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Sperre  sorgten  oder  gar  der  Durchbrechung  heimlich  Vorschub 
leisteten.  Napoleon  sah  sich  infolgedessen  nicht  im  stände, 
den  Schmuggel  zu  unterdrücken,  wo  er  nicht  selbst  die  Zoll- 
aufsicht  unmittelbar  ausüben  konnte. 

Das  hat  das  System  empfindlich  durchlöchert.  Nur  für 
den  engeren  Kreis  des  napoleonischen  Reiches  hat  die  Aus- 
schliefsung  Englands  sich  einigermafseu  erzwingen  lassen. 
Uud  so  weit  das  gelang,  hat  zweifellos  die  Handelssperre 
einige  von  den  Wirkungen  gezeitigt,  die  Napoleon  erwartete 
und  zuversichtlich  voraussagte. 
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Für  dies  engere  Gebiet,  dem  die  Vorteile  der  Ausschliefsung 
englischer  Konkurrenz  und  zugleich  reichster  positiver  Förde- 
rung durch  die  napoleonische  Regierung  zuflossen,  hat  sich 
ein  ganz  unzweifelhafter  Gewinn  ergeben.  Namentlich  Frank- 
reich hat  trotz  der  unerhörten  kriegerischen  Anspannung  wirt- 
schaftlich sich  gekräftigt  und  seiner  Manufaktur  die  volle 
nationale  Selbständigkeit  errungen.  Das  Gleiche  gilt  für  die 
direkt  zu  Frankreich  geschlagenen  Gebiete,  wie  Belgien  oder 
die  linksrheinischen  deulschen  Lande. 

Der  Erfolg  der  britischen  Plutokratie,  die  in  diesem  er- 
bitterten Ringen  so  zähe  standhielt,  hat  doch  in  gewissem 
Sinne  den  Beisatz  eines  Pyrrhus-Sieges.  England  hat  aller- 
dings die  Verluste,  die  es  auf  dem  Festlande  durch  die  Konti- 
nentalsperre erlitt,  durch  neue  Erfolge  in  der  Übersee  aus- 
geglichen. Aber  auf  dem  Festlande  hat  es  nicht  hindern  können, 
dais,  so  weit  die  Herrschaft  des  Kontinentalsystems  sich  wirk- 
sam ansdehnte,  die  Grundlagen  einer  von  England  unabhän- 
gigen Manufaktur  kräftig  erstarkten.  England  hat  gegenüber 
der  industriellen  Förderung,  die  ein  bedeutender  Teil  des 
Kontinents  durch  die  Handelssperre  erfahren  hat,  sein  vor- 
heriges merkantiles  und  industrielles  Übergewicht  nicht  in 
altem  Umlänge  zuriickzugewiunen  vermocht. 

i 

Ich  miifs  mich  auf  diese  flüchtigen  Andeutungen  be- 
schränken. Nur  die  wirtschaftlichen  Einwirkungen  der  Handels- 
sperre auf  Deutschland  lassen  Sie  uns  etwas  näher  betrachten. 

Diese  Wirkungen  sind  eigentümlich  zwiespältige  gewesen. 

Das  westliche  Deutschland  bis  zur  Elbe  war  uuter  napo- 
leonische Vasallenschaft  geraten,  östlich  der  Elbe  lag  das  ver- 
stümmelte Preufsen.  das  innerlich  in  keinem  Augenblick  dem 
napoleonischen  System  sich  eingefügt  hat. 

Für  das  westliche  Deutschland,  wo  mit  der  Handels- 
sperre doch  in  der  Hauptsache  Ernst  gemacht  wurde,  haben 
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sich  naturgemäfs  ähnliche  wirtschaftliche  Folgen  ergeben,  wie 
für  Frankreich.  In  den  zu  Frankreich  geschlagenen  Rhein- 
landen ist,  so  weit  sie  eine  gewisse  industrielle  Entwicklung 
bereits  vorher  aufzuweisen  hatten,  während  der  Kontinental- 
sperre ein  rapider  Aufschwung  des  Fabrikwesens  eingetreten. 

Welche  immense  Förderung  die  linksrheinische  deutsche 
Industrie  erfuhr,  das  ergibt  sich  klar  aus  einem  interessanten 
Gegenbild  auf  dem  rechten  Rheinufer.  Das  Grofsherzogtum 
Berg,  ein  von  alter  Zeit  her  industriell  werktätiges  Gebiet, 
das  Napoleon  seinem  Schwager  Murat  überwiesen  batte, 
mit  Düsseldorf,  Elberfeld  und  Barmen,  Solingen,  Remscheid, 
Essen  und  Bochum,  war  seit  den  90er  Jahren  des  18.  Jahr- 
hunderts wirtschaftlich  besonders  tüchtig  vorangekommen. 
Aber  je  entschiedener,  namentlich  seit  Verhängung  der  Konti- 
nentalsperre, die  einseitige  Begünstigung  Frankreichs  hervor- 
trat, desto  drückender  fühlten  die  bergischen  Industriellen  sich 
beengt.  Der  französische  Markt  wurde  der  bergischen  In- 
dustrie völlig  gesperrt.  1807  erfolgte  ein  Gleiches  für  Italien. 
Dazu  kam  die  zunehmende  Absehliefsung  vom  Seeverkehr! 
Als  vollends  Ausgang  des  Jahres  1810  die  Vereinigung 
Hollands  mit  Frankreich  bevorstand,  da  schien  der  letzte 
Ausweg  für  den  bergischen  Export  über  See  abgeschnitten. 
Mit  Neid  blickte  man  auf  das  liuke  Rheinufer  hinüber,  das 
unter  dem  sicheren  Schutz  des  französischen  Staats  so  glänzend 
gedieh.  — In  diesem  Zusammenhänge  taucht  im  Bergischen 
der  Gedanke  auf,  dafs  nur  die  Vereinigung  mit  Frankreich 
Rettung  bringen  könne. 

In  wiederholten  dringenden  Petitionen  an  Napoleon  ist 
der  diesbezügliche  Wunsch  zum  Ausdruck  gebracht  worden. 
Man  betonte  die  alte  Liebe  zu  Frankreich,  die  in  den  Han- 
delsbeziehungen beider  Länder  wurzele,  und  als  letzten 
Trumpf  spielte  man  aus:  dafs  der  Kaiser  nicht  eine  In- 
dustrie zerstören,  werde,  die  im  Stande  sei,  die  englische  zu 
bekämpfen. 
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Napoleon  ist  auf  diese  Wünsche  nicht  eingegangen.  Die 
französischen  Industriellen  wollten  den  unbequemen  Wett- 
bewerb der  rechtsrheinischen  Lande  sich  vom  Leibe  gehalten 
sehen.  — Auch  nicht  die  geringsten  Erleichterungen  wurden 
gewährt  Napoleon  speiste  die  bergischen  Fabrikanten  mit  der 
Bemerkung  ab:  dafe  die  Fernhaltung  der  englischen  Fabrikate 
Vorteil  genug  wäre.  — Und  damit  hatte  Napoleon  Recht. 
Für  das  Grofsherzogtum  Berg  gab  es  vorübergehend  schlimme 
Zeiten.  Von  1807 — 1810  ist  die  Ausfuhr  von  54  Millionen 
Francs  auf  38  Millionen  gesunken.  Aber  trotz  dieses  empfind- 
lichen Rückgangs  ist  der  Fortschritt  gegenüber  der  Zeit  vor 
der  Revolution  ein  unverkennbarer. 

Und  ähnlich  stand  es  durchweg  im  deutschen  Westen. 

Hamburg  hat  in  jener  Zeit  trotz  aller  schweren  Be- 
drückungen aus  der  untergeordneten  Stellung  eines  englischen 
Kommissionsplatzes  zu  selbständige'r  Geltung  sich  aufge- 
schwungen. Aus  derselben  Zeit  stammt  im  Westen  die  erste  ins 
Grofse  gehende  Entwicklung  unserer  Rübenzucker-Fabrikation, 
die  Ersatz  für  den  fehlenden  Kolonialzucker  bieten  sollte. 
Daneben  sind  epochemachende  Fortschritte  der  chemischen 
Industrie  zu  verzeichnen,  die  dem  Mangel  kolonialer  Farb- 
stoffe abzuhelfen  sich  bemühte.  Napoleon  meinte  damals  im 
Hinblick  auf  die  Fortschritte  der  Chemie:  sie  würden  auf  die 
Welt  einen  ebenso  grofsen  Einflufs  haben,  als  ehemals  die 
Nutzbarmachung  der  Magnetnadel  im  Kompafs. 

Das  ganze  westliche  Deutschland  hat  in  der  Tat  eine 
mächtige  Förderung  erfahren.  Freilich  in  der  Hauptsache  nur 
so  weit,  als  man  an  bereits  vorhandene  Ansätze  anknüpfen 
konnte.  Denn  die  Zeit  der  Sperre  war  doch  zu  kurz  bemessen, 
um  da,  wo  Unternehmertum  und  geeignetes  Arbeiterpersonal 
ganz  fehlten,  aus  dem  Nichts  eine  völlig  neue  Industrie  zu 
schaffen. 

Besonders  glänzend  erscheinen  die  Fortschritte  im  König- 
reich Sachsen.  Die  sächsische  Textilindustrie  hat  damals  erst 
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den  Übergang  zu  wirklichem  Grofsbetrieb  erlebt.  Die  enorme 
Verteuerung  der  englischen  Garne  hat  Anlafs  gegeben,  in 
Sachsen  wie  am  Rhein  eigene  Maschinenspinnereien  zu  er- 
richten. Selbst  an  den  Maschinenbau  hat  man  sich  gewagt. 
Damit  sind  die  ersten  geschlossenen  Etablissements  gröiseren 
Stils  erwachsen.  Sie  bewirkten  den  Übergang  von  der  alten 
Hausindustrie  zu  der  Fabrikindnstrie  der  neueren  Zeit 

Für  das  mittlere  und  westliche  Deutschland  also  hat  die 
Zeit  der  Kontinentalsperre  zweitellos  mannichfaliigsten  Fort- 
schritt und  reichste  Anregung  in  ökonomischer  Beziehung  ge- 
bracht. 

Geradezu  entgegengesetzt  war  die  Wirkung  der  Blokade 
im  östlichen  Deutschland.  Das  ostelbische  Deutschland  ist 
durch  die  Kontinentalsperre  furchtbar  geschädigt  worden.  Der 
gewohnte  Absatz  der  Rohprodukte  nach  England  geriet  plötz- 
lich ins  Stocken.  Die  Getreidepreise  sind  beispielsweise  in 
Ostpreufsen  von  1806 — 1810  um  HO— 80  % gesunken.  Riesige 
Holzvorräte  stauten  sich  in  Memel  auf  und  sind  dort  verfault. 
Die  brandenburgische  Tuchfabrikation,  die  Berliner  Seiden- 
Manufaktur,  die  schlesische  Leinwand- Industrie  wurden  hart 
mitgenommen,  zum  Teil  geradezu  vernichtet.  Die  schlesische 
Leinwand  z.  B.  hatte  ausgedehnten  Absatz  nach  Italien,  nach 
Spanien  und  nach  den  Kolonien  gehabt.  In  Italien  und  Spanien 
war  nunmehr  der  französischen  Leinwand  freier  Zutritt  ge- 
währt, während  die  schlesischen  Erzeugnisse  durch  enorme 
Zölle  ferngebalten  wurden  und  den  überseeischen  Absatz  durch 
England  abgeschnitten  sahen.  Die  schlimme  Not  der  schle- 
sischen Weberbevölkerung  datiert  zum  guten  Teil  aus  der  Zeit 
der  Handelssperre.  Die  vordem  blühende  Rhederei  der  Ost- 
seehäfen hat  damals  die  schmerzlichsten  Verluste  erlitten.  Der 
Schiffsverkehr  ist  in  Königsberg  um  60  % zurückgegangen. 
Und  zu  all  der  schweren  Bedrängnis  kamen  noch  die  un- 
erhörten Erpressungen  und  Brandschatzungen  der  französischen 
Sieger. 
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Dafs  in  den  kleinen  Schmuggelhäfen  der  Ostsee  der  Ver- 
kehr zmn  Teil  enorm  stieg,  war  nur  eine  vorübergehende  Er- 
scheinung, die  für  den  Nationalwohlstand  keinen  dauernden 
Wert  hatte,  ebensowenig  wie  der  momentane  Antrieb,  den 
z.  B.  der  Königsberger  Landhandel  durch  die  auf  krummen 
und  dunkeln  Wegen  über  Rufsland  erfolgende  Zufuhr  englischer 
Waren  erhielt  Das  brachte  wagemutigen  Unternehmern  bei 
erheblichem  Risiko  stattlichen  Gewinn,  aber  es  half  nicht 
der  Not  des  Landes  ab. 

Der  ostelbische  Handel  und  die  ostelbische  Industrie  haben 
sehr  lange  Zeit  gebraucht,  um  die  verheerenden  Wirkungen 
der  Kontinentalsperre  zu  überwinden.  Sie  haben  damals  einen 
Rückschlag  erlebt,  nicht  geringer  vielleicht,  als  ihn  ganz 
Deutschland  im  30jährigen  Kriege  erfuhr. 

Die  deutsche  Nordsee-Rhederei  war  vor  der  Kontinental- 
sperre geringer,  als  die  deutsche  Ostsee-Rhederei,  schon  darum, 
weil  in  der  Nordsee  die  englische  Konkurrenz  schwerer  zu 
überwinden  war.  Während  der  Handelssperre  ist  der  sehr 
erhebliche  Rückgang  der  deutschen  Rhederei  in  der  Ostsee  und 
in  der  Nordsee  ein  annähernd  gleicher.  Aber  während  in  der 
Nordsee  mit  dem  Fall  der  Kontinentalsperre  eiu  rascher  Auf- 
schwung der  deutschen  Schiffahrt  einsetzt,  bleibt  die  Ostsee- 
Rhederei  zurück.  In  der  Nordsee  war  der  alte  Stand  schon 
1815  überschritten  und  die  Ostsee-Schiffahrt  war  sehr  bald 
weit  überflügelt.  Die  preufsischen  Ostsee- Provinzen  hatten 
jede  eigene  handelspolitische  Bedeutung  eingebüfst.  Sie  waren 
für  die  nächste  Folgezeit  ganz  auf  England  angewiesen. 

Die  Rhederei  der  preufsischen  Ostseehäfen  ist  von  da  an 
für  längere  Zeit  vollständig  von  der  englischen  Kornzollpolitik 
abhängig.  Und  der  Getreidehandel  bestimmte  geradezu  alle 
anderen  wirtschaftlichen  Verhältnisse. 

Jastrow  hat  vor  Jahren  in  einem  Vortrag  über  die  Welt- 
handelsstraisen,  den  er  in  diesem  Kreise  hielt,  darauf  hin- 
gewiesen. wie  von  alters  her  Deutschland  sich  in  ein  süd- 
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deutsches  und  ein  norddeutsches  Verkehrsgebiet  schied.  Für 
den  Verkehr  bildete  in  jener  Zeit  der  Wall  der  Mittelgebirge 
eiu  natürliches  Hemmnis.  Das  Wirtschaftsleben  Nord-  und 
Süddeutschlands  blieb  ohne  rechte  Verbindung  und  wies  grund- 
tiefe Differenzen  auf.  Der  Norden  hatte  Silberwährung,  der 
Süden  Goldwährung,  der  Norden  gravitierte  nach  England, 
Skandinavien  und  Kufsland,  der  Süden  stand  in  regster  Ver- 
bindung mit  Italien.  Die  süddeutschen  Handwerksgesellen 
wanderten  ostwärts  bis  Polen  und  Ungarn,  nach  den  Hanse- 
städten kamen  sie  nicht.  — Wenn  der  Oberdeutsche  und  der 
Niederdeutsche  noch  heute  im  Dialekt  so  scharf  sich  scheiden, 
so  hat  das  seinen  letzten  Grund  in  den  Jahrhunderte  lang  aus- 
einander gehenden  Verkehrsinteressen. 

Seit  der  Kontinentalsperre  tritt  schroffer  als  das  vorher 
der  Fall  war,  der  wirtschaftliche  Gegensatz  von  Ost  und  West 
in  Deutschland  zu  Tage,  der  seither  unser  wirtschaftliches 
Leben  so  nachhaltig  beeinflnfst.  Gewisse  Differenzen  zwischen 
den  alten  Sitzen  deutscher  Kultur  und  dem  später  eriungt-nen 
Kolonialboden  waren  ja  schon  vordem  vorhanden.  Aber  seit 
der  Kontinentalsperre  erscheint  der  agrarische  Charakter  des 
Ostens  schärfer  ausgeprägt,  seine  industrielle  Entwicklung  ist 
gehemmt,  sein  Handel  und  seine  Schiffahrt  sind  gelähmt  — , 
während  gleichzeitig  im  Westen  eine  aufstrebende  Industrie 
dem  ganzen  Leben  neue  kräftige  Antriebe  gibt.  Damit  hängt 
es  zusammen,  dafs  zuerst  im  deutschen  Westen  die  bürger- 
lichen Elemente  mit  ungeahnter  Kraft  sich  wieder  regten. 

Die  Kontinentalsperre  ist  in  gewissem  Sinne  die  Wiege 
unserer  modernen  Grolsbourgeoisie,  die  recht  eigentlich  im 
westelbischen  Deutschland  wurzelt. 

Das  hat  entscheidend  die  allgemeine  Entwicklung  unseres 
sozialen  und  politischen  Lebens  beeinflul'st.  Bei  uns  in  Preulsen 
hatte  das  Bürgertum,  dem  durch  die  Stein-Hardenbergsche 
Reform  der  Weg  endlich  frei  gemacht  war,  in  den  alten  engen 
Verhältnissen  die  rechte  Lebenskraft  noch  nicht  gewonnen. 
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Ihm  hatte  im  absoluten  Staat  die  Vorschule  für  die  neuen 
Freiheiten,  für  ausgedehnte  Selbstverwaltung  und  für  ein  ent- 
wickeltes Verfassungsleben  gefehlt. 

Dieses  bürgerliche  Element  hatte  jedenfalls  noch  kein 
wirkliches  Gewicht  Wie  dünn  waren  in  dem  Preufsen  des 
Tilsiter  Friedens  die  politisch  vorwärts  strebenden  Elemente 
gesät. 

Erst  die  Umgestaltung  des  preußischen  Staates  auf  dem 
Wiener  Kongrefs,  die  den  geschlossenen  Ostprovinzen  Rhein- 
land und  Westfalen  hinzufügte,  brachte  eine  völlig  veränderte 
Gruppierung  der  politischen  Kräfte. 

Für  die  innere  Entwicklung  Preufsens  ist  es  von  der 
gröfsten  Bedeutung  geworden,  dafs  in  den  Bereich  des  über- 
wiegend agrarisch  charakterisierten  Staates  bürgerlich  hoch- 
entwickelte  Gebiete  eintraten,  Kräfte,  die  erst  ganz  das 
Zeug  dazu  hatten,  mit  den  gewährten  und  mit  den  verheifsenen 
freiheitlichen  Institutionen  wirklich  Ernst  zu  machen. 

Wenn  in  Preufsen  und  in  den  deutschen  Mittelstaaten,  wo 
ja  ähnliche  gesetzliche  Umgestaltungen  in  jener  Epoche  sich 
durchsetzten,  verhältnismäfsig  rasch  ein  auch  politisch 
reiferes  Geschlecht  erwuchs,  so  ist  das  sehr  wesentlich  der 
Kontinentalsperre  zu  danken,  die  mit  plötzlichem  Ruck  ein 
freies  Unternehmertum  schuf. 

Das  hat  recht  eigentlich  die  sozialökonomische  Ergänzung 
geschaffen  für  die  damals  einsetzende  politische  Emanzipation 
des  Bürgertums. 

Neben  einem  kräftigen  Bürgertum  aber  hat  die  Zeit  der 
Kontinentalsperre  die  Anfänge  eines  selbstbewußten  Fabrik- 
arbeiterstandes in  Deutschland  ins  Leben  gerufen  und  damit 
den  Grund  gelegt  für  die  lebhafteren  sozialen  Kämpfe,  die 
unsere  Zeit  erfüllen. 

Das  Alles  sind  bis  zu  gewissem  Grade  Fernwirkungen 
der  Kontinentalsperre,  freilich  nur  in  dem  Sinne,  dafs  eine 
an  sich  notwendige  und  unaufhaltbare  Entwicklung  zeitweilig 


Digitized  by  Google 


30 


in  wesentlich  beschleunigtem  Tempo  voranschritt.  Denn  der 
Übertreibung  möchte  ich  mich  nicht  schuldig  machen,  dafs 
ich  all  das  als  unmittelbare  Konsequenz  der  Kontinentalsperre 
hinstelle. 

Unter  der  Rückwirkung  dieser  allgemeinen  Verhältnisse 
ist  ganz  allmählich  auch  im  deutschen  Osten  ein  langsames 
Wiederaufleben  der  hartgetroffenen  Wirtschaftskräfte  möglich 
geworden.  , 

Nur  einen  ganz  unmittelbaren  Gewinn  haben  auch  die 
preui'sischeu  Ostseeprovinzeu  direkt  der  Kontinentalsperre 
zu  danken.  Ich  erwähnte,  dafs  unter  Umständen  auch  die 
Regierungen  an  der  Umgehung  des  Kontinentalsystems  be- 
teiligt waren.  Preufseu  hat  nach  Ausweis  der  Akten  des 
Berliner  Staatsarchivs  allein  in  der  Zeit  vom  August  1810  bis 
Anfang  1813  aus  Scheinkonfiskationen  oder  anders  gearteter 
Zulassung  englischer  Waren  gegen  12  Millionen  Taler  bar 
gezogen.  Es  waren  Summen,  die  für  die  damalige  Aufrecht- 
erhaltung des  Staatshaushaltes  recht  erheblich  ins  Gewicht 
fielen.  Die  Beträchtlichkeit  dieser  gröfstenteils  vom  Auslande 
gesteuerten  Einnahmen,  noch  mehr  aber  die  Zeitperiode,  in 
welcher  sie  der  erschöpften  Staatskasse  zuflossen,  waren  für 
die  Wiederherstellung  der  preufsischen  Armee  und  selbst  für 
die  kräftige  Führung  der  Befreiungskriege  von  nicht  un- 
wesentlichem Einflufs.  Das  ist  eine  Wirkung  der  Kontinental- 
sperre, die  Napoleon  nicht  vorausgesehen  hat. 

Und  noch  eine  andere  Nachwirkung  der  Kontinentalsperre 
verdient  Beachtung:  Als  nach  Verdrängung  der  Franzosen 
vom  deutschen  Boden  die  lange  zurückgestauten  englischen 
Waren  über  das  Festland  sich  ungehemmt  ergossen,  da  war 
im  westlichen  Deutschland  die  Freude  herzlich  gering.  Mit 
Schleuderpreisen  suchte  England  die  während  der  Sperre 
emporgediehene  westdeutsche  Industrie  zu  erdrücken.  Und  in 
demselben  Augenblick,  da  England  mit  seinen  Manufaktur- 
waren den  deutschen  Markt  überschwemmte,  belastete  es  zum 
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Schatz  der  eigenen  Landwirtschaft  die  fremde  Getreidezufuhr 
mit,  enormen  Zöllen.  Das  dämpfte  im  Osten  die  Liebe  zu  den 
Kanalvettern. 

In  diesem  Zusammenhänge  ist  unser  preufsisches  Zoll- 
gesetz aus  dem  Jahr  1818  notwendig  und  möglich  geworden, 
die  Grundlage  des  deutschen  Zollvereins! 

Zollgesetz  und  Zollverein,  diese  ersten  wirtschaftspoli- 
tischen Mafsnahinen  grofsen  Stils  auf  deutschem  Boden  haben 
sich  folgerichtig  aus  den  durch  die  Kontinentalsperre  ge- 
schaffenen Verhältnissen  ergeben. 

Auf  der  sich  erweiternden  Basis  des  Zollvereins  ist  das 
deutsche  Leben  wirtschaftlich  und  politisch  einer  Periode  ge- 
sunder Weiterentwicklung  zugeführt  worden.  Wir  gedenken 
hier  nur  der  wirtschaftlichen  Erfolge.  An  Störungen  und 
gelegentlichen  Rückschlägen  hat  es  nicht  gefehlt.  Man  hat 
ihnen  gegenüber  bald  freihändlerische  Maßnahmen,  bald 
strengsten  Schutzzoll  als  Allheilmittel  angepriesen. 

Ich  habe  den  Eindruck*,),  dafs  namentlich  bei  den  jüngeren 
Vertretern  der  natioualökonomischen  Wissenschaft  die  über- 
eifrige Vertretung  einer  der  beiden  Theorien  im  Schwinden 
begriffen  ist.  Angesichts  der  Kompliziertheit  des  modernen 
Wirtschaftslebens  und  seiner  Beeinflussung  durch  unberechen- 
bare, von  aufsen  kommende  Einwirkungen  fordert  man:  Freiheit 
der  Entschliefsuug  von  Fall  zu  Fall.  Und  die  heutige  Weltlage 
weist  bereits  auf  eine  handelspolitische  Ära  hin,  in  der  Frei- 
handel uud  Schutzzoll  auf  neuer  Grundlage  sich  verbinden  sollen. 

Vom  Standpunkt  des  ideal  gerichteten  Menschenfreundes 
wird  man  in  der  Theorie  den  absoluten  Freihandel  wohl  als 
die  erwünschteste  Ausgestaltung  der  wirtschaftlichen  Völker- 
beziehungen bezeichnen  dürfen.  Nur  dafs  die  Aussicht  sehr 
geling  ist,  in  der  hat  ten  Wirklichkeit  dieses  Idealprinzip  in 
absehbarer  Zeit  vollkommen  durchgeführt  zu  sehen.  Anderer- 

*)  In  den  nachfolgenden  Ausführungen  vertritt  der  Herr  Verfasser 
seinen  persönlichen  Standpunkt,  i).  Red. 
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seits  aber  scheint  auch  die  Zeit  einer  in  nationaler  Begrenzung 
geschützten  Volkswirtschaft  ihrem  Ende  entgegenzugehen. 

Gegenüber  der  als  möglich  erscheinenden  Abschliefsung 
riesiger  Weltwirtschaftsmächte,  dem  imperialistischen  Greater- 
Britain,  Panamerika  unter  der  Führung  der  Vereinigten  Staaten 
und  dem  kompakten  russischen  Riesenreich,  ist  auf  die 
kommende  Notwendikeit  eines  wirtschaftspolitischen  Zusammen- 
schlusses der  mitteleuropäischen  Staaten  hingewiesen  worden, 
mit  dem  jeweilig  erforderlichen  Schutz  des  gemeinsamen  Zoll- 
gebiets nach  aufeen  und  mit  freiem  Markt  untereinander. 
Hier  eröffnet  sich  uns  ein  Ausblick  auf  eine  Verwirklichung 
des  Freihandelsprinzips  unter  den  höchststehenden  Kultnr- 
nationen  des  Festlandes:  also  das,  was  Napoleon  als  seine 
Absicht  bei  der  Kontinentalsperre  den  Völkern  vorspiegelte. 

Ein  französisches  Chauvinistenblatt  hat  denn  auch  die 
auf  Begründung  eines  mitteleuropäichen  Zollvereins  gerichteten 
Bestrebungen  als  ein  Plagiat  an  der  napoleonischen  Kontinental- 
sperre bezeichnet.  Aber  die  Gleichstellung  dieser  mittel- 
europäischen Zolleinigungsbestrebungen  mit  der  Kontinental- 
sperre ist  auf  das  bestimmteste  zurückzu  weisen  Es  ist  nicht 
der  Kampf  bis  aufs  Messer  gegen  eine  überlegene  Konkurrenz- 
macht und  ebensowenig  der  Ausdruck  extremster  Selbstsucht 
einer  Einzelmacht,  sondern  das  Verlangen  nach  Zusammen- 
fassung auf  einander  angewiesener  Kräfte  zu  gegenseitiger 
Förderung  und  Stärkung,  ohne  offensive  Absichten  gegen 
die  Aul'senwelt:  der  gesunde  Kerngedanke  des  Zoll- 
vereins in  Anwendung  auf  weltpolitische  Ver- 
hältnisse. 


Drurk  von  I.eonhvd  Hlmioit  Sf.  In  Itrrlln  MW. 
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Ich  beabsichtige  nicht,  in  diesem  Vortrage  die  ganze 
Berliner  Wohnungsfrage  vor  Ihnen  zu  besprechen;  aber  es  ist 
noch  weniger  meine  Absicht,  die  ganze  Eingemeindungsfrage 
vor  Ihnen  aufzurollen.  Jede  dieser  Fragen  könnte  eine  Reihe 
von  Vorträgen  ausfüllen.  Was  ich  beabsichtige,  ist  nur  darauf 
gerichtet,  die  bisher  wenig  beachteten  Zusammenhänge  beider 
Angelegenheiten  darzulegen. 

Manchem  scheint  vielleicht  ein  derartiger  Zusammen- 
hang überhaupt  nicht  zu  bestehen.  Man  könnte  glauben,  die 
Wohnungsangelegenheiten  von  Berlin  gehen  — sofern  sich  die 
Behörden  oder  die  öffentliche  Meinung  überhaupt  damit  zu 
befassen  haben  — eben  nur  die  Berliner  Bürgerschaft  an,  und 
man  könnte  dasselbe  bezüglich  der  Charlottenburger  und 
Rixdorfer  Wohnungsfrage  und  der  Charlottenburger  und  Rix- 
dorfer  Bürgerschaft  behaupten.  Es  ist  ja  auch  ganz  richtig, 
dafs  jede  Gemeinde- Verwaltung  nur  für  ihre  eigenen  Ange- 
legenheiten zuständig  ist  Indessen  wird  doch  übersehen, 
einmal,  dafs  die  Staatsverwaltung  die  Gemeindegrenzen  nicht 
in  gleicher  Weise  respektieren  kann,  dal's  das  soziale  Leben 
der  Reichshauptstadt  längst  über  das  Weichbild  dieser  Stadt 
hinausgewachsen  ist,  und  dafs  es  lächerlich  wäre,  erwarten 
zu  wollen,  dafs  es  von  dem  Gebilde,  dem  es  selbst  erst  Leben 
verleiht,  sich  durch  irgendwie  geartete  äufsere  Vorschriften 
könnte  einengen  lassen. 
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Der  Ausgangspunkt  des  sozialen  Lebens  aber  ist  mit  in 
erster  Reihe  das  Wohnen,  und  wie  sehr  dieses  im  Zeitalter  der 
Freizügigkeit  jeder  Reglementierung  spottet,  erhellt  am  besten 
daraus,  dafs  viele  Menschen  in  mehreren  Gemeinden  von 
Grofs-Berlin  ihren  Wohnsitz  haben. 

Gleichwohl  ist  es  bekannt,  dafs  — ganz  abgesehen  von 
der  nomadisierenden  Bevölkerung,  wie  Zigeuner,  deren  Woh- 
nung ihr  Wagen  ist,  oder  von  der  W’asserbevölkerung,  welche 
auf  Schiffen  lebt  — ein  Bruchteil  der  Einwohner  als  Obdach- 
lose ihr  Leben  fristet.  Sicherlich  handelt  es  sich  auch  bei 
diesen  um  eine  Wohnungsfrage,  und  es  hat  Zeiten  gegeben, 
wo  in  Berlin  die  Obdachlosigkeit  sogar  nicht  mehr  eine  ver- 
einzelte Erscheinung,  sondern  eine  Massenerscheinung  als 
direkte  Folge  mangelnder  Wohnungen  war,  so,  als  im 
Jahre  1872  besondere  Baracken  erbaut  werden  mufsten,  um 
den  wohnungslosen  Familien  eine  Unterkunft  zu  gewähren. 
Dafs  das  Wohnen  in  solchen  Asylen  ein  sehr  primitives  ist 
und  die  öffentliche  Aufsicht  dringend  erforderlich  macht,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Gleichwohl  soll  hier  nicht  von  dieser 
Seite  der  Wohnungsfrage  gesprochen  werden;  nicht  um  die 
Asyle  soll  es  sich  handeln,  sondern  um  die  eigentlichen 
Wohnungen. 

Gehen  wir  nämlich  einen  Schritt  hinauf  von  den  Obdach- 
losen zu  der  untersten  Klasse  der  Wohnenden,  so  fiudeu  wir 
hier  Milsstände  mancherlei  Art.  Dabei  macht  Stadt  oder 
Land  in  dem  Vorhandensein  solcher  Milsstände  keinen  Unter- 
schied; aber  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dafs  gerade  bei 
den  Wohnverhältnissen  dort  sich  Gefahren  eher  geltend  machen 
werden,  wo  die  Bevölkerung  enger  zusammeulebt. 

Im  allgemeinen  ist  freilich  das  Wohnen  auf  dem  Lande 
von  dem  in  der  Stadt  grundverschieden.  Die  Sitte  spielt  hierbei 
eine  grolse  Rolle,  und  der  Städter  sieht  in  dieser  Beziehung 
mit  Verachtung  auf  ländliche  Gewohnheiten  zurück,  bei 
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welchen  die  Eltern  der  zeitgenössischen  Landbevölkerung  sich 
leidlich  wohl  befunden  haben,  und  auch  die  jüngeren  Land- 
bewohner fühlen  erst  das  Unzureichende  ihres  Wohnens,  wenn 
sie  selbst  oder  durch  Freunde  in  der  Stadt  die  höhere  Kultur- 
art kennen  gelernt  haben.  Es  steht  hier  wie  mit  anderen 
Kulturbedürfnissen:  wer  vom  Baume  der  Erkenntnis  genossen 
hat,  schämt  sich  seines  Zustandes  und  sucht  Mittel,  ihn  zu 
verbessern. 

Aber  nicht  nur  zwischen  Stadt  und  Land,  sondern  auch 
zwischen  den  Städten  selbst  sind  die  Unterschiede  des  Wohnens 
gewaltig;  und  wie  sollte  es  auch  anders  sein,  ist  doch  Klima, 
Sitte,  soziale  Lage  der  Bevölkerung  überall  verschieden,  wirken 
doch  die  Preise  und  die  Art  der  Baumaterialien  und  der 
Grundstücke,  wie  auch  der  ganze  historische  Werdegang  der 
Stadt,  die  Breite  und  das  Gefalle  der  Strafsen,  die  Höhe  der 
Häuser  und  die  Baupolizei  mit  ein.  Endlich  aber  kommt  in 
Frage,  ob  die  betreffende  Stadt  eine  ruhige  Fortentwicklung 
der  Bevölkerung  aufzuweisen  gehabt  hat,  oder  gar  eine 
Stagnation,  oder  ob  unter  dem  gewaltigen  Ansturm  eines 
stetigen  Zuzugs  von  außerhalb,  die  Häuser  zu  eng  und  die 
Wohnungen  zu  klein  wurden. 


II. 

Bei  solcher  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  muls  daher 
der  Plan  eines  Reichs wohngesetzes,  wenn  er  mehr  geben 
soll  als  blofse  allgemeine  Grundsätze,  von  vornherein  als 
unausführbar  angesehen  werden,  und  selbst  der  jetzt  vor- 
liegende Entwurf  eines  Wohuungsgesetzes  für  Preulsen  wird 
der  geschilderten  Schwierigkeiten  nicht  Herr.  Wenn  z.  B., 
um  nur  einiges  hervorzuheben,  in  dem  Entwurf  für  das 
Zimmer  eine  Minimalgröl'se  von  10  cbm  Luttraum  bei  4 qm 
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Bodeufläche*)  vorgesehen  ist,  so  mag  dies  für  diejenigen 
Städte  zweckmäfsig  sein,  wo  diese  Mai'se  nicht  erreicht  sind. 
Es  steht  aber  zu  fürchten,  dafs  dort,  wo  die  Mafse  höher 
sind,  und  dies  ist  in  Berlin  der  Fall,  man  auf  das  Minimum 
zurückgehen,  also  die  Wohnverhältnisse  verschlechtern  wird. 
Der  Stadtverordnete  Haberland  rechnet  in  Berlin  auf  eine 
Wohnung  von  Stube  und  Küche  32  qm  Bodenfläche,  was  bei 
der  von  der  Bauordnung  vorgeschriebenen  Zimmerhöhe  von 
2,80  in  etwa  90  cbm  Luftraum  ergeben  würde,  d.  h.  Raum 
für  8 Personen  (4  qm  Boden,  2,80  m Höhe  =11  cbm).  Bei 
Kindern  wäre  die  Zahl  noch  höher.  In  Wirklichkeit  ist  der 
Durchschnitt  viel  geringer. 

Ein  anderes  Beispiel  bietet  die  Annahme  in  der  Begründung 
des  Gesetzentwurfs,  dafs  ein  Vorrat  von  3 % leerstehender 
Wohnungen  gegenüber  den  vorhandenen  Wohnungen  als 
normal  anzusehen  sei.  In  Wirklickeit  besagt  ein  derartiger 
Prozentsatz  garnichts,  er  bliebe  am  besten  unberechnet.  Denn 
es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  nicht  dieser  Prozentsatz,  sondern 
die  Nachfrage  nach  Wohnungen  dafür  entscheidend  ist,  ob 
der  Vorrat  zureichend  ist  oder  nicht,  und  das  von  dem  Gesetz- 
entwurf in  Aussicht  genommene  Wohnungsamt  würde  nur 
irre  geführt  werden  und  unter  Umständen  irre  führen,  wenn 
es  mit  solchen  Normalsätzen  rechnete,  wie  sie  höchstens  für 
Städte  mit  sich  regelmäl'sig  entwickelnder  Bevölkerung  von 
Bedeutung  sein  können.  Was  Berlin  betrifft,  so  standen  z.  B. 
von  100  Wohnungen  und  Gelassen  im  Jahre  1901  1,0  leer  gegen 
1,4  im  Jahre  1900,  so  dafs  scheinbar  die  Zahl  der  verfügbaren 
Wohnungen  1901  geringer  war  als  1900.  Da  aber  die  Be- 
völkerung im  letztgenannten  Jahre  um  42  400,  im  Jahre  1901 
nur  um  10  400  wuchs,  kamen  auf  1000  der  Bevölkerungs- 

*)  Die  Berliner  Polizei -Verordnung  schreibt  übrigens  Schlaf- 
stellen-Vermietern  10  cbm  Luftraum  fiir  jeden  Schlafstelleninhaber  vor, 
aber  bei  3 qm  Bodenfl&che. 
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Zunahme  im  Jahre  1900:  167,  1901:  497  leerstehende  Woh- 
nungen, so  dafs  gerade  in  dem  Jahre  ein  starkes  Angebot 
war,  wo  der  irreführende  Prozentsatz  eine  Abnahme  desselben 
vorspiegelte. 

Der  Entwurf  erkennt  übrigens  die  Verschiedenartigkeit 
der  Wohnverhältnisse  in  den  Gemeinden  auch  an,  in  dem 
er  nur  zum  Teil  einheitliche  Vorschriften  erläfst,  im  übrigen 
aber  der  Ortspolizei  weitgehende  Befugnisse  einräumt,  im 
Verordnungswege  die  Unterbringung  von  Arbeitern,  Mindest- 
anforderungen hinsichtlich  der  Beschaffenheit,  Einrichtung, 
Ausstattung,  Unterhaltung  der  Unterkunftsräume  und  ihres 
Zubehörs  festzusetzeu,  sowie  die  Vorschriften  zur  Durch- 
führung solcher  Bestimmung  zu  erlassen. 

Wenn  auch  nicht  geleugnet  wird,  dafs  der  Erlafs  der- 
artiger Bestimmungen  unter  Umständen  notwendig  werden 
kann,  so  ist  es  doch  sehr  bedenklich,  dies  dem  Belieben  der 
polizeilichen  Verwaltung  zu  überlassen.  Freilich  wäre  nicht 
minder  bedenklich,  hiermit  die  Gemeindeverwaltung  zu  be- 
trauen, weil  in  dieser  bekanntlich  die  Interessen  der  Haus- 
besitzer der  Städteordnung  entsprechend  ein  starkes  Über- 
gewicht haben.  Wir  verfügen  eben  zur  Zeit  über  keine  ge- 
eignete Instanz  für  diese  Aufsicht,  und  es  wäre  zu  überlegen, 
ob  eine  solche  nicht  unter  Beteiligung  der  interessierten 
Kreise  der  Mieter  und  Hausbesitzer  neu  geschaffen 
werden  kann. 


III. 

Um  nun  die  Eigenart  der  Berliner  Wohnungsfrage  zu  ver- 
stehen, mufs  man  sich  vergegenwärtigen,  wie  denn  dieses 
gewaltige  Gebilde  von  Häusern,  Wohnungen  und  Menschen 
sich  entwickelt  hat. 
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Dabei  beabsichtige  ich  nicht,  bis  in  die  graue  Vorzeit 
zurückzugehen,  vielmehr  genügt  es,  den  Zeitpunkt  ins  Auge 
zu  fassen,  als  die  vier  Städte  Berlin,  Cöln,  Friedrichswerder 
mit  der  Friedrichsstadt  und  die  Dorotheenstadt  (Neustadt)  mit 
einander  vereinigt  wurden.*)  Vier  Magistrate  regierten  damals 
in  Grofs-Berlin  nebeneinander  gerade  so  wie  heute,  nur  mit 
dem  Unterschiede,  dals  sich  damals  nur  57  000  Einwohner 
dieser  ausgedehnten  behördlichen  Fürsorge  erfreuten,  gegen 
2'/a  Millionen  zwei  Jahrhunderte  später.  Im  Jahre  1709 
machte  Friedrich  I.  diesem  Zustande  durch  Vereinigung  der 
Städte  ein  Ende. 

Es  gab  in  dem  vereinigten  Berlin  damals  keine  4000 
Häuser  und  der  Unterschied  mit  der  Jetztzeit  kann  nicht 
schärfer  gekennzeichnet  werden,  als  indem  ich  anführe,  dafs, 
wenn  schondamals  die  heutige  mietkasernenartige  Unterbringung 
der  Bevölkerung  Sitte  gewesen  wäre,  730  Häuser  ausgereicht 
hätten,  um  die  ganze  Bevölkerung  mit  Militär  zu  beherbergen. 
In  der  Art  des  Wohnens  war  man  uns  eben  überlegen.  Frei- 
lich gilt  dies  zunächst  nur  insofern,  als  der  damalige  Satz 
von  etwa  15  Einwohnern  auf  ein  Haus,  das  Ideal  dessen 
verkörpert,  was  Wohnungs-Utopisten  heute  noch  in  Berlin 
anstreben.  Drei  bis  vier  Familien  in  einem  Hause!  W enn  das 
heute  noch  der  Durchschnitt  wäre,  wie  viel  gröfser  wäre  die 
Behaglichkeit  des  W'ohnens,  wie  viel  geringer  die  gesundheit- 
liche Schädigung,  die  sittliche  Gefährdung.  Allerdings  hatten 
die  Wohnungen  keine  WTasserleitung  und  keiue  Kanalisation, 
kein  Gas-  oder  elektrisches  Licht  und  keine  Zentralheizung. 
Aber  man  kann  wohl  annehmen,  dafs  man  nach  dem  Mals- 
stab der  damaligen  Zeit  nicht  schlecht  wohnte,  und  die  Frage 

*)  Es  war  eigentlich  eine  Wiedervereinigung,  denn  schon  von  1307 
bis  1311  waren  Berlin  und  Cöln  vereinigt  gewesen.  Die  Dorotheenstadt 
ist  erst  unter  dem  grofsen  Kurfürsten  entstanden  und  1Ö74  mit  Stadt- 
rechten versehen  worden;  die  Friedrichsstndt  entstand  ltlifJ  unter 
Friedrich  111.  und  wurde  dem  Friedrichswerder  angegliedert. 
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aufwerfeu,  warum  das,  was  früher  die  Hegel  war,  die  geringe 
Zahl  der  Bewohner  in  einem  Hause  (die  kleine  Behausungs- 
ziffer), uns  heute  für  Berlin  ein  unerfüllbares  Ideal  dünkt. 

Die  Verhältnisse  waren  eben  zu  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
in  Berlin  trotz  seiner  hauptstädtischen  Bedeutung  in  Hinsicht 
des  Wohnens  mehr  ländlicher  Natur-  In  der  Stadt  Berlin, 
Bauordnung  vom  30.  November  1641,  besagt  ein  § 4 (nach 
Nicolai  Beschreibung  von  Berliu,  Einleitung):  „Es  unterstehen 
sich  auch  viele  Bürger,  dafs  sie  auf  den  freyen  Strafsen  und 
oft  unter  den  Stubenfenstern,  Sau-  und  Schweinställe  macheu, 
welches  E.  E.  Rath  durchaus  nicht  leiden  und  haben  will.“ 
Die  Schweine  scheinen  auf  den  Strafsen  umhergelaufen  zu 
sein,  wie  heute  die  Hunde.  Die  Strafsen  und  Brücken  waren 
verfallen.  Der  grol'se  Kurfürst  machte  dieser  Schweinewirt- 
schaft ein  Ende,  indem  er  1681  das  Mästen  dieser  Tiere  ganz 
verbot.  1685  mufsten  die  Hauseigentümer  die  Strafsen  vor 
ihren  Häusern  pflastern.  Die  Neuanlagen  der  Städte  Friedrichs- 
werder, Neu-Cöln,  Dorotheenstadt  unter  Friedrich  III-,  der 
Friedrichstadt,  später  der  Luisenstadt,  Georgenstadt,  Spandauer- 
Vorstadt  und  Stralauer  - Vorstadt  erweiterten  die  Residenz 
und  verliehen  ihr  ein  ganz  anderes  Aussehen.  Zwischen  1685 
bis  1711  stieg  die  Zahl  der  Wohnhäuser  von  etwa  1600  auf 
4100  (vgl.  Voigt,  Bau-  und  Wohnungswesen  in  Berlin  in  den 
Schrift  des  V.  f.  Sozialpolitik,  1901). 

Nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege  sollen  in  Berlin  höchstens 
10  000  Einwohner  vorhanden  gewesen  seiu,  sechszig  Jahre 
späteren  deren  57  000. 

Sehen  wir  hier  nun  auch  ein  Anwachsen  der  Bewohner- 
zahl, wie  es  eigentlich  an  moderne  Verhältnisse  der  grofsen 
Städte  erinnert,  so  war  doch  die  damalige  Art  und  Weise 
dieses  Anwachsens  grundverschieden  von  der  heutigen  Art. 
Damals  handelte  es  sich  um  eine  planmäfsige  Ansiedelung, 
in  der  neueren  Zeit  um  einen  planlosen  Zuzug. 
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Holländer,  Österreicher  (Juden),  Franzosen  siedelte  der 
grofse  Kurfürst  nacheinander  an,  und  indem  er  sie  ansiedelte, 
sorgte  er  für  ihre  Wohnung.  Dafs  dies  freilich  in  der  auto- 
kratischen  Art  jener  Zeit  erfolgte,  versteht  sich  von  selbst. 
Als  der  Stadtteil  Neu-Cöln  umgebaut  wurde,  liefs  der  Kurfürst 
(1680)  die  Baustellen  vom  Kat  an  die  Baulustigen  verteilen 
(vgl.  P.  Voigt),  wofür  diese  einen  mäfsigen  Zins  au  die  Staats- 
kasse zu  zahlen  hatten.  Innerhalb  vier  Wochen  mufsten  sie 
mit  dem  Bau  beginnen  oder  die  Baustelle  wieder  herausgeben. 
Friedrich  Wilhelm  I.  brauchte  später  (1729)  das  Terrain  des 
heutigen  Gendarmenmarktes  (825  Quadratruten);  als  dafür 
600  Taler  verlangt  wurden,  setzte  er  den  Preis  auf  206'/4  Taler 
fest.  Der  König  nahm  überhaupt  den  Grund  und  Boden  der 
Stadt  für  sich  in  Anspruch.  Gegen  die  Bauspekulation  trat 
er  besonders  auf  uud  sagte  in  einem  Edikt  von  1722:  „Wir 
aber  höchst  mifsfällig  bemerken,  dafs  die  jetzigen  Besitzer  der 
wüsten  Stellen  derselben  Bebauung  am  meisten  verhindern, 
damit  ihnen  solche  theuer  bezahlt  werden  mögen;  dieses  aber 
unserer  allergnädigsten  Intention  gänzlich  zuwiderläuft.“ 
(Voigt,  S.  38.) 

Was  den  Bau  selbst  betrifft,  so  wurde  Bauholz  geschenkt, 
auf  „ein  guts  tüchtiges  Haus  an  der  Strafse,  keine  „kleine 
Behausung  hinten  heraus“  gesehen.  Die  Häuser  selbst  waren 
im  Innern  der  Stadt  gröfser  angelegt,  im  Äufseren  weniger 
grols.  Die  Hälfte  der  Bevölkerung  lebte  in  eigenen  Häusern.“*) 

Auf  diese  Zeit  der  Ansiedelung  folgte  alsdann  eine  Zeit 
des  direkten  Baues  von  Wohnhäusern  durch  den  König.  Anlal’s 
war  die  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  unter  Friedrich 
dem  Grolsen  einsetzeude  Bauspekulation,  offenbar  gestützt  auf 

*)  Die  Baukosten  betrugen  nach  P.  Voigt:  Grundrente  und  Woh- 
nungsfrage 1901,  S.  77,  für  ein  massives  Wohnhaus  von  43  Hufs  Front- 
länge (3  Fenstern)  und  36  Fufs  Tiefe  (175  qm)  bei  vier  Stock  (5000  Taler 
bei  drei  Stock  öooo,  bei  zwei  Stock  3li50,  bei  einem  Stock  2400  Taler 
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einen  nunmehr  ohne  Ansiedelung  sich  in  die  Hauptstadt 
Preufsens  ergiefsenden  Zuzug.  Die  Mietpreise  gingen  in  die 
Höhe,  Offiziere  fanden  keine  Wohnungen,  eine  Polizeiverord- 
nung befahl  das  Aushängeu  von  Mietzetteln  an  den  Häusern 
der  König  liefe  von  den  Kanzeln  gegen  den  „eingerisseuen 
Wucher  mit  Häusern  und  die  aufs  höchste  getriebene  Steigerung 
der  Hausmieten“  sprechen,  sowie  gegen  den  Übermut,  grofee 
Häuser  allein  zu  bewohnen,  statt  Mieter  darin  aufzunehmen. 
Dann  begann  er  1769  mit  dem  Ban  von  Häusern.  In  den 
Jahren  1769  bis  1786  wurden  250  bis  300  meist  vierstöckige 
Wohnhäuser  aufgeführt  und  zum  Teil  an  Handwerker,  auch 
au  Beamte  und  Militärpersonen  verschenkt  (S.  81).  Friedrich 
Wilhelm  II.  setzte  dann  etwa  bis  1789  diese  Bauten  fort  und 
fügte  noch  etwa  125  neue  Häuser  hinzu.  Aber,  sagt  Paul 
Voigt,  dem  ich  in  diesen  Ausführungen  folgte,  „mit  Friedrich 
dem  Grofeen  ist  die  bisherige  Bau-  und  Wohnungspolitik  zu 
Grabe  getragen  worden,  wenn  sich  auch  ihre  Nachwirkung 
noch  auf  mehrere  Dezenuien  erstreckte.“ 

Die  Vorbedingungen  für  eine  derartige  Politik  lagen  nun 
keineswegs  allein  in  der  absoluten  Staatsgewalt,  sondern  darin, 
„dafe  nördlich  der  Spree  fast  das  Ganze,  südlich  des  Flusses 
etwa  die  Hälfte  des  gesamten  Grund  und  Bodens  in  der 
näheren  und  weiteren  Berliner  Umgegend  im  direkten  Besitz 
des  Staates  und  der  Stadt  Berlin  sich  befand  oder  wenigstens 
ihrem  gruudherrlichen  Obereigentum  unterlag.“ 

Dies  änderte  sich  gänzlich  durch  die  preufeische  Agrar- 
reform in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Das  Edikt 
vom  9.  Oktober  1807  und  die  ihm  folgenden  hoben  die  Erb- 
untertänigkeit auf  und  verliehen  den  Bauern  festes  Eigentum. 
Das  gemeinsame  Land  der  Dörfer  wurde  aufgeteilt.  Die  Folge 
für  Berlin  war  nach  P.  Voigt  eine  Vergröfeerung  der  Ritter- 
güter der  Umgegeud,  die  völlige  Aufteilung  des  ländlichen 
Gemeindeeigentums  und  die  starke  Verringerung  des  kleinen 
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Grundbesitzes.  Dazu  kam  der  Verkauf  der  preufsischen 
Domänen  zur  Tilgung  der  Staatsschulden,  sodals  1808 — 1835 
alle  Domänen  in  der  Umgegend  von  Berlin,  ausgenommen  die 
Schlösser  von  Charlottenburg  und  Nieder-Schönhausen,  welche 
Kronfideikommisse  waren,  verkauft  wurden  (die  Domäne 
Dahlem  mit  Steglitz  wurde  erst  1840  neu  erworben).  Endlich 
wurden  dann  durch  Gesetz  vom  2.  März  1850  in  Preufsen  alle 
feudalen  Lasten  und  Dienste  für  ablösbar  erklärt.  „Mit  einem 
Schlage  verlor  die  Stadt  Berlin  ihr  ganzes  auf  Erbpacht 
an  Kolonisten  ausgetanes  Land,  gingen  dem  Fiskus  alle  ver- 
erbpachteten  Domänen,  alle  grundherrlichen  Rechte  verloren“, 
und  kaum  war  dieses  geschehen,  „als  auch  schon  in  einer 
Anzahl  Dörfer  bei  Berlin  die  moderne  Bodenspekulation  . . . 
einsetzte  und  den  märkischen  Sandboden  für  seine  Besitzer  in 
kalifornische  Goldfelder  verwandelte ...  Es  entstand  jene 
eigentümliche  soziale  Klasse,  die  unter  den  Namen  „Millionen- 
bauern“ allgemein  bekannt  geworden  ist.“  Wer  sich  des 
Näheren  über  diese  Verhältnisse  informieren  will,  vergleiche 
das  Buch  von  Voigt  über  Grundrente  und  Wohnungsfrage 
(S.  109)  und  wer  speziell  die  Frage  der  Bodenspekulation  in 
ihrem  Zusammenhänge  mit  dem  Bau  der  Mietkasernen  und 
dem  spekulativem  Liegenlassen  von  Bauterrains  studieren  will, 
vergleiche  die  verschiedenen  Schriften  von  Rud.  Eberstadt 
(zuletzt  das  Februarheft  1905  der  Zeitschrift  „Der  Städtebau“.) 

Es  liegt  mir  nun  gewifs  ganz  fern,  den  Wert  der  preufsischen 
Agrarreform  für  die  freiheitliche  Entwicklung  des  Staatswesens 
zu  verkennen,  aber  es  kann  doch  wohl  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dafs  diese  Gesetzgebung  für  Berlin  — und  wahrschein- 
lich für  noch  manche  andere  Grol'sstadt  — verhängnisvolle 
Folgen  hatte.  Diese  Folgen  sah  Niemand  voraus,  und  man 
konnte  sie  auch  nicht  voraussehen,  weil  sie  sich  erst  in  ihrer 
ganzen  Art  entwickeln  konnten,  als  das  ungeahnte  Aufblühen 
von  Berlin,  die  gewaltige  Zuwanderung  die  verderblichen 
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Nebenerscheinungen  einer  segensreichen  Gesetzgebung  all- 
mählich auslöste. 

Allerdings  wird  nun  die  Einschränkung  des  gemeindlichen 
und  staatlichen  Grundbesitzes  keineswegs  überall  als  verderb- 
liche Erscheinung  angesehen,  ebensowenig  wie  die  au  sie  an- 
schliefsende  Grundstückspekulation,  und  wir  sehen  sogar  heute 
in  Berlin  keineswegs  das  Bestreben,  diesen  behördlichen  Grund- 
besitz auszudehnen  oder  auch  nur  zu  erhalten.  Ausgedehnt 
wird  zwar  dieser  Besitz,  aber  nur  durch  Ankäufe  für  einen 
bestimmten  Zweck,  so  seitens  der  Stadtgemeinde  für  Schulen, 
Verwaltungsgebäude,  Rieselgüter;  die  letztgenannten  haben 
sogar  bereits  mehr  als  das  doppelte  des  ganzen  Berliner  Ge- 
meiudegebiets  erreicht,  aber  von  einem  Ankäufe  von  Grund- 
besitz in  Rücksicht  auf  die  Wohnungsfrage,  wie  z.  B.  in 
Frankfurt  a.  M.,  ist  in  Berlin  nicht  die  Rede. 

ln  der  Tat  mufs  auch  zugegeben  werden,  dafs  Gemeinde- 
grundbesitz an  und  für  sich  kein  Heilmittel  gegen  teure  oder 
schlechte  Wohnungen  ist.  Ich  möchte  sogar  ausdrücklich 
daran  erinnern,  dafs  über  die  Wohnverhältnisse  in  Berlin 
schon  zu  einer  Zeit  geklagt  wurde,  als  die  Agrarreform  noch 
kaum  in  ihren  Anfängen  lag.  Schon  Nicolai  (Beschreibung 
von  Berlin)  erwähnt  1786,  dafs  in  manchen  Stadtgegenden  die 
Seiten-  und  Hinterhäuser  beinahe  stärker  bewohnt  seien  als 
die  Vorderhäuser.  Formey  in  seiner  medizinischen  Topo- 
graphie beklagt  zehn  Jahre  später,  dafs  der  Arme  kaum  ein 
Obdach  finde,  dafs  die  Kinder  in  verdorbener  Luft  schief  und 
krumm  anfwüchsen.  Wollheim  1844  klagt  über  die  Keller- 
wohnungen, Lais  1846  über  die  Schlafstellenwirtschaft,  die 
rigorosen  Mietkontrakte,  die  überfüllten  Wohnungen,  und  dafs 
über  die  Grundstücksspekulation  schon  zur  Zeit  Friedrich 
Wilhelm  I.  geklagt  wurde,  ist  bereits  bemerkt  worden. 

Das  Vorhandensein  von  städtischem  Grundbesitz  allein 
bietet  selbstverständlich  kein  Mittel  gegen  die  Wohnungsnot. 
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Dieser  Grundbesitz  wird  vielmehr  erst  dann  von  Bedeutung, 
wenn  die  Stadtverwaltung  ihn  im  Interesse  der  Wohnungs- 
fürsorge zu  benutzen  gedenkt,  sei  es,  indem  sie’ selbst  für 
ihre  Beamten  oder  für  die  Bevölkerung  billige  Wohnungen 
herstellt,  sei  es,  indem  sie  ihren  Grund  und  Boden  für  solche 
Zwecke  pachtweise  oder  unter  sonstigen  Modalitäten  zur  Ver- 
fügung stellt. 


IV. 

Sehen  wir  nun,  auf  welchem  topographischen  Hinter- 
gründe sich  die  eben  geschilderte  Entwickelung  vollzog,  so 
haben  wir  bisher  nur  angeführt,  dafs  im  Jahre  1709  die  Städte 
Berlin,  Cöln,  Friedrichs werder,  Dorotheenstadt  zu  einem  ein- 
zigen Gemeinwesen  zusammentrateu.  Diese  Städte  bildeten 
indessen  nur  die  innere  Stadt  mit  44  900  Einwohnern,  die 
Vorstädte  umfafsten  bereits  über  10  000.  Am  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  zählte  Berlin  173  000  Einwohner,  und  die 
Bodenfläche,  die  es  bedeckte,  wurde  im  Osten  durch  das  Frank- 
furter Thor,  durch  das  Mühlentor  an  der  Spree,  dann  im 
Süden  durch  das  Kottbuser  Tor  und  Hallesche  Tor,  im  Westen 
durch  die  lvöniggrätzer  Str.,  das  Brandenburger  Tor  und  die 
Charitä,  im  Norden  durch  das  Oranienburger,  Rosenthaler, 
Schönhauser  und  Landsberger  Tor  begrenzt;  dazu  kam  die 
städtische  Feldmark. 

Als  dann  die  Städte-Ordnung  vom  19.  Nov.  1808  zum 
Stadtbezirk  nur  die  bebauten  Grundstücke  zu  rechnen  schien 
und  demgemäß  Zweifel  über  die  wirkliche  Stadtgrenze  ent- 
standen, kam  es  1841  (21.  Juni)  zu  einem  Rezefs  zwischen 
Berlin  und  den  Nachbargemeinden  bezw.  Kreisen  (vgl.  Berl. 
Verwaltungsber.  1801 — 1877  Bd.  I),  durch  welchen  die  Grenze 
festgesetzt  wurde.  Die  Stadt  zählte  damals  333  000  Einwohner. 
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Aber  schon  20  Jahre  später  (1861)  erfolgte  die  grofse  Ein- 
verleibung, welche  in  der  Geschichte  der  Bau-  und  Boden- 
politik wie  der  Berliner  Kommunalpolitik  überhaupt  von 
bleibender  Bedeutung  ist.  Die  Bevölkerung  stieg  durch  Ein- 
verleibung von  493  000  auf  529  000  also  um  36  000  Einwohner, 
und  das  Gemeindegebiet  von  3511  auf  5923  also  um  2412  ha. 
Seitdem  hat  keine  Einverleibung  gröfserer  Art  mehr  statt- 
gefunden. Nur  (1878)  wurde  das  für  die  Erbauuug  des  Vieh- 
hofs benutzte  Terrain  (132  ha  mit  1750  Menschen)  und  (1881) 
der  Tiergarten,  Zoologische  Garten  (255  ha  mit  nur 
100  Menschen)  in  das  Stadtgebiet  aufgenommen. 

Die  Bedeutung  der  Eingemeindung  im  Jahre  1861  kann 
nicht  besser  illustriert  werden,  als  durch  die  Einwohnerzahl, 
welche  jetzt  auf  dem  fraglichen  Gebiet  wohnt.  Es  sind  dies 
etwa  620  000  Menschen  gegen  36  000  vor  24  Jahren,  und 
während  dieser  Teil  der  Bewohnerschaft  damals  ca.  7 % der 
gesamten  Berliner  Einwohner  nach  der  Eingemeindung  be- 
trug, beläuft  er  sich  jetzt  auf  fast  32%.  Wenn  die  damalige 
Eingemeindung  nicht  geschehen  wäre,  so  würde  aber  der 
Nachteil  nicht  etwa  allein  darin  bestehen,  dafs  Berlin  um 
620  000  Einwohner  kleiner  wäre.  Vielmehr  ist  zu  beachten, 
dafs  die  damals  annektierten  Gebiete  heute  zum  Teil  die  wohl- 
habendsten Bezirke  sind,  welche  die  Stadt  aufweist. 

Man  kann  sagen,  dafs  die  damalige  Eingemeindung  ein 
ebenso  grofser  Erfolg  Berliner  Kommunalpolitik  war,  wie  die 
Unterlassung  des  weitereu  Vorgehens  auf  diesem  Wege 
späterhin  ein  Fehler. 

Um  beide  Vorgänge  richtig  zu  würdigen,  mufs  man  sich 
zweierlei  vergegenwärtigen:  die  zentrifugale  Verteilung  der 
Bevölkerung  in  Berlin,  speziell  in  Grol's-Berlin  und  die  hiermit 
zusammenhängende  Entwickelung  des  Verkehrswesens.  Die 
Besiedelung  Berlins  wirkte  wie  eine  Zentrifuge,  welche  ihren 
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Inhalt  aus  der  Mitte  nach  dem  Rande  schleudert  und  auch 
über  denselben  hinaus,  wenn  sich  ein  Weg  findet. 

Wir  sahen  bereits,  wie  sich  an  den  Kern  Berlin  und  Cöln 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  eine  Vorstadt  nach  der  anderen 
ansetzte.  Andererseits  wuchsen  aber  auch  die  Berlin  benach- 
barten Ortschaften  eben  infolge  der  Nähe  der  Hauptstadt.  Ja 
es  wurde  sogar  schon  1705  ganz  unw’eit  der  Hauptstadt  eine 
neue  Stadt  Charlottenburg  vom  Könige  geschaffen. 

Soweit  diese  Orte  nun  mit  Berlin  frühzeitig  räumlich  ver- 
schmolzen, war  die  natürliche  Lösung  der  Frage  damit  ge- 
geben. Anders  war  es,  wenn  die  Orte  entfernter  lagen,  so- 
dafs  die  räumliche  Bebauung  sich  hier  und  dort  getrennt  ent- 
wickelte. Diesen  Orten  nahm  man  anfänglich  im  Jahre  1861, 
zu  kleinen  Teilen  auch  1878  und  1881  einfach  einen  Teil  ihres 
Gebiets  und  schlug  ihn  zu  Berlin.  Im  Jahre  1861  waren  die 
betroffenen  Gemeinden  noch  gänzlich  unbedeutend.  Als  sie 
aber  an  Gröfse  Zunahmen,  als  ihre  kommunale  Ordnung 
wuchs,  ihre  Finanzen  sich  verbesserten,  die  Aufwendungen 
für  Strafsen,  Schulen,  hygienische  Einrichtungen  ständig 
gröfsere  wurden,  war  es  natürlich,  dafs  zunächst  nur  noch  die 
vollständige  Eingemeindung  des  ganzen  Ortes,  nicht  eines 
Teiles  in  Frage  kommen  konnte,  und  dafs  schliefslich  bei  ein- 
zelnen Orten  auch  die  ganze  Eingemeindung  einem  erklärlichen 
Widerstand  begegnete. 

Jedenfalls  sah  man  die  eigentümliche  Entwickelung,  dafs 
neben  dem  unmittelbaren  Anwachsen  bebauter  Flächen  an  die 
bebauten  Flächen  von  Berlin,  also  neben  einem  Kristalli- 
sieruugsprozefs  vom  Zentrum  aus,  sich  aufserhalb  kleinere 
Entwickelungszentren  bildeten,  die  rapide  wuchsen  und  bald 
w’ie  die  ersterwähnten  Vorstädte  mit  ihrer  Bebauung  Berlin 
erreichten.  Dabei  gelangten  sie,  wie  z.  B.  Weifsensee,  ent- 
weder an  unbebaute  Flächen  von  Berlin,  oder,  wie  z.  B.  Char- 
lottenburg, Schöneberg  an  bebaute  und  verschmolzen  in  letz- 
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terem  Falle  so  mit  der  Hauptstadt,  dals  nur  ein  genauer 
Kenner  der  örtlichen  Verhältnisse  heute  noch  sagen  kann,  wo 
Berlin  aufhört  und  Charlottenburg  oder  Schöneberg  anfängt. 

Als  zu  Anfang  der  neunziger  Jahre  die  Gelegenheit  einer 
umfangreichen  Eingemeindung  der  Vororte  dargeboten  war,  und 
der  Magistrat  sich  hierzu  nicht  bereit  fand,  sodafs  auch  bald 
in  den  Ministerien  die  Geneigtheit  verschwunden  war,  war 
man  sich  in  der  Bürgerschaft  nicht  ganz  klar  darüber,  dafs 
die  Gründe,  welche  zu  einem  derartigen  Anwachsen  der 
Vororte  geführt  hatten,  mit  der  Zeit  stets  wirksamer  sich 
geltend  machen  würden,  und  dafs  damit  eine  Lösung  der 
Eingemeindungsfrage  immer  gebieterischer  notwendig,  aber 
auch  immer  schwieriger  durchführbar  werden  würde. 

Der  Hauptgrund  für  die  geschilderte  Entwickelung  der 
Vororte  ist  jedenfalls  in  der  Art  der  Verkehrsregelung  zu 
suchen.  Wenn  wir  vorher  den  natürlichen  Kristallisieruugs- 
prozefs  durch  Anwachsen  bebauter  Vorstädte  an  die  zentralen 
Stadtteile  der  Bildung  von  Verkehrszentren  aufserhalb  der 
Stadt  gegenüber  stellten,  so  war  dies  in  dieser  Weise  erst 
möglich,  als  die  Stadt-  und  Ringbahn,  die  Strafeenbahnen, 
die  Omnibus  den  schnelleren  und  bequemeren  Verkehr  mit 
der  Hauptstadt  schufen  und  so  gewissermafsen  Berliner  Stadt- 
teile aufserhalb  Berlins  gründen  konnten. 

Diese  Entwickelung  aber  vollzog,  vollzieht  sich  und  mul's 
sich  auch  vollziehen  — und  das  ist  das  Tragische  an  ihr  — 
unter  Förderung  der  hauptstädtischen  Verwaltung.  Der 
Magistrat  unterstützt  die  Bemühungen,  welche  es  seiner 
Bürgerschaft  ermöglichen  und  obenan  der  wohlhabenden, 
aufserhalb  der  Stadt  ihr  Heim  aufzuschlagen,  und  im  Zeit- 
alter der  Freizügigkeit  und  des  Verkehrs,  in  einem  Zeitalter, 
in  welchem  alles  geschieht,  um  die  Wohlfahrt  des  einzelnen 
zu  gunsten  nicht  eines  engen  Stadtkreises  sondern  der  Allge- 
meinheit zu  fördern,  kann  es  nicht  anders  sein. 
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So  sehen  wir  denn  die  eigentümliche  Erscheinung,  dafs, 
während  das  alte  Zentrum  von  Berlin  ständig  abnimmt, 
während  nur  einzelne  peripherische  Stadtteile  überhaupt  noch 
die  ganze  Zunahme  der  Bevölkerung  des  eigentlichen  Berlin 
bestreiten,  während  diese  Zunahme  überhaupt  mehr  und  mehr 
weniger  bemittelte  Volksklasseu  betrifft,  und  die  steuer- 
kräftigere Bevölkerung  nach  den  westlichen  und  südlichen 
Vororten  fortzieht,  die  Gemeindeverwaltung  uneigennütziger- 
weise das  ihrige  tut,  um  durch  Verbesserung  der  Verkehrs- 
mittel diese  Bewegung  noch  zu  fördern,  und  dafe  die  Re- 
gierung gleichzeitig  durch  Verleihung  von  Stadtrechten  an  die 
Vororte  diese  Zustände  zu  verewigen  bestrebt  ist. 

Naturgemäfs  ist  dies  auf  die  Dauer  unhaltbar;  will  man 
schon  organisch  zusammengehörige  Teile  nicht  wirklich  in 
einen  Organismus  zusammenfassen,  so  mui's  man  ihnen  doch 
eine  Gestalt  geben,  welche  ein  gemeinsames  Funktionieren 
dauernd  verbürgt.  Sonst  dürfte  eine  Atrophie  des  Haupt- 
organs und  eine  Hypertrophie  der  Glieder  eintreten,  welche 
zu  argen  Mifsständen  führen  mufs. 

Die  Bevölkerung  der  inneren  Stadtteile  Berlin,  Cöln, 
Friedrichswerder,  Dorotheenstadt,  Friedrichstadt,  des  Gebietes, 
welches  1709,  also  vor  fast  200  Jahren  44  900  zählte,  be- 
trug nach  der  Personenstaudsaufnahme  vom  Oktober  vorigen 
Jahres  nur  noch  36  200  gegen  40  600  vier  Jahre  zuvor  (im 
Jahre  1900).  Fassen  wir  aber  selbst  den  inneren  Stadtkreis 
soweit,  dafs  er  etwa  ein  Drittel  der  gesamten  Bevölkerung, 
nämlich  die  Standesämter  I,  II,  VI,  VII a,  IX,  Xa,  XI  und 
XII a umfafst,  so  linden  wir  auch  hier  noch  einen  Bevöl- 
kerungsrückgang von  fast  4 % in  der  angegebenen  Zeit,  näm- 
lich von  annähernd  692  000  auf  665  000,  d.  i.  um  27  000 
Menschen.  Und  damit  nicht  genug,  die  Bevölkerungsabnahme 
erstreckt  sich  auf  den  weitaus  gröfsten  Teil  der  Stadt.  Von 
den  376  Stadtbezirken  zu  Ende  des  vorigen  Jahres  hatten  — 
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von  4 Bezirken  mit  gleichbleibender  Bevölkerung  (15  311  Ein- 
wohnern) abgesehen  — dem  Vorjahre  gegenüber  nur  134  eine 
Bevölkerungszunahme,  238  dagegen  eine  Bevölkerungsabnahme, 
und  zwar  belief  sich  die  Abnahme  auf  19  281  bei  1091218 
Einwohnern,  die  Zunahme  auf  60  094  bei  827  949  Einwohnern. 
Unter  den  zunehmenden  Stadtbezirken  wiederum  waren  es 
nur  28,  welche  dem  Vorjahre  gegenüber  um  mehr  als  10  % 
gestiegen  waren.  Diese  wiesen  bei  einer  Bevölkerung  von 
214  898  (1903:  170  805)  rund  44  000  Menschen  mehr  auf, 
während  die  gesamte  Zunahme  noch  nicht  41  000  betrug,  die 
Zunahme  in  den  zunehmenden  Bezirken  60  094. 

Wir  sehen  also  die  wirkliche  Bevölkerungsvermehrung 
auf  ein  verhältnismäfsig  kleines  Stadtgebiet  beschränkt.  Und 
zwar  sind  dies  die  peripherischen  Grenz-Distrikte  im  Stralauer 
Viertel  etwa  am  Viehhof  beginnend,  dann  nach  Norden  zu 
aber  noch  nicht  bis  an  die  Weichbildgrenze  heran  sich  im 
Königsviertel  und  der  Rosenthaler  Vorstadt  nach  Gesund- 
brunnen und  Wedding  bis  zum  westlichen  Weichbilde  hin- 
ziehend. 

Es  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit  — und  wenn  die  günstigen 
Erwerbsverhältnisse  andauern,  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit  — , 
bis  das  noch  bebaubare  Terrain  mit  Menschen  angefüllt  sein 
und  die  Bevölkerungszuuahme  überhaupt  zum  Stillstand  ge- 
kommen sein  wird. 

Allerdings  ist  die  noch  bebaubare  Fläche  zur  Zeit  nicht 
gering.  Es  ist  auffallend  und  bezeichnend  für  die  Entwicke- 
lung der  Berliner  Wohnverhältnisse,  dafs  trotz  des  gewaltigen 
Anwachsens  der  Stadt  so  grofse  Bodenflächen  unbebaut  bleiben 
konnten,  und  dafs  sie  endlich  in  dem  Augenblick  bebaut 
werden,  wo  sie  nur  noch  als  Arbeiterviertel  in  Frage 
kommen.  Wer  weifs,  welchen  Gang  die  Entwickelung  der 
Stadt  genommen  hätte,  wenn  man  versucht  hätte,  die  an  und 
für  sich  nicht  schlecht  gelegenen  nordöstlichen,  nördlichen  und 
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nordwestlichen  Stadtbezirke  zunächst  mit  bequemen  und 
schnellen  Verkehrslinien  zu  versehen,  dann  aber  einer  mehr 
villenartigen  oder  wenigstens  nicht  mietskasernenartigen  Be- 
bauung und  damit  der  Bewohnung  durch  zahlungsfähigere 
Bevölkerungsklassen  zu  retten. 

Ich  brauche  mich  dabei  vielleicht  nicht  dagegen  zu  ver- 
teidigen, als  ob  ich  gegen  die  Ansiedelung  der  arbeitenden 
Klassen  etwas  hätte.  Im  Gegenteil,  eine  planmäfsige  Be- 
bauung mit  Arbeiterhäusern  wäre  mir  wohl  wünschenswert 
gewesen.  Wogegen  ich  mich  wende,  ist  nur,  dafs  man  nicht 
gehindert  hat,  den  weitaus  gröfsten  Teil  der  Stadt  der  Be- 
wohnung einer  nicht  steuerkräftigen  Bevölkerung  zu  über- 
liefern und  gleichzeitig  zuzusehen,  wie  die  wohlhabende  Be- 
völkerung die  Stadt  verliefs. 

Im  Jahre  1903  habe  ich  mit  einer  Statistik  des  Zu-  und 
Fortzugs  von  Staatseinkommen-Steuerzahlern  begonnen.  Dabei 
ergab  sich,  dafs  zwar  in  den  Jahren  1903  und  1904  108  300 
Steuerzahler  zu-  und  98  600  fortzogen,  sodafs  9700  Steuer- 
zahler mehr  in  Berlin  blieben.  Betrachtet  man  indessen  die 
beteiligten  Einkommenstufen,  so  sieht  man,  dafs  das  Mehr 
auf  die  Stufen  von  900  bis  1800  Mk.  Einkommen  entfiel,  näm- 
lich mit  14  900,  wogegen  die  höheren  Einkommenstufen  ein 
Weniger  von  5200  Steuerzahlern  aufwiesen.  Dabei  waren  es 
namentlich  die  westlichen  Orte,  welche  den  Mehrfortzug  der 
höheren  Steuerzahler  aufnahmen. 

Die  Frage,  ob  diese  Entwickelung  sich  wieder  zurück- 
bilden wird,  möchte  ich  verneinen,  es  sei  denn,  dafs  man 
dazu  übeigehen  wollte,  bessere  Wohnungsviertel  in  den  noch 
zahlreichen  unbebauten  Stadtgegenden  anzulegen  und  diese 
mit  der  elektrischen  Schnellbahn  oder  Stadtbahn  zu  ver- 
binden. Es  braucht  nicht  die  Stadtverwaltung  zu  sein,  welche 
derartiges  unternimmt,  sondern  dies  könnte  sehr  wohl  eine 
Aufgabe  privaten  Unternehmungsgeistes  bilden.  Freilich 
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arbeiten  bei  uns  Verkehrs-  und  Baugesellschaften  nicht  Hand 
in  Hand.  Wohnungswesen  und  Verkehrswesen  gehören  in 
einer  Stadt  wie  Berlin  zusammen.  Man  denke  nur  daran, 
dafs  die  Stadtbahn  die  Bevölkerung  aus  Berlin  herausgetragen 
und  in  den  Nachbargemeinden  angesiedelt  hat.  Charlottenburg 
ist  durch  die  Stadtbahn  grofs  geworden,  und  gewisse  Stadt- 
bahnstationeu  wurden  erst  angelegt,  als  die  in  Frage  kom- 
menden Grundbesitzer  das  geforderte  Kapital  zur  Verfügung 
gestellt  hatten. 

Stellen  wir  uns  vor,  dafs  ein  beliebiges  grofses  Terrain 
innerhalb  der  noch  unbebauten  nördlichen  Berliner  Stadt- 
viertel dem  Schnellverkehr  erschlossen,  mit  grölseren,  modernen 
Ansprüchen  genügenden  Wohnungen  versehen,  mit  Anlagen 
ausgestattet  den  höheren  Einkommenstufen  zur  Verfügung  ge- 
stellt wird,  so  könnte  der  für  Berlin  verhängnisvolle  Zug 
nach  dem  Westen  noch  zum  Stillstaud  gebracht  werden. 
Man  mufs  dabei  beachten,  dafs  einer  bebauten  Fläche  in 
Berlin  von  etwa  2600  ha  eine  noch  bebaubare  von  über  1100 
gegenübersteht,  d.  h.  Platz  für  etwa  800  000  Menschen,  wenn 
man  die  jetzige  — freilich  nicht  wünschenswerte  — Art  der 
Ansiedelung  zu  Grunde  legt.  Allerdings  bestehen  diese  1 100  ha 
zu  etwa  einem  Drittel  aus  Hinterland,  aber  auch  ohne  dieses 
ist  die  bebaubare  Fläche  noch  grofs  genug. 

Nun  hat  diese  eigentümliche  Verteilung  der  Bevölkerung, 
welche  die  eine  der  Grofs-Berlin  bildenden  Gemeinden  mit 
einer  wohlhabenden,  die  andere  mit  einer  unbemittelten  Be- 
völkerung versieht,  zur  Folge,  dals  eigentlich  das,  was  man 
unter  Wohnungsfrage  zu  verstehen  hat,  nicht  überall  dieselbe 
Lösung  bedingt.  Es  ist  demnach  diese  ganze  Angelegenheit 
als  eine  Angelegenheit  von  Grofs-Berlin,  nicht  einer  einzelnen 
Gemeinde  zu  betrachten,  schon  deswegen,  weil  die  eine  Gemeinde 
die  Wohnung,  die  andere  die  Erwerbsstätte  für  die  Be- 
völkerung bildet.  Der  hier  verteilte  kleine  Plan  (S.  24  u.  25) 
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welchen  die  Stankiewiczsche  Verlagsbuchhandlung  für  den 
Vortrag  gütigst  zur  Verfügung  gestellt  hat,  orientiert  einmal 
über  die  Lage  der  Vororte  zu  Berlin,  dann  zeigt  er,  wieviel 
männliche  Einwohner  im  Jahre  1900  in  den  Nachbargemeinden 
wohnten,  aber  in  Berlin  beschäftigt  waren,  und  wieviele  um- 
gekehrt in  Berlin  wohnten  und  in  den  Nachbargemeinden 
tätig  waren.  Nicht  weniger  als  112  732  Einwohner  von  Berlin 
und  nur  23  Nachbargemeinden  waren  in  einer  anderen  der 
betreffenden  Gemeinden  beschäftigt,  als  in  der  sie  wohnten, 
Im  einzelnen  übten  13  512  Charlottenburger  ihren  Beruf  in 
Berlin  ans,  5643  Berliner  dagegen  waren  in  Charlottenburg 
berufsausübend.  Aus  Rixdorf  kamen  12  291  Personen  zum 
Erwerb,  1085  Berliner  gingen  dorthin,  aus  Schöneberg  kamen 
1 1 649,  aus  Lichtenberg  4804  usw.  Man  braucht  nur  in  den 
frühen  Morgenstunden  am  Spittelmarkt  zu  beobachten,  welche 
Massen  das  arbeitsame  Berlin  täglich  aus  den  Strafsenbahnen 
empfängt,  und  am  Abend  die  rückläufige  Bewegung  au 
Strafsenbahn-  und  Eisenbahnhaltestellen  zu  beobachten,  um 
einznsehen,  dal's  die  Verkehrs-  und  Wohnungsfrage  nicht  nur 
zusammengehören,  sondern  auch  eine  gemeinsame  Angelegen- 
heit von  Grofs-Berlin  sind. 

Nun  ist  man  allerdings  auf  die  Idee  gekommen*  dieser 
Bewegung  insofern  entgegeuzuarbeiten,  als  man  den  städti- 
schen Beamten  die  Erlaubnis,  aufserhalb  der  Stadt  zu  wohnen, 
versagen  will.  Im  Zeitalter  der  Freizügigkeit,  des  Verkehrs 
und  der  Hygiene  hat  diese  Idee  eine  besondere  Bedeu- 
tung. Sie  zeigt  einerseits,  dal's  die  Ansichten  über  wesent- 
liche Grundlagen  unserer  heutigen  volkswirtschaftlichen  Ord- 
nung nicht  nur  in  sozialdemokratischen  und  agrarischen 
Kreisen  ins  Wanken  gekommen  sind,  dafs  man  plötzlich  eine 
Gebundenheit  an  die  Scholle  statuieren  will  für  eine  bestimmte 
Gruppe  von  Abhängigen,  als  lebten  wir  noch  in  der  alten 
Zeit  patriarchalischer  Vormundschaft.  Würde  übrigens  dieser 
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Wunsch  erfüllt,  so  wären  weitere  reaktionäre  Folgerungen 
kaum  vermeidbar.  Denu  es  ist  nicht  einzusehen  warum  man 
die  Wohnung  da  zu  wählen  verpflichtet  sein  soll,  wo  man  ar- 
beitet, und  nicht  auch  den  ganzen  übrigen  Konsum.  Die  Idee 
zeigt  andererseits,  dafs  man  die  Interessen  der  Hausbesitzer 
höher  einschätzt,  als  die  der  betreffenden  Beamtenkategorien. 
Aber  die  Idee  hat  doch  noch  eine  andere  Bedeutung  ernsterer 
Natur.  Sie  ist  dazu  bestimmt,  die  Arbeitnehmer  den  Arbeit- 
gebern räumlich  wieder  näher  zu  bringen  und  kommt  daher 
in  ihrer  Wirkung  denjenigen  Bestrebungen  nahe,  welche  die 
Arbeiter  grofser  Betriebe  ganz  nahe  diesen  Betrieben  in  Wohn- 
häusern Zusammenlegen,  etwa  wie  Krupp  in  Essen,  aber  freilich 
mit  dem  grofsen  Unterschied,  dafs  diese  grofsen  Betriebe  selbst 
für  eine  angemessene  Unterbringung  der  Arbeiter  Sorge  tragen. 

Es  sei  in  dieser  Beziehung  übrigens  bemerkt,  dafs  in 
Berlin  diese  Art  der  Fürsorge  von  Arbeitgebern  für  ihre 
Arbeitnehmer  nicht  üblich  ist  Dies  hängt  auch  damit  zu- 
sammen, dafs  der  Arbeiter  in  einem  so  grofsen  Gebiete  wie 
Grofs- Berlin  eine  gewisse  Bewegungsfreiheit  haben  mufs,  schon 
weil  er  die  Arbeitsstelle  häufiger  wechselt,  und  auch  weil  er 
von  dem  Wolinungsangebot,  welches  sich  in  der  Grofsstadt 
ihm  verschiedenartig  bietet,  den  angemessenen  Vorteil  ziehen 
will.  Zudem  wechselt  in  Grofs-Berlin  auch  der  Sitz  der  Be- 
triebe nicht  selten,  sodafs  schon  aus  diesem  Grunde  das  Nicht- 
vorhaudensein  zugehöriger  Arbeiterwohnungen  erklärlich  ist. 

Was  die  gemeinnützige  Bautätigkeit  anbelaugt,  in  welcher 
sich  zur  Zeit  etwa  6 Gesellschaften  teilen,  so  haben  diese  in 
richtiger  Auflassung  ihrer  Aufgabe  ihre  Tätigkeit  auf  Grofs- 
Berlin  ausgedehnt.  Sie  besitzen  176  Grundstücke  mit  2893 
Wohnungen.  Die  bedeutendste  Gesellschaft,  die  Berliner  Bau- 
genossenschaft, hat  ihre  Häuser  fast  durchweg  aufserhalb  von 
Berlin  errichtet.  269  Häuser  sind  von  ihr  gebaut  und  verkauft 
worden.  Der  Vorort  Adlershof  verdankt  ihr  seine  Entstehung. 
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Aus  dom  Statistischen  Jahr  bi 

(Der  Pfeil  zeigt,  nach  welcher  Gemeinde  sich  die  Selbsttätigen 

Berufes  begaben;  die  Ziffer  s 
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r Stadt  Berlin.  ’SJ.  Jahrgang. 

Zeit  der  Volkszählung  vom  Dezember  1900  zur  Ausübung  des 
eile  bedeutet  deren  Anzahl.) 
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Die  Tätigkeit  der  Gemeinde- Verwaltungen  auf  diesem  Ge- 
biete ist  nur  sehr  geringfügig*)  Die  Stadt  Berlin  hat  aus  der 
König-Friedrich-Stiftung  je  500  000  Mk.  der  genannten  Bau- 
genossenschaft und  dem  Spar-  und  Bauverein  zu  3 % Zinsen  ge- 
geben und  aufserdem  die  Garantie  für  500000  Mk.,  welche 
die  Sparkasse  gegeben  hat,  übernommen.  Charlotteuburg 
wird  ein  Ledigenheim  errichten  oder  errichten  lassen.  Damit 
dürfte  über  diese  Art  Fürsorge  wohl  alles  gesagt  sein.  Ein 
grofsangelegtes  Projekt  des  Berliner  Magistrats  vom  Juli  1872, 
wonach  ein  der  Stadt  gehöriges,  hinter  Treptow  belegenes 
Terrain  von  1000  Morgen  unter  der  Bedingung  sofortiger  Be- 
bauung auf  etwa  30  Jahre  verpachtet  werden  sollte,  wodurch 
eine  Ansiedelung  für  50  000  Menschen  hätte  geschaffen  werden 
können,  scheiterte  an  dem  Widerspruch  der  Stadtverordneten- 
versammlung. 

Die  Laudesversicherungsanstalten  Berlin  und  Brandenburg 
haben  im  ganzen  4 000  000  Mk.  Darlehen  für  derartige  Zwecke 
ausgegeben. 

Mit  der  gemeinnützigen  Fürsorge  kommt  man  nun  im 
ganzen  in  sachgemäfser  Weise  — wenn  auch  in  noch  durch- 
aus unzulänglicher  Weise  — den  besonderen  Verhältnissen 
der  Weltstadt  entgegen,  welche  für  den  Arbeiter  nicht  ein 
Eigenhaus  nötig  machen  oder  eine  Unterbringung  beim  oder 
in  der  Nähe  des  Arbeitgebers,  sondern  eine  billige  und  gute 
Wohnung,  die  er  nach  Belieben  und  Erfordern  kündigen  und 
verlassen  kann. 

Trotzdem  aber  will  mir  scheinen,  als  ob  jene  andere  Art 
der  Unterbringung  der  Arbeiter,  nämlich  das  Wohnen  beim 
Arbeitgeber  selbst  gar  zu  schnell  beseitigt  worden  ist. 

*)  Wir  sehen  hier,  wie  schon  oben  bemerkt,  von  den  eine  beson- 
dere Seite  der  Wohnungsfrage  bildenden  Obdachlosen-Asylen  ab,  ob- 
wohl gerade  diese  Asyle  ebenso  den  Vororten  dienen,  wie  Berlin  und 
deswegen  eine  interkommunale  Verständigung  erheischen. 
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In  alter  Zeit  bei  den  Handwerksgesellen  die  übliche  Art 
des  Wohnens,  kam  sie  unter  der  Wirkung  der  Umgestaltung 
des  ganzen  Erwerbs-  und  Verkehrslebens  immer  mehr  ab. 
Aber  eine  Erhebung  gelegentlich  der  Volkszählung  von  1871 
zeigte  doch  noch  bei  Bäckern,  Schlächtern,  Brauern  zwei 
Drittel,  und  bei  Gastwirten  ein  Drittel  der  Arbeitnehmer  bei 
ihren  Arbeitgebern  wohnend.  Seitdem  ist  diese  Art  des 
Wohnens  sicherlich  noch  mehr  zurückgegangen;  neuere  Er- 
hebungen bei  der  Zählung  von  1900  zeigten  aber  doch,  dafs 
in  Berlin  noch  20  434  Personen  (wovon  16  574  Männer;  als 
Gewerbegehilfen  im  Haushalt  wohnen;  in  Grofs- Berlin  belief 
sich  die  Zahl  auf  26  708.  Nun  hat  diese  Wohnart  gewifs  auch 
ihre  Bedenken  und  dünkt  den  nach  Ungebundenheit  strebenden 
Arbeitnehmern  besonders  unbequem.  Aber  ist  sie  nicht  viel 
besser  als  das  Wohnen  in  Schlafstellen?  In  Schlafstellen 
waren  98  792  Personen  in  Berlin,  114  158  in  Grofs-Berlin 
untergebracht.  Von  den  im  Haushalt  des  Arbeitgebers 
Wohnenden  waren  86  %,  von  den  Schlafleuten  nur  62  % in 
Wohnungen  mit  mehr  als  2 Wohnräumen,  wobei  die  Küche 
als  Wohnrauin  gerechnet  ist. 

Man  tut  daher  gut,  dem  Wohnverhältnis  beim  Arbeit- 
geber wieder  etwas  mehr  Interesse  zuzuwenden,  da  es  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  dem  Schlafstelleuwesen  vorzuzieheu 
sein  wird,  überdies  eine  polizeiliche  Kontrolle  der  Wohnungs- 
art ja  hier  wie  dort  zulässig  sein  dürfte. 


V. 

Mit  der  Schlafstellenfrage  haben  wir  den  Kern  der  Ber- 
liner Wohnungsfrage  berührt,  und  sie  ist  in  ihrer  Beziehung 
auf  Grofs-Berlin  noch  kurz  zu  erörtern. 
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Die  grofse  Zahl  von  fast  100  000  Schlafstelleninhabern  in 
Berlin  verdankt  zwei  Ursachen  ihre  Entstehung:  Der  grol'sen 
Zuwanderung  unverheirateter  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  für 
welche  nur  eine  Aufnahme  innerhalb  fremder  Wohnungen  in 
Frage  kommen  kann,  und  der  im  Verhältnis  zum  Einkommen 
teueren  Wohnungsmiete  der  in  Betracht  kommenden  Woh- 
nungen, welche  dem  Wohnungsinhaber  eine  Abvermietung 
wünschenswert  erscheinen  läfst. 

Es  gibt  ja  für  den  unverheirateten  Arbeiter  — wenn  wir 
von  der  verhältnismäfsig  geriugen  Zahl  der  iu  der  Wohnung 
der  Arbeitgeber  lebenden  Gewerbegehülfen  absehen  — nur 
die  Wahl  zwischen  dem  möblierten  Zimmer  (Chambre-garni) 
und  der  Schlafstelle.  Der  Durchschnittspreis  eines  möblierten 
Zimmers  belief  sich  in  Berlin  1900  auf  22‘/a  Mk.  monatlich, 
nach  den  Stadtteilen  wechselnd  zwischen  16  und  33  Mk.  Die 
Schlafstellenpreise  sind  nicht  ermittelt,  dürften  aber  6 — 10  Mk. 
betragen,  also  ganz  erheblich  billiger  sein.  Aber  sie  bieten 
eigentlich  nur  ein  Nachtquartier,  ihre  sonstigen  hygienischen 
und  sittlichen  Schattenseiten  sind  schon  so  oft  erörtert  worden, 
dal's  ich  darüber  schweigen  kann. 

Auf  der  anderen  Seite  sehen  wir,  dafs  bei  der  Volks- 
zählung von  1900  eine  Wohnung  von  einem  heizbaren  Zimmer 
und  Küche  in  Berlin  mit  232  Mk.,  zwei  heizbaren  Zimmern 
und  Küche  mit  379  Mk.  bezahlt  wurde,  und  in  einzelnen 
Arbeitervierteln  sind  die  Mieten  noch  höher,  für  das  Arbeiter- 
einkommen jedenfalls  zu  hoch,  zumal  wenn  man  in  Betracht 
zieht,  dal's  die  Ausgabe  für  Verkehr  meist  noch  hinzuzureelmeu 
ist.  Iu  solchen  Wohnungen  von  1 und  2 Zimmern  aber  leben 
in  Berlin  drei  Viertel  der  Bevölkerung  (in  1 Zimmer-Woh- 
nungen 44  %). 

So  gewifs  nun  die  Schlafstellenwirtschaft  nicht  in  allen 
Gemeinden  von  Grofs-Berlin  vorkommt,  so  gewifs  ist  es  doch 
eine  alle  Gemeinden  berührende  Angelegenheit.  Wenn  die 
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Stadt  Charlottenburg  als  einzige  Gemeinde  praktisch  hier- 
gegen anzukämpfen  beginnt,  so  ist  es  nicht,  weil  hier  diese 
Angelegenheit  mehr  drängte,  als  etwa  in  Berlin  oder  in  Rix- 
dorf.  Im  Gegenteil,  in  Charlotten  bürg  lebten  nur  27,8,  in 
Berlin  52,3,  in  Rixdorf  31,6  von  1000  Einwohnern  in  Schlaf- 
stelle. In  Grunewald  beträgt  dieser  Satz  gar  nur  2,5  und  von 
Mifsständen  in  dieser  Beziehung  ist  dort  nichts  zu  merken. 

Wenn  mau  aber  bedenkt,  dal's  ein  großer  Teil  der  Be- 
völkerung der  Nachbargemeinden  ihr  Tagewerk  regelmäßig  in 
Berlin  vollendet,  dort  von  allen  grofsstädtischen  Einrichtungen 
Nutzen  zieht,  und  fast  nur  das  Wobnbedürfnis  im  engsten 
Sinne  aufserhalb  Berlins  befriedigt,  so  wird  man  mindestens 
nicht  sagen  können,  dafs  deswegen  eine  Interessengemeinschaft 
zwischen  Berlin  und  den  Nachbargemeinden  nicht  besteht. 
Wenn  diese  aber  besteht,  so  wird  sie  auch  für  die  Wohnungs- 
frage in  Anspruch  genommen  werden  müssen  und  in  erster 
Linie  für  die  Schlafstellenfrage.  Und  was  für  das  Verhältnis 
von  Berlin  zu  den  Nachbargemeinden  gilt,  das  gilt  auch  für 
die  Beziehungen  der  einzelnen  Gemeinden  untereinander. 

Die  Wohnungsfrage  ist  für  Berlin  und  die  Nachbar- 
gemeinden interkommunal.  Von  einer  Wohnungsnot  in  Char- 
lottenburg oder  Rixdorf  sprechen,  wäre  gleichbedeutend,  als 
wenn  man  von  einer  Wohnungsnot  im  Stadtbezirk  Berlin 
Nr.  316  oder  298  sprechen  wollte.  Bei  dem  beständigen  Be- 
völkerungsaustausch zwischen  den  20  bis  30  Gemeinden  von 
Groß-Berlin  fragt  man  nicht  viel  nach  der  gemeindlichen  Zu- 
gehörigkeit der  betreffenden  Wohnung,  sondern  ob  sie  den 
gemachten  Ansprüchen  genügt 

Bei  der  Schlafstellenangelegenheit  fragt  es  sich,  ob  der  mit 
dem  Bau  von  Ledigenheimen  beschrittene  Weg  der  richtige 
ist  Zunächst  und  ohne  weiteres  ist  zuzugeben,  dal’s  eine  der- 
artige Maßnahme  segensreich  und  empfehlenswert  ist,  auch 
dann,  wenn  nur  eine  einzelne  Gemeinde  damit  vorgeht.  Für 
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die  Wohnungsfrage  von  Grol’s-Berlin  kann  dergleichen  aber 
auch  daun  nicht  in  die  Wagschale  fallen,  wenn  sich  noch 
mehr  Gemeinden  und  in  gröberem  Mafsstabe  dem  anschlössen. 
Denn  daran  kann  im  Ernst  wohl  nicht  gedacht  werden,  die 
120  000  Schlafleute  in  einigen  hundert  Ledigenheimen  zu 
kasernieren.  Man  kann  übrigens  gewiß  sein,  daß  diese  Heime 
dann  zum  Teil  leer  stehen  würden.  Denn  was  die  ledigen 
minder  bemittelten  Personen  gerade  in  die  Familienhaus- 
haltungen treibt,  ist  doch  mit  der  Wunsch  nach  einem 
Familienanschlufs,  und  das  Ledigenheim  müfste  schon  be- 
sonders geartet  sein,  wenn  seine  Anziehungskraft  diese 
Familien-Neigung  überwinden  machen  soll.  Und  ist  nicht 
schließlich  diese  Neigung  an  und  für  sich  der  Pflege  wert? 
Wir  bekämpfen  ja  garnicht  die  Aufnahme  nicht  zur  Familie 
gehöriger  Personen  im  Haushalt,  sondern  nur  die  ungeeignete 
Unterbringung  derselben.  Niemand  hat  etwas  gegen  die 
Unterbringung  als  Chambregarnist.  Und  dahin  müfste  meiner 
Ansicht  nach  das  Streben  gehen:  statt  der  Schlafstellen 
billige  möblierte  Zimmer,  Nachweis  solcher  an  Zuzieheude, 
Kontrolle  dieser  Zimmer  nach  Beschaffenheit,  Mietpreis.  Der 
Nachweis  darf  natürlich  nicht  eine  einzelne  Gemeinde,  sondern 
Groß-Berlin  umfassen.  Leider  besitzen  wir  noch  keine  Statistik 
über  die  Zahl  der  leerstehenden  möblierten  Zimmer,  aber  ein 
Blick  auf  die  in  den  Straßen  aushängenden  Schilder  scheint 
uns  zu  belehren,  daß  an  möblierten  Zimmern  kein  Mangel  ist. 

Es  wird  natürlich  die  Zahl  der  leerstehenden  möblierten 
Zimmer  nach  der  Stadtgegend  und  der  Jahreszeit  verschieden 
sein.  Die  Ferien  der  Hochschulen  sind  hier  von  Einfluß, 
und  es  ist  anzunehmen,  daß  auch  die  Verlegung  derartiger 
Anstalten  in  andere  Viertel  von  Groß-Berlin  sich  in 
dem  Angebot  solcher  Zimmer  geltend  macht.  Wenn  man 
bedenkt,  dafs  die  Hochschulen  zum  Teil  in  die  Nachbar- 
gemeinden von  Berlin  verlegt  werden,  so  müssen  derartige 
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Mafsnahmen  auf  die  Wohnungsverhältnisse  von  Einflufs  sein. 
Die  technische  Hochschule,  die  Hochschule  für  Musik,  die 
Hochschule  für  bildende  Künste,  haben  bereits  Berlin  ver- 
lassen, mit  dem  Königlichen  Statistischen  Bureau,  welches 
nach  Dahlem  verlegt  werden  soll,  zieht  vielleicht  bereits  die 
erste  wissenschaftliche  Zentralstelle  nach  aufserhalb. 

Selbstverständlich  wirken  solche  Mafsnahmen  auf  den 
Wohnungsmarkt  und  — was  die  Lehrinstitute  anbetrifft  — 
insbesondere  auf  den  Markt  von  möblierten  Zimmern. 

Es  wird  für  die  Zukunft  notwendig  sein,  diese  Art  des 
Wohnens  statistisch  ebenso  zu  erfassen,  wie  die  gewöhnlichen 
Wohnungen,  und  ich  beabsichtige,  gelegentlich  der  Wohnungs- 
aufnahme von  1905  eine  erweiterte  Fragestellung  vorzuschlagen. 

Derartige  Aufnahmen  werden  schon  mit  Rücksicht  auf  die 
strengeren  Anforderungen  notwendig  sein,  welche  der  Gesetz- 
entwurf betr.  die  Wohnungsverhältnisse  bei  der  Aufnahme 
nicht  zur  Haushaltung  gehöriger  Personen  stellt.  Danach 
wird  es  z.  B.  nötig  werden,  dal's  jedes  vermietete  Zimmer 
einen  besonderen,  nicht  durch  Wohuräume  des  Vermieters 
führenden  Zugang  hat.  Zur  Zeit  wird  das  besonders  in  älteren 
Häusern  nicht  immer  der  Fall  sein,  und  es  ist  nicht  abzusehen, 
welchen  Einflufs  eine  derartige  Bestimmung  auf  den  Wohnungs- 
markt überhaupt  und  den  der  möblierten  Zimmer  insbesondere 
haben  kann. 

Wenn  der  Wohnungsgesetzentwurf  derartige  Statistiken 
einem  neu  zu  schaffenden  Wohnungsamt  übertragen  will,  so 
kann  hier  freilich  das  bessere  der  Feind  des  Guten  werden. 
Denn  wo  statistische  Ämter  existieren,  ist  es  zweifellos  besser, 
diesen  die  Statistik  zu  überlassen,  nicht  aber  dem  für  solche 
Tätigkeit  ungeübten  und  ungeeigneten  Wohnungsamt.  Das 
letztere  als  beaufsichtigende  Behörde  mag  dagegen  vielfach 
von  guter  Wirkung  sein. 
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VI. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zum  Schlüsse  kurz  den  Zu- 
sammenhang der  Wohnungs-  und  Eingemeindungsfrage,  so 
wird  zunächst  dagegen  Verwahrung  einzulegeu  sein,  als  ob  die 
Zersplitterung  von  Grofs-Berlin  in  einige  zwanzig  selbständige 
Gemeinden  mit  besonderen  Interessen  zu  einer  Negierung  jeder 
Interessengemeinschaft  führen  könnte.  Wie  über  den  einzelnen 
Bundestaaten  im  Deutschen  Reich  das  Vaterland  steht,  wie 
jede  partikularistische  Neigung  der  Einzelstaaten  bekämpft 
werden  mufs  im  Interesse  des  Gedeihens  des  Ganzen,  so  inufs 
auch  innerhalb  Grofs-Berlin  der  Einheitsgedanke  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Zusammengehörigkeit  sich  über  kleinliche 
I n teressengegensätze  h i n wegsetzen . 

Es  ist  richtig,  dafs  in  jeder  der  Eiuzeigemeinden  die 
Wasserversorgung,  die  Kanalisation,  die  Beleuchtung  nach 
Einrichtung,  Kosten  usw.  anders  geregelt  ist,  es  ist  richtig, 
dafs  die  Steuerverhältnisse  überall  eine  andere  Ordnung  er- 
fahren haben,  sodafs  der  Kommunalsteuerzuschlag  zwischen 
15  und  175  % schwankt,  es  ist  richtig,  dafs  die  Schulen  überall 
anders  gestaltet  sind,  und  dafs  die  Gehälter  der  Lehrer  und 
Beamten  keine  einheitliche  Regelung  erfahren  haben,  und  es 
ist  auch  richtig,  dafs  die  Behörden  diesen  Wirrwarr  noch 
dadurch  steigern,  dafs  jede  Behörde  sich  mehrere  Bezirke  aus 
diesem  grofsen  Städte-Komplex  zurechtschneidet.  Dies  ist 
sogar  soweit  gegangen,  dafs  die  Postbehörde  sich  aus  dem 
Charlottenburger  Gemeindegebiet  beliebige  Stücke  heraus- 
geschnitteu  und  als  Berlin  bezeichnet  hat  und  diese  Bezeich- 
nung ungeachtet  der  Proteste  dieser  Stadt  aufrecht  erhält. 
Ähnlich  ist  mit  dem  Gebiet  anderer  Nachbargemeinden  ver- 
fahren, und  wir  sehen  hier  die  Hüterin  der  Geographie  die 
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geographischen  Begriffe  durch  unrichtige  Postbezeichnungen 
verwirren.  Ähnlich  ist  die  Kirche  verfahren.  Und  die  neue 
Gerichtsorganisation,  welche  am  1.  Juli  1906  in  Kraft  treten 
soll,  wird  eine  Gerichtskonfusion  werden,  da  sie  nicht  nur 
das  Berliner  Gemeindegebiet,  sondern  auch  das  der  Nachbar- 
gemeinden in  einer  Weise  aufteilt,  dal's  Berlin  in  nicht  weniger 
als  6 verschiedene  Amtsgerichtsbezirke  zerrissen  ist,  und 
man  vergebens  nach  einer  Erklärung  für  eine  derartige  in 
das  soziale  und  geschäftliche  Leben  tief  eingreifende 
Mafsregel  sucht. 

Ist  dies  alles  aber  auch  Tatsache,  und  stehen  wir  auch 
wirklich  bei  der  Betrachtung  von  Grofs- Berlin  vor  einem 
jeder  Einheit  entbehrenden  Gebilde,  so  ist  daraus  nicht  zu 
schlielsen,  dal's  es  so  bleiben,  sondern  dals  man  es  ändern  mufs. 

Und  da  heilst  es  denn,  zunächst  einsetzen  auf  dem  Ge- 
biete, Welches  Grofs-Berlin  in  erster  Linie  zusammenhält,  dem 
des  Wohnens  und  des  Verkehrs.  Die  Konzessionsangelegen- 
heit der  Grofsen  Berliner  Stralsenbahu  hat  ja  gezeigt,  wohin 
eine  Zersplitterung  führen  kann. 

Vor  allem  wird  der  Bebauungsplan  einer  einheitlichen 
Revision  und  Aufstellung  bedürfen,  hieran  anschliefsend  wird 
in  der  Wohnungsfrage  bezüglich  der  Kanalisierung  und  Be- 
bauung, der  Unterstützung  gemeinnütziger  Bautätigkeit,  des 
selbständigen  Eingreifens  durch  Bau  von  Wohnungen  gemeinsam 
zu  beraten  sein.  Die  Verkehrsangelegenheiten  werden  gemeinsam 
zu  besprechen  sein  und  last  not  least  die  statistische  Beob- 
achtung dieser  Angelegenheiten  wird  gemeinsam  verabredet 
werden  müssen. 

Nun  wird  gefragt  werden,  ob  dies  alles  ohne  eine  wirk- 
liche Eingemeindung  der  Vororte  möglich  ist.  Sicherlich 
würde  diese  Eingemeindung  das  einfachste  sein;  aber  es  ist 
fraglich,  ob  es  auch  das  praktischste  ist.  Denn  man  mufs 
berücksichtigen,  dal’s  man  nach  erfolgter  Eingemeindung 
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höchstwahrscheinlich  dazu  würde  übergehen  müssen,  den  so 
entstandenen  grofsen  Körper  zwecks  besserer  und  übersicht- 
licherer Verwaltung  in  irgend  einer  Weise  zu  teilen,  die  Ver- 
waltung zu  dezentralisieren.  Denken  wir  aber  einerseits  an 
diese  Notwendigkeit  und  auf  der  anderen  Seite  an  die  jetzt 
bestehende  Abneigung  der  Regierung,  eine  wirkliche  Ein- 
gemeindung zuzulassen,  so  ändert  sich  die  Sachlage  voll- 
kommen. Nicht  mehr  um  eine  eigentliche  Eingemeindung 
handelt  es  sich  nun,  sondern  um  einen  Zusammenschlul's  für 
bestimmte  Zwecke,  um  einen  Zusammenschlufe,  welcher  die 
bisherige  Selbständigkeit  den  Gemeinden  beläl'st,  welche  sie 
behalten  wollen,  welche  aber  in  bestimmter  Hinsicht  wie  auf 
dem  Gebiete  der  Wohnungs-  und  Verkehrsfragen  diese  Selb- 
ständigkeit in  die  Hände  einer  gemeinsam  einzusetzenden 
Zentralstelle  legt. 

Um  dies  auszuführen,  bedart  es  aber  garnicht  des  Ein- 
greifens der  Regierung:  trete  man  zunächst  in  gemeinsame 
Beratungen,  wie  es  der  Antrag  des  Berliner  Stadtverordneten 
Dr.  Preufs  vorschlug,  gehe  man  dann  noch  weiter  und  schaffe 
man  aus  der  eigenen  Initiative  der  Bürger  eine  Zentral-Instanz! 
Die  Vertretungen  der  einzelnen  Gemeinden  von  Berlin  sind 
reich  an  sachverständigen  Persönlichkeiten;  vereinige  man  diese 
zu  einer  Art  Grol's-Berliner  Städtetag,  bezeichne  man  die  zu 
erledigenden  Aufgaben,  suche  man  Sonderbestrebungen  hintan- 
zuhalteu,  erwecke  man  das  in  der  Bevölkerung  und  den 
Vertretungen  von  Grofs-Berlin  schlummernde  Gefühl  der 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Gemeinschaft. 

Man  hat  häufig  die  Furcht  vor  der  Einsetzung  eines 
„Spree-Präfekten“  durch  die  Regierung  äufsern  hören.  Nun 
wohl,  komme  inan  der  Regierung  zuvor,  zeige  man,  dal's  die 
Selbstverwaltung  fähig  ist,  aus  sich  heraus,  ohne  staat- 
lichen Zwang  sich  für  wichtige  gemeinsame  Aufgaben  zu 
organisieren.  Ich  glaube  nicht,  dal's  man  bei  der  Regierung 
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auf  Hindernisse  stoben  würde;  aber  selbst  wenn  dies  der 
Fall  sein  sollte,  so  würden  solche  Hindernisse  der  beste  Kitt 
für  die  Einheitsbestrebungen  sein. 

Wir  sehen  jetzt  in  der  Wohnungsfrage  von  Berlin  und 
den  Vororten  eine  grol'se  Mühe  aufwenden,  und  mir  will 
scheinen,  als  ob  hier  an  demselben  Wagen  oft  vorn  und 
hinten  gleichzeitig  gezogen  wird.  Geben  wir  darum  durch 
gemeinsame  Organisation  diesen  Kräften  eine  einheitliche 
Richtung,  so  werden  diese  Kräfte  leistungsfähiger  werden,  ihr 
Ziel  wird  leichter  zu  erreichen  sein;  kurz  denken  wir  an  den 
Spruch:  vereint  macht  stark! 
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Ist  die  Landwirtschaft  die  wichtigste  Grundlage 
der  deutschen  Wehrkraft? 


Ara  30.  Oktober  1897  erschien  in  der  „Nation“  unter 
dem  Titel  „Die  heutige  Grundlage  der  deutschen  Wehrkraft“ 
ein  Aufsatz  von  Lujo  Brentano,  welcher  die  öffentliche 
Meinung  in  den  seitdem  verflossenen  7 Jahren  dauernd  be- 
schäftigt hat.  Insbesondere  war  es  die  eine  Schlufstolgerung 
Brentanos,  dafs  die  deutsche  Armee  sich  gegenwärtig  zu 
weniger  als  einem  Drittel  aus  überwiegend  landwirtschaft- 
lichen, zu  mehr  als  zwei  Dritteln  aus  überwiegend  Industrie 
und  Handel  treibenden  Distrikten  rekrutiert,  welche  die  Auf- 
merksamkeit weiter  Kreise  erregte.  Die  Flnt  von  Angriffen 
gegen  diese  These  in  der  Tagespresse,  in  politischen  und 
wissenschaftlichen  Zeitschriften  und  in  den  Parlamenten  einer- 
seits und  andererseits  der  Umstand,  dal's  von  solchen,  die  die 
Richtigkeit  der  Brentano'schen  Feststellung  Zugaben,  wieder- 
holt der  Versuch  gemacht  wurde,  ihre  Bedeutung  dadurch 
abzuschwächen,  dafs  man  auf  eine  erheblich  gröfsere  relative 
Wehrfähigkeit  der  landwirtschaftlichen,  gegenüber  der  gewerb- 
lichen Bevölkerung  hinweisen  zu  können  glaubte,  gaben  den 
Anlafs  zu  dem  im  Januar  1900  veröffentlichten,  von  Brentano 
und  mir  gemeinsam  verfafsten  Buche  „Die  heutige  Grundlage 
der  deutschen  Wehrkraft“.  Die  wesentlichsten  Ergebnisse 
dieser  Schrift  waren:  Alle  Versuche,  die  oben  erwähnte  Schlufs- 
folgerung  Brentanos  zu  widerlegen,  halten  einer  kritischen 
Würdigung  nicht  Stand.  Eine  erhebliche  Überlegenheit  der 
landwirtschaftlichen  gegenüber  den  industriellen  Stellungs- 
pflichtigen ist  nicht  bewiesen  worden.  Vielmehr  weist  das 
vorhandene,  allerdings  recht  unzureichende  Material  darauf 
hin,  dafs  ein  erheblicher  Unterschied  nicht  besteht.  Wie  der 
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Aufsatz  Brentanos  in  der  „Nation“,  so  hatte  auch  dieses 
Buch  einen  Strom  von  Gegenäufserungen  zur  Folge.  Es 
wurde  aber  auch  insbesondere  von  mehreren  Untersuchungen 
gröfseren  Mafsstabes  gefolgt:  Der  Reichskanzler  ordnete  Zu- 
sammenstellungen über  den  Beruf  und  den  Geburtsort  der 
Militärpflichtigen  an;  die  bayerische  Regierung  dehnte  diese 
Untersuchung  für  Bayern  auf  den  Beruf  der  Eltern  der  Militär- 
pflichtigen aus;  das  württembergische  statistische  Landesamt 
erwirkte  sich  die  Benutzung  des  Materials  der  Oberersatz- 
kommission des  Königreichs  für  ein  Jahrzehnt;  die  medi- 
zinische Fakultät  der  Universität  München  machte  die  Frage 
zum  Gegenstand  ihrer  Preisaufgabe  für  das  Jahr  ly00/01  und 
abermals  für  das  Jahr  1901/02;  endlich  setzte  der  Deutsche 
Landwirtschaftsrat  die  Frage  der  Bedeutung  der  landwirt- 
schaftlichen bezw.  ländlichen  Bevölkerung  für  die  Wehrkraft 
des  Deutschen  Reiches  auf  die  Tagesordnungen  seiner  30. 
bezw.  32.  Plenarversammlung,  die  im  Februar  1902  bezw.  1904 
in  Berlin  tagten.  Die  Ergebnisse  aller  dieser  Erhebungen  mit 
Ausnahme  der  Münchener  Preisaufgabe,  von  der  eine  Be- 
arbeitung bis  heute  nicht  im  Druck  erschienen  ist,  sind 
inzwischen  der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht  worden. 
Das  württembergische  statistische  Amt  publizierte  schon  im 
Winter  1900/01  eine  eingehende  Darstellung  der  württem- 
bergischen  Untersuchung.  Im  Sommer  1902  folgte  dann  die 
Herausgabe  der  einschlägigen  Verhandlungen  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrates  vom  vorangehenden  Februar.  An  diese 
beiden  Veröffentlichungen  schlofs  sich  eine  rege  etwa  ein  Jahr 
währende  Polemik  insbesondere  in  der  „Kreuzzeitung“  und 
der  „Zeitschrift  für  Agrarpolitik“  einerseits  und  der  „Nation“ 
und  der  „Deutschen  Wirtschaftspolitik“  andererseits.  Wohl 
trug  auch  diese  Phase  des  Streites,  vor  allem  soweit  die 
württembergische  Untersuchung  herangezogen  wurde,  zur 
Klärung  der  Sachlage  bei1),  aber  erst  mit  der  Bekauutgabe 
der  Resultate  der  Erhebungen  des  Reiches  und  Bayerns,  die 
im  vergangenen  Winter  erfolgte,  wurde  die  langersehnte  Mög- 
lichkeit geboten,  eine  positive  Antwort  auf  die  wichtigsten 


')  Eine  eingehende  Darstellung  dieser  Kontroverse  ist  in  Reilage  1 
gegeben. 
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der  in  dem  langjährigen  Streite  über  die  Grundlage  der 
deutschen  Wehrkraft  aufgeworfenen  Fragen  zu  geben.  Ich 
möchte  daher  heute  Abend  sofort  mit  den  Erhebungen  des 
Reiches  beginnen. 

Bei  Beratung  des  Etats  für  die  Verwaltung  des  Reichs- 
heeres hatte  der  deutsche  Reichstag  am  27.  Februar  1901') 
die  Resolution  angeuommen: 

den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  bei  der  nächsten 
Aushebung  der  Rekruten  eine  statistische  Erhebung  machen  zu 
lassen,  um  die  Einwirkung  der  Herkunft  und  Beschäftigung 
der  Stellungsverpflichteten  in  Bezug  auf  die  Militärbrauchbar- 
keit feststellen  zu  können.1) 

. *)  Vgl.  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tags. X.  Legislaturperiode.  II.  Session.  1900  02.  S.  1586. 

*)  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  den  Gang  der  Verhandlungen  und 
die  Motive,  die  die  Kommission  dazu  führten,  dem  Reichstage,  die  An- 
nahme dieser  Resolution  zu  empfehlen,  kennen  zu  lernen.  Der  Bericht- 
erstatter Graf  v.  Roon  formulierte  sie  in  der  Sitzung  vom  ‘26.  Februar 
folgendermnfsen  (vgl.  ebenda  S.  1516): 

»Wenn  ich  nun  zu  dem  Titel,  der  uns  jetzt  beschäftigt,  mich  wende, 
so  habe  ich  zunächst  zu  referieren  über  die  Anregungen,  die  gelegent- 
lich dieses  Titels  in  der  Kommission,  und  zwar  wiederholt,  geltend 
gemacht  wurden  zu  Gunsten  einer  Statistik  der  Rekruten,  das  heilst 
über  deren  Herkunft.  Es  wurde  von  verschiedenen  Seiten  in  der 
Kommission  diese  Anregung  gegeben.  Es  wurde  seitens  der  Heeres- 
verwaltung mitgeteilt,  dafs  die  Sache  doch  ihre  grofsen  Schwierigkeiten 
habe,  und  dafs  das  Reichsamt  des  Innern  sich  ablehnend  verhalten  habe, 
beziehungsweise  habe  verhalten  müssen,  weil  die  Papiere  für  die  Volks- 
zählung im  vergangenen  Jahre,  als  die  Sache  an  das  Reichsamt  des 
Innern  herantrat,  schon  fertig  gedruckt  waren,  und  man  diese  Formulare 
nicht  noch  vermehren  und  die  Arbeit  der  Volkszähler  noch  mehr  ver- 
gröfsern  wollte.  Diese  Schwierigkeiten  haben  sich  herausgestellt,  und 
das  Reichsamt  des  Innern  hat  in  dieser  Beziehung  versagt.  Nun  wurde 
dem  Herrn  Kriegsminister  entgegengehalten,  dafs  cs  doch  auch  anders 
möglich  sein  miifste,  diese  Auskunft  zu  erhalten.  Und  zwar  wurde  auf 
die  Aushebung  hingewiesen,  bei  der  es  ja  möglich  sein  würde,  Auskunft 
zu  erlangen,  wenn  bezügliche  Schemata  genügend  vorbereitet  wären. 
Das  war  schliefslich  wohl  die  allgemeine  Meinung  in  der  Kommission. 
Die  Sache  selbst  brauche  ich  ja  nicht  mehr  zu  berühren.  Die  sogenannten 
Kathedersozialisten  haben  vom  angeblich  wissenschaftlichen  Standpunkt 
die  Sache  besprochen,  und  sie  haben  unter  anderem  behauptet,  dafs  die 
ländliche  Bevölkerung  nicht  ein  gröfseres  Verdienst  und  nicht  einen 
gröfseren  Anteil  habe  bei  der  Ergänzung  unseres  Heeres  durch  brauch- 
barere Kräfte  als  die  städtische  Bevölkerung.  Deswegen  ist  es  erwünscht. 
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Diese  Resolution  wurde  durch  Beschluis  des  ßundesrats 
vom  9.  Mai  1901  dem  Reichskanzler  überwiesen.  Es  ist  be- 
kannt, dafs  die  Regierung  ähnlichen  Anforderungen  jahrelang 
passiven  Widerstand  geleistet  hatte.  Die  wenig  präcise 
Fassung  der  Resolution  erleichterte  es  nun  dem  Reichskanzler 
auch  diesmal  sich  über  ihren  Inhalt  hinwegzusetzen.  Er  tat 
es  mit  der  dürren  Motivierung:  „Die  Veranstaltung  um- 
fassender Ermittelungen  während  der  Aushebungen  war  nicht 
ausführbar,  da  hierdurch  eine  unzulässige  Verlängerung  des 
Ersatzgeschäftes  herbeigeführt  worden  wäre.“')  Auch  von 
einer  Erfüllung  der  seit  Jahren  von  den  verschiedensten  Seiten 
erhobenen  weniger  weitgehenden  Forderung,  die  ohnehin  stets 
ermittelten  Angaben  über  Geburtsort,  Gewerbe  des  Militär- 
pflichtigen, Gewerbe  des  Vaters  usw.  von  einer  statistischen 
Centralstelle  verarbeiten  zu  lassen,  sah  er  ab.  Dem  Deutschen 

dafs  dies  mal  statistisch,  so  weit  es  überhaupt  statistisch  möglich  ist 
festgestellt  wird. 

Dieser  Wunsch  bestand  in  der  Kommission  auf  allen  Seiten.  Was 
dabei  herauskommen  wird,  können  wir  jetzt  noch  nicht  wissen.  Jeden- 
falls ist  die  Sache  in  die  Wege  geleitet  durch  die  Resolution,  welche 
der  Herr  Präsident  vorhin  schon  verlesen  hat  und  die  Sie  auf  Seite  15 
der  Drucksache  150  unter  a Anden.  Ich  habe  sie  Ihnen  namens  der  Kom- 
mission, welche  nach  Zurückziehung  anderer  Anträge  diese  Resolution 
einstimmig  annnhm,  gleichfalls  zur  Annahme  zu  empfehlen.“ 

Als  dann  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  die  Ergebnisse  der  Er- 
mittelungen noch  immer  nicht  veröffentlicht  worden  waren,  sagte  der 
Abgeordnete  Dr.  Oertel  in  der  Sitzung  vom  Z3.  Januar  1903  (vgl.  ebenda 
S.  7508): 

„ . . . Sehen  Sie  sich  um,  wie  unser  industrieller  Nachwuchs  aus- 
sieht im  Verhältnis  zum  ländlichen  Nachwuchs!  Das  ärmste  Landkind 
hat  viel  mehr  Fonds  körperlicher  Gesundheit  als  das  reichste  Stadtkind! 
Und  wo  bleibt  die  von  uns  so  vielfach  geforderte  Statistik  über  die 
Herkunft  und  Heimat  der  Rekruten?  Wir  sind  überzeugt:  wir  werden 
Ihnen  aus  dieser  Statistik  nachweisen  können,  dafs  die  deutsche  Wehr- 
kraft nur  dann  fest  und  sicher  bleibt,  wenn  die  deutsche  Landwirtschaft 
erhalten  wird.  Diese  Statistik  ist  uns  zugesagt  worden.  Hat  sie  wirk- 
lich so  viel  Schwierigkeiten  gemacht?  Ich  gehöre  nicht  zu  jenen,  die 
immer  mifstrauisch  sind;  manche  Leute  meinen,  man  habe  sie  nicht 
vorgelegt  vor  dem  Zolltarif.  So  weit  geht  mein  Mifstrauen  nicht;  ich 
möchte  aber,  dafs  man  endlich  einmal  diesen  Wunsch  des  Reichstags, 
der  sicherlich  nicht  kostspielig  und  nicht  schwierig  zu  erfüllen  ist,  erfülle.“ 

')  Aktenstücke  zu  den  Verhandlungen  des  Reichstages  1903  1905.  Nr.9. 
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Landwirtschaftsrat  gegenüber  entschuldigte  er  dies  mit  der 
Rücksicht  auf  „militärische  Interessen  ernster  Art.“  Eine 
ausgedehnte  Ersatzstatistik  sei  „sehr  geeignet,  fremden  Staaten 
einen  unerwünschten  Einblick  in  die  Verhältnisse  zu  gestatten, 
auf  welche  sich  die  Wehrkraft  gründet“1)  „Dagegen  erschien 
es  angängig,  dem  wesentlichen  Zwecke  der  Resolution  mittels 
einer  Erweiterung  der  in  die  Übersicht  über  die  Ergebnisse 
des  Heeres-Ergänzungsgeschäfts  (Muster  14  zu  § 79  der  Wehr- 
ordnung) aufzunehmendeu  Angaben  zu  entsprechen“2);  d.  h. 
die  lokalen  Behörden  wurden  angewiesen,  die  Ergebnisse  des 
Musterungsgeschäftes  ihres  Bezirkes  nicht  mehr  nur  sum- 
marisch, sondern  getrennt  für  die  auf  dem  Lande  und  die  in 
der  Stadt  geborenen  unter  Hervorhebung  der  in  der  Laud- 
oder  Forstwirtschaft  Beschäftigten  festzustellen.  Die  Ge- 
meindevorsteher wurden  dementsprechend  ermahnt,  bei  Ein- 
tragung von  „Stand  oder  Gewerbe“  des  Militärpflichtigen  in 
die  Rekrutierungsstammrolle  künftig  den  hauptsächlichen  oder 
alleinigen  Beruf  soweit  angängig,  genau  zu  bezeichnen: 

Dabei  ist  derjenige  Beruf  anzugeben,  welcher  seit  Verlassen  der 
Schule  die  längste  Zeit  hindurch  ausgeübt  wurde.  Wer  beispiels- 
weise mehrere  Jahre  hindurch  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt 
und  nur  das  letzte  Jahr  oder  die  letzten  Monate  als  Handwerks- 
geselle oder  Fabrikarbeiter  tätig  war,  ist  mit  der  ersteren,  nicht 
mit  der  letzteren  Beschäftigung  nachzuweisen. 

')  „Zu  «len  in  den  Beschlüssen  der  Plenarversammlung  vom  8. Februar 
d.  J.  enthaltenen  weiteren  Anregungen  glaube  ich  schon  jetzt  bemerken 
zu  sollen,  dafs  der  Veröffentlichung  einer  Ersatzstatistik  in  dem  ge- 
wünschten Umfange  militärische  Interessen  ernster  Art  entgegenstehen. 
Denn  eine  ausgedehnte  Ersatzstatistik  ist  sehr  geeignet,  fremden  Staaten 
einen  unerwünschten  Einblick  in  die  Verhältnisse  zu  gestatten,  auf 
welche  sich  die  Wehrkraft  gründet.  Diese  Erwägung  dürfte  auch  die 
französische  und  österreichische  Regierung  veranlafst  haben,  die  Ergeb- 
nisse ihres  Heeresergänzungsgeschäftes  nicht  mehr  in  demselben  Umfange 
zu  veröffentlichen,  wie  es  früher  geschehen  ist.  Die  Veröffentlichungen 
anderer  Staaten  (z.  B.  Rufsland)  gewähren  ebenfalls  keinen  weiteren 
Einblick  als  die  im  „Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich" 
mitgeteilten  Ergebnisse  des  Heeres-Ergänzungsgeschäftes  in  Deutschland. 
Überdies  darf  auch  die  Reichhaltigkeit  des  den  Militärbehörden  zur  Ver- 
fügung stehenden  Materials  nicht  überschätzt  werden,  (citiert  von  Carl 
Ballod  in  der  „Kreuzzeitung“  Nr.  158  vom  3.  April  1003.  Dort  unterzog 
auch  Ballod  den  Bescheid  des  Reichskanzlers  einer  beachtenswerten  Kritik.) 

*)  Aktenstücke  zu  den  Verhandlungen  des  Reichstages  1903/1905.  Nr.  0. 
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Die  Aufarbeitung  dieser  Augabeu  über  den  Beruf  und 
zugleich  derjenigen  über  den  Geburtsort  der  Militärpflichtigen 
wurde  den  Zivilvorsitzenden  der  Ersatzkommissionen  über- 
tragen. Sie  wurden  also  angewiesen,  die  bisher  summarisch 
gegebene  Übersicht  über  die  Ergebnisse  des  Ergänzungs- 
geschäftes  in  ihrem  Bezirke  für  das  Jahr  1902  nach  folgendem 
Schema  zu  gliedern: 


Auf  dem  Lande 
geboren. 

In  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  usw.  (Gruppe  1 
und  II  der  Klassifikation  der  Berufsarten)  be- 
schäftigt. 

Anderweit  beschäftigt. 

In  der  Stadt 
geboren. 

In  der  Land-  oder  Forstwirtschaft 
und  II  der  Klassifikation  der 
beschäftigt. 

usw.  (Gruppe  I 
Berufsarten)  be- 

Anderweit  beschäftigt. 

Zu  ihrer  Instruktion  dienten  die  folgenden  Bestimmungen: 

Die  bei  Ausfüllung  der  Spalten  zu  berücksichtigenden  Gruppen  I 
und  II  der  Klassifikation  der  Berufsarten  sind  folgende: 

I.  Landwirtschaft,  Gärtnerei  und  Tierzucht. 

1.  Landwirtschaft,  Zucht  landwirtschaftlicher  Nutztiere, 
Milchwirtschaft,  Molkerei,  Wein-,  Obst-,  Gemüse-,  Tabak- 
usw.  bau. 

2.  Kunst-  und  Handelsgärtnerei  einschliefslich  der  damit 
verbundenen  Blumen-  und  Kranzbiuderei,  Baumschulen. 

3.  Tierzucht  (Bienen,  Seidenraupen,  Fische,  Singvögel, 
Hunde  und  dergleichen)  ohne  die  Zucht  landwirtschaft- 
licher Nutztiere,  auch  zoologische  Gärten  und  Aquarien. 

II.  Forstwirtschaft  und  Fischerei. 

4.  Forstwirtschaft  und  Jagd. 

5.  Fischerei  auf  offener  See  und  an  den  Küsten. 

fi.  Fischerei  in  Binnengewässern. 

Die  Unterscheidung  der  Geburtsorte  nach  Stadt  und  Land  er- 
folgt in  der  Weise,  dafs  als  Land  die  Orte  mit  unter  2000,  als 
Stadt  die  Orte  mit  2000  und  mehr  Einwohnern  gelten.  Besonderer 
Ermittelungen  über  die  Einwohnerzahl  der  Orte  zur  Zeit  der  Ge- 
burt der  Wehrpflichtigen  bedarf  es  hierbei  nicht;  im  Zweifel  ist 
das  Ergebnis  der  letzten  Volkszählung  zugrunde  zu  legen. 
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Die  dergestalt  für  die  einzelnen  Ersatzbezirke  gewonnenen 
Zahlen  wurden  dann  innerhalb  der  Armeekorpsbezirke  addiert 
und  die  Summen  in  deu  Drucksachen  des  Reichstages  ver- 
öffentlicht. Die  Erhebung  wurde  erstmalig  für  das  Jahr  1902 
ausgeführt  und  dann  für  1903  wiederholt.  Auch  für  1904 
wurde  sie  in  der  gleichen  Weise  angeordnet. 

Ganz  abgesehen  von  dem  zu  engen  Rahmen  der  Unter- 
suchung, der  nur  Geburtsort  uud  Beruf  umfafste,  bleiben, 
selbst  wenn  man  sich  mit  der  blofsen  Scheidung  in  Orte  von 
weniger  und  von  mehr  als  2000  Eiuwohnern,  und  mit  der 
Zusammenwerfuug  von  Landwirtschaft,  Gärtnerei.  Tierzucht, 
Forstwirtschaft  und  Fischerei  einerseits  uud  allen  übrigen 
Beschäftigungen  andererseits  einverstanden  erklären  will,  noch 
immer  insbesondere  drei  grofse  Mängel  hervorzuheben: 

1.  Die  Anweisung,  dafs  derjenige  Beruf  einzutragen  sei, 
welcher  seit  Verlassen  der  Schule  die  längste  Zeit  hindurch 
ausgeübt  wurde,  bedingte  zweifellos  in  zahlreichen  Fällen  statt 
der  Feststellung  einer  Tatsache  die  Abgabe  einer  Schätzung, 
die  namentlich  bei  mehrfach  stattgehabtem  Berufwechsel 
wahrscheinlich  häufig  der  Wirklichkeit  nicht  entsprach.  Vor 
allem  aber  mufste  sie  die  Zahl  der  angeblich  in  der  Land- 
wirtschaft beschäftigten  Stellungspflichtigen  ungebührlich  er- 
höhen, da  ja  z.  B.  alle  erst  im  18.  Lebensjahre  von  der  Land- 
wirtschaft zur  Industrie  übergegangenen  Stellungspflichtigen 
als  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt  gezählt  werden  sollten.  ‘j 

2.  Die  Anweisung,  dafs  im  Zweifelfalle  das  Ergebnis  der 
letzten  Volkszählung  entscheiden  sollte,  ob  ein  Geburtsort  als 
Stadt  zu  rechnen  sei  oder  nicht,  mufste  dazu  führen,  dafs  ein 
und  derselbe  Ort,  der  zwischen  dem  Jahre  1882  und  1900  die 
Einwohnerzahl  von  2000  überschritt,  das  eine  mal  als  Stadt, 
das  andere  mal  als  Land  gezählt  wurde,  je  nachdem  der 
Zivilvorsitzende  der  Ersatzkomuiissiou  bezw.  sein  Schreiber 
über  die  Einwohnerzahl  dieses  Ortes  im  Zweifel  war  oder 

')  Die  künstliche  Erhöhung  der  Zahl  der  „landwirtschaftlich  be- 
schäftigten“ Stellungspilichtigcn  bei  Berücksichtigung  der  gesamten 
anstatt  der  zuletzt  ausgeübten  Beschäftigung  ergibt  sich  deutlich  aus 
einem  Vergleiche  der  verschiedenen  Besetzung  der  jugendlichen  Alters- 
klassen bei  den  männlichen  Erwerbstätigen  in  Landwirtschaft  einerseits 
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nicht.  Sie  mufste  vor  allem  die  Angabe  der  in  der  Stadt 
geborenen  Stellungspflichtigen  etwas  erhöhen.  Es  ist  unver- 
ständlich, warum  die  Beamten  nicht  einfach  angewiesen 
wurden,  durchweg  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  1880 
ihrer  Entscheidung  zu  Grunde  zu  legen. 

3.  Die  Aufarbeitung  der  Ergebnisse  durch  die  Zivilvor- 
sitzenden der  Ersatzkommissionen  war  ein  fundamentaler 
Fehler.  Derartige  immerhin  komplizierte  Auszählungen  aus 
so  wenig  handlichen  und  unübersichtlichen  Aufzeichnungen, 
wie  es  die  Rekrutierungsstammrollen  sind,  würden  die  ange- 
spannteste Aufmerksamkeit  selbst  eines  statistisch  geschulten 
Personals  erfordern.  Dai's  sie  von  ungeübten  Kräften  zuver- 
lässig ausgeführt  worden  seien,  liegt  aufser  dem  Bereiche  der 
Möglichkeit.  Immerhin  liegt  kein  Grund  vor,  anznnehmen, 
dafs  die  Ergebnisse  durch  diese  unzuverlässige  Bearbeitung 
nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  entstellt  worden  seien, 
während  dies  allerdings  für  die  beiden  ersten  Fehler  gilt. 
Aber  auch  die  Übertreibung  der  Zahl  landwirtschaftlicher 
bezw.  stadtgeborener  Stellungspflichtiger  dürfte  in  ihren  tat- 
sächlichen Wirkungen  nicht  allzuhoch  einzuschätzen  sein. 


und  den  übrigen  Berufen  andererseits  nach  den  Ergebnissen  der  Berufs- 
zählung vorn  14.  Juni  1895: 


1 in  Alter  von 

Landwirtschaft,  (Jftrt- 
mtroi  und  Tierzucht, 
Forstwirtschaft  und 
Fischerei. 

Cbritfc  Bcrnle  unter 
Ausschluß  von  Armee 
und  Marine 

Anteil  von  Land' 
Wirtschaft  usw. 

Absolut  Prozent 

Absolut 

Prozent 

Prozent 

unter  14  Jahr 

94 121 

1,70 

.35  316 

0,38 

72,72 

14  bis  16  * 

319  601 

5,77 

442  724 

4,74 

41,92 

16.18  „ 

324823 

5,86 

582  095 

6,23 

35,82 

18  „ 20  „ 

307039 

5,54 

«12  554 

0,56 

33,39 

über  20  Jahr 

4 494  051 

81,13 

7 (Mi3  277 

82,09 

36.97 

überhaupt 

5 539  538 

100,00  | 

| 9335  966 

100,00 

37,24 

So  konnte  es  auch  kommen,  dafs  während  nach  tlen  Ergebnissen 
des  bayerischen  Ersatzgeschäftes  für  1896  7 von  den  überhaupt  in  den 
Aushebungsbezirken  der  unmittelbaren  Städte  Untersuchten  tatsächlich 
nur  632  der  Land-  und  Forstwirtschaft  angehörten,  die  Zahl  im 
Jahre  1902  angeblich  nicht  weniger  als  1124  betnig. 
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Läfst  sich  also  auch  nicht  leugnen,  dals  die  vom  Reichs- 
kanzler angeordnete  Untersuchung  in  denkbar  unzweck- 
mäßiger Weise  ins  Werk  gesetzt  worden  war,  so  liefern  ihre 
Ergebnisse  doch  bei  Anpassung  an  die  unglückliche  Definition 
des  „landwirtschaftlichen“  und  „landgeborenen“  Militärpflich- 
tigen für  die  einzelnen  Korpsbezirke  und  das  Deutsche  Reich 
im  ganzen  eine  befriedigende  Antwort,  insbesondere  auf  die 
Fragen:  Wieviele  wurden  eingestellt: 

1.  Landgeborene? 

Stadtgeborene? 

Landwirtschaftlich  Beschäftigte? 

Anderweit  Beschäftigte? 

•2.  Unter  den  endgültig  abgefertigten  Landgeborenen? 

Unter  den  endgültig  abgefertigten  Stadtgeborenen? 

Unter  den  endgültig  abgefertigten  landwirtschaftlich 
Beschäftigten? 

Unter  den  endgültig  abgefertigteu  anderweit  Be- 
schäftigten? 

Abermals  war  es,  wie  schon  einmal  in  den  90er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts,  das  Verdienst  der  bayerischen  Re- 
gierung, auf  Anregungen  aus  dem  Landtage  hin1)  in  ihren 
Ermittelungen  und  daun  auch  in  der  Veröffentlichung  der  Er- 
gebnisse weit  über  den  Rahmen  der  vom  Reiche  vorge- 
schriebenen  Mitteilungen  hinauszugehen. 

Bei  den  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten 
des  bayerischen  Landtags  über  den  Hauptetat  der  Militär- 
verwaltung des  Königreichs  Bayern  für  das  Rechnungsjahr  1901 
war  nämlich  nach  eingehenden  Beratungen  am  7.  November 
1901  beschlossen  worden: 

.Es  sei  an  das  k.  Kriegsiniuisterium  die  Bitte  zu  stellen, 
eine  Statistik  darüber  zu  veranlassen,  welchen  einzelnen  Berufs- 
stünden der  Bevölkerung  die  bei  der  alljährlichen  Aushebung  als 
uiilitärdiensttauglich  oder  als  untauglich  Befundenen,  sowie 
deren  Eltern  angehören  und  diese  Statistik  nach  den 
einzelnen  Ver waltu ngsbezirken  (B ezirksümtern)  auszu- 
scheiden.“3) 


*)  Vgl.  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  baye 
rischen  Kammer  der  Abgeordneten.  VI.  Band.  S.  513,  524,  529 f.,  533—544. 

s)  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  bayerischen 
Kammer  der  Abgeordneten.  VI.  Band,  S.  544.  Auch  im  bayerischen 
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Die  Kammer  der  Reichsräte  stimmte  diesem  Beschlüsse 
in  ihrer  Sitzung  vom  14.  Dezember  1901  zu. 

Die  Aufarbeitung  geschah  im  Zusammenhang  mit  der 
ohnehin  vom  Reiche  für  das  Jahr  1902  angeordneten  Aus- 
zählung. Ergänzungsweise  wurde  „angeordnet,  dafs  als  Beruf 
der  Eltern  (des  Vaters)  die  hauptberufliche  Beschäftigung  zu 
gelten  habe.  Hatte  diese  Beschäftigung  seit  der  Geburt  des 
Gestellungspflichtigen  gewechselt,  so  war,  soweit  tunlich,  die- 
jenige Hauptbeschäftigung,  welche  die  längste  Zeit  ausgeübt 
wurde,  und  im  Zweifel  die  derzeitige  Hauptbeschäftigung 
anzugeben.“ 

Die  Ergebnisse  wurden  der  Resolution  entsprechend  nicht 
nur  nach  Armeekorpsbezirken,  sondern  nach  den  einzelnen 
Anshebungsbezirken  veröffentlicht. 

Die  bayerische  Publikation  gibt  also  noch  über  die  beiden 
oben  erwähnten  Fragen  hinaus  weiter  Auskunft,  insbesondere 
darüber:  Wieviele  wurden  eingestellt: 

Landtage  gingen  die  Antragsteller  von  derselben  agrarischen  Tendenz 
wie  im  Reichstage  aus.  Der  Abgeordnete  Prieger,  der  Urheber  des 
ursprünglichen  Antrages,  der  nur  die  Frage  nach  dem  Berufe  der 
Eltern  verlangte,  motivierte  dies  folgenderniafsen: 

.Meine  Herren!  Der  Antrag,  den  ich  mir  erlaubt  habe,  dem  hohen 
Hause  vorzulegen,  ist  eigentlich  ein  alter  Bekannter  von  ihm;  denn  er 
lautet  fast  wörtlich  so  wie  derjenige,  den  der  Herr  Kollege  Lerno  am 
29.  November  1895  hier  eingebracht  hat.  Wenn  ich  nun  wiederum  die- 
selbe Materie  behandle,  wie  damals  der  Herr  Kollege  Lerno,  so  ist  der 
Grund  für  mich  mafsgebend  gewesen,  dafs  aus  der  Statistik,  die  auf 
Grund  des  damaligen  Antrages  des  Herrn  Kollegen  Lerno  gemacht 
worden  ist  von  Seite  des  Kriegsministeriums,  ein  Resultat  heraus- 
gekommen ist,  welches  weder  ich  noch  wahrscheinlich  auch  viele  von 
den  verehrten  Herren  Kollegen  anerkennen  können  .... 

Meine  Herren!  Nach  dieser  Statistik  kommt  das  interessante 
Resultat  heraus,  dafs  Handel  und . Industrie  zusammen  15  Prozent 
mehr  taugliche  Rekruten  geliefert  haben,  als  die  Landwirtschaft.  Dieses 
Resultat  der  Statistik  hat  mich  sehr  stutzig  gemacht,  denn  ich  sagte 
mir,  die  Anschauungen  in  vielen  Kreisen  laufen  dem  absolut  entgegen, 
und  die  Erfahrungen,  die  ich  selbst,  als  ich  noch  die  Ehre  hatte,  aktiv 
zu  dienen,  auf  diesem  Gebiete  gemacht  habe,  waren  auch  absolut 
andere  ....  Nun,  meine  Herren,  als  ich  die  Statistik  des  Kriegs- 
ministeriums durchgelesen  hatte,  wurde  mir  klar,  dafs  die  Fragestellung 
eine  andere  werden  müsse,  denn  man  mufs  bei  den  Rekruten,  bei  den 
tauglichen  und  untauglichen,  nicht  fragen,  welchem  Berufe  gehört  der 
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3.  Auf  dem  Laude? 

In  der  Stadt? 

Von  landwirtschaftlich  beschäftigten  Eltern  Ab- 
stammende? 

Von  anderweitig  beschäftigten  Eltern  Abstammende? 

4.  Unter  den  auf  dem  Lande  endgültig  Abgefertigten? 

Unter  den  in  der  Stadt  endgültig  Abgefertigten? 

Unter  den  endgültig  abgefertigten  von  landwirtschaft- 
lich beschäftigten  Eltern  Abstammenden? 

Unter  den  endgültig  abgefertigten  von  anderweitig  be- 
schäftigten Eltern  Abstammenden? 

Bevor  wir  nun  den  Antworten  näher  treten,  die  diese 
neuesten  amtlichen  Erhebungen  auf  die  am  heifsesten  um- 

Rekrut  an.  sondern  welches  ist  der  Beruf  der  Eltern,  (Abgeordneter 
von  Vollmar:  Grofseltern!)  die  den  Rekruten  erzeugt  und  grofsgezogen 
haben;  denn  die  Eltern  stellen  den  Rekruten  hin.  (Sehr  richtig!)  . . . 
Nun  stehen  aber  ich  und  meine  Freunde  auf  dem  Standpunkt,  dafs  die 
nur  in  einem  landwirtschaftlichen  Gewerbe  Grofsgezogeneu  oder  solche, 
die  in  Gewerben  grofsgezogen  sind,  bei  denen  in  irgend  einer  Form 
noch  nebenbei  Landwirtschaft  getrieben  wird,  dafs  diese  die  meisten 
Militärtauglichen  liefern  und  zwar  prozentual  zur  Anzahl  ihrer  Ange- 
hörigen. Ich  will  damit  Industrie  und  Handel  durchaus  keinen  Vorwurf 
machen,  meine  Herren,  aber  ich  habe  immer  geglaubt  und  habe  heute 
noch  die  Ansicht,  dafs  dem  nun  einmal  so  ist.  Und  ich  meine,  es  müfste 
eben  doch  in  einer  amtlichen  Statistik  klar  zum  Ausdruck  kommen,  wo- 
her wir  eigentlich  das  kriegsbrauchbare  und  diensttaugliche  Rekruten- 
material bekommen,  denn  daran  hat  das  Land  doch  ein  grofses  Interesse 
(ebenda  S.  529  f.). 

Vgl.  hierzu  insbesondere  die  Entgegnung  des  Abgeordneten  Müller 
(München  I):  ....  Der  Herr  Abgeordnete  Prieger  hat  dann  weiter  den 
sehr  wenig  einwandfreien  Ausspruch  getan:  Wir  stehen  auf  dem  Stand- 
punkte, dafs  die  ländliche  und  die  gemischtländliche  Bevölkerung  mehr 
Militärtaugliche  liefert,  und  darüber  soll  auch  die  Statistik  den  Nach- 
weis liefern.  Er  verlangt  also  direkt  eine  tendenziöse  Statistik, 
eine  Statistik  in  dem  Sinne,  den  seine  Ausführungen  hier  getragen 
haben,  und  da  die  bisherige  Berufszählung  der  Ausgehobenen  diese 
Tendenz  nicht  gehabt  hat,  glaubt  er,  wenn  er  auf  die  Eltern  zurück- 
greift, ein  Resultat  zu  erzielen,  das  dem  Willen  der  Herren  auf  der 
rechten  Seite  entspricht.  Wenn  die  Berufsstatistik  der  Eltern  dieses 
Resultat  nicht  gibt,  wird  man  vielleicht  in  der  nächsten  Session  eine 
Berufsstatistik  der  Grofseltern  verlangen.  Wir  aber  unsererseits 
müssen  uns  gegen  eine  derartig  tendenziöse  und  aller  wissenschaft- 
lichen Sachlichkeit  spottende  Methode  verwahren  . . ."  (ebenda  S.  535). 
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strittenen  Frageu  geben,  wollen  wir  nns  noch  • einmal  kurz 
vergegenwärtigen,  welches  der  Stand  der  Meinungen  vor  Ver- 
öffentlichung dieser  Ergebnisse  war1). 

In  der  ersten  Hälfte  der  90er  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts herrschte  die  Ansicht  vor,  dal's  von  je  100  unter- 
suchten ländlichen  oder  ackerbautreibenden  Wehrpflichtigen 
drei  bis  viermal  so  viel  für  inilitärtauglich  erachtet  würden 
als  unter  je  100  städtischen  oder  industriellen  gemusterten 
Personen,  dal's  die  relative  Wehrfähigkeit  der  ländlichen, 
ackerbautreibenden  Bezirke  drei  bis  viermal  so  grofs  sei  als 
die  der  städtischen  industriereichen.  Den  prägnantesten  Aus- 
druck fand  diese  Überzeugung  in  der  Behauptung,  „dal's 
durchschnittlich  bei  der  rein  ländlichen  Bevölkerung  90  vom 
Hundert  der  vorgestellten  Wehrpflichtigen  waffenfähig  sind, 
während  bei  einer  überwiegend  industriellen  Bevölkerung  nur 
25  vom  Hundert  der  Vorgestellten  als  waffenfähig  gelten 
konnten“.  Diese  Ansicht  blieb  längere  Zeit  unwidersprochen. 
Bestritten  wurde  sie  erst  im  Herbst  1897:  von  Brentano  in 
mehreren  Aufsätzen  in  der  „Nation“,  von  mir  in  meiner 
Schrift  „Der  Zug  nach  der  Stadt“.  Brentano  erklärte  damals 
auf  Grund  seiner  Untersuchungen:  „Die  Tatsache,  dals  die 
Zahl  der  Tauglichen  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Wehrpflich- 
tigen in  den  überwiegend  agrarischen  Gegenden  gröi'ser  als 
in  den  übrigen  ist,  ist  von  mir  mit  keinem  Worte  bestritten 
worden.  Ich  habe  sie  anerkannt.  Ich  habe  nur  hervor- 
gehoben, dal's  die  Angaben,  die  diesbezüglich  gemacht  zu 
werden  pflegen,  sehr  übertrieben  sind.“  Die  Ergebnisse  meiner 
eignen  Untersuchungen  fal'ste  ich  später  dahin  zusammen: 
„Wir  haben  gesehen,  dal's  eine  erheblich  höhere  Tauglichkeit 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  nicht  nachgewiesen 
werden  konnte.  Im  grofsen  und  ganzen  erscheint  allerdings 
eine  etwas  ungünstigere  Stellung  der  Industriebevölkerung  in 
ihrem  Durchschnitt  wahrscheinlich.  Im  einzelnen  finden  sich 
die  Maximal-  und  Minimalanteile  der  Tauglichen  sowohl  bei 
überwiegend  landwirtschaftlichen  als  auch  bei  vorherrschend 
industriellen  Gebieten.“ 

*)  Die  wichtigsten  Äulserungen  sind  in  Iteilnge  If  wörtlich  wieder- 
"egeben. 
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Nur  winzig  war  der  Kreis  von  Personen,  die  sich  diesen 
Ausführungen  anschlossen.  Einige  erkannten  aber  wenigstens 
an,  dafs  die  früher  ausgesprochenen  Behauptungen  übertrieben 
gewesen  seien.  Bie  überwiegende  Mehrheit  hielt  jedoch  an 
der  Ansicht  fest,  dal's  der  Unterschied  in  der  relativen  Wehr- 
fähigkeit sehr  erheblich  sei,  und  es  fehlte  auch  keineswegs 
an  Stimmen,  die  direkt  die  zu  Anfang  der  90er  Jahre  vor- 
herrschende Meinung  als  die  richtige  bezeichneten.  So  er- 
schien im  Sommer  1898  in  Schmollers  Jahrbuch  ein  Artikel, 
in  dem  ausdrücklich  erklärt  wurde:  „Die  Ansicht,  dafs  die 
rein  landwirtschaftliche  Bevölkerung  dreimal  so  viel  Waffen- 
fähige liefert  wie  die  rein  industrielle,  ist  durchaus  be- 
gründet;“ und  noch  in  der  neuesten  Auflage  von  Röschere 
Agrarpolitik  wurde  das  eingangs  erwähnte  Zahlen  Verhältnis 
wiedergegeben. 

Welches  waren  demgegenüber  die  Ergebnisse  der  Er- 
hebungen des  Reiches2)? 

Von  je  1000  endgültig  abgefertigten  auf  dem 
Lande  Geborenen  wurden  im  Jahre  1902:  585,  im  Jahre 
1903:  575  eingestellt,  von  je  1000  endgültig  abge- 
fertigten in  der  Stadt  Geborenen  im  Jahre  1902:  540, 
im  Jahre  1903:  522. 

Von  je  1000  endgültig  abgefertigten  landwirt- 
schaftlich Beschäftigten  wurden  im  Jahre  1902:  586, 
im  Jahre  1903:  574  eingestellt,  von  je  1000  endgültig 
abgefertigten  anderweit  Beschäftigten  im  Jahre  1902: 
560,  im  Jahre  1903:  545. 

Der  Unterschied  zwischen  der  Tauglichkeit  der  Land- 
geborenen und  der  Stadtgeborenen  betrug  also  etwa  '/io>  der 
Unterschied  in  der  Wehrfähigkeit  der  landwirtschaftlich  und 
der  anderweit  Beschäftigten  etwa  ll2a.  Die  Behauptung  einer 
grofsen  bis  auf  200  % und  mehr  bemessenen  Überlegenheit 
der  ländlichen  oder  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  wird 
damit  schlagend  widerlegt,  die  Ansicht  derer,  die  eine  gröfsere 
Wehrfähigkeit  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  für  wahr- 
scheinlich, aber  für  nicht  erheblich  erklärten,  wird  voll  und 

-')  I tu  einzelnen  sind  die  Ergebnisse  in  Beilage  III  wiedergegeben. 
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Ranz  bekräftigt.  Und  auch  im  einzelnen  erwies  sich  die 
Überzeugung  derjenigen  als  zutreffend,  welche  sieb  nicht  der 
landläufigen  Ansicht  beugten,  und  sich  nicht  in  den  Netzen 
pseudostatistischer  Beweisführungen  fangen  liefsen,  sondern 
wunschlos  das  vorhandene  karge  Material  nach  wissenschaft- 
lichen Grundsätzen  bearbeiteten  und  in  Zweifelfallen  offen  ein 
non  liquet  ausspracheu,  unbekümmert  darum,  dafs  die  Anders- 
denkenden immer  und  immer  wieder  das  Fehlen  eines  posi- 
tiven Beweises  des  Gegenteils  als  Argument  für  ihre  eignen 
Ansichten  in  Anspruch  nahmen. 

So  hatte  der  ausgezeichnete  Bearbeiter  der  württembergi- 
schen  Untersuchung,  Sanitätsrat  Elben,  sein  Ergebnis  dahin 
zusammengefal’st:  „Dem  Beruf  der  Gemusterten  selbst  konnten 
wir  wenig  Einfluls  auf  dessen  militärische  Tüchtigkeit  zur 
Zeit  der  Musterung  beimessen.  Die  vorwiegend  landwirt- 
schaftlichen Gegenden  stellen  keinen  grölseren  Prozentsatz 
tauglicher  Mannschaften  als  die  industriellen;  vereinzelte  Er- 
scheinungen sprechen  eher  für  das  Gegenteil,  doch  ist  ein 
strikter  Beweis  hierfür  bei  Vergleichung  sämtlicher  Landes- 
teile nicht  erbracht.“  Auch  Elbens  Ausführungen  hatten  an- 
gesichts des  Fehlens  eines  strikten  Beweises  das  Schicksal, 
von  den  Vertretern  der  gegenseitigen  Ansicht  als  belanglos 
erachtet  zu  werden.  Nun,  der  strikte  Beweis  ist  jetzt  er- 
bracht: Von  je  1000  endgültig  abgefertigten  landwirtschaft- 
lich Beschäftigten  wurden  im  Königreich  Württemberg  ein- 
gestellt im  Jahre  1902:  542,  im  Jahre  1903:  530;  hingegen 
von  je  1000  anderweit  Beschäftigten  im  Jahre  1902:  585,  im 
Jahre  1903:  559. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  man  beispielsweise  von  einem 
hohen  Prozentsatz  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Ge- 
brechen als  untauglich  ausgemusterter  Dienstpflichtiger  im 
VII.  und  VIII.  Armeekorpsbezirk  (Rheinland- Westfalen)  ge- 
sprochen und  dies  ohne  den  Schatten  eines  Beweises  „als 
Beleg  dafür  . . . herangezogen  . . .,  wie  sehr  die  grofsen 
Städte  an  der  Menschenkraft  zehren,  wie  sehr  sie  darauf  an- 
gewiesen sind,  vom  Lande  neuen,  kräftigen  Nachwuchs  zu 
holen.“  ')  Tatsächlich  hat  sich  nun  herausgestellt,  dafs  im  VII. 

Vgl.  Dix,  Die  Völkerwanderung  von  1900,  S.  36. 


Digitized  by  Google 


19 


und  VIII.  Armeekorpsbezirk  unter  deu  auf  dem  Lande  ge- 
borenen Wehrpflichtigen  mehr  Personen  als  untauglich  aus- 
gemustert wurden  als  unter  den  in  der  Stadt  Geborenen.  Der 
Anteil  betrug  nämlich  im  Jahre  1902  für  die  Landgeborenen: 
74°/ooi  für  die  Stadtgeboreneu  70  %o>  im  Jahre  1903:  97  u/oo 
bezw.  86°/oo- 

Soviel  über  die  relative  Wehrfähigkeit  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung.  Bis  in  die  zweite  Hälfte  der  90er  Jahre 
hatte  man  der  absoluten  Wehrkraft,  der  absoluten  Zahl  der 
von  der  Landwirtschaft  im  Vergleich  zu  den  übrigen  Erwerbs- 
zweigeu  gestellten  Mannschaften  nur  wenig  Beachtung  ge- 
schenkt. Brentano  war  es,  der  zuerst  mit  Nachdruck  die 
Anschauung  vertrat,  die  Frage,  ob  Landwirtschaft  oder  In- 
dustrie treibende  Bezirke  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  oder 
zu  den  Musterungspflichtigen  eine  greisere  Zahl  von  Militär- 
tauglichen liefert,  sei  nur  von  untergeordneter  Bedeutung. 
Die  Hauptfrage  sei: 

„Gefährdet  die  Entwickelung  Deutschlands  vom  über- 
wiegenden Agrarstaate  zum  überwiegenden  Industriestaat  die 
Wehrfähigkeit  des  Deutschen  Reiches?“ 

Und  diese  Frage  lasse  sich  nur  durch  eine  Untersuchung 
der  absoluten  Zahlen  beantworten.  Das  Ergebnis  dieser 
Untersuchung  fafste  er  dann  dahin  zusammen:  „Die  deutsche 
Armee  und  Marine  rekrutieren  sich  also  heute  zu  mehr  als 
zwei  Drittel  nicht  aus  überwiegend  agrarischen,  sondern  aus 
überwiegend  Industrie  und  Handel  treibenden  Distrikten.“ 
Auch  diese  Behauptung  Brentanos  fand  wenig  Anklang.  Sie 
wurde  für  stark  übertrieben  erachtet.  Immerhin  gaben  die 
Mehrzahl  der  Gegner  Brentanos  zu,  dafs  gegenwärtig  etwas 
weniger  als  die  Hälfte  der  ausgehobenen  Mannschaften  vor 
ihrer  Einstellung  in  das  Heer  einen  landwirtschaftlichen  Beruf 
ausübe.  Aber  es  fehlte  auch  nicht  an  solchen,  die  viel  weiter 
gingen.  Im  Sommer  1898  erschien  in  den  „Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik“  ein  Aufsatz,  in  dem  angeb- 
lich nachgewiesen  wurde,  „dafs  . . . Deutschland  den  gröfsten 
Teil  seiner  Wehrkraft  aus  agrarischen  Distrikten  bezieht“. 
Und  ein  bekannter  Dozent  der  Statistik  — gegenwärtig  Mit- 
glied des  Königlich  preufsischen  statistischen  Bureaus  — er- 
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klärte  es  nach  seinen  Untersuchungen  für  zweifellos,  dafs  die 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  noch  heute  mehr  Eingestellte 
liefere  als  die  gesamte  übrige  Bevölkerung  zusammen- 
genoinmen.  Ihr  Anteil  betrage  „vielleicht  00  % oder  mehr. 
Gewifs  wäre  es  ja  erwünscht“,  meinte  er,  „wenn  genaue  Er- 
hebungen über  Herkunft  und  Beruf  der  Rekruten  augestellt 
würden,  um  die  Frage  endgültig  zu  entscheiden,  mit  absoluter 
Sicherheit  läfst  sich  eben  die  Anzahl  der  Rekruten,  die  die 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  einerseits  und  jene  die  die 
industrielle  geliefert  hat,  nicht  feststellen.  Wer  jedoch  über- 
haupt einen  Begriff  von  Wahrscheinlichkeitsrechnung  und 
Statistik  hat,  wird  sich  sagen  müssen,  dafs  schon  die  vor- 
handenen Daten  ausreichen,  um  jeden  Zweifel  nicht  nur  über 
die  höhere  relative,  sondern  auch  die  höhere  absolute 
Wehrfähigkeit  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  auszu- 
schliefsen.“ 

Und  was  war  das  Ergebnis  der  Erhebung  des  Reiches? 
Von  den  eingestellten  Mannschaften  waren  in  beiden  Jahren, 
1902  und  1903,  weniger  als  ein  Drittel  — genau  29,4  bezw. 
31,3#  — vor  ihrer  Einstellung  landwirtschaftlich  tätig,  hin- 
gegen mehr  als  zwei  Drittel  — genau  70,6  bezw.  08,7  % 
anderweit  beschäftigt.  Wenn  ich  nun  noch  hinzufüge,  dafs 
nur  in  zweien  von  den  22  deutschen  Armeekorps  die  Mehr- 
heit der  Eingestellten  landwirtschaftlich  beschäftigt  war  und 
in  keinem  der  beiden  Jahre  auch  nur  in  einem  einzigen 
Armeekorps  der  Anteil  landwirtschaftlicher  Rekruten  au  60  % 
heranreichte,  so  können  wir  wohl  diesen  Punkt  verlassen, 
jedoch  nicht  ohne  unserer  Verwunderung  darüber  Ausdruck 
zu  geben,  dafs  wir,  ohne  „überhaupt  einen  Begriff  von  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung und  Statistik“  zu  haben,  die  Wahrheit 
— erraten  hatten. 

Von  Beginn  der  Diskussion  an  war  von  allen  Seiten  an- 
erkannt worden,  dafs  es  von  gröfster  Wichtigkeit  sein  würde, 
die  Mannschaften  nicht  nur  nach  ihrem  eigenen  Berufe,  sondern 
auch  nach  dem  ihrer  Eltern  zu  gliedern.  Leider  hat  es,  wie 
gezeigt,  der  Reichskanzler  versäumt,  die  Zusammenstellung 
des  hierüber  vorhandenen  Materials  anzuordneu,  eine  Lücke, 
die  wenigstens  für  Bayern  ausgefüllt  worden  ist.  Im  allge- 
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meinen  herrschte  nun  bisher  die  Ansicht,  dafs  wohl  die  Mehr- 
heit der  deutschen  Rekruten  von  landwirtschaftlich  beschäf- 
tigten Eltern  abstamme.  Auch  diese  Anschauung  ist  durch 
die  neuesten  amtlichen  Veröffentlichungen ')  stark  erschüttert 
worden.  Im  Jahre  1902  stammten  von  den  in  Bayern  ein- 
gestellten Mannschaften  nur  46,0  %,  also  die  Minderheit  von 
landwirtschaftlich  beschäftigten  Eltern  ab  und  54,0  % oder 
die  Mehrheit  von  anderweit  Beschäftigten.  Und  dabei  waren 
in  Bayern  von  den  Rekruten  selbst  36,8  % landwirtschaftlich 
beschäftigt  gegenüber  nur  29,4  % im  Durchschnitt  des  Reiches. 
Von  besonderem  Interesse  ist  es  nun  noch,  den  geringen 
Unterschied  in  der  Tauglichkeit  der  von  landwirtschaftlich 
und  anderweit  beschäftigten  Eltern  Abstammenden  festzu- 
stellen. Von  je  1000  endgültig  Abgefertigten,  die  von  land- 
wirtschaftlichen Eltern  stammten,  wurden  eingestellt  561, 
von  je  1000,  die  von  anderweit  beschäftigten  Eltern  ab- 
stammten 548. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  neuesten  amtlichen  Er- 
hebungen kurz  zusammen: 

Von  den  in  das  deutsche  Heer  eingestellten 
Mannschaften  sind  weniger  als  ein  Drittel  landwirt- 
schaftlich beschäftigt. 

Von  den  in  das  bayerische  Heer  eingestellten 
Maunschaften  stammen  weniger  als  die  Hälfte  von 
landwirtschaftlich  beschäftigten  Eltern  ab. 

Der  Unterschied  in  der  Tauglichkeit  der  land- 
geborenen und  stadtgeborenen,  der  landwirtschaft- 
lich und  der  anderweit  beschäftigten,  der  von  land- 
wirtschaftlich und  von  anderweit  beschäftigten 
Eltern  abstammenden  Musterungspflichtigen  ist 
nicht  erheblich.  Er  schwankt  im  Durchschnitt 
zwischen  2 und  10  %. 

Die  Landwirtschaft  ist  gegenwärtig  nicht  mehr 
die  wichtigste  Grundlage  der  deutschen  Wehrkraft. 

Wird  damit  der  Streit  hierüber  aus  der  Politik  ver- 
schwinden? Ich  glaube,  nein.  Einmal  gibt  es  und  wird  es 

')  Vgl.  die  Ergebnisse  in  Ueilage  III. 
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wohl  noch  lange  Menschen  geben,  die  versuchen  werden  selbst 
aus  diesen  Zahlen  eine  Bastätigung  für  die  mit  den  Tatsachen 
unvereinbare  Überzeugung  herauszulesen,  in  die  sie  sich  aus 
ideellen  oder  materiellen  Motiven  hineingeliebt  haben.  Hier- 
für ein  Beispiel:  Wenn  ein  Berliner  Dozent  der  National- 
ökonomie im  Jahre  1903  in  einem  Lehrbuch  der  Agrarpolitik 
schreibt:  „Die  glaubwürdigsten  Schätzungen  ergeben,  dafs 
das  deutsche  Heer  fast  noch  zur  Hälfte  aus  Männern  besteht, 
die  zur  Zeit  ihrer  Einstellung  dem  landwirtschaftlichen  Be- 
rufe angehörten“,  und  im  gleichen  Jahre  der  Generalsekretär 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrates  nach  Bekanntgabe  der 
Zahlen  der  Reichserhebung  unter  Anführung  eben  dieser 
Zahlen  in  einer  dem  Landwirtschaftsrat  überreichten  Denk- 
schrift erklärt:  „Im  grofsen  und  ganzen  bestätigt  also  die 
Erhebung  das,  was  bisher  zu  gunsten  der  vom  Lande  stam- 
menden und  speziell  der  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten 
Personen  allgemein  angenommen  wurde“,  so  liegt  die  An- 
nahme nahe,  dafs  der  Generalsekretär  der  Interessenten- 
vereinignng  die  Äufserung  des  Mannes  der  Wissenschaft  nicht 
kannte.  Wenn  dann  eben  dieser  Generalsekretär  zum  Beweise 
seiner  Ansicht  fortfährt:  „So  sinkt  z.  B.  im  III.  Armeekorps, 
das  die  Provinz  Brandenburg  mit  Berlin  umfafst,  die  Taug- 
lichkeit der  in  der  Stadt  geborenen  Bevölkerung  auf  41 
während  die  Tauglichkeit  der  dort  auf  dem  Laude  geborenen 
Bevölkerung  61  % beträgt“  und  in  der  gleichen  Denkschrift 
jener  Dozent  der  Nationalökonomie  die  amtlichen  Zahlen 
wiedergibt,  aus  denen  hervorgeht,  dafs  im  III.  Armeekorps 
der  Anteil  der  Tauglichen  unter  den  Stadtgeborenen  nicht 
41^,  sondern  44%,  uuter  deu  Landgeborenen  nicht  61%, 
sondern  55  % betrug,  so  wird  man  abermals  anzunehmen 
bereit  sein,  dafs  die  beiden  Mitarbeiter  ihre  Untersuchungen 
gegenseitig  nicht  kannten.  Wenn  aber  der  Dozent  der 
Nationalökonomie  und  der  Generalsekretär  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrats  ein  und  dieselbe  Person  sind,  so  wird 
man  sich  füglich  über  eine  solche  Vielseitigkeit  wundern 
dürfen.  Aber  auf  eine  Bekehrung  dieses  vorurteilslosen 
„Landesverteidigers“  und  seiner  Gefolgschaft  wird  man 
schwer  rechnen  können. 
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Neben  diesen  Unheilbaren  gibt  und  wird  es  aber  noch 
lange  solche  geben,  diu  zwar  die  Zahlen  der  Erhebungen  des 
Reiches  zu  lesen  verstehen,  aber  ihre  zwingende  Beweiskraft 
verkennen  und  eine  abwartende  Stellung  einnehmen,  indem 
sie  neue  Erhebungen  verlangen,  von  deren  Ergebnissen  sie 
erhoffen,  dafs  sie  ihnen  zweckdienlicher  ausfallen  werden. 
Diese  Gruppe  von  Leuten  charakterisierte  der  Abgeordnete 
Miiller-München  I im  Bayerischen  Landtage  dahin,  dafs  da 
die  Auszählung  der  Ausgehobenen  nach  dem  eiguen  Berufe 
nicht  das  gewünschte  Resultat  ergeben  habe,  man  glaube, 
wenn  mau  „auf  die  Eltern  zurückgreift,  ein  Resultat  zu  er- 
zielen, das  dem  Willen  der  Herren  auf  der  rechten  Seite  ent- 
spricht. Wenn  die  Berufsstatistik  der  Eltern  dieses  Resultat 
uicht  gibt,  wird  man  vielleicht  in  der  nächsten  Session  eine 
Berufsstatistik  der  Grofseltern  verlangen.“ 

Werden  endlich  diejenigen,  die  ihre  frühere  Auffassung 
als  unrichtig  erkannt  haben,  das  Argument  von  der  aufser- 
ordentlicheu  Bedeutung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
für  die  Wehrkraft  des  Deutschen  Reiches  aus  der  politischen 
Diskussion  ausscheiden?  Man  sollte  es  annehmen.  Wenig- 
stens versicherte  der  Freiherr  von  Cetto-Reichertshausen  am 
9.  Februar  1902  in  der  Plenarversammlung  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrates : 

„Haben  nun  diese  Herren  recht“  sc.  „die  ....  versuchen, 
nachzuweisen,  dafs  jetzt  bereits  die  Mehrzahl  der  Wehrfähigen 
nicht  mehr  vom  Lande  und  der  Landwirtschaft,  sondern  viel- 
mehr aus  den  Städten  und  aus  den  Kreisen  der  Industrie  und 
des  Handels,  mit  einem  Wort  aus  nichtlandwirtschattlicheu 
Berufskreisen  stammt.  . . .“,  „so  ergibt  sich  für  uns  die  Not- 
wendigkeit, anzuerkenneu,  dafs  die  Bedeutung  des  landwirt- 
schaftlichen Berufslebens  für  Staat  und  Volk  bisher  zu  hoch 
eingeschätzt  worden  ist,  und  dafs  unsere  wiederholten  For- 
derungen des  Schutzes  der  Landwirtschaft  im  Interesse  der 
Welmähigkeit  des  Reichs  unbegründet  und  übertrieben  sind.“ 

Nun,  die  Erhebungen  des  Reiches  haben  tatsächlich  er- 
geben, dafs  diese  Herren  recht  hatten,  die  versuchten  „nach- 
zuweisen, dafs  jetzt  bereits  die  Mehrzahl  der  Wehrfähigen  . . . 
aus  nichtlandwirtschaftlichen  Berufskreisen  stammt.“ 
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Und  welchen  Schlafs  zog  hieraus  der  Freiherr  von  Cetto? 
Im  Februar  1904  erklärte  er  in  der  32.  Plenarversammlung 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrates: 

„Meine  Herren,  das  ist  ja  das  Bedenkliche,  das  in  der 
Entvölkerung  des  platten  Landes  liegt,  das  überhaupt  die 
Erwerbsverhältnisse  auf  dem  platten  Lande  schwieriger  ge- 
worden sind,  dafs  die  Rentabilität  des  ländlichen  Gewerbes 
und  damit  der  materielle  Wohlstand  der  Landbevölkerung 
zurückgegangen  ist.  Und  das  wollen  wir  doch  nicht  leugnen: 
die  Folge  all  dieser  Schwierigkeiten  ist,  dafs  die  Ernährung, 
die  Lebenshaltung  namentlich  der  heranwachsenden  Jugend  auf 
dem  Lande  heute  bereits  entschieden  schlechter  geworden  ist, 
als  es  früher  war.  Meine  Herren,  wenn  ich  also  die  letzten 
Konsequenzen  aus  der  uns  vorgelegten  Statistik  vom  agrarischen 
Standpunkt  aus  ziehe,  so  ist  es  eine  vollkommene  Berechti- 
gung unserer  ländlichen  Bevölkerung,  zu  verlangen,  dafs  für 
den  Schutz  der  landwirtschaftlichen  Produktion,  für  die  För- 
derung des  ländlichen  Gewerbes,  für  die  Wohlfahrtspflege 
der  ländlichen  Bevölkerung,  von  seiten  der  Regierung  mög- 
lichst viel  Sorge  getragen  werde.“ 

Und  in  noch  präziserer  Fassung  gab  der  Abgeordnete 
Dr.  Jaeger  im  Bayerischen  Landtage  die  Marschroute  an: 
. . . vergessen  Sie  nicht  den  Notstand  der  Landwirt- 
schaft, wie  der  auch  auf  die  Ernährung  der  Landwirte 
herabdrückend  einwirken  mufs.  Wenn  die  Reute  zurückgeht, 
wenn  die  Löhne  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  sinken, 
wenn  die  Lebenshaltung  des  Bauernstandes  in  Ernährung, 
Wohnung,  Kleidung  nachlassen  mufs,  so  wirkt  das  auf  die 
Gesundheit  zurück  und  auf  die  Tauglichkeit  zur  Militärpflicht 
ebenfalls.  Das  ist  ein  Umstand,  der  uns  veranlassen  wird, 
bei  dem  Schutze  der  Landwirtschaft  entsprechend  zuzu- 
greifen, aber  auch  ein  Argument  bei  der  Sorge  für  die  Ver- 
teidigung des  Vaterlandes.“') 

Difficile  est  satiram  non  scribere! 

Bisher  liiefs  es:  Schutz  der  Landwirtschaft,  weil  ihre  An- 
gehörigen quantitativ  so  zahlreich  und  qualitativ  so  kräftig  sind, 
dafs  sie  die  absolute  Mehrheit  der  deutschen  Rekruten  liefern! 

')  a.  a.  O.  S.  536. 
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Nunmehr  heilst  es:  Schutz  der  Landwirtschaft,  weil  ihre 
Angehörigen  quantitativ  so  sehr  hinter  der  Industrie  zurück- 
treten und  qualitativ  den  Industriellen  so  wenig  überlegen 
sind,  dafs  sie  nur  mehr  eine  geringe  Minderheit  der  deut- 
schen Rekruten  liefern! 

Aber  mögen  die  Politiker  aus  den  neuen  amtlichen  Er- 
hebungen Schlüsse  ziehen,  welche  immer  sie  auch  wollen,  für 
die  Wissenschaft  und  diejenigen,  die  sich  von  ihr  beraten 
lassen,  ist  die  Legende  von  der  Landwirtschaft  als  der  gegen- 
wärtig wichtigsten  Grundlage  der  deutschen  Wehrkraft  end- 
gültig zerstört. 
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Die  Verhandlungen  des  deutschen  Landwirtschaftsrates 
vom  Jahre  1902  und  die  Polemik  bis  zum  Sommer  1903. 

Das  lebhafte  Interesse,  das  weitere  Kreise  in  den  letzten 
Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  der  Frage  nach  dem 
Einflufs  der  neuzeitlichen  gewerblichen  Entwicklung  Deutsch- 
lands auf  die  Wehrkraft  des  deutschen  Volkes  entgegen- 
gebracht hatten,  veranlafste  das  württembergische  statistische 
Landesamt  das  Material  der  Oberersatzkommission  des  König- 
reichs für  ein  Jahrzehnt  nach  eben  diesen  Gesichtspunkten 
bearbeiten  zu  lassen.  Im  Winter  1900/01  veröflentlichte  es 
dann  die  wichtigsten  Ergebnisse  unter  dem  Titel  „Einige 
Untersuchungen  über  die  Militärtauglichkeit  in  Württemberg 
in  den  Jahren  1889/98.“ 

Der  Verfasser,  Sanitätsrat  Dr.  Rudolf  Elben,  hatte  infolge 
der  Unzulänglichkeit  seines  Materials  nicht  die  ihm  richtiger 
erscheinende  Methode,  die  Untersuchung  nach  der  Herkunft 
der  Gemusterten  aus  agrarischen  oder  industriellen  Gebieten 
— das  zuerst  vou  Brentano  und  mir  ein  geschlagene  Ver- 
fahren — anwenden  können,  sondern  hatte  dem  Vorbilde 
Serings,  B^llods,  Dades  u.  a.  folgen  müssen,  die  ihren  Be- 
rechnungen die  Unterscheidung  der  Militärpflichtigen  nach 
dem  Aufenthaltsort  zur  Zeit  der  Musterung  und  nicht  nach 
dem  Geburtsort  zu  Grunde  legten.  Er  beginnt  sein  Kapitel 
über  den  Einflufs  des  Berufes  auf  die  Militärtauglichkeit  mit 
einem  Vergleiche  des  Anteils  der  Tauglichen  unter  den  Vor- 
gestellteu  in  den  vier  Kreisen  des  Königreichs: 

„Hierbei  zeigt  der  Jagstkreis,  welcher  die  geringste  Zahl 
Militärpflichtiger  (49,4  %')  liefert,  die  gröfste  landwirtschaft- 
liche Bevölkerung  [53,1];  der  Neckarkreis,  welcher  die  zweit- 
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günstigste  Aushebungsziffer  (52,0  %)  besitzt,  bat  weitaus  die 
schwächste  bäuerliche  Bevölkerung  (35,6).  Der  Donaukreis 
mit  den  tüchtigsten  Rekruten  (54,3  %)  steht  mit  seiner  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  (48,2)  hinter  dem  Jagstkreis 
namhaft  zurück  und  wird  sogar  vom  Schwarzwaldkreis 

[50,2  %\  noch  um  ’/a  % übertroffen  [48,7] Die  Ansicht, 

dafs  das  Rekrutenmaterial  einer  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung das  bessere  sei,  wird  also  durch  das  Verhalten  der 
vier  Kreise  nicht  unterstützt“ 

Eine  weitere  Tabelle  zeigt  die  Berufsgliederung  und  die 
Reihenfolge  nach  dem  Anteil  der  Tauglichen  für  jedes  einzelne 
der  vieruudsechzig  württemhergischeu  Oberämter. 

„Bei  der  Betrachtung  dieser  Zusammenstellung  ist  eine 
Einwirkung  des  landwirtschaftlichen  Berufs  der  Bezirke  auf 
deren  Militärtüchtigkeit  schlechterdings  nicht  zu  erkennen: 
. . . . dieser  Vergleich  würde  also  eher  zu  Gunsten  der 
wenig  agrarischen,  also  der  gewerblichen  Bezirke  aus- 
fallen“  (S.  113). 

Nach  einer  Untersuchung  der  gleichen  Verhältnisse  für 
elf  natürliche  (geognostische)  Landesgruppen  und  die  grölseren 
Städte  Württembergs  fafst  der  Verfasser  sein  Urteil  dahin 
zusammen,  dafs  aus  allen  seinen  Erörterungen  über  den  Eiu- 
fluls  des  Berufes  folge, 

„dafs  die  vielfache  Annahme,  nach  welcher  die  landwirt- 
schaftlichen Gegenden  des  Landes  verhältnismäfsig  mehr 
tüchtige  Rekruten  liefern,  als  die  vorwiegend  industriellen, 
nicht  richtig  ist:  weder  die  Untersuchung  nach  Kreisen,  noch 
nach  Landesgruppen  und  Oberamtsbezirken  konnte  dies  dar- 
tun. Ebensowenig  aber  ist  den  gewerblichen  Gegenden  ein 
entschiedener  Vorzug  gegenüber  den  ackerbautreibenden  ein- 
zuräumen. Das  Resultat  ist  vielmehr,  dafs  für  Württemberg 
auf  Grund  des  zu  Gebot  stehenden  Materials  für  das  Jahr- 
zehnt 1889/98  das  Uberwiegen  des  agrarischen  oder  gewerb- 
lichen Charakters  der  Bevölkerung  einen  Einflufs  auf  die 
Militärtüchtigkeit  der  einzelnen  Gegenden  des  Lan- 
des nicht  erkennen  läfst.“  (S.  118.) 

Und  in  seinem  Schlufsworte  heilst  es  (S.  125): 

„Dem  Beruf  des  Gemusterten  selbst  konnten  wir  wenig 
Einflufs  auf  dessen  militärische  Tüchtigkeit  zur  Zeit  der 


Digitized  by  Google 


28 


Musterung  beimessen.  Die  vorwiegend  landwirtschaftlichen 
Gegenden  stellen  keinen  gröl'seren  Prozentsatz  tauglicher  Mann- 
schaften als  die  industriellen;  vereinzelte  Erscheinungen 
sprechen  eher  für  das  Gegenteil,  doch  ist  ein  strikter  Beweis 
hierfür  bei  Vergleichung  sämtlicher  Landesteile  nicht  erbracht.“ 
Das  allgemeine  Ergebnis  der  württembergischen  Unter- 
suchung war  bereits  durch  die  im  Sommer  1901  erschienene 
Schrift  Brentanos  „Die  Schrecken  des  überwiegenden  Industrie- 
staates“ in  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden.  Trotzdem 
wollte  es  einer  jener  unglücklichen  Zufalle,  an  denen  die  Ge- 
schichte der  Literatur  dieser  Frage  so  reich  ist,  dals  die 
Kenntnis  von  dem  Vorhandensein  dieser  Untersuchung  gerade 
denen  versagt  blieb,  die  die  gegenteilige  Ueberzengung  ver- 
traten. Und  so  konnte  es  kommen,  dafs  die  Frage  auf  die 
Tagesordnung  der  Plenarversammlung  des  deutschen  Land- 
wirtschaftsrates vom  Februar  1902  gesetzt  und  dort  eingehend 
erörtert  wurde,  ohne  dafs  einer  der  Keferenten  oder  übrigen 
Versammlungsteilnehmer  diese  Untersuchung  auch  nur  mit 
einem  Worte  berührte.  Die  Veröffentlichung  dieser  Verhand- 
lungen erfolgte  im  Sommer  1902.  Die  Publikation  enthielt 
ein  Referat  des  Berliner  Professors  Max  Sering,  ein  kurzes 
Korreferat  des  Freiherrn  von  Cetto- Reichertshausen  und  eine 
Reihe  Anlagen  aus  der  Feder  von  Sering,  von  Cetto  und 
Dr.  Dade.  Da  Sering  zugleich  das  statistische  Material  seiner 
Mitarbeiter,  soweit  es  die  eigentliche  Frage  der  Tagesordnung 
betraf,  in  seine  Ausführungen  einbezog,  so  umfafst  eine  Be- 
trachtung seiner  Untersuchung  die  gesamte  damalige  Ver- 
öffentlichung des  deutschen  Landwirtschaftsrates  über  diese 
Frage. 

Sering  beginnt  nun  seine  Ausführungen  mit  einer  Unter- 
suchung des  Anteils  der  für  tauglich  Befundenen  unter  der 
Gesamtzahl  der  endgültig  abgefertigten  militärpflichtigen  Per- 
sonen in  den  einzelnen  Armeekorpsbezirken  des  Deutschen 
Reiches.  Er  sagt: 

.Von  «len  sechs  Korpsbezirken,  die  ausschliefslich  ostelbisches 
Gebiet  umfassen,  zeichnen  sich  nun  vier  durch  hohe  Tauglichkeits- 
ziffern aus.  Es  sinii  «lie  am  meisten  agrarischen  Gebiete  des 
Ostens  umi  des  Reiches  überhaupt,  nämlich  Ostpreufsen  (1.  Armee- 
korps;, Westpreufsen  (XVII.  Korps),  Pommern  mit  dem  Reg.-Bez. 
Bromberg  (11.  Korps)  und  Nieder-Sehlesien  mit  dem  Reg.-Bez. 
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Posen  (V.  Korps).  Sie  alle  stehen  Jahr  für  Jahr  beträchtlich  über 
dem  Reichsdurclischuitt.  Sie  stellen  prozentuell  mehr  Leute  zum 
Waffendienst,  als  — mit  einer  noch  zu  nennenden  Ausnahme — irgend 
ein  anderes  deutsches  Rekrutierungsgebiet.  Aber  an  jene  agrarischen 
Provinzen  stofsen  im  Süden  und  Südwesten  zwei  Korpsbezirke, 
welche  in  jeder  anderen  Hinsicht  den  übrigen  oder  doch  den 
nächst  benachbarten  östlichen  Aushebungsbezirken  analoge  Ver- 
hältnisse aufweisen,  und  sich  nur  durch  ihre  städtisch-industrielle 
Entwicklung  von  ihnen  unterscheiden.  Es  sind  die  Bezirke  des 
III.  und  VI.  Armeekorps.  Der  eine  umfafst  aufser  der  Provinz 
Brandenburg  die  Millionenstadt  Berlin.  Zu  dem  anderen  gehören 
die  Reg.-Bezirke  Breslau  und  Oppeln  und  damit  die  grofsen 
Industriezentren,  die  Kohlen-  und  Eisenreviere  von  Mittel-  und 
Oberschlesien.  Und  wie  gestaltet  sich  hier  das  Ergebnis  des 
Musterungsgeschäfts?  Der  111.  und  VI.  Armeekorpsbezirk  stehen 
so  tief  mit  ihren  Tauglichkeitsziffern  wie  das  stärkst  industrielle 
unter  den  grofsen  deutschen  Rekrutierungsgebieten,  das  den 
Provinzen  Brandenburg  und  Schlesien  benachbarte  Königreich 
Sachsen.  Diese  drei  Gebiete  bleiben  Jahr  für  Jahr  hinter  dem 
Reichsdurchschnitt  und  erst  recht  hinter  den  nordöstlichen  Agrar- 
bezirken zurück;  sie  lieferten  in  den  letzten  sechs  Jahren  auf  je 
100  vorgestellte  Mannschaften  durchschnittlich  0— 10  weniger  taug- 
liche als  der  II.  und  XVII.  Korpsbezirk  und  20 — 23  weniger  als 
Ostpreufsen  — eine  erstaunlich  grofse  Differenz! 

Für  «len  Bezirk  des  III.  Korps,  Brandenburg  un«l  Berlin  um- 
fassend, ist  . . . eine  besomlere  Aufstellung  gemacht.  Sie  zeigt 
ohne  weiteres,  dafs  dieser  Bezirk  nur  deshalb  so  schlechte 
Rekrutierungsergebnisse  aufweist,  weil  Berlin  darin  liegt.  Branden- 
burg ohne  Berlin,  aber  mit  Einschlufs  der  Berliner  Vororte  steht 
etwas  über  dem  Rcichsdurchschnitt  .... 

Unter  den  Ländern*  des  westlichen  und  südlichen  Deutschlands 
zeichnet  sich  Elsafa-Lothringen  durch  hohe  Tauglichkeitsziffern 
aus,  wenn  sie  auch  «len  ostpreufsischen  nicht  gleichkommen  .... 
Alle  anderen  Staaten  und  Provinzen  des  westlichen,  südlichen  und 
mittleren  Deutschlands  weichen  in  ihren  Tauglichkeitsziffern  nicht 
sehr  weit  vom  Reichsdurchschnitt  ab,  der  53 — 55  Taugliche  (ohne 
Ersatz-Reserve)  auf  100  Vorgestellte  ausiuacht.  Dies  ist  der  Fall, 
obwohl  jene  Länder  nach  der  Berufstätigkeit  ihrer  Bevölkerung 
recht  grofse  Verschiedenheiten  aufweisen.  Keineswegs  läfst  sich 
behaupten,  dafs  die  Wehrfähigkeit  mit  dem  wachsenden  Anteil 
der  Laudbautreibenden  an  der  Gi'samtbevölkerung  durchweg  steigt 
und  mit  dem  «ler  Gewerbetreibenden  fällt* 

Nach  Behandlung  der  reichsstatistischen  Veröffentlichungen 
wandte  sich  Seriug  einer  vielbesprochenen  bayerischen  Er- 
hebung zu,  welche  aus  einer  Auszählung  der  Militärpflichtigen 
nach  dem  Berufe  für  das  Jahr  1896/97  bestand.  Sie  hatte 
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ergeben,  dafs  der  Prozentsatz  der  Tauglichen  unter  den  ge- 
werblich beschäftigten  Militärpflichtigen  höher  war  als  unter 
den  land-  und  forstwirtschaftlich  Tätigen.  In  der  Tat  wurden 
hier  von  je  1000  endgültig  Abgefertigten  aus  der  Landwirt- 
schaft für  tauglich  befunden  503,  aus  der  Industrie  535.  Es 
kam  ein  Untauglicher  in  der  Industrie  erst  auf  14  endgültig 
Abgefertigte,  in  der  Landwirtschaft  schon  auf  12.  Diese 
seinen  Ergebnissen  für  Ostelbien  „scheinbar  gegensätzliche 
Erscheinung“  für  Bayern  erklärt  Sering  damit,  „dafs  das 
Mafs  der  körperlichen  Kraft  auch  die  Berufswahl  bestimmt, 
also  der  Starke  sich  solchen  Berufen  zu  wendet,  in  denen  ei- 
serne Kräfte  nutzbringend  verwerten  kann,  der  Schwächere 
aber  solchen  Berufen,  welche  geringere  Anforderungen  an 
seine  physische  Kraft  stellen“,  und  konkret  ausgedrückt,  „dafs 
die  in  Bayern  vorherrschenden  Gewerbe  an  die  Körperkraft 
ihrer  Angehörigen  bedeutende  Anforderungen  stellen  und  eben 
deshalb  hauptsächlich  kräftigere  Leute  heranziehen“,  dafs  hin- 
gegen „die  Landwirtschaft  heute  viele,  grofse  Kraft  erfordernde 
Arbeiten,  wie  das  Dreschen  und  Mähen  großenteils  durch 
Maschinen  besorgen,  deshalb  mehr  als  früher  auch  Leute  von 
schwacher  oder  mittlerer  Kraft  verwenden  kann  und  bei  den 
schlechten  Zeiten  tatsächlich  mehr  als  ihr  lieb  ist,  ver- 
wendet.“ 

An  diese  Ausführungen  über  die  relative  Wehrfähigkeit, 
die  Tauglichkeitsziffern  der  in  überwiegend  landwirtschaft- 
lichen und  überwiegend  industriellen  Bezirken  untersuchten 
und  der  in  der  Landwirtschaft  und  in  der  Industrie  beschäftigten 
Militärpflichtigen  knüpfte  dann  Sering  noch  einige  Betrach- 
tungen über  die  absolute  Zahl  der  aus  Landwirtschaft  und 
Industrie  stammenden  Rekruten.  In  diesen  gab  er  zu,  „dafs 
Deutschlands  Wehrkraft,  was  die  absolute  Zahl  der  einge- 
stellten Mannschaften  anlangt,  durch  den  ‘Übergang  vom 
Agrarstaat  zum  Industriestaat’  bisher  nicht  verringert  worden 
sei.“  Ebensowenig  sei  „zu  bestreiten,  dals  die  dichter  be- 
setzten Bezirke,  deren  Bevölkerung  heute  ‘überwiegend  In- 
dustrie und  Handel  treibt’,  auf  die  Flächeneinheit  und  im 
ganzen  mehr  Mannschaften  stellen  als  die  dünner  besiedelten 
Agrarbezirke.“  Endlich  sei  „auch  anzunehmen,  dafs  heute 
mehr  junge  Leute  in  das  Heer  eingestellt  werden,  die  sich 
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der  Industrie  oder  dem  Handel  zugewandt  haben,  als  der 
Landwirtschaft.“  Nur  inbezug  auf  die  Schlüsse,  die  er  aus 
diesen  Tatsachen  und  Annahmen  ziehe,  weiche  er  von  Bren- 
tano ab. 

In  der  „Nation“  vom  6.  Dezember  1902  unterzog  ich  die 
Ausführungen  Serings  einer  eingehenden  Erörterung.  Ich 
kam  dabei  im  wesentlichen  zu  folgenden  Ergebnissen: 

„Aus  den  Zahlen  der  Reichsstatistik  eine  erheblichere 
Überlegenheit  der  landwirtschaftlichen  Stellungspflichtigen  zu 
erweisen,  hat  Sering  nicht  vermocht.  Für  den  ’/,0  der  deutschen 
Bevölkerung  umfassenden  westlichen  und  südlichen  Teil 
Deutschlands  hat  er  es  garnicht  erst  unternommen.  Sein  Ver- 
such, die  Bedeutung  der  bayerischen  Untersuchung,  welche 
ergab,  dafs  die  gewerblichen  Stellungspflichtigen  sogar  mehr 
Taugliche  lieferten  als  die  landwirtschaftlichen,  durch  die  Be- 
hauptung abzuschwächen,  das  läge  nur  daran,  dals  in  Bayern 
die  besten  Kräfte  der  Landwirtschaft  entzogen  würden  und 
der  Industrie  zuströmten,  ist  belanglos,  so  lange  nicht  der 
Beweis  erbracht  ist,  dals  diese  Erscheinung  gerade  in  Bayern 
zu  Tage  tritt.  Die  württembergische  Erhebung,  die  Sering 
nicht  erwähnt,  erweist  eine  Überlegenheit  der  landwirtschaft- 
lichen Vorgestellten  ebensowenig. 

Die  Feststellung  Brentanos,  dals  gegenwärtig  nur  mehr 
weniger  als  '/3  aller  Rekruten  aus  Distrikten  stammen,  die 
heute  überwiegend  landwirtschaftlich  sind,  verliert  nichts  an 
Bedeutung  durch  die  ganz  zutreffende  Behauptung  Serings, 
dafs  nicht  einmal  l/3  aller  Rekruten  aus  Bezirken  stammen, 
in  deuen  zur  Zeit  ihrer  Geburt  die  industrielle  Bevölkerung 
(mit  Ausschlufs  von  Handel  und  Verkehr)  die  landwirtschaft- 
liche an  Zahl  überragte.  Die  Wahrheit  der  Behauptung,  dafs 
die  absolute  Wehrkraft  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
geringer  sei.  als  die  der  Industrie  und  Handel  treibenden  Be- 
völkerung, hat  Sering  nicht  zu  erschüttern  vermocht.  Sein 
Versuch,  eine  erheblich  gröfsere  relative  Wehrfähigkeit  der 
landwirtschaftlichen  Stellungspflichtigen  zu  erweisen,  ist  in 
allen  seinen  Stadien  als  mifsglückt  zu  erachten.  Als  eine 
Hauptaufgabe  seines  Referates  betrachtete  Sering,  ‘ganz  nüch- 
tern darzulegen,  was  uns  an  verläfslichem  Material  zur  Ver- 
fügung steht.’  Er  hat  sie  nicht  gelöst.“ 
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Gegen  meine  Ausführungen  in  der  „Nation“  wandten  sich 
zunächst  die  beiden  Berliner  Privatdozenten  Dr.  Dade  und 
Dr.  Ballod  in  umfangreichen  Erwiderungen.  Dades  Artikel 
erschien  in  dem  Märzhefte  der  „Zeitschrift  für  Agrarpolitik“, 
dem  von  ihm  herausgegebenen  Organe  des  Deutschen  Land- 
wirtschaftsrates, und  später  in  den  „Neuen  Militärischen 
Blättern“  vom  30.  April  11)03.  Ballod  veröffentlichte  seine 
Entgegnung  in  der  „Kreuzzeitung“  vom  3.  April  1903.  Ich 
selbst  ergriff  dann  in  dem  Juniheft  der  „Deutschen  Wirt- 
schaftspolitik“ von  Neuem  das  Wort.  Es  sei  mir  gestattet, 
meine  damaligen  Ausführungen,  soweit  sie  sich  gegen  die 
Beweisführung  Dades  und  Ballods  wandten,  hier  wörtlich 
wiederzugeben: 

Dade  führt  nun  folgendes  aus: 

„Den  schwersten  Vorwurf  von  Kuczynski  bildet  die  An- 
klage, dafs  in  dem  reichhaltigen  Material,  das  der  Landwirt- 
schaftsrat über  die  obige  Frage  veröffentlicht  hat,  die  Unter- 
suchung von  Sanitätsrat  Dr.  Elben  über  die  Militärtauglich- 
keit in  Württemberg  in  den  Jahren  1889/98  (Württembergische 
Jahrbücher  1900  I.)  überhaupt  nicht  berücksichtigt  worden  ist. 
Es  sollen  deshalb  im  Nachstehenden  die  Ergebnisse  dieser 
Untersuchung  kurz  mitgeteilt  werden,  einmal  um  dem  Wunsche 
von  Kuczynski  nachzukommeu')  und  sodann  um  zu  zeigen, 
dafs  die  württembergische  Arbeit  für  die  Lösung  der  vor- 
liegenden Frage  wenig  oder  gar  keine  Bedeutung  besitzt.  Die 
Grundlage  der  Untersuchung  von  Elben  bildet  nämlich  die 
Unterscheidung  der  Militärpflichtigen  nach  dem  Aufenthaltsort 
zur  Zeit  der  Musterung  und  nicht  nach  dem  Geburtsort  . . . 

Wenn  Elben  trotz  dieser  mangelhaften  Unterlage  weit- 
gehende Schlul'sfolgerungen  aus  den  württembergischen  Re- 
krutierungszahlen  gezogen  hat,  so  ist  ihnen,  so  interessant  sie 
im  einzelnen  sein  mögen,  eben  so  wenig  eine  streng  wissen- 
schaftliche Beweiskraft  zuzusprechen  wie  der  bereits  genannten 
Schrift  von  Brentano  und  Kuczynski  über  die  heutige  Grund- 
lage der  deutschen  Wehrkraft  .... 

[')  Dade  hat  mich  offenbar  mifsverstanden.  Ich  hatte  cs  als 
wünschenswert  bezeichnet,  dafs  die  Mitarbeiter  der  llroschiire  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrates  diese  wichtige  württembergische  Unter- 
suchung vor  Erscheinen  ihrer  Schrift  beachtet  hätten,  nicht  nachher.] 
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Auch  die  übrigen  Einwendungen,  welche  Kuczynski  in 
dem  genannten  Artikel  der  „Nation“  gegen  den  Bericht  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrats  und  insbesondere  gegen  Sering 
erhebt,  sind  ebenso  unbegründet  wie  der  Vorwurf  der  Nicht- 
berücksichtigung der  obigen  württembergischen  Arbeit.  Da 
diese  Einwände  zum  gröfsten  Teil  nichts  Neues  bieten,  er- 
übrigt es  sich,  hier  auf  sie  näher  einzugehen.  Wir  glauben 
sie  am  besten  dadurch  zu  widerlegen,  indem  wir  nachstehend 
die  prinzipiellen  Punkte  der  Kontroverse  über  die  Militär- 
tauglichkeit der  Land-  und  Stadtbevölkerung  kurz  zusammen- 
fassen: . . .“ 

Nach  Abdruck  einer  Darlegung  der  „prinzipiellen  Punkte“, 
die  etwa  zwei  Drittel  des  ganzen  Artikels  ausmacht,  und  die 
Dade  anscheinend  vor  Kenntnisnahme  meines  Aufsatzes,  gegen 
den  sie  sich  richten  soll,  verfafst  hat,  schliefst  er  seine  Ab- 
handlung mit  den  Worten: 

„Hiermit  sind  wir  am  Ende  unserer  kurzen  Betrachtung. 
Kuczynski  hat  in  der  „Nation“  nicht  vermocht,  den  gründ- 
lichen Bericht  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  und  seines 
ersten  Referenten  Sering  über  die  Frage  der  Wehrkraft 
irgendwie  abzuschwächen,  es  will  uns  vielmehr  scheinen,  als 
wenn  sein  ausfallender  und  gereizter  Ton  mit  der  minder- 
wertigen Beweiskraft  seiner  Ausführungen  im  ursächlichen 
Zusammenhänge  steht.“ 

Also:  Dr.  Elben  unterscheidet  für  Württemberg  die 
Militärpflichtigen  nach  dem  Aufenthaltsort  zur  Zeit  der 
Musterung,  genau  wie  es  Dade  in  der  Broschüre  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrates  (S.  87  ff.)  und  abermals  in  eben  diesem 
Artikel,  in  dem  er  Elben  deswegen  verurteilt,  tut,  und  zwar 
nicht  nur  für  die  einzelnen  Anneekorpsbezirke,  sondern  sogar 
lur  Berlin,  dessen  Militärpflichtige  nur  zu  zwei  Fünfteln  aus 
geborenen  Berlinern  bestehen!  Elben  befolgt  dieselbe  Methode 
wie  Dade,  und  Dade  sagt,  es  „wird  jeder  unbefangene  Leser 
zugeben  müssen,  dafs  die  Arbeit  von  Elben  für  die  Frage  der 
Militärtauglichkeit  nach  dem  Beruf  doch  nur  einen  sehr  be- 
dingten Wert  hat.“  Elben  mufs  die  mangelhaftere  Unter- 
scheidung nach  dem  Musterungsorte  statt  der  nach  dem  Ge- 
burtsorte wählen,  die  er  und  Dade  für  besser  halten,  und  die 
Brentauo  und  icli  in  unserer  Schrift  befolgt  haben,  und  Dade 
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sagt,  den  Schlulsfolgerangen  Elbens  sei,  „eben  so  wenig  eine 
streng  wissenschaftliche  Beweiskraft  zuznsprecben  wie  der 
Schrift  von  B.  und  K.“  Elbens  Studie  stellt  die  einzige  Veröffent- 
lichung und  Verarbeitung  des  Materials  der  Ersatzbehörden 
dar,  welche  von  einer  statistischen  Zentralbehörde  in  den 
letzten  sechs  Jahren  erfolgt  ist;  der  Deutsche  Landwirtschafts- 
rat setzt  eben  die  von  Elbeu  eingehend  erörterte  Frage  auf 
die  Tagesordnung  seiner  Plenarversammlung,  diskutiert  sie, 
veröffentlicht  die  Referate  nebst  Anlagen  in  einer  Broschüre 
von  110  Seiten  und  nimmt  den  Antrag  der  Referenten  ein- 
stimmig an,  den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  das  betreffende 
„Material  der  Ersatzbehörden  . . . den  statistischen  Zentral- 
stellen zur  fortlaufenden  Verarbeitung  und  Veröffentlichung 
zu  überweisen“  — all  dies,  ohne  dals  auch  nur  ein  einziges 
Mitglied  des  Landwirtschaftsrats  mit  einem  Worte  verrät, 
dafs  ihm  die  württembergische  Erhebung  bekannt  ist.')  Der 

')  „Ex  gibt  über  diese  Frage  bislang  nur  eine  einzige  auf  ent- 
sprechendes Material  gegründete  Untersuchung,  die  des  Sanitätsrats 
Dr.  Elben  in  Stuttgart  für  Württemberg;  solange  die  Gegner  . . . die 
Frage  unter  Ignorierung  dieser  Untersuchung  diskutieren,  ist  eine 
weitere  wissenschaftliche  Erörterung  unmöglich."  (Brentano  in  der  Ber- 
liner Wochenschrift  „Die  Zeit"  vom  11.  Juni  1903.)  Höchst  befremdend 
mufs  es  nun  wirken,  wenn  Dade  die  Taktik,  die  er  als  Generalsekretär 
des  deutschen  Landwirtschaftsrats  befolgt,  nun  auch  an  einer  Stelle  an- 
wendet, wo  wissenschaftliche  Denkungsart  nicht  nur  wünschenswert, 
sondern  geradezu  vornehmste  Pflicht  ist:  Als  Bearbeiter  der  13.  Auflage 
von  Roschers  Xationalökouomik  des  Ackerbaues  (ein  Hand-  und  Lese- 
buch für  Staats-  und  Landwirte)  hat  Dade  (S.  <58ff.)  eine  etwa  10  eng- 
gedruckte  Seiten  umfassende  Ausführung  über  die  oben  behandelte 
Frage  eingeschaltet.  Hier  druckt  er  ohne  ein  Wort  der  Kritik  eine  in 
einer  vor  11  Jahren  anonym  erschienenen  Schrift  enthaltene  Tabelle  ab, 
die  durch  Sering  weitere  Verbreitung  gefunden  hatte,  von  der  aber 
Seriug  auf  meine  Einwände  gegen  ihre  Zuverlässigkeit  hin  in  ebenjener 
Broschüre  des  Deutschen  Landwirtschaftsrates  selbst  erklärte  (S.  42): 
„Da  jedoch  der  Verfasser  an  seiner  Anonymität  festhielt  und  ein  ge- 
nauerer Quellennachweis  fehlt,  mufs  ich  anerkennen,  dafs  die  Ziffern 
wissenschaftlich  nicht  weiter  in  Betracht  kommen."  Hier  widmet 
er  zwei  volle  Seiten  den  nach  der  württembergischen  Untersuchung  er- 
schienenen Berechnungen  Bindewalds  für  drei  städtische  und  ebenso- 
viele  ländliche  Bezirke.  Hier  registriert  er  gewissenhaft  vierzehn  anonym 
in  der  Kreuzzeituug  erschienene  Artikel  Ballods  — die  Untersuchung 
Elbens  erwähnt  Dade  nicht  mit  einem  einzigen  Worte!  [Nunmehr  bin 
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einzige  Einwand,  den  Dade  gegen  diese  Erhebung  vorbringt, 
ist,  dafs  in  der  Darstellung  dieselbe  Methode,  die  eben  er  be- 
folgt — nur  weniger  kritiklos  — angewandt  wird.  Und  trotz- 
dem ist  mein  „Vorwurf  der  Nichtberücksichtigung  der  obigen 
württembergischen  Arbeit“  „unbegründet“.  „Auch  die  übrigen 
Einwendungen,  welche  Kuczynski  in  dem  genannten  Artikel 
der  Nation  gegen  den  Bericht  des  Deutschen  Landwirtschafts- 
rats und  insbesondere  gegen  Seriug  erhebt,  sind  ebenso  unbe- 
gründet ...  Da  diese  Einwände  zum  grüfsten  Teil  nichts 
neues  bieten,  erübrigt  es  sich,  hier  auf  sie  näher  einzugehen.“ 
Ergo  ist  die  „minderwertige  Beweiskraft  seiner  Ausführungen“ 
erwiesen;  quod  erat  demonstrandum. 

Ungleich  Dade  sucht  Ballod  in  seinem  am  3.  April  in 
der  „Kreuzzeitung“  (Nr.  157  und  158)  erschienenen  Aufsatze 
„Landwirtschaftliche  Bevölkerung  und  Wehrkraft“  wenigstens 
einige  wenige  meiner  Ausführungen  gegen  die  Veröffentlichung 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrates  sachlich  zu  widerlegen. 
Sering  hatte  behauptet,  dafs  in  dem  Gebiete  der  rein  ost- 
elbischen Armeekorpsbezirke  die  vier  agrarischen  Bezirke  (I, 
II,  V,  XVII)  mehr  taugliche  aufweisen,  als  die  beiden,  die 
„sich  nur  durch  ihre  städtisch-industrielle  Entwicklung  von 
ihnen  unterscheiden“.  Ich  wies  darauf  hin,  dafs  von  diesen 
beiden  „städtisch-industriellen“  Bezirken  der  eine,  der  VI. 
(Ober-  und  Mittelschlesien),  agrarischer  sei  als  der  Reichs- 
durchschnitt. Eine  Gegenüberstellung  der  günstigeren  Aus- 
hebungsergebnisse für  die  Provinz  Brandenburg  (mit  einem 
geringeren  Anteile  landwirtschaftlicher  Bevölkerung  als  der 
Reichsdurchschnitt)  und  der  schwächeren  für  die  Stadt  Berlin 
(mit  weniger  als  2/s  geborenen  Berlinern  unter  den  Stellungs- 
pflichtigen) könne  aber  nicht  als  Argument  für  die  gröfsere 
Wehrfähigkeit  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  dienen. 
Es  könne  ebensowenig  einerseits  in  Berlin  der  kleineren  Zahl 
geborener  Berliner  ohne  weiteres  das  Gesamtresultat  für  die 
Stadt  zur  Last  gelegt  werden,  wie  andererseits  der  Minorität 
der  landwirtschaftlichen  Stellungspflichtigen  das  günstigere 


ich  allerdings  genötigt,  Dade  die  Gewissenhaftigkeit  auch  bei  Behand- 
lung der  vierzehn  Kreuzzeitungsartikel  abzusprechen,  da  Ballod  ihre 
Autorschaft  in  Abrede  stellt.] 
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Ergebnis  in  der  Mark  Brandenburg  zugesckriebeu  werden 
dürfe.  An  früherer  Stelle  hatte  ich  darauf  hingewiesen,  dafs 
im  Gegensatz  zu  den  ungünstigeren  Ergebnissen  von  Berlin, 
Görlitz  und  Barmen,  unter  den  in  Düsseldorf  endgültig  Beur- 
teilten ebensoviele  ausgehoben  würden,  wie  im  VII.  Korps, 
in  Duisburg  sogar  inehr  (1893 — 1895).  Ich  hatte  hinzugefügt, 
dafs  sich  diese  Beispiele  nach  beiden  Richtungen  hin  leicht 
vermehren  liefsen.  Daraufhin  hatte  Dr.  Ballod  in  der  „Täg- 
lichen Rundschau“  vom  18.  Juli  1901  gemeint:  „Mit  Verlaub. 
Er  zeige  uns  ein  einziges  weiteres  Beispiel.“  Mit  ausdrück- 
lichem Hinweis  auf  seine  Aufforderung  führte  ich  ein  Dutzend 
Beispiele  an,  die  zur  Hälfte  ein  günstigeres,  zur  Hälfte  ein 
ungünstigeres  Musterungsergebnis  für  die  betreffenden  Städte 
als  für  die  umliegenden  Bezirke  aufwiesen.  Die  letztere  Dar- 
legung übergeht  Ballod  mit  Stillschweigen.  Inbezug  auf 
meine  Stellungnahme  zu  den  Ausführungen  Serings  meint  er: 

„Ja,  fragen  wir  erstaunt,  worin  besteht  denn  eigentlich 
das  Vergehen  Serings?  Sering  kam  es  zunächst  an  auf 
einen  Vergleich  der  ostelbischen  Armeekorps-Bezirke  unter- 
einander. Und  da  ist  klar  gezeigt  worden,  dafs  die  stärkst 
industriellen,  Brandenburg-Berlin  und  Breslau-Oppeln  mili- 
tärisch das  ungünstigste  Resultat  geliefert  haben.  Kuczynski 
ist  aber  darüber  höchst  entrüstet!  Er  versteift  sich  auf  den 
Reichsdurchschnitt,  dafs  dieser  Durchschnitt  bei  Oberschlesien 
nicht  erreicht  werde.  Nach  seiner  höchst  eigenartigen  Logik 
dürfen  nicht  die  Landesteile  mit  annähernd  gleichen  wirt- 
schaftlich-sozialen Verhältnissen,  in  diesem  Falle  die  ein- 
zelnen Landesteile  Osteibiens,  auf  ihre,  nach  dem  Prozentsatz 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  stark  wechselnde  mili- 
tärische Bedeutung  miteinander  verglichen  werden,  es  darf 
nicht  gleiches  mit  gleichem  verglichen  werden,  sondern  er 
argumentiert:  nein,  gleiches  darf  nur  mit  ungleichem  ver- 
glichen werden,  der  Reichsdurchschnitt  ist  mafsgebend.  Es 
kommt  doch  hier  gar  nicht  auf  den  Reichsdurchschnitt  son- 
dern lediglich  darauf  an,  ob  Ober-  und  Mittelschlesien 
stärker  industriell  ist,  als  seine  nördlich  angrenzenden 
Nach  bargebiete.  “ 

In  ähnlicher  Weise  sucht  Ballod  die  Beweiskraft  des 
Vergleiches  der  Musterungsergebnisse  für  die  Provinz  Branden- 
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bürg  und  für  Berlin  zu  erhärten.  — Trotzdem  mufs  ich  bei 
meiner  „höchst  eigenartigen  Logik“  beharren.  Will  man 
schon  die  Sering-Ballod-Dadesche  Methode  der  Unterscheidung 
der  Rekruten  nach  dem  Musterungsorte  befolgen  — eine  Me- 
thode, die  Ballod  und  Dade  nicht  hart  genug  zu  verurteilen 
wissen,  sobald  Elben  sie  anwendet  — so  darf  man  nicht  sehr 
stark  landwirtschaftliche  mit  stark  landwirtschaftlichen,  sehr 
stark  industrielle  mit  stark  industriellen  Bezirken  vergleichen, 
sondern  „gleiches  darf  nur  mit  ungleichem  verglichen  werden“: 
man  mufs  vorwiegend  landwirtschaftlichen  vorwiegend  indu- 
strielle Gebiete  gegenüberstellen,  wie  es  Ballod  ja  selbst  au 
anderer  Stelle  eingehend  getan  hat.  Allerdings  ergibt  sich 
dann,  dafs  unter  den  13  Armeekorpsbezirken,  welche  einen 
stärkeren  Anteil  landwirtschaftlicher  Bevölkerung  als  das 
Reich  in  seinem  Durchschnitt  aufweisen,  der  VI.,  X.,  XIV., 
sowie  der  2.  bayerische  Bezirk  weniger  Taugliche  liefern,  als 
der  Reichsdurchschnitt,  während  unter  den  sieben  Bezirken 
mit  einer  schwächeren  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  der 
VII.,  VIII.,  IX.  und  XI.  zum  mindesten  durchschnittliche 
Zahlen  liefern! 

Sering  hatte  ausgeführt,  dafs  die  für  das  Jahr  1896/97 
durch  das  bayerische  Kriegsministerium  vorgenommene  Aus- 
zählung der  Militärpflichtigen  nach  den»  Berufe  zwar  gezeigt 
habe,  „dafs  der  Prozentsatz  der  Tauglichen  unter  den  gewerb- 
lich beschäftigten  Militärpflichtigen  höher  ist  als  unter  den 
land-  und  forstwirtschaftlich  tätigen;“  eine  Reihe  von  Um- 
ständen spreche  aber  gegen  die  Auslegung  dieser  Tatsache 
zu  gunsteu  der  Wehrfähigkeit  der  industriellen  Bevölkerung. 
Ich  suchte  diese  Erwägungen  Serings  als  nicht  beweiskräftig 
zu  erzeigen1)  und  betonte  die  Wichtigkeit  des  unbestrittenen 

Kür  Ostelbien  hatte  Seriug  den  grüfseren  Anteil  Tauglicher  in 
den  „stark  agrarischen“  gegenüber  den  „stark  industriellen“  Korps- 
bezirken auf  die  guten  Wirkungen  der  Beschäftigung  in  der  Landwirt- 
schaft, auf  die  günstigere  körperliche  Entwicklung  der  landwirtschaft- 
lichen Stellungspflichtigen  zurückgeführt.  Und  für  Bayern?  Offenbar 
gibt  eine  Statistik  des  Berufs  der  Gestellungspflichtigen  die  Auskunft, 
dafs  die  Wirkungen  der  industriellen  Beschäftigung  auf  die  körperliche 
Entwicklung  nicht  ungünstiger  sind  als  die  der  landwirtschaftlichen? 
0 nein?  „Offenbar  gibt  eine  Statistik  des  Berufs  der  Gestellungs- 
pflichtigen überhaupt  viel  weniger  Auskunft  über  die  Wirkungen  der 
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Hauptergebnisses  der  bayerischen  Untersuchung,  dafs  von  je 
1000  endgültig  Abgefertigten  aus  der  Landwirtschaft  503, 
aus  der  Industrie  535  ausgehoben  wurden.  Ballod  aber  nennt 
es  „höchst  eigentümlich,  wie  Kuczynski  die  bayerischen  Er- 
hebungen, die  für  1896/97  stattgefunden  haben,  für  seine 
Zwecke  auschlachtet“.  Die  Tatsache,  dafs  in  den  bayerischen 
Bezirksämtern,  im  ganzen  und  unter  den  in  Industrie  und 
Handel  tätigen,  mehr  Taugliche  unter  den  vorgestellten  Mann- 
schaften gefunden  worden  seien,  als  in  den  unmittelbaren 
Städten,  hätte  ich  meinen  Lesern  verschwiegen.  „In  der  Ver- 
öffentlichung des  Landwirtschaftsrates  werden  die  gefundenen 
Ergebnisse  weiter  erhärtet  durch  die  analogen  Ziffern  der 
schweizerischen  und  englischen  (Ballod  meint  anscheinend 
französischen)  Rekrutierungsstatistik.  Auch  darauf  läfst  sich 
II  err  K.  nicht  ein.  Umsomehr  spielt  er  den  Entrüsteten,  dafs 
der  Landwirtschaftsrat  in  seinen  Verhandlungen  „die  Abhand- 
handlung Elbens  .übergangen  habe1.“  Ballod  verwirft  dann 
wie  Dade  die  Eibensche  Arbeit  wegen  der  Anwendung  der 
Methode,  die  er  gleichzeitig,  wo  sie  Seriug  anwendet,  ver- 
teidigt. — Ein  komischer  Zufall  will  es  schliefslich,  dafs 
Ballod  in  eben  diesem  Aufsatze,  in  dem  er  die  Eibensche 
Arbeit,  die  von  dem  Landwirtschaftsrat  nicht  berücksichtigt 


Beschäftigung  auf  die  körperliche  Entwicklung  als  über  die  Bedeutung, 
welche  umgekehrt  die  körperliche  Beschaffenheit  des  jungen  Mannes 
auf  die  Wahl  seines  Berufes  ausübt.“  (Sering  a.  a.  0.  S.  ö.)  Mit  dem- 
selben Rechte  könnte  aber  ein  Politiker  entgegengesetzter  Richtung  be- 
haupten, die  Ü Verlegenheit  der  gewerblichen  über  die  landwirtschaft- 
lichen Stellungspflichtigen  in  Bayern  rühre  von  der  stetigeren,  besser  ge- 
lohnten Tätigkeit  des  Industriearbeiters  her,  der  den  Unbilden  des 
Wetters  und  Entbehrungen  und  Überanstrengungen  weniger  ausgesetzt 
sei  als  der  Landarbeiter,  die  Überlegenheit  der  landwirtschaftlichen 
Stellungspflichtigen  in  Ostelbien  von  dem  Abzug  schwächlicher  Menschen, 
deren  körperliche  Entwicklung  die  schwere  landwirtschaftliche  Arbeit 
nicht  erlaube  und  sie  veranlasse,  ein  leichteres  Handwerk  zu  erlernen 
oder  eine  entsprechende  Tätigkeit  im  Handel,  etwa  die  Stellung  eines 
Schreibers,  zu  suchen.  Übrigens  hatte  selbst  Ballod  schon  vier  Jahre 

zuvor  („Kreuzzeitung“  No.  41  vom  ‘Jö.  Januar  1898)  zugegeben:  

auch  die  Hypothese,  dafs  unter  den  zur  Industrie  übergegangenen  sich 
gerade  die  kräftigsten  und  energischsten  jungen  Leute  vom  I^ande  be- 
funden haben  mögen,  reicht  nicht  ganz  zur  Erklärung  dieser  Ano- 
malie aus.“ 
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worden  sei,  erörtert  und  Elbens  Ergebnisse  mit  denen  Serings 
vergleicht,  von  der  Veröffentlichung  des  Land  Wirtschaftsrates 
erklärt:  „In  dieser  Broschüre  ...  ist  das  gesamte  einschlägige 
Material  augeführt.“ 

Es  ist  eingangs  anerkannt  worden,  dal's  Ballod  wenig- 
stens in  einigen  Punkten  eine  sachliche  Erwiderung  auf  meine 
Ausführungen  zu  geben  versucht  hat  Um  so  eher  hätte  er 
auf  die  Einflechtung  allgemeiner  Einwände  ohne  Ilinzufügung 
einer  Begründung  verzichten  dürfen.  Nur  auf  einen  solchen 
Punkt  sei  hier  hingewiesen.  Er  schreibt,  in  der  Broschüre 
„Die  heutige  Grundlage  der  deutschen  Wehrkraft“  sei  als  Er- 
gebnis zusammengefafst  worden,  „dal's  alle  Versuche,  die 
Schlußfolgerungen  Brentanos  zu  widerlegen,  einer  „kriti- 
schenen“  (!)  Würdigung  nicht  Stand  hielten.“  Ballod  stöfst 
sich  also  an  dem  Beiwort  „kritisch“.  Ja,  ist  es  nicht  eine 
unkritische  Würdigung  der  Einwände  gegen  die  Schluß- 
folgerungen Brentanos,  wenn  Ballod  in  seiner  Schrift  „Die 
mittlere  Lebensdauer  in  Stadt  und  Land“  (S.  86)  Brentano 
durch  die  Behauptung  zu  widerlegen  sucht,  die  Gebiete  mit 
über  81,4  % industriell,  im  Handel  und  Verkehr  Erwerbs- 
tätigen hätten,  trotzdem  sie  noch  insgesamt  25  % Landwirte 
enthielten,  bei  einer  Bevölkerung  von  1 1,46  Millionen  Ein- 
wohnern 120  162  oder  nur  104,8  Rekruten  auf  10  000  Ein- 
wohner geliefert,  und  diese  Behauptung  Ballods  dann  kritik- 
los hingenommen  wird?  Und  ist  es  nicht  eine  „kritische“ 
Würdigung,  wenn  in  unserer  Schrift  (S.  96)  darauf  hinge- 
wiesen wird,  daß  es  einmal  unmöglich  sei,  daß  Gebiete  mit 
über  81,4  % industriell,  im  Handel  und  Verkehr  Erwerbs- 
tätigen 25  % Landwirte  enthalten  — tatsächlich  sind  es  denn 
auch  nur  17  % — und  daß  ferner  Ballod  zu  seinem  Ergeb- 
nisse nur  durch  einen  Rechenfehler  gelangt  sei,  indem  diese 
stark  industriellen  Gebiete  nicht  120  162,  sondern,  wie  aus 
den  absoluten  Zahlen  Ballods  selbst  richtig  hervorgeht, 
129  691  Mann  oder  113,1,  nicht  104,8  Rekruten  auf  je  10  000 
Einwohner  geliefert  hätten.  Und  wäre  es  nicht  eine  „kriti- 
sche“ Würdigung  der  in  diesem  Buche  enthaltenen  Sterblich- 
keits-Berechnungen Ballods,  die  in  agrarischen  Kreisen  seit 
Jahren  kritiklos  gepriesen  werden,  wenn  jemand  es  unter- 
nehmen würde,  nachzuweisen,  was  bis  jetzt  nicht  geschehen 
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ist,  dafs  auch  diese  Ergebnisse  Ballods  teilweise  auf 

irrtümlichen  Angaben  und  Additions-  und  Divisionsfehlern 
beruhen,  dafs  sich  beispielsweise  auf  einer  Seite  seines 
Textes  allein  (S.  19)  etwa  ein  halbes  Dutzend  falsch 
zitierter  Zahlen  und  Rechenfehler  befinden?  Vor  nuu- 
mehr  drei  Jahren  (Kreuzzeitung  No.  253  vom  1.  Juni  1900) 
meinte  Ballod  einmal:  „Mit  einer  rhetorischen  Phrase  lassen 
unbequeme  sachliche  Einwendungen  sich  aber  nicht  abtun.“ 
Sollte  die  Einschaltung  eines  eingeklammerten  Ausrufungs- 
zeichens bei  Zitierung  eines  wissenschaftlichen  Gegners  diesen 
Zweck  erfüllen  können? 

Neuerdings  hat  nun  auch  Serin g in  der  Einleitung  zu 
seinem  jüugsten  Referate  vor  dem  Deutschen  Landwirtschafts- 
rat zu  meiner  Entgegnung  auf  sein  voraufgehendes  Referat 
Stellung  genommen.  Er  verzichtet  nunmehr  darauf  den  III. 
und  VI.  Bezirk  im  Gegensatz  zu  den  vier  stark  agrarischen 
nordöstlichen  Bezirken  als  städtisch-industriell  zu  bezeichnen 
und  erklärte  sie  nur  mehr  für  „im  Verhältnis  zu  ihnen  stark 
industriell  und  städtisch“.  Meinen  Eiuwaud  bezüglich  der 
Verwertung  der  Berliner  Ergebnisse  in  der  von  ihm  befolgten 
Weise  erklärt  er  mit  gewissen  Beschränkungen  für  berechtigt: 

„Muts  ich  demnach  bei  genauer  Prüfung  der  neuen  Ermitte- 
lungen und  der  Ergebnisse  der  Berliner  Volkszählung  einem 
meiner  literarischen  Gegner  darin  recht  geben,  dafs  das  schlechte 
Ergebnis  des  Berliner  Musterungsgeschäfts  nicht  ohne  weiteres 
den  geborenen  Berlinern  zur  Last  gelegt  werden  kann  — freilich 
mit  der  Einschränkung,  dafs  eben  doch  die  gröfsere  Tüchtigkeit 
der  Landgeborenen  die  allgemeine  Tauglichkeitsziffer  von  Berlin 
erhöht  — so  bleibt  darum  die  Verkümmerung  des  jungen  Ge- 
schlechts im  Grofsstadtleben  nicht  weniger  gewifs  und  beklagens- 
wert.“ 

Auf  meinen  Vorwurf  der  Nichtberücksichtigung  der 
Elbenscheu  Abhandlung  entgegnet  Sering:  „Wäre  mir  die  in 
den  württembergischen  Jahrbüchern  versteckte  vortreffliche 
Arbeit  bekannt  gewesen,  so  hätte  sie  am  Inhalt  meiner  vor- 
jährigen Ausführungen  auch  nicht  ein  Wort  zu  ändern  ver- 
mocht.“ Der  Vordersatz  ist  etwas  irreführend,  da  die  Er- 
gebnisse Elbens  durch  ihre  oben  erwähnte  Verwertung  in 
einer  ein  Jahr  zuvor  erschienenen  Broschüre  Brentanos  be- 
reits weitere  Verbreitung  gefunden  hatten.  Der  Nachsatz 
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zeigt  nur,  wie  tief  eingewurzelt  die  Überzeugung  Serings  io 
dieser  Frage  ist. 

Inzwischen  waren  aber  bereits  die  beiden  amtlichen  Ver- 
öffentlichungen erschienen,  welche  für  die  ganze  Behandlung 
der  Frage  die  langersehnte,  von  allen  Seiten  geforderte  sta- 
tistische Grundlage  liefern  sollten. 


Beilage  II. 

Der  Stand  der  Meinungen  vor  Bekanntgabe  der  Ergebnisse 
der  Erhebungen  des  Reiches  und  Bayerns. 

1.  Die  relative  Wehrfähigkeit  der  landwirtschaft- 
lichen bezw.  ländlichen  Bevölkerung. 

a)  1891-1897. 

Idel.  Die  Ergebnisse  . . . sind  geradezu  verblüffend:  in 
den  Städten  [ausschliefslich  der  Grofsstädte]  werden  durch- 
schnittlich in  jedem  Jahre  nur  3,8  waffenfähige  Männer  auf 
jedes  Tausend  der  Bevölkerung  gefunden,  auf  dem  platten 
Laude  (einschlielslich  der  Städte,  die  keinen  eigenen  Stadtkreis 
bilden)  nicht  weniger  als  9,8.  Das  heifst  also  mit  andern 
Worten:  die  Landbevölkerung  ist  für  die  Wehrkraft  der 

Nation  dreimal  mehr  wert  als  die  städtische!  („Die  Grenz- 
boten“, 15.  Januar  1891,  S.  135.) 

%*.  Ein  Vermächtnis  Moltkes.  Diese  Zahlen  . . . 
besagen  mit  Sicherheit,  dafs  der  Wehrkraftswert  einer  Be- 
völkerungsgruppe um  so  geringer  ist,  je  mehr  die  Gruppe 
mit  städtischen  und  industriellen  Elementen  durchsetzt  ist, 
und  dafs  gegenwärtig  z.  B.  der  Wehrkraftswert  der  rein  länd- 
lichen ackerbautreibenden  Bezirke  zu  dem  der  städtischen,  in- 
dustriereichen wie  1,1:0,31  sich  verhält,  das  Land  also  reich- 
lich dreimal,  fast  viermal  wertvoller  für  die  Wehrkraft  der 
Nation  ist  als  die  Stadt.  (Berlin,  1892.  S.  23.) 

Sering.  Die  Wurzeln  der  politisch-militärischen  . . . . 
Kraft  jeder  Nation  liegen  nicht  sowohl  in  der  städtischen  als 
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in  der  ländlichen  Bevölkerung.  In  ersterer  Hinsicht  sei  nur 
auf  die  Ergebnisse  des  Ersatzgeschäftes  hingewiesen,  wonach 
die  Industriestädte  im  Verhältnis  zu  ihrer  Bevölkerung 
weniger  als  ein  Drittel  so  viel  waffenfähige  Männer  stellen 
wie  die  rein  ländlichen  Distrikte.  (Plenarversammlung  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrates  vom  9.  März  1892.) 

Schuhmacher-Zarchlin.  Was  der  Sachverständige 
[Sering]  wegen  der  Ausmusterung  gesagt  hat,  das  ist  es 
nicht  allein,  dafs  von  tausend  Seelen  in  den  Städten  und  In- 
dustriebezirken nur  3 '/io  militärtüchtig  sind,  von  tauseud 
Seelen  auf  dem  Lande  11.  (Plenarversammlung  des  Deutschen 
Land  Wirtschaftsrates  vom  9.  März  1892.) 

Sohnrey:  dafs  durchschnittlich  bei  der  rein  ländlichen 
Bevölkerung  90  vom  Hundert  der  vorgestellten  Wehrpflich- 
tigen waffenfähig  sind,  während  bei  einer  überwiegend  indu- 
striellen Bevölkerung  nur  25  vom  Hundert  der  Vorgestellten 
als  waffenfähig  gelten  konnten.  (Leipzig  1894,  S.  121.) 

b)  1897—1903. 

Brentano.  Die  Behauptung  . . . dafs  von  je  100  end- 
gültig Abgefertigten  iu  den  Armeekorpsdistrikten  mit  über- 
wiegend agrarischen  Rekrutierungsbezirken  eine  weit  gröfsere 
Zahl  tauglich  sei  als  in  den  Distrikten  mit  überwiegend  In- 
dustrie und  Handel  treibenden  Bezirken  . . . läfst  sich  mit 
dem  veröffentlichten  Materiale  direkt  weder  beweisen  noch 
widerlegen;  denn  für  die  einzelnen  Armeekorps  fehlen  die 
Angaben,  aus  welchen  Distrikten  ihre  Rekruten  stammen. 
(„Die  Nation“,  30.  Oktober  1897.) 

. . . Die  relativ  gröfsere  Zahl  der  Rekruten,  selbst  wenn 
sie  iu  höherem  Mafse  als  es  der  Fall  ist,  von  der  Landwirt- 
schaft geliefert  werden  sollte,  ....  („Die  Nation“,  13.  No- 
vember 1897.) 

Die  Tatsache,  dafs  die  Zahl  der  Tauglichen  im  Verhältnis 
zur  Zahl  der  Wehrpflichtigen  in  den  überwiegend  agrarischen 
Gegenden  grüfser  als  in  den  übrigen  ist,  ist  von  mir  mit 
keinem  Worte  bestritten  worden.  Ich  habe  sie  anerkannt. 
Ich  habe  nur  hervorgehoben,  dafs  die  Angaben,  die  dies- 
bezüglich gemacht  zu  werden  pflegen,  sehr  übertrieben  sind. 
(„Die  Nation“,  20.  November  1897.) 
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Bonn.  Ohne  weiteres  ist  zuzugeben,  und  Brentano  hat 
dies  selbstverständlich  getan,  dafs  in  Prozenten  ausgedrückt 
in  agrarischen  Distrikten  von  100  Abgefertigten  meist  eine 
gröfsere  Zahl  tauglich  ist,  als  in  industriellen.  („Allgemeine 
Zeitung“,  13.  April  1898.) 

Kuczynski.  Wir  haben  gesehen,  dafs  eine  erheblich 
höhere  Tauglichkeit  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
nicht  nachgewiesen  werden  konnte.  Im  grofsen  und  ganzen 
erscheint  allerdings  eine  etwas  ungünstigere  Stellung  der  In- 
dustriebevölkerung in  ihrem  Durchschnitt  wahrscheinlich.  Im 
einzelnen  finden  sich  die  Maximal-  und  Minimalanteile  der 
Tauglichen  sowohl  bei  überwiegend  landwirtschaftlichen  als 
auch  bei  vorherrschend  industriellen  Gebieten.  Erst  eine 
detailliertere  Statistik  wird  darüber  Aufschlafs  erteilen  können, 
welche  Gewerbe  innerhalb  der  Industrie  die  Wehrfähigkeit  an 
meisten  zu  beeinträchtigen  geeignet,  welche  also  einer  be- 
sonders eingehenden  Arbeiterschutzgesetzgebung  bedürftig 
sind.  (Stuttgart  1900,  S.  112  f.) 

Conrad.  Was  die  Bedeutung  der  ländlichen  Bevölkerung 
anbetrifft,  so  wird  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
z.  B.  in  Deutschland  die  kräftigste,  gesundeste  Mannschaft  aus 
den  Land-,  Forstwirtschaft,  Gärtnerei  und  Fischerei  treibenden 
Gegenden  herstammen  und  die  Pflege  dieser  Gewerbe  zur  Re- 
generierung der  städtischen  Bevölkerung  und  Erhaltung  der 
Wehrkraft  geboten  sein.  Doch  wird  dieses  Moment  vielfach  arg 
überschätzt.  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  1898.) 

Kruse.  ...  So  lückenhaft  die  Beweisführung  auch  sein 
mufste,  so  hat  sie  doch  soviel  klargestellt,  dafs  der  üble  Ein- 
fluß des  städtischen  Lebens  auf  die  Körperentwicklung  ge- 
waltig überschätzt  worden  ist.  Man  fragt  sich  vergebens, 
wie  die  Äufserung  begründet  werden  kann,  „dafs  von  1000 
Seelen  in  den  Städten  und  Industriebezirken  nur  3'/i0  militär- 
tüchtig  sind,  von  tausend  Seelen  auf  dem  Lande  11“.  Wir 
haben  allerdings  hier  und  da  ein  gewisses  Übergewicht  der 
ländlichen  Bevölkerung  über  die  städtische  in  dieser  Beziehung 
konstatieren  können,  aber  es  hält  sich  meist  in  bescheidenen 
Grenzen.  (Bonn  1898,  S..  418.) 

Elben.  . . . dafs  die  vielfache  Annahme,  nach  welcher 
die  landwirtschaftlichen  Gegenden  des  Landes  verhältnismäfsig 
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mehr  tüchtige  Rekruten  liefern,  als  die  vorwiegend  in- 
dustriellen [für  Württemberg]  nicht  richtig  ist  . . . (Württem- 
bergisclie  Jahrbücher,  1901,  S.  118.) 

Dem  Beruf  der  Gemusterten  selbt  konnten  wir  wenig 
Einflufs  auf  dessen  militärische  Tüchtigkeit  zur  Zeit  der 
Musterung  beimessen.  Die  vorwiegend  landwirtschaftlichen 
Gegenden  stellen  keinen  gröfseren  Prozentsatz  tauglicher 
Mannschaften  als  die  industriellen;  vereinzelte  Erscheinungen 
sprechen  eher  für  das  Gegenteil,  doch  ist  ein  strikter  Beweis 
hierfür  bei  Vergleichung  sämtlicher  Landesteile  [Württem- 
bergs] nicht  erbracht.  (Ebenda,  S.  125.) 

Dix.  Wenn  man  die  relative  . . . Wehrfähigkeit  der  ge- 
gebenen Menschenmenge,  nicht  die  absolute  Zahl  der  Wehr- 
fähigen auf  gleicher  Bodenfläche  betrachtet,  wird  das  au  sich 
durchaus  zutreffende  Ergebnis  der  Brentanoschen  Tabelle  un- 
gefähr umgekehrt.  („Preufsische  Jahrbücher“,  Januar  1898, 
S.  62.) 

. . . bedarf  es  . . . gar  keines  weiteren  Beweises,  um 
einen  grol'seu  Unterschied  in  der  . . Wehr-  . . kraft  zwischen 
der  ländlichen  und  grofsstädtischen  Bevölkerung  zu  Ungunsten 
der  letzteren  festzustellen.  (Ebenda,  S.  57.) 

Wenn  Professor  Brentano  der  Ansicht  ist,  die  weitere 
Ausbildung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  ihre  strenge 
Durchführung  könne  nun  in  Verbindung  mit  den  hygieni- 
schen Einrichtungen  . . . die  grofsstädtisch-industrielle  Be- 
völkerung ebenso  . . . wehrfähig  machen  wie  die  ländliche, 
so  geht  er  damit  offenbar  etwas  zu  weit.  (Ebenda,  S.  65.) 

Bindewald.  Die  Militärtauglichkeit  der  Landbewohner 
übertrifft  um  ein  Bedeutendes  diejenige  der  in  den  Städten 
Geborenen.  (Conrads  Jahrbücher,  Mai  1898,  S.  657.) 

Evert.  Ist  die  Gestellungsziffer  der  „agrarischen“  Be- 
zirke wirklich  wesentlich  gröfeer  als  die  der  industriellen? 
. . . Die  . . . Frage  ist  zu  bejahen,  wenigstens  im  grolsen 
und  ganzen.  („Der  Tag“,  6.  August  1902.) 

Ballod.  Im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl  würden  . . . 
schon  die  „vorherrschend  agrarischen  Gebiete“  gegenüber  den 
rein  industriellen  und  handeltreibenden  mehr  als  doppelt  so 
viel  Rekruten  liefern.  . . . Damit  fällt  denn  auch  der  pole- 
mische Ausfall  Br.’s  gegen  Ökouomierat  Schuhmacher  uud 
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Prof.  Sering,  welcher  letzterer  einmal  (1892)  ausgeführt  hatte, 
dafs  „die  Industriestädte  im  Verhältnis  zu  ihrer  Bevölkerung 
weniger  als  ein  Drittel  soviel  waffenfähige  Männer  stellen, 
wie  die  rein  ländlichen  Distrikte“  in  sich  zusammen,  und  jene 
Ausführungen  von  Sering  und  Schuhmacher  erfahren  eine 
glänzende  Bestätigung.  („Kreuzzeitung“,  25.  Januar  1898.) 

Wenn  sich,  wie  wir  sahen,  herausstellt,  dals  die  Wehr- 
haftigkeit der  Bevölkerung  in  den  blofs  „vorherrschend  agrari- 
schen“ Gebieten  Brentanos  sich  zu  der  rein  industriellen  und 

172  4 

Handel  treibenden  Bevölkerung  verhält  wie  - ’ so  ist  klar, 

ol,o 

dafs  die  Differenz  noch  greiser  werden  würde,  wenn  man  die 
rein  agrarische  und  die  rein  industrielle  Bevölkerung  einander 
gegenüberstellen  könnte;  es  würde  sicher  das  auch  von  Sering 
bereits  früher  angenommene  Verhältnis  von  3 : 1 entstehen. 
(„Kreuzzeitung“  26.  Januar  1898.) 

Wir  erkundigten  uns  auch  bei  Prof.  Sering  nach  den 
Quellen  für  seine  1892  im  Deutschen  Landwirtschaftsrat  ge- 
fallene Äufserung,  dafs  die  Industriestädte  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Bevölkerung  weniger  als  ein  Drittel  soviel  waffenfähige 
Männer  stellen,  wie  die  rein  ländlichen  Distrikte.  Es  sind  dies 
hauptsächlich  ein  Aufsatz  von  Hans  Idel  in  den  „Grenzboten“ 

1891,  1.  Vierteljahr,  S.  134  und  die  von  einer  durchaus  sach- 
kundigen Feder  herrührende  Broschüre:  Ein  Vermächtnis 
Moltkes:  Stärkung  der  sinkenden  Wehrkraft,  2.  Aufl.  Berlin 

1892.  Verlag  von  R.  Eisenschmidt.  S.  22  der  erwähnten 
Broschüre  ist  die  folgende,  vollkommen  vertrauenswürdige 
Tabelle  aufgestellt '):  [folgt  die  Tabelle,  wonach  „der  Wehr- 
kraftswert der  rein  ländlichen  ackerbautreibenden  Bezirke  zu 
dem  der  städtischen,  industriereichen  wie  1,1:0,31  sich  ver- 
hält“] („ Kreuzzeitung“,  27.  Januar  1898). 

. . . kann  . . . nicht  die  Stichhaltigkeit  der  These  beein- 
trächtigen, dafs  die  agrarische  Bevölkerung  im  Verhältnis  zur 
Einwohnerzahl  mindestens  doppelt  so  viel  Rekruten  liefert  als 
die  industrielle  ....  („Allgemeine  Zeitung“,  6.  Mai  1898). 

...  es  geht  doch  daraus  mit  grofser  Sicherheit  hervor, 
dafs  für  die  rein  landwirtschaftliche  Bevölkerung  im  Ver- 

')  Vergl.  hierzu  die  neuerliche  Stellungnahme  Serings  und  Hades 
oben  S.  10  Anm.  1. 
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hältnis  zur  rein  industriellen  das  Verhältnis  sich  noch  gün- 
stiger stellen  würde  als  2 : 1 (ebenda). 

Die  Ansicht,  dafs  die  rein  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
dreimal  so  viel  Waffenfähige  liefert  wie  die  rein  industrielle, 
ist  durchaus  begründet.  (Schmollers  Jahrbuch  1898,  3.  Heft, 
S.  357.) 

2.  Die  absolute  Wehrkraft  der  landwirtschaftlichen 
bezw.  ländlichen  Bevölkerung. 

Brentano.  Infolge  der  gröfseren  Dichtigkeit  der  Be- 
völkerung liefern  die  deutschen  Industrie  und  Handel  treiben- 
den Bezirke  absolut  und  relativ  weit  mehr  Rekruten  als  die 
Agrardistrikte;  und  zwar  stammt  die  gröfsere  Anzahl  der  Re- 
kruten der  nicht  agrarischen  Gegenden  nicht  etwa  aus  den 
Agrardistrikten.  („Die  Nation“,  30.  Oktober  1897.) 

Nicht  einmal  mehr  ganz  ein  Drittel  stammt  aus  über- 
wiegend agrarischen  Distrikten.  . . . Die  deutsche  Armee 
und  Marine  rekrutieren  sich  also  heute  zu  mehr  als  zwei 
Dritteln  nicht  aus  überwiegend  agrarischen,  sondern  aus  über- 
wiegend Industrie  und  Handel  treibenden  Distrikten!  (ebenda). 

Dix.  Die  Tatsache  . . . steht  unumstöfslich  fest,  dafs  . . . 
die  industriellen  Gebiete  heute  bereits  zu  Deutschlands  Wehr- 
kraft unmittelbar  die  gröfsere  Zahl  von  Köpfen  und  Händen 
stellen.  (Preufsisclie  Jahrbücher,  Januar,  1898  S.  51). 

Deutschland  bezieht  die  Mehrzahl  seiner  Rekruten  aus 
industriellen  Gegenden  (ebenda,  S.  52). 

Die  Mehrzahl  der  Rekruten  stammt  unmittelbar  aus  den 
industriellen  Gegenden  (ebenda,  S.  53). 

Ich  muls  gestehen  . . .,  dafs  die  Richtigkeit  der  Brentano- 
scheu Behauptung  — dafs  das  Reich  die  Mehrzahl  der  Re- 
kruten aus  den  „industriellen  Gegenden“  beziehe  — , nicht  so 
ganz  „unumschränkt“  zugegeben  werden  kann  (Preufsische 
Jahrbücher,  April  1898,  S.  154). 

Mit  „überwiegend“  agrarischen  oder  industriellen  Gegenden 
allein  ist  es  nicht  getan,  auch  in  den  „überwiegend“  industriellen 
Gebieten  müfste  der  agrarische  Teil  der  Bevölkerung  gesondert 
betrachtet  werden  (ebenda,  S.  155). 

Sering.  Wäre  die  Herkunft  der  Rekruten  nach  Ge- 
meinden oder  auch  nur  Kreisen  nachgewiesen,  so  würde  eine 
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der  Breutano’schen  analoge  Zusammenstellung  ein  von  dem 
seinigen  [weniger  als  ein  Drittel  aus  überwiegend  landwirt- 
schaftlichen Distrikten]  ganz  verschiedenes  Resultat  ergeben 
(Archiv  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  1902,  S.  38). 

Endlich  ist  auch  auzunehmen,  dals  heute  mehr  junge 
Leute  in  das  Heer  eingestellt  werden,  die  sich  der  Industrie 
oder  dem  Handel  zugewandt  haben  als  der  Landwirtschaft 
(ebenda,  S.  40). 

Dade.  Die  glaubwürdigsten  Schätzungen  ergeben,  dafs 
das  deutsche  Heer  fast  noch  zur  Hälfte  aus  Männern  besteht, 
die  zur  Zeit  ihrer  Einstellung  dem  landwirtschaftlichen  Be- 
rufe angehörten  (Stuttgart  und  Berlin  1903,  S.  72). 

Bindewald.  Es  entfallen  von  759  986  Ansgehobenen 
[1893  bis  1895]  auf  die  Landwirtschaft . . . 471  231,  auf  Handel 
und  Industrie  . . . 288  755.  Das  sind  andere  Ergebnisse,  als 
die  des  Herrn  Prof.  Brentano!  Dieselben  beweisen,  dafs  . . . 
Deutschland  . . . den  grösseren  Teil  seinerWehrkraft  aus  agrari- 
schen Distrikten  . . . bezieht  (Conrads  Jahrbücher,  Mai  1898, 
S.  660). 

Ballod.  Das  eigentliche  Problem  ist:  liefert  die  indu- 
strielle Bevölkerung  tatsächlich  absolut  mehr  Eingestellte  als 
die  agrarische?  („Kreuzzeitung“  25.  Januar  1898.) 

. . . wir  wollen,  um  ja  recht  vorsichtig  vorzugehen,  an- 
nehmen, dafs  die  rein  landwirtschaftliche  Bevölkerung  im 
Verhältnis  zur  Bevölkerungsziffer  nur  zweimal  so  viel  Re- 
kruten liefert,  wie  die  nicht  agrarische  Bevölkerung.  Da  nun 
die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  heute  etwa  36  % der  Ge- 
samtbevölkerung beträgt,  so  würde  die  Eingesteiltenzahl  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  sich  verhalten  zu  der  nicht 

A y nn 

landwirtschaftlichen  wie  , ’ = 72:64.  Die  36^  be- 

1 X t>4 

tragende  landwirtschaftliche  Bevölkerung  würde  also  heute 
noch  52,9  % aller  Eingestellten  im  deutschen  Reich  liefern  — 
in  Wirklichkeit  noch  etwas  mehr  . . . Die  Landwirtschaft . . . 
stellt  auch  absolut  genommen  mehr  Soldaten,  als  die  gesamte 
übrige  Bevölkerung,  sie  ist  auch  heute  noch  die  Hauptgrund- 
lage der  deutschen  Wehrkraft.  Die  eigentliche  industrielle  Be- 
völkerung dürfte  kaum  über  ’/a  der  Rekruten  liefern,  Handel 
und  Verkehr  vielleicht  'A  — ’/io-  („Kreuzzeituug“  26.  Januar  1898.) 
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....  es  geht  doch  daraus  mit  grofser  Sicherheit  hervor, 
dafs  für  die  rein  landwirtschaftliche  Bevölkerung  im  Ver- 
hältnis zur  rein  industriellen  das  Verhältnis  sich  noch  günstiger 
stellen  würde  als  2 : 1.  Ziehen  wir  nun  noch  in  Betracht, 
dafs  ja  die  1,8‘J  % betragende  Ziffer  der  im  häuslichen  Dienst 
Erwerbstätigen,  die  6.22  % in  Armee  und  Staatsdienst  be- 
findlichen Personen  und  die  9,35  % Berufslosen  nur  zum  Teil 
eine  eigentliche  Klasse  darstellen,  zum  Teil  aber  stetig  aus 
den  in  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  Erwerbstätigen 
sich  bilden  oder  in  dieselbe  zurücktreten,  so  ist  wohl  zweifel- 
los, dafs  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  heute  nicht  blofs 
52,9  % aller  Rekruten  liefern  dürfte,  wie  in  der  „Kreuzzeitung“ 
vorsichtigerweise  angenommen  worden  ist,  sondern  vielleicht 
60  % oder  mehr.  Gewifs  wäre  es  ja  erwünscht,  wenn  genaue 
Erhebungen  über  Herkunft  und  Beruf  der  Rekruten  angestellt 
würden,  um  die  Frage  endgültig  zu  entscheiden,  mit  absoluter 
Sicherheit  läfst  sich  eben  die  Anzahl  der  Rekruten,  die  die 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  einerseits  und  jene,  die  die 
industrielle  geliefert  hat,  nicht  feststellen.  Wer  jedoch  über- 
haupt einen  Begriff  von  Wahrscheinlichkeitsrechnung  und 
Statistik  hat,  wird  sich  sagen  müssen,  dafs  schon  die  vor- 
handenen Daten  ausreichen,  um  jeden  Zweifel  nicht  nur  über 
die  höhere  relative,  sondern  auch  die  höhere  absolute  Wehr- 
fähigkeit der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  auszuschliefsen 
(„Allgemeine  Zeitung“  6.  Mai  1898). 

Nicht  nur  relativ,  auch  absolut  liefert  die  landwirtschaft- 
liche Bevölkerung  im  Deutschen  Reiche  noch  heute  mehr  Ein- 
gestellte, als  die  gesamte  übrige  Bevölkerung  zusammen- 
genommen (Schmollers  Jahrbuch,  3.  Heft  1898,  S.  357). 

Nimmt  man  nun  an,  dafs  die  Wehrfähigkeit  der  gesamten, 
rein  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  sich  zu  der  übrigen 
Bevölkerung  verhält,  wie  die  der  angeführten  stärkst  land- 
wirtschaftlichen Gebiete  zu  der  der  stärkst  industriellen,  so 
gelangt  man  unschwer  zu  dem  Ergebnis,  dafs  die  rein  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  auch  absolut  etwas  mehr  Rekruten 
gestellt  haben  rnüfste,  als  alle  übrigen  Berufsschichten  zu- 
sammengenommen (Leipzig  1899,  S.  87). 
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Beilage  III. 

Tabellarische  Übersichten  der  Ergebnisse  der  Erhebungen  des  Reiches 

und  Bayerns. 

1.  Einteilung  des  Deutschen  Reiches  in  Armeekorpsbezirke. ') 


Armee- 

korps. 

Bundesstaat  bezw. 
preufsische  Provinz. 

Regierungs-  bezw.  Verwaltungsbezirke. 

I. 

Ostpreufsen. 

Gesamte  Provinz  mit  Ausnahme  der  Kreise 
NeidenburgundOsterode(R.-B.  Königsberg). 

II. 

Pommern. 

Gesamte  Provinz  mit  Ausnahme  der  Kreise 
Schlawe,  Rummelsburg,  Stolp-Stadt,  Stolp- 
Land,  Laueuburg  und  Bütovv  (R.-B.  Köslin). 

Posen. 

R.-B.  Bromberg. 

Westpreufsen. 

R.-B.  Marienwerder:  Kreise  Flatow,  Deutsch- 
Krone. 

III. 

Brandenburg. 

Gesamte  Provinz. 

IV. 

Prov.  Sachsen. 

R.-B.  Magdeburg,  Merseburg. 

Anhalt. 

Das  Staatsgebiet. 

Sachsen-Altenburg. 

Das  Staatsgebiet. 

V. 

Schlesien. 

R.-B.  Liegnitz. 

Posen. 

R.-B.  Posen. 

VI. 

Schlesien. 

R.-B.  Breslau,  Oppeln. 

VII. 

Westfalen. 

i 

Gesamte  Provinz  mit  Ausnahme  der  Kreise 
i Arnsberg,  Meschede,  Brilon,  Altena,  Olze, 
Siegen  und  Wittgenstein  (R.-B.  Arnsberg). 

Rheinprovinz. 

R.-B.  Düsseldorf  mit  Ausnahme  der  Kreise 
Kempen,  Neufs,  Grevenbroich,  Münclieu- 
Gladbach-Stadt  und  Gladbach-Land. 

Schaumburg-  Lippe. 

Das  Staatsgebiet. 

Lippe. 

Das  Staatsgebiet. 

VIII. 

Rheinprovinz. 

R.-B.  Coblenz  mit  Ausnahme  des  Kreises 
Wetzlar. 

R.-B.  Düsseldorf:  Kreise  Kempen,  Neufs, 
Grevenbroich,  München  - Gladbach  - Stadt 
und  Gladbach-Land. 

R.-B.  Cöln,  Trier,  Aachen,  Sigmaringeu. 

Oldenburg. 

Fürstentum  Birkenfeld. 

IX. 

Hannover. 

K.-B.  Stade. 

Schleswig-Holstein. 

R.-B.  Schleswig. 

Mecklenb.-Schwerin. 

Das  Staatsgebiet. 

Mecklenb.-Strelitz. 

Das  Staatsgebiet. 

')  Zu.-aii)  mon  fest  eilt  ans  ^Aktenstücke  zu  «Ion  Verhandlungen  dos  Reichsbiges 
100.3  1005"  Nr.  0 uud  Zentralblatt  fiir  das  Deutsche  iteich  1003,  S.  iü — 24. 
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Armee- 

korps. 

Bundesstaat  bezw. 
preufsische  Provinz. 

Kegierungs-  bezw.  Verwaltungsbezirke. 

Oldenburg. 

Fürstentum  Lübeck. 

Drei  Hansastädte. 

Das  Staatsgebiet. 

X. 

Hannover. 

Gesamte  Provinz  mit  Ausnahme  des  R.-B. 
Stade. 

Hessen-Nassau. 

R.-B.  Cassel:  Kreis  Rinteln. 

Oldenburg. 

Herzogtum  Oldenburg. 

Braunschweig. 

Das  Staatsgebiet. 

XI. 

Hessen-Nassau. 

R.-B.  Cassel  mit  Ausnahme  der  Kreise 
Rinteln,  Fulda,  Hanau-Stadt,  Hanau-Land, 
Gelnhausen,  Schlüchtern  und  Gersfeld. 
R.-B.  Wiesbaden:  Kreis  Biedenkopf. 

Prov.  Sachsen. 

R.-B.  Erfurt. 

ThüringischeStaaten. 

Das  Staatsgebiet  mit  Ausnahme  von  Sachseu- 
Alteuburg. 

Waldeck. 

Das  Staatsgebiet. 

XII. 

Köuigr.  Sachsen. 

Kreishauptmaunschatten  Dresden,  Bautzen. 

(tgl.8kb.) 

XIII. 

Württemberg. 

Das  Staatsgebiet. 

(KtLWlrUb.) 

XIV. 

Baden. 

Das  Staatsgebiet. 

Elsafe-Lothringen. 

Bezirk  Ober-Elsafe. 

XV. 

Elsafe-Lothringen. 

Bezirk  Unter- Elsafs. 

Bezirk  Lothringen:  Kreise  Saarburg,  Saar- 
gemünd. 

XVI. 

Elsafs-Lothringen. 

Bezirk  Lothringen  mit  Ausnahme  der  Kreise 
Saarburg  und  Saargemünd. 

XVII. 

Pommern. 

R.-B.  Köslin:  Kreise  Schlawe,  Rummelsburg, 
Stolp-Stadt,  Stolp-Land,  Lauenburg  und 
Bütow. 

Westpreufsen. 

Gesamte  Provinz  mit  Ausnahme  der  Kreise 
Flatow  und  Deutsch-Krone  (R.-B.  Marien- 
werder). 

Ostpreufsen. 

R.-B.  Königsberg:  Kreise  Neidenburg,  Oste- 
rode. 

XVIII. 

Hessen-Nassau. 

R.-B.  Wiesbaden  mit  Ausnahme  des  Kreises 
Biedenkopf. 

R.-B.  Cassel:  Kreise  Fulda,  Hanau-Stadt, 
Hanau -Land,  Gelnhausen,  Schlüchtern, 
Gersfeld. 

Westfalen. 

R.-B.  Arnsberg:  Kreise  Arnsberg,  Meschede, 
Brilon,  Altena,  Olze,  Siegen,  Wittgenstein. 
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Armee-  Bundesstaat  bezw. 
korps.  preußische  Provinz. 


Regierungs-  bezw.  Verwaltungsbezirke. 


25. 

<iii.  Hm».  Dir. 


Rheinprovinz. 

Hessen. 


XIX.  Königr.  Sachsen, 
(t  S.  Sldi.) 

I.  Kgl.  Bayern. 

Bayr. 


II.  Kgl. 
Bayr. 


Bayern. 


III.  Kgl. 
Bayr. 


Bayern. 


R.-B.  Cobleuz:  Kreis  Wetzlar. 

Das  Staatsgebiet. 

Kreishauptmannschatten  Leipzig,  Chemnitz, 
Zwickau. 

R.-B.  Oberbayeru  mit  Ausnahme  der  U.-St. 
Ingolstadt  und  der  B.-A.  Aichach1),  Ingol- 
stadt, Pfaffenhofen  und  Schrobenhausen. 
R.-B.  Niederbayern:  U.-St.  Landshut,  B.-A. 
Dingolfing,  Eggenfelden,  Griesbach,  Landau 
a.  I.,  Landshut,  Pfarrkirchen,  Rottenburg, 
Vilsbiburg,  Vilshofen2). 

R -B.  Schwaben  mit  Ausnahme  der  U.-St, 
Neuburg  a.  D.  und  des  B.-A.  Neuburg  a.  D.3) 
R.-B.  Unterfranken,  Pfalz. 

R.-B.  Mittelfranken:  B.-A.  Scheinfeld. 

R.-B.  Oberfranken:  U.-St. Bamberg,  B.-A.  Bam- 
berg I,  Bamberg  II,  Ebermannstadt, 
Lichtenfels,  Staffelstein. 

R.-B.  Oberpfalz. 

R.-B.  Mittelfranken  mit  Ausnahme  des  B.-A. 
Scheiufeld. 

R.-B.  Oberfranken  mit  Ausnahme  der  U.-St. 
Bamberg  und  der  B.-A.  Bamberg  I,  Bam- 
berg II,  Ebermannstadt,  Lichtenfels  und 
Staffelstein. 

R.-B.  Oberbayern:  U.-St.  Ingolstadt,  B.-A. 
Aichach1),  Ingolstadt,  Pfaffenhofen,  Schro- 
benhausen. 

R.-B.  Niederbayern  mit  Ausnahme  der  U.-St. 
Landshut  und  der  B.-A.  Dingolfing,  Eggen- 
felden, Griesbach,  Landau  a.  I..  Lundshut. 
Pfarrkirchen,  Rotten  bürg,  Vilsbiburg  und 
Vilshofen.2) 

R.-B.  Schwaben:  U.-St.  Neuburg  a.  D.,  B.-A. 
Neuburg  a.  D.3) 


*)  1903:  Aichach  zum  I.  Bezirk. 

■)  1003:  Landau  a.  I.,  Vilshofen  zum  III.  Bezirk,  l’.-.St.  Passim,  B.-A.  l’assuu,  Wp;- 
«clioid,  Wolfstein  zum  I.  Bezirk. 

*)  1903:  l'.-St.  und  B.-A.  Xcnburg  a.  1>.  zum  I.  Bezirk,  l’.-St.  und  B.-A.  \Y>rd- 
i ngen  zum  III.  Bezirk. 

D 
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3.  Die  Ergebnisse  des  Heeresergänznngf 

in  den  Jahrer 


A.  Absolut« 


Armeekorps- 

bezirk 

Endgültig  Abgefertigte. 

Landwirtschaft!.  | Anderweit 

beschäftigt 

19U2  1903  i 1902  1903 

T&uglioh« 

Landwirtschaft!. 

beschäftigt 
auf  dem  in  der 
Lande  Stadt 

geboren  geboren 

I. 

8 143 

9 092 

6 515 

7 097 

5 653 

264 

XVII. 

7 610 

9 398 

7 039 

8 782 

4 605 

285 

II. 

8 780 

10  003 

8 836 

11  631 

4 587 

678 

I.  Bayr. 

8 379 

9 067 

1 1 695 

9 237 

4 237 

323 

III.  Bavr. 

8 256 

9 057 

12  612 

12  422 

4 179 

146 

V. 

7 035 

8 821 

9 522 

1 4 227 

4 116 

300 

X. 

10  567 

9 910 

18071 

17  781 

5 363 

543 

XVI. 

1 150 

1 192 

2 496 

2 105 

688 

70 

II.  Bayr. 

5 662 

5 469 

12  127 

1 1 394 

2 689 

412 

XV. 

2 377 

2 492 

5 154 

5 248 

1 488 

242 

IX. 

10436 

10  096 

24  537 

20  743 

5 459 

764 

XIII. 

6 037 

6 125 

14  727 

16  067 

2 810 

460 

IV. 

7 607 

6 729 

17  848 

19  378 

3 774 

873 

XIV. 

6 155 

5 986 

17  761 

16  039 

3 020 

611 

VI. 

6 772 

7 982 

20  776 

21  880 

2 970 

348 

25.  Divis. 

2 666 

2 392 

8 402 

7 700 

1 219 

306 

VIII. 

8 325 

8 008 

28  182 

26  376 

3 761 

716 

XI. 

4 699 

4 545 

15  890 

16  138 

2 269 

29ü 

III. 

8 503 

7 673 

34  444 

26  039 

4 357 

731 

XII. 

2 755 

2 409 

1 1 358 

10  169 

1 296 

320 

VII. 

9 369 

7 299 

49  171 

34  568 

4 605 

1 205 

XVIII. 

2 621 

2 432 

14  209 

11  206 

1 201 

214 

XIX. 

3 297 

2 739 

19  388 

18  350 

1 260 

587 

Summe 

147  201 

148  916 

370  760 

344  577 

75  606 

10  697 

')  Vergl.  .Aktenstücke  zu  den  Verhandlungen  de«  Reichstage' 
liHÖ/llMth,  No.  »,505. 
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geschäftes  in  den  einzelnen  Armeekorpsbezirken 
1902  und  1903. 


Zahlen'). 


1902. 

Anderweit 
beschäftigt 
auf  dem  in  der 

Lande  Stadt 

geboren  geboren 

Taugliche  1903. 

Landwirtschaftlich  | Anderweit 

beschäftigt 

auf  dem  in  der  auf  dem  | in  der 

Lande  Stadt  Lande  > Stadt 

geboren  , geboren  geboren  | geboren 

3 076 

1 374 

5 958 

306 

3 038 

1 525 

2 786 

1 672 

5 841 

449 

3 451 

2 302 

•2  868 

2 540 

5 136 

552 

3 728 

3 000 

4 048 

2 433 

5 055 

290 

2 974 

2 250 

4 722 

2 493 

4 311 

154 

4 573 

2 470 

.3  681 

2 270 

5 158 

326 

5519 

2 770 

5 523 

4 547 

4 871 

391 

5 505 

4 599 

l 022 

646 

653 

49 

742  | 

493 

4 586 

2 263 

2 782 

289 

4180 

1 957 

2 060 

1 494 

1 508 

163 

2 031 

l 408 

5 930 

6 717 

5 079 

707 

4 299 

6 100 

5 299 

3 323 

2 847 

397 

5 498 

3 486 

5 392 

5 232 

3 185 

809 

5 305 

5 946 

5 435 

4 783 

2 839 

624 

4 604  i 

4 236 

5 782 

4 712 

3 538 

438 

5 466 

4 960 

2 452 

2 520 

1 074 

280 

2 303 

2 010 

8 382 

7 601 

3 693 

450 

7 391 

6 449 

5 241 

3 473 

2 214 

' 273 

5 387 

3 580 

6 501 

9 089 

3 621 

703 

3 932 

; 7 742 

4 040 

2 863 

1 069 

315 

2 393 

2 980 

13  881 

15  268 

3 308 

826 

7 161 

12  508 

5 208 

3 387 

1 082 

253 

3 269 

2 482 

3 474 

6 563 

1 153 

503 

3 051 

6 776 

110  389 

97  263 

75  975 

9 547 

95  800 

92  029 
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3.  Die  Ergebnisse  des  Ileeresergänzungs 

in  den  Jahren 


B.  Prozent 


Armeekorps- 

bezirk 

Von  den  endgültig  Abgefertigten 
waren 

landwirtschoftl.  . 

beschäftigt1)  tau*llch) 

1902  | 1903  1902  | 1903 

Tsagllehs 

Landwirtschaft!. 

beschäftigt 

auf  dem  in  der 
Lande  Stadt 

geboren  geboren 

I. 

55,55 

56,16 

70,73 

66,88 

72,76 

70,59 

XVII. 

51,95 

51,69 

63.81 

66,24 

64,14 

66,28 

II. 

49,84 

46,24 

60,59 

57.39 

60,26 

58,05 

I.  Bayr. 

41,74 

49,54 

55,00 

57,74 

54,00 

60,60 

III.  Bayr. 

39,56 

42,17 

55,30 

53,58 

52,39 

52,14 

V. 

42,49 

38,27 

62,61 

59,76 

62,94 

60,61 

X. 

36,90 

35,79 

55,79 

55,49 

56,38 

51,52 

XVI. 

31,54 

36,15 

66,54 

58,75 

66,09 

64,22 

II.  Bayr. 

31,83 

32,43 

55,93 

54,60 

54,58 

56,05 

XV. 

31,56 

32,20 

70,16 

66,02 

72,62 

73,78 

IX. 

29,84 

32,74 

53,96 

52,48 

60,36 

54,89 

XIII. 

29,07 

27,60 

57,27 

55,10 

53,37 

59,59 

IV. 

29,88 

25,77 

59,99 

58,39 

61,65 

58,79 

XIV. 

25,74 

27,18 

57,91 

55,86 

58,94 

59,26 

VI. 

24,58 

26,73 

50,14 

48,23 

48,80 

50,73 

25.  Divis. 

24,09 

23,70 

58,70 

56,15 

56,62 

59,65 

VIII. 

22,80 

23,29 

56.04 

52,30 

52,12 

64,56 

XI. 

22,82 

21,97 

54,80 

55,38 

54,39 

56,74 

III. 

19,80 

22,76 

48,15 

47,45 

61,19 

52,89 

XII. 

19,52 

19,15 

53,28 

53,72 

58,12 

60,95 

VII. 

16,00 

17,43 

59,72 

56,85 

61,90 

62,44 

XVIII. 

15,57 

17,83 

59,48 

51,96 

53,35 

57,84 

XIX. 

14,53 

12,99 

52,39 

54,45 

56,07 

55,90 

Summe 

28,42 

30,18 

56,75 

55,39 

58,64 

58,52 

')  Berechnet  aus  „Aktenstücke  zu  den  Verhandlungen  des  Reichs- 
tages* 1903  1905,  Xo.  9,  505. 

-)  Vergl.  ebenda. 
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geschäftes  in  den  einzelnen  Arineekorpsbezirkeu 
1902  und  1903. 

zahlen. 


1903 -)  | Taugliche  1903  i 

Prozent  der  endgültig  Abgefertigten. 


Anderweit 

beschäftigt 

auf  dem  in  der 

Lande  Stadt 

geboren  geboren 

Land  wirtschaftlich 

bescl 

auf  dem  in  der 

Lande  Stadt 

geboren  geboren 

Anderweit 

läftigt 

auf  dem  in  der 

Lande  Stadt 

geboren  geboren 

70,49 

63,88 

68,98  67,25 

68,70 

57,01 

65,06 

60,65 

67,18  63,87 

69,12 

60,75 

61,62 

60,74 

57,41  1 52,22 

59,97 

55,40 

59,74 

49,46 

58,91  59,67 

61,41 

51,21 

59,08 

53,96 

49,43  45,97 

59,58 

52,04 

64,10 

60,07 

62,98  51,66 

61,58 

52,62 

56,26 

55,09 

53,09  ; 53,20 

55,75 

58,16 

66,41 

67,50 

59,31  53,85 

59,46 

57,53 

58,04 

53,55 

56,79  50,70 

55,31 

51,00 

70,48 

66,97 

67,53  62,93 

67,25 

63,20 

56,84 

47,62 

57,64  55,02 

56,99 

46,22 

59,96 

56,43 

52.89  53,50 

57,70 

53,32 

62,95 

56,37 

59,31  59,53 

61,50 

55,30 

58,75 

56,20 

57,08  61,66 

55,71 

54,48 

50,82 

50,14 

50,28  46,35 

51,85 

43,74 

61,35 

57,21 

57,22  54,37 

57,58 

54,32 

55,09 

58,62 

51,85  50,85 

52,47 

52,48 

55,67 

53,64 

55,17  j 51,32 

56,54 

54,16 

51,90 

41,47 

57,18  ! 52,46 

56,00 

40,71 

54,87 

49,21 

56,17  , 62,25 

55,57 

50,83 

61,24 

57,61 

55,58  61,32 

56,43 

57,17 

60,51 

60,46 

52,86  65,71 

50,95 

51.82 

52,64 

51,32 

59,68  i 62,33 

55,62 

52,67 

58,40 

53,52 

57,59  56,23 

57,41 

51,78 
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■)  Berechnet  aus  „Zeitschrift  des  K.  Bayer.  Statistischen  Bureaus“,  Jahrgang  1U03,  Heft  3. 


Beilage  IV. 

Die  Verhandlungen  des  Deutschen  Landwirtschaftsrates 
vom  Jahre  1904. 

Auf  seiner  30.  Plenarversammlung  im  Februar  1902  hatte 
der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  „die  Bedeutung  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  für  die  Wehrkraft  des  Deutschen 
Reiches“  einer  sehr  eingehenden  Erörterung  unterzogen,  deren 
Ergebnis  war,  dals  die  Teilnehmer  in  ihrer  Überzeugung  be- 
stärkt wurden,  dafs  die  Bedeutung  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  für  die  Wehrkraft  des  Deutschen  Reiches  aufser- 
ordentlich  grofs  und  gröfser  als  die  der  übrigen  Bevölkerung 
sei.  Die  auf  Grund  einer  Resolution  des  Reichstages  vom 
Reichskanzler  angeordneten  „Ermittelungen  über  die  Herkunft 
und  die  Beschäftigung  der  beim  Heeres-Ergänzuugsgeschäfte 
des  Jahres  1902  zur  Gestellung  gelangten  Militärpflichtigen“ 
ergaben  nun,  dafs  diese  Überzeugung  von  irrigen  Voraus- 
setzungen ausging,  dafs  die  relative  Wehrfähigkeit  der  in  der 
Landwirtschaft  beschäftigten  Militärpflichtigen  nicht  erheblich, 
sondern  nur  etwa  um  '/m  gröfser  war,  als  die  der  anderweit 
Beschäftigten,  und  dafs  dementsprechend  die  vor  ihrer  Ein- 
stellung in  das  Heer  in  der  Landwirtschaft  tätigen  eingestellten 
Mannschaften  nicht  fast  die  Hälfte  oder  gar  die  Mehrheit, 
sondern  nur  weniger  als  ein  Drittel  — genau  29,4  % — aller 
Eingestellten  ausmachten.  Über  die  relative  oder  absolute 
Wehrfähigkeit  der  ländlichen  bezw.  städtischen  Stellungs- 
pflichtigen liels  die  Denkschrift,  in  der  die  Ergebnisse  der 
Ermittelungen  mitgeteilt  wurden,  nichts  erkennen,  da  die  An- 
gaben nur  nach  Armeekorpsbezirken,  nicht  aber  nach  Aus- 
hebungsbezirken veröffentlicht  wurden.  Hingegen  wurden  die 
Militärpflichtigen  in  zwei  weitere  Gruppen  unterschieden,  je 
nachdem  sie  „auf  dem  Lande“,  d.  h.  in  Orten  von  weniger  als 
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2000  Einwohnern  oder  „in  der  Stadt“,  d.  h.  in  Orten  von  mehr 
als  2000  Einwohnern  geboren  waren,  wobei  sich  dann  die 
bemerkenswerte  Tatsache  ergab,  dafs  von  den  auf  dem  Lande 
geborenen  Eingestellten  nur  etwa  zwei  Fünftel  in  der  Land- 
wirtschaft, hingegen  drei  Fünftel  anderweit  beschäftigt  waren. 
Es  ist  bezeichnend  für  das  Wohlwollen,  dessen  sich  der 
Deutsche  Landwirtschaftsrat  an  leitender  Stelle  erfreut,  dafs 
ihm  der  Reichskanzler  diese  Denkschrift  bereits  unter  dem 
24.  Oktober  1903  überreichte,  während  sie  dem  Reichstage 
und  damit  der  Öffentlichkeit  erst  unter  dem  28.  November 
bekannt  gegeben  wurde.  Dem  Landwirtschaftsrat  wurde  es 
damit  wesentlich  erleichtert,  die  entsprechenden  Vorarbeiten 
für  die  Behandlung  des  Gegenstandes  auf  seiner  für  den 
Februar  1904  anberaumten  Plenarversammlung  unter  Berück- 
sichtigung der  neuesten  amtlichen  Erhebungen  rechtzeitig 
vollenden  zu  lassen. 

Das  Thema  der  Tagesordnung  vom  Jahre  1902  hatte  ge- 
lautet: „Die  Bedeutung  der  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung für  die  Wehrkraft  des  Deutschen  Reiches.“  Das  Thema  der 
neuen  Tagesordnung  hiefs:  „Die  Bedeutung  der  ländlichen 
Bevölkerung  für  die  Wehrkraft  des  Deutschen  Reichs  nach 
den  von  dem  Herrn  Reichskanzler  angeordneten  Erhebungen.“ 
Es  ist  anzuerkenneu,  dafs  der  Landwirtschaftsrat  durch  Er- 
setzung des  Wortes  „landwirtschaftlich“  durch  „ländlich“  der 
Tatsache  Rechnung  trug,  dafs  die  amtlichen  Erhebungen  den 
Nachweis  erbrachten,  dafs  der  Landwirtschaftsrat  noch  bei 
seiner  letzten  Beratung  des  Gegenstandes  die  Bedeutung  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  in  dieser  Beziehung  gewaltig 
überschätzt  hatte.“1)  Andererseits  durfte  sich  aber  der  Land- 
wirtschaftsrat nicht  verhehlen,  dafs  eben  diese  Erhebungen 
wie  gezeigt  zwar  den  Beruf  und  den  Geburtsort,  nicht  aber 
den  Wohnort  des  Stellungspflichtigen  berücksichtigten,  also 
die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  ländlichen  Bevölkerung 
für  die  Wehrkraft  unbeantwortet  liefsen.  Tatsächlich  umging 
denn  auch  der  Hauptreferent  Professor  Serin  g diese  Schwierig- 

')  Vgl.  hierzu  insbesondere  8.  53,  55).  Selbst  in  dem  aufserordentlich 
stark  mit  landwirtschaftlicher  Bevölkerung  durchsetzten  Königreich 
Bayern  stammten  nur  -Ui  % aller  Wehri»tlichtigen  von  landwirtschaftlich 
beschäftigten  Eltern  ab. 
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keit,  indem  er  die  Bedeutung  der  ländlichen  Bevölkerung  an 
den  Ergebnissen  des  Ileeresergänzuugsgeschäftes  für  die  auf 
dem  Lande  geborenen  Musteruugspflicbtigen  zu  messen  ver- 
suchte. Er  charakterisierte  diese  seine  Stellungnahme  folgender- 
mal’sen  (S.  285): 

Die  neue  Statistik  bat  nun  für  alle  militärpflichtigen  jungen 
Leute,  ilie  im  Jahre  l!Hr2  vor  den  Ersatzkommissionen  erschienen» 
2 Punkte  festgcstellt: 

1.  ihre  (lebürtigkeit  aus  Stadt-  oder  Landbezirken  und 

2.  ihren  Beruf. 

Die  erste  Erhebung  ist  bei  weitem  die  wichtigere  und  in  der 
Tat  sehr  bedeutungsvoll:  denn  der  Gebustsort  gibt  die  sicherste 
Vorstellung  von  dem  ganzen  Milieu,  den  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen,  in  denen  der  Gemusterte  aufgewachsen  ist. 
Tin  grofsen  und  ganzen  bleiben  die  Kinder  mindestens  bis  zum 
Beginn  des  erwerbstätigen  Alters  bei  ihren  Eltern,  und  Eheleute, 
die  unerwachsene  Kinder  haben,  werden  gerade  dadurch  einiger- 
mafsen  sefshaft  gemacht  Tm  Deutschen  Reich  sind  von  allen 
Kindern  und  jugendlichen  Personen  unter  1(1  Jahren  bei  der  letzten 
Volkszählung  (11KHJ)  nur  5,3  ,V  aufscrhulb  ihrer  Heiniatproviuz 
gezählt  worden. 

Indirekt  gibt  der  Geburtsort  auch  Aufschlufs  über  den  wahr- 
scheinlichen Beruf  der  Eltern. 

Gegen  diese  Ausführungen  Serings  ist  dreierlei  eiuzu- 
wenden: 

1.  Die  Kenntnis  der  Tatsache,  dafs  ein  Gemusterter  in 
einem  Orte  vou  weniger  oder  von  mehr  als  2000  Einwohnern 
geboren  ist,  vermag  nicht  einmal  eine  sichere  Vorstellung  von 
dem  ganzen  Milieu,  den  sozialen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen zu  geben,  in  denen  der  Gemusterte  geboren  ist. 
Sagt  doch  Sering  selbst  au  anderer  Stelle,  wo  es  ihm  darum 
zu  tun  ist,  „die  verhältnismäfsig  geringe  Differeuz  in  der  all- 
gemeinen Tauglichkeitsziffer  der  Stadt-  und  Landgeborenen 
zu  erklären“  fS.  291): 

Die  allermeisten  Landgemeinden  sind  zwar  agrarischen 
Charakters  ...  in  nicht  wenigen  Landgemeinden  aber,  so  auf 
allen  deutschen  Mittelgebirgen,  vom  Glatzer  Gebirgskessel  über 
das  Erzgebirge  und  den  Thüringer  Wald  bis  zum  Taunus  und 
Hunsrück  ist  die  Hausindustrie  eingenistet,  welche  meist  die 
Jugend  von  früh  auf  zu  scharfer  Arbeit  in  geschlossenen  Räumen 
heranzieht,  wiederum  andere,  in  denen  hauptsächlich  Arbeiter  der 
Grofsindustrie  wohnen,  welche  an  der  landwirtschaftlichen  Be- 
schäftigung wenig  oder  gar  nicht  teilnehmen. 
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Tatsächlich  gehörten  denn  auch  in  der  Geburtszeit  der 
Militärpflichtigen  (nach  der  Berufszählung  vom  Jahre  1882) 
36#  der  Bevölkerung  von  Gemeinden1)  mit  weniger  als 
2000  Einwohnern  nichtlandwirtschaftlichen  Berufen  an,  während 
nicht  weniger  als  12  # der  Bevölkerung  von  Gemeinden  mit 
mehr  als  2000  Einwohnern  auf  die  Berufsabteilung  Landwirt- 
schaft entfielen. 

2.  Die  Kenntnis  des  Geburtsortes  vermag  noch  viel  weniger 
eine  sichere  Torstellung  von  dem  ganzen  Milieu,  den  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  zu  geben,  in  denen  der 
Gemusterte  aufgewachsen  ist.  Denn  zu  den  eben  erwähnten 
Trübungen  der  Sachlage  gesellen  sich  noch  die  grolsen  Ver- 
schiebungen durch  Wanderungen.  Allerdings  hatSering  recht, 
wenn  er  sagt,  dafs  von  allen  Kindern  und  jugendlichen  Per- 
sonen unter  16  Jahren  bei  der  letzten  Volkszählung  (1900) 
nur  5,3#  aul'serhalb  ihrer  Heimatproviuz  gezählt  wurden; 
aber  dieser  Umstand  besagt  garnichts  für  die  Frage,  wieviele 
Landgeborene  auf  dem  Lande,  wieviele  Stadtgeborene  in  der 
Stadt  aufgewachsen  sind. 

3.  Der  Geburtsort  gibt  keineswegs  Aufschlufs  über  den 
wahrscheinlichen  Beruf  der  Eltern.  Als  Beweis  für  diese  Be- 
hauptung dürfte  es  genügen,  anzuführen,  dafs  von  den  83  003 
im  Jahre  1902  in  Bayern  vorgestellten  landgeborenen  Mann- 
schaften nur  47  490  oder  56  % von  landwirtschaftlich  be- 
schäftigten Eltern  abstammten,  hingegen  35  513  oder  44  % 
von  anderweit  beschäftigten,  während  andererseits  von  30  123 
vorgestellten  Stadtgeborenen  3636  oder  12  % von  landwirt- 
schaftlich, 26  487  oder  88  % von  anderweit  beschäftigten  Eltern 
abstammten. 

Vermag  nun  die  Kenntnis  des  Geburtsortes  weder  eine 
sichere  Vorstellung  von  den  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnissen,  in  denen  der  Musterungspflichtige  geboren  oder 
aufgewachsen  ist,  noch  von  dem  Berufe  seiner  Eltern  zu  geben, 
so  ist  sie  erst  recht  nicht  imstande,  uns  über  die  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Bedingungen  zu  unterrichten,  unter  denen 
der  Musterungspflichtige  nach  Abschlufs  seiner  Schulzeit  ge- 
lebt hat.  Trotzdem  bei  den  Ermittelungen  des  Reiches  nicht 

')  Die  Gliederung  g«->rhnh  nach  Gemein« len,  nicht  nach  Orten. 
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der  Beruf  bei  Einstellung  in  das  Heer,  sondern  vielmehr 
der  von  dem  Stellungspflichtigen  am  längsten  ausgeübte  Be- 
ruf erhoben  wurde,  ergab  sich  nämlich,  dafs  von  den  auf  dem 
Lande  geborenen  endgültig  Abgefertigten  überhaupt  nur  zwei 
Fünftel  in  der  Landwirtschaft,  hingegen  drei  Fünftel  ander- 
weit  beschäftigt  waren,  während  andererseits  von  den  in  der 
Stadt  Geborenen  nahezu  ein  Zehntel  landwirtschaftlich  be- 
schäftigt war. 

Es  dürfte  Seriug  somit  nicht  geglückt  sein,  nachzuweisen, 
dafs  die  Erhebung  der  „Gebürtigkeit  der  Stadt-  oder  Land- 
bezirke“ bei  weitem  wichtiger  sei  als  die  nach  dein  Berufe, 
und  dafs  der  Gegenstand  seines  zwei  Jahre  zuvor  gehaltenen 
Vortrages  eine  eingehende  Behandlung  nicht  verdient  habe. 
Immerhin  seien  in  Anbetracht  der  Bedeutung,  die  der  Deutsche 
Landwirtschaftsrat  dieser  Seite  der  Frage  gegenwärtig  bei- 
inifst,  die  Schlüsse,  die  Sering  ans  den  Erhebungen  über  die 
Gebürtigkeit  der  Stellungspflichtigen  zieht,  einer  näheren 
Prüfung  unterzogen.  Er  stellt  zunächst  fest,  dal's  entsprechend 
dem  Umstande,  dafs  „im  Geburtsjahr  der  1902  militärpflichtig 
gewordenen  Männer  die  deutsche  Wohnbevölkerung  ihren 
Schwerpunkt  in  den  ländlichen  Bezirken  hatte“,  „die  grofse 
Mehrzahl  aller  abgefertigten  Mannschaften  — im  ganzen  mehr 
als  % — aus  Ortschaften  von  weniger  als  2000  Einwohnern“ 
stammte.  Er  fahrt  dann  fort  (S.  286  fl-.): 

Wenn  aber  das  zahlenmäfsige  Übergewicht  der  Landgeborenen 
an  sich  selbstverständlich  ist,  so  ist  es  doch  keineswegs  das  Mals, 
in  dem  sie  überwiegen. 

Im  Jahre  1880  lebten  von  der  deutschen  Bevölkerung  in  Ort- 
schaften unter  2000  Einwohnern  58,61  % , 18s2  im  Geburtsjahre  der 
1902  gestellungspflichtig  gewordenen  58,20  % . Jene  Ortschaften 
stellen  aber  . . . im  Jahre  1902  zu  allen  abgefertigten  Militär- 
pflichtigen 61,38  und  zu  allen  Tauglichen  63,27  % , also  3 und 
5 % mehr  als  nach  ihrer  Volkszahl  zu  erwarten  gewesen  wäre. 
Umgekehrt  hätten  die  Ortschaften  von  mehr  als  2000  Einwohnern 
41,80,  rund  42  % aller  Mannschaften  liefern  sollen  — sie  stellten 
tatsächlich  zu  den  Militärpflichtigen  nur  39  und  zu  den  Tauglichen 
37  % . . . 

ln  dem  Cberschufs,  den  das  platte  Land  über  sein  Bevölkerungs- 
kontingent hinaus  zu  Musterung  stellte,  tritt  zu  Tage,  dafs  die 
Geburtenzahl  auf  dem  Lande  im  allgemeinen  gröfser  und  die 
Sterblichkeit  auch  der  jüngeren  Altersklassen  geringer  ist  als  in 
der  Stadt  . . . 


Digitized  by  Google 


66 


Auf  das  Konto  der  gröfseren  Fruchtbarkeit  und  geringeren 
Sterblichkeit  der  Landbevölkerung  sind  ...  21  206  Mann  zu  setzen. 

Wer  nun  mit  der  deutschen  Volkszählungsstatistik  nur 
einigermafsen  vertraut  ist,  ja  wer  nur  in  der  amtlichen  Dar- 
stellung der  letzten  Volkszählung  das  Kapitel  „Bevölkerung 
in  Stadt  und  Land“  flüchtig  eingesehen  hat,  wird  sich  vor 
allem  erstaunt  fragen,  woher  denn  Sering  die  Bevölkerung 
der  „Ortschaften  unter  2000  Eiuwohnern“  für  die  Jahre  1880 
und  1882  kennt?  Erfolgte  doch  damals  die  Gliederung  der 
Bevölkerung  seitens  der  amtlichen  Statistik  prinzipiell  nach 
der  Gröfse  der  Gemeinden  ohne  Rücksicht  auf  die  Einwohner- 
zahl der  Wohn  platze.  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  außer- 
ordentlich einfach.  Sering  merkte  offenbar  garnicht  den 
Unterschied.  Er  übersah  vollkommen,  dafs  in  den  Gemeinden 
mit  mehr  als  2000  Einwohnern  zahlreiche  Orte  von  weniger 
als  2000  Einwohnern  gelegen  sind.  Er  liefs  äufserst  umfang- 
reiche und  mühselige  Berechnungen  anstellen,  mn  für  jeden 
einzelnen  Armeekorpsbezirk  den  Anteil  der  in  den  Jahren  1880 
und  1900  in  Ortschaften  von  weniger  als  2000  und  von  mehr 
als  2000  Einwohnern  lebenden  Bevölkerung  festzustellen  und 
erkannte  anscheinend  garnicht,  dafs  für  1880  die  entsprechenden 
Unterlagen  fehlten,  und  dafs  er  für  1900  durchweg  die  falschen 
Zahlen  verwandte.  Während  nach  der  amtlichen  Statistik  im 
Jahre  1900  in  den  2892  Wohnplätzen  mit  mindestens  2000 
Einwohnern  nur  27  957  008  oder  49,60  % der  Gesamtbevölke- 
rung lebten,  bemifst  Sering  den  Anteil  auf  54,35  %,  indem  er 
sämtliche  3360  „städtische“  Gemeinden  mit  ihren  28440  Wohn- 
plätzen und  30  633  075  Einwohnern  als  „Ortschaften  von  mehr 
als  2000  Einwohnern“  ansieht.  Es  läfst  sich,  wie  gesagt,  nicht 
feststellen,  wie  grofs  der  Anteil  der  in  Ortschaften  von  weniger 
als  2000  Einwohnern  aber  in  Gemeinden  von  mehr  als  2000  Ein- 
wohnern lebenden  Bevölkerung  in  den  Jahren  1880  und  1882 
war.  Aber  selbst,  wenn  der  Anteil,  den  Sering  zu  Unrecht 
der  „städtischen“  Bevölkerung  zurechnete,  nicht  43/<  % wie 
im  Jahre  1900,  sondern  — und  das  ist  sogar  wahrscheinlich1)  — 
etwas  weniger,  ja  vielleicht  nur  3 % betrug,  so  würde  diese 

*)  Schon  bei  «len  Zahlungen  vor  1900  wurden  nämlich  die  Be- 
völkerungszahlen  nicht  durchweg  für  »amtliche  Bundesstaaten  nach 
Gemeinden,  sondern  für  einzelne  nach  Wohnplätzen  wiedergegeben. 
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Differenz  von  3 % bereits  vollkommen  genügen,  um  nach  dem 
von  Sering  angelegten  Maisstabe,  den  ich  mir  übrigens  keines- 
wegs zu  eigen  machen  möchte,  den  „Überschufs,  den  das 
platte  Land  über  sein  Bevölkernngskontingent  hinaus  zur 
Musterung  stellte“,  vollkommen  verschwinden  zu  lassen. 

An  seine  Betrachtungen  über  die  Zahl  der  auf  dem  Lande 
und  in  der  Stadt  geborenen  Musterungspflichtigen  schliefst 
Sering  eine  Untersuchung  der  Zahl  der  Tauglichen.  Er  sagt 
(S.  287): 

Das  Verhältnis  der  Tauglichen  zu  den  Abgefertigten,  die  Taug- 
lichkeitsziffer . . . bildet  den  arithmetischen  Ausdruck  für  die 
Wehrfähigkeit  einer  Itevölkerungsgruppe.  liier  bietet  sich  also 
zum  ersten  Male  ilie  Gelegenheit,  eine  klare  und  unanfechtbare 
Antwort  auf  die  Frage  nach  der  Wehrfähigkeit  der  Land-  und 
Stadtkinder  zu  gewinnen.  Die  Antwort  lautet:  die  Abkömmlinge 
des  platten  Landes  iibertreffeu  die  Städter  beträchtlich  an  körper- 
licher Kraft  und  Gesundheit. 

Es  ist  nicht  das  erste  Mal,  dafs  Sering  diese  Behauptung 
im  Deutschen  Landwirtschaftsrate  aufstellt.  Früher  begründete 
er  sie  einmal  damit,  dafs  nach  den  Ergebnissen  des  Ersatz- 
geschäftes „die  Industriestädte  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Bevölkerung  weniger  als  '/3  soviel  waffenfähige  Männer 
stellen,  wie  die  rein  ländlichen  Distrikte.“  Und  noch  vor 
zwei  Jahren  erklärte  er  ausdrücklich,  er  nehme  an,  dafs  es 
sich  bei  der  Feststellung  dieses  Verhältnisses,  das  er  als  „die 
Ergebnisse  des  Ersatzgeschäftes“  bezeichnet  hatte,  „um  sorg- 
fältige Ermittelungen  handelte.“  Nun,  er  stützte  sich,  wie 
gezeigt,  auch  diesmal  auf  die  Ergebnisse  des  Ersatzgeschäftes. 
Und  was  zeigen  ihm  nunmehr  diese  Ergebnisse? 

Jene  Ortschaften  [unter  2000  Einwohner]  stellten  ...  zu  allen 
Tauglichen  ...  f>  % mehr  als  nach  ihrer  Volkszahl  zu  erwarten 
gewesen  wäre  . . 

Auf  100  endgültig  abgelertigte  stellen  jene  [Abkömmlinge  des 
platten  Landes]  im  Reichsdurchschnitt  4,5,  und  unter  Umrech- 
nung der  zur  Ersatzreserve  gewiesenen  5,05  wehrhafte  Leute  mehr 
als  diese  [Städter]. 

Die  ländlichen  Distrikte  stellten  also  nicht  über  200  % 
mehr  Taugliche  im  Verhältnis  zu  ihrer  Bevölkerung,  aber 

•)  Wie  oben  gezeigt,  beruhte  die  Differenz  von  5 % im  wesent- 
lichen auf  der  Verwechslung  von  Ortschaften  und  Gemeinden. 
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immerhin  noch  5 % mehr,  und  — man  mufs  aus  allen  Blüten 
Honig  saugen: 

Der  Unterschied  von  4,5  bis  5,5  % zwischen  der  städtischen 
und  der  ländlichen  Tauglichkeitsziffer  mag  manchem  gering  er- 
scheinen. Zu  Nutzen  derer,  die  so  sprechen  und  schreiben,  will 
ich  den  Unterschied  in  absoluten  Zahlen  ausdrücken. 

Hätten  die  Landgeborenen  nur  die  städtischen  Tauglichkeits- 
ziffern gehabt,  so  würden  dem  Reiche  14371  Rekruten  weniger 
zur  Verfügung  gestanden  haben  — ohne  Einrechnung  der  Ersatz- 
reservisten — wir  hätten  dann  den  Ersatz  für  mehr  als  ein  ganzes 
Armeekorps  zu  streichen  gehabt  (S.  288). 

Nuu  wäre  es  natürlich  ungerecht,  anzunehnen,  Sering 
glaubte  ernstlich,  dafs,  wenn  die  Landgeborenen  14  371  Taug- 
liche weniger,  also  nicht  185  959,  sondern  171  588  Mann  ge- 
stellt hätten,  wir  den  Ersatz  für  mehr  als  ein  Armeekorps  zu 
streichen  gehabt  hätten.  Er  wuiste,  dafs  in  seinen  Taug- 
lichkeitsziffern 16  407  Überzählige  enthalten  waren,  die  allein 
ausgereicht  hätten,  das  Defizit  zu  decken.  Die  Ergebnisse  des 
Ileeresergänzungsgeschäftes  für  1903  haben  ihm  inzwischen 
auch  gezeigt,  dafs  in  diesem  Jahre  die  Landgeboreuen  tat- 
sächlich nur  171  775  Mann  gestellt  haben,  ohne  dafs  wir  den 
Ersatz  für  mehr  als  ein  Armeekorps  zu  streichen  gehabt 
hätten.  Seine  letzterwähnte  Schlufsfolgerung  verdient  denn 
auch  nicht  als  sachliches  Argument  Interesse,  sondern  ledig- 
lich als  ein  Beleg  dafür,  wie  gering  Sering  selbst  die  Urteils- 
kraft seiner  Hörer  einschätzte. ') 


')  Im  Anschlufs  hieran  kam  Sering  auch  abermals  auf  die  geringe 
Tauglichkeit  der  in  Berlin  untersuchten  Musterungsptlichtigen  zu 
sprechen.  Da  er  aber  nunmehr  (vergL  oben  Seite  40)  anerkannte,  dafs 
„das  schlechte  Ergebnis  des  Berliner  Musterungsgeschäfts  nicht  ohne 
weiteres  den  geborenen  Berlinern  zur  Last  gelegt  werden  kann“,  schien 
es  um  so  entbehrlicher,  die  Frage  noch  einmal  an  dieser  Stelle  zu  er- 
örtern, als  auch  das  einschlägige  Material  bereits  oben  (S.  60)  iu 
tabellarischer  Form  wiedergegeben  ist.  Inzwischen  hat  aber,  nachdem 
diese  Arbeit  bereits  gesetzt  war,  «1er  Staatssekretär  Graf  Posadowsky 
am  2.  März  anläßlich  der  Beratung  seines  Etats  im  Reichstage  auf  die 
Wichtigkeit  des  geographischen  Details  in  der  Heeresergänzungsstatistik 
hingewiesen  und  indem  er  dabei  auf  Berlin  exemplifizierte,  die  Er- 
gebnisse des  Musterungsgeschäftes  in  Berlin,  deren  geringe  Bedeutung 
für  die  Beurteilung  unserer  Frage  allmählich  erkannt  zu  werden  anfing, 
aufs  neue  zur  Diskussion  gestellt.  Von  der  Tatsache  ausgehend,  dafs 
im  Jahre  1002  von  den  auf  dem  Lande  geborenen  Musterungspilichtigen 
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Ein  näheres  Eingehen  auf  die  kurzen  Ausführungen 
Serings  über  die  Wehrfähigkeit  der  landwirtschaftlich  Be- 
schäftigten und  der  von  landwirtschaftlich  beschäftigten  Eltern 
Abstammenden  erübrigt  sich  an  dieser  Stelle.  Die  tatsäch- 
lichen Ergebnisse  des  Ersatzgeschäftes  in  dieser  Beziehung 
sind  bereits  in  dem  voraufgehenden  Vorfrage  mitgeteilt 
worden.  Sering  selbst  erklärt  sie  für  „von  geringerer  Be- 
deutung“. Über  die  Tatsache,  dafs  „von  allen  im  Jahre  1902 

„rund  58'1/»  X“  (genauer:  58,50  %),  von  den  in  der  Stadt  geborenen  und 
nicht  in  der  Landwirtschaft  Beschäftigten  hingegen  „nur  53'/t  % als 
waffenfähig  ausgehoben“  wurden,  fuhr  er  fort: 

„Sehr  lehrreich  wird  diese  Statistik,  wenn  man  auf  kleinere  Gebiete 
übergeht.  Im  Durchschnitt  des  gesamten  Ileeresersatzes  sind  tauglich 
von  denen,  die  in  der  Stadt  geboren  wurden  und  nicht  in  der  Land- 
wirtschaft beschäftigt  waren,  also  wieder  die  eigentlich  städtische  Be- 
völkerung, rund  53'/j  Xi  >>u  Bezirk  des  III.  Brandenburgischen  Armee- 
korps, zu  dem  die  Stadt  Berlin  und  ihre  Vororte  mit  ihrer  bedeutenden 
Industrie  gehören,  waren  aber  nur  41'/i  % waffenfähig  (Hört!  Hört! 
rechts),  und  in  Berlin-Stadt  sogar  noch  nicht  ganz  33X  (Hört!  Hört! 
rechts),  im  gesamten  Inspektionsbezirk  Berlin  nur  36'/!  % - Sie  sehen 
also,  dafs  hier  der  Prozentsatz  von  53 ’/,  % bis  etwa  33  % sinkt  (Hört! 
Hört!  rechts.)“  (Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des 
Reichstages.  XI.  Legislaturperiode.  I.  Session.  1903  1905.  Seite  4941. 
Graf  Posadowsky  hatte  diese  Ausführungen  bereits  in  der  Sitzung  vom 
9.  Februar  angekündigt.  Vergl.  auch  die  in  der  Zwischenzeit  gehaltenen 
Reden  der  Abgeordneten  v.  Kanitz  am  9.,  Singer  am  11.,  Lieber- 
inann  v.  Sounenberg  am  22.  Februar,  Wurm  am  27.  Februar  und 
1.  März,  Pachnike  am  28.  Februar.) 

Zweifellos  wird  diese  Statistik  sehr  lehrreich,  wenn  man  auf 
kleinere  Gebiete  übergeht  — ein  Beispiel  hierfür  bietet  die  vor  wenigen 
Tagen  erschienene  sehr  beachtenswerte  Schrift  des  Generalstabs- 
arztes z.  D.  von  Vogl  „Die  wehrpflichtige  Jugend  Bayerns"  — ebenso 
zweifellos  wird  diese  Statistik  aber  sehr  irreführend,  wenn  man  statt 
nun  tatsächlich  auf  kleinere  Gebiete  überzugehen  gerade  das  eine 
Beispiel  zur  Beweisführung  wählt,  das,  wie  von  allen  Seiten  anerkannt 
wird,  eine  Ausnahmestellung  einnimmt.  Denn  dafs  Berlin  nicht  etwa 
Mustcrungsergebnisse  aufweist,  die  für  eine  Grofsstadt  typisch  wären, 
ist  längst  erwiesen  (vergl.  oben  S.  35 f.).  Dafür  bietet  auch  insbesondere 
die  neue  bayerische  Erhebung  ausreichend  Belege  (vergl.  oben  S.  00). 
Eine  erschöpfende  das  gesamte  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
begreifende  Antwort  auf  die  Teilfrage,  wie  sich  im  einzelnem  die 
Tauglichkeit  der  grofsstädtischen  zu  der  der  übrigen  städtischen  Militär- 
pflichtigen verhält,  werden  hoffentlich  die  von  Graf  Posadowsky  in  der- 
selben Rede  ungekiindigten  eingehenderen  Erhebungen  ermöglichen. 
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vorgestellten  bezw.  tauglich  befundenen  jungen  Männern  28 
und  29  % landwirtschaftlich  beschäftigt“  waren,  sagt  Sering 
dürfe  inan  nicht  erstaunt  sein.  Es  finde  eben  eine  fortgesetzte 
Verschiebung  in  der  beruflichen  Zusammensetzung  des  deut- 
schen Volkes  statt,  und  der  Beruf  der  Gestellungspflichtigen 
sei  für  die  Militärtauglichkeit  ohne  besondere  Wichtigkeit. 

Will  man  die  Bedeutung  der  verschiedenen  Berufe  für  die 
Wehrkraft  klar  stellen,  so  mache  man  eine  Statistik  vom  Beruf  der 
Väter  und  Mütter  der  Gestellungspflichtigen,  und  zwar  fort- 
laufend. Eine  solche  Statistik  wäre  eine  wertvolle  Ergänzung  der 
Angaben  über  die  Gebürtigkeit,  sie  würde  die  Frage  zu  beant- 
worten gestatten,  welche  Berufe  dem  Lande  die  meisten  kräftigen 
Nachkommen  und  tauglichen  Soldaten  schenken,  oder  umgekehrt 
Schwächlinge  aufziehen  (S.  293). 

Nun,  die  bayerische  Regierung  hatte  ja  dem  Wunsche 
nach  einer  solchen  Statistik  wenigstens  in  beschränktem  Um- 
fange stattgegeben,  und  diese  Statistik  hatte  gezeigt,  dafs  der 
Unterschied  in  den  Tauglichkeitsziffern  der  von  landwirt- 
schaftlich beschäftigten  und  der  von  anderweit  beschäftigten 
Eltern  abstammenden  Wehrpflichtigen  nur  ganz  unbedeutend 
~ etwa  V,0  — war,  und  dafs  selbst  in  Bayern  nur  mehr  die 
Minderheit  der  eingestellten  Mannschaften  von  landwirt- 
schaftlich beschäftigten  Eltern  abstammten. 

Und  wie  kommt  Sering  über  diese  seinen  Anschauungen 
zuwiderlaufenden  Tatsachen  hinweg?  Mit  dem  Rezepte,  dafs 
er  und  seine  Schule  iu  jedem  Falle  anwenden,  wo  es  ihnen 
nicht  gelingt  mit  sachlichen  Gründen  eine  angebliche  Minder- 
wertigkeit der  städtisch  - industriellen  Bevölkerung  zu  be- 
weisen : 

Bayern  ist  in  den  meisten  Teilen  noch  ein  echtes  Agrarland, 
die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  haust  in  kleinen  Ortschaften,  die 
grofse  Menge  der  Gewerbetreibenden  bildet  einen  Bestandteil  der 
ländlichen  Gesellschaft,  einen  Appendix  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung. 

Und  weil  ja  doch  die  Gewerbetreibenden  nur  einen 
Appendix  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  bilden,  darum 
ist  es  ja  schliefslich  auch  gleichgültig,  wenn  das  Land  im 
Verhältnis  zu  seiner  Bevölkerung  nicht  200  %'  mehr  Taugliche 
liefert  als  die  Stadt,  sondern  nur  5 %,  wenn  die  landwirt- 
schaftlich Beschäftigten  unter  den  Eingestellten  nicht  mehr 
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fast  die  Hälfte  bilden,  sondern  nur  mehr  29  %,  wenn  in 
Bayern  selbst  die  von  landwirtschaftlich  beschäftigten  Eltern 
Abstani inenden  nur  mehr  die  Minderheit  der  Eingestellten 
liefern.  Darum  sieht  Sering  auch  gar  keine  Veranlassung, 
zuzugeben,  dafs  die  Bedeutung  der  ländlichen  bezw.  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung  für  die  Wehrkraft  des  Deutschen 
Reiches  von  ihm  und  seiner  Gefolgschaft  gewaltig  überschätzt 
worden  sei.  Im  Gegenteil,  ihm  scheint  es,  „dafs  das  platte 
Land  gerade  mit  der  zunehmenden  Industrialisierung  eine 
steigende  Bedeutung  für  die  Erhaltung  der  Volkskraft  ge- 
winnt“. Darum  ändern  sich  für  ihn  auch  nicht  die  „rein 
volkswirtschaftlichen“  Folgerungen  mit  den  Veränderungen 
in  der  Erkenntnis.  Er  kann  sich  damit  begnügen  „die  grofsen 
nationalen  Gesichtspunkte,  die  das  Wesen  unseres  Volkstums 
und  seine  Wehrkraft  berühren“  zu  erörtern.  Und  sein  Kor- 
referent der  Freiherr  v.  Cetto  meint,  es  könne  seine  Aufgabe 
nicht  sein  „noch  in  materieller  Beziehung  etwas  hinzuzufügen, 
noch  weniger  in  das  reiche  Detail  der  Ziffernstatistik  einzu- 
gehen“. Er  „möchte  nur  aus  der  ganzen  Darstellung  die 
hauptsächlichen  praktischen  Konsequenzen  ziehen“.  Er  möchte 
die  grofsen  nationalen  Gesichtspunkte  verwirklicht  sehen:  er 
möchte  „dals  für  den  Schutz  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion ....  von  seiten  der  Regierung  möglichst  viel  Sorge 
getragen  werde“. 
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Vorwort. 


Das  vorliegende  Heft  gibt  in  der  Hauptsache  einen  Vor- 
trag wieder,  den  ich  infolge  einer  Aufforderung  des  „Deut- 
schen Verbandes  Kaufmännischer  Vereine“  in  der  Haupt- 
versammlung dieses  Verbandes  am  6.  Juni  190-f  in  Magdeburg 
gehalten  habe.  Auf  diesem  Verbandstage  wurde  nach  meinem 
Vortrage  die  folgende  von  mir  empfohlene  Resolution  ein- 
stimmig angenommen: 

„Die  Handelshochschulen  gewähren  dem  Kaufmann 
eine  neue  wertvolle  Gelegenheit  zur  Erweiterung  und 
Vertiefung  seiner  Fachbildung  und  allgemeinen  Geistes- 
bildung; sie  bieten  ihm  die  Möglichkeit,  iin  Erwerbs- 
leben Tüchtigeres  zu  leisten,  sich  im  öffentlichen  Leben, 
in  Vereinen  und  Korporationen,  in  der  Gemeinde  und  im 
Staate,  wirksamer  zu  betätigen  und  seinem  persön- 
lichen Leben  einen  reicheren  geistigen  Inhalt  zu  geben. 
Der  Deutsche  Verband  Kaufmännischer  Vereine  be- 
grül'st  daher  mit  grofser  Freude  die  Errichtung  deut- 
scher Handelshochschulen  und  empfiehlt  den  Besuch 
derselben  angelegentlichst.“ 

Die  freundliche  Aufnahme  meines  Vortrags,  in  dem  ich 
die  ideale  Aufgabe  des  Studiums  auf  der  Handelshochschule 
sehr  stark  betont  hatte,  und  die  einstimmige  Annahme  der 
Resolution  in  der  aus  allen  Teilen  Deutschlands  zahlreich  be- 
schickten Versammlung  bewiesen  mir  zu  meiner  Freude, 
wie  rasch  und  kräftig  sich  die  Gedanken  G.  von  Me- 
vissens  und  anderer  Förderer  von  Handelshochschulen  im 
deutschen  Kaufmannsstande  Bahn  gebrochen  haben.  Noch  vor 
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wenigen  Jahren  stiel's  die  Forderung  einer  Hochschulbildung 
für  Kaufleute  gerade  in  kaufmännischen  Kreisen  auf  so 
grofsen  Widerstand,  dafs  eine  einmütige  Billigung  meiner 
Empfehlung  von  Handelshochschulen  undenkbar  gewesen  wäre. 

Bald  nach  der  Magdeburger  Versammlung  hatte  ich  Ge- 
legenheit, mich  auf  einer  Studienreise  durch  England,  Schott- 
land und  Irland  genauer  über  den  Stand  des  dortigen  kauf- 
männischen Bildungswesens  zu  unterrichten;  und  mehr  als  je 
drängte  sich  mir  dort  die  Überzeugung  auf,  dafs  Deutschland 
allen  Anlafs  hat,  auf  die  Errichtung  der  Handelshochschulen, 
denen  unsere  Konkurrenten  zur  Zeit  nichts  Ebenbürtiges  au 
die  Seite  stellen  können,  stolz  zu  sein.  Auf  Grund  meiner 
englischen  Studien  konnte  ich  den  Magdeburger  Ausführungen 
noch  einiges  hinzufügen. 

Das  vorliegende  Heft  bildet  eine  Ergänzung  zu  meiner 
früheren  Schrift  über  „Das  Studium  auf  der  Handelshochschule“ 
(Heft  193  der  „Volkswirtschaftlichen  Zeitfrageu“,  Berlin,  1903). 
Es  scheint,  dafs  manche  Ausführungen  der  ersten  Schrift,  in 
der  hauptsächlich  der  wissenschaftliche  Charakter  des  Handels- 
hochschulstudiums geschildert,  und  die  Stellung  der  neuen 
Hochschule  gegenüber  den  bereits  in  Deutschland  bestehenden 
skizziert  werden  sollte,  in  kaufmännischen  Kreisen  teilweise  falsch 
aufgefafst  worden  sind.  Ich  freue  mich,  in  dieser  zweiten  Schritt 
einzelne  Seiten  der  Sache,  die  in  der  früheren  nur  gestreift 
werden  konnten,  näher  behandeln  zu  können,  und  hoffe,  da- 
durch nicht  nur  die  Missverständnisse  zu  beseitigen,  sondern 
namentlich  auch  der  Sache  des  Handelshochschulstudiums 
selbst  zu  dienen. 

Frankfurt  a.  M.,  den  30.  Juni  1905. 

P.  Arndt. 
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Das  kaufmännische  Bildungswesen  ist  in  Deutschland  seit 
Jahrzehnten  gepflegt  worden.  Dafs  diese  Arbeit  nicht  ver- 
geblich gewesen  ist,  zeigen  die  Erfolge  der  deutschen  Kauf- 
leute im  internationalen  Wettbewerbe.  Zweifellos  ist  einer 
der  Faktoren,  denen  Deutschland  seinen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung verdankt,  die  gute  Schulbildung,  die  es  seiner  Jugend 
zuteil  werden  läfst.  Mit  Bewunderung  und  Neid  haben  unsere 
Hauptkonkurrenten  auf  dem  Weltmärkte,  die  Engländer,  in 
den  letzten  Jahren  anerkennen  müssen,  dafs  die  allgemeine 
und  Fachbildung  des  deutschen  Kaufmanns  durchschnittlich 
erheblich  besser  ist  als  die  des  englischen;  und  die  sach- 
kundigen englischen  Schulreformer  erstreben  durchweg  eine 
Neugestaltung  des  englischen  kaufmännischen  Bildungswesens 
nach  deutschem  Muster.*)  Sie  sind  zunächst  hauptsächlich  be- 
müht, geeignete  niedere  und  mittlere  Fachschulen  ins  Leben 
zu  rufen,  weil  es  an  einer  breiteren  Grundlage  für  das  höhere 
Studium  noch  ganz  fehlt.  In  Deutschland  wartet  man  in- 
dessen nicht,  bis  die  Engländer  den  Vorsprung  eingeholt 
haben,  sondern  schreitet  selbst  rüstig  auf  der  erfolgreich  ein- 
gesehlageneu  Bahn  weiter.  Nicht  nur  wird  das  kaufmännische 

*)  In  der  Schrift  von  Reg.-Rat.  Prof.  A.  Schmid  (Wien)  „Die 
Handelshochschulen  am  Beginne  des  zwanzigsten  Jahrhunderts-  heilst 
es  (S.  4.1):  „Bei  der  Einrichtung  der  englischen  Handelshochschulen  sind 
die  Erfahrungen  und  Einrichtungen  am  Kontinent  nicht  berücksichtigt 
worden,  sondern  diese  Anstalten  gehen  ganz  eigene  Wege.“  Diese  An- 
gabe ist  nicht  zutreffend.  Wie  ich  mich  persönlich  überzeugt  habe, 
waren  z.  B.  in  London,  Birmingham  und  Liverpool  bei  der  Reform  des 
kaufmännischen  Bildungswesens  gute  Kenner  der  deutschen  Verhältnisse 
mittätig.  Auch  sind  die  dortigen  Einrichtungen  den  deutschen  in  vielen 
Beziehungen  ähnlich. 
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Fortbildungswesen  eifrig  gefördert,  nicht  nur  wird  der  Unter- 
richt in  manchen  allgemeinen  Bildungsanstalten  mehr  den 
Bedürfnissen  des  Kaufmanns  angepafst,  nicht  nur  werden 
imnTer  neue  niedere  und  mittlere  Handelsschulen  gegründet, 
— es  ist  Höheres  erstrebt  und  erreicht  worden:  das  kauf- 
männische Bildungswosen  hat  sich  in  Deutschland  auf  die 
oberste  Stufe  erhoben  durch  die  Gründung  von  Handels- 
hochschulen. Die  Engländer  sind  vorläufig  nicht  imstande, 
uns  dies  nachzumachen,  weil  es  an  genügend  vorgebildeten 
jungen  Kaufleuten,  welche  die  Hörsäle  einer  Handelshoch- 
schule füllen  könnten,  in  England  fehlt  Hier  rächt  sich  die 
Unterschätzung  und  Vernachlässigung  des  Bildungswesens  in 
den  letzten  Jahrzehnten;  zum  Teil  ist  das  Zurückbleiben  Eng- 
lands auf  diesem  Gebiete  auch  darauf  zurückzutühren,  dal's 
dort  der  mächtige  Ansporn  fehlt,  der  die  deutsche  Jugend  in 
die  mittleren  Bildungsanstalten  treibt:  die  Erlangung  der  Be- 
rechtigung zum  einjährigen  Militärdienst. 

In  Deutschland  gibt  es  Tausende  von  jungen  Kaufleuten, 
die  genügend  vorgebildet  sind,  um  die  Handelshochschule  mit 
Erfolg  besuchen  zu  können.  Schon  jetzt,  trotz  der  Neuheit 
der  Einrichtung,  strömen  Hunderte  von  ihnen  auf  die  jungen 
Hochschulen;  und  ihre  Zahl  wächst  von  Semester  zu  Semester. 
Wir  besitzen  jetzt  in  Deutschland  vier  Handelshochschulen. 
Die  erste,  allerdings  noch  unselbständige,  au  die  Universität 
augelehnte,  Handelshochschule  wurde  1898  in  Leipzig  er- 
richtet. Bald  darauf  erfolgte  eine  ähnliche  Gründung,  unter 
Anlehnung  au  die  techniche  Hochschule,  in  Aachen.  Die  erste 
selbständige  reine  Handelshochschule  wurde  Ostern  1901  in 
Köln  eröffnet.  Die  jüngste,  ebenfalls  selbständige  Anstalt 
dieser  Art,  die  aber  nicht  blol’s  Handelshochschule  ist,  sondern 
noch  weitere  Ziele  verfolgt,  ist  die  im  Herbst  1901  eröffnet« 
Akademie  für  Sozial-  und  llandelswisseuschaften  zu  Frank- 
furt a.  M.  Die.  Leipziger,  Kölner  und  Frankfurter  Hoch- 
schulen sind  rasch  emporgeblüht;  von  Semester  zu  Semester 
weisen  sie  Fortschritte  auf;  die  Zahl  der  Studierenden, 
Hospitanten  und  Hörer  nimmt  zu,  und  ebenso  vergrölsern 
sich  (fie  Lehrkörper  der  Anstalten.  Ihre  Vorlesungsverzeich- 
nisse werden  immer  umfangreicher  uud  mannigfaltiger.  Die 
jungen  Anstalten  haben  sich  bereits  im  deutschen  Geistes- 


Digitized  by  Google 


7 


leben  fest  eingewurzelt  und  werden  sicher  nicht  mehr  dahiu- 
welkeu.  Das  Experiment  der  Gründung  der  neuen  Hoch- 
schulen, dem  viele  mit  Zweifeln  und  Besorgnissen  zusahen, 
ist  vollkommen  geglückt.  Nur  von  dem  vierten  Versuch 
dieser  Art  in  Aachen  kann  man  dies  noch  nicht  sagen.  Da- 
gegen unterliegt  es  nicht  dem  mindesten  Zweifel,  dafs  die  für 
das  Jahr  1906  geplante  Errichtung  einer  Handelshochschule 
in  der  Reichshauptstadt  von  Erfolg  gekrönt  sein  wird.  Auch 
in  Hamburg  und  in  Süddeutschland  dürften  die  Chancen  einer 
solchen  Gründung  gut  sein. 

Die  deutschen  Handelshochschulen  zählen  jetzt  900 — 1000 
regelmäl'sige  Studierende  und  etwa  doppelt  so  viele  Hospi- 
tanten und  Hörer.  Nach  diesen  in  kurzer  Zeit  erzielten  Er- 
folgen kann  nicht  mehr  bestritten  werden,  dafs  im  deutschen 
Kaufmannsstande  ein  lebhaftes  Verlangen  nacli  Hochschul- 
bildung besteht.  Schon  erkennen  auch  viele  junge  Kaufleute 
dankbar  au,  dafs  sie  auf  den  neuen  Bildungsaustalten  eine 
reiche  geistige  Förderung  erfahren  haben. 

Trotzdem  ist  es  noch  immer  nötig,  weiteren  Kreisen,  auch 
des  Kaufmannsstandes,  die  Ziele  der  Handelshochschulen  zu 
erläutern  nnd  falsche  Vorstellungen  von  ihnen  zu  berichtigen. 
Noch  bestehen  mancherlei  Unklarheiten  und  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Aufgaben  der  Anstalten.  Das  ist 
allerdings  bei  der  Neuheit  dieser  Hochschulen  nicht  auffallend. 
Aber  auch  die  Fachleute,  die  Organisatoren  der  Anstalten  und 
die  an  ihnen  wirkenden  Dozenten,  sind  sich  über  die  Ziele  der 
Handelshochschulen  keineswegs  völlig  einig.  Die  einen  denken 
mehr  an  die  unmittelbar  im  Geschäftsleben  verwertbare  kauf- 
männische Fachbildung,  die  anderen  an  die  erst  mittelbar 
wirkende  wissenschaftliche  Schulung  des  Geistes.  Es  ist  das 
die  Streitfrage,  die  bei  allen  Erörterungen  über  die  Ziele  der 
menschlichen  Bildung  auftaucht.  Eine  Übereinstimmung  wird 
vielleicht  nie  zu  erreichen  sein,  da  die  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen z.  T.  auf  der  Verschiedenheit  der  allgemeinen  Lebens- 
anschauungen,  die  sich  unversöhubar  gegenüberstehen,  beruht. 
Aus  diesem  Grunde  haben  alle  Betrachtungen  über  die  Auf- 
gaben der  Bildungsanstalten,  so  auch  der  Handelshochschulen, 
etwas  Subjektives.  Hier  sprechen  die  individuellen  W'üusche 
und  Neigungen  mit.  Mau  ist  versucht  und  bestrebt,  in  der 
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neuen  Anstalt  den  eignen  Geist  zu  suchen  oder  auch,  wenn 
man  mit  ganzer  Seele  und  allem  Eifer  bei  der  Sache  ist,  der 
neuen  bildungs-  und  aufnahmefähigen  Anstalt  etwas  vom 
eignen  Geiste  einzuhauchen.  Dies  ist  bei  den  folgenden  Aus- 
führungen zu  berücksichtigen.  Auf  allgemeine  Anerkennung 
können  sie  keinen  Anspruch  erheben.  Ich  schildere  die 
Aufgaben  und  Ziele  der  neuen  Hochschule  so,  wie  sie  mir 
persönlich  vorschweben;  allerdings  kann  ich  mich  dabei  auf 
die  Meinungen  berufener  Fachleute  stützen. 

Was  kann  die  Handelshochschule  dem  jungen  Kaufmann 
bieten,  und  wie  soll  ihr  Unterricht  beschaffen  sein? 


II. 

Die  Ziele  der  Handelshochschule,  wie  überhaupt  jeder 
akademischen  Bildungsanstalt,  kann  man  kaum  hoch  genug 
stecken.  Der  auf  der  Hochschule  herrschende  Geist  soll  die 
ganze  Persönlichkeit  das  Studierenden  erfassen,  sie  bilden, 
läutern,  kräftigen,  verfeinern,  veredeln.  Was  kann  der  Hoch- 
schuleinflufs  aus  dem  jungen  Kaufmann  machen,  der  mit 
einer  guten  Schulbildung,  vielfach  nach  einigen  Jahren  prak- 
tischer Kontorarbeit,  zur  neuen  Academia  kommt? 

Nicht  mit  Unrecht  ist  zu  vermuten,  dais  viele  Kaufleute 
zunächst  deshalb  nach  einer  besseren  Ausbildung  trachten, 
weil  sie  hoffen,  dann  später  besser  vorwärts  zu  kommen,  weil 
sie  erwarten,  dann  mehr  Geld  verdienen  zu  können.  Dieses 
ihnen  vorschwebende  Ziel  ist  zwar  nach  meinem  Empfinden 
nicht  das  höchste  denkbare;  aber  es  ist  vielleicht  das  nächst- 
liegende.  Der  Gedankeugang  ist  auch  nicht  unberechtigt. 
Das  Geldverdienen  ist  für  den  Kaufmann  immer  die  erste 
Aufgabe;  sein  Beruf  weist  ihn  unmittelbar  darauf  hin. 
Allerdings  spielt  auch  in  anderen  Berufen,  die  rein  akademi- 
schen nicht  ausgenommen,  die  Aussicht  auf  den  Gelderwerb 
als  Ziel  der  Tätigkeit  eine  grofse  Rolle. 
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Es  wäre  sonderbar,  wenn  eine  bessere  kaufmännische 
Fachbildung  nicht  dazu  führte,  die  berufliche  Tüchtigkeit  zu 
steigern  und  damit  das  Einkommen  zu  erhöhen.  Vieles  Nütz- 
liche und  unmittelbar  praktisch  Verwertbare  kann  der  junge 
Kaufmann  auf  der  Handelshochschule  lernen,  wenn  er  die 
Studienzeit  recht  ausnutzt,  vielerlei,  das  auf  der  mittleren 
Schule  nicht  geboten  werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dafs  für  viele  schwierige  und  verantwortungsvolle 
Stellungen  im  kaufmännischen  Leben  die  Schulbildung  eines 
Untersekundaners  oder  auch  eines  Primaners  nicht  ausreicht. 
Viele  Kaufleute,  namentlich  die  im  Grofshandel  und  in  der 
Industrie  tätigen,  müssen  in  der  Lage  sein,  die  verwickeltsten 
Erscheinungen  im  Wirtschaftsleben  zu  durchschauen  und  auch 
sehr  fernliegende  wirtschaftliche  Ereignisse  mit  Verständnis 
zu  verfolgen.  Sie  müssen  sich  klar  sein  über  die  tausend- 
und  millionenfach  verschlungenen  Beziehungen  in  der  mo- 
dernen Volks-  und  Weltwirtschaft,  zwischen  Käufern  und 
Verkäufern,  Produzenten  und  Konsumenten,  Kapitalgeberu 
und  Kapitalsuchenden,  Unternehmern  und  Arbeitern,  Mietern 
und  Vermietern  usw.,  die  Beziehungen,  die  sich  schliefslich  in 
den  Brennpunkten  unseres  Geld-  und  Kreditverkehrs,  den 
Banken  und  Börsen,  konzentrieren.  Sie  müssen  über  die 
wichtigsten  Produktious-  und  Absatzverhältnisse  auf  der 
ganzen  Erde  und  über  die  Faktoren,  von  denen  jene  bedingt 
werden,  unterrichtet  sein.  Sie  müssen  das  Wesen  der  Rechts- 
einrichtungen kennen,  auf  denen  der  wirtschaftliche  Verkehr 
beruht.  Sie  müssen  sich  mit  den  vielgestaltigen  Mitteln  der 
Handelstechnik  vertraut  machen.  Alles  das  können  sie  auf 
der  mittleren  Schule  nicht  lernen  und  durch  die  Praxis  nur 
stückweise  und  mangelhaft.  Die  unerlässliche  Belehrung 
bieten  ihnen  jedoch  die  volkswirtschaftlichen,  juristischen, 
wirtschaftsgeographischen  und  handelstechnischen  Vorlesungen 
und  Übungen  an  der  Handelshochschule. 

Wie  sehr  bedürfen  namentlich  die  Leiter  der  modernen 
wirtschaftlichen  Riesenorganisationen,  der  Kartelle,  Grofs- 
banken  usw.,  einer  umfassenden  und  gründlichen  produktions- 
technischen, wirtschaftspolitischen  und  rechtswissenschaftlichen 
Bildung!  Wie  außerordentlich  grofs  ist  ihre  Verantwortlichkeit, 
und  wie  hohe  Ansprüche  sind  an  ihr  Können  zu  stellen!  In 
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eindringlicher  Weise  wurde  auf  dem  Innsbrucker  Juristentag 
(1!>04)  von  dem  Referenten  Klein  auf  diese  Seite  des  Kartell- 
problems hingewiesen.  Seine  vortrefflichen  Ausführungen  ver- 
dienen gerade  in  diesem  Zusammenhänge  die  vollste  Aufmerk- 
samkeit. Klein  sagte  folgendes: 

„Mitder  Vermehrung,  Ausdehnung  und  inneren  Durch- 
bildung der  Kartelle  und  mit  dem  Anwachsen  ihrer 
Bedeutung  für  die  Gesamtwirtschaft  nehmen  natürlich 
auch  die  Schwierigkeiten  der  Kartellleitung  und 
der  Kartellpolitik  unausgesetzt  zu.  Die  Flitterwochen 
sorgloser  Kartelltätigkeit  sind  längst  vorbei:  die 

Führer  der  grofseu  Verbände  lernen  nun  die  Müh- 
seligkeiten der  Führung  der  staatlichen  Wirtschafts- 
politik in  ihrem  eignen  engeren  Wirkungskreise 
kennen:  denn  zufolge  der  immer  mehr  umspannenden 
Organisation  der  Kartelle  zwingt  die  Erfüllung  der 
Kartellzwecke,  fast  in  alle  empfindlichen  Spannungen 
im  nationalen  Wirtschaftsorganismus  einzugreifen,  und 
führt  damit  vor  die  Probleme  der  staatlichen  Wirt- 
schaftspolitik selbst  ....  Bei  den  Kartellen  ist  der 
Anfang  noch  das  Leichteste;  das  Schwierigste  kommt 
nachher,  und  zwar  in  dem  Malse  mehr,  als  aus  dem 
privatwirtschaftlichen  Erwerbs  verbände  ein  bestimmen- 
der Faktor  im  Makrokosmus  der  nationalen  Wirtschaft 
wird,  und  seine  Dispositionen  volkswirtschaftliche 
und  sozialpolitische  Tragweite  gewinnen.  Die 
Kartellleitungen  werden  sich  deshalb  neben  dem  un- 
mittelbaren Erwerbsinteresse  stets  auch  nach  allen 
Seiten  der  Stellung  des  Kartells  als  Träger  und  Voll- 
zieher der  jeweils  malsgebenden  gesamtwirtschaftlichen 
Tendenzen  bewufst  bleiben  müssen.“ 

Es  ist  schon  öfter  ausführlich  und  klar  dargelegt  worden, 
welchen  Nutzen  die  Kaufleute  unmittelbar  aus  national- 
ökonomischen und  juristischen  Kenntnissen  ziehen 
können.*)  Ich  gehe  daher  auf  diese  Gegenstände  hier  nicht 


*)  So  z.  B.  in  den  von  den  Studiendirektoren  der  Kölner  Handels- 
hochschule II.  Schumacher  und  Chr.  Eckert  erstatteten  Berichten 
(IWtt  und  180o)  über  die  Wirksamkeit  der  von  ihnen  geleiteten  Anstalt, 
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näher  ein,  möchte  dagegen  einen  Augenblick  bei  der  Handels- 
technik, die  den  praktischen  Kaufmann  besonders  inter- 
essieren wird,  verweilen  und  versuchen,  kurz  anzugeben,  was 
unter  diesem  Titel  an  der  Handelshochschule,  insbesondere  an 
der  Frankfurter  Akademie,  vorgetragen  wird.  Darnach  läfst 
sich  beurteilen,  welchen  praktischen  Wert  für  den  jungen 
Kaufmann  die  Beschäftigung  mit  dieser  umfassenden  Disziplin 
hat.  Da  ich  mir  selbst  auf  diesem  Gebiete  kein  sachkundiges 
Urteil  anmafsen  kann,  so  gebe  ich  den  Überblick,  den  der 
Frankfurter  Vertreter  des  Fachs,  Prof.  Lambert,  im  Berichte 
über  die  ersten  beiden  Studienjahre  der  Akademie  gegeben 
hat,  wieder.  Er  sagte  folgendes: 

„Die  Handelstechnik  kann  gegenüber  der  Volks- 
wirtschaftslehre als  ein  Teil  der  Privatwirtschaftslehre 
aufgefafst  werden.  Ihr  Gegenstand  sind  die  Interessen 
■ des  Kaufmanns  und  der  Industriellen,  die  umfassende 
und  möglichst  allgemeine  Darstellung  der  Geschäfts- 
praxis ihre  Aufgabe. 

Im  modernen  Kontor,  wo  sich  wohl  nach  autoritativer 
und  traditioneller  Methode  für  einzelne  Teile  einzelner 
Fächer  Virtuosen  bilden  können,  ist  das  Ganze  einer 
kaufmännischen  Disziplin  nicht  mehr  zu  finden,  und 
diese  Arbeitsteilung  nimmt  sehr  rasch  zu.  Demgegen- 
über strebt  die  Akademie  nach  dem  Verständnis  der 
gesamten  Handelstechnik  durch  das  Studium  der 
Einzeldiszipliuen,  ohne  den  Versuch  zu  machen,  die 
einzelnen  Operationen  zu  einem  Bild  der  Koutorvor- 
gänge  zusammenzufassen.  So  werden  kaufmännisches 
Rechnen,  deutsche  und  fremdsprachliche  Korrespondenz, 
Wechsellehre,  Buchhaltung  betrieben  unter  Vermeidung 
jedes  mechanischen  Drills. 

Im  kaufmännischen  Rechnen  werden  aufser 
Diskont-,  Termin-,  Kontokorrent-,  Münz-,  Devisen-, 
Effekten-,  Warenrechnung  und  Arbitrage  auch  die- 
jenigen Teile  der  politischen  Arithmetik  vorgetragen, 


in  der  Broschüre  von  M.  Apt  über  „Die  Errichtung  einer  Handelshoch- 
schule in  Berlin“  (l’.HJO)  und  in  der  Schrift  von  \V.  Kühler,  „Wie 
studiert  man  auf  der  Handelshochschule?“  (1905). 


Digitized  by  Google 


12 


die  zum  Verständnis  der  Technik  der  Anleihen 
nötig  sind,  alles  in  steter  Fühlung  mit  der  Praxis. 
Algebraische  Entwickelungen  werden  nur  herangezogen, 
wenn  und  soweit  sie  für  das  Verständnis  der  Opera- 
tionen notwendig  sind.  Wo  Handelsüsanzen  exakter 
Rechnung  nicht  entsprechen,  inufs  das  heute  noch 
wirksame  Motiv  klargestellt  oder  der  historischen 
Entwickelung  nachgegangen  werden. 

Übungen  in  der  Korrespondenz  sollen  weniger 
wie  sonst  wohl  üblich  Selbstzweck  sein,  sondern  ein 
Mittel,  den  Betrieb  der  wichtigsten  Branchen 
darzustellen. 

Demselben  Zweck  dient  auch  die  Wechsellehre, 
die  sich  überdies  vielfach  mit  dem  Wechselrecht  be- 
rührt und  daher  auch  als  reale  Vorübung  für  das 
letztere  betrachtet  werden  kann. 

Besonderes  Interesse  beansprucht  die  Buchhaltung, 
weil  deren  Theorie,  obwohl  nicht  nur  von  Praktikern, 
sondern  auch  von  namhaften  Juristen  und  Volkswirten 
eingehend  behandelt,  und  trotz  jahrhundertlanger 
Übung  noch  nicht  widerspruchslos  geklärt  ist, 

Kritik  der  Systeme  ist  notwendig,  und  als  Prüf- 
stein jedes  Systems  mufs  der  Bücherabschlul's  be- 
sonders eingehend  studiert  werden.  Dafs  hierbei  die 
Grolsbetriebe  und  von  diesen  wieder  Bank  und  Indu- 
strie vor  anderen  berücksichtigt  werden,  ist  natürlich: 
einmal  wegen  ihrer  überwiegenden  Bedeutung,  dann 
aber,  weil  die  gröl'sten  derselben  in  der  Form  von 
Aktiengesellschaften  betrieben  werden,  und  deren  Ge- 
schäftsgebabren  und  Betriebsresultate  regelmäfsig  zu- 
gänglich sind.  Die  Berichte  über  Aktiengründun- 
gen und  Fusionen,  Bilanzen  und  Gewinnver- 
teilungen, Unterbilanzeu  und  Sanierungen, 
Schiebungen,  Verschleierungen  u.  ä.  sind  das  ge- 
gebene Rohmaterial  für  Vorträge  und  Diskussionen, 
an  denen  in  erster  Linie  Kaufleute  und  Industrielle, 
aber  auch  Juristen  regen  Anteil  nehmen*).“ 

’)  bericht  des  Rektors  über  die  zwei  ersten  Studienjahre.  (Jena, 
ustav  Fischt-r,  S.  37  f. 
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Wer  wollte  die  Wichtigkeit  und  den  Nutzen  des  systema- 
tischen Studiums  aller  dieser  Teile  der  Handelstechnik  be- 
streiten? 

Die  wissenschaftliche  Schulung  erzeugt  Vielseitigkeit 
und  Anpassungsfähigkeit.  Der  Kaufmann,  der  Kennt- 
nisse besitzt,  die  über  seinen  Geschäftszweig  hinausgehen, 
klammert  sich  nicht  zu  ängstlich  an  die  überlieferte  Routine; 
er  ist  für  Anregungen  aller  Art  empfänglich  und  versteht  es 
besser,  bei  veränderten  Verhältnissen  zweckdienliche  Ver- 
änderungen vorzunehmen  und  sich  in  neue  Lebensbedingungen 
hineinzufinden.  Schon  die  Einrichtung  der  mittleren  Bildungs- 
anstalten hat  in  dieser  Hinsicht  günstig  gewirkt.  In  England 
hat  man  gerade  beim  „German  clerk“  die  genannten  guten 
Eigenschaften,  Vielseitigkeit  und  Anpassungsfähigkeit,  bemerkt 
und  sie  auf  seine  gute  Schulbildung  zurückgeführt*).  Auch  der 
Studiendirektor  der  Leipziger  Handelshochschule,  Professor 
Raydt,  hat  hierauf  mit  Recht  hingewiesen.  Er  sagte  in  seiner 
Festrede  bei  der  Eröffnung  der  Anstalt,  die  Hochschule  solle  in 


*)  In  einem  Vorträge,  den  der  über  das  kaufmännische  Bildungs- 
wesen Englands  und  Deutschlands  gleich  gut  unterrichtete  Dozent  der 
Handels  Wissenschaften  an  der  School  of  Commerce  in  Liverpool, 
Mr.  J.  Montgomery,  am  28.  März  1903  in  der  „Yorkshire  Association 
for  the  promotion  of  commercial  education“  hielt,  iindet  sich  folgende 
interessante  Vergleichung:  „Office  training,  unseconded  by  any  other, 
will  make  a first-rate  clerk  in  bis  own  particular  line,  but  a clerk  who 
Stands  or  falls  by  his  success  in  that  particular  line,  rarely  capable  of 
adapting  himself  to  new  conditions,  timid  of  change,  and  with  but 
little  of  that  contideuce  in  himself,  the  fruit  of  a superior  training, 
which  leads  the  American  and  the  German  youth  to  seek  fresh  fields 
of  activity,  to  his  own  advantage  and  that  of  the  community  to  which 
he  belongs.  More  English  clerks  remain  clerks  all  tlieir  lives  than  do 
those  of  any  other  nation,  and  the  cousequence  is  that,  even  in  England 
itself,  an  undue  proportion  of  English  trade  falls  into  the  hands  of 
foreigners.  Sheer  want  of  commercial  education  hns  lost  us 
mauy  branches.  International  banking,  for  instance,  has  passed 
entirely  into  foreign  hands.  The  rubber  trade,  too,  has  gone  the  same 
way,  and  for  the  same  reason.  The  foreign  clerk  becomes  the  foreign 
principal,  and  a dull  subconsciousness  of  this  probability  inakes  him 
a stumbling-block  and  a rock  of  offence  to  our  commercial  youth;  he 
is  hated  because  he  is  dangerous."  (Report  for  the  year  euding  May, 
1903,  Leeds,  1903,  p.  lti.) 
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den  Studierenden  Eigenschaften  grol'sziehen,  die  ihnen  im  Kampfe 
um  das  Dasein  von  gröfstem  Wert  sein  würden.  „Die  Handels- 
hochschule will  begrifflich  und  auch  juristisch  klar  denken 
lehren,  sie  will  die  geistige  Kraft  schärfen  und  dem  jungen 
Mann  mit  der  Zeit  das  starke  ßewulstsein  geben,  dals  die 
Geisteskräfte  geübt  genug  sind,  um  die  schwierigsten  Auf- 
gaben zu  bewältigen  und  den  kritischsten  Lagen  gewachsen 
zu  sein*).“ 

Kein  Zweifel,  der  besseren  Schulung  auf  handelstechni- 
schem, nationalökonomischem,  juristischem,  wirtschaftsgeogra- 
phischem und  sprachlichem  Gebiete  und  der  dadurch  erlangten 
tieferen  Erkenntnis  des  wirtschaftlichen  Getriebes  wird  unter 
sonst  gleichen  Umständen  auch  der  klingende  Lohn  folgen, 
in  Gestalt  höheren  Gehaltes  oder  gröfserer  Geschäftsgewinne. 


III. 

Gleichwohl  läfst  sich  nicht  verhehlen,  dafs  die  Frage  nach 
dem  in  Geld  abzuschätzenden  Nutzen  des  Hochschulstudiums 
manchen  akademischen  Dozenten  peinlich  berührt,  und  dafs 
der  Dozent  sich  bemühen  wird,  dem  Fragenden  eine  andere, 
höhere  Auffassung  vom  Ziele  des  Studiums  beizubringen.  So 
tritt  z.  B.  Prof.  Raydt  in  verschiedenen  vortrefflichen  Aus- 
führungen der  utilitarischen  Auffassung  des  Handelshoch- 
schulstudiums entgegen,  und  ich  mufs  ihm  darin  durchaus 
beistimmen.  Wir  sehen  es  bei  jungen  Theologen,  Philologen, 
Juristen  und  Medizinern  nicht  gerne,  wenn  sie  bei  Beginn  und 
während  ihres  akademischen  Studiums  allzuviel  au  die  klingen- 
den Früchte  ihres  Fleilses  denken,  an  Pfründen,  Gehälter,  Ge- 
bühren, Honorare  usw.  Wir  wünschen,  dals  sie  die  hohe 
Geistesbildung,  deren  teilhaftig  zu  werden  sie  das  Glück 
haben,  und  die  Wissenschaft,  die  hohe,  die  himmlische  Göttin, 


*)  Die  Handelshochschule  zu  Leipzig,  Denkschrift,  zusionmengestellt 
vom  Studiendirektor  Professor  H.  Raydt,  Leipzig,  181)8,  S.  t>4. 


Digitized  by  Google 


15 


um  ihrer  selbst  willen  lieben,  ln  unserer  akademischen  Jugend 
soll  der  Idealismus  leben,  der  Idealismus,  auf  dem  die  Gröl’se 
des  deutschen  Volkes  beruht  Wehe  uns,  wenn  der  Gedanke 
an  den  Gelderwerb  in  den  Köpfen  unserer  Jugend  der  vor- 
herrschende ist!  Wenn  wir  in  der  Menschheitsgeschichte 
ehrenvoll  bestehen  wollen,  so  brauchen  wir  eine  Jugend,  die 
nach  der  Hochschule  sich  sehnt,  weil  sie  hungert  und  dürstet 
nach  der  Wahrheit  und  nach  der  Gerechtigkeit.  Dieser  ideale 
Geist  durchdringt  unsere  deutschen  Universitäten;  er  mufs 
auch  in  der  Handelshochschule  leben.  Sonst  ist  sie  keine 
rechte  Hochschule,  auf  der  akademische  Freiheit  einen  Platz 
hat.  Sehr  schön  hat  dies  Ray  dt  in  der  bereits  erwähnten 
Rede  näher  ausgeführt.*) 

Auch  andere  berufene  Vertreter  von  Handelshochschulen 
haben  sich  in  diesem  Sinne  geäufsert.  Herrscht  aber  dieser 
ideale  Geist  in  der  Handelshochschule,  dann  wird  auch  eher  der 
Mahnung  eines  der  hervorragendsten  ehemaligen  Angehörigen 
des  Kaufmannsstandes,  nämlich  des  preußischen  Herrn  Handels- 
ministers, entsprochen  werden,  der  vor  kurzem  in  Bremen  den 
Kaufleuten  zurief:  „Geld  verdienen  ist  schön,  aber  es  mufs 
nicht  unter  allen  Umständen  das  Höchste  sein;  sondern  es 
müssen  Leute,  die  in  sich  die  Kraft  fühlen,  darauf  verzichten, 
dafs  Geldverdieuen  erstes  sei,  und  als  Höchstes  gelten  lassen, 
für  das  Wohl  ihres  Staates  zu  wirken.“**)  In  der  Tat  ist 
ja  das  ideale  Streben  nach  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  in 
letzter  Linie  auf  praktische  Ziele  gerichtet.  Die  Wahrheit 
soll  uns  frei  machen;  die  Gerechtigkeit  soll  in  den  mensch- 
lichen Verbänden,  denen  wir  angehören,  namentlich  im  Staate, 
verwirklicht  werden.  Das  ideale  Streben  entspringt  der  Liebe 
zum  Vaterlande  und  zur  Menschheit.  Gerade  darin  erblicke 
ich  eine  der  schönsten  Aufgaben  der  Handelshochschule,  dals 
sie  den  Kaufmann  befähigt  und  anspornt,  den  menschlichen 
Gemeinschaften,  denen  er  angehört,  besonders  seinem  Vater- 
lande, besser  zu  dienen.  Der  gute  Wille  dazu  ist  zweifellos 

*)  Vergl.  meine  Schrift  -Das  Studium  auf  der  Handelshochschule“, 
-S.  12,  f. 

*•)  Zitiert  in  der  schönen  Schrift  von  \V.  Breymann  über  „Bildung 
und  Aufgaben  des  Orofskaufinanns“,  Hamburg  1003,  S.  11. 
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bei  vielen  vorhanden;  auch  an  Gelegenheit  zur  Betätigung  dem- 
selben fehlt  es  nicht.  Da  sind  kleine  und  grofse,  wirtschaft- 
liche und  politische  Verbände,  Handelskammern,  Gewerbe- 
kammeru,  Interessentenvereine,  kommunale  Körperschaften, 
Parlamente  usw.,  in  denen  der  Kaufmann  sich  wirksam  am 
öffentlichen  Leben  beteiligen  könnte,  in  viel  grölserem  Um- 
fange und  viel  intensiver,  als  es  heute  geschieht,  wenn  nur 
genug  Kräfte  vorhanden  wären,  die  gleichzeitig  arbeitswillig 
und  leistungsfähig  sind.  Wer  wollte  bestreiten,  dafs  gegen- 
wärtig an  solchen  Kräften  noch  ein  grofser  Mangel  herrscht? 
Wie  häufig  müssen  sich  die  Mitglieder  der  wirtschaftlichen 
Verbände  und  Korporationen  gerade  bei  der  Entscheidung  der 
wichtigsten  wirtschaftspolitischen  Fragen  auf  das  Urteil  ihres 
Sekretärs  oder  Geschäftsführers  verlassen!  Wie  schmerzlich 
empfinden  gerade  die  besten  unter  ihnen  häufig  uach  eifrigstem 
Bemühen,  ein  kompliziertes  Problem  zu  lösen,  die  Grenzen 
ihres  Könnens!  Eine  vortreffliche  Stätte  zur  Ausrüstung 
tüchtiger  von  Gemeinsinn  erfüllter  Kaufleute  mit  den  geeig- 
neten Mitteln  zur  Lösung  der  Probleme  ist  die  Handels- 
hochschule. Hier  lernt  mau  in  unablässiger,  ernster,  gründ- 
licher Arbeit,  wie  die  Fragen  richtig  zu  stellen  sind,  wie  der 
Gegenstand  von  allen  Seiten  beleuchtet  werden  mufs,  wie  das 
Zufällige  vom  Wesentlichen  zu  scheiden  ist,  wie  man  sich  vor 
Fehlschlüssen  bewahren  kann,  wie  endlich  die  Antwort  auf 
die  Frage  gefunden  wird. 

Im  sozialen  Leben,  insbesondere  im  wirtschaftlichen 
Leben,  stehen  alle  einzelnen  Vorgänge  untereinander  in  engem 
Zusammenhang.  Zur  Erkenntnis  dieser  unendlichen  Wechsel- 
wirkungen genügen  praktische  Lebenserfahrung,  Menschen- 
und  Branchekenntnis,  sogenannte  „allgemeine  Bildung“  u.  dergl. 
nicht.  Hinzutreten  mufs  das  ernste  eingehende  Studium  der 
sozialen  Gegenstände.  Das  blolse  Bücherstudium  nutzt  er- 
fährungsgemäfs  nur  wenigen  und  nur  wenig.  Pis  bedarf  des 
Besuchs  einer  Hochschule,  des  lebendigen  geistigen  Verkehrs  mit 
tüchtigen  Dozenten,  eines  gewissen  äufseren,  wenn  auch 
selbstauferlegten  Zwanges  und  der  zeitweiligen  Befreiung 
von  sonstiger  Arbeit  und  Sorge. 

Wie  oberflächlich  werden  doch  häufig  mangels  gründ- 
licher Schulung  die  wichtigsten  volkswirtschaftlichen  Prägen 
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behandelt!  Ein  Beispiel  aus  der  jüngsten  Vergangenheit!  Es 
handelte  sich  um  die  außerordentlich  wichtige  Frage  der 
Neuregelung  der  äufseren  Wirtschaftspolitik  des  Deut- 
schen Reiches.  Viele  Tausende  von  deutschen  Kaufleuten 
haben  sich  mit  diesem  Problem  beschäftigt;  Tausende  haben 
Gelegenheit  gehabt,  der  Regierung  ihre  Meinung  über  den 
Gegenstand  mitzuteilen.  Wie  wenige  jedoch  haben  dabei  eine 
tiefere  Sachkenntnis  und  die  Fähigkeit  zu  einer  weitsichtigen 
Beurteilung  der  Frage  gezeigt!  Die  Gutachten,  welche  der  Re- 
gierung in  dieser  Angelegenheit  von  den  sogenannten  Inter- 
essenten unterbreitet  worden  sind,  waren  zum  größten  Teil 
unbrauchbar  und  oft  einfach  beschämend.  Fast  immer  zeigte 
es  sich,  dafs  mau  nur  das  Nächste,  das  Allernächste  ins  Auge 
gefal'st  hatte  und  nicht  imstande  war,  die  weiteren  Folgen  der 
oft  so  dringend  empfohlenen  Mafsregeln  zu  überblicken!  Das 
ewige  eintönige  Lied  in  den  Eingaben  fast  aller  Interessenten 
lautete:  Hoher  Zollschutz  für  alles,  was  wir  produzieren, 
niedriger  Zoll  oder  freie  Einfuhr  für  alles,  was  wir  kon- 
sumieren! So  viel  konnte  man  vorher  wissen,  ehe  man  die 
Interessenten  befragte;  das  gesammelte  Material  zur  Vor- 
bereitung des  Zolltarifentwnrfs  war  daher  zum  großen  Teile 
einfach  wertlos.  Die  handelspolitischen  Fragen  können  nicht 
privatwirtschaftlich,  d.  h.  vom  Interessenstandpunkt  eines 
einzelnen  Betriebes  oder  einer  einzelnen  Branche  aus,  sondern 
nur  volkswirtschaftlich,  d.  h.  unter  Berücksichtigung  des 
ganzen  volkswirtschaftlichen  Organismus,  behandelt  werden. 
Es  genügte  nicht,  die  vielen  privatwirtschaftlich  aufgefaßten 
Antworten  nebeneinauderzustellen  und  darnach  zu  trachten, 
sie  untereinander  in  Einklang  zu  bringen  oder  etwa  eine 
„mittlere  Linie“  zu  finden.  Wenn  1000  verfehlte  Antworten 
addiert  werden,  so  erhält  man  dadurch  keineswegs  eine 
richtige  Antwort  Hier  war  eben  die  volkswirtschaftliche 
Betrachtung  unerläßlich.  Die  Wirkungen  von  wirtschafts- 
politischen Maßregeln  sind  vom  Standpunkt  eines  einzelnen 
Interessenten  oft  sehr  schwer  wahrnehmbar:  sie  erscheinen 
häufig  minimal,  weil  man  ohne  Schulung  nur  einen  sehr 
kleinen  Teil  der  Folgen  zu  übersehen  vermag.  Es  bedarf 
eines  geübten  Auges  zur  Beobachtung  des  gesamten  Vorgaugs 
und  zur  Feststellung  des  Endergebnisses.  Als  die  Frage  der 
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Neuregelung  der  deutschen  Handelspolitik  aufgeworfen  wurde, 
mul'ste  zunächst  allgemein  geprüft  werden,  welche  handels- 
politischen Grundsätze  iu  wirtschaftlicher  und  sozialer  Hin- 
sicht für  Deutschland  am  zweckmäfeigsten  seien.  Die  Yor- 
und  Nachteile  des  freien  Verkehrs  mufsten  mit  denjenigen  der 
Verkehrsbeschränkungen  durch  hohe  oder  niedrige  Zölle  ver- 
glichen werden.  Man  mul'ste  sich  darüber  klar  sein,  unter 
welchem  System  die  höchste  Produktivität  der  nationalen 
Arbeit  und  die  gröfste  Stetigkeit  des  wirtschaftlichen  Lebens 
erzielt  werden  könne,  unter  welchem  System  den  deutschen 
Konsumenten  die  wirtschaftlichen  Güter  auf  die  Dauer  in 
gröfster  Menge  und  in  bester  Beschaffenheit  zur  Verfügung 
gestellt  werden  können,  und  welches  System  von  sozialpoli- 
tischen Gesichtspunkten  aus  vorzuziehen  sei.  Erst  wenn  diese 
allgemeinen  Fragen  beantwortet  waren,  durfte  man  an  die 
Prüfung  der  Einzelheiten  gehen.  Das  Studium  der  allgemeinen 
Fragen  ist  aber  arg  vernachlässigt  worden.  Man  hielt  es  viel- 
fach für  überflüssig,  sie  ernster  zu  prüfen,  weil  ihre  Beant- 
wortung so  einfach  zu  sein  schien.  Das  ist  aber  ein  grober 
Irrtum;  jene  Fragen  sind  schwer,  sehr  schwer.  Wie  schwer 
sie  sind,  erkennt  man  indessen  erst  nach  eifrigem  Studium; 
man  mufs  erst  sehr  genau  Zusehen,  um  zu  erkennen,  dafs  für 
die  Beantwortung  der  Fragen  nicht  nur  das  Nächstliegende, 
sondern  häutig  auch  sein-  Fernliegendes  von  grofser  Wichtig- 
keit ist,  uud  dafs  die  anscheinend  einfach  laufenden  Fäden  in 
Wirklichkeit  höchst  verschlungen  sind.  Um  nur  eins  zu  er- 
wähnen, einer  der  wichtigsten  Schlüssel  zur  Erkenntnis 
handelspolitischer  Vorgänge  ist  das  Verständnis  der  Kicardo- 
schen  Gruudrententheorie.  Wie  wenige  aber  von  denen,  die 
sich  für  betähigt  halten,  handelspolitische  Urteile  abzu- 
gebeu,  haben  von  dieser  wichtigen  Theorie  auch  nur  etwas 
gehört! 

Blicken  wir  auf  ein  anderes  Gebiet.  Für  jeden  von  uns, 
besonders  aber  für  den  an  der  Spitze  grofser  Betriebe 
Stehenden,  ist  die  „soziale  Frage“  oder  die  „Arbeiterfrage“ 
eine  der  wichtigsten.  Wir  haben  bereits  eine  umfassende 
„soziale  Gesetzgebung“;  es  ist  die  Pflicht  namentlich  unserer 
Arbeitgeber,  sich  über  dieselbe  zu  unterrichten.  Schon  das 
ist  keine  Kleinigkeit;  es  geschieht  am  besten  durch  Hoch- 


Digitized  by  Google 


19 


schul vorträge  und  Übungen.  Aber  das  Wichtigste  ist  doch 
für  jeden  Menschen,  der  über  Menschenschicksal  und  mensch- 
liche Not  nachdenkt,  und  besonders  für  jeden  wohlmeinenden 
Arbeitgeber,  die  Frage  nach  den  weiteren  Reformen,  die  auf 
sozialem  Gebiete  wünschenswert  und  durchführbar  sind.  liier 
wiederum  bedarf  es  des  ernstesten  gewissenhaftesten  Studiums, 
wenn  man  wirklich  in  den  Kern  der  Dinge  eiudringen  und 
nicht  der  Herrschaft  der  Phrase  verfallen  will.  Wie  herrliche 
Aufgaben  haben  hier  unsere  Handelshochschulen  zu  erfüllen! 
In  ihnen  werden  die  grolseu  Gesichtspunkte  der  sozialen 
Reform,  die  Fragen  nach  den  erstrebenswerten  Zielen  nud 
nach  der  Erreichbarkeit  derselben,  angesichts  der  Beschränkt- 
heit und  Mangelhaftigkeit  der  menschlichen  Mittel,  erörtert. 
In  ihnen  wird  aber  auch  die  soziale  Kleinarbeit,  das  Genossen- 
schaftswesen u.  dergl.  behandelt.  Hier  kann  auch  das  ge- 
fördert werden,  was  uns  so  not  tut  im.  öffentlichen  Leben 
Deutschlands,  die  Überbrückung  der  Kluft  zwischen  den  in 
der  sozialdemokratischen  Partei  organisierten  Arbeitern  und 
deu  übrigen  Volksangehörigen.  Wie  viele  Mißverständnisse 
gilt  es  in  diesen  sozialen  Kämpfen  zu  beseitigen!  Häufig  ist 
es  ja  nicht  böser  Wille,  der  eine  Versöhnung  erschwert  oder 
hindert,  sondern  nur  mangelndes  Verständnis.  Unsere  deut- 
schen Sozialisten,  in  deren  Reihen  viel  wertvolle,  geistige  und  sitt- 
liche, leider  vielfach  mifsleitete  Volkskraft  enthalten  ist,  die 
zur  Verfolgung  unserer  hohen  nationalen  Ziele  wiedergewonnen 
werden  mufs,  leben  vielfach  in  einer  Gedankenwelt,  der 
marxistischen,  die  anderen  Volksgenossen,  auch  der  Mehrzahl 
der  Gebildeten,  ganz  fremd  geblieben  ist.  Diese  Gedanken- 
welt sollen  unsere  Studierenden  kennen  lernen;  sie  sollen  er- 
fahren, welches  die  Ideen  und  die  Ideale  eines  grolsen 
politisch  regen  Teiles  der  Arbeiterschaft  sind.  Auf  die 
Kenntnisnahme  folgt  dann  die  kritische  Prüfung.  Je  vor- 
urteilsfreier und  sachlicher  dieselbe  ist,  desto  besser.  Aber 
wie  unendlich  schwierig  ist  sie;  wie  viele  Tatsachen  sind 
bei  der  Lösung  sozialpolitischer  Probleme  zu  berücksichtigen, 
wie  viele  verborgene  Zusammenhänge  zu  enthüllen!  Wie  un- 
bedingt nötig  ist  bei  solcher  Untersuchung  die  streng  wissen- 
schaftliche Leitung!  Eine  ausreichende  Schulung  kann  auch 
hier  nur  die  Hochschule  bieten. 

o* 
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Noch  etwas  anderes  sehr  Wichtiges  müssen  die  jungen 
Kaufleute  lernen,  wenn  sie  tüchtige  Führer  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  und  sachkundige  Berater  im  öffentlichen  Leben 
werden  wollen.  Sie  müssen  den  Zusammenhang  wirtschaft- 
licher Erscheinungen  mit  solchen  anderer  Art,  mit  sittlichen, 
ästhetischen,  politischen  usw.  Erscheinungen  verstehen  lernen. 
Sie  müssen  einsehen,  dal's  der  wirtschaftliche  Fortschritt  der 
Völker  nicht  nur  von  der  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  der 
Einzelnen,  ihrer  Arbeitsamkeit,  Geschicklichkeit  und  Intelligenz, 
abhängig  ist,  sondern  dal's  es  dabei  auch  auf  die  sittliche 
Kraft  der  Völker,  die  Festigkeit  und  Gerechtigkeit  der  gesell- 
schaftlichen Einrichtungen,  auf  politische  Machtverhältnisse 
ankommt. 

Ich  möchte  hier,  um  ein  Beispiel  zu  geben,  nur  auf  ein, 
gegenwärtig  für  uns  aber  besonders  wichtiges  Moment  hin- 
weisen.  Im  internationalen  Verkehr  spielen  heute  noch  die 
Engländer  die  erste  Rolle,  obgleich  ihnen  die  Deutschen  und 
Nordamerikaner  auf  vielen  Handels-  und  Industriegebieten 
schwere  Konkurrenz  machen.  Wenn  wir  uns  nun  fragen, 
wovon  die  Chancen  im  internationalen  Wettbewerb  abhängen, 
so  wäre  es  falsch,  blofs  an  das  Walten  wirtschaftlicher  Kräfte 
zu  denken,  und  uns  etwa  darauf  zu  verlassen,  dafs  wir  mit 
Fleifs,  Ausdauer,  Schulung,  Sparsamkeit  und  anderen  wirt- 
schaftlichen Tugenden  die  Engländer  überholen  werden.  Die 
Geschichtsforschung  zeigt  uns,  dafs  der  grofse,  kommerzielle 
und  industrielle  Vorsprung  Englands  nicht  nur  auf  der  wirt- 
schaftlichen Tüchtigkeit  der  einzelnen  Engländer  beruht,  son- 
dern dafs  er  auch  durch  die  politische,  d.  h.  deutlicher  die 
militärische  Tatkraft  des  englischen  Volkes  erzielt  worden  ist. 
Die  Herrschaft  auf  dem  Weltmarkt  und  dem  Weltmeer  haben 
sich  die  Engländer  mit  dem  Schwerte  erobert.  In  endlosen 
blutigen  Kriegsjahren  haben  sie  einen  Nebenbuhler  nach  dem 
anderen  niedergeworfen  und  verdrängt,  zuerst  die  Spanier  und 
Portugiesen,  daun  die  Niederländer,  dann  in  einem  über  ein 
Jahrhundert  dauernden  gigantischen  Kampfe  die  Franzosen, 
gleichzeitig  auch  kleinere  Völker,  wie  die  Dänen.  Sie  haben 
ihre  Gegner  aus  fernen  Erdteilen  vertrieben,  ihre  Kolonien  er- 
obert, ihre  Schifte  gekapert  oder  zerstört,  bis  sie  fast  unum- 
schränkt den  Weltverkehr  beherrschten.  Es  ist  ein  verhänguis- 
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voller  Irrtum,  in  den  Engländern  unrein  „Krämervolk“  zu  sehen; 
sie  sind  ein  kriegerisches,  tapferes  Volk,  das  auch  heute  noch, 
wie  wir  wissen,  rasch  bereit  ist,  das  Schwert  in  die  Wag- 
schale zu  werfen.  Es  ist  ein  Volk,  das  gegenwärtig  zu  Hause  fast 
unangreifbar,  in  der  Ferne  aber  jedem  anderen  Volke  strategisch 
stark  überlegen  ist,  an  Kriegsschiffen,  an  Truppenzahl,  an 
militärischen  Stutzpunkten;  seine  Land-  und  Schiffskanonen 
beherrschen  fast  alle  überseeischen  Handelsstrafsen. 

Diese  Tatsache  mufs  auch  der  deutsche  Kaufmann 
kennen  und  beherzigen.  Die  Praxis  der  Engländer  mufs  uns 
eine  Lehre  und  eine  Warnung  sein-  Die  deutschen  Kaufleute 
können  stolz  darauf  sein,  wie  kunstvoll  sie  den  deutschen 
Welthandel  anfgebaut  haben,  wie  geschickt  sie  die  Fäden  ge- 
sponnen haben  zwischen  ihrer  Heimat  und  den  entferntesten 
Gegenden  der  Erde.  Durch  ihr  Wirken  hat  sich  der  Wohl- 
stand des  deutschen  Volkes  aul'serordentlich  gehoben.  Aber, 
aber  — ist  auch  für  den  Bestand  dieses  grofsen  Werkes  deut- 
scher wirtschaftlicher  Kraft  gesorgt?  Kann  nicht  das  kunst- 
volle Gewebe  unseres  internationalen  Verkehrs  von  der  starken 
Faust  eines  Feindes  zerrissen  werden,  und  würde  sich  damit 
nicht  unser  groises  Glück  mit  einem  Schlage  in  namenloses 
Unglück  verwandeln?  Mir  scheint,  wir  dürfen  uns  in  dieser 
Hinsicht  keinem  Optimismus  hingeben.  Der  Hals  gegen  die 
Deutschen  in  manchen  fremden  Staaten  ist  grols;  auf  Deutsch- 
lands Emporsteigen  sind  gar  viele  eifersüchtig.  Es  können 
über  Nacht  internationale  Verwickelungen  eintreten,  die  uns 
nötigen,  zu  den  Waffen  zu  greifen,  wenn  wir  nicht  mit  Schande 
bedeckt  feige  zurückweichen  wollen.  Haben  wir  es  dann  aber 
mit  einem  seegewaltigen  Gegner  zu  tun,  so  können  unser 
Anfsenhaudel  und  unsere  Seeschiffahrt  tödlich  getroffen,  ja  in 
wenigen  Wochen  vernichtet  werden.  Unsere  Kriegsflotte  ist 
ja  bei  weitem  nicht  stark  genug  zum  Schutze  unserer  aus- 
wärtigen Handelsschiffe  und  zur  Verhinderung  einer  Blockade 
unserer  Seehäfen.  Ein-  und  Ausfuhr  zur  See  könuten  uns  ab- 
geschnitten werden.  Die  Tausende  von  Fabriken,  die  fremdes 
Rohmaterial  verarbeiten,  und  die  anderen,  die  auf  den  Absatz 
nach  dem  Auslande  angewiesen  sind,  würden  stille  gelegt, 
ihre  Arbeiter  in  Scharen  entlassen;  und  so  würde  sich  der 
Schlag  von  einem  zum  andern  fortpflanzen;  ganz  unübersehbar 
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wäre  das  Unheil.  Ich  kann  hier  die  Situation  nicht  weiter 
ausmalen.  Kein  Zweifel,  die  Gefahr  ist  grols,  ungeheuer  grofs: 
und  leider  ist  der  grol'seu  Masse  unseres  Volkes,  die  noch 
vielfach  in  ländlichen  oder  kleinstädtischen  Verhältnissen  und 
Vorstellungen  lebt  und  noch  nicht  gelernt  hat,  die  Weltwirt- 
schaft zu  überschauen,  die  Gröl'se  des  Risikos  noch  nicht  zum 
BewuCstsein  gekommen.  Es  ist  gerade  die  Aufgabe  des  Kauf- 
manns, des  wirtschaftlichen  Führers  der  Nation,  hier  weiter 
zu  schauen  und  Vorsicht  zu  üben.  Die  gefährliche  Lage  inul's 
ihn  nicht  nur  als  deutschen  Patrioten  mit  schwerer  Sorge 
erfüllen,  sondern  auch  gerade  als  Kaufmann;  denn  der 
wirtschaftliche  Niedergang  würde  ihn  in  allererster  Linie 
treffen. 

Es  kann  nicht  meine  Aufgabe  sein,  hier  die  politischen 
Folgerungen  aus  dem  Gesagten  zu  ziehen.  Ich  wollte  nur 
darauf  hinweisen,  dals  derartige  bedeutungsvolle  Zusammen- 
hänge zwischen  Wirtschaft  und  Machtpolitik  bestehen,  über 
die  sich  der  Kaufmann  klar  werden  mufs.  Zu  solchen  Studien 
soll  ihn  die  Handelshochschule  anleiten. 

Genug  der  Beispiele!  Es  erhellt  aus  ihnen  hinreichend, 
dafs  der  junge  Kaufmann,  der  das  Glück  hat,  einen  Kursus 
an  der  Handelshochschule  durchzumachen,  ein  nützlicheres 
Mitglied  der  menschlichen  Gesellschaft  werden  kann,  dafs  er 
infolge  seines  Studiums  besser  imstande  ist,  seinen  Mitbürgern, 
seinen  Berufsgenossen,  dem  Vaterlande  und  der  Menschheit  zu 
dienen.  Die  deutsche  Nation  braucht  aber  einen  Kaufmann- 
stand, der  nicht  blofs  wirtschaftlich  tüchtig,  sondern  auch 
patriotisch,  hochherzig,  opferfreudig  und  weitsichtig  ist. 
Denn,  kein  Zweifel,  es  bedarf  der  Anspannung  aller  unserer 
Kräfte,  wenn  wir  uns  als  eins  der  grol'sen  Völker  der  Erde 
ehrenvoll  behaupten  wollen.  Wenn  den  grol’sen  Taten  der 
letzten  Generation  unter  der  gewaltigen  Führung  Bismarcks 
nicht  gleich  grofse  Taten  folgen,  so  hülsen  wir  unsere  Macht- 
stellung wieder  ein.  Der  heimatliche  Boden  ist  dem  deut- 
schen Volke  zu  klein  geworden.  Was  die  deutsche  Erde  er- 
zeugt, reicht  nicht  mehr  aus  zur  Ernährung,  Bekleiduug  und 
Behausung  der  Deutschen.  Wir  brauchen  zur  Befriedigung 
unserer  dringendsten  Lebens-  und  Kulturbedürfnisse  fremdes 
Land,  — fremdes  Land,  dessen  Früchte  wir  uns  aueignen, 
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entweder  mittelbar,  durch  unseren  auswärtigen  Handel,  oder 
unmittelbar,  durch  Kolonialerwerb.  Wir  müsseu  Expansions- 
politik treiben.  Wir  leben  in  einer  grol’sen  Zeit,  die  Grofses 
von  uns  verlangt.  Noch  haben  wir  die  Möglichkeit,  uns  eine 
grofse  Stellung  auf  der  Erde  zu  erobern.  Zeigt  sich  aber  die 
jetzige  Geueratiou  zu  schwach  und  energielos,  so  wird  uns 
wahrscheinlich  das  englische  Volk  endgültig  überflügeln,  — 
das  Volk,  das  jetzt  ein  Grolskaufmann  aus  Birmingham  durch 
eine  gewaltige  Agitation  immer  weiter  auf  der  Bahn  des  Im- 
perialismus fortzureifsen  sucht.  Man  mag  über  Chamberlain 
und  seine  Politik  denken,  wie  man  will,  sicher  ist,  dals  sein 
glühender  Patriotismus,  dem  seine  „ Weltreichsträume“  ent- 
springen, auch  dem  deutschen  Kaufmann  vorbildlich  sein  soll. 
In  der  Tat  gibt  es  genug  deutsche  Kaufleute,  die  über  ihre 
Berufsarbeit  hinaus  denken,  und  deren  Herzen  höher  schlagen, 
wenn  sie  sich  ausmalen,  eine  wie  glänzende  wirtschaftliche 
und  politische  Zukunft  dem  geeinten  deutschen  Volke  be- 
schieden  sein  mag,  unserem  Volke,  das  Überflufs  hat  au  be- 
gabten, arbeitsamen,  kenntnisreichen,  tapferen,  unternehmungs- 
lustigen Menschen,  dessen  materielle  Hilfsmittel  in  ungeahnter 
Weise  angewachsen  sind,  in  dem  eine  unendliche  Fülle  ge- 
sunder, physischer,  geistiger  und  sittlicher  Kraft  steckt.  Für- 
wahr,  auch  wir  dürfen  von  einem  deutschen  „Weltreich“ 
träumen.  Bei  der  wirtschaftlichen  Expansion  aber  müssen 
die  deutschen  Kaufleute  die  Führer  sein.  So  rechne  ich  auch 
die  Pflege  stolzer  Vaterlandsliebe  zu  den  Aufgaben  der 
Handelshochschulen. 


IV. 

Nicht  nur  als  Kaufmann  und  Bürger,  auch  als  Mensch 
kann  der  junge  Deutsche  unendlich  gewinnen,  wenn  es  ihm 
vergönnt  ist,  die  Hochschule  zu  besuchen.  Sein  Verstand 
schärft  sich,  sein  Geist  verfeinert  sich,  sein  Geschmack  ver- 
edelt sich,  sein  Herz  öffnet  sich  allein  Grofsen  und  Guten. 
Der  einzigartige  Zauber  der  akademischen  Freiheit  ergreift 
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ihu  mit  Gewalt.  Der  Idealismus  drückt  ihm  seinen  Stempel 
auf  für  das  ganze  Leben.  Die  Handelshochschule  bietet  den 
Studierenden  aufser  ihrem  eigentlichen  Lehrstoff  mancherlei 
Anregung  aus  Kunst  und  Literatur,  aus  Philosophie  und  Ge- 
schichte, aus  den  Naturwissenschaften.  Wer  seine  Zeit  aus- 
zunützen versteht,  desseu  Persönlichkeit  kann  sich  dort  zu 
schöner  Eigenart  auswachsen,  und,  wie  Goethe  sagt,  „höchstes 
Glück  der  Erdenkinder  ist  doch  die  Persönlichkeit“.  So  bietet 
die  Hochschulbildung  dem  jungen  Kaufmann  die  Gelegenheit, 
seinem  Leben  einen  reicheren  geistigen  Inhalt  zu  geben  und 
besser  teilzunehmen  an  dem  Geuul’s  der  höchsten  Kulturgüter 
des  deutschen  Volkes  und  der  Menschheit.  Das  ist  ein  Luxus, 
sicherlich;  aber  glücklicherweise  ist  der  deutsche  Kaufmanns- 
stand wohlhabend  genug,  einer  grölseren  Zahl  seiner  Ange- 
hörigen diesen  Luxus  zu  gestatten.  „Le  superflu  chose  trös 
nöcessaire!“  Und  einen  edleren  Luxus  als  eine  hohe  Geistes- 
und Herzensbildung  gibt  es  nicht. 

Den  Wert  des  Studiums  für  die  Charakterbildung  hebt 
auch  Professor  Eckert  in  seinem  Bericht  über  die  Kölner 
Handelshochschule  nachdrücklich  hervor.  Der  junge  Kauf- 
mann soll  sich  „zu  einem  sittlich  selbstbewussten,  einem  fest 
in  sich  ruhenden  Menschen“  entwickeln.  „Nicht  nur  um  Er- 
ringung eines  aufserordentlichen  Maises  von  Kenntnissen, 
sondern  ganz  ebenso  um  Heranbildung  des  rnäunlicheu 
Charakters  handelt  es  sich  bei  dem  Hochschulproblem.  Das 
Pflichtgefühl  zu  stärken,  die  Selbsterziehung  zu  entwickeln, 
den  Blick  zu  weiten,  den  Sinn  für  die  eigene  Weiterbildung 
zu  wecken,  das  alles  sind  Aufgaben,  die  auf  der  Hochschule 
der  Lösung  harren.  Die  Hochschule  will  ihren  jungen  Bürgern 
nicht  blol's  Wissen  geben,  sondern  auch  Charakter.“*) 

Die  höhere  Bildung  wird  dem  Kaufmann  aber  auch  eine 
höhere  Aulfassung  von  seinem  Beruf  als  die  rein  privatwirtschaft- 
liche vermitteln.  Er  wird  seine  Stellung  innerhalb  der  Volkswirt- 
schaft und  der  Weltwirtschaft,  innerhalb  seines  Volkes  und 
der  Menschheit,  besser  verstehen  und  würdigen;  er  wird  sich 

*,  S.  iles  Berichtes  ul  »er  die  Studienjahre  UH  »3  und  HK  »4  (Berlin, 
Julius  Springer  1‘jor»), 
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nicht  mehr  als  vereinzeltes  Individuum,  als  mechanisch 
isoliertes  Atom,  sondern  als  Glied  eines  grofsen  Ganzen,  als 
Organ  eines  gewaltigen  Körpers  fühlen,  so  klein  und  doch  so 
grofs.  Diese  organische  Berufsauffassung  adelt  das  Einerlei 
der  täglichen  Arbeit  und  die  Routine,  die  mit  der  gewöhn- 
lichen Tätigkeit  des  Kaufmanns  wie  fast  jedes  anderen  Er- 
werbstätigen verknüpft  ist.  Das  Bewufstseiu,  dafs  er  zu  einem 
grofsen  herrlichen  Ganzen  gehört,  dem  er  zu  dieuen  hat,  und 
dessen  er  sich  würdig  zeigen  soll,  kann  ihm  auch  einen 
festeren  sittlichen  Halt  geben.  Viele  unserer  jungen  Kauf- 
leute gehen  jetzt  auf  Jahre  ins  Ausland,  und  mancher  von 
ihnen  verfällt  dort,  der  gewohnten  heimatlichen  Kontrolle  ent- 
zogen, dem  Bösen.  Eine  hohe  Auffassung  von  ihrem  Beruf, 
ihrer  menschlichen  und  nationalen  Würde,  wird  sie  vor 
mancher  Verlockung  bewahren.  Sie  müssen  sich  bewufst 
bleiben,  dafs  sie  im  Auslande  als  Vertreter  ihres  Volkes  und 
des  deutschen  Kaufmannstaudes  erscheinen,  und  dafs  ihre  Ehre 
die  Ehre  Deutschlands  und  des  deutschen  Handels  ist,  dafs 
ihre  Schande  dagegen  den  deutschen  Namen  befleckt.  Wir 
leben  in  einer  Welt  voll  Kampf;  im  Auslände  inufs  sich  der 
deutsche  Kaufmann  als  vorgeschobener  Posten  der  deutschen 
Volkswirtschaft  und  des  deutschen  Volkes  fühlen*)  und  sich 
bemühen,  seiner  Heimat  Ehre  zu  machen.  Das  ist  freilich  im 
letzten  Grunde  eine  sittliche,  weniger  eine  Bilduugsfrage;  aber 


*)  ,J.  Montgomery  (a.  a.  0.  S.  18)  sagt  folgendes:  „We  hnvc  here 
(in  England)  no  such  extensive  dass  of  thoroughly  trained  young  business 
men.  We  have  a conunercial  aristocrucy  second  to  uone  in  far-seeing 
intelligence,  and  our  rank  and  tile  are  not  inferior  to  those  ofauy  other 
nation.  Where  sonie  of  our  rivals,  however,  have  us  on  the  hip  is  the 
paucity  amongst  us  of  a dass  whose  name  is  legion  with  them.  I mean 
just  such  young  men  as  I have  been  trying  to  describe  — young  men  with 
a liberal  Professional  education,  who  regard  business  as  a real  pro- 
fession;  who  muke  it  their  study  and  their  aim,  and  do  not  look  on 
it  us  a necessary  evil  — a disagreeable  interruption  to  the  delights  of 
tennis  and  golf;  young  men  whose  training  enables  them  to  go  to  the 
euds  of  the  earth,  contident  that  they  will  do  credit  to  themselves 
and  their  country  whcrever  they  may  be.  Such  men  we  must  have 
at  hoine  and  abroad  as  watchful  outposts,  ready  to  repel  the  en- 
croachments  of  those  who  are  tearing  tooth  and  nail  at  the  skirts  of 
our  worid-wide  commerce.1“ 
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es  besteht  doch  ein  tiefer  Zusammenhang  zwischen  Sittlichkeit 
und  Bildung.  Sicherlich  wird  es  dem  Kaufmann  leichter 
werden,  sich  als  Organ  der  deutschen  Volkswirtschaft  zu 
fühlen,  wenn  ihm  ein  gründliches  Studium  Einblick  in  die 
geschichtliche  Entwickelung  und  die  organischen  Zusammen- 
hänge des  Wirtschaftslebens  verschafft  hat. 

Stellt  der  deutsche  Kaufmann  so  hohe  Anforderungen  an 
sich  selbst,  ist  er  von  einem  so  strengen  Pflichtbewufstseiu 
durchdrungen  und  arbeitet  er  unablässig  au  der  Verfolgung 
der  idealen  Ziele,  dann  wird  es  ihm  auch  nicht  an  An- 
erkennung und  Ehre  fehlen.  Daun  wird  sich  das  Ansehen 
des  Kaufmannsstandes  von  selbst  aufserordentlich  heben. 

Sind  die  deutschen  Kaufleute  von  diesem  Stolze  auf  ihren 
Beruf  und  ihr  Vaterland  erfüllt,  so  wird  auch  die  oft  ge- 
rühmte Anpassungsfähigkeit  des  einzelnen  Deutschen  dem 
deutschen  Volke  nicht  mehr,  wie  in  den  Zeiten  unserer  natio- 
nalen Ohnmacht  so  oft,  zum  Fluche  gereichen.  Der  Gebildete 
weifs  besser  zu  schätzen,  wie  unendlich  viel  er  seinem  Vater- 
lande verdankt,  und  er  wird  darum  dem  Deutschtum  auch  im 
Auslande  Treue  bewahren  und  ein  Bahnbrecher  deutscher  Ge- 
sittung werden. 


V. 

Auf  die  Einrichtung  des  Studiums  auf  der  Handelshoch- 
schule kann  ich  hier  nicht  näher  eingehen.  Ich  habe  diese 
Frage  in  meiner  früheren  Schrift  über  Handelshochschulen 
ausführlich  erörtert.  Nur  ganz  kurz  will  ich  bemerken,  dafs 
meines  Erachtens  das  Studium  au  der  Handelshochschule  nach 
den  bewährten  Grundsätzen  unserer  Universitäten  ein- 
gerichtet werden  sollte;  es  ist  ja  auch  tatsächlich  so.  Wir  haben 
auf  der  Handelshochschule  die  akademische  Freiheit,  die  Lehr- 
freiheit der  Dozenten,  die  Lerufreiheit  der  Studierenden  und 
auch  sonst  die  universitäre  Unterrichts-  und  Forschungsweise, 
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den  freien  Vortrag,  die  Seminarübnngen,  die  Ergänzung  des 
Lehrkörpers  durch  Privatdozenten,  ein  gewisses  kollegiales 
Selbstverwaltungsrecht  usw.  Natürlich  soll  nicht  jede  Einzel- 
heit der  universitären  Lehrweise,  die  ja  auch  in  der  Entwick- 
lung begriffen  ist  und  von  Zeit  zu  Zeit  sich  genötigt  sieht. 
Veraltetes  abzustofseu,  sklavisch  nachgeahmt  werden;  manche 
Neuerungen,  namentlich  eine  engere  Fühlung  mit  der  Praxis, 
sind  sogar  notwendig. 

Zur  Ergänzung  meiner  früheren  Darlegungen  mögen  hier 
nur  einige  sehr  beachtenswerte  Äufserungen  berufener  Fach- 
männer über  den  Charakter  des  Studiums  auf  der  Handels- 
hochschule mitgeteilt  werden.  Sie  bilden  wertvolles  Material 
zur  Beurteilung  der  noch  vielfach  umstrittenen  Frage. 

Der  jetzige  Rektor  der  Frankfurter  Akademie  für  Sozial- 
und  Handelswissenschaften,  Professor  Burchard,  sagte  am 
21.  Oktober  1903  in  einer  Rede  anlässlich  der  feierlichen  Über- 
nahme des  Rektorats  folgendes: 

„Die  in  neuester  Zeit  emporblühende  Entwicklung 
der  Handelshochschule  wird  getragen  von  dem  Stre- 
ben, dem  Handelsstande  theoretische,  wissenschaftliche 
Bildung  zu  bringen.  Die  Hochschule  ist  weit  davon 
entfernt,  das  bildende  Element  der  als  Grundlage  un- 
ersetzlichen Praxis  zu  verkennen.  Gerade  unsere 
Akademie  erwartet  von  den  jungen  Kaufleuten,  die 
sich  hierher  wenden,  dafs  sie  bereits  eine  Schule  der 
Praxis  hinter  sich  haben.  Aber  wie  unerläßlich  auch 
die  Praxis  sein  mag,  so  soll  doch  nicht  ganz  aus- 
schliefslich  die  Empirie  herrschen.  Die  Eifahrung 
werde  gekrönt  durch  theoretische  Bildung.  So  weitet 
sich  der  Blick,  so  dringt  er  in  die  Zusammenhänge 
von  Ursache  und  Wirkung,  die  doch  auch  dies  Lebens- 
gebiet beherrschen,  deren  Erkenntnis  vor  den  Gefahren 
gewagter  Versuche  unter  Umständen  bewahren  und  zu 
einer  mächtigen  Förderung  im  wirtschaftlichen  Wett- 
streit der  Völker  werden  kann.  So  wird  der  Handels- 
stand  mehr  und  mehr  noch  sozial  und  intellektuell  ge- 
hoben. Er  wird  befähigt,  in  immer  höherem  Mals  an 
der  Lösung  der  wirtschaftlich-sozialen  Probleme  tätigen 
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Anteil  zu  nehmen  und  die  Forderung  zu  erfüllen,  die 
der  gegenwärtige  prenfsische  Handelsminister  wieder- 
holt an  ihn  gestellt  hat,  sich  am  politischen  Leben 
zu  beteiligen  und  so  gerade  nach  juristischer  Rich- 
tung hin  in  fruchtbringender  Wechselwirkung  auf  die 
Gestaltung  der  Gesetzgebung  Einfluls  zu  gewinnen. 
Soll  solch  eine  erzieherische  Aufgabe  gelöst  werden, 
so  darf  bei  aller  berechtigten  Betonung  des  Nächst- 
liegenden das  Studium  doch  nicht  in  dem  allein  Nütz- 
lichen und  unbedingt  Notwendigen  aufgehen*,).“ 

Bei  derselben  Gelegenheit  äufserte  sich  Professor  Morf, 
der  erste  Rektor  der  Frankfurter  Akademie,  über  die  Frage 
folgendermafsen : 

„Die  Akademie  ist  bestrebt,  die  Materien  ihres 
Unterrichts  (Volkswirtschaftslehre,  Rechtswissenschaft 
und  Konsularwesen,  Versicherungswissenschaft  und 
Statistik,  Ilandelswissenschaft,  Haudelstechnik.  neuere 
Sprachen,  Technik)  in  bestimmter  Gruppierung  zur 
Darstellung  zu  bringen,  Vorlesungen  und  Übungen  in 
bestimmtem  Turnus,  je  nach  den  Bedürfnissen  des  be- 
treffenden Faches,  sich  folgen  zu  lassen.  Darüber  gibt 
schon  die  Skizze  des  Unterrichtsplanes  Auskunft,  die 
dem  Vorlesungsverzeichnis  vorgedruckt  ist.  Aber  eine 
eigentliche  schulmäfsige  Gliederung  der  Kurse,  eine 
Dosierung  der  Materien  in  usum  delphini  wie  in  einem 
Klassenunterricht,  erstrebt  sie  uicht:  sie  zieht  die 

freie  Gestaltung  des  Unterrichts  nach  Uni- 
versitätsweise vor.  Schulmäfsige  Einrichtungen 
würden  schon  dadurch  illusorisch,  dafs  die  Aufnahme 
von  Studierenden  ja  in  jedem  Semester  erfolgt,  und 
dal's  beständig  der  Antanger  neben  den  Vorgeschritte- 
neren tritt.  Da  gilt  es  einerseits,  durch  Gruppen- 
bildung den  verschieden  gearteten  Interessen  entgegen- 
zukomtneu,  und  andererseits  hat  man  angesichts  der 
Reife  der  Schüler  das  Recht,  auf  ihre  Fähigkeit 

*)  Rektoratsweclisel  an  der  Akademie  für  Sozial-  und  Handels- 
wissenscbaften  zu  Frankfurt  a.  M.  am  21.  Oktober  1903.  Jena  (Gustav 
Fischer)  19t  i3,  S.  3t  f. 
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raschem  Ausgleichs,  auf  ihre  Lust,  ihr  Bedürfnis  nach 
Selbstbetätigung  zu  rechnen.  Das  hat  uns  die  Er- 
fahrung bestätigt. 

Auch  vom  Unterricht  unserer  Hochschule  gilt,  was 
überhaupt  vom  akademischen  Unterricht  gelten  mul's: 
er  hat  weniger  ein  lückenloses  Gebäude  bestimmter 
Kenntnisse  zu  errichten,  als  Anregung  uud  Fähig- 
keit zu  wissenschaftlichem  Denken,  zu  selb- 
ständiger wissenschaftlicher  Arbeit  zu  erzielen.  Er 
soll  den  einzelnen  dazu  anregen  und  dazu  befähigen, 
seine  zukünftige  Lebensaufgabe  von  einem  höheren 
Standpunkte  aus  zu  überschauen,  als  ihm  ein  be- 
schränktes Fachwissen  und  eine  beschränkte  Alltags- 
praxis gewährt.  Er  soll  z.  B.  den  Kaufmann  wirt- 
schaftlich, den  Verwaltungsbeamten  sozialpolitisch,  den 
Techniker  kaufmännisch  denken  und  urteilen  lehren. 
Das  setzt  allerdings  eine  gewisse  Keife  beim  Schüler 
voraus,  wie  sie  unsere  Studierenden  mitbringen.  Das 
Gängelband  einer  ängstlichen  Führung  ist  hier  un- 
tauglich*).“ 

Diesen  Schilderungen  entspricht  in  der  Tat  die  Praxis 
der  Frankfurter  Akademie,  die  sich  auch  gut  bewährt. 

Ebenso  betont  der  Studiendirektor  der  Kölner  Handels- 
hochschule, Professor  Eckert,  in  seinem  jüngsten  Bericht 
(März  1905)  über  die  Anstalt  dafs  „eine  schulmäfsige  Auf- 
teilung des  Wissensstoffes,  eine  Zurechtstutzung  der  Lehr- 
gebiete, wie  sie  für  den  Klassenunterricht  der  Mittelschulen 
unentbehrlich  ist,  streng  vermieden“  werde;  den  akademischen 
Dozenten  sei  unbedingte  Lehrfreiheit,  den  Studierenden  die 
Lernfreiheit  nach  alter  Hochschnlweise  gewährleistet;  es 
werde  weniger  die  gedächtnismäl’sige  Aneignung  eines  über- 
reichen, lückenlosen  Wissensstoffes,  als  die  Anleitung  zu  wissen- 
schaftlichem Denken  und  Urteilen,  die  Anregung  zu  selbst- 
tätiger Geistesarbeit  in  den  Vorlesungen  und  Übungen 
erstrebt.**) 

')  a.  a.  0.  S.  t>  f. 

**)  Vergl.  S.  41  de?  Berichtes  über  die  Studienjahre  UH i:l  und  li»u4. 
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Die  dem  Handelshochschulstudium  noch  anhaftenden 
Mängel,  seine  Kürze — es  beträgt  normalerweise  nur  vier  Se- 
mester — und  die  verhältnismälsig  geringen  Ansprüche  an  die 
Vorbildung  der  Studierenden,  mögen  hier  unerürtert  bleiben.  Ich 
hoffe,  dafs  die  Anforderungen  im  Laufe  der  Zeit  höhere  werden. 
Indessen  vorläufig  müssen  wir  mit  dem  Erreichten,  der  Grün- 
dung von  wirklichen  Hochschulen  für  den  Kaufmannsstaud, 
zufrieden  sein  und  wollen  uns  nur  freuen,  wenn  von  den  vor- 
handenen Einrichtungen  ein  recht  reger  Gebrauch  gemacht 
wird. 

Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dafs  besonders  die  kaufmänni- 
schen Korporationen  und  Vereine  sich  die  Förderung  des 
Handelshochschulwesens  angelegen  sein  liefsen.  Sie  können 
durch  immer  erneuten  Hinweis  auf  die  Nützlichkeit  und  Wich- 
tigkeit der  höchsten  Bildung  für  den  Kaufmann  wesentlich 
dazu  beitragen,  dafs  die  Hörsäle  der  neuen  Hochschulen  sich 
immer  besser  mit  lernbegierigen  jungen  Kaufleuten  füllen.  Sie 
werden  dadurch  die  Vertreter  der  Handelshochschulen,  die 
Geldgeber,  die  verwaltenden  Organe  und  die  Dozenten,  zu 
immer  gröberen  Anstrengungen  anspornen.  Sie  müssen  vor 
allem  der  Anschauung  entgegentreten,  dafs  die  dem  Hoch- 
schulbesuch gewidmete  Zeit  dem  jungen  Kaufmann  für  seinen 
Beruf  und  sein  Fortkommen  verloren  sei*).  Der  anscheinende 


•)  Noch  eine  Äußerung  Montgomerys  über  ilen  „(ierinuu  clerk- 
iu  Kugiaml  (a.  a.  O.  S.  17):  „Ile  form»  one  of  a large  body  wliose  edu- 
cation  has  been  relatively  prolouged,  auil  whose  parents  are  able  and 
willing  to  assist  bim  finaneially  in  completing  bis  training  for  business 
lifo,  instead  of  chucking  bim  in  at  tlie  lirst  open  oflice  door  they  luav 
come  across  when  they  fetch  bim  bome  from  the  ordiuary  school. 
These  voutbs  have  enjoycd,  or  are  cnjoying,  a training  whicb  affords 
tliem  a niucb  keener  insight  into  the  anatomy  of  trade  tban  vou  will 
lind  on  the  part  of  their  ordiuary  congeuers.  Tlieir  knowledge  of  the 
theory  and  principles  of  commerce  enables  tbein  to  collate  and  order 
experiences  that  liave  rio  eonneetion  in  the  eyes  of  less  educated  youths, 
to  adapt  themselves  readily  to  new  Situation»,  to  go  abroad  iQto  the 
world  witb  conlidenee,  to  impiire,  note,  compare,  and  returii  to  their 
native  liive  laden  witb  tlu-  honcv  they  have  »ucked  on  far-off  tields. 
They  have  cost  a little  more  mnney  to  their  parents  and  their 
eountrv,  but  that  this  money  has  been  well  invested  no  one  will 
deny  who  measures  the  good  they  do  to  their  own  trade  by  the  injury 
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Verlust  ist  iu  Wirklichkeit  ein  hoher  Gewinn  für  ihn,  ein 
dauernder  Gewinn  für  sein  ganzes  Leben.  Mag  er  durch  das 
Studium  auch  etwas  langsamer  zum  Geldverdienen  kommen, 
er  erfährt  eine  Steigerung  aller  seiner  Geisteskräfte,  die  ihn 
tüchtiger  macht  für  das  wirtschaftliche  und  politische  Leben, 
und  eine  unschätzbare  Bereicherung  seines  inneren  Selbst. 


thev  iutlict  ou  ours.  These  are  tlie  men  who,  in  Gerninny  and  America, 
form  the  scout*  and  advnnce  guards  of  commerce,  who  build  up  an 
alert  and  enlighteued  mercantile  public,  ready  to  adopt  new  metbods 
and  inake  new  depnrtures,  and  alivc  to  all  the  increasing  exigencies  of 
our  times.“ 


Druck  von  Leonhard  Slmlon  Nf.  I»  ILrlin  f»W. 
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Vorwort. 


Nachstehende  Abhandlung  ist  zuerst  unter  dem  Titel:  „La 
regleinentation  internationale  des  droits  de  douane  sur  les  fers“ 
in  der  Revue  äconomique  internationale  erschienen.  Von  ver- 
schiedenen Seiten  wurde  der  Wunsch  ausgesprochen,  den  Auf- 
satz auch  in  deutscher  Sprache  und  an  einer  dem  deutschen 
Publikum  leichter  zugänglichen  Stelle  zu  veröffentlichen.  Die 
Herausgeber  der  genannten  Revue  haben  einem  dahin  zielen- 
den Wunsch  in  liebenswürdiger  Weise  zugestimmt  und  bin  ich 
somit  in  der  Lage,  den  Aufsatz  in  dieser  hochgeschätzeu 
Sammlung  zu  publizieren.  Ich  habe  dabei  Gelegenheit  ge- 
nommen nicht  nur  die  statistischen  Angaben  durch  die  meisten 
vorliegenden  Zahlen  zn  ergänzen,  sondern  auch  den  Inhalt  in 
mehrfacher  Beziehung  zu  erweitern. 

Wiesbaden,  Ende  Januar  190*>. 


Der  Verfasser. 
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Exportprämien,  seien  es  staatliche  oder  private,  stellen 
keinen  wirtschaftlichen  Vorteil  für  das  Land  dar,  das  sie 
gibt,  vielmehr  einen  solchen  für  das,  das  die  damit  verbilligten 
Waren  empfängt.  Dadurch,  dafs  ein  Land  Ware  unter  den 
Selbstkosten  exportiert,  wird  es  selbst  ärmer,  wird  das  reicher, 
welches  ein  solches  teilweises  Geschenk  erhält.  Der  vorüber- 
gehende Vorteil  einer  zeitweisen  Entlastung  des  inneren 
Marktes  ist  selbst  für  die  betreffende  Exportindustrie  meist 
nur  ein  scheinbarer,  denn  der  Markt  für  Exportartikel  ist 
eben  ein  internationaler;  der  Überflufs  an  Ware  wird  dann 
zwar  mit  Verlust  an  einen  anderen  Platz  geschoben,  aus  der 
Welt  wird  er  damit  aber  nicht  geschafft;  er  drückt  in  unverän- 
derter oder  verarbeiteter  Form  weiter  auf  den  Weltmarkt.  Selbst 
in  einem  seine  Textilindustrie  durch  so  hohe  Zölle  schützenden, 
verhältnismäfsig  wenig  davon  exportierenden  Land  wie  Öster- 
reich-Ungarn erwies  sich  der  Versuch  der  Spinnervereinigung 
die  Überproduktion  von  Baumvollgarnen  mittels  Export- 
prämien aus  dem  Lande  zu  bringen,  wohl  als  kostspielig,  aber 
selbst  für  die  Unternehmer  nicht  als  vorteilhaft,  denn  der  auf 
den  anderen  Märkten  dadurch  erzeugte  Preisdruck  für  Garne 
bewirkte  die  Verbilligung  der  dort  daraus  hergestellten  Ge- 
webe, während  der  Österreichischen  Weberei  die  Garne  durch 
das  Kartell  nur  noch  mehr  verteuert  wurden;  das  war  für 
diese  gegenüber  der  nun  um  so  billiger  arbeitenden  aus- 
ländischen Konkurrenz  derart  nachteilig,  dafs  der  Erfolg  eine 
Einschränkung  des  Garnverbrauchs  in  Österreich-Ungarn  war. 

Der  Umstand,  dafs  ein  Land,  das  die  mit  Exportprämien 
verbilligte  Ware  empfängt,  in  seiner  Gesamtwirtschaft  dadurch 
Vorteile  erhält,  schliefst  nicht  aus,  dafs  die  dort  die  gleiche 
Ware  produzierende  Industrie  Nachfeile  erfährt;  aber  meist 
wird  der  Vorteil  der  Konsumenten  bezw.  der  Weiterverarbeiter 
gröfser  sein,  als  der  der  benachteiligten  Konkurrenz.  Zweifel- 
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los  galt  dies  für  England  bezüglich  der  Zuckerindustrie,  wo 
doch  nur  wenige  nicht  gerade  bedeutende  englische  Kolonien 
durch  die  französischen,  deutschen,  österreichischen  usw.  Aus- 
fuhrprämien Schaden  erlitten;  geschädigt  wurden  ebenfalls 
die  auf  die  Verarbeitung  von  Rohrzucker  angewiesenen 
britischen  Raffinerien,  aber  dem  ganzen  britischen  Volke 
wurde  auf  Kosten  der  Steuerzahler  der  Rübenzucker-Export- 
länder ein  wertvolles  Nahruugs-  und  Genufsmittel  weit  unter 
den  Selbstkosten  geliefert;  und  auf  diesem  billigen  Zucker 
baute  sich  die  enorme  englische  Industrie  von  Kakes,  Schoko- 
lade, Jams,  Fruchtkonserven  und  -Säften,  Konfitüren  usw.  auf, 
welche  die  Welt  versorgte  und  die  an  Bedeutung  die  west- 
indische Zuckerproduktion  und  die  englische  Rohrzucker- 
Raffinerie  weit  überragte.  Konnte  doch  neben  der  so  be- 
günstigten Zucker  verarbeitenden  englischen  Industrie  in  den 
grofsen  Zuckeqtroduktiousländern  trotz  hoher  Zölle  eine 
leistungsfähige  Konkurrenz  nicht  entstehen,  ja  in  diesen  selbst 
gelangte  das  englische  Fabrikat  in  grofsem  Umfang  zur 
Einfuhr. 

Das  hat  sich  seit  der  Beseitigung  der  staatlichen  Export- 
prämien und  der  Einschränkung  der  die  Kartelle  und  ihre 
Ausfuhrvergütungen  erst  ermöglichenden,  hohen  Überzölle 
durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  geändert.  Der  Zucker 
ist  nach  dem  Aufhören  der  Zuckerkartelle  und  nach  der 
wesentlichen  Herabsetzung  der  Zuckerverbrauchsabgabeu  in 
den  Rübenzucker-Exportländern  aufserordentlich  verbilligt, 
auf  dem  englischen  Markt  dagegen  entsprechend  verteuert 
worden.  Die  früher  so  grofse  .Spannung  der  Zuckerpreise  in 
England  einerseits,  in  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Frank- 
reich anderseits,  ist  sehr  gering  geworden  und  damit  ist  zum 
gröfsten  Teil  der  Vorsprung  geschwunden,  den  die  englischen 
Zucker  verarbeitenden  Industrieen  vor  denen  anderer  Länder 
voraus  hatten,  ln  Deutschland  wenigstens  nimmt  seitdem 
die  Fabrikation  von  Schokolade,  Kakes,  Fruchtsäften,  Manne- 
laden, Jams  usw.  einen  bedeutenden  Aufschwung;*)  freilich 

")  ln  Deutschland  stieß  der  jährliche  Zuckerverbrauch  pro  Kopf 
von  11,6  kg  im  Betliebsjahr  1901/1902  auf  17,2  kg  im  Betriebsjalir 
1903/1904,  also  um  nahezu  60  % : von  I960  bis  1905  stieg  die  Einfuhr  von 
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die  Verteuerung  von  Mehl,  Eiern,  Schmalz  und  Obst  durch 
den  neuen  Zolltarif  wird  auf  diese  aufblühende  Industrie  wie 
ein  Mehltau  wirken  und  ihre  Konkurrenzfähigkeit  gegenüber 
der  englischen  wieder  erheblich  herabdrückeu. 

Für  Grofsbritannien  und  Irland  aber  ist  die  Brüsseler 
Zuckerkonvention  kein  wirtschaftlicher  Vorteil  gewesen;  dieser 
lag  auf  seiten  der  Zucker-Exportländer. 

Exportprämien  — nicht  staatlicher  Art  — kann  die  In- 
dustrie eines  Landes  nur  dann  geben,  wenn  sie  auf  dem  Iu- 
laudsmarkt  ein  Monopol  besitzt,  das  ihr  die  Kartellfähigkeit 
ermöglicht.  Dieses  Monopol  kanff^  — wie  bei  Kalisalzen,  oder 
wie  bei  Kohlen  und  anderen  Schwergütern  — in  den  regional 
beschränkten  Vorkommen  und  in  dem  natürlichen  Schutz  der 
Frachten  bestehen  (sogenannte  „unbestrittene  Absatzgebiete“), 
oder  aber  in  der  Fernhaltung  der  ausländischen  Konkurrenz 
durch  hohe  Schutzzölle.  Das  Letzere  hat  die  Brüsseler  Konferenz 
anerkannt,  indem  sie  sich  nicht  damit  begnügte,  die  staat- 
lichen Exportprämien  zu  beseitigen,  sondern  gleichzeitig  die 
Maximalhöhe  des  Überzolls  (d.  h.  des  die  innere  Verbrauchs- 
abgabe übersteigenden  Zolls)  auf  6 Francs  pro  100  kg  fest- 
legte; das  hat  die  Tatsache  bewiesen,  dafs  bei  diesem  mäfsigeu 
Zoll  die  Zuckersyndikate  nirgends  zu  halten  waren. 

Die  wichtigsten  Kartelle,  Syndikate  und  Trusts  bestehen 
heute  aufser  im  Kohlenbergbau  in  der  Eisenindustrie.  Die 
Voraussetzung  für  ihre  Bildung  sind  bei  ersterem  die  durch 
das  beschränkte  Vorkommen  und  die  Höhe  der  Frachten  für 
Auslandskohlen  gesicherten  „unbestrittenen  Absatzgebiete“, 
bei  letzterer  einmal  der  Schutzzoll,  sodann  die  den  heimischen 
Bedarf  übersteigende  Produktion.**) 

Das  Freihandelsland  England  hat  keine  nennenswerten 

Kakaobohnen  um  4*2,3  X,  die  von  Konditorwaren  sank  um  30  % wahrend 
deren  Ausfuhr  um  fast  40  V stieg;  die  Einfuhr  von  Schokolade  ging 
gleichzeitig  um  36  ?£  zurück,  die  Ausfuhr  stieg  um  mehr  als  150  %. 

•*)  Aum.  Es  ist  freilich  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Frachten  da, 
wo  es  sich  um  grofse  Transportlängen  handelt,  auch  in  der  Eisen- 
industrie eine  ähnliche  Rolle  für  die  Kartellbildung  spielen,  wie  bei 
Kohle,  zumal,  wenn  die  Frachtpolitik  die  Entlastung  des  inneren  Marktes 
durch  niedrige  Export-  und  hohe  Importtarife  fördert,  wie  dies  nament- 
lich in  Mitteleuropa  mit  Vorliebe  geschieht. 
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Preiskartelle;  denn  wenn  auch  einmal  der  Versuch  gemacht 
und  ein  „com  bi  ne“  wie  das  der  schottischen  Stahlfabrikanten 
ins  Leben  gerufen  wird,  so  hält  es  nicht  und  wird  es  nicht 
gehalten.  Das  liegt  nicht  daran,  dafs,  wie  eine  Fachzeitschrift 
kürzlich  auszuführen  versuchte,  dem  englischen  Geist  das 
Verbandswesen  in  der  straffen  modernen  Form  nicht  zusagt, 
sondern  daran,  dafs  der  eigentliche  Verbandszweck:  eine 
Steigerung  der  Verkaufspreise  über  die  natürlichen  sich  aus 
Angebot  und  Nachfrage  ergebenden  Preise,  wegen  der  freien 
ausländischen  Konkurrenz  garniekt  oder  nur  in  einem  so  ge- 
ringen Mafse  zu  erreichen  Ist,  dafs  die  Kosten  und  Unbe- 
quemlichkeiten, die  jedes  Kartell  und  Syndikat  durch 
Hemmung  der  freien  Bewegung  der  Mitglieder  mit  sich  bringt, 
die  unter  diesen  Verhältnissen  geringfügigen  Vorteile  der 
Verbandsbildung  weitaus  überwiegen. 

Frankreich  mit  seiner  technisch  hoch  entwickelten  Eisen- 
industrie ist  eben  so  wenig  das  Land  der  „Konzentration  der 
Industrie“,  weniger  weil  die  französische  Gesetzgebung  der 
Kartellbildung  hemmend  im  Wege  stünde  — die  läfst  sich 
schließlich  umgehen  — sondern  weil  die  Zollrückvergütung 
bei  der  Ausfuhr,  wie  sie  die  titres  ä caution  ermöglichen, 
auch  ohne  Kartellbildung  die  Schutzzölle  im  Inlandpreis  zum 
Ausdruck  kommen  lassen;  hier  ersetzt  die  darin  liegende 
staatliche  Ausfuhrprämie  die  Kartellexportprämie. 

Die  beiden  grofsen  zollgeschützten  Eisenproduktionsländer 
mit  einer  in  regulären  Zeiten  den  Bedarf  weit  übersteigenden 
Produktionfähigkeit,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Deutschland  sind  die  Länder  der  Eisentrusts  und  Eisen- 
syndikate, die  Länder  des  Eisenexports  mit  Kartell-  oder 
Trust-Exportpräm  ien. 

Die  Lehre  von  Friedrich  List,  dafs  jeder  Schutzzoll 
sich  mit  der  Entwicklung  der  Industrie  infolge  der  dann  ein- 
tretenden inneren  Überproduktion  selbst  aufhebe,  war  richtig, 
solange  es  keine  Kartelle  gab;  und  in  Wirklichkeit  kamen 
auch  die  deutschen  Eisenzölle  — abgesehen  von  Gießerei- 
roheisen, wo  der  Bedarf  im  Inland  nicht  gedeckt  wurde  — 
bis  Mitte  der  90er  .Jahre  nur  in  Zeiten  einer  stürmischen 
Haussekonjunktur,  wo  der  Bedarf  im  Inland  nicht  gedeckt 
wurde,  zum  Ausdruck;  allgemein  ausgenutzt  wurden  sie  erst, 
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als  sich  die  deutsche  Eisenindustrie  kartellierte.  In  der 
Kartell-Enquete  sagte  der  Direktor  des  Baroper  Walzwerkes 
Schmieding,  ein  begeisterter  Anhänger  des  Schutzzoll- 
systems: 

„Dieser  Schutzzoll,  der  der  Eisenindustrie  damals  so  sehr 
nötig  war,  wurde  uns  gegeben,  um  ihn  auszunutzen  und  diese 
Ausnutzung  führte  zur  Vereinigung,  zu  Kartellen“.  Auch 
ein  führender  Abgeordneter  der  Ausschlag  gebenden  Partei 
im  Reichstag  gab  mir  seiner  Zeit  im  Gespräch  unumwunden 
zu,  dafs  die  deutschen  Industrie-Schutzzölle  heute  nur  noch 
Zölle  zum  Schutz  der  Syndikate  seien. 

Bei  einer  den  Eigenbedarf  des  Landes  überschreitenden 
Produktion  wird  eine  Kartellbildung  sich  auch  dann  nicht 
ermöglichen  lassen,  wird  der  Schutzzoll  im  Inlandpreis  nicht 
zum  Ausdruck  kommen,  also  auch  nicht  zu  Unterbietungen 
auf  auswärtigen  Märkten  führen,  wenn  die  betreffende  Industrie 
in  zu  viele  Einzelunternehmungen  zersplittert  ist,  da  dann 
die  Schwierigkeiten  der  Kartellbildung  die  der  Verwaltung  und 
der  Kontrolle  zu  grofs  werden;  die  Kartellfähigkeit  ist 
eben  auf  konzentrierte  Grofsindustrieen  beschränkt. 
Eine  Ausnahme  hiervon  machen  bis  zu  einem  gewissen  Gnule 
solche  Iudustrieen,  bei  welchen  durch  die  staatliche  Erhebung 
innerer  Verbrauchsabgaben  die  Einschätzung  und  Kontrolle 
der  Produktion  bereits  durch  die  Steuerbehörden  erfolgt,  wie 
die  Spiritusproduktion,  und  in  Ländern  mit  Zuckerverbrauchs- 
abgaben die  Zuckerindustrie. 

Die  Kartellfähigkeit  setzt  weiter  eine  gewisse  Vertretbar- 
keit der  Ware  voraus;  sie  hört  auf,  wo  der  individuelle  Wert 
des  einzelnen  Fabrikats  für  seine  Preisbemessung  entscheidend 
wird.  Deshalb  werden  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  weit 
häufiger  kartellfähig  sein  als  Fertigfabrikate.  Das  Interesse 
am  Schutzzoll  mufs  also  in  industriell  entwickelten,  auf  die 
Ausfuhr  von  Industrieartikeln  angewiesenen  Ländern  in  den 
Kreisen  der  Klein-Industrie  und  in  denen  der  Fertigwaren- 
fabrikation ein  geringes,  eigentlich  sogar  ein  gegenteiliges 
sein,  da  der  Schutzzoll  im  Inlandspreis  ihrer  Erzeugnisse 
doch  nicht  zum  Ausdruck  zu  kommen  vermag,  während 
er  ihuen  anderseits  das  benötigte  Material  verteuert. 
Träger  der  industriellen  Schutzzollpolitik  ist  daher  Vorzugs- 
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weise  die  Grofsindustrie  der  Halbfabrikate;  durch  ilir  Bündnis 
mit  den  Agrariern  beherrscht  sie  die  deutsche  Zollpolitik 
nach  dein  Prinzip:  „do  ut  des!“ 

Die  kartellierte  Grofsindustrie  hält  unter  dem  Schutz  der 
Zölle  die  Preise  im  Inland  hoch  und  ist  dadurch  in  der  Lage, 
den  Produktionsüberschufs  nach  dem  Ausland  billiger  zu  ver- 
kaufen; je  gröfser  die  Exportquote  am  Gesamtabsatz, 
um  so  gröfser  mufs  die  Differenz  zwischen  Inlands- 
preis und  Exportpreis  sein,  wenn  die  Ausfuhr  zu 
einem  die  Selbstkosten  nicht  deckenden  Preise 
erfolgt. 

Liegt  nun  die  Aufrechterhaltung  der  Eisenzölle  im  Inter- 
esse der  zollgeschützten  Eiseuproduktionsländer,  also  vor- 
nehmlich Deutschlands  und  der  Vereinigten  Staaten,  liegt  sie 
im  Interesse  des  ungeschützten  Produktionslandes  Grofs- 
britaunien? 

Dafs  die  deutsche  Eisenindustrie  die  Eisenzölle  noch 
brauche,  ist  allerdings  die  Meinung  der  Kartellfreunde  und 
der  industriellen  Hochschutzzöllner,  sowie  ihrer  blinden 
Nachbeter,  die  von  einer  Beseitigung  des  Zolles  eine  ähnliche 
Krisis  in  der  Eisenindustrie  prophezeien,  wie  sie  nach  den 
Gründerjahren  in  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  herrschte. 
Indessen  war  das  Darniederliegen  der  deutschen  Eisenindustrie 
damals  keineswegs  auf  die  so  oft  behauptete  Überschwemmung 
Deutschlands  mit  englischem  Eisen  zurückzuführen;  ging 
doch  die  deutsche  Roheiseneinfuhr  von  744  000  t in  dem 
Hochkonjunkturjahr  1873  auf  330  000  t in  1878  zurück,  während 
die  Ausfuhr  gleichzeitig  von  154  000  t auf  291  000  t stieg,  die 
Mehreinfuhr  also  von  590  000  t auf  39  000  t sank.  Gleichzeitig 
fiel  die  Einfuhr  von  Handelseisen  von  71  (MX)  t auf  36  000  t 
während  dessen  Ausfuhr  von  0 t auf  49  0<M)t  stieg;  ging 
die  Einfuhr  von  Blechen  von  25  600  t auf  14  100  t zurück, 
während  deren  Ausfuhr  sich  von  5800  t auf  32  000  t,  die  von 
Draht  sich  von  73<M>  t auf  70  (HM)  t hob;  ebenso  zeigen  in  dieser 
Zeit  Gufswaren  sinkende  Einfuhr  und  steigende  Ausfuhr, 
welche  letztere  1878  mehr  wie  8V2  mal  so  grofs  wie  jene  war. 
Für  Eisenbahnschienen  läfst  sich  die  Einfuhrziffer  in  den 
Jahren  1877  und  1878  nicht  ermitteln,  da  in  derselben  auch 
die  Durchfuhr  enthalten  ist,  alter  der  Umstand,  dafs  sie  von 
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1873  bis  1876  von  25  61X1 1 auf  4600  t zurückgegangen  war, 
während  die  Ausfuhr  von  5800 1 auf  207  (KM)  t in  1878  gestiegen 
war,  nachdem  sie  das  Jahr  vorher  mit  2*25  000  t rund  57  % der 
gesamten  deutschen  Schienenproduktion  betragen  hatte,  beweist 
klar,  dafs  es  lediglich  das  vollständige  Stocken  des  deutschen 
Bahnbaues  nach  den  Ausschreitungen  der  Gründerzeit  war, 
das  die  Notlage  der  deutschen  Schienenwalzwerke  gezeitigt 
hatte,  nicht  aber  die  ausländische  Konkurrenz.  Die  allgemeine 
wirtschaftliche  Depression  jener  Zeit  wird  am  besten  dadurch 
gekennzeichnet,  dafs  der  Roheisenverbrauch  für  den  inneren 
Bedarf  von  2954000t  in  1873  auf  1607000t  in  1878  und  1 520000 1 
in  1879  zurückging,  trotzdem  die  Bevölkerung  des  Zollgebietes 
gleichzeitig  von  41,33  auf  43,59  bezw.  44,08  Millionen  Ein- 
wohner stieg.  Reduziert  man  fabriziertes  Eisen  im  Verhältnis 
von  100 : 1337a  auf  Roheisen,  so  ergibt  sich  1873  ein  Einfuhr- 
bedarf von  1 135  000  t,  1878  dagegen  nur  von  759  000  t, 
während  der  Roheisenbedarf  für  die  Ausfuhr  gleichzeitig  von 
421000  t auf  1300000 1 stieg;  Deutschlands  Eisenbilanz  besserte 
sich  in  dieser  Zeit  also  um  1 253  000  t welche  letztere 
Zahl  sich  im  folgenden  Jahr  noch  um  199000  t erhöhte. 
1879  betrug  auf  Roheisen  umgerechnet,  der  Ausfuhrüberschuss 
Deutschlands  bereits  706  000 1;  es  war  also  schon  damals 
ein  ganz  überwiegendes  Eisenausfuhrland.  Nur  in  Giefserei- 
roheisen  wurde  zu  jener  Zeit  der  deutsche  Bedarf  noch  ganz  vor- 
wiegend von  England  und  Schottland  gedeckt,  1873  noch  zu 
77,4  %,  1878  noch  zu  69,7  %',  also  selbst  hier  ist  das  Vor- 
dringen des  deutschen  Produkts  in  dieser  Zeit  unzweifelhaft. 

Die  Produktionskosten  von  Roheisen  waren  damals  aller- 
dings, von  Ilsede  (Lothringen)  und  Luxemburg  abgesehen,  in 
Deutschland  wohl  durchgängig  höher,  als  in  England  und  in 
Belgien. 

Unzweifelhaft  hat  nach  1879  die  deutsche  Eisenindustrie 
einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Die  Hochofen- 
produktion stieg  von  2 227  000  t in  diesem  Jahr  auf  3 687  (KM)  t 
in  1885,  zeigte  mit  3 529  000  t in  1886  einen  kleinen  Rückgang, 
um  bereits  1887  die  vierte  Million  Tonnen,  1889  die  4Va  Mill. 
Tonnen  zu  überschreiten,  1894  auf  5 380  000  t,  1896  auf 
6 373  000  t,  1898  auf  7,3  Millionen  Tonnen,  1899  auf  8.14  Mill. 
Tonnen  und  1!K)0  auf  8,52  Millionen  Tonnen  zu  steigen.  • Die 
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Krisis  von  1901  weist  einen  Rückgang  auf  7,88  Millionen 
Tonnen  auf,  doch  bereits  im  folgenden  Jahre  ist  die  Höchst- 
ziffer  des  Jahres  1900  um  fast  10  000  t wieder  überschritten 
und  1903  hat  die  Produktion  10  017  901  t,  1904  bereits 
10  103  941  t erreicht;  sie  war  in  diesem  Jahr  rund  4*/a  mal  so 
hoch  als  in  1879;  für  1905  ist  sie  sogar  auf  11  Milionen  t zu 
schätzen. 

Dieser  Aufschwung  hatte  seine  Ursache  aber  nicht  in  der 
Änderung  der  deutschen  Zollpolitik,  sondern  in  der  Umwälzung, 
welche  die  gleichzeitige  Erfindung  der  Entphosphorung  des 
Roheisens  in  der  Bessemerbirne  durch  den  Engländer  Thomas 
Gilchrist,  in  der  Eisenindustrie  hervorbrachte.  Für  die 
deutsche  Stahlindustrie,  welche  im  Inland  nur  über  wenige 
Schwefel-  und  phosphorfreie  für  den  sauren  oder  Bessemer- 
stahlprozefs  geeignete  Erze  verfügte,  diese  vielmehr  gröfsten- 
teils  mit  hohen  Transportkosten  aus  dem  Ausland  zu  beziehen 
genötigt  war,  stellte  sich  das  daraus  erblasene  Roheisen  und 
damit  auch  das  im  sauren  Prozefs  gewonnene  Flufseisen 
wesentlich  teurer,  als  in  England  und  Belgien;  es  mufste  da- 
her, solange  die  Verwertung  der  phosphorreichen  deutschen 
Erze  für  Flufseisen  nicht  möglich  war,  eine  wesentliche.  Über- 
legenheit der  Eisenindustrie  Englands  und  Belgiens  anerkannt 
werden. 

Das  Verhältnis  kehrte  sich  in  dem  Moment  um,  als  es 
gelang,  das  aus  phosphorhaltigen  Erzen  erblasene  Roheisen 
im  Konverter  in  schmiedbares  Flufseisen  umzuwandeln;  denn 
das  deutsche  Zollgebiet  besafs  in  Luxemburg,  Lothringen, 
in  Hannover,  (Ilsede)  unermeßliche  Lagerstätten  dafür  ge- 
eigneter Erze,  die  sich  sehr  billig  gewinnen  ließen.  Durch  die 
Erfindung  dieses  Engländers  wurde  die  deutsche  Eisenindustrie 
in  den  Sattel  gehoben;  und  es  ist  eines  der  köstlichsten  Kuriosa 
der  Weltgeschichte,  dafs  von  dem  bekannten  verstorbenen 
Kisengrofsindustriellen  und  damaligen  Reichstags-Abgeordneten 
Stumm  die  Notwendigkeit  der  Einführung  der  deutschen 
Eisenzölle  gerade  mit  dieser  Erfindung  begründet  wurde. 

1879  wurden  in  Deutschland  an  Bessemer-  und  Thomas- 
roheisen zusammen  461 253 1 erzeugt,  1883  neben  495920  t 
Bessemerroheisen  bereits  369885 1 Thomasroheisen;  während 
die  des  ersteren  unter  starken  Schwankungen  1897  den 
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höchsten  Standpunkt  mit  567828  t erreichte,  uni  dann  konstant 
auf  387334  t in  1902  zurückzugehen,  von  wo  sie  sich  im  fol- 
genden Jahr  auf  440701 1 wieder  zu  liehen  vermochte,  in- 
dessen 1904  wieder  auf  392706  t zurückging,  stieg  die  Thomas- 
roheisenproduktiou  ununterbrochen  bis  1900  auf  4826459  t, 
ging  im  Krisenjahr  1901  auf  4452950  t zurück,  um  in  den  3 
folgenden  Jahren  auf  5189501  t,  6277777t  und  6390047  t zu 
steigen.  Diese  Zunahme  ist  zu  einem  kleinen  Teil  auf  Kosten 
des  Puddelroheisens  erfolgt,  dessen  Produktion  von  1592814  t 
in  1879  bis  1883  noch  auf  2002195  t stieg,  dann  aber,  wenn 
auch  unter  Schwankungen  bis  auf  770361,  811356  und  819239  t 
in  1902  bis  1904  zu  fallen.  In  1905  ist  die  deutsche  Produk- 
tion von  Bessemerroheisen  auf  422000  t,  die  von  Thomaseisen 
auf  7089000  t von  Giefsereiroheisen  auf  1,9  Mill.  t und  von 
Puddeleisen  auf  825000  t zu  schätzen. 

Die  Erzeugung  von  Giefsereiroheisen,  welcher  der  Roheisen- 
zoll  tatsächlich  einen  Schutz  gewährte,  hat  ebenfalls  eine 
Steigerung  von  161696  t in  1879  auf  1,9  Mill.  t in  1905  er- 
fahren, dafs  ist  um  1,78  Millionen  t,  während  die  Zunahme  bei 
den  Flufs-,  Schweifs-  und  Stahleiseusorteu  nahezu  7 Millionen  t 
beträgt. 

Der  Schwerpunkt  der  deutschen  Eisenindustrie  liegt  dem- 
nach durchaus  im  Thoraaseisen. 

Die  Entwickelung  der  englischen  Eisenindustrie  hat  mit 
der  der  deutschen  nicht  Schritt  gehalten.  Überragte  die  Roh- 
eisenproduktion  Grofsbritanniens  1879  mit  6,093  Millionen  t 
die  deutsche  noch  um  3,866  Millionen  t,  war  sie  1899  noch 
um  1,43  Millionen  t gröfser  als  diese,  so  blieb  sie  1903  bereits 
um  1,065  Millionen  t,  1904  mit  8,7  Millionen  t sogar  um  1,4 
Millionen  t hinter  ihr  zurück;  die  deutsche  Produktion  war 
damit  au  die  zweite  Stelle  gerückt. 

Noch  erheblich  rapider  als  in  Deutschland  war  die  Stei- 
gerung der  Roheisenproduktion  in  den  Vereinigten  Staaten, 
nämlich  vou  2786650t  in  1879  auf  9353020t  in  1890,  wo 
sie  zum  ersten  Male  die  gröfsto  Eigenproduktion  der  Erde 
erreichten,  um  dann  mit  6763906  t in  1894  nochmals  die 
Führerschaft  an  England  zu  verlieren;  doch  schon  im  nächsten 
Jahre  wurde  sie  von  ihnen  wieder  gewonnen  und  dauernd 
behauptet.  1903  wurden  daselbst  18297400  t Roheisen  erblasen, 
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allerdings  weist  das  folgende  Jahr  einen  Rückgang  auf 
10760986  t auf,  doch  dürfte  in  11*05  Jdie  Produktion  die  von 
11)08  noch  weitaus  übertreffen.  Man  schätzt  sie  sogar  auf 
25  Millionen  t. 

Frankreich  hat  in  derselben  Zeit  seine  Roheisenpro- 
duktion von  1,4  auf  3,0  Millionen  t,  Österreich-Ungarn  von 
0,4  auf  1,5  Millionen  t (15)03:  1,43).  Belgien  von  0,39  auf 
1,307  Millionen  t und  Rufsland  von  0,43  auf  2,44  Millionen  t 
gesteigert,  nachdem  es  allerdings  1900  bereits  auf  nahezu 
2,934  Millionen  t gekommen  war.*) 

Österreich- Ungarn  und  Rufsland  decken  ihren  Eigen- 
bedarf an  Eisen  nicht,  kommen  also  als  Ausfuhrländer  nicht  in 
Betracht;  die  belgische  Eisenindustrie,  die  zum  guten  Teil 
Erze  und  Koks  bezw.  Kohlen  aus  dem  deutschen  Zollgebiet 
beziehen  mufs,  vermag  ihre  Produktion  nicht  beliebig  auszu- 
dehnen; in  noch  geringerem  Mafse  ist  das  trotz  der  grofs- 
artigen  Eisenerzvorkommnisse  wegen  des  Mangels  au  Brenn- 
stoff der  Fall  mit  der  schwedischen  Eisenindustrie,  die  ihre 
Produktion  nur  wenig  gesteigert  hat,  denn  1903  betrag  sie 
nur  503000  t,  sodafs  für  absehbare  Zeiten  als  Konkurrenten 
der  deutschen  Eisenindustrie  nur  die  grofsbritannische  und 
die  der  Vereinigten  Staaten  in  Betracht  kommen.  Die  Roh- 
eisenproduktion  dieser  3 Länder  machte  1903  fast  79  % der  der 
ganzen  Erde  aus  und  zwar  war  Deutschland  1903  mit  21,3  %, 
Grofsbritannien  mit  19,04  %,  die  Vereinigten  Staaten  mit 
38,9  % daran  beteiligt.  Das  Jahr  1!>04  hat  eine  Verschiebung 
zu  Gunsten  Deutschlands,  zu  Unguusten  der  Vereinigten 
Staaten  ergeben,  in  dem  der  Anteil  des  ersteren  22,2  %,  der 
der  letzteren  30,55  % betrug;  1905  dagegen  dürfte  der  Anteil 
Amerikas  auf  mehr  als  42  % gestiegen  sein,  der  Deutschlands 
sich  ziemlich  gleich  geblieben  sein. 

In  Giefsereieisen  hat  Grofsbritannien  seine  do- 
minierende Stellung  behauptet;  an  Puddel-  und  Giefserei- 
eisen — die  mir  zugängliche  Statistik  nimmt  eine  Trennung 
beider  Sorten  leider  nicht  vor  — produzierte  es  1903:  3937839  t, 
1904  : 3903447  t wohl  ganz  überwiegend  Giefsereieisen;  seine 


*)  Ffir  19(4  wurde  die  russische  Roheisenher.stellung  wieder  auf 
•J.86  Mill.  t geschätzt. 
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Roheisenausfuhr  betrug  1901  — 1903:  839182 — 1103027  und 
1005485  t,  der  eine  Roheiseneinfuhr  von  nur  198500—226838 
und  136646 1 gegenüberstand.  Die  Ausfuhr  dürfte  nahezu 
ausschliefelich  aus  Giefsereiroheisen  bestanden  haben. 

Deutschlands  Roheiseneinfuhr  aus  Grofsbritannien  betrug 
in  den  Jahren  1889 — DKM: 


1889 

1890  1891 

1892 

1893 

275474 

314496  217134 

175023 

191643 

1895 

1896  1897 

1898 

1899 

160505 

284297  362007 

308884 

529770 

1901 

1902 

1903 

1904 

243316 

116245  133626 

142972 

1894 
182056 t 
1900 
670191  1 
1905 
1214  13  t 


Ans  diesen  Zahlen  erhellt  deutlich,  dafs  die  Höhe  der 
Eiseneinfuhr  in  Deutschland  im  weitem  Mafse  eine  Frage  der 
wirtschaftlichen  Konjunktur  ist,  dafs  sie  in  den  Zeiten  eines 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  anschwillt,  indem  Deutschland 
dann  seinen  Bedarf  an  Roheisen  nicht  zu  decken  vermag,  während 
sie  bei  einer  Depression  stark  zurückgeht  Trotz  des  1879  ein- 
geführten hohen  Zolls  von  10  Jl  pro  Tonne  auf  Roh-  und 
Brucheisen,  trotz  der  enormen  Entwickelung  der  deutschen 
Hoehofenindustrie,  war  1900,  dem  Kulminationspunkt  der 
Hochkonjunktur  die  Einfuhr  von  Roh-  und  Brucheisen  gröfser 
als  je  zuvor,  überschritt  selbst  die  des  Jahres  1873  noch  um 
84000  t.  Dabei  mufs  allerdings  in  Betracht  gezogen  werden, 
dafs  seit  1889  auch  die  früheren  Zollausschlüsse  Hamburg  und 
Bremen  dem  Zollinland  augegliedert  sind,  deren  Roheiseneinfuhr 
aus  dem  Ausland  jetzt  also  in  der  Einfuhrstatistik  erscheint. 

Mit  dem  besseren  Geschäftsgang  1903  steigt  die  Einfuhr 
von  englischem  Roheisen  in  Deutschland  wieder,  ohne  sich 
indessen  in  1!K)5  ganz  auf  der  Höhe  der  Vorjahre  zu  halten, 
da  die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Hochöfen  inzwischen 
weiter  gestiegen  ist. 

Dafs  die  Ausfuhr  englischen  und  schottischen  Roheisens 
nach  Deutschland  unter  dem  deutschen  Zoll  erheblich  gelitten 
hat,  ist  nicht  zu  bestreiten.  Von  Jahr  zu  Jahr  spielt  die 
Einfuhr  gegenüber  dem  Gesamtbetrag  des  deutschen  Roheisen- 
verbrauchs eine  geringere  Rolle.  Die  Beseitigung  des  Zolls 
würde  zweifellos  zu  einer  vermehrten  Einfuhr  in  den  Küsten- 
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gebieten  fuhren,  immerhin  würde  dieselbe  bei  dem  Erstarken 
der  deutschen  Giefsereiroheisenproduktion  — anderes  Roheisen 
kommt  für  die  Einfuhr  aus  Eugland  in  normalen  Zeiten  über- 
haupt nicht  in  Betracht  — nicht  sehr  bedeutend  sein,  zumal 
in  der  Nähe  Stettins  ein  bedeutendes  Giefsereiroheiseu  erzeu- 
gendes Hochofenwerk  entstanden  ist,  das  ausländische  Erze 
mit  billigen  Seefrachten  bezieht.  Auch  für  Lübeck  ist  ein 
Hochofen  werk  geplant. 

Höchst  bedeutsam  für  die  Frage  der  Konkurrenzfähigkeit 
der  deutschen  Eisenindustrie  im  Falle  der  Aufhebung  des 
Zolls  ist  das  Verhältnis  der  Produktionskosten  in  Deutschland 
und  seinen  beiden  wichtigsten  Konkurrenzländern:  in  Grofs- 
britanuien  und  den  Vereinigten  Staaten. 

Meines  Erachtens  erweist  es  sich  als  unmöglich,  auch 
nur  einigermafsen  zutreffende  Durchschnittsselbstkosten  von 
Roheisen  für  ein  ganzes  Produktionsland  aufzustellen;  die 
Verhältnisse  selbst  nahe  bei  einander  gelegener  Werke  sind 
oft  recht  verschieden  und  schwer  zu  erfassen.  Haben  wir  doch 
in  Deutschland  Werke,  die  dieselbe  Sorte  Roheisen  nahezu 
mit  der  Hälfte  der  Kosten  erblasen,  wie  andere  deutsche 
Werke.  Bei  der  Kartell  - Enquöte  hat  die  Frage  der  Selbst- 
kosten speziell  im  Minetterevier  — in  Lothringen  und  an  der 
Saar  — eine  grofse  Rolle  gespielt,  ohne  dafs  etwas  Positives  da- 
bei herausgekoinmen  wäre.  Den  Angaben  von  Seiten  der  Halb- 
zeugkäufer  wurde  von  den  Vertretern  der  Hochofen-  und 
Stahlwerke  auf  das  Entschiedenste  widersprochen,  ohne  dafs 
diese  freilich  irgend  welche  konkrete  Nachweise  über  die 
Höhe  der  Produktionskosten  erbracht  hätten.  Am  wenigsten 
wüi'de  es  zulässig  sein,  die  Selbstkosten  der  auf  den  Kauf 
der  Erze  sowie  des  Brennstoffs  angewiesenen  Hochöfen  als 
normale  anzusehen,  da  diese  den  Kartellen  der  Rohstoff- 
industrien  tributpflichtig  sind  und  durch  die  Gewinne,  die  sie 
diesen  Syndikaten  schaffen  müssen,  ganz  anormal  hohe 
Selbstkosten  haben,  während  die  Mehrzahl  der  deutschen  Hoch- 
öfen über  eigene  Erze  oder  eigenen  Brennstoff  oder  über  beide 
zugleich  verfügen.  Nun  können  sich  letztere  Werke  freilich 
auch  hohe  Selbstkosten  ausrechnen,  indem  sie  die  aus  eigenen 
Gruben  gewonnenen  Kohlen  und  Erze  dem  Hochofenbetrieb 
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teuer  in  Rechnung  stellen  und  sich  den  Gewinn  auf  die  Roh- 
stoffgewinnung verrechnen ; einen  solchen  gemischten  Betrieb 
darf  man  aber  selbstverständlich  nur  als  Ganzes  betrachten. 

J.  S.  Jeans,  Sekretär  der  British  Iron  Trade  Afsociation 
hat  neuerdings  die  Selbstkosten  für  Roheisen  in  Lothringen 
mit  46  sh.  10  d.  angegeben.  Bis  10  JL  pro  Tonne  differieren 
die  Selbstkosten  der  einzelnen  Hüttenwerke  im  Minetterevier, 
je  nach  dem  Eisengehalt  der  verwendeten  Erze  und  dem  da- 
durch bedingten  Koksverbrauch  und  der  Vorfracht  für  Erze 
und  Koks.  Immerhin  würde  selbst  bei  den  Werken,  welche 
Koks  vom  Syndikat  kaufen  müssen,  die  von  Jeans  angegebenen 
Selbstkosten  in  Lothringen  nur  selten,  wenn  überhaupt  Vor- 
kommen; bei  der  grofsen  Mehrzahl  der  Hütten  sind  sie  er- 
heblich geringer;  selbst  in  Oberschlesien,  das  doch  unter  ganz 
besonders  ungünstigen  Produktionsverhältnissen  arbeitet,  sind 
die  Gestehungskosten  von  Thomas-  und  Puddeleisen  kaum 
höher,  als  sie  hier  für  Lothringen  angegeben  werden;  einzelne 
schlesische  Werke  werden  sich  diese  Sorten  sogar  noch 
billiger  hersteilen. 

Dafs  noch  vor  15 — *20  Jahren  die  Selbstkosten  von  Roh- 
eisen im  Minetterevier  38  M pro  Tonne  betragen  hätten,  hat 
bei  der  Kartell  - Enquete  der  Generaldirektor  der  Frhr.  v. 
Stummscheu  Werke  zugegebeu;  seitdem  sind  allerdings  die 
Kohlenpreise  stark  in  die  Höhe  gegangen,  weniger  infolge 
der  vermehrten  Arbeitslöhne,  die  allerdings  beträchtlich  ge- 
stiegen sind,  als  vielmehr  durch  das  Ruhrkohlensyndikat. 
Die  Kosten  des  Yerkokens  haben  zwischenzeitlich  durch  An- 
wendung verbesserter  Koksofeukonstruktioueu  und  infolge  der 
Gewinnung  der  Nebenprodukte  (Teer,  Benzol,  Ammoniak)  un- 
zweifelhaft eine  wesentliche  Verminderung  erfahren.  Der 
Kohlen-  und  Koksverbrauch  ist  mit  der  fortschreitenden  Brenn- 
materialökonomie, der  gesteigerten  Winderhitzung  etc.  zurück- 
gegangen und  auch  die  Hochofengase  werden  heut  ganz  anders 
wie  früher  ausgenutzt,  abgesehen  davon,  dafs  auch  daraus  noch 
Nebenprodukte  gewonnen  werden.  Trotz  der  gestiegenen 
Arbeitslöhne  ist  bei  der  erhöhten  Produktionsfähigkeit  der 
Hochöfen  der  pro  Tonne  Roheisen  verausgabte  Lohn  heute 
wesentlich  niedriger  als  vor  15  Jahren.  — Nun  besitzen  wir 
aber  ein  eigenes  Memorandum  dieser  Werke  von  Ende  USD."»  (ab- 
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gedruckt  in  der  Zeitschrift  „Stahl  und  Eisen“,  Dezember  1895, 
Januar  189t>),  dort  heifst  es:  „Thomaseisen  kann  in  Lothringen- 
Luxemburg  nicht  unter  35  JL  für  die  Tonne  hergestellt  und 
nicht  unter  44  M,  in  Westfalen  hingelegt  werden.“  Ebenda 
1(>.  Jahrg.  (18!H!)  S.  77  bezeichnen  diese  Werke  den  Satz  von 
35  JL-  als  Durchschnittsselbstkosten. 

Von  der  rheinisch-westfalischen  Konkurrenz  wurden  diese 
Selbstkosten  als  wesentlich  zu  hoch  dargestellt  und  1897  be- 
rechnete das  Luxemburger  Werk  Differdingeu  seine  Selbst- 
kosten für  Thomasroheisen  auf  28,8  Jl,  für  I’uddeleisen  auf 
27,72  JL  Die  grofsen  Werke  dieses  Reviers  haben  aber  größten- 
teils in»  Ruhrgebiet  eigene  Kohlenzechen,  so  der  Lothringer 
1 lüttenverein  Aumetz-Friede  die  Zeche  „General“,  die  Deutsch- 
Luxemburgische  Berg-  und  Hütten-A.-G.  die  Gruben  1 hinnen- 
hau m,  Hasenwinkel  und  Friedlicher  Nachbar,  de  Wendel  & 
Cie.  haben  1901  die  Zeche  de  Wendel  in  Angriff  genommen, 
die  Fentscher  Hütten-A.-G.  besitzt  die  Zeche  Crone,  Gebrüder 
Stumm  die  Zeche  „Minister  Achenbach“  usw. 

Der  Koksverbrauch  wurde  damals  von  den  Hüttenwerken 
des  Minettereviers  mit  1025 — 1151  kg  pro  Tonne  Roheisen  an- 
gegeben; er  dürfte  zur  Zeit  noch  geringer  sein  und  durch- 
schnittlich 1000  kg  betragen;  belief  er  sich  doch  bei  der  Bur- 
bacher Hütte  bereits  Anfang  1895  auf  990 — 1050  kg.  Der 
Kokspreis  betrug  1895  für  westfalischen  Hochofenkoks  10,45  JL 
heut  allerdings  für  Inlandsverkaufe*)  15  JL  pro  Tonne.  Besten- 
falls wird  man  also  an  der  Saar,  in  Lothringen  und  Luxem- 
burg eine  Verteuerung  der  Roheisenselbstkosten  infolge  der 
gestiegenen  Kokspreise  um  4 Jl  annehmen  können,  die  aber 
für  alle  über  eigenen  Koks  verfügenden  Werke  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  und  das  sind,  da  auch  die  dem  Aachener  Berg- 
und  Hüttenverein  gehörenden  Hochöfen  zu  Esch  dazutreten, 
die  grofse  Mehrzahl.  Die  Gewinnungskosten  der  Erze  mögen 
durch  die  Tiefbauanlagen  sich  um  0,50  Jl  pro  Tonne  erhöht 
haben,  was  für  die  Tonne  Roheisen  rund  1,50  ,M.  ausmacht. 
Jedenfalls  werden  die  durchschnittlichen  Roheisenselbstkosten 

*)  Auslandsverkäufe  erfolgen  zu  wesentlich  niedrigeren  Preisen;  so 
hat  das  Ruhrkohlensyndikat  19U3  einem  englischen  Eisenwerk  in  den 
Midlandgrafechaften  15000  t Koks  mit  15  sh.  frei  Kmpfangsort  ver- 
schlossen, was  ca.  7,5 — 8 . K.  ab  Versandstation  ergeben  dürfte. 
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im  Minetterevier  heut  40  JL  pro  Tonne  keineswegs  über 
schreiten,  wobei  die  über  eigene  Kohlen  und  Koks  verfügenden 
Werke  an  diesem  sich  noch  einen  Gewinn  von  ca.  5 J(  extra 
berechnen  können. 

Die  Äufserung  des  Hüttendirektors  Schmieding  während 
der  Kartell-Enqete,  dafs  kein  Land  so  billig  Roheisen  erzeugen 
könne  wie  Deutschland,  dürfte  demnach  der  Wahrheit  ent- 
sprechen, zumal  wenn  man  erwägt,  dafs  die  Selbstkosten  in 
Ilsede,  die  sich  nach  eigener  Angabe  der  Werksleitung  18*7 
auf  ‘23  Jl  (exklusive  Generalunkostenj  beliefen  und  heut  un- 
gefähr 27 — 28  Jl  betragen  dürften,  sowie  dafs  die  Selbstkosten 
von  Maximilianshütte,  ebenfalls  noch  unter  denen  des  Minette- 
reviers stehen. 

Wenn  die  Angaben  der  Iloheisenselbstkosten  von  Jeans 
für  Alabama  mit  39  sh  4 d.*)  und  für  Cleveland  mit  40  sh.  10  d. 
richtig  sind,  so  sind  die  letzteren  jedenfalls  nicht  niedriger  als 
die  Lothringen-Luxemburgs,  der  Saar,  Ilsedes  und  Ambergs, 
also  der  hauptsächlichsten  Produktionsgebiete  von  Thomas- 
eisen in  Deutschland. 

Giefsereiroheiseu  dürfte  im  Miuetterevier  von  1.  — 2 Jl 
teurer  als  Thomaseisen  erblasen  werden. 

Im  eigentlichen  Ruhrrevier  sind  die.  Selbstkosten  des 
Roheisens  höher,  da  es  seinen  Erzbedarf  aus  weiteren  Ent- 
fernungen, zum  grofsen  Teil  von  Übersee  beziehen  nnifs;  sie 
wurden  Ende  1895  von  den  beteiligten  Werken  auf  42,5 
bis  43, 9N  Jl  angegeben,  von  den  Konkurrenten  im  Minette- 
revier bei  einem  Kokspreis  von  10,45  Jl  auf  41  bis  41,5  Jl  ge- 
schätzt. Für  die  Hochofenwerke,  welche  über  eigene  Kohle  und 
Koks  verfügen,  ist  die  Steigerung  der  Rrennmaterialpreise  ohne 
Eintlufs  auf  die  Selbstkosten,  da  die  gestiegenen  Förder- 

•)  Es  ist  allerdings  nicht  auzunehmen,  dafs  die  von  Jeans  angege- 
benen Selbstkosten  für  Roheisen  in  Alabama  zutreffend  sind. 
J)r.  H.  Levy  in  rdie  Stahlindustrie  der  Vereinigten  Staaten“  gibt  die 
Selbstkosten  der  United  States  Steel  Corporation  für  .Itessemerroheisen 
in  Pittsburg  auf  S,12  $ = ca.  34.10  M au;  die  Gestehungskosten  von 
Thomaseiseu  in  Alabama  dürften  aber  mindestens  nicht  höher  sein, 
die  der  Outsiderwerke,  insbesondere  der  auf  den  Zukauf  von  Kohle  und 
Erz  angewiesenen  sind  aber  auch  in  Pensylvanien  wesentlich  höher  und 
steigen  bis  14,0  $ und  darüber. 
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kosten  für  Kohle  durch  die  seitdem  wohl  vollständig  dnrch- 
geführte  Gewinnung  der  Nebenprodukte  bei  der  Koksdar- 
stellung und  durch  gröfsere  Brennmaterialökonomie  mehr  wie 
ausgeglichen  sein  dürften;  der  Gewinn  an  Nebenprodukten 
wird  für  1 t Koks,  also  auch  für  1 t Roheisen  auf  2,75  M 
geschätzt.  Bei  der  Verarbeitung  dieses  wesentlich  phosphor- 
reicheren  Roheisens  wird  aus  Thomasschlacke  ein  durch- 
schnittlicher Mehrgewinn  von  1,5  Ji  pro  Tonne  Roheisen 
gegenüber  dem  des  Minetttereviers  erzielt.  Ein  erheblicher 
Teil  der  niederrheinisch -westfälischen  Werke  verfügt  über 
eigene  Erzgruben;  so  besitzen  Krupp,  Bochumer  Verein,  Dort- 
munder Verein  reiche  Grubenkomplexe  im  Siegen 'sehen,  Gute- 
hoffnungshütte und  Phönix  im  Minetterevier  usw.  Uber  86  % 
der  niederrheinisch -westfälischen  Roheisenproduktion  erfolgt 
auf  Werken  mit  eigenen  Kohlengruben.  Von  Jahr  zu  Jahr 
verringert  sich  der  Anteil  der  llochofenwerke  ohne  eigenen 
Brennstoff'. 

Die  Selbstkosten  der  niederrheinischen  Hochöfen  dürften 
unter  Abrechnung  des  Gewinnes  aus  den  Nebenprodukten 
der  Koksöfen  durchschnittlich  auf  42  bis  43  M zu  veran- 
schlagen sein.  Giefsereiroh eisen  und  Bessemerroheisen  werden 
entsprechend  höhere  Kosten  verursachen. 

In  Oberschlesien  berechnen  sich  die  Selbstkosten  für 
Thomaseisen  nach  Abzug  des  Gewinnes  aus  den  Nebenpro- 
dukten der  Koksöfen  und  aus  der  Thomasschlacke  auf  etwa 
45  X 

Die  anderen  westdeutschen,  vom  Ruhrkohlensyndikat  ab- 
hängigen Hochofenwerke,  zumal  die,  welche  auch  nicht  über 
eigene  Erze  verfügen,  werden  auf  höhere  Selbstkosten  kommen; 
ob  aber  die  Kokspreise  des  Syndikats  von  den  ausscldiefslicli 
auf  den  Koksverkauf  angewiesenen  .Syndikatsmitgliedern  auf 
die  Dauer  aufrecht  erhalten  werden  können,  wenn  damit  ihre 
Abnehmer  zu  gunsten  der  gemischten  Werke  ruiniert  werden, 
ist  doch  sehr  fraglich;  entweder  macht  der  Ivonzentrations- 
prozefs  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  noch  weitere  Fort- 
schritte dahin,  dafs  sich  alle  llochofenwerke  in  Kohlen  unab- 
hängig machen  bezw.  sie  von  den  über  eigenen  Brennstoff" 
verfügenden  aufgesaugt  werden,  oder  die  Kokspreise  werden 
so  ermäfsigt,  dafs  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  auf  den  Kauf 
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des  Brennstoffs  angewiesenen  Werke  aufrecht  erhalten  wird. 
Jedenfalls  ermöglichen  die  Grundlagen  der  deutschen  Eisen- 
industrie dieser  die  Roheisenerzeugung  zu  nicht  höheren 
Kosten  als  den  grofsen  Konkurrenzländern;  eine  weitere  Iler- 
abdrückung  der  Selbstkosten  ist  in  Deutschland  durch  Ver- 
billigung der  Frachten  — Wasserstraisen,  Ermäfsigung  der 
Eisenbahntarife  — möglich. 

Während  in  den  70  er  Jahren  die  deutschen  Eisenwerke 
— wenigsten  zum  grofsen  Teil  — nicht  auf  der  Höhe  der 
Technik  standen,  hat  sich  dies  seitdem  erfreulich  geändert,  sie 
dürften  ja  in  technischer  Beziehung  vielen  englischen  eher  vor- 
aus sein,  hinter  den  amerikanischen,  wenn  man  die  verschie- 
denen Verhältnisse  betrachtet,  jedenfalls  nicht  zurück  stehen. 
Litt  damals  die  deutsche  Eisenindustrie  zum  guten  Teil  unter 
Überkapitalisierung  bezw.  zu  hohen  Anlage-  und  Gründungs- 
kosten, sowie  nach  Eintritt  der  Krise  unter  ausgesprochenem 
Kapitalmangel,  so  ist  sie  heute,  namentlich  in  ihren  gröfseren 
Betrieben  anfserordentlich  solide  fundiert  und  kapitalkräftig; 
sie  steht  dem  freien  Wettbewerb  ganz  anders  gerüstet  gegen- 
über als  bei  Einführung  des  Roheisenzolls. 

Noch  mehr  als  in  Roheisen  ist  Deutschlands  Stellung  in 
weiter  verarbeiteten  Eisen,  namentlich  in  Flufseisenfabrikaten 
günstig,  denn  wenn  auch  die  Arbeiterlöhne  keineswegs 
niedriger  sind  als  in  England,  was  von  Jeans  ausdrücklich 
anerkannt  wird,  und  den  höheren  amerikanischen  Löhnen 
eine  höhere  Arbeiterleistung  und  eine  Minderverwendung  ge- 
lernter Arbeitskräfte  gegenüber  steht,  so  gewährt  doch  ge- 
rade der  basische  Prozefs,  auf  dem  der  Schwerpunkt  der 
deutschen  Eisenindustrie  beruht,  noch  besser  wie  der  saure, 
die  Möglichkeit  des  Arbeitens  in  einer  Hitze  d.  h.  des  Fertig- 
walzens ohne  Umschmelzen  mit  der  dem  ans  dem  Hochofen 
kommenden  flüssigen  Roheisen  innewohnenden  Wärme,  wo- 
bei Koksofen-  und  Hochofengase  noch  die  nötige  Betriebs- 
kraft für  die  Betriebsmaschinen  liefern.  Das  bedingt  einen 
sehr  geringen  Brennstottäufwand  und  erhebliche  Ersparnis  an 
Arbeitskräften.  Für  Stabeisen  ist  ferner  das  nach  dem  sauren 
Prozefs  hergestellte  Material,  weil  sehr  schwer  schweifsend, 
nicht  füglich  zu  verwenden,  während  das  aus  dem  basischem 
Material  gewonnene,  wenn  auch  dem  gepuddelten  darin  nacli- 


Digitized  by  Google 


■)•) 


stehend,  doch  wohl  verwendbar  ist;  dem  Auswalzen  zu  Trägem 
und  Fassoneisen  setzt  saures  — weil  härter  — gröfseren  Wieder- 
stand entgegen,  als  das  weichere  basische  Material.  Sclüiefslich 
sind  die  Herstellungskosten  des  Bessemerroheisens  wohl  meist 
höher,  als  die  von  Thomasroheisen,  zumal  der  erforderliche 
hohe  Siliciumgehalt  einen  höheren  Brennstoffaufwand  bedingt. 

Manche  der  heutigen  Vorteile  der  deutschen  Eisenindustrie 
kann  sich  die  englische  ebenfalls  aneignen;  sie  ist  sehr  wohl 
in  der  Lage  das  basische  Verfahren  in  ganz  anderem  Mafse 
als  bisher  zu  entwickeln,  indem  sie  ihre  phosphorreicheren 
Clevelanderze  mit  schwedischen  Erzen  von  Grängesberg, 
Gellivara  und  Kirunavara  mit  hohem  Phosphorgehalt  gattiert. 
An  der  geringen  Entwicklung  des  basischen  Prozesses  in 
Grofsbritannien  soll  die  Voreingenommenheit  englischer  In- 
genieure gegen  basisches  Konstruktionseisen  die  Schuld  tragen. 
Allerdings  stehen  deutsches  und  amerikanisches  Tbomashalb- 
zeug:  Winkel,  Träger,  Bleche  in  England  wesentlich  niedriger 
im  Preise,  als  das  gleiche  nach  dem  sauren  Verfahren  her- 
gestellte englische  Fabrikat.  Aber  auf  Vorurteile  kann  man 
eine  Industrie  nicht  dauernd  basieren,  und  die  Grundlagen 
für  das  Bessemerverfahren,  die  reinen  Erze  von  der  englischen 
Westküste  gehen  ihrer  Erschöpfung  entgegen. 

Überhaupt  spielt  aber  das  Moment  ein  für  den  sauren 
oder  basischen  Bessemerprozefs  geeignetes  Roheisen  zu  be- 
sitzen für  die  heutige  Flufseisenindustrie  nicht  entfernt  mehr 
die  Rolle  wie  früher,  nachdem  es  der  Technik  gelungen  ist. 
Koheisensorten,  die  für  den  Thomasprozefs  zu  wenig,  für  den 
Bessemerprozefs  zu  viel  Phosphor  bezw.  die  andere  lästige  Bei- 
mischungen enthalten,  im  Martinofen  auf  Flufseisen  zu  ver- 
arbeiten mul  dabei  ein  Produkt  zu  erzielen,  das  dem  in  den 
Konverterprozessen  erblasenen  Flufseisen  qualitativ  mindestens 
nicht  nachstellt,  meist  sogar  überlegen  ist  i Bertram!  - Thiel- 
prozefs  etc.),  bei  Selbstkosten  die  nicht  höher  sind,  als  die 
der  Konverterprozesse.  (Talbotverfahren)  wobei  ebenso  gut  eine 
Massenerzeugung  zu  erreichen  ist,  während  man  aufserdem 
den  Vorteil  eines  nahezu  unbegrenzten  Schrottzusatzes  hat. 
der  beim  Thomasprozefs  5 % nicht  wohl  übersteigen  darf  und 
daher  Martinöfen  zur  Schrottverwertung  neben  den  Kon- 
vertern erfordert. 
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1904  wurden  in  Deutschland  Rohblöcke  erzeugt  a) 
im  Konverter  423  742  t (435  327*)  nach  dem  sauren  und 
5 525  429  t (5  473  195)  nach  dem  basischen  Verfahren,  zu- 
sammen 5 949171  t (5  908  522).  b)  im  offenen  Herd  (Siemens- 
Martinofen)  130  54(5 1 ( 132  693)  nach  dem  sauren  und  2 097  700  t 
(2  028  544)  nach  dem  basischen  Verfahren  zusammen  2 828  300  t 
(2  701  287),  aufserdem  152  814  t (131  750)  Stahlformgufs.  Die 
Zunahme  des  Ilerdofenflufseisens  ist  also  gröfser  als  die  des 
Konverterflufseisens. 

In  Großbritannien  wurden  1904  Rohblöcke  erzeugt 
a)  im  Konverter  1 147  292  t nach  dem  sauren  und  002  740  t 
nach  dem  basischen  Verfahren  zusammen  1 816  038  t (gegen 
1 980  578  t in  1903)  b)  im  offenen  Herd  2 024  015  t nach  dem 
sauren  und  072  057  t nach  dem  basischen  Verfahren  zu- 
sammen 3 297  272  t (gegen  3 174  008  im  Vorjahr);  die  Zunahme 
kommt  ausschliefslich  auf  das  basische  Verfahren,  ln  der 
englischen  Eisenindustrie  hat  demnach  das  Siemens  - Martin- 
verfahren  die  Konverterprozesse  weit  überholt;  dabei  ist  zu 
bemerken,  dafs  bei  ersterem  das  saure  Verfahren  langsam 
abnimmt,  das  basische  in  starkem  Aufschwung  ist  (1904  gegen 
1902  -t- 03%). 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  schliefslich 
wurden  19(4  aus  Konvertern  7 984  880  t (im  Vorjahr  8730314  t) 
aus  Martinöfen  6 002  697  t (gegen  5 923  190  t des  Vorjahres) 
gewonnen,  wovon  5 188  009 1 nach  dem  basischen  und  814  120 1 
nach  dem  sauren  Prozeis;  nach  letzterem  wurden  gegen  das 
Vorjahr  298  398  t oder  20,8  % weniger,  nach  ersterem 
377  397  t oder  7,8  % mehr  produziert.  Auch  hier  scheinen 
die  von  der  Zusammensetzung  des  Roheisens  weniger  ab- 
hängigen Herdofenprozesse  mehr  und  mehr  an  Bedeutung 
gegenüber  den  Konverterprozessen  zu  gewinnen. 

Die  grofsen  Vorteile  der  reinen  sowie  der  hochphosphor- 
haltigen Erze  gehen  durch  diese  technische  Entwickelung  wieder 
einigennafsen  verloren;  nichtsdestoweniger  werden  die  günstigen 
Produktionsverhältnisse  der  deutschen  Eisenindustrie  dadurch 
nicht  erschüttert,  da  es  ja  in  erster  Linie  darauf  ankommt, 

*)  Die  in  Parenthese  beigefügten  Zahlen  sinrl  die  Produktion* 
Ziffern  fiir  1903. 
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ein  billiges  Roheisen  zu  gewinnen  und  überdies  die  Thomas- 
schlacke ein  sehr  wertvolles  Nebenprodukt  abgibt,  was  auf 
die  Tonne  Flufseisen  in  Deutschland  auf  3,50  Jl  durch- 
schnittlichen Nebengevvinn  zu  veranschlagen  ist. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  meist  den  Nachteil  großer 
Entfernungen  zwischen  Erz-  und  Kohlenvorkommen*);  durch 
die  vorzügliche  Beschaffenheit  beider  und  durch  die  außer- 
ordentlich niedrigen  Bahn-  und  Wasserfrachten  hat  es  die 
amerikanische  Eisenindustrie  verstanden,  diese  Nachteile  wett 
zu  machen;  in  England,  das  allerdings  nur  kurze  Ent- 
fernungen zu  überwinden  hat,  stehen  die  Frachten  ungesund 
hoch,;  es  kann  seine  Produktionskosten  durch  Frachtver- 
billigung jedenfalls  etwas  herabmindern.  Deutschland  steht 
in  dieser  Beziehung  in  der  Mitte. 

Keines  der  drei  Länder  ist  dem  andern  derartig  über- 
legen, dafs  es  die  Konkurrenz  des  andern  zu  fürchten  hätte, 
wenn  diese  nur  auf  dem  Wege  des  natürlichen  Angebots  erfolgt, 
ganz  abgesehen  davon,  dafs  jedes  einzelne  auf  «lern  eigenen 
inneren  Markt  einen  Vorsprung  in  den  leichteren  Beziehungen 
zur  Kundschaft  uud  in  den  Frachten  bis  zur  Grenze  besitzt, 
die  das  andere  zu  überwinden  hat.  Gewifs  nach  einzelnen 
Punkten  wird  auch  das  konkurrierende  Ausland  einmal  billiger 
gelangen  können,  aber  das  wird  sich  gegenseitig  ausgleichen. 
Auch  aus  den  Kreisen  der  deutschen  schutzzöllnerischen 
Eisenindustriellen  hört  man  meist  die  Meinung  aussprechen, 
dafs  es  für  sie  nur  vorteilhaft  sein  könne,  wenn  die  Zoll- 
schranken tielen,  nur  dürfe  Deutschland  nicht  allein  zum 
Freihandel  übergehen. 

Die  langsame  Entwickelung  der  englischen  Eisenindustrie 
im  Laufe  der  beiden  letzten  Jahrzehnte  wird  von  Jeans  wohl 
nicht  mit  Unrecht  darauf  zurückgeführt,  dafs  es  derselben  an 
einem  regelmäfsig  grofse  Mengen  aufnehmenden  Absatzgebiet 
mangele,  wie  es  in  erster  Linie  die  Vereinigten  Staaten,  aber 
auch  Deutschland  im  eigenen  Lande  besäßen,  während  Eng- 
land mit  einem  relativ  viel  gröfsereu  Teil  seiner  Produktion 
auf  die  stark  schwankende  Ausfuhr  angewiesen  sei;  tatsäch- 
lich ist  Großbritannien  noch  das  Hauptausfuhrlaud  für  Eisen 

*)  Nur  in  Alabama  kommen  Kohlen  und  Erze  nah  beieinander  vor. 
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und  Eisenfabrikate;  aber  es  ist  gleichzeitig  auch  der  stärkste 
Importeur  davon  und  zwar  nicht  mehr  wie  früher  von  Eisen- 
sorten, die  wie  schwedisches  llolzkohleneisen  im  Inland  nicht 
produziert  werden  konnten,  im  Gegenteil  diese  Einfuhr  hat 
im  Lauf  der  .Jahre  erheblich  abgenommen,  sondern  gerade  an 
Erzeugnissen  der  Eisenindustrie,  die  mit  der  des  eigenen 
Landes  in  direkten  Wettbewerb  treten,  nämlich  in  Flnfseisen- 
blöeken,  Knüppeln,  Stabeisen,  Baueisen,  Stahlschienen,  Blechen 
und  ähnlichen  Halb-  und  Fertigerzeugnissen.  1897  betrug  diese 
Einfuhr  524718  t.  1903  bereits  1303800  t,  1904:  1291830  t 
und  1905:  1355929  t.  Immerhin  war  die  Ausfuhr  mit  3564001  1 
in  1SKJ3  und  3260248  t in  1904  und  3721515  t in  1905  noch  drei 
mal  so  grofs  wie  die  Einfuhr,  hat  indessen  das  Maximum  des 
Jahres  1882  mit  nahezu  4,423  Millionen  Tonnen  nie  wieder 
erreicht  Von  dieser  Einfuhr  kamen  1904:  543881  t,  im  vor- 
angehenden Jahr  sogar  836900  t*)  und  aufserdem  ca.  30250  t 
Maschinen,  Instrumente  und  Werkzeuge  allein  aus  Deutsch- 
land. 

Den  gröfsten  Posten  der  deutschen  Eisenausfuhr  nimmt 
Halbzeug  — Blöcke,  Knüppel,  Platinen  — mit  391 000 1 in 
1903,  215118  t in  1904  und  318670  t in  1905  ein;  Roh-  und 
Alteisen  waren  nur  mit  14265  t,  (gegen  5 320  t,  29  250  t, 
58  200 1 und  52  500  t in  den  Vorjahren  beteiligt).  Aber  auch 
deutsches  Fertigeisen  wurde  in  sehr  erheblichen  Posten  nach 
Grofsbritannien  ausgeführt,  so  allein  in  den  Jahren  1903  bis 
1905  04  250  t bezw.  22  972  t und  37954  t Eisenbahnschienen, 
124  730  t bezw.  152  800  t bezw.  145985  t Träger,  Eck-  und 
Winkeleisen,  35  392  t bezw.  43  345  t und  8445  t Stabeisen, 
33  059  t bezw.  41900  t,  38983  t Bleche,  51  800  t bezw.  52  500  t 
und  80313  t Draht  und  13  744  t bezw.  14  400  t und  12800  t 
Drahtstifte.  Selbst  in  den  verfeinerten  Eisenwaren  nimmt 
Grofsbritannien  fast  überall  die  erste  Stelle  in  der  deutschen 
Ausfuhr  ein. 

Diese  Ausfuhr,  soweit  sie  aus  grofsindustriellen  Erzeug- 
nissen besteht,  wird  zu  billigeren  Preisen  bewirkt,  als  die 
deutschen  Inlandspreise  sind;  zum  gröfsten  Teil  geben  die 

*)  1!X)5  ist  die  englische  Einfuhr  von  deutschen  Eisen  und  Eisen- 
waren wieder  auf  rund  723000  t gestiegen. 
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Kartelle  der  Montanindustrie  direkte  Ausfuhrprämien  dazu. 
J>iese  sind  für  die  verfeinerten  Artikel,  wie  Feinblech.  Draht, 
Drahtstifte  im  wesentlichen  nur  eine  Vergütung  für  die  künst- 
liche Verteuerung  der  verarbeiteten  Materialien  durch  die 
Syndikate,  ja  zum  Teil  war  bislang  diese  Vergütung  gänzlich 
ungenügend;  die  deutsche  Eisenindustrie  speziell  die  Verfeine- 
rungsindustrie wurde  durch  diese  Politik  der  Kartelle  nicht 
gefördert,  wohl  aber  die  englische  und  belgische. 

Schrieb  doch  das  fron  and  Steel  Trades  Journal,  eine  der 
ernsthaftesten  englischen  Handelszeitungen  am  1-1.  Nov.  1903: 
„Der  Import  von  deutschem  Halbzeug  allein  im  ilafeu 
von  Newport  hat  im  letzten  Jahre  200  000  Tonnen  betragen; 
der  gröfste  Teil  ist  natürlich  aufgenommen  worden  von  den 
grofsen  Werken  in  Newport,  von  deu  Herren  Lysaghts, 
Xeddlefolds  und  Baldwins.  Die  Werke  von  Lysaghts  sind 
wahrscheinlich  die  grössten  Verbraucher  von  deutschem  Halb- 
zeug im  Vereinigten  Königreich  und  beschäftigen  tausende 
von  Arbeitern  auf  ihren  Werken  mit  dem  Auswalzen  von 
deutschen  Platinen  zu  Schwarzblechen,  dafs  ist  Feinblechen, 
welche  nachher  gewellt,  verzinkt  und  direkt  wieder  von 
Newport  in  alle  Teile  der  Welt  versandt  werden.  Die  Diffe- 
renz im  Preise  zwischen  dem  deutschen  und  britischen  Halb- 
zeug beträgt  am  Verbrauchsort  10—  12'Aj  Schilling  pro  Tonne 
und  der  Import  dieses  billigen  Halbzeuges  ermöglicht  es 
allein  den  Fabrikanten  ihren  Handel  aufrecht  zu  erhalten  und 
auf  dem  Weltmarkt  zu  kämpfen.“ 

Und  gleichzeitig  klagten  die  deutschen  Feinblechwalz- 
werke, dafs  fob  Antwerpen  die  Platinen  mit  75  A verkauft 
würden,  während  sich  der  Inlandspreis  um  19  Jl  höher  stelle; 
sie  wiesen  nach,  dafs  wenn  ihnen  blofs  für  den  Export  das 
Halbzeug  eben  so  billig  wie  dem  Ausland  geliefert  worden 
wäre,  sie  allein  mindestens  130000  Tonnen  Halbzeug  mehr 
verarbeitet  haben  würden,  und  nicht  nötig  gehabt  hätten 
Arbeiter  zu  entlassen.  Ganz  ähnlich  lag  die  Sache  in  Walz- 
draht, worüber  die  Handelskammer  zu  Düsseldorf  in  ihrem 
Jahresbericht  pro  1902  berichtete: 

„In  Walzdraht  machte  sich  der  englische  Wettbewerb 
geltend,  weil  deutsche  Werke  den  englischen  das  Halbzeug 
zu  so  billigen  Preisen  liefern,  dafs  die  Engländer  den  Draht 
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weit  billiger  lierstellen  können. An  den  englischen  Ver- 

brauchsplätzen war  deutsches  Halbzeug  dauernd  10  Schillinge 
pro  Tonne  billiger  als  englisches,  was  zur  Folge  hatte,  dafs 
die  deutsche  Ausfuhr  von  Fertigdraht  erheblich  zurückging.“ 
Und  die  deutschen  Drahtziehereien  und  Drahtstiftfabriken 
klagten,  dafs  sie  gegen  die  holländische  und  belgische  Kon- 
kurrenz nicht  aufzukommen  vermöchten,  da  diesen  der  Walz- 
draht von  den  deutschen  Drahtwalzwerken  so  viel  billiger 
geliefert  würde,  als  ihnen;  diese  aber  entschuldigten  das 
wiederum  damit,  dafs  sie  nicht  andere  Preise  auf  den  aus- 
wärtigen Märkten  bekommen  könnten,  da  aus  amerikanischen 
und  deutschen  Knüppeln  in  England  gewalzter  Draht  in 
Holland  und  Belgien  so  billig  ungeboten  werde. 

Der  Vorsitzende  von  Palmer  Shipbuilding  and  Iron  Com- 
pany in  Newcastle,  die  neben  dem  Schiffbau  sogar  eigene 
Hochöfen  und  Stahlwerke  hat,  sagte: 

„Hinsichtlich  der  Preisschleuderei  der  deutschen  Fabri- 
kate mufs  ich  gestehen,  dafs  wir  Schiffbauer  an  der  Nordost- 
küste uns  gratulieren  können,  das  beste  Material  in  der  Welt 
so  billig  kaufen  zu  können,  und  trotzdem  wir  in  unserm  Inter- 
esse als  Stahlfabrikanten,  die  wir  selbst  Bleche  und  Winkel- 
eisen fabrizieren,  dagegen  sein  müfsten,  dafs  Bleche  und 
Winkel  verschleudert  werden,  müssen  wir  doch  dem  Ausland 
als  Schiffbauer  sagen:  schleudert,  so  lange  ihr  könnt!  Als 
eine  Tatsache  führe  ich  an,  dafs  in  den  drei  letzten  Jahren 
wir  sehr  häufig  deutschen  Stahl,  sowohl  Stahlfassonstücke, 
wie  deutsches  Halbzeug  zu  Preisen  gekauft  haben,  die  30  % 
unter  dem  Preise  für  ähnlich  gute  Fabrikate  englischen  Ur- 
sprungs sind.  Dies  hat  uns  in  sehr  vielen  Fällen  einzig  und 
allein  in  den  Stand  gesetzt,  Aufträge  auf  Schiffbauteu  hinein- 
zunehmen, die  wir  sonst  hätten  verlieren  müssen.“ 

Gleichzeitig  klagten  die  deutschen  Seeschiffswerften,  dafs 
ihnen  Bauaufträge  entgingen,  weil  sie  trotz  genauester  Kalku- 
lation 2( I % teurer  offerieren  müfsten,  als  die  britischen  Werften, 
denen  das  Material  von  den  deutschen  Eisenwerken  so  viel 
billiger  geliefert  würde.  Und  der  deutsche  Binnenschiff- 
fahrtsbau kann  sich  gegenüber  der  holländischen  Konkurrenz 
um  deshalb  nicht  entwickeln,  weil  diese  die  deutschen  Bleche 
und  Winkel  um  1.'» — 25  JL  billiger  bekommt,  als  er. 
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Schliefslich  setzen  die  grofsen  deutschen  Fabriken  von 
Lokomotiven  und  Lokomobilen  auseinander,  dafs  sie  auf  dem 
Weltmarkt  gegenüber  den  englischen  Maschinen  nur  um  des- 
halb so  wenig  erfolgreich  seien,  weil  ihnen  die  Materialien 
durch  den  Zoll  so  sehr  verteuert  würden;  zur  Aufrechterhal- 
tung der  Konkurrenzfähigkeit  verlangen  sie  Zollrückvergütung 
bei  der  Ausfuhr. 

Von  dieser  Wirkung  der  deutschen  Eisenzölle  haben  den 
Hauptvorteil  Großbritannien,  daneben  auch  Belgien,  die  Nieder- 
lande und  die  anderen  Eisen  konsumierenden  Staaten  gehabt. 
Den  gröfsten  Grofsbritannien,  einmal  weil  es  das  gröfste  Ab- 
satzgebiet für  Eisen  überhaupt  ist,  sodann  weil  ihm  die 
billigen  Materiallieferungen  eine  ihm  sehr  nutzbringende 
Yerfeinerungstätigkeit  und  Aufrechterhaltuug  seiner  Ausfuhr 
ermöglichten,  die  ohne  das  in  ganz  anderem  Maafse  Deutsch- 
land zugefallen  wäre.  Dabei  wurde  die  englische  Produk- 
tion von  Roheisen,  Halbzeug,  Blechen.  Trägern  und  Winkeln 
durch  die  billigen  Exportpreise  der  deutschen  gleichartigen 
Artikel  nur  wenig  beeinträchtigt,  denn  wie  übereinstimmend 
bekundet  wird,  standen  die  qualitativ  ähnlichen  englischen 
Fabrikate  um  20  HO  % höher  im  Preise,  als  die  deutschen 
am  englischen  Verbrauchsort. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  sehr  wohl  begreiflich, 
wenn  man  in  England  den  deutschen  Eisen  industriellen  zu- 
ruft: „Schleudert,  so  lange  ihr  könnt!“  Wenn  sich  dieses 
für  England  so  außerordentlich  günstige  Verhältnis  auf  die 
Dauer  aufrecht  erhalten  liefse,  so  hätte  es  wahrlich  gar  keine 
Ursache  sich  dagegen  zu  verwahren,  dafs  ihm  Deutschland 
auf  Kosten  der  deutschen  Eisenverarbeiter,  auf  Kosten  der 
Konsumenten  und  Exporteure  verfeinerter  Eisenwaren,  Eisen 
unter  den  Selbstkosten  lieferte. 

Wird  aber  dieser  Zustand  von  Dauer  sein? 

Dafs  die  Höherbewertung  des  sauren  (Bessemer-)  Mate- 
rials durch  die  englischen  Abnahmeingenieure  von  langer 
Dauer  sein  wird,  ist  nicht  anzunehmen,  denn  Vorurteile 
herrschen  nicht  ewig  — am  wenigsten  in  der  Technik.  Und 
gerade  in  der  englischen  Eisenindustrie  selbst  fängt  man  an 
sehr  zweifelhaft  zu  werden,  ob  dieses  Vorurteil  für  sie  von 
Vorteil  ist.  Wenn  es  aber  schwindet,  so  hört  damit  auch  der 
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Vorzugspreis  von  10—12  Schilling  auf,  den  englisches  Mate- 
rial auf  dem  englischen  Markt  vor  deutschem  oder  amerika- 
nischen Halbzeug,  der  20—  30  prozentige  Mehrwert  von 
deutschen  Blechen,  Trägern  und  Winkeln  auf.  Dann  ist  die 
englische  Eisenindustrie  dem  Preisdruck  ausgesetzt,  den  die 
deutschen  Kartelle  und  die  amerikanischen  Trusts  auf  dem 
englischen  Markt  belieben. 

Noch  bedeutsamer  ist  ein  anderer  Gesichtspunkt: 

In  den  Kreisen  der  deutschen  Eisenindustrie  ist  man 
selbst  zu  der  Überzeugung  gekommen,  dafs  es  unrationell  ist, 
Halbzeug  billig  zu  exportieren  und  damit  die  weiterverar- 
beitende Industrie  des  Auslandes  auf  Kosten  der  deutschen 
zu  stärken.  Als  Aufgabe  des  Stahlwerksverbandes,  dem  sich 
bereits  sämtliche  Thomas-  und  Bessemerstahlwerke,  samt  den 
Schienen-, Schwellen-  und  Trägerwalzwerken  angegliedert  haben, 
ist  in  der  Kartell-Knquete-Kommission  ausdrücklich  bezeichnet 
worden,  „all  das  Material,  das  heute  zu  billigen  Preisen  als 
Halbzeug  oder  Rohmaterial  in  das  Ausland  geht,  dem  Inlands- 
verbrauch zuzuführen.“  Das  heifst,  man  will  nicht  mehr 
Roheisen  und  Halbzeug  exportieren,  sondern  Fertigeisen  und 
daraus  hergestellte  Waren.  Und  dafs  man  einen  ernsten  An- 
fang damit  gemacht  hat,  beweist  bereits  die  Ausfuhrstatistik 
das  Jahres  1904. 

Es  betrug  die  deutsche  Gesamtausfuhr  von 


1903 

Roheisen  418072  t 
Halbzeug  038182  t 


1904 

225897  t also  weniger  192175  t*) 
395990  t „ „ 242192  t 


dagegen: 

feine  Eisenwaren  39496  t 45082t  also  mehr 
grobe  Eisenwaren  241085  t 274733  t „ mehr 
Instrum.  Maschinen  305089 1 337062  t „ mehr 


0180  t**) 
33648  t***) 
36373  t****) 


*)  1905  war  die  Roheisenausfuhr  allerdings  wieder  auf  380  824  t,  die 
von  Halbzeug  auf  472  504  t gestiegen,  nachdem  es  noch  nicht  gelungen 
war  den  Stahlwerksverband  auf  die  Produkte  II  auszudehnen;  immerhin 
ist  gegenüber  der  so  stark  gestiegenen  Produktion  der  prozentuale 
Anteil  der  Ausfuhr  insbesondere  gegen  19«i3  stark  zuriiekgegangen. 

**)  1905:  :!:ll  t. 

***)  11X15:  287000;  aufserdem  198  721  t ganz  grobe  Eisenwaren. 

’***)  Die  Ausfuhr  auf  Instrumenten,  Maschinen  etc.  war  1905  bis  auf 
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Dabei  mufs  in  Betracht  gezogen  werden,  dafs  gegenüber 
1901  die  Ausfuhr  feiner  Eisenwaren  ein  Mehr  von  fast  13000  t, 
ganz  grober  Gufswaren  von  23000  t,  anderer  grober  Eisen- 
waren von  54300  t aufweist,  von  Maschinen  und  Instrumenten 
aber  gar  von  41400  t.  Ebenso  stieg  in  dieser  Zeit  die  Aus- 
fuhr von  gewalzten  Röhren  von  48377  t auf  67303t,  dieselbe 
erreichte  1905  : 73009  t;  dabei  war  das  Jahr  1901  bereits  eines 
der  stärksten  Ausfuhrjahre  für  die  deutsche  Eisenindustrie. 

Der  Rückgang  der  Ausfuhr  von  Roheisen  und  Halbzeug 
ist  allerdings  in  erster  Linie  auf  die  Besserung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  in  Deutschland  selbst  und  den  dadurch  be- 
dingten stärkeren  inländischen  Eisenkonsuni  zurückzuführen, 
was  auch  aus  der  gleichzeitig  um  20  000  t gestiegenen  Roh- 
eiseneinfuhr*) deutlich  erhellt;  eine  starke  Zunahme  der  Aus- 
fuhr von  Walzwaren  wird  erneut  eintreten,  sobald  die  Kon- 
junktur auf  dem  deutschen  Markt  sich  wieder  abschwächt, 
freilich  die  bisherigen  Vorteile  wird  man  der  englischen  Ver- 
feinerungsindustrie von  Jahr  zu  Jahr  mehr  beschneiden.  Aber 
auch  wenn  der  Anschlufs  der  reinen  Walzwerke  an  den 
Stalilwerksverband  nicht  erfolgen  sollte,  so  mufs  doch  der 
unter  den  Eisenzöllen  sich  in  immer  umfangreicherem  Mafse 
vollziehende  Konzentrationsprozefs  in  der  deutschen  Eisen- 
industrie stets  mehr  dazu  führen,  die  Verfeinerung  in  den 
eigenen  Werkstätten  vorzunehmen.  Betrug  doch  schon  1900 
der  Ilalbzeugverbrauch  der  gemischten  Werke  (Stahlwerke  mit 
eigenen  Walzwerken)  5 983  000  t im  Werte  von  498,3  Mill.  t, 
der  der  reinen  Walzwerke  nur  737  000t,  im  Werte  von  91,5 
Millionen  Mark;  ersten*  verarbeiteten  also  89%,  letztere  nur  11  % 
des  produzierten  Halbzeugs;  seitdem  dürfte  sich  das  Verhält- 
nis auf  93:7  verschoben  haben.  Für  die  gemischten  Werke 
ist  es  aber  natürlich  viel  vorteilhafter  die  Weiterverarbeitung 
selbst  vorzunehmen,  statt  den  ausländischen  weiter  verarbei- 
tenden Werken  Material  zu  verlustbringenden  Preisen  zu 
liefern.  Die  Exportprämien  geben  sie  besser  auf  die  Eisen- 

869509  t gestiegen.  Nach  Ausscheidung  von  Roheisen  und  Halbzeug 
führte  Deutschland  an  Erzeugnissen  der  Eisen-Instrumenten-  und 
Maschinenindustrie  1905  uni  185040  t mehr  aus  als  1903. 

*)  Trotz  der  gestiegenen  Produktion. 
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fabrikate,  in  denen  sie  dann  die  englische  Industrie  auf  den 
Auslandsmärkten  unterbieten  können.  Und  da  die  gemischten 
Werke  fast  sämtlich  über  eigene  Kohle,  Koks,  Erze.  Roheisen, 
Halbzeug  verfügen,  so  sind  sie  an  und  für  sich  schon  in  der 
Lage,  in  den  von  ihnen  hergestellten  Fertigfabrikaten  sehr 
billig  liefern  zu  können  und  um  so  mehr,  wenn  sie  unter  dem 
Schutz  der  Zölle  und  Kartelle  im  Inland  hohe  Preise  nehmen, 
die  ihnen  wesentlich  niedrigere  Exportpreise  auf  den  Aus- 
landsmärkten ermöglichen. 

Die  Konzentration  in  der  deutschen  Eiseugrofsindustrie 
ist  gerade  infolge  des  Kartellwesens  so  weit  vorgeschritten, 
dafs  bis  zu  Drahtstift,  Schrauben  und  Muttern,  bis  zu  Dampf- 
kessel-, Bau-  und  Brückenkonstruktionen,  bis  zu  Maschinen 
und  Eisenbahnwagen  und  Schiffsbauten,  alles  in  denselben 
Unternehmungen  vereinigt  ist,  die  die  Kohle  und  das  Erz  ge- 
winnen und  es  verhütten. 

Nun  ist  die  Aufnahme  neuer  Verfeinerungsbetriebe  für 
die  grofsen  Hochofen-  und  Stahlwerke  allerdings  insofern 
eine  mifsliche  Sache,  als  sie  für  diese  Zwecke  zunächst  weder 
das  erfahrene  Beamtenpersoual  noch  die  dafür  eingeübte  Be- 
amtenschaft besitzen,  es  auch  vielfach  geraume  Zeit  dauert, 
ehe  man  der  in  der  Besonderheit  des  Materials  liegenden 
Schwierigkeiten  Herr  wird.  Am  leichtesten  ist  dabei  meist 
die  Beamtenfrage  durch  Engagement  erfahrener  Spezialisten 
zu  erledigen,  weit  schwieriger  gestaltet  sich  die  Beseitigung 
der  anderen  Schwierigkeiten,  und  dauert  es  unter  Umständen 
•Jahre,  ehe  die  Kinderkrankheiten  überwunden  sind;  diese 
kosten  aber  sehr  viel  Geld  und  beeinträchtigen  in  dieser  Zeit 
erheblich  die  Rentablität  des  Unternehmens. 

Um  diese  kostspieligen  Versuche  zu  vermeiden,  ziehen  es 
die  grofsen  Werke  daher  vielfach  vor,  statt  selbst  neue  Ver- 
feinerungsbetriebe aufzunehmen,  sich  alte  bestehende  anzu- 
gliedern und  damit  die  Weiterverarbeitung  ihrer  Rohstoffe 
und  Halbfabrikate  zu  sichern,  ein  Vorgang,  der  dadurch 
wesentlich  beschleunigt  wird,  dafs  die  Grundlagen  der  auf 
den  Kauf  des  Materials  angewiesenen  Verfeinerungswerke 
durch  die  Syndikate  — speziell  den  Stahlwerksverband  und 
das  Kohlensyndikat.  — so  unvorteilhaft  geworden  sind,  dafs 
sie  auf  solche  Fusionen  oder  dazu,  sich  gegen  auch  nur  halb- 
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wegs  annehmbare  Bedingungen  aufsaugen  zu  lassen,  gern 
eingehen.  Andererseits  ergibt  sich  für  die  auf  den  Verkauf  auch 
nur  eines  Teiles  ihres  Halbzeuges  angewiesenen  Stahlwerke 
das  Bedürfnis  dieses  selbst  zu  verarbeiten  in  demselben  Mafs, 
wie  sich  der  Kreis  der  Halbzeugkänfer  einengt.  FHe  Syndi- 
kate zwingen  eben  mit  Naturnotwendigkeit  zur  Fusion,  zur 
Konzentration  in  der  Eisenindustrie. 

Man  könnte  nun  einwenden,  wenn  einmal  die  Konzen- 
tration so  weit  vorgeschritten  sei,  sei  es  schliefslich  gleich- 
gültig, ob  ein  Schutzzoll  bestehe  oder  nicht,  denn  dann  hätten 
es  die  grofseu  Werke  so  wie  so  in  der  Hand,  auch  ohne  Kartelle 
den  Mindererlös  bei  den  Auslandsverkäufen  in  sich  selbst  zu 
kompensieren.  Das  ist  aber  nicht  richtig,  denn  wenn  auf  dem 
deutschen  Markt  der  freie  Wettbewerb  des  Auslandes  möglich 
ist,  sind  die  deutschen  Werke  in  der  Preisgestaltung  auf  ihm 
nicht  mehr  unabhängig,  und  da  sie  dann  dem  Wettbewerb  des 
Auslandes  innerhalb  und  aufserhalb  des  Landes  begegnen, 
haben  sie  kein  Interesse  und  auch  kaum  die  Möglichkeit  mehr, 
im  Inland  höhere  Preise  als  im  Ausland  zu  nehmen;  die 
Kartellexportprämie  hat  dann  keinen  Zweck  mehr,  und  die 
gemischten  Werke  können  dann  in  Deutschland  im  wesent- 
lichen nur  Weltmarktspreise  erzielen,  die  ihnen  nicht  erlauben, 
zu  Verlustpreisen  zu  exportieren. 

Gerade  das  Beispiel  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  hat 
zur  Evidenz  erwiesen,  dal's  selbst  bei  einer  so  mächtigen  und 
eng  kartellierten  Industrie  wie  der  deutschen  Zuckerindustrie 
die  Basis  für  das  Fortbestehen  des  Kartells  verloren  war,  als 
der  Überzoll  auf  einen  mäfsigen  Satz  ((!  Francs  pro  100  kg) 
herabgesetzt  wurde;  damit  war  eben  auch  jeder  Exportprämie 
ein  Riegel  vorgeschoben.  Den  gleichen  Erfolg  würde  die  Be- 
seitigung der  deutschen  Eisenzölle  nach  sich  ziehen;  dabei 
ist  es  ziemlich  gleichgültig,  ob  man  einen  geringen  Satz  von 
vielleicht  0,20  bis  0,30  Francs  für  Roheisen  oder  Halbzeug 
beibehielte;  ist  derselbe  so  niedrig,  dal’s  er  keine  Kartell- 
bildung mehr  lohnend  macht,  so  kommt  er  auch  im  Inlands- 
preise nicht  mehr  zum  Ausdruck.  Das  Bessere  wäre  freilich, 
reinen  Tisch  zu  machen. 

Dal's  der  deutsche  Eisenzoll  heute  für  die  deutsche  Eisen- 
industrie, ja  für  deren  weitere  glänzende  Entwicklung  keine 
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Notwendigkeit  mehr  ist,  ja  dafs  er  geradezu  ähnlich  wie 
seiner  Zeit  der  Zuckerzoll  zu  völlig  ungesunden  Zuständen 
führt,  kann  ernstlich  nicht  mehr  bestritten  werden.  Nichts- 
destoweniger sind  die  Aussichten,  dafs  Deutschland  in  ab- 
sehbarer Zeit  freiwillig  darauf  verzichten  würde,  äufserst 
gering. 

Man  mufs  auch  ehrlich  gestehen,  dafs  ganz  abgesehen 
von  den  jetzt  in  Deutschland  Ausschlag  gebenden  wirtschafts 
politischen  Mächten,  nicht  unerhebliche  Bedenken  gegen  eine 
einseitige  völlige  Aufhebung  seiner  Eisenzölle  bestehen; 
und  zwar  liegen  diese  vor  allem  in  der  amerikanischen  Kon- 
kurrenz. Die  Vereinigten  Staaten  haben  sich  unter  dem 
Schutze  exorbitanter  Zölle  und  unterstützt  durch  sehr  reiche 
Erz-  und  Kohlenvorkommen  zum  weitaus  gröfsten  Eisen- 
produktionsland der  Welt  entwickelt  und  ihre  Eisenindustrie 
dabei  derart  konzentriert,  dafs  sie  auf  dem  lnlandsmarkt  die 
Preise  sehr  hoch  halten  und  gleichzeitig  mit  dadurch  ermög- 
lichten Exportprämien,  die  Ausfuhr  in  einer  die  anderen 
Eisenexportstaateu  bedenklich  unterbietenden  Weise  forcieren 
können.  Im  ersten  Trimester  1 !Ht4  haben  sie  ihre  Ausfuhr 
von  Eisen  und  Eisenwaren  von  rund  100  000  t in  der  gleichen 
Zeit  des  Vorjahres  auf  277  000  t gesteigert,  während  die  Ein- 
fuhr von  579  000  t auf  103  382  t fiel.  Selbstverständlich  hing 
das  mit  der  wenig  günstigen  wirtschaftlichen  Konjunktur  in 
den  Vereinigten  Staaten  zusammen,  die  nach  der  1 bergriindung 
der  vorangegangenen  .fahre  als  naturnotwendiger  Rückschlag 
eintreten  mufste;  aber  zu  Zeiten  ungünstigen  Geschäftsganges 
sind  sie  eben  in  der  Lage  unter  AufrechterhaJtung  einer 
Riesenerzeugung,  die  anderen  Eisenproduktionsstaaten  durch 
Unterbietung  schwer  zu  schädigen.  Namentlich  ist  auch 
England  nicht  besser  daran,  wenn  der  Prämienexport  statt 
von  Deutschland  von  den  Vereinigten  Staaten  bewirkt  wird. 
Einstweilen  werden  seinen  Feinblech-  und  Drahtwalzwerken 
die  110  000  t Halbzeug,  die  die  Union  im  ersten  Trimester 
1904  exportierte  und  die  wohl  mit  geringen  Ausnahmen  nach 
Grofsbritannien  gegangen  sind,  recht  willkommen  sein;  doch 
auch  hier  dürften  je  länger  je  mehr  an  Stelle  des  Halbzeugs 
Fertigwaren  treten. 

Allerdings  ist  hierbei  in  Erwägung  zu  ziehen,  dafs  die 

3 


Digitized  by  Google 


u 

Konkurrenzfähigkeit  der  amerikanischen  Eisenindustrie  auf 
dem  Weltmarkt  in  dem  Maafs  zurückgeht,  als  es  sich  um 
verfeinerte,  arbeitsintensive  Produkte  handelt,  bei  denen  die 
menschliche  Arbeit  vor  dem  billigen  Rohmaterial  und  der 
Verwendung  arbeitsparender  Maschinen  zurücktritt.  Die  ab- 
solute Höhe  der  Arbeitslöhne  in  den  Vereinigten  Staaten  wird 
bei  den  verfeinerten  Produkten  eben  nicht  mehr  durch  eine 
entsprechende  Mehrleistung  der  Arbeiter  ausgeglichen.  Nun 
hat  zwar  unter  dem  Schutz  exorbitanter  Zölle  die  Weifsblech- 
fabrikation in  den  Vereinigten  Staaten  eine  rapide  Entwicklung 
genommen,  sodafs  sie  heute  nicht  nur  den  riesigen  Eigen- 
bedarf des  Landes  zu  decken  vermag,  sondern  auch  ein  sehr 
beträchtliches  Quantum  zum  Export  bringt.  Aber  letzterer 
ist  eben  nur  durch  recht  erhebliche  Trustexportprämien  zu 
ermöglichen;  hat  doch  der  Weifsblechtrust  die  von  ihm  be- 
schäftigten Arbeiter  gezwungen,  einen  Teil  ihres  Lohnes  für 
einen  Tr  ustfonds  abzugeben,  aus  welchem  beträchtliche  Zuschüsse 
; — Prämien  — für  das  ausgeführte  Weifsblech  bezahlt  werden. 
Bei  der  überwiegenden  Macht,  welche  die  grofsen  Trusts  über 
die  Arbeiterverbände  erreicht  haben,  ist  zu  erwarten,  dafs  es 
auch  in  anderen  verfeinerten  Eisenfabrikateu  zu  ähnlichen 
Mafsnalimen  kommt,  ln  Eiseübahnmaterial,  Koustruktions- 
eisen,  Grobblechen,  Walzröhren  usw.  erübrigen  sich  solche 
Zuschüsse  von  seiten  der  Arbeiter,  da  liier  der  Arbeitslohn 
gegenüber  der  Grundrente  aus  den  Erz-  und  Kohlenvorkommen 
und  gegenüber  dem  investierten  Kapital  nicht  diese  grofse 
Rolle  spielt. 

Aber  auch  in  Ländern,  die  am  Eisenexport  wenig  oder 
garnicht  beteiligt  sind,  wie  Österreich-Ungarn  und  Frankreich, 
auch  Rufsland  hat  die  Eisenhüttentechnik  einen  Aufschwung 
genommen,  der  die  Höhe  ihrer  Zölle  völlig  ungerechtfertigt 
erscheinen  läfst;  mit  Hilfe  der  Kartellexportprämien  gelingt 
es  den  damit  arbeitenden  Exportländern  freilich  diese  Zollhöhe 
tatsächlich  herabzumindern  und  ihren  Export  aufrecht  zu  er- 
halten, wenn  auch  in  bescheidenen  Grenzen,  da  der  Eiseu- 
konsum  solcher  Länder  durch  das  künstliche  Hochhalten  der 
Preise  eingeschränkt  wird. 

Für  die  Eisenausfuhr  hat  von  den  anderen  stark  zoll- 
geschützten  Staaten  zur  Zeit  Frankreich  die  gröfste  Be- 
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Tonnen  gegen  2827  668  t in  1903;  die  von  Stahlblöcken  1 854620 1, 
das  ist  286  317  t mehr  als  im  Vorjahre.  Sie  ist  mit  dem 
gröfseren  Teil  ihres  Koksbedarfs  und  mit  einem  erheblichen 
Teil  des  Erzbedarfs  auf  die  Einfuhr  angewiesen*).  In  Roheisen 
führte  Frankreich  1902  und  1903:  31 156 1 bezw.  19635  t ein  und 
213  081  t bezw.  193  715  t aus,  in  Schweifseisen  28  043  t und 
31 652  t ein  und  41  361  t und  48  844  t aus,  in  FlufseLsen 
5486  t und  5970  t ein  und  122  519  und  190  822  t aus.  Daneben 
führte  es  1903  im  Veredlungsverkehr  114  773  t ein  und 
103  005  t aus.  Das  System  der  titres  it  caution  einerseits,  die 
Konzentration  der  Eisengrofsindustrie  anderseits  ermöglicht 
es  ihr  die  hohen  Zölle  im  Inlande  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  obgleich  die  Produktion  den  Redarf  bei  weitem 
übersteigt. 

Frankreich  hat  den  hohen  Zoll  .von  1,5  Francs  für  Roh- 
eisen, von  6 Francs  für  Schienen,  von  12  bis  15  Francs  für 
Radsätze,  von  5 Francs  für  Stab-  und  Fassoueisen,  7 bis 
1 1 Francs  für  Bleche,  9 bis  4000  Francs  für  Köhren  usw.,  also 
ganz  exorbitante  Zollsätze,  die  bei  dem  hohen  Stand  der 
französischen  Eisenindustrie  nicht  gerechtfertigt  sind. 

Einer  internationalen  Regelung  der  Eisenzölle,  die  nach 
Art  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  die  Einfuhr  aus  Nicht- 
konventionsstaateu  mit  sehr  erheblichen  Zuschlagszöllen  be- 
lastet, dürfte  aber  Frankreich  sich  dennoch  kaum  widersetzen 
können,  da  die  Ausfuhr  seine  Einfuhr  erheblich  übertrifft, 
sodann  aber  auch  weil,  falls  die  Vereinigten  Staaten  ebenfalls 
draufsen  blieben,  diese  mit  ihren  Trustexportprämien  gerade 
die  anderen  Nichtkonventionsstaaten  am  meisten  über- 
schwemmen würden. 

Belgien  mit  seinen  niedrigen  Eiseuzöllen  (0,20  Francs 
für  Roheisen,  1 Franc  für  Walzeisen),  würde  eine  internationale 
Regelung  der  Eisenzölle  nur  freudig  begrüfsen  können,  zumal 
es  selbst  in  sehr  erheblichem  Mafs  auf  die  Ausfuhr  ange- 

*)  Nachdem  neuerdings  in  Französisch -Lothringen  ausgedehnte 
Kohlenlagerstätten  erschlossen  worden  sind,  wird  die  dortige  Eisen- 
industrie voraussichtlich  in  absehbarer  Zeit  in  die  Lage  kommen,  ihren 
Kohlenbedarf  selbst  zu  decken,  vorausgesetzt  dafs  die  Kohlen  zur 
Koksbereitung  geeignet  sind. 
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wiesen  ist.  Seine  Roheisenproduktion  erreichte  1904: 
1307  000  t,  1903:  1 216  500  t,  die  von  Schweifseisen  1903: 
401  550  t,  die  von  Walzwerkserzengnissen  aus  Flufseisen 
958  860  t.  1899  führte  es  bereits  248  000  t Stabeisen, 

109  000  t Träger,  74  000  t Schienen  usw.  aus-,  inzwischen  ist 
seine  Ausfuhr  noch  erheblich  gestiegen. 

Rnfslands  Roheisenerzeugung  belief  sich  in  den  Jahren 
1900  bis  1904  auf  2911000  t,  2837200  t,  2566600  t,  2345200  t, 
und  2855000  t,  ist  also  in  den  letzten  Jahren  hinter  die  Frank- 
reichs gerückt.  Die  Leistungsfähigkeit  der  russischen  Eisen- 
werke beträgt  4 264  000  t,  der  Roheisenverbrauch  betrug  im 
vorletzten  Jahr  aber  nur  2870000  t,  wovon  329000  t durch 
Einfuhr,  196000 1 durch  Verminderung  der  aus  dem  Vorjahr 
übernommenen  Vorräte  gedeckt  wurden. 

Dafs  Rufsland  in  absehbarer  Zeit  ein  Exportland  für 
Eisen  werden  wird,  ist,  trotzdem  die  Produktionskosten  im 
Donetzrevier  wie  im  Ural  nicht  besonders  hoch  sind,  kaum 
anzunehmen.  Der  Bedarf  des  Landes  wechselt  je  nach  dem 
Ausfall  der  Ernte,  wie  nach  der  Bereitwilligkeit  des  Auslandes 
Rufsland  neue  Anleihen  für  Bahnbauten  zu  bewilligen,  außer- 
ordentlich. Die  Entfernungen  des  ungeheuren  Landes  sind  aber 
so  grofs,  dafs  trotz  der  für  viele  Eisenfabrikate  100  % und 
mehr  des  Wertes  betragenden  Zölle  an  gewissen  Stellen  doch 
eine  Einfuhr  ausländischen  Eisens  möglich  ist.  Im  übrigen 
beschränkt  sich  derselbe  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  auf  ver- 
feinerte Artikel,  Fasen-  und  Stahl  waren,  Instrumente, 
Maschinen,  die  in  Rufsland  nicht  oder  nicht  in  gleicher  Güte 
hergestellt  werden. 

Dafs  Rufsland  sich  zu  einer  internationalen  Regelung 
seiner  Eisenzölle  verstehen  würde,  ist  ebensowenig  anzu- 
nehmen, wie  es  sich  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  ange- 
schlossen  hat;  sollte  es  aber  später  wirklich  einmal  zur  Ausfuhr 
überzugehen  in  der  Lage  sein,  so  würde  es  die  Nachteile  der 
Nichtzugehörigkeit  zu  der  Konvention  lästig  genug  empfinden. 

Österreich-Ungarn  hat  eine  kleine,  nicht  übermäfsig 
steigerungsfähige  Eisenproduktion,  die  technisch  hochsteht 
und  mit  nicht  hohen  Selbstkosten  arbeitet.  Die  Roheisen- 
produktion hat  in  den  letzten  Jahren  zwischen  1 521  000  (1901) 
und  1 451 000 1 (1904)  geschwankt,  wovon  reichlich  2/a  auf 
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Österreich,  knapp  '/»  auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone  ent- 
fallt. Die  Ausfuhr,  soweit  es  sich  nicht  um  Spezialitäten  handelt, 
richtet  sich  vornehmlich  nach  den  unteren  Donaustaaten  und 
der  Levante. 

Italien  mit  nur  89  000  t Jahresproduktion  (1904)  kommt 
als  Exportland  garnicht,  dagegen  als  Konsumland  in  Betracht; 
seine  geringfügige  Produktion  schützt  es  zum  Schaden  des 
ganzen  Landes  durch  sehr  hohe  Zölle. 

Schweden,  dessen  Roheisenproduktion  zwischen  500  000  t 
und  540  000  t (1904:  516  900  t)  schwankt,  hat  nur  in  Speziali- 
täten — Stabeisen  aus  Holzkohleneisen  — eine  nennenswerte 
Ausfuhr. 

Spanien  produzierte  1904  bereits  — 420  000  t,  wogegen 
Kanada,  das  1902  bereits  325000 1 erblies,  seitdem  auf  275000 1 
zurückgegangen  ist;  Japan  hatte  1901  seine  gröfste  Produktion 
mit  70  000  t,  doch  ist  sie  inzwischen  erheblich  zurückgegangen. 

Die  Niederlande  sind  bezüglich  ihrer  Eisenindustrie 
(Koheisenproduktion  haben  sie  bisher  nicht)  derart  von 
Deutschland  und  England  abhängig,  dafs  sie  deren  Vorgehen 
sich  anschliefseu  müssen. 

Wenn  Grofsbritannien  nach  dem  Vorbild  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  sich  der  Einfuhr  von  Eiseu  aus  Ländern 
verschliefst,  deren  hohe  Zölle  ihnen  die  Ausfuhr  mit  privaten 
Exportprämien  gestatten,  so  kann  Deutschland  sich  von  einem 
solchen  Vorgehen  nicht  ausschliefsen,  denn,  da  es  von  Jahr 
zu  Jahr  mehr  auf  die  Ausfuhr  angewiesen  ist,  kann  es  auf 
seinen  wichtigsten  Abnehmer  nicht  Verzicht  leisten;  es  mufs 
sich  ihn  unter  allen  Umständen  erhalten,  denn  dem  Vorgehen 
des  Mutterlandes  würden  die  Kolonien  — wenigstens  die 
Kronkolonien  Indien,  Afrika  aber  auch  Ägypten  folgen. 
Handelt  es  sich  doch  bei  England  mit  seinen  Kolonien  um 
ein  Absatzgebiet,  dafs  an  Eisen-  und  Eisenfabrikaten  1,1  Mill. 
Tonnen,  an  Maschinen  über  50  000  t im  Jahre  aus  Deutschland 
bezieht,  das  ist  allein  in  Eisen  ‘/a  der  deutschen  Gesamt- 
ausfuhr, in  Maschinen  nahezu  V». 

Deutscldand  mufs  sich  an  einer  Konvention  zur  inter- 
nationalen Regelung  der  Eisenzölle  beteiligen,  selbst  wenn  — 
was  wahrscheinlich  ist  — die  Vereinigten  Staaten  sich 
zunächst  davon  ausschlössen;  diese  würden  aber  dann  den 
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Markt  in  England  und  seinen  Kolonien  und  in  allen  der 
Konvention  beitretenden  Staaten  verlieren,  ohne  dafür  einen 
Ersatz  zu  linden.  Die  Aufnahmefähigkeit  der  südamerikanischen 
Staaten  und  Chinas  für  Eisen  ist  nicht  grofs  und  jedenfalls 
kein  Ersatz  für  den  Verlust  anderer  Märkte,  ganz  abgesehen 
davon,  dafs  es  sich  dabei  grofsenteils  um  Spezialartikel  handelt, 
welche  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  hergestellt  werden. 
Das  Hochhalten  der  Eiseupreise  in  Nordamerika  um  mit 
Exportprämien  exportieren  zu  können,  würde  aber  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  eigenen  Maschinenindustrie  durch  Ver- 
teuerung ihrer  Produktionskosten  noch  mehr  als  heute  be- 
einträchtigen, während  gleichzeitig  die  der  Konventionsländer 
eine  Stärkung  erfahren  würde.  Mit  der  Verbilligung  des 
Eisens  in  Deutschland  und  den  anderen  Konventionsländern 
nnifste  dort  überhaupt  eine  Belebung  des  Eisenkonsums  ein- 
treten,  welche  die  Eisenindustrie  für  den  etwaigen  Verlust 
eines  Teils  ihres  ohnehin  ohne  Gewinn  getätigten  Exports  ent- 
schädigen würde,  wie  es  ja  auch  bei  Zucker  der  Fall  ge- 
wesen ist. 

Eine  solche  Konvention  dürfte  sich  nicht  blofs  auf  Roh- 
eisen, Halbzeug  und  Walzeisen  erstrecken,  sondern  miifste 
auch  Eisenwaren,  möglichst  selbst  Maschinen  umfassen;  dazu 
sind  freilich  die  komplizierten  Zolltarife,  welche  nach  dem 
Muster  des  französischen  neuerdings  von  Deutschland,  Öster- 
reich-Ungarn, der  Schweiz,  Rumänien  und  anderen  Staaten 
mehr  geschaffen  worden  sind,  wenig  geeignet;  nur  ein  ganz 
einfaches  Schema  kann  hier  zweckmäfsig  in  Betracht  kommen; 
das  würde  kein  zollpolitischer  Rückschritt,  sondern  ein  grofsor 
Fortschritt  sein.  Für  manche  Eisenwaren  würde  man  allen- 
falls auch  Wertzölle  festsetzen  können,  obgleich  das  eine 
chikanöse  Zollabfertigung  ermöglicht;  jedenfalls  müfsten  dann 
die  Ausführungsbestimmungen  international  geregelt  und  ein 
ebensolches  Schiedsgericht  bestellt  werden. 

Bei  der  immerhin  noch  bestehenden  verschiedenartigen 
Entwicklungsstufe  der  Eisenindustrie  in  den  einzelnen  Ländern 
könnte  man  in  Abweichung  von  der  Brüsseler  Zuckerkon- 
vention sogar  so  weit  gehen,  für  eine  gewisse  Zeit  oder  für 
die  erstmalige  Dauer  eines  solchen  internationalen  Vertrages 
einzelnen  der  Konventionsstaaten  einen  höheren  Zoll  zuzu- 
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billigen;  wollte  man  denselben  bei  Deutschland  für  Roheisen 
auf  den  belgischen  Satz  von  0,20  Francs  pro  100  kg  festsetzen, 
so  würde  er  vielleicht  für  Frankreich  (jetzt  1,5  Francs),  Italien 
(1  Franc),  Österreich-Ungarn  (1,95  Francs)  auf  0,50  Francs, 
für  Rufsland  (ca.  7,5  Fraucs)  auf  1 Franc  zu  bemessen  sein, 
der  Zoll  für  Halbzeug  vielleicht  auf  125  der  für  Walzeisen 
vielleicht  auf  150  bis  200  % des  Zolles  für  Roheisen  usw. 
Die  Vereinigten  Staaten  dürften  selbstverständlich  nicht 
günstiger  als  Deutschland  behandelt  werden.  Das  Wesentliche 
ist  eben  die  Zölle  so  zu  normieren,  dafs  sie  Kartell-  oder 
Trust-Exportprämien  nicht  mehr  lohnend  machen. 

Zur  Bekämpfung  der  letzteren  und  der  mit  denselben 
geführten  Konkurrenz,  die  man  nicht  ohne  Berechtigung  als 
„concurrence  deloyale“  bezeichnet  hat,  ist  von  verschiedenen 
Seiten,  so  von  dem  italienischen  Minister  Lu zzatti,  von  dem 
russischen  Ministerpräsidenten  Witte,  in  Frankreich  von 
Yves  Guyot  und  Anderen  die  „Antiexportprämienklausel“ 
vorgeschlagen  worden,  und  die  Vereinigten  Staaten,  neuerdings 
auch  Serbien  haben  diesen  Weg  bereits  beschritten.  Be- 
schränkt sich  eine  solche  Klausel  darauf,  dem  Eiufuhrstaat 
Zuschlagszölle  vorzubehalten,  wenn  die  Ausfuhr  der  be- 
treffenden Artikel  nachweislich  unter  Gewährung  von  Export- 
prämien seitens  der  Kartelle  der  beteiligten  Produzenten  er- 
folgt, so  wird  dieser  Nachweis  in  den  seltensten  Fällen  zu 
erbringen  sein;  ist  es  doch  selbst  in  Deutschland  kaum  möglich, 
stets  völlig  Authentisches  über  die  Höhe  solcher  Exportprämien, 
stellenweise  aber  auch  über  ihr  Vorhandensein  zu  erbringen. 
Und  gelangt  erst  die  Antiexportprämienklausel  irgendwo  in 
nennenswertem  Mafse  zur  Anwendung,  so  werden  es  die  be- 
teiligten Produzenten  noch  ganz  anders  als  heute  verstehen, 
den  Schleier  des  Geheimnisses  um  die  wirklich  gewährten 
Prämien  zu  hüllen. 

Eine  solche  Klausel  würde  demnach  ein  Schlag  ins 
Wasser  sein,  umsomehr  als  sie  die  von  Trusts  oder  von  den 
einen  Artikel  monopolisierenden  Werken  gewährten  Prämien, 
die  garnicht  in  die  Erscheinung  treten,  nichtsdestoweniger  aber 
bestehen,  garnicht  treffen  könnte.  Schliefslich  würde  auch 
eine  Härte  darin  liegen,  wenn  die  auf  eine  Ware  gewährte 
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Exportprämie  lediglich  den  ungenügenden  Ausgleich  der  V er- 
teuerung  des  Materials  durch  die  Kartelle  der  vorangehenden 
ProduktionBstüfen  darstellt. 

Die  Unwirksamkeit  einer  solchen  Klausel  hat  auch 
MinisterWitte  deutlich  erkannt,  er  wollte  nicht  das  Bestehen 
eines  Kartells  zur  Voraussetzung  der  Anwendung  seiner 
Retorsionszölle  machen,  sondern  er  wollte  sie  bereits  dann 
in  Wirksamkeit  treten  lassen,  wenn  die  Tatsache  vorlag,  dafs 
der  Preis  der  nach  Rufsland  exportierten  unverzollten  Ware 
hinter  dem  für  gleichartige  Waren  im  Produktionsland  zurück- 
blieb. In  einigen  Fällen  haben  allerdings  bereits  die  Ver- 
einigten Staaten  ein  ähnliches  Verfahren  in  Anwendung 
gebracht. 

Für  die  meisten  Waren  gibt  es  nun  aber  gar  keinen  ein- 
heitlichen Preis,  nicht  einmal  zur  selben  Zeit.  Je  nach  dem 
gekauften  Quantum,  nach  Lieferungs-  undZahlungsbedingungen, 
nach  Bonität  des  Käufers,  nach  Konkurrenzverhältnissen  usw. 
variiren  die  Preise  für  ein  und  dieselbe  Ware.  Ein  Industrieller 
hat  einen  grofsen  Teil  seiner  Produktion  verschlossen,  da 
bietet  sich  ihm  die  Möglichkeit,  durch  Hereinnahme  eines 
weiteren  grofsen  Auftrages  seine  Betriebsvorrichtungen  sehr 
viel  besser  auszunutzen,  und  damit  auch  bei  einem  wesentlich 
niedrigeren  Preise  erheblich  zu  verdienen;  er  wäre  ein 
schlechter  Geschäftsmann,  wollte  er  das  Geschäft  ablehnen, 
weil  er  dabei  nicht  denselben  Preis  erzielen  kann,  wie  für 
seine  vorher  verschlossenen  Waren.  Bei  den  grofsen  Auf- 
trägen, um  die  es  sich  bei  Exportgeschäften  meistens  handelt, 
bei  der  erweiterten  Konkurrenz,  auf  dem  für  ihn  ungeschützten 
Auslandsmarkt  wird  gerade  dieser  Fall  nicht  selten  eintreten. 
aber  er  kommt  auch  bei  Inlandsgeschäften  vor. 

Das  Beispiel  der  Submissionen  beweist  das  alle  Tage: 
Vor  einiger  Zeit  schrieb  eine  westdeutsche  Stadt  eine  eiserne 
Brücke  aus;  die  eingegangenen  Offerten  wiesen  Unterschiede 
von  nahezu  100 : '200  auf.  Welche  beispiellose  Differenzen  im 
Preis  kommen  bei  Maschinenofferten  vor!  Allerdings  pflegt 
die  teurere  Ware  gewöhnlich  — indessen  doch  nicht  immer  — 
auch  die  bessere  zu  sein.  Aber  der  Zollbeamte  ist  doch 
weder  bei  einer  Maschine,  noch  bei  Eisen  und  Stahl,  weder 
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bei  einem  Messer  noch  bei  einem  Thonrohr  in  der  Lage  die 
Qualität  zu  beurteilen,  er  ist  ebenso  wenig  in  der  Lage,  zu 
entscheiden,  ob  die  gleiche  Ware  im  Produktionsland  teurer 
verkauft  wird,  oder  nicht. 

Aber  auch  dem  Grundgedanken  jeder  Schutzzollpolitik 
widerstreitet  eine  solche  Anwendung  des  Zolltarifs  gegenüber 
einer  Ware,  die  selbst  ans  einem  Schutzzolllande  kommt;  denn 
der  Zoll  soll  doch  irgendwie  im  Inlandspreise  zum  Ausdruck 
kommen,  sonst  wäre  er  ja  überflüssig;  es  ist  deshalb  nur  das 
von  dem  System  Gewollte,  wenn  die  Ware  im  Produktionsland, 
wo  sie  zollgeschützt  ist,  höher  im  Preise  steht,  als  wenn  sie 
exportiert  wird,  was  im  wesentlichen  doch  nur  zum  Welt- 
marktpreise möglich  ist. 

Wenn  die  Kartellexportprämie  den  Zweck  des  Schutzzolls 
in  dem  Lande,  in  welches  die  Ware  eingeführt  wird,  ganz 
oder  zum  Teil  illusorisch  macht,  so  widerspricht  das  Mittel 
der  Witteschen  Klausel  der  Grundidee  des  Schutzzolles 
an  sich. 

Dort  wo  — wie  in  den  Vereinigten  Staaten  — vorwiegend 
das  Wertzollsystem  besteht,  wo  die  Wertsermittelung  Sache 
der  Zollbehörde  ist,  für  welche  Fakturen  usw.  Beweismittel, 
aber  nicht  die  alleinigen  sind,  ist  die  technische  Möglichkeit 
von  Zollzuschlägen  bei  Dumping-Exporten  weit  eher  gegeben, 
als  bei  Staaten  mit  spezifischen  Zöllen.  Nichtsdestoweniger 
hat  das  amerikanische  Verfahren  dem  deutschen  Ausfuhr- 
handel zu  sehr  gerechtfertigten  Beschwerden  Anlafs  ge- 
geben. 

Darüber,  ob  eine  Ware  zu  einem  niedrigeren  Preise  nach 
einem  Lande  verkauft  wird,  als  im  Produktionsland  würden 
— wenn  auch  im  üblichen  Instanzeuzuge  — die  Zollbehörden 
des  Empfangslandes  allein  entscheiden;  sie  würden  zugleich 
Kläger  und  Richter  in  eigener  Sache  sein,  und  das  über 
Fragen,  für  deren  Entscheidung  es  an  jeder  rechtlichen  Basis 
fehlt,  wo  man  in  jedem  Fall  in  der  Lage  ist,  den  Nachweis 
zu  führen,  dafs  diese  oder  eine  ähnliche  Ware  iin  Herstellungs- 
land irgendwo  zu  eiuem  höheren  Preis  verkauft  worden  ist. 
Tatsächlich  wird  der  Exporteur  völlig  rechtlos,  und  man  be- 
raubt ihn  mit  einer  solchen  Klausel  der  Möglichkeit  jeder 
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Kalkulation  einer  Ware  für  ein  Land;  man  macht  die  Ausfuhr 
dorthin  zu  einem  Hazardspiel. 

Die  betroffenen  Exporteure  würden  sich  in  jedem  Fall 
um  Abhilfe  an  ihre  diplomatische  Vertretung  wenden  und  die 
Verhandlungen  zwischen  dieser  und  der  Regierung  des 
Empfangslandes  würden  — wenn  von  ersterer  nicht  mit 
Nachdruck  geführt  — ihr  Ausehen  dem  Gegner  gegenüber 
schwächen,  andernfalls  aber  zu  ständigen  Reibereien  und  Ver- 
stimmungen führen,  die  das  freundschaftliche  Verhältnis  aufs 
schwerste  schädigen  würden. 

Ein  Vertrag  zwischen  zwei  Staaten  mufs  so  klar  sein, 
dafs  Meinungsverschiedenheiten  und  Willkürlichkeiten  in  der 
Auslegung  so  weit  als  irgend  möglich  ausgeschlossen  sind; 
die  Wittesche  Antiexportprämienklausel  beispielsweise  in 
einem  deutsch-russischen  Handelsvertrag  würde  aber  die 
Reibungsflächen  zwischen  beiden  Staaten  auf  das  gefährlichste 
vergrüfsern,  ohne  dafs  Deutschland  irgend  einen  Vorteil 
davon  hätte.  . : 

Kein  auf  die  Ausfuhr  von  Industrieerzeugnissen  ange- 
wiesener Staat  kann  sich  auf  Handelsverträge  mit  einer  solchen 
Klausel  eiulassen.  Deutschland  hat  denn  auch  bei  den  Ver- 
handlungen mit  Rufsland  von  vornherein  keinen  Zweifel 
gelassen,  dafs  es  auf  einen  Vertrag  mit  der  Antiexportpräinieu- 
k lausei  keinesfalls  eingehen  würde  und  Rufsland  hat  sich 
wohl  gehütet  darauf  zu  bestehen.  Dieser  Weg  also  ist  gänz- 
lich ungangbar;  er  führt  nicht  zur  Erleichterung,  sondern  zur 
Erschwerung  des  internationalen  Warenaustausches,  zur  Ver- 
schärfung der  gegenseitigen  Absperrung  und  darüber  hinaus 
auch  zur  politischen  Verstimmung,  zur  Entfremdung  der 
Völker. 

Ein  Handelsvertrag  regelt  nur  die  Verkehrsverhältnisse 
zwischen  den  beiden  vertragsehliefsenden  Staaten,  wenn  auch 
auf  dem  Wege  der  Meistbegünstigung  die  Verkehrserleichterung 
anderen  Staaten  meist  zu  gute  kommt.  Aber  die  Position 
des  einzelnen  Staates  ist  dabei  verkehrsfeindlichen  Staaten 
gegenüber  oft  eine  recht  schwache,  weil  er  es  nicht  auf 
einen  Zollkrieg  ankommen  lassen  kann,  da  er  befürchten  mufs, 
während  desselben  seinen  Absatz  dorthin,  vielleicht  dauernd 
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zu  verlieren;  und  so  läfst  man  sich  auch  sachlich  höchst  unge- 
rechtfertigte Mafsnahmen  gefallen.  Das  gilt  Schon  bei 
kleinen  Staaten,  wie  Schw  eden  und  Norw  egen  mit  ihrer  uner- 
hörten Besteuerung  der  ausländischen  Geschäftsreisenden, 
das  galt  bei  dei1  Schweiz  bezüglich  der  Nachahmung  patent- 
geschützter Warfen,  das  gilt  bei  Kufsland  mit  seiner  Be- 
lästigung von  Reisenden  jüdischen  Glaubens,  die  oft  bis  zu 
deren  völligen  Ausschlufs  geht,  das  gilt  sckliefslich  am  meisten 
bei  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Selbst  Grofsbritannien  mufs  sich  von  ihnen  auf  ver- 
kehrspolitischem Gebiet  die  ungerechtfertigsten  Dinge  ruhig 
gefallen  lassen,  denn  gerät  es  allein  mit  ihnen  in  eine  handels- 
politische Differenz,  so  setzt  es  sich  der  Gefahr  des  Aus- 
schlusses der  britischen  Flagge  von  den  amerikanischen  Häfen 
oder  doch  wenigstens  deren  unerträglicher  Mehrbelastung 
aus.  Ganz  anders  aber,  w enn  es  gemeinsam  mit  den  anderen 
grofseu  Industrie-  und  Handelsstaaten  vorgeht  auf  dem  Wege 
internationaler  Konventionen;  hier  blüht  der  Erfolg  ohne  die 
grofsen  Gefahren,  welche  ein  einzelstaatliches  Vorgehen  hat. 
Das  ist  der  Weg,  auf  dem  iu  Zukunft  Verkehrserleichterungen 
erreicht  werden  können. 

Eine  internationale  Regelung  der  Eisenzölle  w ürde  zunächst 
freilich  nur  auf  einem,  wenn  auch  der  w ichtigsten  Gebiete  zu 
gesünderen  handelspolitischen  Zuständen  führen,  den  inter- 
nationalen Warenaustausch  erleichtern.  Die  Folgewirkung 
davon  würde  aber  eine  viel  weittragendere  sein:  Die  Grofs- 
eisenindustrie  ist  in  allen  Ländern  die  Hauptträgerin  des 
Schutzzollgedankens;  wird  sie  aus  der  Reihe  der  Interessenten 
ausgeschaltet,  so  wird  die  Schutzzollphalanx  auf  das  Empfind- 
lichste geschwächt,  ja  die  Eiseuiudustriellen  müssen  daun  aus 
eigenstem  Interesse  energische  Freihandelskämpfer  werden, 
denn  wenn  sie  selbst  keinen  Schutz  mehr  geniefsen,  müssen 
sie  dafür  eintreten,  dafs  ihren  Arbeitern  durch  Zölle  nicht 
die  Lebenshaltung  und  damit  ihnen  nicht  die  Produktions- 
kosten verteuert  werden,  also  dafür,  dafs  die  Zölle  auf  unent- 
behrliche Lebensbedürfnisse  beseitigt  werden.  Ist  aber  das 
Bündnis  zw  ischen  Grofsindustrie  und  Agrariern  gesprengt,  so 
ist  die  Rückkehr  zum  Freihandel  gesichert. 


Digitized  by  Google 


44 


Tn  diesem  aber  ruht,  wie  das  englische  Beispiel  deutlich 
zeigt,  das  Heil  aller  zum  überwiegenden  Industriestaat  fort- 
sehrittenen  Kulturstaaten.  Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  als 
blofse  Episode  wäre  für  Englands  wirtschaftliche  Interessen  ein 
Mifsgriff;  der  damit  eingeschlagene  Weg  der  internationalen 
Regelung  der  Zölle  aber  führt  — wenn  er  weiter  gegangen 
wird  — zum  Kulturfortschritt  nicht  Grofsbritanniens  allein, 
sondern  aller  Völker. 
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Vorwort 


Die  vorliegende  Arbeit  ist  die  etwas  erweiterte  Wieder- 
gabe eines  Vortrages,  den  ich  am  26.  November  1905  vor 
der  Berliner  staatswissenschaftlichen  Vereinigung  bei  ihrem 
Besuche  in  Danzig  gehalten  habe.  Der  Stoff  ist  vornehmlich 
den  inhaltreichen  Berichten  der  Danziger  Kaufmannschaft 
entnommen.  Da  diese  Berichte  aber  erst  seit  1847  gedruckt 
regelmäfsig  erscheinen,  konnte  in  der  Hauptsache  auch  nur 
die  Zeit  von  1847  ab  berücksichtigt  werden. 

Für  gütige  Mitteilungen  und  Auskünfte  bin  ich  zu  Dank 
verpflichtet  den  Herren:  Stadtrat  Dr.  Bail,  Adolf  Eisen, 
Stadtrat  Dr.  Mayer,  ferner  dem  städtischen  Vermessungs- 
Direktor  Herrn  Block,  der  die  dem  Hefte  beigegebene  Karte 
entworfen  und  dem  Syndikus  der  Kaufmannschaft  Herrn 
Dr.  Felirmann,  der  mich  durch  seinen  Rat  unterstützt  hat. 


Danzig,  1.  Januar  1906. 


Otto  Münsterberg. 
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Einleitung. 

Der  Anfang  der  Geschichte  Danzigs  geht  in  sagenhafte 
Vorzeit  zurück,  beglaubigt  ist  sie  erst  seit  etwa  IKK)  Jahren 
und  aus  dem  zwölften  Jahrhundert  stammen  die  ersten  Auf- 
zeichnungen über  Handelsbeziehungen,  die  zwischen  Danzig 
und  Lübeck  gepflogen  sind,  Sie  galten  der  Fischerei  und  dem 
altbekannten  fossilen  Produkte  unserer  Ostseeküste,  dem 
Bernstein. 

Die  Zeit  von  1308  bis  1454  unter  der  Herrschaft  des  deut- 
schen Ordens  brachte  Danzig  in  den  Mittelpunkt  des  damaligen 
Welthandels.  In  diese  Zeit  fällt  eines  der  wichtigsten  Momente 
für  Danzigs  Entwickelung:  der  Hochmeister  Ludolf  König 
verlieh  1342  der  Rechtstadt  Danzig  — die  später  mit 
der  Jungstadt,  der  Altstadt  und  dem  Ilakelwerk  die 
eigentliche  Stadt  Danzig  bildete  — die  sogenannte  Hand- 
feste. Danzig  erwarb  dadurch  wichtige  Vorrechte  und 
wurde  „namentlich  mit  dem  köstlichsten  Kleinod  bürgerlicher 
Freiheit  in  Preufsen,  dem  Kulmischen  Rechte  begabt“.  (Simson.) 
Das  Kulmische  Recht  bedeutete  Selbstverwaltung  in  weitestem 
Umfange,  eigene  Gerichtsbarkeit,  Marktrecht  u.  a.  m.  Damit 
war  die  Grundlage  für  Danzigs  selbständige  und  eigenartige 
Entwickelung  gegeben,  die  ein  Staatswesen  von  nicht  geringer 
Bedeutung  und  eine  Handelsstadt  mit  weitverzweigten  Inter- 
essen schuf.  Danzigs  politische  und  Danzigs  Handels-Ge- 
schichte sind  fortan  eng  mit  einander  verknüpft  gewesen. 
Wie  grofs  der  Handel  damals  war,  zeigt,  dafs  bereits  im 
Jahre  1392  dreihundert  englische  Schiffe  Getreide  aus  Danzig 
holten  und  dafs  1490  sogar  790  Schiffe  von  hier  ausgingeu. 

Nach  dem  Niedergange  des  deutschen  Ordens  kam  Danzig 
im  Jahre  1454  unter  polnische  Oberhoheit,  die  bis  1793 
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dauerte,  so  dal's  diese  alte  deutsche  Stadt  333  Jahre  zum 
polnischen  Reiche  gehört  hat.  Die  Beziehungen  waren  in- 
dessen nicht  so  enge  geknüpft,  wie  heute  eine  Stadt  dem 
Staate  augegliedert  ist;  Danzig  fühlte  sich  so  unabhängig, 
dafs  es  keinen  Anstand  nahm,  den  Woiwoden  Stephan  Baton, 
der  1576  gekrönt  war,  nicht  als  König  von  Polen  anzu- 
erkennen. 

Die  Folge  dieses  Vorgelieas  war  die  Acht  über  die 
Stadt  Und  eine  Belagerung,  die  drei  Monate  währte,  aber 
ergebnislos  blieb,  so  dafs  der  König  vorzog,  sich  mit  der 
Stadt  friedlich  zu  einigen,  obgleich  er  sie  vorher  in  offener 
Schlacht  besiegt  hatte.  Der  nunmehr  auch  von  Danzig  an- 
erkannte König  bestätigte  1585  alle  alten  Privilegien,  an- 
erkannte den  Grundbesitz  im  Landgebiet,  hob  die  Acht  auf 
und  verlieh  Danzig  das  Recht  zur  Erhebung  von  Pfahlgeld. 
In  diese  Zeit  innerer,  staatlicher  Kräftigung  fallt  der  Beginn 
der  gröfsten  Blüte  Danzigs,  die  bis  etwa  1(125  gedauert  hat. 

Seit  1669  bestand  schon  eine  englische  Ansiedlung 
(von  der  noch  heute  das  „englische  Haus“  Zeugnis  ablegt) 
und  der  Abfall  der  Niederlande  von  Spanien  brachte  eine 
grofse  Zahl  protestantischer  und  mennonitischer  holländischer 
Einwanderer,  deren  frische  Erwerbstätigkeit  der  neuen  Heimat 
zu  gute  kam.  Die  bekannte  Likörfabrik  „Der  Lachs“  ist  1598 
von  ihnen  gegründet  worden,  besteht  also  nunmehr  307  Jahre. 
Die  nächstälteste  ist  die  von  Engländern  begründete  Firma 
„Gibsone  & Co.“,  die,  1(5(51  gegründet,  245  Jahre  in  Danzig 
Handel  treibt. 

Der  Getreidehandel  war  so  entwickelt,  dafs  Danzig  zu 
Zeiten  geradezu  die  Kornkammer  Europas  war.  Schlechte 
Kornernten  in  Italien  führten  daher  zu  lebhaftem  Handels- 
verkehr Danzigs  mit  Genua,  Venedig,  Neapel  und  Sizilien. 
Auch  mit  Spanien  und  Portugal  bestanden  Beziehungen  und 
Zucker  wurde  sogar  direkt  von  Brasilien  eingeführt. 

Dieser  Handelsverkehr  brachte  grofsen  Reichtum  und, 
wie  überall  in  der  Geschichte  Reichtum  und  Kultur  eng  mit 
einander  verknüpft  sind,  so  brachte  er  auch  Danzig  eine  un- 
geahnte Entwickelung  auf  kulturellem  Gebiet. 

Aus  dieser  Zeit  stammen  die  schönsten  jener  herrlichen 
Baudenkmäler,  die  das  Wahrzeichen  Danzigs  geworden  sind. 
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Sit*  in  ihrer  Schönheit  zu  erhalten  und  sie  der  baulichen  Ent- 
wickelung der  Stadt  dienstbar  zu  machen,  ist  eine  der  vor- 
nehmsten Pflichten  der  Danziger  Bürgerschaft  geworden. 

Dem  Glanze  folgte  eine  Zeit  des  Niederganges,  es  folgte 
die  schwere  Zeit  der  nordischen  Kriege  und  nach  kurzen 
Jahren  der  Kühe  schliefslich  der  für  Danzigs  weitere  Ent- 
wickelung entscheidend  gewordene  Kampf  zwischen  dem 
Freistaate  Danzig  und  dem  Königreich  Preufsen.  Er  begann 
mit  der  ersten  Teilung  Polens,  1772,  währte  bis  1793  und  hat 
in  seinem  Verlaufe  der  Stadt  und  ihrem  Handel  überaus 
schwere  Wunden  geschlagen.  Preufsen  bedurfte  Danzigs  und 
seines  Hafens.  Da  alter  die  auf  ihre  Unabhängigkeit  stolze 
Bürgerschaft  sich  nicht  freiwillig  ergeben  wollte,  wurden  alle 
Mittel  der  Schädigung,  der  Abschneidung  des  Verkehrs,  der 
Neugründung  von  gewerblich  tätigen  Orten  in  der  unmittel- 
baren Nachbarschaft  der  Stadt  benutzt,  um  die  Widerstrebenden 
gefügig  zu  machen. 

1793  führte  diese  Periode  endlich  und  glücklicherweise 
zur  Einverleibung  Danzigs  in  Preufsen  und  mit  diesem  Jahre 
beginnt  für  Danzigs  Geschichte  die  möderne  Zeit. 

Allerdings  wurde  der  Aufschwung,  der  unmittelbar  der 
Einverleibung  folgte  und  bis  1802  dauerte,  noch  einmal  und 
zwar  in  noch  viel  schwererer  Weise  unterbrochen,  als  je  zu- 
vor. Es  war  die  Zeit  des  politischen  Niederganges  Preufsens, 
der  Kämpfe  mit  Napoleon,  der  Invasion  des  französischen  Heeres, 
1802  bis  1813.  Dauzig  gehörte  zu  denjenigen  Orten,  die  von 
allen  Begleiterscheinungen  des  Krieges,  von  Belagerung  und 
von  der  schliefslich  ert'olgenden  französischen  Eroberung  am 
schwersten  zu  leiden  hatte.  Es  wurde  von  Napoleon  rücksichtslos 
ausgesogeu  und  der  grofse  damals  vorhandene  Reichtum  in 
kurzer  Zeit  zerstört.  Durch  die  ungeheuren  Kontributionen,  die  es 
zu  entrichten  hatte,  deren  Tilgung  bis  in  die  achtziger  Jahre 
des  letzten  Jahrhunderts  reichte,  kam  Danzig  nahezu  an  den 
Rand  des  Abgrundes.  Auch  nach  der  Vertreibung  der  Fran- 
zosen bedurfte  die  Stadt  vieler  Jahre  langsamer  Erholung,  so 
dafs  sie  erst  etwa  1824  zu  neuer  Blüte  gelangte.  Seit  dieser 
Zeit  ist  Danzigs  Handelsgeschichte  durch  schwere  iiufsere 
Katastrophen  nicht  mehr  unterbrochen  worden. 
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Wie  schwer  Kriegszeitei],  und  in  ihrem  Gefolge  die  Pest, 
auf  Danzig  in  vergangenen  Jahrhunderten  gelastet  haben, 
mögen  einige  Zitlern  zeigen:  im  Jahre  1650  hatte  Danzig 
77  000  Einwohner,  1750  aber,  also  hundert  Jahre  später,  nur 
noch  46  000. 

Aus  der  Zeit  seit  18:24  mufs  zunächst  das  für  den 
Handel  der  ganzen  europäischen  Welt  so  wichtig  gewordene 
Jahr  1857,  das  bekannte  Krisenjahr,  erwähnt  werden.  Es 
hat  diese  Krise  und,  wie  gleich  hinzugefügt  werden  kann, 
auch  die  Krisen  der  letzten  Jahrzehnte,  Danzig  nicht  in  dem 
Mafse  mitgenommen,  wie  andere  Handelsplätze.  Wenn  Danzig 
1857  die  schwere  Zeit  gut  überstand,  so  lag  das  daran  — und 
dieselbe  Ursache  gilt  auch  zum  Teil  noch  heute  — dafs  die 
Stadt  abseits  von  dem  Getriebe  des  transozeanischen,  inter- 
nationalen Weltverkehr  liegt,  dafs  der  Eigenhaudel  weniger 
spekulativ  war  und  dafs  die  östliche,  so  viel  bescheidenere 
Industrie  nicht  so  grofsen  Schwankungen  ausgesetzt  ist,  wie 
die  grofsartige  Industrie  des  Westens. 

Gegenüber  der  heutigen,  gefesteten,  beherrschenden 
Stellung  der  Keichsbank  klingt  es  fast  unverständlich,  dafs 
1857  ihre  Vorgängerin,  die  Königlich  Preufsische  Bank, 
nicht  im  Stande  war,  den  Anforderungen  des  Dauziger 
Handels  zu  genügen.  Grade  während  der  schwierigsten 
Zeit  der  Krise  kündigte  die  Königliche  Bank  alle  Lombard- 
lind  sonstigen  Kredite,  so  dafs  nur  dadurch  der  Handel  in 
die  Lage  gesetzt  wurde,  die  kritische  Zeit  zu  überwinden, 
dafs  die  Ende  des  Jahres  1856  von  der  Kaufmannschaft  aus 
eigenen  Mitteln  gegründete  und  vom  Staate  mit  dem  Rechte 
der  Notenausgabe  versehene  Dauziger  Privat- Aktien- Bank 
sofort  voll  in  Wirksamkeit  treten  konnte. 

Inzwischen  hat  diese  Bank  im  wechselnden  Laufe  der 
Zeiten,  in  Freud  und  Leid,  ein  halbes  Jahrhundert  lang,  ihre 
Schuldigkeit  für  Danzigs  Handel  getan.  Bei  der  modernen 
Kntwickelung  des  Handels  und  des  Kreditverkehrs  ist  die 
Wirksamkeit  gröfserer  Banken  immer  mehr  eine  Notwendig- 
keit geworden.  Heute  ist  eine  ganze  Reihe  von  Bank-Insti- 
tuten in  Danzig  tätig,  die  hier  ein  lohnendes  Feld  der  Arbeit 
finden. 
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Zur  Illustration  für  die  Auffassung,  die  Danzigs  Ilandels- 
welt  über  die  Krise  von  1857  hatte,  für  die  Verurteilung  des 
wilden  Börsenspiels,  das  damals  so  verhängnisvoll  wirkte, 
sei  hier  ein  stolzes  Wort  aus  dem  Jahresberichte  der  Ältesten 
der  Kaufmannschaft  für  1857  angeführt.  Da  heifst  es:  „Wir 
spielen  nicht,  wir  handeln;  wir  wollen  nicht  gewinnen,  sondern 
verdienen“.  Dieses  Wort  darf  gewissermafsen  als  Motto  für  den 
Danziger  Handel  gelten:  das  Spiel  hat,  bis  auf  einzelne  be- 
dauerliche Ausnahmen,  leider  grade  auch  der  allerneuesteu 
Zeit,  selten  dort  Boden  gefunden;  Danzig  ist  eine  Stätte  ehr- 
licher Arbeit  gewesen  und  bis  heute  geblieben. 

Das  Jahr  1857  wurde  noch  in  einer  besonderen  Richtung 
der  Ausgangspunkt  einer  neuen  Zeit,  die  mit  den  Hindernissen 
freier  Entwickelung  des  Seeverkehrs  aufräumte.  Es  wurde, 
und  zum  ersten  Male  in  Europa  unter  dem  überwiegenden 
Einflüsse  Amerikas,  der  von  Dänemark  auf  den  Verkehr  der 
Ostsee  gelegte  Sund-Zoll  endlich  aufgehoben.  1854  brachte 
der  Sund-Zoll  allein  von  Danzig  415  000  JL  und  er  belastete 
den  Handel  mit  etwa  1 % bis  1 '/2  % vom  Werte  der  Güter. 
Im  Jahre  180J  fiel  ferner  eine  andere  letzte  Schranke  des 
Seehandels:  der  in  den  Niederlanden  erhobene  Schelde-Zoll. 

Der  Anfang  der  sechziger  Jahre  brachte  eine  neue  Zeit  der 
Blüte  für  Danzig,  die  mit  dem  grossen  Aufschwung  zusammen- 
fiel, den  der  gesamte  deutsche  Handel  seit  dem  Jahre  1800 
genommen  hat.  Es  war  die  Aera  der  Handelsverträge.  Sie 
begann  mit  dem  Handelsverträge  zwischen  Frankreich  und 
England,  dem  der  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  dem 
deutschen  Zollverein  folgte.  Dadurch  war  der  Zoll  -Willkür 
der  Staaten  ein  Ende  gemacht,  so  dafs  geordnete  inter- 
nationale Beziehungen  in  ruhigem  Vertrauen  auf  ihre  Stetigkeit 
angebahnt  werden  konnten. 

Zugleich  mit  der  Blüte  des  Handels  erfolgte  1864  der  be- 
deutungsvolle Umschwung  in  den  inneren  Verhältnissen  der 
Stadt  Danzig  selbst.  Es  ist  das  Jahr,  in  dem  Herr  von 
Winter  sein  segensreiches  Wirken  als  Oberbürgermeister 
Danzigs  begann.  Mit  scharfem  Blick,  mit  fester  Hand,  mit 
unermüdlichem,  eisernem  Fleifse  schuf  er  neues  Leben  aus 
veralteten  Verhältnissen,  verständnisvoll  unterstützt  von  einer 
Reihe  tüchtiger,  energischer,  weitblickender  Männer  und  ge- 
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tragen  von  dem  Vertrauen  der  ganzen  Bürgerschaft.  Er 
machte  Danzig  zu  einer  gesunden,  neuem  Verkehr  Raum 
gebenden  Stadt.  Es  war  eine  Fortentwickelung,  die  seitdem 
nicht  mehr  geruht  hat  und  bis  zum  heutigen  Tage  wurden 
und  werden  die  Aufwendungen  grofser  Mittel  nicht  gescheut, 
um  die  Stadt  den  Anforderungen  gesunder  Städtepolitik  gemäfs 
auszubauen,  sie  zu  verschönen  und  vorausschauend  auch  einer 
künftigen  Entwickelung  von  Handel,  Schiffahrt  und  Industrie 
den  Boden  zu  bereiten. 

Die  letzten  fünf  Jahrzehnte  haben  Danzig  infolge  des 
Baues  der  Schienenwege  eine  gewaltige  Änderung  der  alten 
Grundbedingungen  seines  Handels  gebracht.  Auf  die  damit 
zusammenhängenden  Kämpfe,  die  dem  Handel  zeitweise 
schwere  Wunden  geschlagen  haben,  wird  erst  weiter  unten 
näher  eingegangen  werden. 

Im  grofsen  und  ganzen  zeigt  der  Handelsverkehr  seit 
dem  Jahre  1860  einen  langsamen,  aber  stetigen  Aufschwung. 
Die  Stadt  zählte  1874  89000  Einwohner;  sie  ist  heute,  also 
nach  30  Jahren,  und  nach  einigen  Eingemeindungen  bis  auf 
fast  159000  Einwohner  gewachsen.  Einige  summarische  Zahlen 
geben  ein  Bild  der  Entwickelung  der  Güterbewegung  in  der 
gleichen  Periode. 

Die  gesamte  Güterbewegung  seewärts  — • also  See- Ein- 
um! Ansfuhr  zusammen  — betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre: 

1870/1879  787,000  Tonnen 

1880/1889  1009,000 

1890/1809  1232,000 

1900/1904  1475,000 

In  diesen  letzten  fünf  Jahren  zeigt  lit03  die  höchste,  bis- 
her ermittelte  Ziffer  von  ‘1622  000  Tonnen.  Die  Steigerung 
der  Menge  beträgt  also  87  % seit  1870/79.  Da  gleichzeitig  die 
angeschriebene  Schiffstonnage  nur  um  70  % gestiegen  ist,  er- 
gibt sich  eine  erheblich  bessere  Ausnutzung  der  Tragfähig- 
keit der  Schiffe. 

In  alter  Zeit  waren  zwar  auch  Danzig  und  sein  Handel 
eins,  aber  die  Zeit  der  Sonderpolitik  des  Staats  Danzig  ist 
glücklicherweise  endgiltig  vorüber.  Auch  der  Handel,  wie  jede 
andere  Betätigung  bürgerlichen  Schaffens,  ist  zum  grofsen 
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Teil  abhängig  von  den  gesamten  Staatsverhältnissen,  von  der 
Entwickelung  des  ganzen  Reichs  und  seiner  Politik.  Die 
modernen  technischen  Hilfsmittel,  wie  Eisenbahnen,  Telephon 
und  Telegraph  haben  diese  Wechselbeziehungen  bedeutend 
gesteigert.  Sie  haben  Raum  und  Zeit  in  solchem  Mafse  über- 
wunden, dafs  fast  jede  Bewegung,  selbst  in  den  fernsten 
Teilen  der  Welt,  auch  in  dem  entlegenen  deutschen  Osten, 
fühlbar  nachzittert.  Heute  ist  nicht  mehr  nur  der  Ausfall 
der  Ernte  des  Hinterlandes  und  der  Einschlag  von  Holz  in 
Rufsland,  Polen  und  Galizien  entscheidend  für  den  Danziger 
Handel;  auch  andere,  internationale  Faktoren  sprechen  er- 
heblich mit 

Einige  Beispiele  mögen  diese  Verhältnisse  beleuchten. 

Zunächst  bezüglich  des  Einflusses  der  Ernte:  Es  ist 
natürlich,  dafs  die  Ernte  an  Bodenfrüchten  in  einem  Gebiete, 
das  auf  die  Ausfuhr  landwirtschaftlicher  Produkte  angewiesen 
ist,  eine  grofse  Rolle  spielt,  denn  nur  der  nicht  zur  Ernährung 
des  Laudas  gebrauchte  Überschufs  kann  ausgeführt  werden. 
So  wurden  1(318  1 15  000  Last  Getreide,  dagegen  1655  infolge 
einer  Mifserute  nur  noch  11000  Last  ausgeführt  und  erst 
1770  hob  sich  die  Ziffer  wieder  auf  70  000  Last.  Eine  Ernte 
mit  grofsen  Überschüssen  war  die  des  Jahres  1882,  so  dafs 
Öl!) 000 t*)  Getreide  aus  Danzig  ausgeführt  wurden.  1802  war 
die  Ernte  beispiellos  schlecht,  so  dafs  nur  89  000  t,  also 
230  (KM)  t weniger  exportiert  werden  konnten.  Die  Folgen 
besonders  schlechter  Ernten  machen  sich  bis  in  den  ent- 
ferntesten Winkel  des  Stadtlebens  bemerkbar.  So  waren  z.  B. 
im  Jahre  1892  die  Arbeitsverhältnisse  so  traurig,  dafs  während 
des  ganzen  Winters  nur  durch  das  Eintreten  der  Stadt  und 
der  Bürgerschaft  bitterster  Not  vorgebeugt  werden  konnte. 

Eine  andere  Tatsache,  die  ebenfalls  mit  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  zusammenhängt,  zeigt  sich  z.  B.  bei  der 
Wareneinfuhr:  die  Schwankungen  des  Im|K>rts  von  Reis. 
Plötzlich  erhöhte  Reiseinfuhr,  wie  z.  B.  1881  und  1891  weist 
unmittelbar  auf  eine  schlechte  Kartoffelernte  hin,  da  die  Be- 
völkerung für  den  Ausfall  an  diesem  Nahrungsmittel  in  Reis 
Ersatz  findet. 

*)  t = Tonne  von  10U00  kg. 
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Im  „Faust“  sagt  bei  dem  Osterspaziergange  der  eint* 
Bürger: 

»Nichts  bessere«  weifs  ich  mir  an  Sonn-  und  Feiertagen 
Als  ein  Gespräch  von  Krieg  und  Kriegsgeschrei, 

Wenn  hinten  weit  in  der  Türkei  die  Völker  aufeinanderschlagen : 
Man  steht  am  Fenster,  trinkt,  sein  Gläschen  aus 
Und  sieht  den  Flufs  hinab  die  bunten  Schiffe  gleiten. 

Dann  kehrt  man  abends  froh  nach  Haus’ 

Und  segnet  Fried’  und  Friedenszeiten.“ 

Diese  schönen  Zeiten  sind  vorüber.  Wenn  „hinten  weit 
in  der  Türkei  die  Völker  aufeinanderschlagen“,  ist  das  auch 
in  Danzig  sein-  wohl  zu  merken. 

Zuweilen  ist  die  Wirkung  eine  günstige.  So  hat 
1H54/1855  der  Krim-Krieg  einen  aufserordentlich  fördernden 
Einflufs  auf  den  Danziger  Handel  gehabt.  Der  russisch- 
türkische  Krieg  dagegen,  "24  Jahre  später,  im  Jahre  1878, 
machte  sich  in  umgekeerter  Weise  geltend.  Sowohl  Ausfuhr 
wie  Einfuhr  litten  erheblich.  Der  jetzt  beendete  russisch- 
japanische Krieg,  die  Revolution  in  Rufsland,  die  Verhinderung- 
des  Verkehrs  haben  sich  überaus  fühlbar  gemacht.  Zeitweilig- 
ist der  Bahnverkehr  völlig  zum  Stocken  gebracht.  Leider  ge- 
hört keine  grofse  prophetische  Gabe  dazu,  um  im  voraus  sagen 
zu  können,  dafs  Danzig  erst  im  Jahre  1906  die  Folgen  aller 
dieser  Verhältnisse  in  voller  Schwere  zu  empfinden  haben 
wird.  Aber  noch  von  weiter  her  kommen  die  Fernwirkungen 
auswärtiger  Konflikte.  So  ist  selbst  der  Burenkrieg  nicht  ohne 
deutlich  wahrnehmbaren  Einflufs  geblieben.  Zunächst  in  der 
Steigerung  der  Seefrachten,  weil  sehr  grofse  Mengen  von 
Räumten  dem  Handelsverkehr  entzogen  wurden,  sodann  infolge 
des  Einflusses  des  Krieges  auf  die  gesamte  Geschäftslage 
Englands,  die  eine  Verringerung  von  Danzigs  Holzausfuhr 
zur  Folge  gehabt  hat. 

Zn  diesen  Wirkungen  allgemein  politischer  Art  treten 
dann  direkte  hinzu,  besonders  auf  dem  Gebiet  der  inter- 
nationalen Zollpolitik.  Zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
haben  z.  B.  Malsnahmeii  der  englischen  Zollpolitik,  so  die 
Einfuhrzölle  für  Getreide  und  Holz,  den  Danziger  Handel 
ungünstig  beeinflufst  und  es  liefsen  sich  aus  Danzigs  Handels- 
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gescliichte  unschwer  eine  Menge  Beispiele  dieser  Art  anführen. 
Den  grüfsten  unmittelbaren  Eintlufs  hat  aber  naturgemäfs 
die  oft  unbereehenbare  Zollpolitik  des  grofseu  Nachbarreiches, 
Hufsland,  auf  Danzigs  Handel  ausgeiibt.  Einige  besonders 
charakteristische  Beispiele  werden  dies  beweisen. 

Am  1.  Januar  1877  führte  Rufsland  für  seine  Zölle  die 
Goldzahlung  ein.  So  bedeutete  z.  B.  für  Siedesalz,  einen 
Artikel,  der  für  die  Ausfuhr  von  Danzig  nach  Rufsland 
wichtig  gewesen  ist,  die  Umwandlung  des  solange  in  Papierrubeln 
zahlbaren  Zolles  in  „Goldzoll“  eine  Verteuerung  von  20  Ko- 
peken für  das  Pud.  Dadurch  wurde  «las  fremde  Salz  teurer 
als  das  einheimische  russische  Salz,  was  sofort  in  vermindertem 
Export  bemerkbar  wurde.  War  im  Durchschnitt  der  Jahre 
von  1871/1876  die  Ausfuhr  36  000  t gewesen,  so  fiel  sie 
unmittelbar  darauf  von  1877  1882  auf  durchschnittlich  22  000  t. 

Von  1881  bis  1886  hatte  Danzig  eine  durchschnittliche 
Jalires-Ausfuhr  nach  Rufsland  von  52  000  t Roheisen;  in  den 
sieben  Jahren  von  1887  bis  1893,  nachdem  der  Einfuhrzoll  auf 
Roheisen  von  15  auf  30  Kopeken  erhöht  worden  war,  machte 
sie  mit  rund  14  000 1 nur  noch  den  dritten  Teil  aus.  In- 
zwischen st  die  Ausfuhr  noch  weiter,  auf  durchschnittlich 
10  000  t,  gesunken,  denn  die  Schutzzollpolitik  Rufslands  hat 
die  heimische  Eisenproduktion  so  gesteigert,  dafs  eine  Einfuhr 
von  Roheisen  nur  noch  in  geringem  Mafse  stattfinden  kann. 

Das  eklatanteste  Beispiel  direkter  Wirkung  von  Zöllen 
bietet  aber  die  Baumwolle. 

Im  November  1887  erhöhte  Rufsland  den  Zoll  über  die 
sogenannte  „trockene“  Grenze,  d.  h.  es  wurde  die  indirekte 
Zufuhr  ausländischer  Erzeugnisse  über  Land  mit  höherem 
Zolle  belegt,  als  die  direkte  auf  dem  Seewege  in  die  eigenen 
Seehäfen.  Die  Folge  war,  dafs,  während  noch  im  Jahre  1887 : 
17  000 1 Baumwolle  nach  Rufsland  importiert  wurden,  mit 
dem  nächsten  Jahre,  1888,  der  Import  überhaupt  aufhörte. 
Er  ist  seitdem  überhaupt  verloren  gegangen,  da  Hamburg 
und  Bremen  sich  fast  dieses  gesamten  Handels  bemächtigt 
haben. 

Neben  den  Einflüssen  solcher  internationalen  Verhältnisse 
sind  auch  eine  ganze  Reihe  kultureller  nicht  ohne  Bedeutung 
gewesen,  denn  Danzigs  Handel  war  von  jeher  von  seinem 
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deutschen  und  russischen  Hinterlande  abhängig.  Die  Aas- 
dehnuug  der  Wasserverbindungen  des  gesamten  Weichsel- 
gebietes und  die  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  spielen 
dabei  eine  entscheidende  Rolle.  Das  provinzielle  Bahnnetz 
Westpreufsens  hat  sich  in  erfreulicher  Weise  entwickelt,  denn 
während  in  den  Jahren  1880/1881  nur  33  km  Vollbahnen  auf 
10  000 □ km  entfielen,  war  die  Ziffer  am  1.  April  1904  um  das 
Vierfache,  auf  133  km  gestiegen  und  wenn  die  Schmalspur- 
bahnen noch  hinzugerechnet  werden,  sogar  auf  144  km. 

Die  kulturelle  Entwickelung  des  ganzen  Hinterlandes  ist 
langsam  aufwärts  gestiegen.  Das  Land  ist  heute  dichter  be- 
völkert, nicht  nur  in  Westpreufsen,  auch  in  |Polen  und  im 
südlichen  Rufsland;  die  starke  Vennehrung  der  Garnisonen 
und  das  Wachstum  der  Industrie  spielen  dabei  eine  erhebliche 
Rolle.  Sobald  ein  Land  dichter  bevölkert  ist,  wächst  der 
eigene  Konsum  heimischer  Produkte  erheblich,  während 
der  zur  Ausfuhr  verfügbare  Ueberschufs  an  Rohstoffen  sich 
verringert.  Diese  Bewegung  ist  künstlich  gefördert  worden 
durch  die  extreme  russische  Schutzzollpolitik,  an  der  ja  aller- 
dings auch  Deutschland  es  nicht  hat  fehlen  lassen.  Aber, 
während  die  Ausfuhr  Rufslands  geringer  wurde,  wurde  durch 
die  bedeutend  entwickelte  Industrie  des  Landes  (in  erster 
Linie  in  dem  Zentrum  der  polnischen  Baumwollindustrie,  in 
Lodz)  befruchtend  auf  die  Einfuhr  von  Roh-  und  Hilfs-Stoffen 
gewirkt. 

Es  ist  begreiflich,  dafs  Rufsland  versucht  hat  — und  das 
ist  ein  Bestreben,  das  sich  in  Deutschland  ebenso  geltend 
macht  — den  Import  wie  den  Export  in  erster  Linie  über 
seine  eigenen  Seehäfen  zu  leiten.  Aber  es  hat  dies  nur  inner- 
halb gewisser  Grenzen  durchführen  können.  Hat  man  doch 
in  Rufsland  den  Wert  der  preufsischen  Häfen  auch  als  Aus- 
fuhrhäfen Rufslands  immer  besser  zu  schätzen  gelernt. 

Die  schwierigen  Verhältnisse  in  den  handelspolitischen 
Beziehungen  zwischen  Rufslaud  und  Deutschland  hatten  sich 
bekanntlich  so  zugespitzt,  dafs  sie  im  Jahre  1893  zu  dem  für 
Danzigs  Handel  verhängnisvollsten  Ereignisse  der  letzten 
dreifsig  Jahre  geführt  haben,  zu  dem  Zollkriege. 

Da  kam  1894  die  Erlösung  von  schweren  Kämpfen  durch 
die  neuen  Handelsverträge,  die  wie  für  den  Osten,  für  das 
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ganze  Reich  sich  segensreich  erwiesen  haben.  Die  Verträge 
erhielten  — und  das  ist  wichtig  für  Danzigs  Handel  geworden 
— die  seit  1879  bewährten  Bestimmungen  über  die  Behand- 
lung von  Getreide  und  Holz  in  Privat-Transitlägern.  Dadurch 
sind  diese  wichtigen  Handelszweige  für  die  Ostseehäfen, 
Danzig,  Königsberg  und  Memel,  die  vielfach  unter  ähnlichen 
Verhältnissen  arbeiten,  erhalten  geblieben. 

Der  russische  Handelsvertrag  ist  ferner  durch  seinen  viel 
gerühmten  und  viel  angefochtenen  Art.  19  — der  die  Eisen- 
bahntarife regelt  — und  durch  die  Aufhebung  des  Identitäts- 
Nachweises  für  Getreide  besonders  wichtig  für  die  Entwicke- 
lung des  gesamten  östlichen  Handels  und  so  auch  Danzigs 
geworden.  Erst  seit  1894  hat  eine  stetige  Entwickelung  statt- 
finden können. 

Die  statistischen  Ziffern  erweisen  mit  überraschender 
Schärfe  den  Einfhxfs  all  dieser  verkehrsfördernden  Momente, 
die  am  meisten  bei  der  Seeeinfuhr  zu  Tage  treten. 

Die  gesamte  Ausfuhr  seewärts  betrug  im  Jahres- 
durchschnitte der  Jahre: 

1883/92  547  000  Tonnen  mit  83,43  Millionen  Mark  Wert 

1893/99  628  000  - - 100,2 

1900/04  652  000  - - 95  - - - 

In  der  letzten  fünfjährigen  Periode  waren  die  Schwan- 
kungen zwischen  548  000  und  765  000  Tonnen;  das  Jahr  1904 
mit  574  000  Tonnen  und  89  Millionen  Mark  Wert  war  erheb- 
lich unter  dem  Durchschnitt  dieser  Periode. 

Im  Durchschnitte  der  letzten  fünf  Jahre  gegen  die  zehn 
Jahre  von  1883/02  ist  also  die  Zunahme  der  Ausfuhr: 

der  Menge:  105  000  Tonnen  = 19,5  % 
des  Werts:  12  Millionen  Mark  = 14,5  % 

Die  geringere  Vermehrung  des  Werts  dürfte  in  Preisver- 
schiebungen zu  suchen  sein. 

Die  Einfuhr  seewärts  zeigte  folgendes  Bild: 
im  Durchschnitt  der  Jahre: 

1883/1893  484  000  Tonnen  mit  60  Millionen  Mark  Wert 

1894/1898  709  000  - - 90 

1899/1904  803  000  - - 114 
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so  dafs  die  Einfuhr  in  dem  Jahrfünft  unmittelbar  nach  1894 
um  ‘-'25  000  Tonnen  = 46  % der  Menge 
und  um  30  Mill.  Mk.  = 50  % des  Werts 
gestiegen  ist,  also  viel  stärker  als  die  Seeausfuhr. 

An  der  Einfuhr  der  Jahre  1899/1904  war: 

der  Eigenhandel  mit  501  000  Tonnen 
die  Spedition  - 302  000 

beteiligt,  das  Verhältnis  war  also  5:3.  Es  hat  eben  auch 
hier,  wie  in  allen  grofsen  Seeplätzen:  Hamburg,  Bremen, 
Rotterdam,  Antwerpen,  London  usw.  die  Spedition,  d.  h.  die 
Einfuhr  für  fremde  Rechnung,  wachsende  Bedeutung  neben 
dem  Eigenhandel  erlangt.  Die  grofse  Zunahme  des  Speditions- 
Verkehrs  bedingt  eine  Zunahme  der  Einfuhr  überhaupt.  Der 
Menge  nach  wurde  im  Durchschnitt  der  Jahre  1861/70  drei- 
mal so  viel  ausgeführt  als  eingeführt.  Allmählich  hat  sich 
dieses  Verhältnis  so  geändert,  dafs  im  Durchschnitt  von 
1900/04  umgekehrt  1'/,  mal  mehr  ein-  als  ausgeführt  worden 
ist.  Dieser  Wandel  bringt  aber,  wie  bereits  erwähnt,  einen 
wichtigen  Vorteil  für  die  gesamte  Schiffahrt.  Sobald  Einfuhr 
und  Ausfuhr  sich  in  gleichem  Mafse  steigern,  wird  «las  Leer- 
fahren von  Schiffsraum  sich  vermindern  und  es  erfolgt  eine 
erheblich  bessere  Ausnutzung  der  Tonnage.  Hierdurch  wieder 
wird  die  Bewegung  der  Frachtsätze  günstig  beeintlufst  und 
der  Handelsplatz  wird  in  erhöhtem  Mafse  konkurrenzfähig. 

Danzigs  Stellung  war  in  handelsgeographisctier  Beziehung 
gesichert,  so  lange  es  ohne  Wettbewerb  nur  durch  seine 
glänzende  Lage  am  Austlufs  des  grofsen  Weichselstroms,  der 
natürliche  Ausfuhrhafen  des  preufsischen  und  des  ganzen 
grofsen  rufsischen  und  galizischeu  Hinterlandes  war. 

Diese  Stellung  wurde  durch  die  ersten  Eisenbahnen 
Preufsens  und  zwar  zunächst  zu  Ungunsten  Danzigs  verändert. 
Deshalb  wird  ein  künftiger  Geschichtsschreiber  die  neue 
Periode  von  Danzigs  Handelsgeschichte  etwa  vom  Jahre  1846 
datieren,  in  dem  die  Eisenbahn  von  Hamburg  uach  Berlin 
eröffnet  wurde.  Man  hört  vielfach  die  Behauptung,  die  un- 
günstige Entwickelung  von  Danzigs  Handel  sei  die  Folge  des 
Uebergangs  der  Segel-  zur  Dampfschiffahrt.  Nur  innerhalb 
sehr  enger  Grenzen  kann  man  diese  Auffassung  als  richtig 
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gelten  lassen,  denn  im  ganzen  hat  dieser  Umschwung  ver- 
kehrshebeud  gewirkt,  wenn  er  auch  die  Interessen  weiter 
Kreise  zuerst  schwer  getroffen  hat.  Als  „ Axiom“  aber 
mul»  man  diese  Anschauung  als  unrichtig  bezeichnen, 
denn,  was  hier  den  Umschwung  erzeugte,  war  vielmehr, 
dafs  eine  natürlich  günstige  geographische  Lage  durch  die 
Entwickelung  der  Eisenbahn-Technik  und  durch  Mafsnahmen 
des  Staates,  die  damit  zusammenhingen,  also  künstlich  zu 
einer  ungünstigen  umgewandelt  wurde.  So  paradox  das 
klingt:  seit  dem  Jahre  1846  hat  Danzig  sich  erst  eine 
neue  geographische  Stellung  erobern  müssen.  Das  war 
jahrzehntelang  ein  schweres  Hingen  und  nur  durch  beharr- 
liche Arbeit,  nur  durch  zähe,  zielbewufste  Tätigkeit  ist  all- 
mählich Erfolg  erzielt  worden.  Seit  ungefähr  30  Jahren  hat 
auch  der  Staat  seine  früheren  Unterlassungen  gesühnt  und  mit 
Bewufstsein  mitgeholfen,  um  Danzig  vorwärts  zu  helfen. 
Dafs  diese  zähe  und  zielbewufste  Tätigkeit  allmählich  zu  Er- 
folgen geführt  hat,  beweisen  bereits  einige  der  angeführten 
Ziffern.  Man  gewinnt  Verständnis  für  diese  Lage  Danzigs, 
wenn  man  sich  des  Umschwunges  erinnert,  den  im  sechzehnten 
Jahrhundert  die  Handelsbeziehungen  Nürnbergs  und  Augs- 
burgs erlitten.  Bevor  der  Seeweg  nach  Ostindien  entdeckt 
war,  waren  Nürnberg  und  Augsburg  die  natürlichen  Mittel- 
punkte für  den  orientalischen  Handel  nach  Norden  und  nach 
Westen.  Als  jedoch  der  neue  Seeweg  die  Güter  Asiens  nicht 
mehr  nach  Venedig,  Genua  usw.,  sondern  nach  Amsterdam 
und  Rotterdam  führte,  war  für  Nürnberg  und  Augsburg  die 
Blüte  kurz  abgeschitten ; auch  dort,  weil  ein  neuer  Weg  den 
alten,  durch  Jahrhunderte  erprobten,  ersetzte. 

II. 

Die  Weichsel. 

Der  Weichselstrom,  bekannt  als  einer  der  schwierigsten 
Ströme  des  Kontinents,  ist,  soweit  Danzigs  Geschichte  reicht, 
«lie  Hauptader  seines  Verkehrs  gewesen.  Auf  ihm  sind  Jahr- 
hunderte lang  Millionen  von  Lasten  der  Erzeugnisse  eines 
reichen  Hinterlandes  herabgeschwommen.  Aber  er  hat  eben- 
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so  seit  Jahrhunderten  seinen  Anwohnern  und  Benutzern 
schwere  Sorgen  bereitet.  Sei  es,  dafs  er  bei  Hochwasser  und 
im  Eisgänge  schwere  Überschwemmungsgefahren  brachte,  sei 
es,  dafs  er  durch  Trockenheit  verkehrshemmeml  wirkte.  Erst 
seit  1840  sind  die  Sorgen  für  die  Gefährdung  der  Stadt  Danzig 
unmittelbar  verringert  worden,  nachdem  sie  noch  1829  von 
einer  überaus  schweren  Überschwemmung  heimgesucht  war. 

Im  Jahre  1840  brach  sich  der  Strom,  infolge  einer  Eis- 
stopfung beim  Eisgänge,  eine  neue  Mündung  bei  Neufahr, 
etwa  9 km  oberhalb  Danzigs.  Der  nach  Danzig  gehende  alte 
Arm  wurde  durch  die  Plehnendorfer  Schleuse  abgesperrt  und 
ist  seitdem  als  sogenannte  „tote  Weichsel“  dem  Eisgänge  und 
seinen  Gefahren  entzogen.  Im  Jahre  1895  ist  dem  Strome 
noch  weiter  östlich  bei  Siedlersfahre  eine  neue  Mündung  ge- 
geben, um  seinen  Lauf  zu  begradigen  und  die  Eismassen 
schneller  zur  See  abzuführen.  Abermals  ist  eine  für  Schiffs- 
und Flofs-Verkehr  besonders  eingerichtete  Schleuse  bei  Einlage 
eingebaut;  gewaltige  Dämme  decken  beide  Ufer  des  Stroms 
weit  stromaufwärts,  so  dafs  nach  menschlicher  Voraussicht 
Danzig  und  seine  Umgebung  für  alle  Zeiten  gegen  die  Tücke 
des  Stromes  geschützt  sind. 

Danzigs  Handel  kann  aber  hierdurch  allein  nicht  ge- 
sichert werden.  I'reufsen  hat  allerdings  die  Weichsel  in 
ihrem  Laufe  innerhalb  des  Staatsgebiets  reguliert.  Aber 
diese  Regulierung  kann  nicht  ganz  den  gewollten  Nutzen 
schaffen,  weil  der  in  Österreich  und  Rufsland  ungeregelt  da- 
hinfliefsende  Strom  seine  gewaltigen  Massen  an  Sinkstoffen 
immer  weiter  und  ungehindert  dem  regulierten  Strome  zu- 
führt. Man  braucht  nur  an  der  preufsischen  Grenze  bei 
Sehilno  einen  Blick  auf  die  russische  Weichsel  zu  werfen, 
um  sich  zu  fragen,  wie  bei  diesen  Sandbänken,  die  fast  die 
ganze  Strombreite  füllen,  überhaupt  noch  ein  Stromverkehr 
stattfinden  kann. 

Die  Verwahrlosung  der  nichtdeutschen  Teile  der  Weichsel 
ist,  soweit  sich  dies  aus  öffentlichen  Urkunden  nachweiseil 
lälst,  seit  sechzig  Jahren  — erst  seit  1847  gibt  die  Korporation 
der  Kaufmannschaft  regelmäfsig  Jahresberichte  heraus  — 
ein  Gegenstand  ständiger  Klage  der  Kaufmannschaft.  Kaum 
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«in  Bericht  oline  sie.  Insbesondere  seit  1860  wird  dauernd 
auf  Regulierung  hingedrängt  und  in  dem  Jahresberichte  von 
1874  heilst  es  ganz  resigniert: 

„Die  Weichsel  in  dem  ungeregelten,  verwilderten 
Zustande,  in  dem  sie  sich  seither  befindet,  ist  kein 
Verkehrsweg,  welcher  der  neuen  übermächtigen  Eisen- 
bahn Konkurrenz  bieten  kann“. 

1875  wird  dann  endlich  seitens  der  Staatsbehörde  mit- 
geteilt, dafs  im  Juni  zur  Besprechung  einer  internationalen 
Regelung  eine  Konferenz  von  Technikern  Rufslands,  Öster- 
reichs und  Preufsens  in  Warschau  stattfinden  solle.  Dabei 
ist  es  geblieben  und  bis  zum  heutigen  Tage  ist  in  Rufsland 
anscheinend  garnichts,  in  Österreich  wenig  geschehen.  Es  ist 
dringend  zu  wünschen,  dafs  endlich  durch  Verhandlungen 
zwischen  den  drei  Staaten  statt  Versprechungen  Taten  gezei- 
tigt werden. 

Natürlich  sind  diese  schlechten  Stromverhältnisse  ein 
unmittelbarer  Schaden  für  die  Zufuhr.  Die  Holztlöfserei, 
das  älteste  Ilandelsgewerbe,  leidet  ebenso,  wie  der  Schiffs- 
verkehr. Die  Erfahrung  lehrt,  dafs  überall  wo  Eisenbahnen 
mit  einem  Wasserwege  konkurrieren,  die  höher  bewerteten 
Güter  vorzugsweise  mit  der  Eisenbahn  verladen  werden,  und 
dafs  überall,  wo  eine  natürliche  Wasserstrafse  vorhanden 
oder  eine  künstliche  geschaffen  ist,  die  Massengüter,  als 
Kohlen,  Eisen,  Salz  und  zum  Teil  auch  Getreide  und  Zucker, 
Harz  etc.  möglichst  den  billigeren  Wasserweg  aufsuchen,  soweit 
er  leistungsfähig  ist.  Wie  aber  die  schlechten  Verhältnisse  der 
Weichsel  auf  die  Schiffahrt  wirken,  das  sollen  wiederum  einige 
Ziff  ern  sagen.  In  den  letzten  fünf  Jahren,  1900/1904,  war  der 
Schiffahrtsverkehr  durchschnittlich  der  folgende: 

Zu  Berg: 

2106  Personendampfer  I Tragfähigkeit:  86  270  Tons 

476  Schleppdampfer  Verfrachtete  Güter:  53  850 
979  Güterdampfer  I mithin  Ausnutzung:  62,5  % 

3561  Dampfer 

2609  Segelschiffe:  Tragfähigkeit:  314  035  Tons 

Verfrachtete  Güter:  186  730 
mithin  Ausnutzung:  59,5  % 
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Zu  Tal: 

*2101  Personendampfer  1 Tragfähigkeit:  86  383  Tons 

443  Schleppdampfer  Verfrachtete  Güter:  255  40 
970  Gütendampfer  | mithin  Ausnutzung:  30  % 

3514  Dampfer 

2618  Segelschiffe:  Tragfähigkeit:  309  027  Tons 

Verfrachtete  Güter:  168  7P0 
mithin  Ausnutzung:  54,5  % 

Natürlich  wechseln  die  Zittern  der  Ausnutzung  je  nach 
Jahreszeit  und  Wasserstand.  Auch  treten  Perioden  auf,  in 
denen  die  verfügbare  Gütermenge  nicht  ausreichend  grofs 
ist.  An  dem  Gesamtbilde  ändert  es  aber  nicht,  dafs  die 
schlechte  Wasserstrafse  die  volle  Beladung  von  Fahrzeugen 
fast  dauernd  unmöglich  macht.  Darunter  leidet  wie  der 
Handel,  auch  die  Schiffahrt  treibende  Bevölkerung,  die  seit 
Jahren  in  kümmerlichster  Weise  um  ihren  Bestand  kämpft. 

Es  kann  nur  wiederholt  werden,  dafs  diese  Zustände  un- 
erträglich sind. 

An  sich  bietet  der  Stromverkehr  auch  heute  noch  gute 
Aussichten  der  Entwickelung.  Denn  es  ist  ein  sehr  grofses 
Gebiet,  das  in  der  Weichsel  seinen  natürlichen  Wasserweg 
besitzt. 

Im  Jahre  1855  wurde  der  sogenannte  „Muchawetz“-Kanal 
bei  Pinsk  eröffnet,  der  den  Bug  mit  dem  Pripet,  dem  gröfsten 
Nebenflüsse  des  Dnjepr  verbindet.  Seitdem  ist  also  dem 
eigentlichen  Stromgebiete  der  Weichsel  das  ganze  Strom- 
gebiet des  Dnjepr  an  geschlossen.  Gerade  dessen  Nebenflüsse, 
der  Teterew,  Slutscli,  Styr,  Horyn,  Pripet  usw.  führen  durch 
holzreiche,  noch  wenig  erschlossene  Gebiete.  Würden  alle 
diese  Flüsse,  die  heute  meist  trockene,  nur  im  Frühjahr  be- 
nutzbare Rinnsale  sind,  in  guten  Stand  gebracht,  so  würde 
der  Verkehr  erheblich  wachsen. 

Dafs  man  in  Danzig  seine  Blicke  schon  frühzeitig  auf 
noch  gröfsere  Pläne  gerichtet  hat,  geht  daraus  hervor,  dafs 
schon  1848  das  „Handelsamt“  (jetzt  Handelsministerium)  in 
Berlin  von  den  Ältesten  der  Kaufmannschaft  angegangen 
wurde,  auf  eine  Kanal  - Verbindung  des  Nebenflusses  der 
Weichsel,  des  San,  mit  dem  Dnjestr  hinzuwirken.  Fis  wurde 
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die  Erfüllung;  dieses  Wunsches  auch  „als  nicht  unmöglich“ 
bezeichnet.  „Die  österreichische  Regierung  hat  die  Nützlich- 
keit und  Ausführbarkeit  anerkannt;  Pläne  werden  schon 
längere  Zeit  erörtert;  die  Ausführung  sei  beschlossen,  auch 
die  Nivellierung  bereits  bewirkt.  Nur  müsse  der  San  selbst 
erst  reguliert  werden  und  das  sei  sehr  zeitraubend“.  So 
die  Antwort  des  Ministers.  „Sehr  zeitraubend“  allerdings. 
Bis  heute,  nach  57  Jahren,  ist  die  Sache  auf  demselben  Stande 
geblieben.  Die  Idee  eines  Wasserweges  Schwarzes  Meer — 
Ostsee  ist  also  nicht  neu,  sie  ist  aber  bisher  ihrer  Verwirk- 
lichung nicht  näher  geführt,  soweit  deutsches  Gebiet  mit  in 
Frage  kommt. 

In  gröfserer  Nähe  Danzigs  ist  das  Zutlufsgebiet  der 
Weichsel  1861  durch  den  Oberländischen  Kanal  erweitert 
worden.  Sofort  nach  seiner  Eröffnung  kamen  6000  T.  Getreide 
nach  Elbing,  6000  T.  nach  Danzig,  aus  Gegenden,  die  bis  da- 
hin dem  Verkehr  verschlossen  waren.  Das  weitverzweigte 
Delta  der  Weichselmündungen  bringt  Danzig  in  lebhaften 
Verkehr  mit  den  gesamten,  sehr  fruchtbaren  und  wohlhaben- 
den Weichsel-Niederungen  und  durch  den  Weichsel-Haffkanal 
mit  dem  Frischen  Haff  und  Königsberg. 


m. 

Der  Hafen. 

Danzig  und  seine  topographische  Lage  bietet  viel  des 
Interessanten  und  die  Entwickelung  der  Verkehrsanlagen  der 
Stadt  und  des  städtischen  Flufsgebiets  geben  ein  Stück  Dan- 
ziger  Geschichte.  Das  Jahr  1840  bildet  durch  den  schon  er- 
wähnten Durchbruch  der  Weichsel  bei  Neufähr  insofern  einen 
gewissen  Merkstein,  als  durch  die  Einlegung  der  Plelmen- 
dorfer  Schleuse  das  Gebiet  des  der  königlichen  Hafenpolizei 
unterstellten  Hafens  Danzigs  um  etwa  7 km  erweitert  wurde 
und  sich  auf  eine  Länge  von  rund  14  km  erstreckte. 

Am  Schlüsse  des  Heftes  befindet  sich  eine  Karte  des 
Danziger  Hafens  mit  allen  seinen  Verkehrsverbindungen,  die, 
in  Umrissen  hergestellt,  besser,  als  es  die  Beschreibung  ver- 
mag, ein  Bild  der  gesamten  Lage  gibt. 
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Danzig  selbst  liegt  zu  beiden  Seiten  des  Mottlauflusses, 
eines  Nebenflusses  der  Weichsel  und  erstreckt  sich  von  dem 
Punkte,  an  dem  die  Mottlau  als  schiffbarer  Strom  in  das 
Stadtgebiet  eintritt,  bis  zur  Einmündung  in  die  Weichsel,  am 
ehemaligen  sogenannten  „polnischen  Ilaken“.  Die  Mottlau 
umtliefst  die  „Speicherinsel“,  die  einstige  Kornkammer  Danzigs, 
die  bei  allen  Belagerungen  der  Zielpunkt  der  grofsen  Brand- 
geschosse war.  Hier  spielte  sich  Jahrhunderte  lang  der 
eigentliche  llafenverkehr  ab;  denn  die  flachgehenden,  mäfsi«- 
grolsen  Schiffe  der  alten  Zeit  mufsten  zur  Stadt  herauf- 
kommen,  um  zu  löschen  und  zu  laden,  und  um  Schutz  gegen 
die  Unbill  des  Stromes  zu  finden. 

Die  Hauptstrafseu  Danzigs  munden  rechtwinklig  auf  den 
l'lul's  und  sind  wehrhaft  durch  Tore  abgeschlossen.  So  bot 
die  Stadt  von  altersher  ein  Bild  von  eigenartigem  Reiz,  da  die 
Hauptstrafseu  fast  durchweg  durch  zwei  Tore,  eines  nach  der 
Land-,  eines  nach  der  Wasser  - Seite  abgeschlossen  waren. 
Die  meisten  Binheutore  haben  dem  Verhehrsbediirfnis.se 
weichen  müssen.  Die  Wassertore  aber  sind  noch  in  alter  Art 
erhalten  geblieben  und  eines  davon,  in  seiner  korrumpierten 
Form  „Kuhtor“  genannt,  erinnert  in  seinen  Normen  an  die 
alte  Form  der  Schiffe,  die  „Koggen“;  es  liiefs  früher  .Koggen- 
tor“. Diese  Geschlossenheit  des  Strafsenbildes  besitzt  keine 
andere  Stadt  und  wird  der  Nachwelt  erhalten  bleiben,  da 
der  Sinn  für  die  Bedeutung  dieser  Reste  alter  Vergangenheit 
kräftig  erstarkt  ist.  Das  eben  erwähnte  „Kuhtor“,  das  für 
den  gewachsenen  Verkehr  zu  enge  geworden- war,  durfte  erst 
niedergelegt  werden,  als  der  Neubau  in  alter  Art,  wenn  auch 
in  gröfseren  Abmessungen,  durch  die  städtische  Verwaltung 
gesichert  war. 

Im  Laufe  der  Jahre,  insbesondere  seit  Eisenbahn  und 
Dampfsehiflahrt  die  Ansprüche  an  eine  leistungsfähige  Wasser- 
straße, an  umfassendere  Lagerräume  und  an  Schnelligkeit 
der  Expedition  gesteigert  haben,  ist  der  Verkehr  aus  dein 
Zentrum  der  Stadt  immer  mehr  hinausgedrängt  worden.  Die 
Speicherstadt  ist  zum  grofsen  Teile  Wohnstadt  geworden.  Und 
so  spielt  sich  heute  der  Schiffsverkehr  auf  der  langen  Strecke 
von  der  Stadt  bis  zu  den  Molen  bei  Neufahrwasser  ab.  Der 
inneren  Stadt  ist  der  grüfste  Teil  des  Marenhandels  ver- 
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blieben,  da  sich  liier  die  Packhofs-  und  Zollniederlagen  be- 
iinden.  Ebenso  ist  der  gröfste  Teil  des  Getreideverkehrs  der 
alten  Speicherinsel  erhalten,  der  Holzhandel,  Zucker-  und 
Speditionsverkehr  dagegen  sind  fast  ganz  stromab  gewandert. 
Umsäumt  sind  die  Ufer  der  Mottlau  und  der  Weichsel  von 
Anlagen  des  Handels  und  der  Industrie.  Dampfer,  Eisen- 
bahnen und  Strafsenbahn  vermitteln  den  regen  Verkehr. 

Die  llauptmündung  der  Weichsel  war  bis  vor  etwa  220 
Jahren  bei  Weichselmünde,  sie  lag  etwas  unterhalb  der  noch 
heute  stehenden  Festung,  ln  den  letzten  Jahrzehnten  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  versandete  dieser  Weg  immer  mehr 
und  schuf  durch  Anlanduug  der  Sandmassen,  die  der  grofse 
Strom  dauernd  aus  dem  Oberlaufe  mit  herabführt,  die  soge- 
nannte Westerplatte,  die  inzwischen  ein  beliebter  Bade-  und 
Wohnort  geworden  ist.  Zwischen  ihr  und  dem  Hafenorte 
Xeufahrwasser  war  eine  zweite  enge  Ausmündung  der  Weichsel, 
die  in  weitem  Bogen  zur  See  führte.  Sie  nahm  allmählich 
den  Seeverkehr  auf  und  ist  seit  etwa  1724  schon  regelmäfsig 
benutzt  worden.  Das  alte  Weichselmünde  liegt  heute  etwa 
1,5  km  oberhalb  der  alten  Ausmündung,  die  heute  vollkommen 
versandet  ist. 

Um  den  „Hafenkanal“,  wie  die  Hauptausmündung  jetzt 
heilst,  modernen  Ansprüchen  entsprechend  auszugestalten,  hat 
es  immer  neuer,  zum  Teil  sehr  kostspieliger  Bauten  bedurft. 
Die  erste  Erweiterung  und  Vertiefung  ist  1848  dem  Verkehr 
übergeben,  nachdem  der  Hafenkanal  durch  Arbeiten,  die  1840 
begonnen  hatten,  auf  15  Fufs  Wassertiefe  (bei  mittlerem 
Wasserstande)  gebracht  war.  Gleichzeitig  wurde  die  Weichsel- 
strecke zwischen  der  Einmündung  der  Mottlau  und  Xeufahr- 
wasser, die  bis  dahin  aller  brauchbaren  Anlagen  entbehrte, 
mit  öffentlichen  Lösch-  und  Ladeplätzen  versehen. 

Die  Hafenverhältnisse  Danzigs  waren  in  jener  Zeit  sehr 
schwierig. 

Noch  1835  bis  18:57  mufsten  alle  Schiffe,  die  mehr  als 
12  bis  13  Fufs  Tiefgang  hatten  (bei  Niedrigwasser  sogar  bei 
11  bis  12  Fufs)  auf  der  ungeschützten  lleede  bis  auf  11  Fufs 
ableichtern.  Und  ebenso  mufsten  ausgehende  Schifte,  die  bei 
voller  Ladung  oft  18  bis  20  Fuls  tief  gingen,  auf  der  Reede 
vollladen.  So  haben  in  den  Jahren  1822  bis  183(5  nicht 
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weniger  als  1104  Schiffe  auf  der  Reede  gelöscht  und  geladen. 
Eine  gefährliche  Arbeit,  daher  sind  in  dieser  Zeit  nicht 
weniger  als  '24  Seeschiffe  und  5 Leichter  dort  gescheitert. 
1835  hatte  die  Mottlau  an  ihrer  Mündung  in  die  Weichsel 
nur  10  Fufs  und  zwischen  den  Speichern  der  Stadt  gar  nur 
8 Fufs  Tiefe. 

Diese  Verhältnisse  nuifsten  durchgreifend  geändert  werden, 
sollte  der  Hafen  überhaupt  dein  modernen  Verkehr  dienen 
können.  Es  geschah  langsam  und  der  Umstand,  dafs  die 
Kaiserliche  Marine  ihre  Danziger  Werft  immer  weiter  aus- 
baute und  deshalb  immer  tieferes  Fahrwasser  brauchte,  hat 
den  guten  Einllufs  geübt,  dafs  die  Weichsel  allmählich  auf 
8 Meter,  die  Mottlau  auf  4,30  Meter  Tiefe  gebracht  ist,  so 
dafs  heute  selbst  grofse  moderne  Dampfer  bis  zu  etwa  8(HJ0 1 
Tragfähigkeit  mindestens  an  den  Molen  innerhalb  des  Hafens 
vollbeladen  liegen  können. 

In  der  inneren  Stadt  ist  der  Vertiefung  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Fundamente  der  anliegenden  Häuser  und  Fa- 
briken eine  Grenze  gezogen. 

Im  Jahre  1903  ist  der  von  der  Stadt  Danzig  mit  Staats- 
hilfe erbaute  Kaiserhafen  durch  Seine  Majestät  den  Kaiser 
dem  Verkehr  übergeben  worden.  Der  Kanal  ist  an  seiner 
Ausgangstelle  200  Meter,  an  seiner  Endmündung  oberhalb 
Weichselmünde  140  Meter  breit,  und  bewirkt  eine  Verkürzung 
und  Gradelegung  des  Weges  von  Danzig  nach  Neufahrwasser, 
bietet  bequeme  Gelegenheit  zur  Abfertigung  grofser  Schiffe 
und  erschliefst.  grofse  Strecken  städtischen  Landes  auf  dem 
rechten  Weichselufer  dem  Verkehr.  Bisher  war  ausschliefs- 
licli  das  linke  Ufer  der  Weichsel  dem  Seeverkehr  zugänglich. 
Der  Kaiserhafen  stellt  eine  wichtige  Erweiterung  der  llafen- 
aulagen  vor,  es  wird  aber  erst  einer  allmählichen  Anpassung 
bedürfen,  bis  er  voll  verwendet  werden  wird. 

Die  Schnelligkeit,  mit  der  heute  der  Umschlagsverkehr 
bewirkt  werden  mufs,  hat  die  Anlagen  in  der  Stadt  unzu- 
reichend erscheinen  lassen.  Es  wurde  besonders  wichtig, 
Mafsregeln  zu  ergreifen,  um  dem  zunehmenden  Eisenbahn- 
verkehr gerecht  zu  werden.  In  der  älteren  Zeit  brachten  vor- 
nehmlich Flufsfahrzeuge  das  Getreide  des  Hinterlandes  nach 
Danzig;  die  Kähne  konnten  bis  an  die  Speicher  auf  der 
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Speicherinsel  heranschwimmen  und  ihre  Entlöschung  fand 
durch  Menschenkraft  statt.  Die  Zunft  der  „Sackträger“  war 
eine  typische  Erscheinung  Danzigs.  In  dem  Malse  als  die 
Eisenbahn  die  Zuführung  der  Ware  übernahm,  als  also  eine 
grofse  Zahl  einzelner  Waggons  die  Menge  heranschafften,  die 
früher  ein  einziges  Wasserfahrzeug  enthielt,  mufste  für  schnelle 
Heranführung  und  ebenso  schnelle  Entladung  und  Beseitigung 
der  Wagen  gesorgt  werden.  Die  engen  Strafseil  der  Speicher- 
insel erschwerten  die  einzig  mögliche  Abhilfe,  die  Heran- 
führung der  Waggons  auf  einem  direkten  Schienenstrange  zu 
den  Speichern.  Bis  diese  Einrichtung  getroffen  war,  erfolgte 
die  Entlöschung  der  Waggons  auf  dem  Güterbahnhofe  durch 
Fuhrwerke.  Es  hat  eines  fast  zwanzigjährigen  Bemühens  der 
Kaufmannschaft  bedurft,  bis  ihr  die  Anlage  einer  eigenen 
Speicherbahn  gestattet  wurde.  Sie  wurde  schliefslich  für 
eigene  Rechnung  der  Korporation  der  Kaufmannschaft  erbaut 
und  am  17.  September  1884  eröffnet.  Sie  hat  sich  in  den 
seither  abgelaufenen  zwanzig  Jahren  durchaus  bewährt  und 
ihr  Anlagekapital  getilgt. 

1866  war  bereits  der  Hafen  Neufahrwasser  durch  die 
Eisenbahn  mit  Danzig  verbunden  und  1889  wurde,  wiederum 
erst  nach  fünfzehnjährigen  Bemühungen  der  Kaufmannschaft, 
eine  zweite  Eisenbahn,  „die  Weichseluferbahn“,  parallel  dem 
Ufer  geführt,  um  den  im  unteren  Teil  der  toten  Weichsel 
belegenen  Fabriken  und  Handelsanlagen  Anschlufs  an  den 
Bahnverkehr  zu  ermöglichen,  aber  auch,  um  am  „Weichsel- 
bahnhof“ erleichterten  Umschlagsverkehr  zwischen  Seeschiff 
und  Eisenbahn  herzustellen.  Diese  beiden  Bahnen  sind  1899 
bei  Neufahrwasser  durch  eine  Schleife  mit  einander  ver- 
bunden und  bilden  jetzt  eine  durchaus  leistungsfähige  Eiseu- 
strafse.  Ebenfalls  1899  wurde  in  Neufahrwasser  ein  dort 
früher  angelegtes  Hafenbassin  zum  „Freibezirk“  umgewandelt, 
in  dem  nun,  unterstützt  durch  gute  Lösch-  und  Ladevorrich- 
tungen, eine  moderne,  schnelle  Abwickelung  des  Schiffs- 
verkehrs bei  Tag  und  bei  Nacht  stattlinden  kann. 

Schliefslich  wurde  im  Dezember  1905,  noch  die  soge- 
nannte „Holmbalm“  dem  Verkehr  übergeben,  die  die  öst- 
lichen Gebiete  der  Stadt  und  der  umliegenden  Ortschaften  der 
Eisenbahn  erschliefsen  und  den  Verkehr  mit  dem  bereits  ge- 
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nannten,  neu  erbauten  Kaiserbaten,  sowie  mit  den  industriellen 
Anlagen  auf  dein  llolm,  (einer  Insel  in  der  Weichsel),  ver- 
mitteln soll.  Diese  Güterbahnlinie  ist  vom  Staate  erbaut, 
doch  haben  die  Stadt  Danzig  und  die  Kaufmannschaft  für 
die  ersten  Jahre  die  Garantie  für  einen  gewissen  Mindest- 
verkehr übernehmen  müssen. 

Ein  natürliches,  winterliches  Verkehrs-Hindernis  des  nörd- 
lichen Klimas,  das  Eis,  ist  dadurch  unschädlich  gemacht,  dafs 
die  Kaufmannschaft  — seit  188!)  durch  besonderen  Vertrag 
geregelt  — während  der  Eisperiode  eine  Stromrinne  durch  Eis- 
brecher offen  erhält,  um  auch  während  des  Winters  den  Hafeu 
offen  zu  erhalten.  Die  Kosten  dafür  werden  durch  eine  „Eis- 
taxe“, eine  Abgabe  der  Interessenten,  gedeckt. 

Eine  besondere  Rolle  spielt  der  Holzhandel  im  Haien 
Danzigs.  Er  erfordert  ausgedehnte  Lagerflächen  und  so  sind 
die  Ufer  des  Stroms  bis  zur  Dalbenreihe,  die  den  eigent- 
lichen Schiffsweg  begrenzt,  fast  in  ihrer  ganzen  Länge  mit 
Holzlagern  bedeckt,  ln  ihnen  werden  die  kiefernen  und 
tannenen  Hölzer  schwimmend  gebrakt  (bearbeitet),  während 
die  eichenen  Hölzer  auf  Land  gestapelt  und  sortiert  werden. 
Die  gesamten  Exportläger  befinden  sich  unterhalb  der  Plelmen- 
dorfer  Schleuse;  oberhalb  dieser  Schleuse  bis  fast  zur 
neuen  Schleuse  haben  die  Holzhändler  Danzigs  (unter  der 
Ägide  des  Vorsteheramts  der  Kaufmannschalt)  aus  eigenen 
Mitteln  einen  Holzhafen  angelegt,  der  die  neuen  Traften-Zu- 
fuhreu  zuerst  aufzunehmen  hat,  bis  sie  zur  Verteilung  an  die 
Exporteure  gelangen.  Die  Kosten  dieses  Hafens  werden 
durch  eine  besondere,  freiwillig  vereinbarte  Abgabe,  gedeckt 
und  allmählich  getilgt. 

Aus  der  Mottlau  und  aus  der  inneren  Stadt,  in  deren 
Festungsgräben  die  Hölzer  Jahrhunderte  lang  und  noch  bis 
vor  etwa  zwanzig  Jahren  gelagert  hatten,  ist  der  Holzhandel 
fast  vollständig  verdrängt. 

So  zeigt  sich  der  Hafen  von  Danzig  jetzt  als  ein  leistungs- 
fähiges Gebilde,  das  jeder  Art  Verkehr  gewachsen  und  so 
angelegt  ist,  dafs  für  Jahrzehnte  aufsteigender  Entwickelung 
voraussorgend  Raum  geschaffen  ist.  Der  Halen,  wie  er  sich 
heute  dem  Auge  bietet,  ist  das  Ergebnis  nahezu  sechzig 
Jahre  währender,  zäher,  treuer  Arbeit  vieler  hervorragender 
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Männer.  Eine  späten*  Zeit  wird  erst  die  Früchte  mancher 
Anlagen,  besonders  des  Kaiserhafeus,  geniefsen,  die  die  Bürger- 
schaft schon  jetzt  mit  schweren  Opfern  geschaffen  hat.  Es 
ist  aber  besser,  dafs  kleinmütige  Zweifler  ein  „zu  früh“  rufen, 
als  dafs  in  einer  grofsen  Hafenstadt  das  „zu  spät“  ertönt. 
Denn  „zu  spät“  heifst  meist  „unwiderbringlich“. 

IV. 

Eisenbahn- Verhält  nifse. 

Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden,  welch  wichtige 
und  für  eine  gedeihliche  Entwickelung  des  Handels  lange 
Zeit  geradezu  hemmende  Rolle  das  Eisenbahnwesen  für  Danzig 
gespielt  luvt.  Es  griff  störend  in  alte  Beziehungen  ein,  ohne 
zunächst  zureichenden  Ersatz  zu  bringen. 

Im  Jahre  18.74  ist  im  Osten  die  erste  Eisenbahn,  die 
„Ostbahn“,  erbaut  worden,  die  von  Berlin  über  Hirschau  nach 
Königsberg  führt.  Und  schon  diese  erste  Eisenbahn  hat 
Danzig  in  eine  und  in  vollem  Umfange  kaum  mehr  gut  zu 
machende  Lage  dadurch  gebracht,  dafs  sie  Danzig  gewisser- 
mafsen  in  den  Winkel  stellte.  Danzig  konnte  nur  durch  eine 
Zweigbahn  von  Dirschau  aus  erreicht  werden.  Jeder  Reisende 
mufste  also  dort  umsteigen.  Erst  seit  wenigen  Jahren  sind 
diese  Verhältnisse  wesentlich  verbessert  worden.  Es  werden  den 
Fernzügen  direkte  Wagen  im  Verkehr  mit  Berlin  angehängt 
und  einige  Züge  laufen  direkt  nach  Königsberg,  Berlin,  Breslau. 
Personen-  und  Güterverkehr  bevorzugen  direkte  Linien. 
Jedes  Umsteigen  wirkt  verkehrshemmend.  So  ist  es  ge- 
kommen, dafs,  trotz  seiner  architektonischen  Reize,  trotz 
seiner  alten  Geschichte,  trotz  seiner  schönen  Umgebung  Danzig 
in  den  weiten  Gauen  des  Reichs  lauge  verhältnismäfsig  un- 
bekannt war  und  der  Fremdenverkehr  gering  blieb.  Das  ist 
jetzt  endlich  anders,  wo  Danzig  bequemer  zu  erreichen  ist. 

Es  ist  aber  auch  nicht  zu  verkennen  — und  Danzigs  Be- 
völkerung weifs  es  dankbar  zu  schätzen  — dafs  das  rege 
Interesse,  dafs  Seine  Majestät  der  Kaiser  der  Ostmark  und 
Danzig  insbesondere  bezeigt,  die  Augen  der  Deutschen  wieder 
mehr  hierher  gelenkt  hat.  Es  ist  kein-  Zweifel,  dafs  der  Ver- 
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kehr  gewachsen  ist.  Auch  die  vielen  in  Danzig  abgehaltenen 
Kongresse  tragen  das  ihre  dazu  bei,  dem  Osten  Freunde  zu 
erwerben. 

184(1  wurde  die  Bahn  Hamburg— Berlin,  1850  die  Linie 
Berlin— Stettin  eröffnet,  der  dann  bald  die  Linie  Stettin — 
Köslin  folgte.  Ein  Blick  auf  die  Karte  genügt,  um  zu  zeigen, 
dafs  diese  Bahnen,  zusammen  mit  der  Ostbahn  Berlin  — Dir- 
schau  - Königsberg  für  Danzig  ungünstig  wirken  mufsten. 
Denn  nun  wurde  das  Hinterland  Danzigs  von  zwei  Seiten  zu- 
gleich, vom  Westen  aus  Hamburg,  Stettin,  Berlin,  vom  Osten 
aus  Königsberg  in  geschäftliche  Bearbeitung  genommen.  Für 
Danzig  wurde  — soweit  der  Wasserweg  es  nicht  schützte  — 
das  seinem  Eigenhandel  unbestritten  gebliebene  Hinterland- 
gebiet immer  enger.  Als  dann  im  Jahre  18(12  die  nächste 
grofse  östliche  Eisenbahn  von  Bromberg  über  Thora  nach 
Lowicz  gebaut  wurde,  gab  es  zwar  einen  Schienenweg  Dan- 
zig— Dirschau — Thorn  — Warschau  - Petersburg,  aber  diese 
Bahn  bot  wieder  für  Danzig  die  Schwierigkeit,  dafs  der  neue 
Weg  von  Stettin  aus  erheblich  kürzer  war  und  somit  das 
wichtige  Hinterland  Polen  abermals  eher  ferner,  als  näher 
gerückt  war. 

Man  kann  nicht  sagen,  dafs  Danzigs  llandelswelt  stumpf 
all  der  neuen  Entwickelung  zusah.  Schon  18(12  beginnt,  nach 
den  Berichten  der  Kaufmannschaft,  der  seither  selten  unter- 
brochene Kampf  für  eine  direkte  Verbindung  nach  Rufsland, 
die  nur  über  Marienburg  nach  Mlawa  —Warschau  gehen 
konnte,  während  Königsberg  ebenso  energisch  für  eine  direkte 
Linie  nach  Südwestrufsland  über  Grajewo  wirkte. 

Königsberg  war  schneller  erfolgreich.  Schon  18(19  wurde 
die  ostpreufsische  Südbahn  konzessioniert  und  1873  eröffnet. 
Dadurch  wurde  ihm  ein  kornreiches  Hinterland  erschlossen, 
das,  trotz  allen  Wechsels  der  Zeiten,  wenn  auch  natürlich  mit 
Schwankungen,  Königsbergs  Seehandel  stetig  alimentiert  hat. 

Danzig  erhielt  erst  1870  eine  wichtige  Verbesserung  seines 
Verkehrs  durch  die  Linie  nach  Köslin,  die  den  Weg  Danzig — 
Stettin  abschlofs.  Und  1871,  in  demselben  Jahre,  in  dem  die 
Linie  Bromberg — Posen  eröffnet  wurde,  erhielt  Danzig  Aus- 
sicht auf  Konzessionierung  der  Bahn  Marienbnrg — Mlawa  — 
Warschau.  1872  endlich  wurde  nach  endlosen  Verhandlungen 
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die  Genehmigung  erteilt.  Bevor  aber  dieser  Bau,  der  fünf 
Jahre  dauerte,  beendet  war,  wurde  eine  neue,  für  den  Osten 
wichtige  Linie  eröffnet,  Berlin — Thorn— Insterburg.  Sie  brachte 
eine  direkte  neue  Verbindung  für  die  Ostprovinzen  nach  dein 
Westen  und  die  Ablenkung  eines  Teils  des  Getreideverkehrs 
westwärts  machte  sich  sofort  bemerkbar. 

Das  Jahr  1877  brachte  endlich  die  langersehnte  Eröffnung 
der  neuen  Bahn  Marienburg — Mlawa — Warschau  und  damit  den 
Anschlufs  Danzigs  an  das  grofse  Gebiet  der  russischen 
Weichselbahn  und  der  Süd  westbahnen.  Die  Wirkung  hinsicht- 
lich der  Getreidezufuhr  war  unmittelbar  fühlbar.  Brachte  187ti 
überhaupt  nur  -J8  000  t Getreidezufuhr  auf  dem  Bahnwege, 
so  war  sie  1877  schon  47  000  t,  um  dann  1878,  als  die  neue 
Linie  ein  ganzes  Jahr  hatte  arbeiten  können,  auf  124  000  t, 
also  auf  das  Vierundeinhalbfache  gegen  1878,  zu  steigen. 

Die  äufseren  Vorbedingungen  für  eine  normale  Ent- 
wickelung waren  somit  geschaffen.  Aber  diese  Entwickelung 
konnte  erst  nach  fast  zwanzigjährigem  weiteren  Kampfe  als 
gesichert  angesehen  werden. 

Der  grofse  Umschwung  in  den  Verkehrsbeziehungen  des 
Ostens,  der  1873  mit  der  Herstellung  der  ostpreufsischen  Süd- 
bahn,  1874  mit  der  Thom  - Insterburger  Linie  so  recht  eigentlich 
begann,  konnte  erst  wirklich  nutzbringend  wirken,  nachdem 
für  die  Benutzung  all  dieser  Linien  durch  brauchbare  Tarife  das 
Mittel  gegeben  war.  Der  Kampf  um  die  Tarife  begann  1874. 
Mit  den  alten  Lokaltarifen  Rufslands  und  Preufsens  war  es 
nicht  getan,  da  es  sich  darum  handelte,  Entfernungen  zu 
überwinden,  für  die  nur  billige  Einheitssätze  den  Transport 
von  Gütern  möglich  machten. 

Zu  diesem  Zwecke  mufsten  Verhandlungen  mit  den 
russischen  Linien  geführt  werden,  die  am  18.  September  1870 
zum  ersten  deutsch -russischen,  dem  „ Weichsel -Verbandtarif“ 
der  Ostbahn  mit  der  Weichselbahn  und  der  Brest— Kiewer 
Linie  führten.  Er  schuf  direkte  Frachtsätze  von  allen  Stationen 
jener  Bahnen  nach  Königsberg,  Danzig  usw.  Für  Königsberg 
war  die  Sache  sofort  nutzbar.  Danzig  aber  inufste  erst  mit 
dem  eigenen  Staate  für  sein  Recht  kämpfen.  Denn  die  Ost- 
bahn als  Staatsbahn  besafs  die  Linie  Alexandro wo— Thorn 
Danzig,  die  um  38  länger  war  als  die  später  eröffnete  Linie 
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über  Mlawa.  Die  Ostbahn  hielt  aber  starr  an  dem  strengen 
Entfernuugstarif  fest  und  hinderte  dadurch  solange  den  Wett- 
bewerb Danzigs,  bis  die  neuen  Tarife  auch  diese  Frage 
erledigten. 

Die  Kämpfe  um  die  direkten  Tarife  wurden  zwischen 
Königsberg  und  Danzig  immer  erbitterter  und  man  mufs 
zwei  Ziffern  vor  Augen  halten,  um  für  diesen  Kampf  das 
richtige  Verständnis  zu  gewinnen.  Kowel  ist  einer  der  wich- 
tigsten Schnittpunkte  im  Gebiete  der  russischen  Südwest- 
hahnen. Es  beträgt  die  Entfernung: 
von  Königsberg  nach  Kowel  545 
- Danzig  nach  Kowel  656 


Tarifkilometer, 


es  ist  also  Königsberg  um  1 1 1 Tarifkilometer  geographisch 
günstiger  gelegen  und  die  tarifarische  Überwindung  dieser 
111  km  ist  in  den  Jahren  1677 — 1894  derjenige  Punkt  ge- 
wesen, um  den  sich  der  Kampf  und  damit  ein  grofser  Teil 
der  Arbeit  der  Danziger  Kaufmannschaft  drehte.  Unterlag 
Danzig,  so  hatte  es  aufgehört,  Exporthafen  für  russisches  Ge- 
treide zu  sein.  Königsberg  hätte  alles  an  sich  ziehen  müssen. 
Und  Polen,  für  das  Danzig,  auch  nach  Eröffnung  der  Süd- 
bahn,  immer  der  nächste  Hafen  blieb,  verzehrte  mit  jedem 
Jahre  mehr  von  seinem  eigenen  Korn,  so  dafs  die  zur  Aus- 
fuhr überschüssige  Menge  sich  stetig  verringerte. 

Der  Kampf  mufste  um  so  erbitterter  sein,  als  auch  Königs- 
berg sich  in  seinen  durchaus  legitimen  Interessen  dadurch 
bedroht  sah,  dafs  Kufsland  immer  neue  Bahnen  als  Zubringer 
zu  den  eigenen  Ausfuhrhäfen:  Odessa,  Kiga,  Libau,  Windau 
baute.  Diese  Bestrebungen  der  russischen  Regierung  hatten 
den  Erfolg,  dafs  exportiert  wurden: 


von  Libau  und  Odessa  1885  79  Millionen  Pud, 

im  Durchschnitt  der  Jahre  1888/91  114 

also  35  MilLPud  = \A%  Zuwachs. 


Im  Jahre  1888  gingen  von  <>'/2  Millionen  Tonnen  Getreide 
des  russischen  Exports  V»  über  russische  und  nur  '/,  mit 
810  000  t über  deutsche  Häfen. 

Nach  immer  erneut  geführten  Verhandlungen  kam  im 
Jahre  1880  ein  neuer  deutsch-russischer  Verbandtarif  zustande, 
der  die  um  111  km  ungünstige  Lage  Danzigs  durch  einen 
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festen  Fracht-Zuschlag  von  10  JL  für  den  Waggon  von  10  000  kg 
in  der  Fracht  gegen  Königsberg  ausglich.  Die  russischen 
Bahnen  hatten  erhebliche  Zugeständnisse  in  ihren  Einheits- 
sätzen gemacht,  da  die  preufsische  Staatsbahn -Verwaltung 
neue  Tarifkonzessionen  auf  der  deutschen  Strecke  verweigerte. 
Aber  es  wurden  gleiche  Einheitssätze  auf  den  beiden  deutschen, 
beteiligten  Privatbahn-Liuien  festgesetzt.  Und  eine  andere 
förderliche  Neuerung  im  Tarif  wurde  dadurch  gebracht,  dafs 
zum  ersten  Male  die  billigen  Tarife  als  Seeausfuhrtarife 
gebildet  wurden.  Wurden  die  zugetührten  Güter  nicht  über 
See  ausgeführt,  so  war  ein  höherer  Tarifsatz  (die  Reversfracht) 
nachträglich  zu  zahlen.  Derartige  Seeausfuhrtarife  wurden 
später  auch  für  Holz  und  Zucker  eingeführt. 

Der  Friede  dauerte  leider  nicht  lange.  Schon  1882  wurden 
die  Tarife  von  russischer  Seite  gekündigt  und  es  gelang  erst 
1883,  neue  Verbandstarife  zu  vereinbaren,  die  als  Grundsatz 
festhielten,  dafs  der  Hauptverkehr  Rufslands  über  die  russischen 
Häfen  zu  leiten  sei.  Der  aber  immerhin  erhebliche  Rest 
sollte  so  geleitet  werden,  dafs  Königsberg  über  Grajewo  */«, 
Danzig  über  Mlawa  '/4  erhalten  sollte.  Gleichzeitig  wurde 
der  Zuschlag  für  Danzig  von  10  JL  auf  20  Jt  für  den  Waggon 
( 1 0 000  kg)  erhöht.  Das  war  ein  neuer  schwerer  Schlag  für 
Danzig.  Seine  Wirkung  läfst  sich  abermals  statistisch  fest- 
halten.  Es  gelangten  nach: 

Danzig:  1878  130  000  t Getreide,  dagegen: 

im  Durchschitte  von  1885/87  45  000  t - , also  nur 

noch  ein  Drittel!  Es  wurde  der  Danzig  amtlich  zugewiesene 
Anteil  au  der  Menge  nicht  erreicht,  weil  der  Handel,  trotz 
verbesserter  Hafen-Einrichtungen  in  Danzig,  trotz  geringen 
Nutzens  den  Zuschlag  von  20  JL  nicht  überwinden  konnte. 

Als  1888  dieser  Zuschlag  auf  16  JL  herabgesetzt  wurde, 
hob  sich  die  Zufuhr  aut  117  000  t. 

Die  Südwestbahnen  kündigten  den  erwähnten  Vertrag 
wieder  1880  und  erst  im  Jahre  1893  gelang  es,  den  neuen, 
noch  heute  bestehenden  Tarifvertrag  zustande  zu  bringen. 
Fast  20  Jahre  hatte  dieser  Kampf  gedauert. 

Der  wichtigste  Punkt  dieses  Verbandtarifs  ist,  dafs  jetzt 
von  allen  russischen  Stationen  ein  Tarif  bestimmt  wurde,  der 
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für  Königsberg  um  den  festen  Zuschlag  von  7 Rubel  günstiger 
als  für  Danzig  ist.  Diese  7 Rubel  haben  genügt,  um  Danzig 
wenigstens  einen  anständigen  Anteil  an  dem  Verkehr  mit  dem 
russischen  Ilinterlande  zu  sichern,  wenn  auch  Königsberg 
erheblich  günstiger  stellt.  Es  ist  für  Danzig  und  die  Stetig- 
keit seines  Handels  von  besonderer  Wichtigkeit,  dafs  dieses 
Verhältnis  1 8D4  im  Handelsverträge  mit  Rufsland  in  dem  viel 
umstrittenen  Artikel  19  festgelegt  und  auch  1904  in  dem  neuen 
Handelsverträge  bestätigt  worden  ist.  Nunmehr  sind  für  ab- 
sehbare Zeiten  feste  Beziehungen,  feste  Verhältnisse  geschaffen. 
Denn  der  wesentliche  Inhalt  des  Artikel  19  ist  der,  dafs  die 
Getreidefrachtsätze  von  russischen  Stationen  nach  Danzig, 
Königsberg,  Memel  in  derselben  Weise  zu  bilden  sind,  wie 
die  nach  Riga  und  Libau,  so  dafs  also  die  preufsischen  Häfen 
gegen  die  russischen  nicht  tarifarisch  zurückgesetzt  werden 
dürfen. 

Im  Jahre  1903  ist  die  Marienburg-  Mlawkaer  Bahn  ver- 
staatlicht worden.  Es  ist  zu  hoffen,  dafs,  zumal  auch  die 
ostprenfsische  Südbahn  verstaatlicht  ist,  sich  der  Wettbewerb 
nun  gleichmäfsig  und  ruhig  zwischen  den  beiden  grofseu  öst- 
lichen Häfen  entwickeln  wird,  befreit  von  dem  schweren, 
opfervollen  Kampfe  früherer  Jahrzehnte. 

Neben  dieser  summarischen  Schilderung  der  deutsch-russi- 
schen Beziehungen  darf  noch  ein  anderes  Moment  der  allge- 
meinen Eisenbahn- Verkehrs-Politik  hier  nicht  unberücksichtigt 
bleiben.  So  eigentümlich  es  vom  Standpunkte  einer  verkehrs- 
freundlichen Politik  klingen  mag,  so  mufs  Danzig  sich  in  vielen 
Fällen  gegen  eine  erhebliche  Herabsetzung  von  Eisenbahn- 
frachten wenden,  oft  sogar  gegen  jede  Änderung  überhaupt. 
Und  zwar  lediglich  aus  dem  Grunde,  um  den  Verkehr  in 
seinen  wichtigen  Artikeln  sich  zu  erhalten.  Wenn  z.  B.,  wie 
es  von  den  Interessenten  des  Westens  vorgeschlagen  war, 
eine  allgemeine  Tarifermäfsigung  für  Zuckerrüben  und  fabri- 
zierte Zucker  aller  Art  Tatsache  würde,  so  müfste  sich  ein 
erheblicher  Teil  der  bisher  hier  gelagerten  und  verfrachteten 
Zucker  westwärts,  insbesondere  nach  Hamburg,  wenden. 
Frachtermäfsigungen  kommen  naturgeuiäfs  erst  auf  weitere 
Entfernungen  zur  vollen  Geltung.  Sind  sie  dann  aber  erheb- 
lich, dann  geht  die  Ware  direkt  vom  Erzeugungsort  mit  der 
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Eisenbahn  nach  einem  westlich  gelegenen  Hafen,  statt  dafs 
sie  erst  flufs-  oder  bahnwärts  nach  Danzig  versendet  und 
dann  — sei  es  nach  erfolgter  Einlagerung,  sei  es  nach  sofort 
erfolgender  Umladung  — seewärts  ausgeführt  wird. 

Ganz  dasselhe  gilt  z.  B.  für  IIolz  gegenüber  den  vielfach 
auftretenden  Bestrebungen,  die  jetzt  geltenden  Eisenbahn- 
Tarife  so  weit  zu  ermäfsigen,  dafs  Holz  aus  den  Ostprovinzen 
etwa  direkt  nach  Westdeutschland  den  Wettbewerb  gegen 
das  aus  Amerika  und  Schweden  eingeführte,  wirksam  auf- 
nehmen könnte.  Die  Folge  einer  so  bedeutenden  Frachtver- 
billigung müfste  unabwendbar  die  sein,  dafs  Danzig  seinen 
Veredelungsverkehr  und  seine  Verschiffung  von  Schwellen, 
Schnittholz  usw.  nach  den  Häfen  westwärts  von  Hamburg 
verliert,  weil  dann  der  direkte  Eiseubahnweg  billiger  sein 
würde,  als  der  jetzt  zu  benutzende  kombinierte  Weg  flufsab- 
wärts  und  über  See.  Holzhaudel,  Schneidemühleuindustrie 
und  Reederei  würden  in  gleichem  Mafse  davon  betroffen 
werden,  ohne  dafs  ein  wirtschaftlicher  Nutzen  etwa  in  dem 
Sinne  erzielt  werden  könnte,  wie  er  durch  die  Einführung  des 
niedrigen  Kohlentarifs  von  Oberschlesien  nach  den  Hafen- 
plätzen der  Ostsee  erreicht  wurde.  Denn  hier  wurde  wenigstens 
einem  deutschen  Bodenerzeugnisse  ein  neues  Absatzgebiet 
geschaffen,  wenn,  es  allerdings  auch  die  Einfuhr  englischer 
Kohle  seewärts  verringerte. 

Die  Erfahrung  lehrt,  dafs  es  überaus  leicht  ist,  ein  Ab- 
satzgebiet zu  verlieren.  Es  gelingt  aber  fast  nie,  das  einmal 
verlorene  wieder  zu  erobern.  Aufgabe  weiser  Eisenbahn- 
Tarifpolitik  ist  es  daher,  mit  vorsichtiger  Hand  nur  dort  ein- 
zugreifen, wo  wirkliche  Schäden  beseitigt  werden  können, 
nicht  aber  dort,  wo  gewichtige  wirtschaftliche  Interessen  ge- 
schädigt oder  vernichtet  werden  können. 

Darf  der  Danziger  Handel  jetzt  mit  einer  gewissen  Buhe 
die  Wirkungen  des  Artikels  1!>  als  gesichert  betrachten,  so 
regen  sich  doch  wieder  neue  Wünsche.  Die  Eisenbahnlinie 
Breslau — Kalisch — Warschau  verschiebt  den  Weg  nach  Lodz, 
dem  Industriezentrum  Polens,  zu  gunsten  von  Stettin,  zum 
Nachteil  von  Danzig. 

Fis  ist  zu  hoffen,  dafs  das  alte  Projekt  einer  Eisenbahn 
von  Kutno  nach  Lodz  verwirklicht  wird.  Und  ebenso  wünscht 
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Danzigs  1J andelsweit,  dafs  der  Plan  einer  Halm  über  Lublin 
nach  Galizien,  der  von  Danzig  schon  1871  gefordert  ist,  seiner 
Verwirklichung  entgegengehe.  Dann  würde  Danzig  an  Ga- 
lizien, vielleicht  sogar  an  Rumänien  ein  erweitertes,  anfnahme- 
und  abgabefähiges  Hinterland  gewinnen. 

Sind  auch  diese  Bahnlinien  gebaut,  was  bei  den  heute  in 
Rufsland  herrschenden  Verhältnissen  allerdings  noch  eine 
Weile  dauern  mag,  dann  wird  inan  sagen  können,  dafs  Danzigs 
neue  handelsgeographische  Lage  einstweilen  gesichert  ist. 

Einzelne  interessante  Seiten  der  „guten  alten  Zeit“  sind 
unwiderbringlich  verloren.  Die  „Przrabka“  auf  den  beiden 
Weichselufern  hat  mit  dem  Verschwinden  der  Getreidezufuhr 
in  Kähnen  oder  als  Auflast  auf  Holzflöfsen  aufgehört.  Früher 
wurde  das  Getreide  an  den  Ufern  in  grofsen  Haufen  aufge- 
schüttet und  von  hunderten  von  Frauen  und  Männern  be- 
arbeitet, die  abends  unter  Musik  und  Tanz  von  ihrem  Tage- 
werk sich  erholten.  Ein  hübsches  Bild,  das  nur  noch  in  den 
Strvowskischen  Gemälden  fortlebt.  Heute  kommt  das  Ge- 
treide in  Waggons  direkt  zum  Speicher  und  an  Stelle  von 
Musik  und  Tanz,  an  Stelle  der  alten  Zunft  der  Sackträger 
arbeiten  Maschinen.  Aber  mit  manchem  Guten  ist  auch  viel 
Ungesundes  verschwunden.  Alte  Mifsbräuche  sind  beseitigt. 
Schnell  und  nach  strengen  Regeln  geordnet  vollzieht  sich 
dieser  Verkehr  der  neuen  Zeit. 

V. 

Schiffahrt, 

Die  Seeschiffahrt  war  von  jeher  die  Grundlage  von  Danzigs 
Bedeutung  im  Welthandel.  Sie  hat  allerdings  nach  reicher 
Blüte  früherer  Zeiten  nicht  diejenige  Entwickelung  genommen, 
die  im  Interesse  Danzigs  zu  wünschen  war,  wie  überhaupt 
die  Reederei  der  Ostsee  erheblich  gegen  die  der  Nordsee  zu- 
rückgeblieben ist. 

1757  bestand  Danzigs  eigene  Handelsflotte  aus  73  Segel- 
schiffen mit  84<iO  Normallast  Tragfähigkeit.*)  Von  1793/1802, 
in  der  ersten  Zeit  der  Zugehörigkeit  Danzigs  zu  Preufseu, 

•)  gleich  358  16  Kubikmeter.  1 N.L.  = 4,24  Kbin. 
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wurden  70  Schiffe  zugekauft,  und  70  neugebaut.  Es  waren 
dann  vorhanden,  um  einige  Ziffern  herauszugreifen: 


1848: 

103  Segler  3 Dampfer  mit 

96  337  Kubikmetern 

1870: 

122  - 3 

- 

149  070 

1880: 

75-10 

- 

99  08!» 

1903: 

0 - 24 

- 

36  966 

Die  letzten  Segelschiffe  sind,  als  sie  altersschwach  geworden, 
abgewrackt  und  dienen  noch  jetzt  als  Bordinge  und  Kohlen- 
hulks.  Der  Kubikinhalt  der  Dampfer  ist  heute  kaum  ein 
Viertel  von  dein  der  ganzen  Flotte  von  1370.  Aber  ein  Kubik- 
meter Dampfer  ist  mindestens  gleich  dreien  eines  Seglers  zu 
setzen,  so  dafs  dadurch  der  Verlust  etwas  ausgeglichen  wird. 
1!H)3  machten  diese  24  Dampfer  792Reisen,  davon 526  mitLaduug. 

„Der  Schiffe  mastenreicher  Wald“  ist  für  immer  dahin. 
Zeiten,  wie  1861,  als  400  Schiffe  gleichzeitig  in  Danzigs  Hafen- 
gewässern überwinterten,  gehören  der  Vergangenheit  an.  Und 
obgleich  der  Besucher  Danzigs  auf  der  langen  Wasserfläche 
heute  meist  nur  verhältnismäfsig  wenige  Schiffe  zugleich 
sieht,  ist  der  Gesamtverkehr  erheblich  gewachsen.  Aber  ein 
Dampfer  ladet  heute  in  3—4  Tageu  so  viel,  als  früher  drei 
Segler  in  ebenso  vielen  Wochen  knapp  laden  konnten.  Es 
spielt  sich  eben  Kommen  und  Gehen  viel  schneller  ab,  als 
vor  Jahrzehnten. 

Der  gesamte  Tonnengehalt  der  Seeschiffe,  die  in  Danzig 
aus-  und  eingingeu,  war: 


Im  Jahresdurch 
schnitt: 

1860/1869 

1870/1879 

1880/188!» 

1890/1899 

1900/1903 

1904 


Eingang: 

381  000  R.  T 
410  000  - 
572  000  - 
(>46  000  - 
676  000  - 
712  000  - 


Ausgang: 

382  000  R.  T 
'408000  - 
574  000  - 
639  000  - 
685  000  - 
726  000  - 


Insgesamt: 

763  000  R.  T 
818  000  - 
1 146  000  - 
1 315  000  - 
1 361  000  - 
1 438  000  - 


Die  Ziffern  von  1904  sind  die  höchsten,  die  Danzigs 
Schiffsverkehr  bisher  eiTeicht  hat. 

Au  der  Tonnage  waren  beteiligt: 

1860:  7,8  % Dampfschiffe,  92,2  % Segelschiffe 

1904:  98  % - 2 % 

3* 
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Die  Tonnage  von  1904  ist  gegen  den  Jahresdurchschnitt 
von  1860/69  um  88  % gestiegen. 

Der  Hauptverkehr  vollzieht  sich  nach  und  von  den  Häfen 
Deutschlands,  Grofsbritanniens,  Schwedens,  Norwegens,  Däne- 
marks, Finnlands,  Frankreichs,  den  Niederlanden. 

Es  findet  ferner  ein  nicht  unerheblicher  direkter  Verkehr 
von  Amerika  (vornehmlich  Petroleum,  Harz,  Phosphate)  statt. 
Soweit  überseeische  Ausfuhr  in  Frage  kommt,  handelt  es  sich 
um  Zucker,  der  nach  Kanada,  Amerika  und  Japan  verfrachtet, 
deren  Umfang  aber  von  grofsen  Konjunkturen  und  internatio- 
nalen Verhältnissen  ganz  besonders  abhängig  ist. 

Die  Reederei  hat  sich  in  Danzig  ungünstig  entwickelt.  Es 
fehlt  vor  allem  an  Kapital,  um  den  Kampf  gegen  die  Kon- 
zentration der  Betriebe  in  den  Nordseehäfen  aufzunehmen, 
deren  Kinfiufs  durch  den  Nordostseekanal  noch  gesteigert  ist. 
Hamburg  und  Bremen  sind  gerade  durch  ihn  immer  mehr 
zu  riesigen  Verteilungs  - Mittelpunkten  geworden,  während 
man  früher  glaubte,  der  Kanal  werde  — durch  Verkürzung 
des  Seewegs  und  Vermeidung  des  gefährlichen  Wegs  um 
Skagen  — grade  der  Ostsee  erhebliche  Zunahme  ihres  Ver- 
kehrs bringen.  Diis  ist  nicht  in  dem  gehofften  Mafse  der 
Fall  gewesen.  Uud  man  braucht  nur  die  Entwickelung  von 
Hamburgs  Schiffahrt  von  zehn  Jahren  zu  vergleichen,  um  zu 
sehen,  welche  unvergleichlichen  Fortschritte  dort  erzielt  sind, 
wenn  sie  natürlich  auch  noch  andere  Ursachen,  als  die  eine 
erwähnte,  haben. 

Hamburg  hatte  1895:  11  145  000  R.  T. 

1904:  17*291  000  - Seeverkehr, 

Eingang  und  Ausgang  hat  sich  also  in  9 Jahren  um  55  % 
vermehrt. 

Der  Danziger  Reederei  fallen  immerhin  nicht  unwichtige 
Aufgaben  zu.  Sie  unterhält,  zum  Teil  allein,  zum  Teil  in 
festem  \ ertrage  mit  auswärtigen  Reedereien  wichtige  ständige 
Linien  (London,  Liverpool,  Hüll,  Hamburg,  Stettin,  Kopen- 
hagen, Amsterdam  usw.)  und  sie  hat  ihre  Dampfer  für  die 
besonderen  Bedürfnisse  des  Danziger  Handels  „ eingerichtet. 
Wesentlich  kommt  hierbei  die  Ausfuhr  von  Langholz  in  Frage. 
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Ob  die  Entwickelung  hätte  andere  Bahnen  einsclilagen 
können?  Die  Frage  drängt  sich  unwillkürlich  auf,  wenn  man 
im  Jahresberichte  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  vom  Jahre 
1852  die  Mitteilung  findet,  dafs  eine  hier  geplante  ständige 
Dampferlinie  nach  Petersburg  von  der  Regieruug  nicht  ge- 
nehmigt sei,  weil  „seit  dem  Bau  der  Petersburg — War- 
schauer Eisenbahn  jede  Rentablität  für  eine  Dampfer- 
linie ausgeschlossen  sei“.  Wenn  damals  mit  solcher  vor- 
ausschauenden, kühnen  Weisheit  regiert  wurde,  ist  es  kein 
Wunder,  dafs  unternehmende  Köpfe  anderwärts  ihr  Fort- 
kommen suchten,  wo  sie  mehr  Verständnis  für  ihre  Pläne  zu 
linden  hoffen  durften. 

Es  ist  heute  müfsig,  zu  erörtern,  was  aus  dieser  Linie 
geworden  wäre.  Immerhin  haben  Lübeck  und  Stettin  seit 
langer  Zeit  wachsenden  Verkehr  nach  Rufsland,  wenn  man 
auch  zugeben  mufs,  dafs  die  Grundbedingungen  heute  dort 
günstiger  sind  (rege  Holzeinfuhr  z.  B.).  Es  ist  aber  durch- 
aus nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  dafs  ein  solcher  Versuch 
in  Danzig  einen  günstigen  Einflufs  hätte  gehabt  haben  können. 


VI. 

Ausfuhr. 

Die  Ausfuhr  Danzigs  besteht  auch  heute  noch  überwiegend 
aus  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  und  aus  llolz.  Die  Ge- 
treideausfuhr ist  natürlich  bedingt  durch  die  Ernte  des  ganzen 
Hinterlandes  und  den  jeweilig  verfügbaren  Ernte-Überschufs. 
Bis  zum  Jahre  185)4  ist  die  Getreideausfuhr  erheblich  gesunken, 
weil  es  unmöglich  war,  das  einheimische  Getreide,  das  in  Folge 
seines  hohen  Klebergehalts  zu  Mischungen  mit  dem  kleber- 
ärmeren russischen  Getreide  besonders  brauchbar  ist,  zu 
einem  Preise  im  Auslande  zu  verkaufen,  der  dem  zollge- 
schützten Werte  im  Inlande  gleich  kam.  Bei  voller  Wirkung 
des  in  Höhe  von  35  Ji  für  die  Tonne  (1000  kg)  Getreide  ge- 
währten Zollschutzes  hätte  einheimisches  Getreide  um  nahe- 
zu 35  Jl  teuerer  sein  müssen,  als  das  unverzollt  transitierende 
ausländische.  Tatsächlich  war  diese  Differenz  aber  so  stark 
schwankend,  dafs  der  Zoll  meist  nur  mit  einem  Preis-Auf- 
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schlage  von  11 — 25  Jt  zur  Geltung  kam,  zeitweise,  bei  be- 
sonders grofsem  Angebote,  überhaupt  fast  gar  nicht.  Es  lag 
dies  daran,  dafs  die  Identität  der  Ware  in  den  Transitlägern 
streng  festgehalten  werden  mufste  und  sich  ein  der  hohen 
Qualität  der  Ware  entsprechend  hoher  Preis  im  Inlande  nicht 
immer  erzielen  liefs. 

Diese  Verhältnisse  zeitigten  den  Gedanken  auf  die  Fest- 
baltung  der  „Identität“  zu  verzichten  und  führten  1894,  au- 
läfslich  des  Handelsvertrags  mit  Rufsland,  zur  „Aufhebung 
des  Identitätsnachweises“.  Hinfort  wurde  für  jede  ausge- 
führte Tonne  deutschen  Getreides  ein  Einfuhrschein  aus- 
gestellt, auf  Grund  dessen  eine  gleich  grofse  Menge  fremden 
Getreides  zollfrei  eingeführt  werden  durfte.  Da  der  Wert 
dieser  Zollfreiheit  gleich  dem  Zollschutze  von  35  M war,  so 
mufste  der  Getreidepreis  im  Inlande  um  diesen  Betrag  (in 
Folge  von  Provisionen  und  Preisverlust  bleibt  er  eine  Kleinig- 
keit darunter)  steigen,  also  nahezu  den  vollen  Zollschutz  zum 
Ausdruck  bringen.  Seitdem  hat  die  ostdeutsche  Landwirt- 
schaft sich  in  erheblichem  Mafse  und  mit  Vorteil  an  der  Ver- 
sorgung des  Danziger  Marktes  beteiligen  können  und  durch 
die  verstärkte  Zufuhr  ist  das  Mengenverhältnis  zwischen  aus- 
ländischem und  inländischem  Getreide  erheblich  verschoben. 

Es  war  die  Zufuhr  von  Getreide  (ohne  Kleie)  in  Danzig: 


im  Jahresdurch- 
schnitt: 

1862/1865 
1885/1890 
1891  1895 
1896/1901 

1903 

1904 


(Tons  von  1000  kg) 


inländisches: 

177  000  t 
86  000  t 
97  000  t 
148  000  t 
158  000  t 
245  (HK)  t 


ausländisches: 

140  000  t 
145  000  t 
113  000  t 
87  000  t 
68  000  t. 
40  000  t 


Verhältnis  des 
inländ.  zum  ausländ.: 

5:4 

3:5 

6:7 

5:3 

7:3 

6:1 


Aus  diesen  Ziffern  geht  die  Wirkung  des  Jahres  1894 
deutlich  hervor  und  sie  zeigen  den  günstigen  Einflufs  auf  die 
heimische  Landwirtschaft,  betrug  doch  im  Jahre  1904  die 
Zufuhr  deutschen  Getreides  sechsmal  soviel  als  die  des 
russischen. 
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Die  Zolleinfuhrscheine  werden  in  weitem  Umfange  auch 
als  Zahlungsmittel  für  Zollgefälle  zugelassen.  Bemerkenswert 
ist  — dafs  infolge  schlechter  Ernte  von  Ölfrüchten  — die 
Danziger  Ölmühle  in  den  gleichen  Jahren,  in  denen  die  Ausfuhr 
von  deutschem  Brotgetreide  gewachsen  ist,  ansehnliche  Mengen 
Ölfrüchte  seewärts  einführen  mufse.  Sie  importierte: 


1890: 

1800  t 

1892: 

7000  t 

1902: 

20  000 1 

Die  gute  Ernte  das  letzten  Jahres  hat  die  Ziffer  aller- 
dings wieder  auf  260 1 vermindert. 

Die  Getreideausfuhr  ist  in  Danzig  nicht  mehr  so  bedeu- 
tend, wie  in  früheren  Jahrzehnten.  Sie  darf'  aber  nicht  allein 
betrachtet  werden.  Der  grofse  technische  Aufschwung  in  der 
Landwirtschaft  hat  eine  um  das  vielfache  erhöhte  Getreide- 
produktiou  ermöglicht;  die  Landwirtschaft  hat  sich  aber  neben 
dem  Getreidebau  in  wachsendem  Mafse  anderen  Arbeits- 
zweigen zugewendet.  Hierbei  spielt  die  Kultur  der  Zuckerrübe 
eine  besondere  wichtige  Rolle.  Es  werden  in  Westpreufsen 
28  570  ha  damit  bebaut  und  18  Fabriken  verarbeiten  sie  zu 
Zucker.  Die  Gesamtmenge  aller  Erzeugnisse  der  Landwirt- 
schaft hat  sehr  bedeutend  zugenommen,  wenn  auch  nur  zum 
Teil  in  anderen  Formen.  So  wird  z.  B.  ein  grofser  Teil  der 
gewonnenen  Rohstoffe  zur  Fleischerzeuguug  verwertet  und 
trotz  sehr  erhöhten  heimischen  Verbrauchs  ist  die  freie,  ver- 
fügbare Menge  der  Produkte  erheblich  gestiegen.  Will  man 
daher  ein  einigermafsen  richtiges  Bild  von  der  Gesamtleistung 
Danzigs  in  dem  Vertriebeland  wirtschaftlicher  Produkte  ge- 
winnen, so  mufs  man  alle  Erzeugnisse  deiser  Art  zusammen- 
rechnen. Dazu  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  aus  Polen  zwar 
die  Ausfuhr  von  Getreide  wegen  Verarbeitung  in  den  dortigen  * 
Mühlen  abgenommen  hat,  dafs  dafür  aber  eine  erhebliche 
Ausfuhr  von  Kleie  nach  Danzig  getreten  ist,  die  zum  grofsen 
Teil  als  Kraftfutter  in  der  Provinz  Verwendung  findet.  Über 
diese  Gesamtmengen  geben  die  folgenden  Ziffern  (nach 
Dr.  Fehrmann)  Auskunft: 
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Gesamte  Zufuhr  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse: 


im  Durchschnitt  der  Jahre: 


Getreide  allein: 

1870/1879 
1880/1889 
1890/1899 
1900  1904 

277  000  t 
302  000  t 
237  000 1 
259  000 1 

davon  ausgeführt 
196000t=63jtf 

davon  ausgetulirt 
138 000t =53^ 

Mühlenfabrikate 
einschliefslich  Kleie: 

1 1870/1879 
| 1880/1889 
1890/1899 
1900/1904 

4 000  t 
21  000  t 
47  000 1 

92  000 1 (hauptsä  clil.  Kleie) 

Zucker: 

1880/1889 
1890  1899 
1900/1902 

55  000 1 
1 43  000 1 
354  000 1 

Also  insgesamt: 

1870/1879 
1880  1889 
1890/1899 
1900/1904 

198  000 1 
274  000 1 
280  000 1 
354  000 1, 

somit  79  % Zunahme  gegen  1870/1879. 

Daraus  ergibt  sich,  dafs  Danzig  auch  heute  noch  von 
steigender  Bedeutung  für  diesen  Zweig  der  Volkswirtschaft  ist. 

Einen  erheblichen  Anteil  hieran  hat  der  Artikel  Zucker. 
Die  Ausfuhr  betrug  durchschnittlich: 


1879 

1200  t 

1881  1895 

47  000  t 

= 20,1  % der  Ausfuhr  Danzigs 

1886/1890 

81000  t 

1891/1895 

130  000  t 

1896  1902 

209  000  t 

= 39,3  % „ „ „ 

1903 

307  000  t. 

mit  48  873  000  JC  Wert 

1904 

202  000  t 

- 38  848  000  M - 

Die  Lagerung  und  Verladung  dieses  wichtigen  Ausfuhr- 
artikels spielt  eine  sehr  erhebliche  Rolle  in  der  Gesamtarbeit 
des  Danziger  Handels. 

Zu  den  Handelszweigen,  die  sich  seit  500  Jahren  in 
ihrem  äufseren  Betriebe  am  wenigsten  geändert  haben,  ge- 
hört der  Holzhandel. 
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Th.  Hirsch  sagt  in  seiner  „Handelsgeschichte  Danzigs“: 

„Die  Eigentümlichkeiten  der  Weichsel,  die  noch 
heute  der  Schiffahrt  grofse  Schwierigkeiten  bereiten, 
haben  seit  den  ältesten  Zeiten  unter  den  rohen,  aber 
gewerbefleifsigen  Sarmaten  die  natürlichste  Form  der 
Schiffahrt,  der  auf  Flöfsen,  in  Gang  gebracht.  Es 
werden  die  zum  Verkauf  bestimmten  Holzstücke  als 
Baumstämme  oder  schon  zu  bestimmten  Zwecken  ver- 
arbeitet, durch  Querhölzer  und  Baststricke  eng  anein- 
ander befestigt.  Jene  verbundenen  Holzstücke  heifsen 
schon  in  der  Ordenszeit  Triften  oder  Trafteu.“ 

Diese  Form  hat  sich  bis  heute  erhalten,  nur  ist  der  alte 
kräftige,  zum  Verbände  gebrauchte  eiserne  Schmiedenagel 
dem  schlechteren  Drahtuagel,  der  feste  Baststrick  zum  Teil 
dem  Drahtseil  gewichen. 

In  früheren  Jahrhunderten  bis  in  die  sechziger  Jahre  des 
neunzehnten  hinein  haben  die  Tratten  nicht  nur  zum  Holz- 
transport  gedient.  Sie  wurden  vielmehr  sehr  oft  gleichzeitig 
gewissermafsen  als  Frachtschiffe  benutzt.  Auf  ihnen  wurden 
Nebenerzeugnisse  des  Waldes:  Brennholz,  Pottasche,  Teer, 
Pech,  Wachs,  Honig  (der  damals  vornehmlich  in  „Waldbeuten“ 
gewonnen  wurde),  vielfach  auch  Getreide  heruntergebracht. 
Diese  Verwendung  hat  seit  etwa  dreifsig  Jahren  aufgehört, 
Holzteer,  Pottasche  usw.  haben  schon  lange  den  gleichen  Pro- 
dukten der  modernen  chemischen  Industrie  weichen  müssen. 
An  ihre  Existenz  erinnern  nur  noch  die  Namen  ihrer  früheren 
Lagerplätze,  der  „Teerhof“  und  „Aschhof“.  Eine  weitere  Wand- 
lung hat  der  Übergang  vom  Holz-  zum  Eisenschiffe  ergeben. 
Jahrhunderte  lang  und  besonders  noch  in  der  Zeit  von  lKfiO 
bis  1870  haben  die  grofsen  Staats-  und  Privatwerften  von 
England,  Frankreich,  Dänemark  zum  Teil  auch  von  Spanien 
die  wertvollen  eichenen  Planken,  Krummhölzer  und  Kniee, 
kieferne  Masten  und  Spieren  zum  Bau  ihrer  Kriegsschiffe  aus 
Danzig  erhalten.  Das  hat  aufgehört;  nur  die  kieferne  „Stellungs- 
diele“ (zum  Schiffs-Gerüstbau)  und  die  sehr  wertvolle.  „Deck- 
diele“ haben  ihren  Platz  noch  behauptet. 

Die  Art  der  eingeführten  Hölzer  hat  weniger  gewechselt, 
als  ihre  Form.  Noch  heute  spieleu  die  Kiefer,  Tanne 
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und  Eiche  ihre  alte  Rolle  im  Handel.  Neu  hiuzuge- 
treten  ist  die  Eller,  ein  Hauptstoff  zur  Kistenfabrikation. 
Rundholz  aller  Art  wird  für  die  Schneidemühlen  eingeführt, 
die  auf  der  Höhe  moderner  Technik  stehen.  Kieferne  und 
eichene  beschlagene  Hölzer  (Balken,  Mauerlatten,  Plangons) 
und  Eisenbahnschwellen  aller  Art  sind  heute  die  Ilairpt- 
haudelsartikel. 

Verschwunden  ist  die  Eibe,  die  bis  zur  Erfindung  des 
Pulvers,  mit  der  Esche  einen  Ausfuhrartikel  z.  B.  nach  England 
für  Herstellung  von  Armbrüsten,  Speeren,  Turnierlauzeu  abgab. 

Mit  der  Entwickelung  moderner  Technik  hängt  es  zu- 
sammen, dafs  die  Danziger  Hölzer  vornehmlich  im  Eisen- 
bahnbau (Schwellen;  Waggonbau),  im  Brückenbau  und  im 
Tiefbau  Verwendung  finden.  Hier  hat  der  elastische  harz- 
reiche kieferne  Balken  sogar  noch  den  Kampf  gegen  das 
amerikanische  Pitchpineholz  vielfach  siegreich  bestanden. 
Ebenso  spielen  die  feinen  Danziger  Hölzer  eine  erhebliche 
Rolle  in  der  Verarbeitung  für  Tischlereizwecke  und  den 
Hochbau. 

Verloren  ist  für  Danzig  das  früher  sehr  bedeutende  Ge- 
schäft in  eichenem  Stabholz  (zur  Fafsfabrikation).  Es  ist 
nach  Memel  übergegangeu.  Andrerseits  hat  Memel  seinen 
Handel  in  kiefernen  Balken  allmählich  fast  ganz  an  Danzig 
abtreten  müssen. 

ln  den  Zufuhrverhältnissen  hat  sich  nur  das  Eine  geändert, 
dafs  neben  dem  Wasserwege  die  Eisenbahn  eine  wachsende 
Rolle  spielt.  Ihr  fallen  allerdings  überwiegend  die  wert- 
voilereu Hölzer  zu.  Die  geringeren  können  die  hohen  Fracht- 
kosten nicht  tragen. 

Seit  Jahrhunderten  ist  immer  wieder  die  Befürchtung 
aufgetaucht,  der  Holzhandel  Danzigs  müsse  aufhören,  weil 
die  „Wälder  in  Polen  ausgehauen“  seien,  wie  der  Chronist 
Köster  sich  schon  ltiiiO  ausdrückt. 

Es  ist  richtig,  dafs  in  der  Nähe  der  schiffbaren  Ströme 
die  Wälder  meist  vernichtet  sind,  ln  dem  Kiesenreiche  Rufs- 
land gibt  es  aber  immer  noch  grofse,  fast  unberührte  Strecken 
jungfräulicher  Forsten.  Jede  neue  Eisenbahn  in  Rufsland 
und  in  Galizien  wirkt  als  Zubringerin  zu  den  Flüssen  oder 
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dient  direkt  der  Ausfuhr.  Dafs  auch  jetzt  die  Zufuhr  von 
Holz  nicht  fallt,  sondern  eher  steigt,  zeigen  die  folgenden 
Ziffern: 

Es  sind  hier  zugeführt  worden,  im  Jahresdurchschnitte 

1883/1889  382  (HX)  Festmeter 

1888/1892  448  0(X) 

1893/1897  504  000 

1898/1901  505  (XX) 

1899  war  die  höchste  Zufuhr  mit  713  000  Festmeter,  aber 
es  scheint,  dafs  das  Jahr  1905  alle  früheren  Jahre  erheblich 
übertreffen  wird.  Allerdings  erhöhen  infolge  der  grofsen 
Entfernungen  der  Wälder  von  den  Flüssen  die  Werbuugs- 
kosten  dauernd  den  Wert  von  Holz.  Er  bewegt  sich  seit 
Jahrzehnten  fast  stetig  in  aufsteigender  Kurve,  mit  nur 
wenigen  Schwankungen  abwärts.  Trotz  Eisen  und  Stein 
nimmt  der  Verbrauch  von  Holz  immer  mehr  zu.  Und  neben 
dem  erheblichen  Exporte  Danzigs  steigt  der  heimische  Ver- 
brauch andauernd. 

Für  die  Ausfuhr  spielen  seit  1846  die  Hölzer  für  den 
Eisenbahnunterbau  eine  bedeutende  Rolle.  So  wurden  aus- 
geführt: 

1852  286  000  Stück  Sleepers  (Schwellenblöcke) 

1854  572  000 

1860  877  (XX) 

1866  1300  000 

Seither  ist  diese  Ziffer  allerdings  erheblich  gefallen,  weil 
andere  preufsische  und  russische  Häfen  sich  in  wachsendem 
Mafse  an  der  Ausfuhr  beteiligen.  1852  war  die  Ziffer  er- 
heblich geringer,  als  in  den  Jahren  1846 — 1851.  Da  ist  es 
interessant,  eine  Äufserung  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft 
kennen  zu  lernen,  in  der  dieser  Rückgang  erklärt  wird.  Es 
heilst  in  dem  Jahresberichte  von  1852  zur  Erklärung  und 
zur  Warnung: 

„Es  sei  gefährlich,  mehr  Schwellen  in  Polen  arbeiten  zu 
lassen,  da  England  seine  Hauptbahnen  gebaut  habe  und  zur 
Zeit  wahrscheinlich  nur  noch  Ersatz  für  schlechte  Schwellen 
brauche“. 

Die  Art  des  Holzhandels  hat  insofern  eine  Wandlung  er- 
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fahren,  als  die  Konkurrenz  von  Amerika,  Kanada  und  der 
skandinavischen  Länder  das  Danziger  Holz  als  Stapelartikel 
vielfach  verdrängt  hat.  Yor  dreifsig  Jahren  hielt  jeder  Ilolz- 
häudler  in  England,  Frankreich  usw.  ein  ständiges  Lager  von 
Danziger  Hölzern.  Das  hat  ziemlich  aufgehört.  Der  Bedarf  ist 
an  sich  nicht  geringer  geworden.  Der  Stapel  ist  aber  nach 
Danzig  verlegt  und  der  ausländische  Importeur  kauft  heute 
möglichst  nur  das,  was  er  für  bestimmte  Geschäfte  und 
Lieferungen  braucht.  Die  Läger  müssen  daher  in  Danzig 
dauernd  gröfser  sein  und  es  ist  viel  schwieriger,  die  einzelnen 
Ansprüche  zu  befriedigen,  zumal  der  Gewinn  erheblich 
gesunken  ist. 

Zu  den  schwierigsten  Teilen  des  Holzhandels  gehört  der 
Einkauf.  Er  verdient  deshalb  besondere  Erwähnung,  weil 
über  ihn  in  der  genannten  Handelsgeschichte  interessante 
Mitteilungen  aus  der  Zeit  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  ge- 
geben weiden.  Es  heifst  dort: 

„Die  polnischen  Kaufleute  betreiben  ihr  Geschäft 
zum  grofsen  Teile  mit  den  Kapitalien  Danziger  Kauf- 
leute. Während  ihrer  Anwesenheit  in  Danzig  schliefsen 
sie  mit  den  dortigen  Grofshändlern  Lieferungsver- 
träge  für  das  nächste  Jahr,  ja  für  mehrere  nächst- 
folgende Jahre  ab.  In  der  Kegel  erhält  der  Liefernde 
das  Geld  für  die  Ware  voraus  bezahlt  und  betrachtet 
sich  als  den  Schuldner  des  Käufers.  — Die  grofsen 
Danziger  Holzhändler  jedoch,  z.  B.  Hans  Gildenburg, 
Gert  von  Sondern  iiberliefsen  sich  nicht  blos  der 
Ehrlichkeit  und  dem  guten  Willen  der  Produzenten, 
sondern  reisten  zum  Einkäufe  des  Holzes  nach  den 
Wäldern,  wo  sie  ihre  Bestellungen  machten  . . .~ 

In  den  Grundzügen  hat  sich  diese  Art  des  Einkaufs  bis 
zum  heutigen  Tage  erhalten.  Nur  kommt  der  Verkäufer 
selten  noch  zum  Verkaufe  nach  Danzig.  Bei  dem  stetig 
wachsenden  inländischen  Bedarfe  Rufslands  und  Österreichs 
mufs  der  deutsche  Käufer  vielmehr  den  Verkäufer  aufsuchen, 
um  sich  Liefemngsabschlüsse  zu  sichzrn,  für  die  zwar  nicht 
mehr  das  ganze  Geld,  aber  ein  erheblicher  Teil  des  Werts 
als  Vorschufs  gegeben  wird. 
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Aus  den  Darlegungen  hinsichtlich  der  Ausfuhrgüter 
Danzigs  wird  man  schliefsen  dürfen,  dafs  landwirtschaftliche 
Produkte  und  Holz  auch  in  den  kommenden  Jahrzehnten  in 
immer  regerem  Mafse  ausgeführt  werden  werden,  vorausgesetzt, 
dafs  nicht  durch  internationale  Verhältnisse  oder  durch  un- 
vernünftige Mafsregelu  der  Tarifpolitik  die  ruhige  Entwicke- 
lung gestört  wird. 

Noch  eines  verschwundenen  Ausfuhrartikels  mufs  Er- 
wähnung getan  werden.  Es  hat  bis  in  die  siebziger  Jahre 
ein  Fleischexport  stattgefunden,  der  1860  noch  510  000  Ji 
ausmachte.  Inzwischen  ist  aber  der  heimische  Kousum  ge- 
stiegen, so  dafs  die  Ost-Provinzen  heute  für  den  Export  von 
Fleisch  keinen  Ueberscliufs  mehr  abzugeben  haben. 


VH. 

Einfuhr. 

Es  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden,  dafs  die  Ein- 
fuhr seewärts  in  Danzig  erheblich  gewachsen  ist,  und  dafs 
hierbei  sowohl  der  Eigenhandel,  wie  der  Speditionshandel 
beteiligt  sind.  Der  Eigenhandel  beschäftigt  sich  hauptsäch- 
lich mit  Gütern  des  täglichen  Verbrauchs  in  Stadt  und 
Hinterland,  wie  Kaffee,  Reis,  Heringe,  Kohleu,  Salz,  Harz, 
Soda,  Petroleum  usw. 


Es  sind  von 

diesen  Waren 

z.  B.  eingeführt 

worden: 

im  Durchschnitt 

Kaffee 

Reis 

Heringe 

der  Jahre: 

in  Zentnern: 

in  Zentnern: 

in  Tonnen: 

1853/1859 

21  500 

18  700 

76  000 

1860/1869 

31  000 

23  500 

90  500 

1870  1879 

35  500 

50  000 

68  000 

1880/1889 

50  800 

94  200 

169  000 

1890/1899 

64  300 

99  600 

172  900 

1900/1904 

71  500*) 

143  000 

224  700 

*)  Diese  Ziffern  sind  einer  privaten  Ausschreibung  entnommen,  da 
die  Angaben  in  den  Jahresberichten  des  Vorsteheramts  nicht  zutreffend 
zu  sein  schienen. 
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Die  vollständige  Wiedergabe  aller  einschlägigen  Artikel 
würde  zu  weit  führen.  Von  Steinkohlen  ist  die  Gesamtzu- 
fiihr  — über  See  und  mit  der  Eisenbahn  — von  31  5(H)  Tons 
in  1853  allmählich  auf  244  000  Tons  in  1371  und  440  000  Tons 
in  1004  gestiegen. 

Von  Petroleum  sind  eingegangen: 

1865  400  Tons 

1870  4 800  - 

1003  36000  - 

1904  25  000  - 

Der  Rückgang  1904  ist  darauf  zurückzuführen,  dafs  jetzt 
auch  in  Königsberg  Tanks  errichtet  sind  und  nun  die  grofseu 
amerikanischen  Tankdampfer  einen  Teil  ihrer  Ladung,  den 
sie  früher  hier  löschten,  nach  Königsberg  bringen. 

Alle  die  genannten  Artikel  zeigen  ein  langsames  Wachsen 
ihrer  Menge.  Bei  Reis  ist  dieses  Wachstum  sprunghaft,  da 
dessen  Import  sehr  wesentlich  von  dem  Umfange  der  heimischen 
Kartoffelernte  abhängt. 

Englisches  Siedesalz  wurde  vom  Handel  zuerst  18(!1 
nach  Aufhebung  des  Monopols  hier  eingeführt.  Die  Einfuhr 
begann  mit  326  000  Zentnern  und  war  von  zunehmender  Be- 
deutung so  lange,  bis  die  steigende  Erzeugung  von  Salz  in 
den  deutschen  Salinen  sie  allmählich  zurück  drängte.  Die 
Einfuhr  ist  bis  auf  76  000  Zentner  in  1904  gesunken.  Aller- 
dings kommen  auch  jetzt  noch  erhebliche  Mengen  Salz  über 
See  hier  ein.  Es  ist  das  aber  Speditiousgut,  und  zwar 
russisches  Salz,  das  vom  Schwarzen  Meere,  aus  Eupatoria, 
hierher  verfrachtet  wird,  um  flufsaufwärts  wieder  nach  Kufs- 
land zu  gehen.  Es  handelt  sich  um  nicht  geringe  Quanten: 

1900:  11  800  Tons 

1904  : 24  000  - 

Es  ist  interessant,  dafs  dieser  kombinierte  Weg  billiger 
ist,  als  die  direkte  Verladung  von  dem  russischen  Hafen  land- 
einwärts. 

Der  Speditionshandel  hat  sich  zu  besonderer  Bedeutung 
aufgeschwungen.  Während  in  den  Jahren  1884 — 1893  im 
Jahresdurchschnitt  nur  40  600  Tonnen  nach  Rufsland  aus- 
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geführt  wurden,  ist  diese  Ziffer  im  Jahre  1904  auf  93  800 
Tonneu  gestiegen.  Das  ergibt  einen  Aufschwung  von  130  % 
gegenüber  den  Jahren  1884/93.  In  dieser  Menge  ist  das 
soeben  erwähnte  russische  Salz  mitenthalten.  Zu  den  Spe- 
ditionsgütern gehören  alle  die  Güter,  Rohstoffe,  Halbfabrikate 
und  Fabrikate,  die  für  den  Eisenbahnbau,  Brückenbau,  die 
Landwirtschaft  nud  die  Industrie  Süd-Rufslands  erforderlich 
sind.  Es  sind:  Baumaterialien,  Eisenwareu,  Maschinen, 
Harz,  Talg,  Kohleu,  künstliche  Düngemittel,  Drogen,  Chemi- 
kalien, Zement  usw.  In  den  Jahren  1900/1904  sind  von 

Speditionsgütern  im  Durchschnitt  302  500  Tonnen  eingeführt 
worden. 

Unter  den  Speditionsgütern,  die  nicht  nach  Rufsland 
gehen,  hat  das  schwedische  Eisenerz  eine  ganze  bedeutende 
Rolle  erlangt,  das  in  zunehmender  Menge  für  die  ober- 
schlesische  Eisenindustrie  auf  dem  Bahnwege  versandt  wird, 
da  die  Abnahme  des  Rohstoffs  im  Inlande  Ergänzung  durch 
fremdes  Erz  fordert.  Es  ist  gelungen,  durch  Erstellung 
günstiger  Tarife,  durch  zweckmäfsige,  sparsam  arbeitende 
Lade-  und  Löschvorrichtungen  diese  Einfuhr  über  Danzig  zu 
leiten,  sodafs  bei  Beginn  der  Sache,  im  Jahre  1892  nur  2000  t, 
im  Jahre  1894  aber  119  000  t und  1905  sogar  185  0<M)  t Eisen- 
erz von  Schweden  über  Danzig  nach  Oberschlesien  geschickt 
worden  sind. 

Mit  Unrecht  hört  man  oft  den  Speditionshandel  als 
minderwertig  gegenüber  dem  Eigenhandel  bezeichnen.  Dies 
ist  nicht  der  Fall,  er  ergänzt  in  willkommener  Weise  den 
Eigenhandel.  Zum  Teil  schafft  er  direkt  Neues.  So  hat  er 
z.  B.  in  der  Schleppschiffahrt  ein  neues  Verkehrsmittel  ins 
Leben  gerufen,  und  er  ist  ein  wichtiger  Faktor  für  die  Ver- 
mehrung der  hier  einlaufenden  Zahl  von  Dampfern.  Die  er- 
höhte Einfuhr  bedeutet  aber,  wie  dies  schon  gesagt  ist,  bessere 
Ausnutzung  des  verfügbaren  Schiffsraums  und  somit  eine 
Erleichterung  auch  der  Ausfuhr  gegenüber  der  Konkurrenz 
anderer  Häfen.  Allerdings  ist  die  Spedition  darauf  ange- 
wiesen, mit  noch  kleinerem  Gewinne,  als  der  Handel,  zu 
arbeiten,  so  dafs  ausreichender  Verdienst  nur  durch  erhöhten 
Umsatz  erreicht  werden  kann.  Deshalb  macht  sich  auch 
grade  die  Spedition  alle  technischen  Errungenschaften,  wie 
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die  elektrischen  Krahne,  zu  Nutze,  die  den  Betrieb  be- 
schleunigen und  verbilligen.  Ohne  die  verbesserten  Hafen- 
anlagen Danzigs  wäre  Spedition  im  Grofsbetriebe  hier  nicht 
möglich. 

Überblickt  mau  die  Gesamtheit  des  Handelsverkehrs 
Danzigs,  so  ergibt  sich,  dafs  er  eine  immerhin  nicht  geringe 
Höhe  erreicht  hat,  die  aber,  wie  dies  wiederholt  betont 
werden  mufs,  nicht  an  See-Häfen  wie  Hamburg  oder  Binnen- 
landplätzen wie  Ruhrort  gemessen  werden  darf.  Es  betrug 
der  gesamte  Güterverkehr  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1900/1904: 

Einfuhr’  seewärts  823  000  Tons 
flufswärts  104  000 

bahnwärts  876  000  - 1 893  000  Tons 

Ausfuhr  seewärts  652  000  Tons 
flufswärts  240  000 

bahnwärts  642  000  - 1 534  OCX)  Tons 

somit  insgesamt  3 427  000  Tons 

Au  denbahnwärts  verfrachteten  Mengen  hat  natürlich  der 
heimische  Konsum  und  der  Bedarf  der  grofsen  Fabriken  und 
Schiffswerften  einen  besonders  bedeutenden  Anteil. 

Die  Seeeinfuhr  hat  1904  116  Millionen  Mark  Wert 

die  Seeausfuhr  95  - - gehabt, 

zusammen  also  211  Millionen  Mark. 

Der  Wert  des  gesamten  Warenumsatzes  hat  sich  nicht 
ermitteln  lassen. 


VIII. 

Industrie. 

Auch  die  Industrie  Danzigs  bedarf  an  dieser  Stelle  einer 
kurzen  Beleuchtung. 

Eine  Industrie  hat  es  in  Danzig  zu  allen  Zeiten  gegeben, 
in  stärkerem  Mafse  seit  den  siebziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts.  1898  hat  eine  neue  Bewegung  eingesetzt,  die 
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in  engem  Zusammenhang  mit  der  prenfsischen  Ostmarken- 
politik steht.  Bis  zum  Jahre  186b  haben  noch  80  Eisen- 
hämmer an  den  kleinen  Flüssen  von  Danzig,  Oliva  und 
Zoppot  bestanden,  denen  als  Rohstoff  Alteisen,  land-  und 
seewärts  zugeführt  wurde.  1851  wurden  hiervon  seewärts 
115  000  Zentner  eingeführt;  1806  waren  es  nur  noch  22  000 
Zentner.  Und  dann  versiegt  die  Zufuhr,  während  die  von 
Roheisen  dauernd  wächst.  Es  mufste  diese  alte  Form  aus 
Urväter  Zeiten  der  gewaltigen  Entwickelung  der  modernen 
Industrie  des  Westens  weichen.  Nur  der  gröfste  dieser  alten 
Eisenhämmer  ist  heute  noch  im  Betriebe. 

Man  hat  bei  der  Danziger  Industrie  zwei  Dinge  sorgfältig 
zu  unterscheiden:  die  altbodenständige  und  die  moderne  In- 
dustrie, die  sich  nicht  auf  die  Verarbeitung  solcher  Stoffe* 
beschränkt,  die  im  Laude  erzeugt  werden. 

Die  bodenständige  Industrie  beschäftigt  sich  in  erster 
Linie  mit  der  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  der  Forsten  und 
der  Landwirtschaft:  Ilolzschneidemühlen,  Getreide  - Mahl- 

miihlen,  Ölmühlen,  Stärke-  und  Zuckerfabriken,  Bierbrauerei, 
Spiritusbrennerei,  Hefefabriken.  Dahin  gehört  auch  die  Tabak- 
fabrikation, die  besonders  westpreufsischen  Tabak  verarbeitet. 
Eine  grofse  Rolle  spielt  vor  allem  seit  altersher  der  Schiffbau 
und  im  kleinen  die  Bernsteinverarbeitung. 

Dazu  treten  die  zahlreichen  Hilfs-Industrien:  Kesselbau. 
Reparatur- Werkstätten,  die  zum  Teil  aus  handwerksmäfsigen 
Betrieben  emporgewachsen  sind;  chemische  Fabriken  zur  Er- 
zeugung von  künstlichen  Düngemitteln,  Kohlensäure  usw., 
die  städtischen  (Gas-  und  Elektrizitätswerk)  und  staatlichen 
Anstalten  (Artilleriewerkstatt  und  Gewehrfabrik). 

Die  meisten  dieser  Werke  sind  mittleren  Umfangs  und 
wenn  auch  mit  wechselndem  Erfolge,  allmählich  vorwärts- 
gekommen. 

1898  begann  eine  neue  Bewegung,  die  davon  ausgiug, 
dafs  die  günstige  Lage  Danzigs  an  der  See  und  an  der  Eisen- 
bahn es  ermöglichen  müsse,  Rohstoff  (soweit  er  nicht  in  der 
Form  von  Alteisen  hier  schon  vorhanden  sei)  und  Brennstoff 
billg  genug  heranzuschaffen,  um  der  Industrie  des  Westens 
in  solchen  Erzeugnissen  Konkurrenz  zu  bieten,  die  bisher 
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nur  in  Schlesien  und  in  Westdeutschland  hergestellt  worden 
sind.  Aus  dieseu  Erwägungen  heraus  sind  hier  drei  gröfsere 
Werke  geschalten,  die  Waggonfabrik,  das  Walzwerk  und  die 
Nieten-  und  Schraubenfabrik,  von  denen  die  erstere,  als  unter 
besonders  günstigen  Bedingungen  arbeitend,  sich  sehr  erfolg- 
reich entwickelt  hat.  Die  beiden  andern  Fabriken,  die  in  den 
letzten  Jahren  einen  Kampf  der  öffentlichen  Meinung  ent- 
fesselt haben,  haben  bisher  keinen  materiellen  Erfolg,  viel- 
mehr grofsen  Kapitalverlust  erzielt.  Trotzdem  darf  der  wirt- 
schaftliche Wert  dieser  Institute  für  Stadt  und  Provinz  nicht 
unterschätzt  werden.  Auch  im  reichen  Westen  haben  viele 
und  grofse  Werke  erst  schwere  Kämpfe  zu  bestehen  gehabt, 
ehe  sie  zu  Prosperität  gelangten. 

Das  Walzwerk  (mit  Zubehör)  und  die  Schrauben-Muttern- 
und  Nietenfabrik  beschäftigen  rund  1000  Arbeiter,  und  abge- 
sehen davon,  dafs  sie  grofse  Mengen  an  Gütern  beziehen  und 
fabrizieren,  leisten  sie  einen  wirtschaftlichen  Nutzen  schon 
dadurch,  dafs  sie  eben  eine  ganz  erhebliche  Zahl  von  Ar- 
beitern ernähren. 

Alle  Teile  des  Gesamtverkehrs:  Industrie,  Handel  und 
Spedition,  sind  notwendige  Glieder  des  gesamten  Organismus, 
sie  sind  auf  einander  angewiesen  und  man  sollte  deshalb  da- 
für sorgen,  dafs  sie  Iland  in  Hand  mit  einander  gehen.  Nur 
in  der  Einigkeit  aller  kann  die  Zukunft  gedeihlich  sich  ent- 
falten. Und  es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  eine 
gesunde  Weiterentwickelung  der  Industrie  Danzig  neue  Kraft, 
geistig  und  materiell,  zuführen  kann. 

Im  Zusammenhänge  mit  diesen  Betrachtungen  ist  es 
wichtig,  auch  auf  die  Arbeiterverhältnisse  einen  Blick  zu 
werfen.  Die  folgenden  Ziffern  entsprechen  den  Anschreibungen 
der  Krankenkassen,  soweit  sie  der  Aufsicht  des  Magistrats 
unterstehen  und  beziehen  sich  auf  den  12.  November  1905. 
Von  den  32  699  Arbeitern  Danzigs  sind  nur  15  967  = 48  % 
als  zu  bestimmten  Gewerben  gehörig  zu  erkennen.  17  279  oder 
52  % gehören  den  freien  Hilfskassen  an,  die  alle  Gattungen 
von  Arbeitern  umfassen.  Es  ist  daher  nicht  genau  zu  er- 
mitteln. wieviel  Arbeiter  industriell,  wieviel  in  Handel  und 
Handwerk  tätig  sind. 
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Die  48  % sind  wie  folgt,  verteilt: 

1.  Im  Schiffbau  5 811 

2.  In  der  Grofsindustrie  1 081 

3.  In  der  Fabrikation  landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse  1 1 04 

4.  In  Verkehrsanstalten  547 

5.  Im  graphischen  Gewerbe  610 

6.  In  den  Staats  Werkstätten  (aufser  der 

Kaiserlichen  Werft)  1 653 

7.  In  den  städtischen  Betrieben  431 

8.  Im  Handwerk  4 634 


15  067 

Die  wachsende  Zahl  der  Arbeiter  macht  eine  erhöhte 
Beachtung  sozialer  Aufgaben  zur  Pflicht.  Obenan  steht  die 
Fürsorge  für  gute  Wohnungen.  Gute  Anfänge  sind  gemacht, 
(Abeggstiftung,  mehrere  Baugenossenschaften),  die  aber  uui 
angedeutet  werden  können.  Es  ist  zu  hoffen,  dafs  das  Ver- 
ständnis für  diese  Frage  und  die  Bereitstellung  der  nötigen 
Mittel  immer  weitere  Fortschritte  machen.  Die  Verhältnisse 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sind  im  grofseu 
und  ganzen  gute.  Auch  Danzig  sind  erhebliche  Streiks  nicht 
erspart  geblieben.  Sie  haben,  so  besonders  der  der  Holz- 
arbeiter im  Jahre  10(X),  durch  Tarifvertrag  vor  dem  Einignngs- 
auit  zum  Frieden  geführt.  Auf  diesem  Wege  liegt  auch  die 
Hoffnung,  in  der  Zukunft  Differenzen  zu  beseitigen. 


IX. 

Einkommen. 

Danzig  hat  in  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, ganz  besonders  auch  unter  dem  eingehender  be- 
sprochenen Kampfe  um  die  Gestaltung  der  Eisenbahn -Ver- 
hältnisse zu  leiden  gehabt.  Es  hat  traurige  Zeiten  durch- 
gemacht, die  nun  allmählich  überwunden  sind.  Leider  hat  man 
sich  vieler  Orten  gewöhnt,  immer  wieder  von  Danzigs  Nieder- 
gang zu  sprechen  und  Danzig  gewissermafsen  als  langsam 
dahinsiechende  Stadt  anzusehen.  Dem  kann  nicht  entschieden 
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genug  entgegen  getreten  werden.  Die  Handelsverträge  und 
die  durch  sie  geschaffenen,  stabilen  Verhältnisse  haben  zu 
der  Gesundung  erheblich  beigetragen.  Das  Beste  hatte  aber 
natürlich  die  Bürgerschaft  selbst  zu  leisten,  und  sie  hat  es 
in  redlicher,  fleifsiger  Arbeit  getan. 

Es  dürfte  daher  nicht  unwichtig  sein,  auch  noch  kurz  die 
l'rage  zu  erörtern,  wie  der  Ertrag  der  gesamten  Arbeit  gewesen 
ist.  Wenn  man  wirtschaftliche  Faktoren  beleuchten  will, 
soll  man  sich  nicht  mit  allgemeinen  Redensarten  über  schlechte 
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und  gute  Zeiten  begnügen,  sondern  soll  versuchen,  objektiv 
ein  Urteil  über  die  Entwickelung  zu  gewinnen.  Die  einzige 
Möglichkeit  objektiver  Prüfung  bietet  die  Entwickelung  der 
.Staats-Einkommensteuer,  die  seit  der  neuen  Gesetzgebung, 
seit  1894,  sehr  viel  deutlicher,  als  vorher,  das  Volksein- 
kommen wiederspiegelt. 

Die  folgenden  Ziffern  zeigen  die  Veranlagung  zur  Staats- 
Einkommensteuer  im  Stadtkreise  Danzig  in  den  Steuer- 
jahren 1894,  1899  und  1904. 
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Diese  Ziffern  ergeben: 

Die  Bevölkerung  war  1894: 
1004: 

die  Zahl  der  Zensiten 
der  Ertrag  der  Staatssteuer 


gegen  1804. 

110173 

150  (»37  *)  2t»  % mehr 

32,3  % - 
55,4%'  - 


Dagegen  war  die  Zahl  der  zur  fingierten  Staatssteuer  ein- 
geschätzten  Zensiten  um  1,5  % gefallen. 

Auf  den  Kopf  der  ganzen  städtischen  Bevölkerung  ergab 
die  Staatssteuer: 


1804:  5,00  JH 
1800:  6,39  - 

1004:  6,30  - , gegen  1804  23  % Zuwachs. 


Der  kleine  Rückgang  der  letzten  Ziffer  dürfte  auf  die  in 
dieser  Periode  erfolgte  Eiugemeiduug  einiger  ärmerer  Ge- 
meinden zurückzuführen  sein. 

Die  Ziffern  zeigen  ein  Bild  nur  sehr  bescheidener,  aber 
gesunder  Entwickelung.  Denn  das  erhebliche  Aufsteigen  aus 
der  Zahl  der  nur  fingiert  Eingeschätzten  in  die  Zahl  der 
wirklichen  Zensiten  beweist,  dafs  sich  die  kleinsten  Ein- 
kommen, die  Arbeits-Einkommen  gehoben  haben.  Ebenso 
findet  ein  langsames  Aufsteigen  in  den  mittleren  Klassen 


*)  Nach  der  neuesten  Volkszählung  ist  die  Revülkerung  auf  150000 
Einwohner  gestiegen. 
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statt.  Aber  wirklicher  Reichtum  fehlt  oder  ist  nur  in  sehr 
kleinem  Mafse  vorhanden.  Danzig  ist  eine  Stadt  gesunden 
Mittelstandes.  Die  Erwerbsstände  spielen  dabei  die  Haupt- 
rolle. Aber  sicher  ist  der  erhebliche  Einschlag  von  Beamten 
und  Offizieren  in  seiner  finanziellen  Wirkung  nicht  zu  unter- 
schätzen, wie  auch  unter  diesen  Umständen  das  Steuerprivileg 
dieser  beiden  Kategorien  für  die  Steuerlast  der  Bevölkerung 
von  schwerwiegender  Bedeutung  ist. 


X. 

Schlu  fs. 

Trotz  seiner  grofsen  Steuerlast  hat  Danzig  unter  tat- 
kräftiger Leitung  es  verstanden,  in  hygienischer  und  kultureller 
Beziehung  stetig  fortzuschreiten  und  dieser  Fortschritt  ist 
nicht  langsam  gewesen.  Es  ist  eine  gesunde  Stadt  geworden 
und  ein  Stück  zähen,  alten  Hansegeistes  ist  immer  lebendig 
geblieben  und,  das  „Hilf  Dir  selbst“  hat.  nie  seine  Bedeutung 
verloren.  Man  hat  bis  zum  heutigen  Tage  so  lange  nicht 
nach  der  „hohen  Obrigkeit“  gerufen,  als  man  sich  aus  eigener 
Kraft  zu  helfen  wufste. 

Dazu  gehört  auch  das  frühzeitig  aufgetretene  Bestreben 
der  Kaufmannschaft,  sich  zur  Vertretung  ihrer  Interessen  zu 
organisieren. 

So  findet  sich  schon  16G5  die  erste  kaufmännische  Orga- 
nisation, das  „Merkantial-Kollegium“,  das  1704  als  „Kommerz- 
kollegium“ neu  geregelt  wurde,  um  1732  sich  umzuformen 
in  eine  „Vereinigung  der  zur  See  handelnden  Kaufmannschaft“. 
17!ri  wurde  daraus  unter  den  veränderten  politischen  Ver- 
hältnissen die  Kaufmannsgilde,  die  in  12  Handelsbräuchen 
mit  je  2 Ältesten  sich  als  „die  Komitee  der  Kaufmannschaft“ 
konstituierte.  Und  schliefslich  beginnt  1822  die  moderne  Zeit 
mit  ihrer  „Korporation  der  Kaufmannschaft“,  einer  — im 
Gegensatz  zu  den  Handelskammern,  die  auf  gesetzlichem 
Beitrittszwange  aller  Gewerbetreibenden  beruhen  — bis  heute, 
auf  freiwilliger  Mitgliedschaft  beruhenden  Vereinigung  der 
Kaufleute.  Ihr  Vorstand  hiefs  anfänglich  „Die  Ältesten“ 
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seit  1871  .Das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft“.  83  Jahre 
lang  hat  diese  Behörde  ihres  Amtes  gewaltet  und  unter  der 
Leitung  tatkräftiger  Männer  tüchtig  au  der  Hebung  der 
Danziger  Handels-  und  Verkehrs -Verhältnisse  mitgearbeitet. 

Seit  1742  dient  der  Artushof  als  Börse. 

Aus  der  kaufmännischen  Organisation  heraus  hat  auch 
eine  Regelung  des  äufseren  Geschäftsganges  verschiedener 
Handelsbranchen  (Getreide,  Holz,  Zucker,  Reederei  usw.)  durch 
die  Kodifikation  von  Handelsgebräuchen  stattgefunden. 
.Strengste  Rechtlichkeit  und  Klarheit  in  den  geschäftlichen 
Beziehungen  sind  die  Grundlagen  des  gewerblichen  Lebens. 
Sie  auch  äufserlich  jedem  erkennbar  zu  machen,  die  Vor- 
bedingungen für  einen  schnell  sich  abwickelnden  Verkehr 
festzustellen  und  Streitigkeiten  vorzubeugen,  Ist  der  wesent- 
lichste Zweck  all  dieser  Mafsnahmeu. 

So  lange  in  Danzig  Vermögen  erworben  wird,  ist  immer 
auch  der  Grundsatz  des  „noblesse  oblige“  festgehalten  worden. 
Denn  nur  dann  hat  Reichtum  sittlichen  Wert,  wenn  er  in  an- 
ständiger Weise  und  zu  vernünftigen  Teilen  wieder  dem 
Gemeinwesen  zutliefst.  Es  ist  deshalb  auch  noch  der  Art  zu 
gedenken,  wie  Danzigs  reich  gewordene  Kaufleute  ihr  Ver- 
mögen im  Interesse  gemeinnütziger  Arbeit,  im  Interesse  von 
Kunst  und  Wissenschaft  verwertet  haben. 

Es  bestehen  4(11  Stiftungen  und  Vereine,  die  ein  Ver- 
mögen von  mindestens  21  Millionen  besitzen.  Die  Erträg- 
nisse von  11  Millionen  kommen  direkt  zur  Verteilung  an  Be- 
dürftige aller  Art,  während  die  übrigen  Gelder  in  mannig- 
facher anderer  Weise  Verwendung  finden.  Einzelne  Stiftungen 
datieren  schon  aus  dem  14.  Jahrhundert.  Bis  in  die  heutige 
Zeit  hinein  geht  aber  ununterbrochen  der  Trieb  zu  neuen 
Stiftungen.  Erst  in  den  letzten  Jahren  sind  bedeutungsvolle 
Schenkungen  und  Vennächtnisse  gemacht  worden,  ein  ehren- 
volles Zeichen  bürgerlichen  Gemeinsinns. 

Ebenso  erfreulich  ist  von  jeher  das  Interesse  des  Handels- 
standes für  Kunst  und  Wissenschaft  gewesen.  Ein  Kaufmann 
gründete  1832  die  Handelsakademie  und  schenkte  der  Stadt 
seine  Gemälde  - Sammlung,  einem  Kaufmann  verdankt  das 
Stadt-Museum  seine  Entstehung.  1557  wurde  hier  schon  ein 
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städtisches  Gymnasium  gegründet,  das  die  stolze  Inschrift 
trägt:  „artium  liberalium  Studiis  sacrum“  und  das  ursprüng- 
lich sogar  eine  Art  Hochschule  darstellte. 

1859  begannen  Kaufleute  und  Gewerbetreibende  eine  Fort- 
bildungsschule zu  gründen,  aus  der  allmählich  die  städtische 
obligatorische  Handels-  und  Gewerbeschule,  mit  fakultativen, 
kaufmännischen  Kursen  höherer  Art,  mit  etwa  4000  Schülern 
geworden  ist. 

Und  endlich  ist  der  zur  Freude  der  ganzen  Stadt  1904 
eröffueten  technischen  Hochschule  zu  gedenken,  der,  wie  die 
Kaufmannschaft  hofft,  allmählich  Kurse  angegliedert  werden 
werden,  die  einer  Handelsschule  entsprechen. 

Nur  durch  erhöhtes  Wissen  und  vermehrtes  Können  kann 
der  Kaufmann  seine  Stellung  erhalten  und  fordern.  Man  soll 
aber  neben  aller  Schätzung  des  höchsten  Wissens  nie  ver- 
gessen, dafs  die  wichtigste  Schule  des  Kaufmanns  und  des 
Industriellen  das  Leben  ist.  Erst  im  harten  Arbeitskampfe 
können  sich  die  Eigenschaften  herausbilden,  die,  auf  gründ- 
lichem Wissen  beruhend,  den  tüchtigen  Kaufmann  machen. 

Und  nun  schliefst  sich  das  Bild,  das  in  diesen  Blättern 
zu  entrollen  versucht  ist.  Uie  Arbeit  in  Handel,  Industrie 
und  die  Schiffahrt  am  grofsen  Meere  bringen  den  Wohlstand, 
der  die  Mittel  zu  höherer  Kultur  schafft,  die  Wissenschaft 
fördert  und-  so  im  ewigen  Kreisläufe  Handel,  Industrie,  Schiff- 
fahrt immer  neu  belebt. 

Im  Rathaus  steht  ein  alter  Spruch: 

Ante  alias  felix  quus  Prussia  continet  urbes 
Kxsuperaus  Gedämmt  nobile  nomen  habet. 

Die  „überragende  Gröfse“  der  alten  Zeit  hat  Danzig  nicht 
wahren  können.  Die  grofsen  Handelsmetropolen  an  den 
Welthandelsstrafsen  haben  es  zu  bescheidenerer  Rolle  zurück- 
gedrängt. Aber  1 >an zig  lebt  und  wird  wachsend  weiterleben. 
Seine  alte  Geschichte  legt  den  Nachkommen  ernste  Pflichten 
auf.  Nicht  nur  in  der  Erhaltung  der  Kunstdenkmäler  glanz- 
voller Zeiten,  sondern  in  Bewahrung  der  besten  ihrer  Über- 
lieferungen: zu  sein  ein  Ort  energischer  Arbeit  in  der  Fort- 
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entwickeln»#  von  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt,  ein  Vor- 
ort des  Deutschtums,  und  ein  Vorort,  geistiger  Freiheit  und 
geistigen  Fortschritte  für  die  ganze  Ostmark. 

Es  ist  ein  schweres  Ringen  in  dem  oft  rauhen  Klima, 
dessen  Boden  nicht  mühelos  Früchte  zeitigt.  Darum  wird 
Göthes  Mahnwort  im  „Faust“,  das  hohe  Lied  der  Arbeit 
jedem  Danziger  Bürger  stets  im  Gedächtnis  leben  müssen: 

„Das  ist  der  Weisheit  letzter  Schlafs: 

Nur  der  verdient  sich  Freiheit,  wie  das  Leben, 

Der  täglich  sie  erobern  mufs“. 


Druck  von  Motion  Nf.  io  Berlin  MV. 
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Oas  Bewilligen  von  Steuern,  die  man  selbst  bezahlt,  und 
das  Entrichten  dieser  Steuern  erscheint  den  meisten  Menschen 
nicht  als  eine  besondere  Freude.  Mag  es  sich  uin  Steuern  der 
Gemeinde,  der  Kommunalverbände,  des  Eiuzelstaats  oder  auch 
des  Reiches  handeln  — immer  wird  uns  zur  Überwindung 
eines  Unlustgefühls  zunächst  die  Notwendigkeit  des  Steuer- 
zahlens  damit  motiviert,  dafs  es  im  Interesse  der  Gesamtheit 
erforderlich  sei,  Lasten  zu  übernehmen.  Man  sucht  an  den 
öffentlichen  Ausgaben  zu  sparen,  um  Steuererhöhungen  zu  ver- 
meiden. Im  Verfassungsstaate  ist  es  das  wichtigste  politische 
Recht  der  Besteuerten  in  Staat  und  Gemeinde,  dai's  sie  durch 
erwählte  Männer  ihres  Vertrauens  die  Ausgaben  daraufhin 
kontrollieren  können,  ob  das  Geld  für  vernünftige  Zwecke  aus- 
gegeben  wird  und  dafs  sie  das  liecht  der  Steuerbewilligung 
ausüben.  Als  Pflicht  der  Gemeindevertreter  und  Abgeordneten 
wurde  früher  auch  allgemein  angesehen,  dafs  sie  Ausgaben 
und  Einnahmen  nur  bewilligten,  wenn  diese  durch  das  Bedürfnis 
der  Gesamtheit  motiviert  sind.  Als  Prinzip  formuliert  heilst 
dieser  Grundsatz:  Steuern  sind  ein  notwendiges  Übel;  es  ist 

wünschenswert,  dafs  dem  Volke  nicht  ein  Pfennig  mehr  ab- 
genommen wird,  als  für  den  Gesamtbedarf  erforderlich  ist, 
und  dafs  die  Steuergelder  für  den  Nutzen  der  Gesamtheit, 
nicht  für  das  Sonderinteresse  irgend  einer  Schicht  verwendet 
werden. 

Verletzt  wird  dies  Prinzip,  erstens  wenn  gelegentlich  der 
Besteuerung  Lasten  aufgelegt  werden,  die  nicht  nur  dem 
Fiskus,  sondern  auch  gewissen  Privatleuten  Vorteil  bringen; 
ferner  wenn  bei  Aufbringung  der  Lasten  einzelne  Schichten 
bevorzugt  werden;  endlich  wenn  aus  den  Stenererträgnissen 
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Zuwendungen  an  Sonderinteressenten  gemacht  werden  oder 
wenn  Steuern  eingeführt  werdeu,  für  welche  der  Finanzbedarf 
nicht  der  Anlafs  ist. 

Wohltätigkeitsakte  — bei  der  Besteuerung  ausgeübt  — 
haben  die  Eigentümlichkeit,  dafs  immer  jemand  um  so  viel 
mehr  hergeben  mufs,  damit  die  Wohltaten  des  Fiskus  gespendet 
werden  können. 

Hiergegen  wird  zunächst  ein  Einwand  geltend  gemacht: 
Staat  und  Gemeinde  geben  die  von  den  Steuerzahlern  ge- 
spendeten Mittel  doch  für  vernünftige  Zwecke  aus;  sie  leisten 
etwas  für  das,  was  sie  au  Steuern  erheben.  Andere  gehen  noch 
weiter  und  sagen:  wird  das  Geld  der  Steuerzahler  im  Laude 
ausgegeben,  so  kommt  es  ja  wieder  unter  die  Leute.  Dieser 
letztere  Gesichtspunkt  ist  ein  Gesichtspunkt  der  Interessenten, 
nicht  der  Gesamtheit.  Nehmen  wir  ein  Beispiel  aus  dem 
Ijeben:  eine  Brücke  stürzt  ein,  eine  Festung  mufs  umgebaut 
werden,  weil  die  Befestigungen  veraltet  sind,  ein  Krieg  ist  mit 
Anleihen  geführt  worden  und  die  Zinsen  und  die  Tilgung  der 
Anleihen  müssen  nun  aufgebracht  werden.  Das  Geld  kommt 
hier  in  der  Tat  unter  die  Leute:  die  Brückenbauindustrie,  die 
Erdarbeiter  und  die  Lieferanten  von  Militärmaterial,  die  Be- 
sitzer von  Wertpapieren  empfangen  Zahlungen  als  Gegenwert 
für  ihre  Leistungen  an  den  Staat.  Aber  genau  so  viel,  wie  sie 
empfangen,  müssen  andere  Leute  hergeben.  Indem  die  Belasteten 
Steuern  aufbriugen,  können  diese  Steuerträger  um  so  weniger 
konsumieren  oder  kapitalisieren.  Aufträge  und  Bestellungen 
entgehen  also  allen  denjenigen,  die  die  Lieferanten  des  gröfseren 
privaten  Konsums  der  Steuerzahler  geworden  wären  oder  die 
die  Betriebsmittel  geliefert  hätten,  wenn  private  Mehrerspar- 
nisse in  neuen  Unternehmungen  angelegt  worden  wären. 

Die  Steuern  sind  nur  produktiv  verwendet  worden,  wenn 
die  mit  Steuern  gedeckten  Leistungen  von  Staat  und  Gemeinde 
der  Gesamtheit  Nutzen  bringen.  Der  Gegenwert  der  Leistungen 
von  Staat  und  Gemeiude,  nicht  die  Tatsache,  dafs  Geld  unter  die 
Leute  kommt,  ist  das  entscheidende.  Die  grofse  Schwierigkeit 
ist,  dafs  wir  den  Wert  vieler  öffentlicher  Leistungen  nur  messen 
können,  nach  dem  was  sie  kosten,  dafs  aber  kein  Marktwert 
vom  Standpunkt  des  Konsumenten  für  die  wichtigsten  öffent- 
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liehen  Leistungen,  kein  Verkehrs  wert  derselben  gebucht 
werden  kann. 

So  kam  man  von  diesen  Erwägungen  erst  recht  zu  der 
Folgerung:  Steuern  sind  ein  notwendiges  Übel  und  nur  soweit 
gerechtfertigt,  als  das  fiskalische  Bedürfnis  sie  unbedingt 
fordert.  In  England  zieht  hieraus  sogar  die  Legierung  die 
Folgerung,  dafs  sie  selbst  eine  Herabsetzung  von  Steuern  be- 
antragt, wenn  Überschüsse  dies  gestatten.  In  Deutschland  ist 
dagegen  von  dieser  Möglichkeit  nur  äufserst  selten  Gebrauch 
gemacht  worden. 

Vereinzelt  ist  es  allerdings  vorgekommen,  dafs  man  Ver- 
besserungen der  Technik  bei  erhöhter  Steuerlast  erlebt  hat. 
Es  kam  auch  vor,  dals  man  die  Einführung  von  Steuern  in 
Kolonien  damit  motiviert  hat,  die  Bedürfnislosigkeit  der  Ein- 
geborenen sei  ein  Unglück.  Angesichts  dessen  sei  es  der 
Kultur  der  Eingeborenen  förderlich,  wenn  sie  Stenern  ent- 
richten müfsten.  Sie  würden  dann  arbeitsamer  werden.  Im 
grofsen  ganzen  ist  aber  solche  Pädagogik  von  den  davon  Be- 
troffenen selten  mit  Dank  und  Begeisterung  aufgenommen 
worden;  für  unsere  alteu  Kulturländer  wird  sie  auch  nicht 
einmal  als  Vorwand  viel  verwertet. 

Demgemäfs  lehrte  auch  die  Finanztheorie  übereinstimmend 
bis  etwa  1879,  dafs  der  Zweck  der  Besteuerung  der  finanzielle 
sei,  die  notwendigen  Einnahmen  für  die  Erfüllung  der  öffent- 
lichen Aufgaben  zu  liefern,  und  dafs  man  froh  sein  müsse, 
wenn  dieser  Zweck  ohne  zu  viel  Kosten  und  mit  einiger  Ge- 
rechtigkeit erreicht  werde. 

Da  kam  Adolf  Wagner  und  formulierte  eine  neue  Auf- 
fassung vom  Zwecke  der  Besteuerung.  Aufser  dem  rein 
finanziellen  Zweck  der  Besteuerung  müsse  noch  ein  zweiter, 
„ein  sozialpolitischer  Zweck“  anerkannt  werden,  nämlich  der 
Zweck,  „regulierend  in  die  Verteilung  des  Volkseinkommens 
und  Vermögens  eiuzugreifen“.*)  Adolf  Wagner  hat  neuerdings 

*)  Die  Vorläufer  dieser  Theorie  sind  die  französischen  Konvents- 
niänner,  welche  allerdings  wenig  praktischen  Erfolg  mit  ihrer  Steuer- 
politik erzieltem  Vgl.  Andre  de  Retz  de  Servies,  De  I’impöt  pro- 
gressif  dnns  l’histoirc  en  France  de  17S!>  ;i  Is7u.  Paris  1 SU »4.  S.  ;>l  fl', 
und  S.  S7  fl'. 
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diesen  zweiten  Zweck  nocli  dahin  erweitert,  „dafs  auch  noch 
regulierend  in  die  Verwendung  des  Einzeleinkonmiens  und 
Vermögens  eingegriften  werden  kann“,*) 

Diese  Auffassung  Wagners  hat  heftigen  Widerspruch  ge- 
funden, der  davon  ausging,  dafs  es  nicht  wünschenswert  sei, 
Steuern  einzuführen,  um  den  Reichen  Geld  zu  nehmen  und  es 
den  Armen  zu  geben. 

Ich  möchte  auf  die  Kontroverse,  was  wünschenswert  ist, 
zunächst  nicht  eingehen,  sondern  meinem  methodischen  Stand- 
punkte entsprechend  vorerst  das  prüfen,  was  ist. 

Ehrlicherweise  mufs  nun  zugegeben  werden,  dafs  es  in 
der  Vergangenheit  und  in  der  Gegenwart  Fälle  gegeben  hat, 
in  welchen  die  Besteuerung  tatsächlich  in  die  Verteilung  des 
Volkseinkommens  eingegriffen  hat  und  eingreifen  sollte. 

Sind  nun  Fälle  bekannt,  in  welchen  die  Einkommens- 
verteilung zu  gunsteu  der  Besitzlosen  geändert  wurde? 

Aus  den  Anfängen  des  Islam**)  wird  uns  ein  solcher  Fall 
berichtet.  Bietet  uns  aber  nicht  auch  die  Gegenwart  Fälle,  in 
welchen  die  Besitzenden  Steuern  aufbringen,  aus  deren  Er- 
trägnis die  Eiukommensverhältnisse  der  Besitzlosen  aufgebessert 
werden?  Scheinbar  ja.  Wenn  für  Zwecke  der  Armenpflege 
aus  Steuermitteln  Geld  aufgebracht  wird,  so  könnte  man 
argumentieren:  hier  zahlen  die  Einen,  die  Vermögen  haben, 
und  empfangen  andere,  die  nichts  haben.  Hier  liegt  aber  in 
Wirklichkeit  nicht  der  Gesichtspunkt  einer  Korrektur  der  Ver- 
mögensverteilung,  vielmehr  nur  die  Verwirklichung  eines 
Kollektivinteresses  auch  der  Besitzenden  vor.  Die  Schäden, 
welche  entstehen  würden,  wenn  so  und  so  viele  Volksgenossen 
verhungern  oder  durch  ihre  Not  zu  Verbrechen  getrieben 
würden,  ferner  die  gesundheitlichen  Milsstände  beim  Fehlen  ge- 
regelter Armenpflege  würden  mehr  kosten,  als  die  Steuern  für 
Armenpflege.  Vor  allem  soll  aber  bei  unserer  Arinenunterstüt- 
zung  gar  nicht  bewirkt  werden,  dafs  die  Armen  auf  Kosten 


*)  Vgl,  A.  Wagner,  Finanzwissensehnft.  II.  Teil.  2.  Aull.,  Leipzig 
1S90,  S.  207. 

**)  Vgl.  Alfred  von  Kremier,  Kulturgeschichte  des  Orients  unter 
den  Chalifeu.  Wien  1S75,  lid.  I,  S.  5:S,  05,  71. 
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■der  Reiclien  wohlhabend  weiden;  sie  erhalten  nur  das  Not- 
dürftigste und  bleiben  arm. 

Liegt  aber  nicht  ein  solcher  Fall  des  sozialpolitischen 
Zwecks  der  Besteuerung  vor,  wenn  das  Reich  aus  Steuer- 
mitteln Zuschüsse  zur  Invalidenversicherung  leistet?  Hier  ist 
das  erste  Bedenken,  dafs  zu  den  Steuern  des  Reichs  auch  der 
notwendigste  Verbrauch  der  Ärmsten  an  Salz,  Zucker,  Petroleum 
usw.  oft  mehr  beiträgt,  als  was  sie  empfangen.  Ferner  dafs 
die  Invalidenversicherung  eine  Zwangsversicherung  ist  und 
dafs  der  Staat,  wenn  er  diesen  Zwang  in  einem  Lande,  in 
welchem  die  Löhne  nicht  hierzu  voll  ausreichen,  durchführen 
will,  notwendig  selbst  beisteuern  mufs;  endlich  dafs  die  zwangs- 
weise durchgeführte  Invalidenversicherung  sich  als  eine  ent- 
sprechende Entlastung  der  Armenpflege  herausstellt  und  in 
würdigerer  Form  das  gewährt,  was  sonst  als  Armenlast  auf- 
zubringen ist.  Wie  steht  es  aber  mit  der  Verwendung  von 
Erträgnissen  der  erhöhten  landwirtschaftlichen  Zölle  zu  den 
Zwecken  einer  künftigen  Wittwen-  und  Waisenversicherung? 
Wird  hier  den  Reichen  genommen,  um  das  Einkommen  der 
Armen  zu  steigern?  Dieser  Staudpunkt  wäre  sehr  irrig.  Der 
Zoll  wirkt  ja  ebenso  auf  den  Preis  des  deutschen  wie  des  ein- 
geführten Getreides.  Nur  ein  Teil  des  Getreides  wird  ein- 
geführt und  bringt  Zollerträge.  Nur  ein  Teil  dieser  Zoll- 
erträge wird  für  die  soziale  Versicherung  verwendet.  Die  Ver- 
braucher — hierunter  auch  die  Arbeiter  selbst  — werden 
fünf-  bis  sechsmal  soviel  mehr  aufbringen  müssen,  als  der 
sozialen  Versicherung  zufliefst. 

Aber  liegt  nicht  ein  Fall  vor,  der  hierher  gehört,  wenn 
zwar  nicht  durch  bare  Zuwendung,  aber  durch  Gewährung 
einer  Ausgabeersparnis  die  Väter  schulpflichtiger  Kinder  dann 
unterstützt  werden,  sofern  an  gewissen  Volksschulen  das 
Schulgeld  aufgehoben  ist  und  die  Schulausgaben  im  wesent- 
lichen aus  Steuerleistungen  der  Wohlhabenderen  gedeckt 
werden?  Allerdings  werden  hier  gelegentlich  auch  Einzel- 
bedürfnisse auf  Kosten  der  Gesamtheit  unentgeltlich  befriedigt. 
Aber  diese  Gesamtheit  erzwingt  ja  den  Schulbesuch  unab- 
hängig von  den  Vermögens  Verhältnissen  der  Eltern  der  Schul- 
kinder; die  Gesamtheit  erzwingt  dies,  weil  sie  ein  Gesamt- 


Digitized  by  Google 


8 


interesse  darau  auerkenut,  dal’s  die  Bevölkerung  ein  Minimum 
von  Kenntnissen  sich  aueignet.  Es  liegt  ein  ähnlicher  Fall 
bei  der  unentgeltlichen  Ernährung  und  Ausrüstung  vor,  die 
in  Ländern  mit  allgemeiner  Wehrpflicht  der  Staat  den  jungen 
Leuten  gewährt,  die  zur  Fahne  einberufen  werden,  um  für  den 
nationalen  Verteidigungsdienst  ausgebildet  zu  werden.  Nicht 
um  den  Rekruten  und  den  Vätern  der  Rekruten  eine  Zu- 
wendung zu  machen,  werden  unsere  Soldaten  ernährt  und  aus- 
gerüstet und  in  den  Kasernen  beherbergt  — nein  um  den 
Militärdienstzwang  auch  gegenüber  den  Unbemittelten  wirksam 
durchzuführen.  In  all  den  erwähnten  Fällen  soll  nicht  die 
Einkommensverteilung  geändert  werden.  Es  soll  ein  staat- 
licher Zwang  angesichts  der  bestehenden  Einkommensverteilung 
wirksam  durchgeführt  weiden.  Dies  geht  nicht  ohne  Zu- 
schüsse der  Gesamtheit,  solange  gerade  die  bestehende  Ein- 
kommensverteilung herrscht.  Mau  ändert  sie  nicht,  sondern 
man  erkennt  sie  an,  indem  man  ihre  Konsequenzen  zieht. 

Dal’s  die  Reichen  Steuern  zahlen  müssen,  um  den  ärmeren 
Klassen  ein  höheres  Einkommen  zu  verschaffen,  wäre  gewil’s 
begrift’lich  ein  sehr  einfacher  Weg,  eine  neue  Einkommens- 
und  Verinögeusverteilung  herbeizuführen;  ganz  gleichgültig 
wie  man  über  das  Wünschenswerte  oder  Nichtwünschenswerte 
einer  solchen  Politik  denken  mag,  ergibt  sich  jedoch  hierfür 
aus  den  mir  bekannten  Fällen  der  heutigen  Praxis  kaum  ein 
Beispiel  der  Bestätigung.  Und  dies  ist  begreiflich  genug.  Die 
Machtverteilung  im  öffentlichen  Leben  ist  nicht  derart,  dal's 
die  proletarischen  Klassen  bei  uns  oder  in  irgend  einem 
heutigen  Kulturstaat  die  Expropriation  der  Besitzenden  in 
dieser  einfachen  Weise  bewerkstelligen  könnten. 

Allenfalls  dal’s  hier  und  da  einmal  in  einer  kleinen  Ge- 
meinde versucht  wird,  einem  besonders  stenerfähigen  An- 
gehörigen der  Gemeinde  die  Deckung  von  Ausgaben  zu- 
zuschieben, welche  einer  herrschenden  ärmeren  Majorität  zu 
gute  kommen.  Dal’s  dies  aber  nicht  so  ausgebildet  werden 
kann,  svie  es  vielleicht  geplant  wird,  dagegen  witken  mehrere 
Umstände:  vielfach  ein  plutokratisches  Gemeindewahlrecht, 
ferner  die  Möglichkeit  des  Fortzugs  reicher  Leute  aus  der 
Gemeinde,  endlich  die  Staatsaufsicht  über  die  Gemeinden. 
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Wenn  wir  die  wirklichen  Anwendungsfalle  für  den 
Wagnerseben  Satz,  dafs  Steuern  einen  Nebenzweck  veränderter 
Vermögensverteilung  haben  können,  suchen,  handelt  es  sich 
heute  in  der  Praxis  darum,  dal's  Angehörige  der  Uuternehmer- 
schicht,  gewisse  Leute,  die  keineswegs  völlig  besitzlos  sind, 
für  sich  Begünstigungen  gelegentlich  der  Besteuerung  oder  in 
der  Verwendung  der  Steuererträgnisse  durchsetzen.  Die  Ge- 
fahren eines  Kommunismus  zu  guusten  der  Besitzlosen  als 
Ergebnis  der  Besteuerung  sind  kein  aktuelles  Problem:  um- 
somehr findet  sich  die  Möglichkeit  eines  Kommunismus  zu 
guusten  bestimmter  Schichten  der  besitzenden  Klassen  ver- 
wirklicht 

Drei  Fälle  der  Verwirklichung  von  Nebenzwecken  der 
Besteuerung  lassen  sicli  in  einigen  Ländern  der  Gegenwart 
beobachten: 

1.  Gelder,  die  von  der  Allgemeinheit  mittelst  Steuern  auf- 
gebracht sind,  werden  in  bestimmten  Fällen  zur  baren  Unter- 
stützung bestimmter  Einzelner  verwendet. 

2.  Gelegentlich  der  Erhebung  von  Zöllen  und  Steuern 
wird  Begüustiguugspolitik  betrieben. 

3.  Steuern,  zu  denen  nicht  Gesichtspunkte  des  öffentlichen 
Bedarfs  oder  der  Belastung  nach  Leistungsfähigkeit  zwingen, 
werden  mit  dem  Nebenzweck  geschaffen,  der  Abneigung  oder 
dem  Hasse  gegen  bestimmte  Entwicklungserscheinungen  Aus- 
druck zu  geben. 

In  Ländern,  die  einmal  mit  der  Verwirklichung  von 
solchen  Nebenzwecken  der  Besteuerung  den  Anfang  gemacht 
haben,  kommt  es  leicht  dazu,  dal's  die  Gesichtspunkte  der 
Begünstigungspolitik  und  der  Politik  des  Hasses  auch  auf 
audere  Sphären  Einünfs  gewinnen:  z.  B.  auf  die  Regelung  der 
Eisen bahntarife  bei  staatlichem  Eisenbahnbetrieb,  auf  die 
Regelung  von  Schiffahrtsabgaben  und  Verkehrsabgaben,  ja 
möglicherweise  auch  auf  die  Auswahl  der  Personen  für  be- 
stimmte eintlufsreiche  und  gutbezahlte  Ämter. 

1.  Am  einfachsten  und  zugleich  am  harmlosesten  liegt  die 
Sache,  wenn  aus  öffentlichen  Mitteln  bare  Zuwendungen  für 
irgend  einen  Zweck  gewährt  werden  — seien  es  Produktions- 
prämien oder  Unterstützungen  des  technischen  Fortschrittes 
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oder  Aufwendungen  für  Meliorationen  oder  dergleichen.  Hier 
kann  genau  nachgerechnet  werden,  was  die  Sache  kostet,  und 
der  Erfolg  mit  dem  Aufwand  leicht  verglichen  werden.  Diese 
Art  von  Begünstigungspolitik  kann  beseitigt  werden,  wenn  sie 
sich  als  bedenklich  herausstellt 

Wenn  der  französische  Staat  bare  Zuwendungen  au  die 
Schiffsbauer,  Reeder,  Seefischer,  Seidenspinner,  ferner  an  die 
Seiden-,  Hanf-  und  Flachsbauern  gewährt,  so  kann  dies  jeder- 
mann nach  dem  Budget  nachprüfen  und  den  Erfolg  mit  dem 
Aufwrande  vergleichen.  Wenn  der  bayerische  Staat  im  Jahre 
190ö  acht  Millionen  ordentliche  Ausgaben  und  aufserdem 
noch  weitere  recht  beträchtliche  Summen*)  für  Förderung  der 
Landwirtschaft  verwendete  und  man  hiermit  die  Steuerleistung 
der  Landwirte  vergleicht,  so  kann  mit  Leichtigkeit  jedermann 
in  Bayern  feststellen,  dafs  der  Aufwand  des  bayerischen 
Staates  für  alle  anderen  als  die  landwirtschaftlichen  Zwecke 
von  der  nichtlandwirtschaftlichen  Bevölkerung  vorwiegend  be- 
stritten wurde.  Es  wird  hier  eine  unverschleierte  Begünsti- 
gungspolitik betrieben,  deren  Kosten  klar  liegen.  Mau  kann 
diese  Begünstigungspolitik  beibehalten,  solange  die  öfleutliche 
Meinung  sie  billigt,  und  kann  sie  fallen  lassen,  wenn  man  es 
will  oder  die  Finanzlage  zu  Ersparnissen  zwingt. 

2.  Weit  verwickelter  und  weit  kostspieliger  pflegt  die- 
jenige Begünstigungspolitik  sich  zu  gestalten,  welche  gelegent- 
lich der  Erhebung  und  Einrichtung  von  Zöllen  und  Inland- 
steuern Nebenzwecke  neben  dem  Finanzzweck  verfolgt.  Sehr 
mit  Recht  hat  Adolf  Wagner  und  ebenso  auch  Wilhelm  Roscher 
darauf  hingewiesen,  dafs  die  Zollpolitik  in  Ländern,  welche 
nicht  unbedingt  freiliäudlerisch  sind,  stets  einen  Fall  der  Er- 
hebung von  Abgaben  mit  einem  Nebenzweck  darstellt  und 
dafs  hier  regelmäfsig  sehr  stark  in  die  Verteilung  des  nationalen 
Einkommens  vom  Staate  eingegriffen  wird. 

Wenn  Deutschland  einen  Zoll  auf  Waren  einführt,  die 
nicht  blofs  im  Auslande,  sondern  auch  im  Inlande  erzeugt 
werden  können  und  deren  Erzeugung  im  Inlande  gar  nicht 

*)  Vgl.  Friedrich  Brettreich:  Die  Verhältnisse  der  Landwirt- 
schaft in  Bayern.  München  liRk'».  S.  HS/lli). 
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oder  nicht  in  genau  dem  Zolle  entsprechender  Höhe  besteuert 
wird,  so  können  zwei  Fälle  eintreten:  entweder  der  Zoll  wirkt 
auch  auf  das  inländische  Produkt  voll  verteuernd  oder  dies 
wird  nicht  erreicht.  Am  leichtesten  wird  erreicht,  dal's  das 
Inlaudsprodukt  gegenüber  dem  Weltmarktspreis  einen  Über- 
preis erzielt,  wenn  entweder  eine  Ausfuhrprämie  offen  oder 
versteckt  gewährt  wird  oder  wenn  die  einheimischen  Pro- 
duzenten monopolistisch  organisiert  sind. 

Wenn  wir  das  Roheisen  mit  einem  Zolle  von  1 Mk.  pro 
Doppelzentner  belegen,  die  Eisenindustrie  aber  dank  ihrer 
Kartellierung  in  Deutschland  teurer  als  ain  Weltmarkt  ver- 
kauft, so  wird  zwar  der  deutsche  Verbraucher  jeglichen  Eisens 
entsprechend  dem  Zolle  belastet;  dem  Fiskus  kommt  aber  nur 
der  Zoll  von  dem  kleinen  Teile  des  Konsums  zu  gute,  der 
importiert  wird.  Der  weit  gröfsere  Teil  des  Eisenkonsums, 
der  in  Deutschland  durch  deutsche  Werke  gedeckt  wird,  er- 
zielt zwar  den  Überpreis,  als  ob  eine  Steuer  darauf  läge:  der 
Gewinn  aus  der  Belastung  des  Konsums  tliel'st  aber  nicht  dem 
Fiskus  zu,  sondern  anderen  Leuten.  Es  ist  nicht  notwendig, 
dal's  der  Gewinn  am  Überpreise  dauernd  den  Eisenproduzenten 
verbleibt;  es  ist  zum  Beispiel  möglich,  dal's  die  Kohlengruben- 
besitzer den  Zollprofit  denjenigen  Eisenproduzenten  wieder  ab- 
nehmen, die  nicht  selbst  Kohleu  und  Koks  produzieren.  Jeden- 
falls entgeht  aber  der  Gewinn  am  Überpreise  von  der  ein- 
heimischen Produktion  hier  dem  Fiskus.  Andererseits  tragen 
als  Abnehmer  von  Eisen  noch  häufig  Staaten  und  Ge- 
meinden, bezw.  deren  Steuerzahler  direkt  zu  dem  Gewinne 
der  Eisenlieferanten  bei. 

Auch  wenn  eine  Inlandsteuer  so  eingerichtet  wird,  dals 
eine  Spannung  zwischen  dem  Zoll  und  der  Inlandsteuer  bleibt 
oder  dafs  einige  Kategorien  von  Produzenten  ihr  Produkt  nicht 
so  hoch  wie  andere  versteuern  müssen,  z.  B.  wenn  die  land- 
wirtschaftlichen Brenner  im  Vergleiche  mit  gewerblichen 
Brennern,  oder  die  Kleinbrauer  im  Vergleiche  mit  den  Grois- 
braueru,  oder  die  Brenner  innerhalb  des  Kontingents  im  Ver- 
gleiche mit  den  das  Kontingent  überschreitenden  Branntwein- 
brennern ihr  Produkt  mit  weniger  Steuer  belastet  sehen,  kann 
eine  Begünstigungspolitik  vorliegeu.  Der  Fiskus  verzichtet 
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hier  überall  auf  die  Möglichkeit,  aus  der  Besteuerung  so  viel 
für  sich  zu  ziehen,  als  ohne  Rücksicht  auf  bestimmte  Unter- 
nehmerschichten  unbedingt  möglich  wäre. 

Eine  Begünstigungspolitik  kann  auch  dadurch  auf  Kosteu 
des  Fiskus  betrieben  werden,  dal's  offene  oder  versteckte  Aus- 
fuhrprämien mit  dem  Zoll  kombiuiert  werden.  Sie  kann  auch 
weiter  auf  das  Gebiet  der  Verkehrspolitik  übergreifen,  wenn 
Staatsbahnverwaltungen  einen  erwünschten  und  einen  un- 
erwünschten Verkehr  unterscheiden  und  den  unerwünschten 
Verkehr  in  der  Tarifpolitik  höher  als  den  erwünschten,  z.  B. 
den  Eiufuhrverkehr  höher  als  den  Ausfuhrverkehr  belasten. 

Die  Erfahrung  zeigt,  dafs  der  Grundsatz,  dem  Volke  nur 
so  viel  au  Lasten  aufzuerlegen,  als  dem  Fiskus  zu  gute  kommt, 
nur  in  einem  Falle  voll  verwirklicht  werden  kann:  bei  streng 
durchgeführtem  Freihandel.  Und  auch  bei  Freihandel  nur 
dann,  wenn  zugleich  die  inländischen  Steuern  so  eingerichtet 
werden,  dafs  dabei  keinerlei  Begünstigung  gewährt  wird.  Die 
englische  Politik  ist  von  Peel  und  Gladstone  sowie  den  finanz- 
politischen Schülern  Gladst.ones  in  verschiedenen  Kabinetten 
zwischen  184t!  und  1899  so  ausgebildet  worden,  dafs  kein  Zoll 
erhoben  wurde,  aufser  entweder  auf  Waren,  die  nicht  in  Eng- 
land erzeugt  werden  können  oder  dürfen,  oder  auf  Waren,  die 
— in  England  erzeugt  — eine  möglichst  dem  Zolle  ent- 
sprechende Steuer  tragen.  Keine  Begünstigung  irgend  welcher 
heimischer  Produzenten  oder  kolonialer  Lieferanten;  daher 
auch  kein  Doppeltarif  auf  irgend  welche  ausländische  Produkte. 
Im  übrigen  Steuersystem  wurde  bei  der  Einkommenssteuer, 
Erbschaftssteuer  und  den  sonstigen  Steuern  der  Grundsatz 
verwirklicht,  streng  nach  der  Leistungsfähigkeit  ohne  Neben- 
zwecke zu  belasten.  Wenn  das  Existeuzminimum  frei  bleibt, 
so  ist  hierbei  nicht  Begünstigungspolitik,  sondern  die  Rück- 
sicht ausschlaggebend,  dafs  insbesondere  bei  veranlagten 
Steuern  die  kleinen  Einkommensteuerstufen  nur  mit  grol'sen 
Erhebungs-  und  Exekutiouskosteu  erfalst  werden  können  und 
dafs  die  Leistungsfähigkeit  der  kleinen  Leute  bereits  mit  Zöllen 
und  indirekten  Steuern  genügend  vom  Fiskus  erfalst  ist. 
Nichts  hat  so  sehr  aufser  der  Gewährung  des  freien  Koalitions- 
rechts und  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  dazu  beigetragen. 
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dafs  die  englische  Arbeiterklasse  mit  dem  Staate  eins  wurde  und 
in  ihrer  überwiegenden  Mehrheit  auf  Umsturzbestrebungen 
verzichtete,  als  der  Eindruck  offenster  Ehrlichkeit,  Gerechtig- 
keit und  Unparteilichkeit,  den  die  Gladstonesche  Finanzpolitik 
hervorrief.  Morley  schildert  in  seiner  Gladstone-Biouraphie 
anschaulich,  wie  diese  Politik  von  der  Arbeiterklasse  an- 
erkannt wurde. 

Joseph  Chamberlain  hat  in  einer  berühmten  Rede  bei  Er- 
öffnung seiner  Schutzzollkampagne  dem  freihändlerischen 
Systeme  den  Vorwurf  gemacht,  dal's  es  eine  „profitlose  Be- 
steuerung“ sei;  er  empfiehlt  demgegenüber  eine  Wiederbelebung 
des  Merkantilismus  und  nennt  sein  System  das  der  wissen- 
schaftlichen Besteuerung.  Ob  letzteres  zutrifft,  darüber  kann 
man  sehr  streiten:  aber  dafs  die  freihändlerische  Regelung 
des  Zoll-  und  Steuerwesens  im  wahrsten  Sinne  eine  „profitlose 
Besteuerung“  ist,  trifft  den  Nagel  auf  den  Kopf.  Es  gibt 
keinen  Profit  irgend  welcher  begünstigter  Schichten  gelegent- 
lich der  Besteuerung;  der  Grundsatz  „keine  Belastung,  die 
nicht  dem  Fiskus  zu  gute  kommt“  ist  schlechterdings  nur  zu 
verwirklichen,  wenn  man  auf  jede  Begünstigungspolitik  ge- 
legentlich der  Steuer-  und  Zollerhebung  verzichtet, 

3.  Wir  haben  festgestellt,  dafs  Nebenzwecke  der  Besteue- 
rung neben  dem  finauziellen  sehr  wohl  in  der  Praxis  überall 
da  Vorkommen,  wo  in  der  einen  oder  andern  Form  eine  Be- 
günstigungspolitik getrieben  wird.  Aber  auch  der  Neben- 
zweck, Abneigung  und  Hals  gegen  bestimmte  Entwicklungs- 
ergebnisse zum  Ausdrucke  zu  bringen,  begegnet  uns  in  der  Praxis 
einiger  Länder  — insbesondere  einiger  Länder  mit  Begünsti- 
gungspolitik. Bei  der  bayerischen  Gewerbesteuer  von  1899 
wurde  offen  im  Landtage  von  hassensweiten  Gewerben  ge- 
sprochen; diesen  gegenüber  bekundete  der  Gesetzgeber  seine 
Abneigung  durch  Sonderbestiminuugen,  die  nach  dem  Prinzip 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  nie  hätten  ver- 
teidigt werden  können:  es  sind  dies  zum  Beispiel  die  Steuern 
der  Warenhäuser,  Grofsmühlen  usw.  Ein  gut  Teil  solcher 
Argumentation  begegnet  uns  auch  anderwärts  bei  Warenhaus- 
steuern und  bei  der  Besteuerung  der  Konsumvereine,  bei  der 
Börsenbesteuerung  usw. 
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Steuern  mit  dem  Nebenzweck  oder  Hauptzweck,  Hals  oder 
Abneigung  zu  bekunden,  sogenannte  Straf-  und  Erdrosselungs- 
steuern begegnen  hauptsächlich  in  folgendem  Zusammenhänge: 
wenn  es  den  Trägern  einer  Hegönstigungspolitik  darauf  an- 
kommt, Unterstützung  aus  kleinbürgerlichen  Kreisen  zu  be- 
kommen, erscheint  es  schwierig  und  zu  kostspielig,  ihnen 
positive  Begünstigungen  zuzuwenden.  Man  gewinnt  ihre  Ge- 
folgschaft — so  wird  angenommen  — wohlfeiler,  indem  man 
Steuern  zur  Befriedigung  von  Velleitäten  schafft. 


II. 

Es  ist  notwendig,  bei  Betrachtung  der  Bestrebungen 
Nebenzwecke  durch  die  Besteuerung  zu  verfolgen,  die  finan- 
ziellen und  die  politischen  Wirkungen  streng  zu  unterscheiden. 
Welches  sind  zunächst  die  finanziellen  und  rein  wirtschaft- 
lichen Wirkungen? 

1.  Steuern  mit  einem  Nebenzweck,  die  sich  einträglich  er- 
weisen, bilden  die  erste  Gruppe.  Der  Nebenzweck  kann  ein 
wirtschaftspolitischer,  kann  aber  auch  ein  polizeilicher  sein. 
Hier  ist  eines  typisch:  man  will  irgend  eine  Erscheinung  durch 
die  Steuer  bekämpfen,  z.  B.  die  Börsenspekulation,  das  Lotterie- 
spiel, den  Genufs  von  Alkohol  und  Tabak,  die  Formen  des 
Großbetriebs  im  Detailhandel  oder  in  der  Mühlenindustrie. 
Verschwinden  nun  die  bekämpften  Eischeinungen  nicht,  ent- 
wickeln sie  sich  vielmehr  trotz  der  steuerlichen  Drangsalierung 
weiter,  so  fliefsen  dem  Fiskus  Einnahmen  zu.  Von  diesem 
Moment  an  wird  der  Fiskus  interessiert,  dafs  die  Erscheinungen, 
die  man  bekämpft,  nicht  verschwinden.  Hat  man  es  soweit 
gebracht,  dafs  die  Warenhäuser  — vielleicht  indem  sie  die 
Steuer  auf  die  Fabrikanten  abwälzen  — mehr  an  Steuern  für 
Staat  oder  Gemeinde  leisten,  als  die  entsprechenden  Kleinhändler 
je  aufbringen  können,  so  ist  man  interessiert,  dafs  die  W aren- 
häuser nicht  wieder  verschwinden.  Hat  man  auf  die  Börseu- 
besteuerung  sich  bei  der  Deckung  wichtiger  Staatsausgaben  ein- 
gerichtet, so  lernt  man  bei  Rückgang  der  Erträgnisse,  die  man 
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nicht  missen  möchte,  widerwillig  die  Bedeutung  der  Börse 
würdigen.  Würde  die  russische  Alkoholbesteuerung  ein  Auf- 
hören des  Branntweingenusses  bewirken,  so  wäre  den  Finanzen 
die  heutige  Grundlage  entzogen.  Ein  Streik  der  Branntwein- 
trinker würde  die  russische  Regierung  in  mehr  Verlegenheit 
gesetzt  habeu,  als  alle  Eisenhahnstreiks  usw. 

Steuern  mit  sogenanntem  Nebenzweck,  die  sich  einträglich 
erweisen,  wirken  dahin,  dafs  der  Finanzzweck  bald  den  Neben- 
zweck verneint.  Es  kann  zur  politischen  Technik  gehören, 
dafs  dann  noch  immer  von  dem  Nebenzweck  geredet  wird, 
um  der  Popularität  willen.  Sobald  man  aber  wesentliche  Ein- 
nahmen von  einer  Steuer  oder  einem  Zoll  erreicht,  die  an- 
geblich um  eines  Nebenzwecks  wegen  eingeführt  sind,  tritt 
alsbald  der  Nebenzweck  in  den  Hintergrund,  da  man  inter- 
essiert wird,  dals  wer  so  wichtige  Einnahmen  liefert,  nicht 
untergehe.  Der  Finanzzweck  kann  dann  die  Hauptsache 
werden,  ohne  dafs  man  stets  ein  Recht  hat,  nachher  der 
Klugheit  der  Menschen  ein  besonderes  Verdienst  hieran  zu- 
zumessen. 

2.  Der  Fall  ist  möglich,  dafs  die  Verfolgung  des  Neben- 
zwecks einer  positiven  Begünstigungspolitik  — seien  es  Schutz- 
zölle oder  Ausfuhrprämien  oder  Produktionsunterstützungen 
oder  Begünstigungen  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrspolitik 
oder  der  Technik  der  inneren  Besteuerung  — lebenskräftige 
und  zukunftsreiche  Zweige  der  nationalen  Volkswirtschaft  ver- 
ständnisvoll fördert.  Eine  Beschleunigung  der  wirtschaftlichen 
Entfaltung  der  Nation  kann  dann  folgen  und  bei  einem  ent- 
sprechenden Steuersystem  kann  dann  die  Probe  hierauf  ge- 
macht werden,  indem  in  Mehrleistung  von  Steuern  die  zeit- 
weilig begünstigten  Erwerbskreise  mit  Zinseszinsen  der  Nation 
die  vorübergeheud  gebrachten  Opfer  zurückzahlen.  Insbeson- 
dere kann  dies  bei  Aufwendungen  zur  Hebung  der  Technik 
und  des  Geschmacks,  zwecks  Melioration  des  Bodens  oder 
Schiffbarmachung  von  Flüssen  eintreten;  eventuell  auch  bei 
erziehlichem  Schutzzoll. 

Die  Schwierigkeit  ist  jedoch,  wenn  Parlamente  eine  Mit- 
wirkung bei  der  Sache  haben,  dafs  zunächst  niemals  blofs  die- 
jenigen eine  Begünstigung  bekommen,  die  wirklich  zukunfts- 
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reich  sind.  Bekanntlich  ist  es  auch  in  absolutistischen  Staaten 
nicht  immer  möglich  gewesen,  die  weise  "Vorsehung  auf  diesem 
Gebiete  zu  spielen.  Parlamentsmehrheiten  kommen  aber  bei 
Begünstigungspolitik  überhaupt  nur  zustande  durch  Kompro- 
misse, bei  denen  der  A etwas  dann  bekommt,  wenn  er  auch 
dem  B etwas  verschafft.  Es  kommt  nicht  darauf  an,  wer 
aus  allgemeinen  Gesichtspunkten  eine  Begünstigung  verdient, 
sondern  wer  bei  der  Majorität  mithilft.  Der  Nebenzweck  wird 
also  nur  kostspieliger  für  die  Gesamtheit  erreicht. 

Hierzu  tritt  bei  absolutistischem  wie  bei  verfassungs- 
mäfsigem  Regime  ein  Zweites:  wer  einmal  die  Wohltaten  einer 
Begünstignugspolitik  auf  Kosten  der  Gesamtheit  genossen  hat, 
ist  fast  niemals  später  geneigt,  ohne  Kampf  und  freiwillig  auf 
die  Begünstigung  zu  verzichten,  au  deren  Genufs  er  sich  ge- 
wöhnt hat.  Stets  sind  es  vor  allem  die  wenig  zukunftsreichen 
Betriebe,  diejenigen,  deren  Aufzucht  oder  Konservierung  im 
Gesamtiuteresse  hätte  unterbleiben  sollen,  die  am  allerwenigsten 
je  zugestehen  können,  dal's  die  Zeit  des  erziehlichen  Schutzes 
und  das  Bedürfnis  nach  Begünstigung  vorbei  seien.  Wird  in 
einem  Handelsverträge  der  ihnen  bisher  gewährte  Schutz 
herabgesetzt  und  ein  geringerer  Schutz  immer  noch  konser- 
viert, so  klagen  sie,  dal's  sie  alles  bezahlen  müfsten;  manch- 
mal drohen  sie  sogar  mit  Revision  ihrer  monarchischen  Ge- 
sinnung, wenn  die  ihnen  gewährte  Begünstigung  verringert 
wird.  Die  Politik  der  Begünstigung  setzt  bei  ihrer  Begrün- 
dung nicht  notwendig  eine  sehr  starke  Regierung  voraus. 
Wohl  aber  bedarf  es  einer  aufserordentlich  starken  Regierung, 
wenn  die  Dinge  zur  Beseitigung  der  Begünstigung  reif  sind 
und  diese  Beseitigung  dann  durchgesetzt  werden  soll. 

Es  sind  übrigens  gar  nicht  blol's  stets  die  notleidenden 
oder  wenig  zukunftsreichen  Erwerbszweige,  welche  sich  nach 
Ablauf  der  Erziel  mrigsfrGt  häufig  einer  Beseitigung  der  Be- 
günstignngspolitik  widersetzen.  Ist  es  gelungen,  durch  Kar- 
tellierung den  vollen  Überpreis  aus  dem  Zolle  zu  geniel'sen, 
so  tritt  unter  Umständen  nie  der  Zeitpunkt  ein,  in  welchem 
ganz  lebenskräftige  Erwerbszweige  sagen:  der  Nebenzweck 
der  Besteuerung,  die  zeitweilige  Begünstigung,  ist  nicht  mehr 
nötig.  Man  betrachtet  es  und  verteidigt  es  dann  als  normalen 
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Zustand,  dal's  der  Gesamtheit  auf  die  Dauer  Opfer  auferlegt 
werden,  welche  nicht  dem  Fiskus,  sondern  vorwiegend  ein- 
zelnen besitzenden  Schichten  zu  gute  kommen. 

Die  in  der  Tat  hier  durch  den  Nebenzweck  der  Besteue- 
rung herbeigeführte  veränderte  Einkommens-  und  Vermögens- 
verteilung wird  dann  von  sehr  besitzenden  Schichten  als 
etwas  angesehen,  was  selbstverständlich  staatserhaltende 
Männer  konservieren  müssen. 

3.  Endlich  kann  es  aber  auch  Vorkommen,  dafs  der  Neben- 
zweck der  Besteuerung  darin  besteht,  durch  Begünstigung 
der  Rückständigen  oder  durch  Bekämpfung  der  Leistungs- 
fähigeu  dauernd  notleidende  Zweige  des  Wirtschaftslebens  oder 
unrettbar  zurückgehende  Betriebsformen  gegen  Konkurrenz  zu 
schützen.  Zunächst  tritt  fast  stets  die  Wirkung  ein,  dals  den 
Inhabern  der  so  geschützten  notleidenden  Betriebe  ein  Zustand 
der  Hypnose  beigebrackt  wird,  in  welchem  sie  glauben  im 
althergebrachten  Geleise  verharren  zu  dürfen.  Ohne  dafs  sie 
gerettet  werden,  versäumen  sie  die  rechte  Zeit,  um  sich  den 
technischen  Fortschritt  anzueignen  oder  den  Wechsel  in  der 
Produktion  vorzunehmen,  der  sie  hätte  retten  können.  Im 
übrigen  müssen  dann  die  Leistungsfähigen  nicht  nur  das  für 
den  Staat  Nötige  aufbringen  — die  dauernd  Notleidenden 
können  es  nicht  — , sondern  sie  müssen  auch  so  viel  auf- 
bringen, um  die  Notleidenden  zu  alimentieren.  Geschieht  dies 
in  einer  Form,  welche  die  mit  der  Erdrosselungssteuer  oder 
einer  widerwärtigen  Wirtschaftspolitik  bedrohten,  an  sich 
lebenskräftigen  Träger  der  Hauptlasten  des  Staates  zum  Nieder- 
gang bringt,  wird  wirklich  erfolgreich  der  wirtschaftliche 
Fortschritt  gehemmt  und  die  Rückständigkeit  prämiiert,  so 
kann  allerdings  nicht  — auch  beim  gröfsten  Fanatismus  der 
Reaktionäre  — der  Lebensunfähige  dauernd  konserviert  werden. 
Die  Pensionäre  dieser  Politik  brechen  dann  schliefslich  zu- 
sammen, aber  in  ihren  Untergang  wird  das  gesamte  Wirt- 
schaftsleben der  Nation  mit  verflochten.  Die  bisher  Leistungs- 
fähigen können  die  doppelte  Last,  den  Staat  und  zugleich  die 
Niedergehenden  zu  ernähren,  nicht  tragen,  wenn  ihnen  der 
Erwerb  verkümmert  wird;  besonders  wenn  andere  Länder 
voranschreiten,  man  selbst  aber  zum  Stillstand  gezwungen 
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wird:  inau  teilt  dann  das  Schicksal  Spaniens  am  Ende  des 
16.  Jahrhunderts. 

Ein  solches  Volk  hat  durch  die  Verfolgung  von  Neben- 
zwecken bei  der  Besteuerung  es  daun  erreicht,  dal's  weder  die 
besten  Arbeitsbedingungen,  noch  die  gröfsteu  Gewinne,  noch 
die  grölste  Wirtschaftlichkeit  in  der  Güterverteilung  und  dem 
Transportwesen  herrscht.  Ein  solches  Land  hat  dann  nicht 
mehr  die  Steuerfahigkeit,  um  Grofsmachtspolitik  zu  treiben, 
und  tritt  schliefslich  unter  den  Völkern  notgedrungen  in  den 
Hintergrund  als  eine  der  Mächte  untergeordneter  Bedeutung  — 
mögen  seine  Armeen  auch  noch  so  tapfer  und  seine  Generäle 
auch  noch  so  trefflich  sein. 


Es  besteht  also  nach  dem  Gesagten  die  Möglichkeit,  dal’s 
das  hartnäckige  Verfolgen  von  Nebenzwecken  der  Besteuerung 
eine  Verneinung  des  finanziellen  Hauptzwecks  mit  sich  bringt, 
in  anderen  Fällen,  dal's  der  Finanzzweck  in  den  Vordergrund 
tritt  und  den  Nebenzweck  verneint.  Am  wenigsten  bedenklich 
ist  nur  da  die  Verfolgung  eines  Nebenzwecks,  wo  das  Ziel  er- 
strebt und  erreicht  wird,  dal's  dank  vorübergehender  Be- 
günstigung Arbeit  und  Kapital  schneller  in  Bahnen  gedrängt 
werden,  iii  welchen  billiger  und  produktiver  gearbeitet  wird, 
als  bisher. 

Dal's  man  dagegen  Nebenzwecke  in  der  Besteuerung  ver- 
folgt, ohne  dabei  eine  greisere  wirtschaftliche  Leistungsfähig- 
keit und  Steuerfähigkeit  schliefslich  zu  erreichen,  ist  besonders 
in  alten  Kulturländern  eine  recht  naheliegende  Gefahr.  Diese 
Gefahr  wird  leicht  gering  geschätzt,  wenn  man  sich  iu  Perioden 
eines  längeren  scheinbar  gesicherten  Friedens  befindet.  Die 
Krise  tritt  dann  ein,  wenn  plötzlich  ein  Krieg  ausbricht.  Es 
zeigt  sich  dann  iu  der  Zeit  des  Krieges,  die  Anspaunung  aller 
finanziellen  Reserven  fordert,  dal's  das  betreffende  Land  für 
allerhand  Nebenzwecke  der  Besteuerung  bereits  seine  Steuer- 
kraft in  Frieden  vergeudet  hat.  „Ein  finanzielles  Jena“  heilst 
dann  der  Richterspruch  der  Geschichte. 
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III. 

Es  ist  nicht  möglich,  die  Frage  des  Nebenzwecks  der  Be- 
steuerung lediglich  vom  wirtschaftlichen  und  finanztechuisehen 
Standpunkte  zu  betrachten.  Es  ist  unvermeidlich,  dafs  man 
auch  die  Zusammenhänge  mit  dem  Verfassungsleben  des  be- 
treffenden Gemeinwasens  ins  Auge  fafst.  Die  Zusammenhänge 
zwischen  der  Art  der  Besteuerung  und  dem  Verfassungsleben 
sind  von  zweierlei  Art.  Einerseits  ist  es  vielfach  durch  die 
politischen  Zustände  allein  zu  erklären,  dafs  ein  Gemeinwesen 
Nebenzwecke  neben  den  rein  finanziellen  Zwecken  der  Be- 
steuerung verfolgt.  Anderseits  wirkt  eine  solche  Politik  der 
Besteuerung  mit  Nebenzwecken  stets  auf  das  politische  Leben 
zurück. 

Wenn  die  absolutistischen  Regierungen  bis  1800  in  Frank- 
reich, Deutschland,  Österreich  und  anderwärts  auf  dem  euro- 
päischen Kontinent  Begünstigungspolitik  betrieben,  so  konnten 
beim  damaligen  Merkantilismus  Rücksichten  der  Gesamt- 
interessen ausschlaggebend  sein.  Sie  waren  es  nicht  immer. 
Die  inerkantilistische  Politik  war  auch  hier  nicht  immer  er- 
folgreich. Wirtschaftlich  zurückgebliebene  Länder  suchten  eine 
Industrie  zu  erziehen.  Gewifs  nicht  ohne  Opfer  der  Gesamt- 
heit. Indefs  noch  entzogen  sich  einige  Schichten  der  Leistungs- 
fähigsten, die  Angehörigen  der  privilegierten  Stände,  der 
Pflicht,  ihr  volles  Teil  zu  den  Steuerlasten  beizutragen.  Ver- 
teuerte man  ihnen  durch  industrielle  Schutzzölle  den  Konsum, 
so  konnte  man  es  damit  verteidigen,  dafs  die  hauptsächlich 
durch  die  Begünstigungspolitik  belasteten  Schichten  ohnedies 
zu  wenig  Steuern  für  den  Staat  zahlten. 

Anders  in  England.  Hier  galt  das  Prinzip  der  Allgemein- 
heit der  Besteuerung.  Die  Ausgestaltung  der  Besteuerung  mit 
dem  Nebenzweck  der  Begünstigung  bestimmter  Schichten  durch 
Zölle  und  Exportprämien  seit  den  letzten  Stuarts*)  und  vor 
allem  seit  Wilhelm  III.  erklärt  sich  hier  auf  viel  einfachere 


*)  Crom wells  System  war  noch  nicht  ein  solidarisches,  sondern  ein 
lndustrieschutzsy stem  gewesen. 
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Weise.  Eine  kleine  Minorität  beherrschte  dort  das  Parlament. 
Die  kriegerische  Politik  insbesondere  seit  Wilhelm  III.  forderte 
gewaltige  Steueropfer  von  der  Bevölkerung.  Um  die  Steuern 
bewilligt  zu  bekommen,  mufste  man  die  fiskalische  Politik  so 
einrichten,  dafs  die  im  Parlament  ausschlaggebenden  Leute 
guter  Laune  blieben.  Das  Mittel,  welches  Wilhelm  III.  und 
später  erfolgreich  ebenfalls  Walpole  und  die  Staatsmänner  am 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  an  wendeten,  war:  man  legt  mehr 
Lasten  auf,  als  der  Staatsbedarf  unbedingt  fordert;  gelegent- 
lich der  Zoll-  und  Steuerpolitik  schafft  man  einen  Gewinnungs- 
fonds für  die  Klassen,  welche  die  Steuerbewilligung  in  Händen 
haben.  Eine  Begünstigungspolitik  ist  hier  das  Mittel,  gefügige 
Majoritäten  im  Parlamente  zu  bekommen  und  den  Patriotis- 
mus staatserhaltend  gesinnter  Schichten  zu  belohnen. 

Als  im  19.  Jahrhundert  die  verschiedensten  Nationen  Volks- 
vertretungen erhalteu,  macht  man  auf  dem  Kontinent  ganz 
ähnliche  Erfahrungen.  Vor  allem  in  Frankreich  während  der 
Kestauration  und  der  Julimonarchie.  Steuern,  die  nur  soviel 
einbringen,  als  dem  Staate  zu  gute  kommt,  sind  schwer  durch- 
zusetzen ; insbesondere  Steuern,  welche  die  im  Parlamente  ver- 
treteneu Klassen  selbst  belasten.  Man  gewinnt  aber  die 
Majorität  zur  Bewilligungsfreudigkeit,  wenn  Privatvorteile 
durch  Begünstigungspolitik  zu  erlangen  sind.  Es  wird  ein 
solidarisches  Schutzsystem  geschaffen. 

Die  Politik  des  deutschen  Zollvereins  bis  1848  steht  noch 
nicht  unter  diesem  Zeichen.  Die  Regierung  Preufsens,  des 
führenden  Zollvereinsstaats,  stand  noch  nicht  unter  dem 
Zwange,  auf  Parlamentsmehrheiten  Rücksicht  nehmen  zu 
müssen.  Man  führte  zwar  Schutzzölle  ein,  aber  nur  soweit, 
als  es  dem  pflichtmäfsigeu  Ermessen  einer  sehr  unabhängigen 
ßureaukratie  unbedingt  als  im  Gesaintiuteresse  erforderlich 
erschien,  — und  nur  als  vorübergehende  Mafsregel.  Ein  soli- 
darisches Schutzsystem,  bei  dem  jeder  etwas  von  Zollschutz 
bekommt,  der  es  nur  verlangt,  wurde  nicht  versucht  Und 
die  inneren  Steuern  wurden  so  ausgestaltet,  dafs  möglichst 
alle  Lasten,  die  dem  Volke  auferlegt  wurden,  auch  dem  Fiskus 
zu  gute  kamen.  Erst  später  und  sehr  wider  Willen  ist  man 
durch  unzweckmäfsige  Bemessung  der  Rückvergütung  der 


Digitized  by  Google 


•21 


Zucker-  und  der  Branntweinsteuer  dazu  gekommen,  Ausfuhr- 
prämien aus  Steuermitteln  zu  gewähren. 

Unterdessen  hatte  sich  in  England  die  Parlamentsreform 
vollzogen,  die  zunächst  den  Industriellen  neben  den  Grund- 
besitzern Einflufs  verschaffte.  Erst  später  ist  auch  der  Arbeiter- 
klasse eine  Vertretung  im  Unterhause  zugestanden  worden. 
Seit  1846  wird  allmählich  mit  dem  Nebenzweck  der  Besteue- 
rung, Begünstigung  an  gewisse  Schichten  des  Inlandes  sowie 
an  gewisse  koloniale  Interessen  zu  gewähren,  aufgeräumt. 
Nicht  nur  die  Zölle,  sondern  die  gesamten  Steuern  werden 
allmählich  so  umgestaltet,  dafs  keine  Last  auferlegt  wird,  die 
nicht  dem  Fiskus  voll  zu  gute  kommt.  Das  englische  Frei- 
handelssystem, für  dessen  Beibehaltung  sich  in  den  letzten 
Wahlen  wieder  das  englische  Volk  mit  überwältigender 
Majorität  erklärt  hat,  bedeutet  den  vollkommenen  Bruch  mit 
dem  Schlagwort:  „Fiskus  als  Wohltäter“. 

Aber  dies  System  bedeutet  auch,  dafs  bei  der  Steuer- 
bewilliguug  keinerlei  Nebenrücksicht  bewilligungsfreudig 
macht  und  dafs  das  Volk  genau  nachrechnen  kann,  was  ihm 
die  Politik  der  Regierung  kostet. 

Auch  Napoleon  lll.  versuchte  es  mit  freihändlerischen 
Reformen  seit  1860.  Aber  da  sein  Parlament  schutzzöllnerisch 
ist,  mul's  er  diese  Verminderung  der  Begünstigungen  mit  Ver- 
tragspolitik durchführen,  bei  welcher  die  französische  Exekutive 
unabhängiger  war  als  bei  autonomen  Zollreformen. 

Um  einen  beträchtlichen  Steuerbedarf  von  irgend  welchen 
Parlamenten  bewilligt  zu  bekommen,  ist  es  stets  schwer  auf 
jede  Begünstigungspolitik  zu  verzichten,  wenn  nicht  eine  sehr 
starke  Regierung  vorhanden  ist.  Eine  starke  Regierung  offen- 
bart sich  nicht  etwa  darin,  dafs  sie  in  der  Verwaltung  eine 
grofse  polizeiliche  Bewegungsfreiheit  ausüben  darf.  Dann 
hätte  es  nie  eine  stärkere  Regierung  als  diejenige  Napoleons  III. 
nach  dem  Staatsstreiche  oder  die  Rußlands  unter  dem  Minister 
von  Plehwe  gegeben.  Eine  starke  Regierung  manifestiert  sich 
darin,  dafs  sie  dem  Volke  — ohne  irgend  welche  versüfsende 
Beigabe  für  Sonderinteressenten  — diejenigen  Opfer  zumuten 
kann,  die  im  Interesse  des  Vaterlandes  nötig  sind.  Nur  eine 
starke  Regierung  kann  es  wagen,  Steuern  durchzusetzen,  bei 
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denen  kein  Nebenzweck  verfolgt  wird.  Sie  zeigt  ihre  Stärke 
dann  darin,  dafs  ihre  Vorschläge,  bei  denen  niemand  etwas 
verdient,  unverändert  eine  Mehrheit  finden.  Dies  Ziel  ist 
jedoch  nur  zu  erreichen,  wenn  die  Regierung  das  volle  Ver- 
trauen des  Landes  genialst  und  wenn  das  Volk  so  erzogen  ist, 
dafs  es  „esprit  public“  genug  besitzt,  um  die  im  Interesse  des 
Vaterlandes  nötigen  Opfer  in  einer  Form  zu  bringen,  bei  der 
nichts  verhüllt  und  nichts  verschwiegen  wird.  Der  Lohn  für 
die  Steuerzahler  ist  dann,  dafs  sie  nur  den  Staatsbedarf  auf- 
zubringen haben  und  nicht  noch  die  Mittel,  um  die  bewilli- 
genden Klassen  zu  befriedigen. 

Auf  dem  Kontinente  bemerken  wir,  dafs  dieses  Mals  von 
Übereinstimmung  der  Besteuerten  und  der  Exekutive,  welches 
gestattet,  ohne  Umwege  ausschliefslich  den  Finanzzweck  bei 
der  Besteuerung  anzustreben,  sich  mehr  in  den  Gemeinden  als 
im  Staatsleben  findet.  In  den  Gemeinden  begegnet  eine  Be- 
steuerung ohne  Begünstigungspolitik  viel  regelmäfsiger.  Im 
deutschen  Staatsleben  wäre  an  sich  diese  Übereinstimmung 
von  Regierenden  und  Regierten  auch  bei  mangelhafter  ent- 
wickeltem „Esprit  public“  leichter  zu  verwirklichen,  wo  es 
sich  um  Deckung  der  Friedensaufgaben  in  den  Einzelland- 
tageu  handelt.  Doch  ist  auch  hier  nicht  überall  darauf  ver- 
zichtet worden,  Nebenzwecke  bei  der  Besteuerung  zu  ver- 
folgen, um  die  Bewilligenden  bei  guter  Laune  zu  erhalten. 
Weit  schwieriger  ist  es  bei  uns  im  Reiche  und  überall  auf 
dem  Kontinent,  wo  das  parlamentarische  System  sich  noch 
nicht  derart  eingelebt  hat,  dafs  für  die  Bewilligung  der  Mittel 
für  die  seit  den  siebziger  Jahren  so  enorm  gestiegenen 
militärischen  Riistungsausgaben  besondere  Bereitwilligkeit 
herrscht. 

Wir  bemerken,  dafs  nach  einer  kurzen  freihändlerischen 
Periode  allenthalben  in  Staaten,  die  einige  Friktionen  zwischen 
einer  Beamtenregierung  und  den  Parlamenten  erleben,  der 
Versuch  seit  1879  gemacht  wird,  Parlamentsmehrheiten  durch 
Begünstigungspolitik  zu  gewinnen.  Es  ist  die  Nachahmung 
der  Politik  Wilhelms  III.,  der  Politik  des  parlamentarischen 
Gewinnungsfonds.  Man  erwartet  dabei,  dafs  die  begünstigten 
Schichten,  denen  man  in  wirtschaftlichen  Dingen  volle  Freiheit 
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der  Befriedigung  ihrer  Interessen  zugesteht,  in  politischen 
Forderungen  zurückhaltender  sein  werden;  insbesondere  auch 
dals  sie  sich  in  Bewilligung  von  Steuern  und  Zöllen,  bei 
denen  sie  selbst  auch  etwas  verdienen,  dankbar  erweisen 
werden. 

Diesen  Weg  der  Begünstigungspolitik  haben  nicht  nur 
schwache  Regierungen  betreten,  sondern  auch  solche,  die  stark 
sein  könnten  und  die  es  wenigstens  bei  Beginn  der  Begünsti- 
gungspolitik waren. 

Es  fragt  sich,  welche  Wirkungen  es  auf  den  staatlichen 
Organismus  ausübt,  wenn  an  der  Verfolgung  von  Neben- 
zwecken bei  der  Besteuerung  dauernd  festgehalten  wird. 

Zunächst  tritt  die  Wirkung  ein,  dafs  ein  Abwägen,  wer 
eine  Begünstigung  vom  Standpunkte  der  Gesamtheit  verdient, 
durch  eine  andere  Überlegung  ersetzt  wird:  wie  bringen  wir 
eine  Majorität  zusammen?  In  Ländern  alter  Kultur  ist  die 
Folge,  dafs  eine  Begünstigungspolitik  nur  durch  ein  Bündnis 
der  Halbfabrikatindustrieu  mit  der  Landwirtschaft  möglich 
ist:  das  sogenannte  System  der  Solidarität.  Halbfabrikate 
sowie  Lebensmittel  werden  dabei  so  verteuert,  dafs  not- 
wendig die  Verarbeitungsgewerbe  Schaden  leiden.  Sie  aber 
gerade  sind  es,  in  welchen  ohne  Schutzsystem  die  Länder  alter 
Kultur  der  neuen  Welt  überlegen  sein  könnten.  Wenn  ein 
dünn  besiedeltes  Land  mit  Überflufs  an  Agrarprodukten  und 
Rohstoffen  äufserlich  dieselbe  Begünstigungspolitik  nachahmt, 
braucht  sie  nicht  in  demselbeu  Sinne  zu  wirken,  da  hier  die 
Produktionskosten  nicht  in  demselben  Mal'se  verteuert  werden 
und  da  man  hier  nicht  wie  in  den  dicht  besiedelten  Ländern 
alter  Kultur  vorwiegend  auf  die  Verarbeitungsgewerbe  an- 
gewiesen ist. 

Auf  die  ßegünstigungspolitik  im  Zollwesen  muls  diejenige 
in  der  Verkehrspolitik  notwendig  folgen,  wo  die  Verkehrs- 
mittel verstaatlicht  sind.  Aber  hierauf  beschränkt  sich  nicht 
die  Entwicklung. 

In  Ländern  mit  einem  Wahlrecht  auf  breiterer  demokra- 
tischer Basis,  ja  selbst  mit  Zensuswahlrecht  unter  Heran- 
ziehung der  Kleingewerbetreibenden  kann  sich  die  Verfolgung 
von  Nebenzwecken  in  der  Besteuerung  — einmal  eingeführt  — 
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auf  die  Dauer  nicht  auf  die  Begünstigungspolitik  beschränken. 
Man  braucht  die  Unterstützung  auch  der  Wählermassen  des 
Kleinbürgertums.  Sie  werden  gewonnen,  nicht  indem  sie  wie 
die  Hauptinteressenten  der  Begünstigungspolitik  bar  etwas  er- 
halten, sondern  indem  ihnen  Gelegenheit  verschafft  wird,  als 
Nebenzweck  der  Besteuerung  ihren  Hals  gegen  irgend  welche 
Erscheinungen  des  modernen  Wirtschaftslebens  zu  verwirk- 
lichen. 

Hat  man  mit  der  Begünstigungspolitik  einmal  angefangeu, 
so  pflegt  sich  die  Gewohnheit  einzubürgern,  dafs  die  Parlamente 
die  Zölle,  welche  die  Regierung  als  die  höchst  möglichen  er- 
klärt hat,  noch  von  sich  aus  erhöhen  und  neue  Zölle  und 
Steuern  erfinden.  Fängt  man  aber  erst  an,  Mittelstandspolitik 
zum  Nebenzweck  der  Besteuerung  zu  proklamieren,  so  werden 
Steuern,  die  die  Regierung  nie  verlangt  hat,  ihr  oktroyiert  — 
bald  um  die  Auswüchse  der  Gewerbefreiheit  auf  dem  Gebiete 
der  Warenhäuser  zu  bekämpfen,  bald  um  die  Auswüchse  des 
Börsenwesens  zu  bekämpfen,  bald  um  die  Konsumvereine  un- 
schädlich zu  machen. 

Legt  die  Regierung  den  Entwurf  einer  veranlagten  Steuer 
vor,  so  werden  die  Progressionen  höher  geschraubt,  als  es 
selbst  solchen  Finanzministern  lieb  ist,  die  sorglichst  das 
fiskalische  Interesse  wahrnebmen. 

Wenn  die  Regierung  Steuerprojekte  vorlegt,  die  nicht  Bei- 
fall finden,  wird  es  daun  als  Aufgabe  des  Parlamentes  an- 
gesehen, auf  die  Steuersuche  zu  gehen  und  neue  Steuern  zu 
erfinden. 

War  es  früher  als  Aufgabe  der  Parlamente  betrachtet 
worden,  den  Beutel  knapp  zu  halten,  auf  Ersparnisse  zu 
drängen  und  — wenn  möglich  — Steuerherabsetzungen  zu  er- 
ringen, so  scheinen  die  Rollen  zwischen  der  verantwortlichen 
Regierung  und  der  Parlamentsmehrheit  jetzt  völlig  vertauscht. 

Welch  scheinbar  angenehme  Position  erwächst  hieraus 
der  Exekutive,  wenn  sie  einmal  zugelassen  hat,  dafs  Neben- 
zwecke bei  der  Besteuerung  verfolgt  werden! 

Und  doch  birgt  solche  Entwicklung  die  gröfsten  Gefahren 
für  das  Gesamtinteresse,  ja  für  das  staatliche  Leben  selbst  und 
für  die  öffentliche  Freiheit  in  sich. 


Digitized  by  Google 


25 

Znnächst  treten  die  geschilderten  Erscheinungen  stets  als 
Symptom  einer  anderen  Tatsache  anf.  Die  Bewilligungs- 
freudigkeit ist  regelmäfsig  beschränkt  auf  die  Fälle,  in  welchen 
die  politisch  mafsgebenden  Schichten  nicht  selbst  die  Haupt- 
last zu  tragen  haben  oder  es  wenigstens  nicht  ahnen,  dafs  auf 
sie  die  Steuer  iibergewälzt  wird.  Die  geschilderten  Erschei- 
nungen treten  zumeist  da  auf,  wo  durch  eine  veraltete  Ein- 
teilung der  Wahlkreise  oder  durch  eine  künstliche  Ausgestal- 
tung des  Wahlrechts  die  Parlamentsmehrheit  nicht  die  Ver- 
treterin vorwiegend  derjenigen  Schichten  ist,  die  die  Haupt- 
lasten auf  bringen  Es  bildet  sich  eine  Art  Arbeitsteilung 
heraus:  die  einen  bewilligen  und  erfinden  neue  Steuern,  andere 
Schichten  haben  sie  zu  zahlen.  Diese  politische  Arbeitsteilung 
hat  aber  nichts  von  den  vorteilhaften  Wirkungen  der  von 
Adam  Smith  geschilderten  wirtschaftlichen  Arbeitsteilung  auf- 
zuweisen. Die  Verfassung,  bei  der  die  politisch  Ausschlag- 
gebenden nicht  selbst  die  Opfer  bringen,  die  sie  bewilligen, 
ist  zudem  garnichts  neues,  sondern  ein  Wiederaufleben  des 
Feudalsystems.  In  der  Zeit  des  Feudalismus  hatten  die  Stände 
Steuern  zu  bewilligen,  die  überwiegend  andere  Leute  zahlten. 
Diese  Stände  verloren  ihre  politische  Macht  gegenüber  dem 
Absolutismus,  weil  sie  vorwiegend  Vertreter  der  Privilegierten 
waren  und  weil  der  Absolutismus  mehr  als  sie  der  Vertreter  der 
Gesamtinteressen  zu  sein  sich  bestrebte.  Und  als  im  19.  Jahr- 
hundert unter  schweren  Kämpfen  und  Opfern  bei  uns  Parlamente 
durchgesetzt  wurden,  geschah  dies  unter  der  Motivierung,  dafs 
die  Steuerträger  eine  Kontrolle  ausüben  sollten,  nicht  aber 
deshalb,  damit  Leute  die  Steuern  bewilligen,  um  sie  anderen 
Schichten  zuzuschieben.  Sollte  es  einmal  in  der  Zukunft  zu 
Konflikten  über  das  Steuerbewilligungsrecht  kommen,  so 
werden  einer  absolutistisch  gestimmten  Regierung  Parlaments- 
mehrheiten wenig  imponieren,  in  denen  diejenigen  Schichten 
über  wiegen,  welche  nicht  selbst  die  Hauptsteuerlasten  tragen, 
sondern  für  sich  Begünstigungen  erstreben. 

Aber  diese  Gefahr  liegt  noch  nicht  nahe,  da  die  Regie- 
rungen einen  grofsen  Steuer-  und  Kreditbedarf  leichter  mit 
als  ohne  Mitwirkung  der  Parlamente  aufbringen  können,  auch 
wenn  die  Autorität  dieser  Parlamente  nicht  besonders  grofs 
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ist.  Eine  andere  Gefahr  liegt  viel  näher,  dafs  nämlich  die 
Regierungen,  wenn  Nebenzwecke  in  der  Besteuerung  verfolgt 
werden,  die  Gefangenen  der  Majoritäten  werden,  dafs  sie  mit 
der  Begiinstigungspolitik  garnicht  brecheu  können,  auch  wenn 
es  im  Gesamtinteresse  nötig  erscheint,  und  dafs  hierdurch  die 
Staatsautorität  einbüfst. 

Hierbei  mufs  jedoch  zwischen  verschiedenen  Regierungs- 
systemen unterschieden  werden. 

Wenn  sich  Mifsstände,  bei  der  andauernden  Verfolgung 
von  Nebenzwecken  in  der  Besteuerung,  für  die  Gesamtheit  er- 
geben, so  ist  dem  leichter  in  Ländern  abzuhelfen,  die  nicht 
eine  permanente  Beamtenregierung,  sondern  eine  wechselnde 
Parteiregierung  haben.  Die  Wirkungen  können  hier  heftiger 
sein,  es  besteht  aber  weniger  Gefahr  für  die  Autorität  des 
Staates  selbst  und  für  das  öfientliche  Leben. 

Politische  Freiheit  setzt  voraus,  dafs  es  eine  anerkannte 
Opposition,  ein  Recht  auf  Kritik  der  Regierungshandlungen 
gibt.  Unter  allen  Umständen  ist  es  eine  Begleiterscheinung 
jener  Verfolgung  von  Nebenzwecken  in  der  Besteuerung,  bei 
welcher  Begünstigungen  gewährt  werden,  dafs  die  am  par- 
lamentarischen Gewinnungsfouds  Beteiligten  mit  allen  Mitteln 
streben  müssen,  nie  aus  der  Stellung  der  Regierungspartei 
vertrieben  zu  werden.  Das  heilst,  ihre  materielle  Existenz 
hängt  davon  ab,  dafs  die  Opposition  nicht  regierungsfähig 
wird. 

Am  wenigsten  trat  dies  im  England  des  18.  Jahrhunderts 
hervor.  Begünstigungspolitik  und  politische  Freiheit,  ins- 
besondere freie  Kritik  der  Regierung  waren  damals  sehr  w'ohl 
mit  einander  verträglich.  Das  Wahlrecht  war  sehr  beschränkt. 
Tories  und  Whigs  waren  nur  verschiedene  Schattierungen  der 
an  der  Begünstigungspolitik  interessierten  Oligarchie.  Eine 
anerkannte  Opposition,  die  frei  kritisiert  und  die  auch  ver- 
pflichtet ist,  eventuell  die  Regierung  zu  übernehmen  und  es 
besser  zu  machen,  wenn  sie  die  Mehrheit  bekommt,  war  sehr 
wohl  möglich.  Auch  ein  Kämpfen  um  andere  höhere  als  die 
materiellen  Fragen  war  möglich,  da  die  Oligarchie  in  beiden 
Lagern  in  den  materiellen  Fragen  sich  nur  wenig  unter- 
schied. 
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Schwieriger  wird  die  Sache  stets,  sofern  die  Massen  oder 
wenigstens  die  Kleinbürger  am  Wahlrecht  beteiligt  sind.  So- 
bald einmal  die  Nebenzwecke  der  Besteuerung  hier  als  zu- 
lässig angesehen  werden,  treten  alsbald  die  materiellen  Fragen 
und  Sonderinteressen  parteibildend  auf.  Die  edelsten  Über- 
zeugungen. die  gröfste  Begabung  bestimmen  dann  nicht  die 
politische  Führerschaft;  ausschlaggebend  wird  der  Opportunis- 
mus gegenüber  mächtigen  Interessen.  Dafs  von  regierungs- 
treuen Männern  ein  patriotisch  gesinnter  Mann  gewählt  wird, 
<ler  nicht  die  Begünstigungspolitik  vertritt,  wird  fast  un- 
möglich. 

Eine  akute  Schädigung  des  öffentlichen  Lebens  durch 
offene  Korruption  ist  nun  hierbei  dann  die  mögliche  Folge, 
wenn  zwei  Parteien  unter  Beteiligung  der  Massen  an  poli- 
tischen Rechten  sich  in  der  Herrschaft,  aber  auch  in  der  Ver- 
antwortung ablösen.  Akut  treten  hier  die  Wirkungen  einer 
Begünstigungspolitik  uud  sonstiger  Nebenzwecke  der  Besteue- 
rung heftiger  auf.  Dafür  ist  aber  auch  die  Lösung  der 
Schwierigkeit  rascher  und  ohne  Gefährdung  des  Staates  selbst 
möglich.  W’enn  die  Unzufriedenheit  mit  der  Hochschutzzoll- 
politik bei  den  Wählern  der  Vereinigten  Staaten  einmal  ihren 
Höhepunkt  erreicht  haben  wird,  so  wird  mau  damit  ebenso 
aufräumen,  wie  man  mit  der  Silbergesetzgebung  aufgeräumt 
hat.  Eine  Partei  wird  die  andere  ablösen,  aber  die  Staats- 
autorität bleibt  gewahrt,  und  der  Staat  beansprucht  hier  gar 
nicht  parteilos  zu  sein. 

Weit  gröfser  ist  die  Gefahr,  wenn  Staaten  mit  einer  per- 
manenten Beamtenregierung  sich  der  Politik  verschrieben 
haben,  Nebenzwecke  bei  der  Besteuerung  zu  verfolgen.  Die 
Begünstigten  müssen  streben,  sich  jeder  zeitgemäßen  Reform 
der  Wahlrechte  zu  widersetzen,  um  sich  im  Genul’s  der 
politisch  ausschlaggebenden  Stellung  zu  erhalten.  Dies  ist 
nichts  besonderes  und  bei  jeder  Verfassung  eine  Folge  der 
Begünstigungspolitik.  Die  Begünstigten  müssen  aber  gegen- 
über einer  Beamtenregierung,  um  sich  den  Genufs  ihrer  Be- 
günstigung zu  sichern,  darauf  hinarbeiten,  dafs  sich  die 
Kluft  zwischen  der  Regierung  uud  den  nicht  mit  der  Be- 
günstigungspolitik Einverstandenen  fortwährend  erweitert.  Sie 
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müssen  darauf  hinarbeiten,  dafs  sich  das  Volk  in  Gutgesinnte 
oder  Verständige  und  in  Schlechtgesinnte  oder  Umstürzler 
dauernd  scheide.  Die  Schlechtgesinnten  werden  bei  diesem 
System  für  ihre  oppositionelle  Gesinnung  schon  hinieden  auf 
Erden  gestraft,  indem  sie  nicht  nur  die  Hauptsteuerlast, 
sondern  auch  den  parlamentarischen  Gewinnungsfonds  auf- 
bringen müssen  zwecks  Subventionierung  der  Gutgesinnten. 

Die  Schlechtgesinuten  bleiben  ungefährlich,  wenn  sie  sich 
und  ihre  Wähler  auf  ein  Programm  festrennen,  welches  es 
jeder  Regierung  unmöglich  macht,  sich  je  auf  sie  zu  stützen. 
Es  ist  dann  nur  notwendig,  dafs  die  Gutgesinnten  auf  eine 
Politik  binwirken,  welche  die  Schlechtgesinnten  so  verärgert, 
so  dafs  dieselben  sich  darauf  einrichten,  immer  nein  zu  sagen, 
und  dafs  sie  eine  zur  Verantwortung  nicht  erzogene,  auf  ewige 
Opposition  gerichtete  Gruppe  bleiben.  Noch  bequemer  wenn 
die  Schlechtgesinnten  ihren  Gegnern  den  Gefallen  tun,  nicht 
blofs  eine  einzige  Gruppe  zu  bilden,  sondern  sich  noch  in 
zahlreiche  Sekten  zersplittern.  Das  letztere  ist  am  leichtesten 
zu  erreichen,  wenn  die  Opposition  nie  in  die  Lage  kommt, 
selbst  die  Verantwortung  für  die  Staatsgeschäfte  übernehmen 
zu  müssen.  Jetzt  wird  von  den  Gutgesinnten  der  Beamten- 
regierung klar  gemacht,  dafs  sie,  um  die  Staatsnotwendig- 
keiten bewilligt  zu  bekommen,  auch  hie  und  da  ein  Opfer  des 
Intellekts  zu  bringen  habe.  Die  Regierung  mufs  um  der  Gut- 
gesinnten willen  auch  manches  durchführen,  was  sie  innerlich 
nicht  billigt.  Es  bleibt  ihr  unverwehrt,  sich  eine  starke 
Regieruug  zu  nennen.  Es  entsteht  aber  möglicherweise  die 
Gefahr,  dafs  sie  ihre  Stärke  nur  soweit  durch  Verwaltungs- 
mafsregeln  bekunden  darf,  als  sie  nicht  Anstofs  bei  den  Gut- 
gesinnten erregt,  d.  h also  vor  allem  gegenüber  denjenigen, 
die  nicht  das  Glück  haben,  als  Stützen  der  bestehenden  Ord- 
nung angesehen  zu  werden.  Die  Schlechtgesinnten  werden 
aber  durch  all  diese  Wirkungen  nicht  besser  gesinnt,  im  Gegen- 
teil sie  werden  immer  verbitterter. 

Nun  entsteht  die  Gefahr,  dafs  die  Beamtenregierung  den 
besten  Rückhalt  verliert,  den  sie  besitzen  kann.  Eine  Beamten- 
regierung ist  an  sich  selten  bei  den  Massen  populär.  Es  ist 
eine  nicht  ganz  leichte  Aufgabe,  sie  beredt  zu  verteidigen, 
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selbst  da,  wo  sie  im  Hechte  ist.  Es  wird  aber  für  unabhängig 
deukende  Männer  überaus  schwer  sie  zu  verteidigen,  wo  sie 
in  den  Verdacht  gerät,  nicht  über  den  Parteien  zu  stehen, 
sondern  von  Parteien  abhängig  zu  sein,  denen  sie  das  Odium 
der  Verantwortung  abuimmt. 

Die  Schwächung  der  Staatsgewalt  und  die  Zersetzung  des 
öffentlichen  Lebens  kann  nun  akut  in  solchem  Stadium  da 
auftreten,  wo  die  Verfolgung  von  Nebenzwecken  der  Besteue- 
rung und  eine  Wohltätigkeitspolitik  des  Fiskus  auf  nationale 
Gegensätze  innerhalb  eines  Reiches  stöfst.  Wo  vielerlei  Völker- 
schaften mit  dem  System  des  parlamentarischen  Gewinnungs- 
fonds längere  Zeit  ohne  höhere  Grundsätze  regiert  werden, 
entsteht  die  Möglichkeit,  dafs  zuerst  der  Parlamentarismus 
und  dann  auch  das  Staatswesen  einer  Auflösung  entgegen- 
gehen. Die  staatstrennenden  statt  der  staatseinigenden  Elemente 
werden  gestärkt.  Da  die  Gefahr  hier  akut  auftritt,  ist  es  in 
solchem  Falle  nicht  gauz  unmöglich,  dafs  durch  heroische 
Anstrengungen  noch  rechtzeitig  die  nötigen  Reformen  durch- 
gesetzt werden. 

In  einem  nationalen  Einheitsstaat  ist  es  blofs  der  soziale 
Gegensatz  der  Klassen  sowie  eventuell  der  Gegensatz  wirt- 
schaftlicher Interessen,  der  bei  der  Verfolgung  von  Neben- 
zwecken innerhalb  der  Besteuerung  sich  verschärft.  Kritisch 
wird  die  Lage  dann,  wenn  grofse  schwierige  internationale 
Verwicklungen  an  die  Nation  herantreten  und  das  Volk,  wo 
man  den  Rückhalt  einer  geeinten  patriotisch  opferwilligen  Be- 
völkerung dringend  braucht,  in  „zwei  Nationen“,  die  einander 
nicht  verstehen,  gespalten  ist.  Insbesondere  wenn  die  Ver- 
folgung von  Nebenzwecken  bei  der  Besteuerung  dazu  geführt 
hat,  dafs  sich  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  und  damit 
die  Steuerkraft  derjenigen  Schichten  verschlechtert,  welche  die 
Hauptlast  der  Besteuerung  bisher  aufbrachten.  Verfolgt  ein 
Staat  nicht  Grofsmachtspolitik,  ist  er  in  die  Welthändel  nicht 
verflochten  oder  ist  die  Besteuerung  nicht  auf  Fassionssteuern, 
sondern  auf  äufsere  Merkmale  eingerichtet,  so  kann  dies  alles 
vielleicht  noch  ohne  zu  schlimme  Wirkungen  vorübergehen. 

Wo  aber  infolge  Grofsmachtspolitik  ein  beträchtlicher 
Finanzbedarf  zu  decken  ist  und  Fassionssteueru  zur  Deckung 
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desselben  einmal  eingeführt  sind,  untergräbt  fortgesetzte  Ver- 
folgung von  Nebenzwecken  bei  der  Besteuerung  in  einem  kon- 
stitutionellen Beamtenstaat  möglicherweise  sowohl  den  Par- 
lamentarismus wie  die  autoritath'e  Stellung  der  Regierung,  wie 
endlich  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit. 

Wenn  Begünstigungspolitik  als  vorübergehende  Mafsnahme 
ein  Notbehelf  war,  weil  sehr  grofse  Rüstungsausgaben  für  Er- 
haltung des  Friedens  unentbehrlich  erschienen,  die  breiten 
Massen  aber  und  ebenso  ein  Teil  des  Bürgertums  noch  nicht 
»Esprit  public“  genug  besal’sen,  um  die  Staatsnotwendigkeiten 
ohue  parlamentarischen  Gewinnungsfouds  zu  bewilligen,  so 
tritt  die  Gefahr  leicht  ein,  dals  das  als  Übergangsmafsnahme 
Entschuldbare  in  Permanenz  erklärt  wird  und  dals  die  Be- 
amtenminister im  Stiche  gelassen  werden,  wenn  sie  mit  der 
Begüustigungspolitik  brechen  wollen  und  Bewilligung  der 
Staatsnotwendigkeiten  von  den  Gegnern  der  Begüustigungs- 
politik nicht  erreichen. 

Bleibt  aber  die  Begünstigungspolitik  und  die  Verfolgung 
von  Nebenzwecken  bei  der  Besteuerung  eine  permanente  Ein- 
richtung, so  tritt  eine  Gefährdung  des  finanziellen  Haupt- 
zwecks der  Besteuerung  ein.  Die  Menschen  fangen  an,  an 
der  unbedingten  Gerechtigkeitsliebe  des  Staates  zu  zweifeln, 
sofern  ohne  finanzielle  Notwendigkeit  dank  politischem  Ein- 
flüsse von  Sonderinteressenten  mifsliebige  Leute  mit  Straf- 
steuern belastet  werden  oder  sofern  Begünstigungen  aufrecht  er- 
halten werden,  wenn  bei  finanzieller  Not  alle  Welt  neue  Steuern 
zahlen  muls.  Gerechtigkeit  wie  jede  ethische  Maxime  im- 
poniert nicht,  wenn  man  sie  nicht  überall  und  gegen  jeden 
anwendet.  Fassionssteuern  setzen  aber  bei  den  Steuerpflich- 
tigen unbedingtes  Vertrauen  in  den  Stäat  und  in  die  Ge- 
rechtigkeitsliebe des  Staates  voraus,  sie  setzen  insbesondere 
das  Vertrauen  voraus,  dals  kein  Pfennig  unnötig  und  zu  Be- 
günstigungen verwendet  werde.  Ist  einmal  dieses  Vertrauen 
den  Steuerzahlern  geraubt  oder  nur  erschüttert,  erblicken  sie 
nicht  mehr  im  Staate  eine  unparteiliche  Macht,  so  kann  der 
Staat  auch  nicht  mehr  die  Frucht  einer  Politik,  welche  „Esprit 
public“  und  Vertrauen  voraussetzt,  in  korrekten  Steuerfassionen 
ernten. 
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Das  unendlich  schwierige  Problem,  die  Besteuerung  einiger- 
maßen gerecht  nach  der  Leistungsfähigkeit  abzustufen,  wird 
unlösbar,  wenn  politischer  Strömungen  halber  Nebenzwecke 
bei  der  Besteuerung  verfolgt  werden,  die  nichts  mit  der  Ge- 
rechtigkeit zu  tun  haben. 

Das  nicht  minder  schwierige  Problem,  richtige  Fassionen 
zu  bekommen,  wird  auf  die  Dauer  unlösbar,  wenn  die 
Steuerzahler  an  der  Ernsthaftigkeit  des  Staates  bei  der 
Durchführung  der  Gerechtigkeitsprinzipien  zu  zweifeln  be- 
ginnen. Führt  man  Steuern  ein  um  der  Politik  willen,  so 
gefährdet  man  die  Grundlagen  der  Fassionsbesteuerung,  man 
gefährdet  die  Staatsautorität  und  man  gefährdet  vor  allem 
durch  die  Nebenzwecke  der  Besteuerung  den  finanziellen  Haupt- 
zweck. Was  den  Begünstigten  zugewendet  wird,  entgeht  der 
Gesamtheit.  Was  aber  um  der  Begünstigten  willen  auf- 
zubringen ist,  mindert  die  Steuerfähigkeit  für  staatliche  Zwecke, 
sofern  zugleich  um  der  Begünstigten  willen  eine  Wirtschafts- 
politik befolgt  werden  mufs,  die  die  Hauptträger  der  Steuer- 
last wirtschaftlich  zurückbringt. 

Ich  schliefse  diese  theoretischen  Betrachtungen  damit:  rnan 
kann  Nebenzwecke  in  der  Besteuerung  verfolgen;  man  tut  es 
auch  vielfach.  Aber  man  betritt  damit  eine  abschüssige  ge- 
fährliche Bahn.  Man  gefährdet  insbesondere  durch  die  Neben- 
zwecke den  finanziellen  Hauptzweck  der  Besteuerung;  mau  ge- 
fährdet das  Vertrauen  in  die  Unparteilichkeit  des  Staats,  man 
verschärft  die  politischen  Gegensätze  und  gefährdet  die  finan- 
zielle Aktionsfähigkeit  des  Landes  bei  internationalen  Ver- 
wicklungen, man  schafft  eine  Kluft  zwischen  der  Bevölkerung, 
wo  Einigkeit  in  politischen  Existenzfragen  Lebensbedingung 
wäre:  kurz  man  kann  auch  in  der  Besteuerung  auf  die 
Dauer  nicht  zugleich  zweien  Herren  dienen,  nicht  zugleich 
erfolgreich  den  Hauptzweck  der  Besteuerung  und  allerhand 
politische  Nebenzwecke  erreichen!  Fiskus  kann  Wohltäter 
für  einzelne  sein,  aber  nur  in  beschränkten  Fällen  zum  Heile, 
sehr  viel  leichter  zum  Schaden  des  Ganzen ! 


Druck  vou  Lwüinnl  Mmlun  St  lu  Berlin  sff. 
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Dieses  Heft  enthält  Vorträge,  die  ich  in  der  Volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft  zu  Berlin  sowie  im  Staats- 
und versicherungs  - wissenschaftlichen  Verein  zu  Göttingen 
gehalten  habe,  nebst  Auszügen  aus  Abhandlungen,  die  in 
verschiedenen  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Denkschriften  von 
mir  in  den  Jahren  1904  bis  1906  erschienen  sind. 

Bei  der  Zusammenstellung  hat  mich  die  Absicht  geleitet, 
eine  Anzahl  von  Problemen  vorzuführen,  die  von  Interesse 
für  weitere  Kreise  sind  und  alle  gemeinsam  haben,  dafs  man 
bei  ihrer  Betrachtung  die  Überzeugung  gewinnt:  für  ihre  Er- 
örterung kommen  so  viele  verschiedene  Gesichtspunkte  in 
Betracht,  ihre  Lösung  hängt  mit  so  vielen  anderen  Fragen 
zusammen,  dafs  eine  besondere  Versicherungs-Wissen- 
schaft vorhanden  sein  mul's.  Die  Notwendigkeit  und  somit  die 
Berechtigung  dieser  Wissenschaft  soll  durch  allgemein  ver- 
ständliche Beispiele  nachgewiesen  und  die  Überzeugung  ver- 
breitet werden,  dafs  das  gemiedene  Gebiet  des  Versicherungs- 
wesens sich  auch  behandeln  läfst  ohne  Formeln  und  Ziffern, 
ohne  einen  grofsen  Aufwaud  wenig  bekannter  Fachausdrücke, 
und  dafs  auch  der  Laie  den  modernen  Versicherungsproblemen 
Interesse  abgewinnen  kann  und  mufs. 

Berlin  W.  50,  April  1906. 

Manes. 
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Schon  das  richtige  Erkennen  von  Gefahren,  die  Leben, 
Gesundheit  und  Vermögen  bedrohen,  und  das  Streben,  sie  v 
abzuwehren,  ist  ein  Zeichen  eines  gewissen  Grades  von  Kultur. 
Um  wieviel  mehr  kulturellen  Fortschritt  bedeuten  Organi- 
sationen mit  dem  Zweck,  sofern  eine  Abwehr  unmöglich  oder 
unzureichend  ist,  die  materiellen  Schadensfolgen  nach  Eintritt 
der  Gefahr  auf  dem  Wege  der  Versicherung  zu  beseitigen. 
Insofern  ist  es  auch  berechtigt,  wenn  man  die  Verbreitung 
der  Versicherung  in  einem  Lande  als  Gradmesser  für 
seine  Kultur  ansehen  will.  Wenigstens  kommt  in  diesen 
Ziffern  zum  Ausdruck,  in  welchem  Malse  die  Bevölkerung 
und  der  Staat  sich  wirtschaftlicher  Vorsicht  und  Voraussicht 
rühmen  dürfen. 

In  Deutschland  werden  wir  diesen  Gradmesser  der 
Kultur  um  so  bereitwilliger  anzunehmen  geneigt  sein,  als  die 
hier  in  Betracht  kommenden  Ziffern  besonders  hohe  sind. 
Dabei  mufs  man  freilich  stets  die  Gesamtheit  aller  Ver- 
sicherungseinrichtungen ins  Auge  fassen,  ohne  die 
Scheidung  zwischen  privater  und  sozialpolitischer  Versiche- 
rung; denn  beide,  die  freiwillig  bei  einer  Privatunternehmung 
abgeschlossene  und  die  kraft  Gesetzeszwang  bei  einer  vom  Staate 
ins  Leben  gerufenen  Kasse  entstehende  Versicherung  sind  Aus- 
strömungen derselben  Gedanken,  Verkörperungen  derselben 
Ideen,  zu  denen  man  nur  auf  verschiedenen  Wegen  gelangt,  lu 
Deutschland  gibt  es,  wenn  wir  annehmen,  dafs  unsere  Be- 
völkerung rund  60  Millionen  beträgt,  sogar  weit  mehr  Ver- 
sicherungen als  Menschen.  Es  laufen  zur  Zeit  in  Deutschland 
rund  35  Millionen  Versicherungsverträge,  und  es  bestehen  aut 
Grund  unserer  Arbeiterversicherungsgesetze  nicht  weniger  als 
45  Millionen  Versicherungen.  Das  sind  zusammen  80  Millionen 
Versicherungen,  so  dafs  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
1,33  Versicherungen  kommen.  In  Wirklichkeit  verhält  es  sich 
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mit  der  Versicherungshäufigkeit  etwas  anders;  denu  während 
auf  der  einen  Seite  eine  grofse  Reihe  von  Persoueu  überhaupt 
in  keinem  Versichern ngs Verhältnis  stehen,  weder  in  einem 
privatwirtschaftlichen  noch  in  einem  sozialpolitischen,  sind 
auf  der  anderen  Seite  viele  Personen  dreifach,  ja  zehnfach  und 
zwanzigfach  versichert,  haben  eine  Lebens-,  Unfall-,  Haft- 
pflicht-, Feuer-,  Diebstahl-,  Glas-,  Transportversicherung  usw. 
abgeschlossen.  Die  Leistung  der  deutschen  Versicherung  be- 
trägt heute  au  jedem  Tage  durchschnittlich  viele  Millionen, 
wo  man  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  nur  mit  Hundert- 
tausenden rechnete.  Im  Jahre  1905  dürften  von  der  deutschen 
Privatversicherung  ebenso  wie  von  der  deutschen  Sozial- 
versicherung je  600  Millionen  Mark  an  Entschädigungen  zur 
Auszahlung  gebracht  wordeu  sein,  mithin  100  Millionen  pro 
Monat. 

Diese  gewaltige  Ausbreitung  der  Versicherung  ist  ein  Er- 
gebnis teils  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen  Einsicht  der 
Bevölkerung,  teils  der  im  allgemeinen  trefflichen  Organisation 
der  Privatversicherungsanstalten,  insbesondere  aber  auch  der 
sozialpolitischen  Gesetzgebung,  die,  weit  entfernt  davon,  der 
Privatversicheruug  Abbruch  zu  tun,  den  Versicherungs- 
gedanken in  die  weitesten  Kreise  gebracht  und  hier  das  Be- 
dürfnis nach  Versicherung  auch  über  das  vom  Staat  vor- 
geschriebene Zwangsminimum  hinaus  unausgesetzt  erweckt 
hat  und  wachhält. 

Man  hat  unser  Zeitalter  das  des  Verkehrs  genannt.  Hätte 
man  aber  in  der  grofsen  Menge  so  viele  Kenntnisse  von  der 
Versicherung  wie  vom  Verkehrsleben,  so  hätte  mau  es  viel- 
leicht auch  als  Zeitalter  der  Versicherung  bezeichnet.  Wer 
drinnen  steht  im  Studium  oder  in  der  Praxis  des  Versiche- 
rungswesens, wird  diese  Behauptung  wohl  kaum  als  über- 
trieben ansehen.  Denn  die  Ausbreitung  der  Versicherung 
gerade  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  hat  alle 
Grenzen  überschritten,  die  man  sich  je  dachte,  so  ausbreituugs- 
fähig  die  Versicherung  auch  nach  wie  vor  noch  bleibt. 

Es  gibt  eine  ganz  eigenartige  und  wohl  noch  niemals 
genau  festgestellte  Wechsel  Wirkung  zwischen  dem  Fort- 
schritt der  Kultur  und  der  hiermit  zusammenhängenden 
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Bekämpfung  und  Unterdrückung  wirtschaftlicher  Nachteile  auf 
der  einen,  der  Zunahme  gefährlicher  Momente  auf  der  anderen 
Seite.  Teils  werden  schon  früher  vorhandene  Gefahren  erst 
erkannt  und  bekämpft,  teils  entstehen  auch  neue,  früher  nicht 
vorhandene  Gefahren. 

Die  modernen  Versicherungsprobleme,  welche  in  dieser 
Schrift  vorgeführt  werden  sollen,  sind  entstanden  in  engstem 
Zusammenhang  mit  der  modernen  Entwicklung  unserer 
Volks- und  Weltwirtschaft.  Gefahren,  welche  die  Industrie 
früherer  Zeiten  nicht  oder  nicht  in  dem  heutigen  Umfang  ge- 
kannt hat,  bedrohen  sie  heute  Tag  für  Tag:  Verluste  durch 
Streik,  durch  Boykott,  durch  Maschinenschäden;  und  auf  der 
anderen  Seite  werden  die  Arbeiter  unausgesetzt  bedroht  von 
dem  Gespenst  der  Arbeitslosigkeit. 

Der  industrielle  Aufschwung  hat  soziales  Mitgefühl 
in  die  weitesten,  man  darf  wohl  sagen,  in  alle  Kreise  ge- 
bracht, und  wir  erkennen  heutzutage  die  Notwendigkeit  an, 
dal's  für  Bevölkerungsklassen  in  einer  Weise  gesorgt  wird,  die 
vor  noch  nicht  sechzig  Jahren  als  ein  Luxus  der  Begüterten 
galt.  Auch  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbreitung  dieses 
unseres  sozialen  Empfindens  stehen  naturgeinäls  die  ver- 
schiedensten Versichei’ungsprobleme:  die  Versicherung  der 
Heimarbeiter,  der  Handwerker,  der  Privatbeamten,  der  Witwen 
und  Waisen  usw. 

Auch  die  Stellung  der  Frau  hat  sich  in  wenigen 
Jahren  beträchtlich  verändert.  Die  Frau  ist  in  ganz  anderem 
Umfang  als  früher  ins  Erwerbsleben  getreten  und  sucht  sich 
neben  dem  Mann  eine  materiell  gesicherte  Stellung  in  den 
verschiedenen  Berufen  zu  erkämpfen.  Hand  in  Hand  damit 
geht  eine  veränderte  Auffassung  vom  Wesen  und  von  der  Be- 
deutung der  Mutterschaft.  So  entstehen  im  Zusammenhang 
mit  der  Frauenbewegung  die  Probleme  einer  Frauen  Versiche- 
rung und  einer  Mutterschaftsversicherung.  Diese  letztere  ge- 
hört auch  zu  den  volkshygienischen  Fragen,  mit  denen 
noch  andere  Versicherungsprobleme  eng  verknüpft  sind,  wie 
die  Versicherung  abstinenter  Personen  oder  die  Versicherung 
sogenannter  minderwertiger  Leben. 

Allein,  nicht  nur  im  Zusammenhang  mit  den  industriellen, 
sozialen,  geistigen  und  hygienischen  Fortschritten  der  Nation 
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steht  die  Versicherung.  Man  sucht  ihre  Vorteile  auch  aus- 
zunützen für  die  ernsten  Zeiten  eines  Krieges.  Und  da 
nicht  nur  unsere  Zukunft,  sondern  auch  ein  gutes  Stück 
Gegenwart  auf  dein  Wasser  liegt,  und  trotz  aller  deutsch- 
englischen Friedenskundgebungen  das  Gespenst  eines  Seekriegs 
diesseits  wie  jenseits  des  Kanals  spukt,  so  ist  es  nicht  er- 
staunlich, dafs  auch  das  schwierige  Problem  der  Seekriegs- 
versicherung die  Regierungen  zu  beschäftigen  beginnt. 

Bei  einer  so  vielseitigen  und  so  starken  Entwicklung  des 
Versicherungswesens  entstehen  naturgemäfs  die  mannigfachsten 
Aufgaben  für  den  Gesetzgeber;  und  so  werden  wir  auch  ge- 
setzgeberische Versicherungsprobleme  zu  behandeln 
haben. 

Wenn  bei  alledem  vorzugsweise  Probleme  der  Privat- 
versicheruug  zur  Erörterung  gelangen,  so  geschieht  dies  in 
der  Überzeugung,  dafs  es  sich  bei  der  sozialpolitischen 
Arbeiterversicherung  durchweg  nicht  um  eigentliche  Versiche- 
ruugsprobleme  handelt,  sondern  vielmer  häufig  um  politische, 
sozialpolitische  oder  rein  finanzielle  Fragen.  Sollen  weitere 
Bevölkerungskreise  in  die  bestehende  Zwangs- Arbeiterversiche- 
rung einbezogen  werden?  Soll  zu  den  bestehenden  drei  oder 
vier  Zweigen  ein  weiterer  zugefügt  werden,  und  wer  soll  die 
Kosten  hiervon  tragen?  Sollen  diese  von  den  Arbeitern,  den 
Arbeitgebern  oder  dem  Staat  übernommen  werden?  Vor  allem 
aber  kommt  in  Betracht:  wie  können  wir  die  bestehende  ver- 
wickelte Organisation  der  Versicherungszweige  vereinfachen 
und  vereinheitlichen? 

Nur  zwei  Beispiele  dafür,  dafs  die  Probleme  der  sozial- 
politischen Arbeiterversicherung  oft  viel  weniger  Fragen  der 
Versicherungswissenschaft  sind,  als  solche  der  praktischen 
Politik. 

Auf  dem  Internationalen  Arbeiterversicherungskongrefs  in 
Wien  wurden  die  verschiedensten  Vorschläge  hinsichtlich  einer 
Vereinheitlichung  und  Zusammenlegung  unserer  Arbeiterver- 
sicherung vorgebracht.  Von  der  Ansicht,  dafs  der  Zeitpunkt, 
an  eine  Vereinheitlichung  zu  denken,  überhaupt  verfrüht  sei, 
bis  zu  der  einer  möglichst  baldigen  und  vollständigen  Ver- 
schmelzung waren  alle  Variationen  vertreten,  die  im  einzelnen 
aufzuführen  zwecklos  erscheint.  Über  40  Redner  ergriffen  in 
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der  Debatte  das  Wort  hierzu.  Aber  der  ganze  Streit  drehte 
sich  im  wesentlichen  nur  darum,  ob  man  den  Arbeitern  die 
Zweidrittel-Majorität  in  den  Krankenkassen  lassen  solle  und 
könne  oder  nicht.  Der  allgemeine  Eindruck,  den  man  von 
den  Wiener  Verhandlungen  erhielt,  war  derselbe,  den  Graf 
Posadowsky  im  Reichstag  unlängst  dahin  präzisierte,  dals 
für  diese  Vereinfachungsarbeit  ein  Diktator  erforderlich  sei. 
Wo  Diktatoren  reden,  schweigt  aber  die  Wissenschaft. 

Die  Durchführung  einer  W itwen-  und  Waisenversiche- 
rnng  ist  lediglich  noch  eine  finanzielle  Frage,  denn  grund- 
sätzlich herrscht  über  sie  kaum  Meinungsverschiedenheit. 
Schon- 1881  ist  sie  von  der  deutschen  Regierung  ins  Auge  ge- 
falst  worden;  aber  erst  das  Zolltarifgesetz  vom  25.  Dezember 
1903  hat  sie  finanziell  ermöglicht.  Ein  gewisser  Teil  des  Zoll- 
ertrags aus  Roggen  und  Weizen,  welcher  den  Durchschnitt 
der  Jahre  1898 — 1903  übersteigt,  ist  für  sie  zu  verwenden. 
Auch  heute  schon  sind  in  den  drei  bestehenden  Versicherungs- 
zweigen viele  Ansätze  zu  einer  Witwen-  und  Waiseu- 
versicherung  vorhanden.  Das  Sterbegeld  bei  der  Kranken- 

versicherung ist  als  ein  solcher  Ansatz  anzusehen,  insofern 
der  Überschufs  über  die  Begräbniskosten  der  Witwe  zukommt. 
Die  Unfallversicherung  kennt  ebenfalls  Sterbegelder  und  In- 
validenrenten. Auch  auf  privatem  Wege  ist  das  Problem 
schon  gelöst.  So  besteht  seit  1891  bei  der  preußischen  Eisen- 
bahnverwaltung eine  allgemeine  Witwen-  und  Waisenver- 
sicherung für  247  000  Arbeiter.  Will  das  Reich  übrigens  auch 
nur  100  Mk.  Witwengeld  bei  33%  Mk.  Waisenrente  bezahlen, 
so  sind  doch  100  Millionen  erforderlich.*) 

Über  der  sozialpolitischen  Versicherung  vergifst  man  oft 
die  Privatversicherung,  die  doch  mehr  Jahrhunderte  Geschichte 
aufzuweisen  hat  als  die  Sozialversicherung  Jahrzehnte.  Das 
ist  ein  ebenso  grober  Fehler,  wie  wenn  man  nur  die  Privat- 
versichernng  als  eigentliche  Versicherung  ansehen  und  die 

•)  Von  der  Erörterung  der  Arbeitslosenversicherung,  der 
Volksversicherung  und  einiger  anderer  Versicherungszweige  ist  mit 
Rücksicht  auf  die  in  dieser  Sammlung  erschienenen  Hefte  von  Hirsch- 
berg, Bleicher  u.  a.  Abstand  genommen  worden. 
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Sozialversicherung  als  eine  Einrichtung  der  Armenpflege  be- 
trachten wollte,  wie  es  einige  überkluge  Juristen  — um  mich 
eines  Schmollerschen  Ausdrucks  zu  bedienen  — versucht 
haben  und  immer  noch  versuchen. 

Es  gibt  eine  Einheit  aller  Versicherungserscheinun- 
gen  und  ihre  einheitliche  Betrachtung  ist  unbedingte  Not- 
wendigkeit. 

Eine  gewisse  Anerkennung  dieses  Lehrsatzes  kann  man 
in  den  neusten  deutschen  Gesetzgebungsarbeiten  erkennen. 
Denn  es  hat  sich  bisher  noch  nie  ereignet,  dafs  Probleme 
der  Privatversichernng  ebenso  sehr  im  Vordergrund  des 
Interesses  stehen  wie  solche  der  Sozialversicherung.  Unsere 
diesjährigen  Reichstagsverhandlungen  zeigen,  dal's  Regierung 
und  Parteien  mit  beiden  in  umfassender  Weise  beschäftigt  sind. 

Versucht  man,  die  hauptsächlichsten  Probleme  der  Privat- 
versicherung zu  gruppieren,  so  kann  man  unterscheiden 
zwischen  solchen 

1.  der  Gesetzgebung, 

2.  der  Volkswirtschaft, 

3.  der  Volkshygiene, 

4.  der  nationalen  Verteidigung. 


Von  den  Problemen  der  Gesetzgebung  scheint  gelöst  das 
der  Staatsaufsicht  über  die  Versicherungsunternehmungen 
wenigstens  für  Deutschland  durch  das  Reichsgesetz  vom 
12.  Mai  1901.  Die  Lösung  ist  aber  tatsächlich  nur  scheinbar. 
Denn  jedes  neue  Gesetz  bringt  wieder  neue  Zweifel. 

Und  die  zunehmende  nationale  Regelung  in  immer  mehr  Län- 
dern mufs  eine  internationale  Regelung  der  Staatsauf- 
sicht zur  unbedingten  Folge  haben.  Diese  ist  aber,  wie  alle  inter- 
nationalen Vereinbarungen,  äufserst  heikel.  Wie  fruchtbar  die 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Staatsaufsicht  über  das 
Versicherungswesen  ist,  dafür  folgende  Beispiele.  Im  Jahre 
1904  sind  neue  Aufsichtsgesetze  in  Kraft  getreten  in  Däne- 
mark und  in  Montenegro.  Im  Jahre  1905  ist  ein  französisches 
Aufsichtsgesetz  erlassen  worden  und  Entwürfe  sind  erschienen 
in  Österreich  und  Italien.  Aufserdem  sind  die  Vereinigten 
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Staaten  von  Amerika  mit  einer  Neuregelung  des  Aufsichts- 
wesens beschäftigt.  Eine  wenigstens  teilweise  Neuordnung 
ist  in  den  Jahren  1904  und  1905  erfolgt  in  Brasilien,  Chile, 
Japan,  Venezuela  usw. 

Einigkeit  herrscht  über  die  Frage  der  gesetzlichen 
Regelung  des  Auslandsbetriebs,  der  internationalen  Be- 
tätigung der  Versicherungsgesellschaften,  weder  unter  den 
Praktikern  noch  unter  den  Theoretikern  des  Versicherungs- 
wesens. So  führte  beispielsweise  auf  der  vorletzten  Versamm- 
lung des  Deutschen  Vereins  für  Versicherungs-Wissenschaft 
Direktor  Dr.  Otto  aus:  „Für  gewisse  Versicherungszweige, 
wie  die  Seeversicherung,  möchte  ein  Nutzen  bei  einer  inter- 
nationalen Regelung  herauskommen;  allein  dem  steht  gegen- 
über, dafs  die  Seeversicherung  bei  uns  ja  bereits  kodifiziert 
ist.  Im  übrigen  aber  sind  Sitten,  Gebräuche  und  Bedürfnisse 
der  Völker  doch  zu  verschieden,  um  eine  einheitliche  Kodifi- 
kation zu  ermöglichen  und  deshalb  halte  ich  es  für  richtiger, 
wir  bleiben  auf  nationalem  Boden.“  Demgegenüber  äußerte 
sich  zu  derselben  Frage  Direktor  Dr.  Bischoff:  „Läfst  man 
den  internationalen  Bestrebungen  die  rechte  Entwicklungs- 
freiheit, so  dürfte  das  zu  einer  nützlichen  Vervollkommnung 
des  gesamten  Versicherungswesens  führen.  Schon  jetzt  steht 
fest,  dafs  unsere  heimische  Assekuranz  gerade  im  Wettbewerb 
mit  der  ausländischen  viel  gelernt  und  an  gemeinnütziger 
Ausgestaltung  mancherlei  gewonnen  hat.  Dekretiert  man  nun 
für  das  deutsche  Geschäftsgebiet  eine  starre  Zwangsordnung, 
so  werden  unsere  Gesellschaften  entweder  das  ausländische 
Geschäft  aufgeben  müssen,  indem  sich  mit  einem  derartigen 
auf  deutsche  Verhältnisse  zugeschuittenen  Vormundschaftsrecht 
nicht  durchkommen  läfst,  oder  aber  für  diesen  ausländischen 
Geschäftsbetrieb  eigene  Versicherungsbedinguugen  zu  führen 
haben,  wenn  damit  die  Aufsichtsbehörde  überhaupt  einver- 
standen sein  würde.“ 

Auch  die  staatlichen  Aufsichtsbehörden  stellen  sich  ganz 
verschieden  zu  der  Frage  internationalen  Versicherungs- 
betriebs. Während  beispielsweise  das  Kaiserliche  Aufsichtsamt 
für  Privatversicherung  nicht  gerade  für  die  Zulassung  aus- 
ländischer Gesellschaften  in  Deutschland  voreingenommen  zu 
sein  scheint,  sucht  die  schweizerische  Aufsichtsbehörde  in 
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ihren  vortrefflichen  Jahresberichten  immer  wieder  dem  inter- 
nationalen Betrieb  und  der  internationalen  Regelung  der 
Privatversicherungs-Gesetzgebung  das  Wort  zu  sprechen.  So 
heilst  es  in  dem  Bericht  des  Eidgenössischen  Versicherungs- 
amts, dafs  die  Internationalisierung,  welche  bisher  glücklicher- 
weise geduldet  gewesen  sei,  durch  Verständigung  der  Nationen 
noch  mehr  befestigt  werden  sollte.  Allerdings  hat  die  Schweiz, 
das  Arbeitsgebiet  von  6 einheimischen  und  21  fremden  Lebens- 
versicherungs-Gesellschaften, zweifelsohne  diesem  heil’sen  inter- 
nationalen Wettkampf  ihr  hochentwickeltes  Versicherungs- 
wesen zu  verdanken.  Aber  es  scheint  doch,  dafs  das,  was 
für  die  Schweiz  vorteilhaft  gewesen  ist,  nicht  für  alle  Länder 
in  gleicher  Weise  vorteilhaft  ist. 

Man  ist  heute  im  allgemeinen  darüber  einig,  dafs  eine 
Staatsaufsicht  über  das  Versicherungswesen  eine  Notwendig- 
keit ist.  Versicherungsanstalten,  welche  in  mehreren  Staaten 
arbeiten,  haben  sich  aber  den  Gesetzgebungen  der  verschiede- 
nen Staaten  zu  unterwerten.  Nun  weisen  jedoch  die  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  durchaus  nicht  dieselben  Grund- 
sätze auf.  Neben  den  früher  allein  vorhandenen  leicht  erfüll- 
baren Formalitäten  — sagt  Trefzer  — sind  mehr  und  mehr 
Bestimmungen  aufgekommen,  welche  in  die  ganze  Organisa- 
tion und  den  Betrieb  der  Unternehmungen  tief  eingreifen.  Bei 
dem  heutigen  Stande  des  internationalen  Versicherungsverkehrs 
kann  ein  Staat  seine  heimatlichen  Unternehmungen  auf  die 
Dauer  nicht  schützen,  ohne  zugleich  die  ausländischen  Inter- 
essen derselben  zu  gefährden.  Die  Versicherungs-Gesetzgebung 
wird  mehr  oder  minder  zur  Versicherungs-Politik  werden, 
und  je  nachdem  der  Schwerpunkt  des  Geschäftsbetriebes  der 
heimischen  Anstalten  im  Inlande  liegt  (wie  bei  den  deutschen 
Gesellschaften)  oder  im  Ausland  (wie  den  schweizerischen 
Gesellschaften),  wird  man  die  Zulassung  ausländischer  An- 
stalten im  Inlande  zu  hindern  suchen  oder  ihnen  kein  Hemm- 
nis in  den  Weg  legen,  um  für  die  heimischen  Anstalten  irn 
Auslande  kein  Vergeltungsrecht  zu  linden. 

Mithin  läfst  sich  eine  allgemeine  Formel  für  die  Regelung 
der  Frage  internationaler  Aufsichtsgesetzgebung  über  das 
private  Versicherungswesen  nicht  linden.  Deshalb  ist  der 
auf  dem  New  Yorker  Kongrefs  für  Versicherungs-Wissenschaft 
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im  Jahre  1903  aufgestellten  Forderung  durchaus  zuzustimmen, 
dafs  eine  internationale  Vereinbarung  über  die  Behandlung 
der  ausländischen  Gesellschaften  seitens  der  Staatsaufsicht  im 
Interesse  des  Versicherungswesens  und  der  Gesetzgebung  liege, 
und  dafs  vom  versicherungstechnischen  Standpunkte  aus  die 
Wahrung  der  Einheit  der  Gefahrsgemeinschaft  und  die  Gleich- 
behandlung der  Versicherten  zu  verlangen  sei.  Zugefügt  mufs 
aber  werden,  dafs  ans  gewissen  politischen  oder  allgemein 
volkswirtschaftlichen  Gründen  die  Forderungen  der  Technik 
hinter  denen  des  allgemeinen  Volkswohls  zurückzutreten 
haben. 

In  der  Tat  haben  vor  wenigen  Wochen  in  Berlin  Be- 
ratungen stattgefunden,  an  welchen  Vertreter  der  deutschen, 
österreichischen,  ungarischen  und  schweizerischen  Regierung 
teilgenommen  haben  mit  dem  Bestreben  der  Einführung  einer 
einheitlichen  Staatsaufsicht.  Es  steht  mit  Bestimmtheit  wohl 
zu  erwarten,  dafs  diese  Verhandlungen  zu  einem  befriedigen- 
den Ergebnis  gelangen  werden,  und  daö  alsdann  andere 
Staaten  den  internationalen  Abmachungen  beitreten 
können. 

Es  ist  sehr  verlockend,  hier  einzugehen  auf  die  Ur- 
sachen und  die  Folgen  der  neuesten  amerikanischen  Ver- 
sicherungsskandale und  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  die 
Schuld  etwa  den  amerikanischen  Gesetzgeber  trifft.  Ich 
glaube,  diese  Frage  verneinen  zu  müssen,  bin  vielmehr  der 
Ansicht,  dafs  selbst  das  drakonischste  Aufsich tsgesetz  über 
das  Versicherungswesen,  so  lange  die  amerikanische  Geschäfts- 
raoral  keine  andere  geworden  ist,  und  der  Standpunkt  business 
is  business  mit  dem  Nebensinn,  der  heute  diesem  Wort  bei- 
gelegt wird,  nicht  eine  andere  ist,  keine  Besserung,  wenigstens 
keine  dauernde  Besserung  zu  erhoffen  ist  Diese  etwas  pessi- 
mistische Auffassung  bedarf  wohl  einer  Rechtfertigung,  zu  der 
etwas  weiter  ausgeholt  werden  mufs. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben  etwa  fünfzig 
mehr  oder  minder  verschiedene  Aufsichtsgesetze  über  die 
privaten  Versicherungsuuternehmungen.  Zu  jedem  dieser  Ge- 
setze pflegen  jährlich  einige  Dutzend  Nachträge  zu  ergehen. 
Die  Mehrzahl  der  amerikanischen  Aufsichtsgesetze  sind  hin- 
sichtlich zahlreicher  Bestimmungen  weitaus  schärfer  gefafst 
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als  das  deutsche  Reichs- Aufsichtsgesetz,  unter  dem  die  deut- 
schen Versicherungsanstalten  seit  1904  stehen.  Aber  weder 
die  Zahl  noch  die  Strenge  der  Gesetze  hat  es  hindern  können, 
dafs  bei  den  drei  „New-Yorker  Riesen“,  den  drei  gröfsten 
Lebensversicherungs-Gesellschaften  der  Welt,  die  empörendsten 
Mifsstände  vorgekommen  sind.  Bekanntlich  hat  die  Auf- 
deckung dieser  dazu  geführt,  dafs  die  leitenden  Direktoren 
der  drei  Anstalten  aus  ihren  Ämtern  haben  scheiden  müssen. 

Nunmehr  sind  alle  in  Betracht  kommenden  Kreise  damit 
beschäftigt,  die  bestehende  Versicherungs-Gesetzgebung  zu  re- 
formieren. Alle  gehen  von  der  Überzeugung  aus,  dafs  eine 
Änderung  der  Gesetze  die  Wiederkehr  jener  schmachvollen 
Handlungen  bei  der  Verwaltung  von  Lebensversicherungs- 
Anstalteu  hindern  können.  Im  Washingtoner  Kongrefs,  in  den 
Parlamenten  aller  Unionsstaaten,  in  den  Konferenzen  der 
Staats- Aufsichtsbeamten,  der  Gesellschaften  und  der  Ver- 
sicherten werden  die  mannigfachsten  Verbesserungsvorschläge 
und  Gesetzentwürfe  vorgebracht.  Im  Mittelpunkt  fast  aller 
Erörterungen  steht  die  Frage,  ob  es  möglich  und  zweckmäfsig 
ist,  an  Stelle  des  halben  Hunderts  verschiedener  einzelstaat- 
licher Aufsichtsgesetze  ein  einziges  Reichsgesetz  zu  erlassen. 
Es  handelt  sich  also  um  dieselbe  Frage,  vor  welcher  der 
deutsche  Gesetzgeber  vor  wenigen  Jahren  gestanden  hat.  Ein 
höchst  beachtenswerter  Entwurf  für  ein  solches  einheitliches 
Gesetz  ist  seitens  des  Senators  Dryden,  des  Direktors  der  be- 
kannten Volksversicherungsgesellschaft  Prudential  in  Newark, 
ausgearbeitet  worden.  Daneben  ist  von  besonderem  Interesse 
für  Deutschland  der  Umstand,  dafs  seitens  des  Gouverneurs 
des  Staates  New -York  nach  dem  Muster  des  deutschen  Ge- 
setzes nmzugestalten,  insbesondere  die  deutschen  Vorschriften 
über  die  Vermögensanlage  der  Gesellschaften  zwecks  Vermei- 
dung jeder  spekulativen  Anlage  zu  übernehmen.  Von  sonstigen 
Vorschlägen  mögen  die  folgenden  hervorgehoben  werden,  die 
seitens  der  Konferenz  der  Versicherungskommissare,  bezw.  des 
New-Yorker  Untersuchungskomitees  in  Vorschlag  gebracht 
worden  sind:  Beseitigung  jeder  Art  von  Tontinen,  Umgestal- 
tung des  Rechts  der  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit, 
Einführung  eines  einheitlichen,  unveränderlichen  Policen- 
formulars  für  die  Lebensversicherung,  Bestimmung  eines 
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Maximalbestandes  von  Versicherungen,  Anordnung  eines 
Höchstsatzes  der  Agenteuprovisionen,  Umwandlung  aller 
Aktiengesellschaften  mit  einem  gewissen  Geschäftsumfang  in 
Gegenseitigkeitsvereine  usw. 

Viele,  wenn  nicht  alle  Vorschläge  zur  Reform  der  ameri- 
kanischen Gesetze  sind  empfehlenswert.  Allein  dadurch,  dal's 
die  Gesetze  geändert  werden,  wird  noch  lange  keine  Ände- 
rung der  Amtstätigkeit  amerikanischer  Aufsichtsbehörden 
herbeigeführt  oder  etwa  eine  Änderung  amerikanischen  Ge- 
schäftsgeistes. Denn  die  Vorkommnisse  bei  den  erwähnten 
Anstalten  sind  durchaus  nicht  etwa  nur  bei  Versicherungs- 
Organisationen  denkbar.  Sie  sind  vielmehr  nichts  anderes  als 
eine  typische  Erscheinung  amerikanischer  Grofsspekulation 
überhaupt.  Die  Millionen  von  Bestechungsgeldern,  über  die 
in  der  amtlichen  Untersuchung  Feststellungen  erfolgten  und 
welche  von  den  drei  Gesellschaften  Jahr  für  Jahr  an  die  Mit- 
glieder einzelstaatlicher  Parlamente  gezahlt  wurden,  sind  zum 
erhebliichen  Teil  dadurch  geradezu  notwendige  Ausgaben, 
Betriebskosten  gewesen,  dal's  Abgeordnete  den  Gesellschaften 
höchst  ungünstige  Gesetzentwürfe  nur  in  der  Absicht  ein- 
brachten oder  androhten,  um  die  Zurücknahme  sich  abkaufen 
zu  lassen.  Wer  das  Kapitel  Staat  und  Stadt  in  Münsterbergs 
Werk  über  die  Amerikaner  mit  Aufmerksamkeit  durchliest, 
wird  zu  der  Überzeugung  gelangen,  dafs  ein  grofser  Teil  der 
Mifsstände  bei  den  erwähnten  Anstalten  vorgekommen  ist, 
nicht  weil  es  sich  um  Versicherungsanstalten  gehandelt  hat, 
sondern  lediglich  weil  hier  kapitalreiche  amerikanische  Organi- 
sationen in  Betracht  kommen.  Aus  der  Untersuchung  über 
den  Zustand  der  Lebensversicherungs-Gesellschaften  im  Staate 
New-York  ist  die  Staatsaufsichtsbehörde  in  Albauy  nicht  viel 
ruhmreicher  hervorgegangen  als  die  Versichorungs- Gesell- 
schaften. Das  gibt  zu  denken! 

Was  soll  und  kann  unter  solchen  Umständen  eine  Gesetz- 
gebungsreform nützen?  Ohne  Zweifel  wird  man  gewisse  Mifs- 
stände, welche  jetzt  besonders  grell  zutage  getreten  sind, 
durch  neue  Vorschriften  beseitigen  können.  Aber  kein  Gesetz 
der  Welt  kann  gewissenlose  Spekulation,  Unredlichkeit  und 
Betrug  unmöglich  machen.  So  ausgeschlossen  es  scheinen 
will,  dafe  die  Direktoren  unserer  leitenden  deutschen  Lebens- 
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Versicherungsanstalten  selbst,  ohne  dafs  irgend  ein  Aufsichts- 
gesetz vorhanden  wäre,  Handlungen  begehen  würden,  wie  sie 
amerikanischen  Versicherungsdirektoren  nachgewieseu  worden 
sind,  oder  dafs  deutsche  Verwaltungsbehörden  nach  ameri- 
kanischem Muster  verfahren,  so  wenig  wahrscheinlich  dürfte 
es  sein,  auch  wenn  man  alle  Bestimmungen  des  deutschen 
Aufsichtsgesetzes  neben  einer  noch  verschärften  amerikani- 
schen Aufsichtsgesetzgebung  neu  einführt,  dafs  mau  hierdurch 
Mifsstände  beseitigen  kann,  wie  sie  eben  nur  bei  der  manchen 
amerikanischen  Kreisen  eigentümlichen  Auffassung  des  Ge- 
schäftslebens denkbar  sind. 

Es  ist  höchst  traurig,  dafs  man  bei  gswissenhafter  Prü- 
fung der  Verhältnisse  zu  keinem  für  die  amerikanische  Ver- 
sicherung günstigeren  Ergebnis  gelangen  kann.  Denn  wer 
aus  eigeuer  Anschauung  die  geniale  Organisation,  die  sinn- 
reiche Anwendung  jedes  technischen  Fortschritts,  das  unge- 
heure Wissen  und  die  Schaffenskraft  zahlreicher  Beamten 
gerade  der  gröfsten  amerikanischen  Anstalten  kennt,  der  kann 
nur  aufs  innigste  bedauern,  dafs  gegenüber  diesen  enormen 
Vorzügen  amerikanischen  Geschäftsbetriebs  der  allmächtige 
Dollar  in  einer  oft  gerade  die  klügsten  Köpfe  so  sehr  korrum- 
pierenden Weise  wirkt. 

Neue  Männer  sind  nun  an  die  Spitze  der  Iiiesengesell- 
schafteu  getreten.  Sind  und  bleiben  diese  Ehrenmänner,  so 
so  ist  jedes  weitere  Versicherungs-Reformgesetz  überflüssig; 
denn  dafs  die  amerikanischen  Anstalten,  welche  Ehrenmänner 
an  leitender  Stelle  haben,  auch  heute  schon  treffliche  Anstalten 
sind,  welche  sich  auch  im  Ausland  des  besten  Rufes  erfreuen, 
dafür  haben  wir  ja  auch  in  Deutschland  Beispiele.  Wandeln 
aber  die  neuen  Herren  in  den  Bahnen  ihrer  Vorgänger,  so 
wird  keine  Gesetzesreform  der  Welt  es  hindern  können,  dafs 
nicht  dereinst  von  neuen  skandalösen  Vorgängen  innerhalb 
der  amerikanischen  Versicherung  gemeldet  wird.  Not  mea- 
sures  but  meu  mul's  der  Wahlspruch  für  die  Reform  lauten. 

Ein  noch  schwierigeres  Problem,  freilich  nicht  lediglich 
juristischer  Natur,  dürfte  die  Frage  sein,  wie  sich  der  Staat 
zu  den  Versicherungskartellen  zu  verhalten  hat. 
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Ohne  mich  auf  theoretische  Auseinandersetzungen  ein- 
zulassen, begnüge  ich  mich  damit,  einige  Tatsachen  aus  der 
amerikanischen  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  anzuführen, 
welche  eine  Lösung  der  Frage  anzudeuten  geeignet  sein 
dürften. 

Die  amerikanischen  Gesetzgebungen  gegen  die  Ver- 
sieherungskartelle,  insbesondere  auf  dem  Gebiet  der  Feuer- 
versicherung, beginnen  mit  dem  Jahre  1883  und  sind  zurück- 
zuführen auf  die  Agitation  einer  Reihe  von  Warenhausbesitzern 
in  Michigan,  die  die  Versicherungsprämie  für  zu  hoch  hielten 
und  ein  Anti-Compact-Law  im  Staate  Michigan  durchzusetzen 
die  Mittel  fanden.  In  den  nächsten  Jahren,  insbesondere  aber 
in  den  90er  Jahren,  folgten  15  weitere  der  Vereinigten  Staaten, 
darunter  auch  der  für  das  Versicherungswesen  besonders 
wichtige  Staat  New  York.  Allein  hier,  wie  in  einer  ganzen 
Reihe  anderer  Unions-Staaten,  hatte  diese  Gesetzgebung  nur 
vorübergehenden  Bestand. 

Die  Absicht  aller  dieser  Gesetzgebungen  war,  eine  Ver- 
billigung der  Feuerversicherungsprämie  herbeizuführen,  oder 
doch  wenigstens  ihre  weitere  Erhöhung  zu  verhindern.  Nach- 
dem in  den  meisten  Ländern  diese  Gesetze  eine  ganze  Reihe 
vou  Jahren  in  Kraft  gewesen  sind,  ist  auf  Grund  statistischer 
Ermittlungen  der  Nachweis  zu  erbringen,  dafs  dieser  Zweck 
nicht  erreicht  worden  ist;  im  Gegenteil:  die  Versicherungs- 
prämien in  den  Staaten  mit  Auti-Compact-Laws  waren  zum 
grofseu  Teil  höher  als  in  den  anderen  Staaten.  Im  Jahre 
1902  war  der  höchste  Prozentsatz  von  Verlusten  durch  Feuer, 
die  durch  die  Versicherung  gedeckt  wurden,  in  den  Staaten 
mit  Anti-Compact-Laws  63,  während  in  sieben  anderen  Staaten, 
wo  diese  Gesetzgebung  nicht  bestand,  dieser  Prozentsatz  65 
bis  76  betrug.  Hinsichtlich  der  Versicherungsprämien  betrug 
die  Durchschnittsrate  in  dem  gröfsten  Staate  der  Union,  der 
die  Kartellbildung  nicht  hindert,  nämlich  im  Staate  New  York, 
75  Cents.  Hingegen  war  die  günstigste  Zitier  für  das  gleiche 
Jahr  1902  in  einem  der  Uuionsstaaten  mit  Gesetzen  gegen  die 
Kartellbildung  1 Dollar  10  Cents. 

Weiterhin  verdient  Beachtung  ein  vor  kurzer  Zeit  vom 
amerikanischen  Bundesgerichtshof  erlassenes  Urteil,  worin  die 
Unzulässigkeit  einer  eiuzeistaatlichen  gegen  das  Ivartellweseu 
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in  der  Feuerversicherung  gerichteten  Gesetzgebung  zum  Aus- 
druck gelangt.  In  der  Begründung  heilst  es  u.  a.: 

„Es  besteht  kein  Zweifel  darüber,  dafs  die  Versicherung 
ein  legitimes  Geschäft  ist,  und  dafs  sie  notwendig  ist  für  die 
Wohlfahrt  aller  derjenigen,  die  nicht  ohne  eine  solche  Garantie 
die  Möglichkeit  eines  Schutzes  vor  Verlusten  haben.  Die  Aus- 
übung dieses  Geschäftes  erfordert  die  Dienste  bewährter  und 
erfahrener  Personen.  Schon  die  Beschäftigung  dieser  Personen 
erfordert  den  Abschlufs  von  Verträgen.  Ein  notwendiger  Be- 
standteil des  Versicherungsbetriebes  ist  die  Rückversicherung, 
und  auch  diese  erfordert  Verträge  zwischen  zwei  oder  mehr 
Gesellschaften.  Sachverständige  sind  oft  notwendig,  und  diese 
treffen  ihre  Abschätzungen  häufig  für  mehrere  Gesellschaften. 
Ein  und  dasselbe  Risiko  mufs  oft  zwischen  mehreren  Gesell- 
schaften verhältnismäfsig  geteilt  werden.  . . . Die  Gesell- 
schaften können  unmöglich  unvernünftige  Prämien  berechnen. 
Aber  was  sind  vernünftige  Prämien  und  wie  werden  diese 
bestimmt?  Ohne  Zweifel  durch  die  Geschäftserfahrung,  die 
Geschäftsstatistik.  Ein  Risiko  ist  gefährlicher  als  ein  anderes, 
und  daher  müssen  die  Prämien  verschieden  sein.  . . . Die 
ganze  Betrachtung  des  Geschäftsbetriebes  eines  Versicherungs- 
Unternehmens  zeigt  aufs  deutlichste,  dafs  das  Geschäft  keinen 
Tag  ausgeführt  werden  kann,  ohne  den  Abschlufs  von  Ver- 
trägen, nicht  allein  mit  den  Versicherten,  sondern  auch  mit 
anderen  Unternehmungen  ....  Eine  Korporation  hat  aber 
dieselben  Rechte  zum  Abschlufs  eines  Vertrages  innerhalb  des 
Rahmens  ihrer  Befugnisse,  wie  eine  natürliche  Person.  Die 
geringste  Kenntnis  des  Versicherungswesens  mufs  jeden  über- 
zeugen, dafs  Unternehmungen,  einheimische  wie  fremde,  un- 
bedingt gewisse  Vereinbarungen  treffen  und  gewisse  Verträge 
mit  anderen  Unternehmungen  schliefsen  müssen.“ 

Nach  allem  gelaugte  der  amerikanische  Bnndesrichter  zu 
der  Auffassung  der  Rechtsungültigkeit  des  Kartellverbots  in 
dem  Unionsstaat,  um  den  es  sich  handelte,  und  zwar  ledig- 
lich aus  geschäftstechuischen  Gründen. 

In  welchem  Mafse  das  deutsche  Versicherungsgeschäft  auch 
an  der  ausländischen  Gesetzgebung  interessiert  ist,  dafür 
mögen  folgende  Zahlen  als  Beispiel  dienen,  welche  einer  Ver- 
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üffentlichung  des  Reichs-Marineamts  über  die  Entwicklung 
der  deutschen  Seeinteressen  entnommen  sind. 

Von  30  deutschen  Feuerversicherungs-Aktiengesellschaften 
(mit  etwa  165  Millionen  Mark  Aktienkapital)  sind  im  Aus- 
lande tätig:  25  (mit  etwa  132  Millionen  Mark  Aktienkapital). 
Von  1000  Mk.  Versicherungssumme  des  Gesamtgeschäfts  fallen 
144  Mk.  auf  das  Auslandsgeschäft.  20  ausländische  Gesell- 
schaften sind  demgegenüber  in  Deutschland  tätig  und  haben 
hier  eine  Versicherungssumme  von  10  132  576  000  Mk.,  beziehen 
18  891902  Prämien  aus  Deutschland  und  zahlten  9 340  277 
Schäden  in  Deutschland.  Von  1000  Mk.  Versicherungssumme 
des  Gesamtgeschäfts  fallen  73  Mk.  auf  das  deutsche  Geschält. 

Die  Rückversicherung  wird  sowohl  als  Hauptzweig  wie 
als  Nebenzweig  betrieben.  Fast  alle  im  Ausland  tätigen 
deutschen  Versicherungsgesellschaften  betreiben  die  Rück- 
versicherung, das  sogenannte  indirekte  Geschäft  als  Neben- 
zweig. Aufserdem  sind  es  aber  gerade  deutsche  Anstalten, 
welche  die  Rückversicherung  als  ausschliefslichen  Hauptzweig, 
und  zwar  gerade  im  Ausland,  eingeführt  haben.  Hier  sind 
zahlenmäfsige  Angaben  aus  dem  Grunde  nicht  möglich,  weil 
die  Rückversicherung  nicht  von  der  deutschen  Staatsaufsicht 
und  dadurch  auch  nicht  von  der  offiziellen  Statistik  erfafst 
wird;  dennoch  kann  die  begründete  Behauptung  aufgestellt 
werden,  dafs  die  deutsche  Rückversicherung  der  internationalste 
Privatversicherungszweig  ist.  Die  deutsche  Rückversicherung 
beherrscht  den  Rückversicherungsmarkt  der  ganzen  Welt. 
Deutschland  hat  bei  weitem  die  meisten  und  die  bei  weitem 
gröfsten  Versicherungsgesellschaften  aufzuweisen.  Der  Ein- 
flufs  deutschen  Unternehmungsgeistes  und  Kapitals,  welcher 
in  Gestalt  der  Rückversicherung  in  allen  kultivierten  Ländern 
der  Erde  ausgeübt  wird,  ist  bisher  wohl  kaum  auch  nur  an- 
nähernd gewürdigt  und  geschätzt  worden.  Schritt  für  Schritt 
hat  sie  das  Gelände  erobert. 

Von  51  deutschen  Lebensversicherungs-Gesellschaften  ist 
nahezu  die  Hälfte  auch  im  Ausland,  und  zwar  in  mindestens 
zwölf  verschiedenen  Staaten,  tätig.  Aus  dem  ausländischen 
Geschäft  der  deutschen  Anstalten  sind  im  Jahre  1902  über 
23'/j  Millionen  Mark  Prämien  vereinnahmt  worden,  während 
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ausländische  Lebensversicherungsanstalten  in  ihrem  deutschen 
Geschäft  über  26'/,  Millionen  Prämie  vereinnahmt  haben. 

Vieh-,  Hagel-,  Wasserleitungsschaden-,  Sturmschäden-, 
Kautions-  und  Kreditversicherung  werden  nur  von  deutschen 
Gesellschaften  im  Ausland  betrieben,  nicht  umgekehrt  von 
ausländischen  Anstalten  in  Deutschland.  Das  Auslands- 
geschäft beträgt  hier  etwa  1 213  572  Prämieneinnahmen, 
1 120  509  Schadenzaliluugen.  Auch  die  Glas-  und  Diebstahl- 
versicherungs-Gesellschaften  Deutschlands  haben  Auslands- 
geschäft mit  aktiver  Bilanz. 

Versucht  man  eine  Gesamtbilanz  aufzustellen,  so  ergibt 
sich,  dafs  von  den  in  die  Reiclisstatistik  aufgenommenen 
deutschen  Anstalten  insgesamt  680  Millionen  Mark  Prämien- 
einnahmeu  zu  verzeichnen  haben,  fast  90  Millionen  — 
13  pCt.  — ausländisches  Geschäft  darstellen.  Vergleicht 
man  die  Resultate  der  deutschen  Anstalten  im  Auslande  mit 
jenen,  die  in  Deutschland  von  fremdländischen  Instituten  er- 
zielt werden,  so  ergeben  sich  für  die  deutschen  Gesellschaften 
wesentlich  höhere  Erfolge.  Da  die  Transport-  und  Rück- 
versicherung jedoch  nicht  von  der  staatlichen  Statistik  erfafst 
werden,  so  bleiben  die  angeführten  Zahlen  erheblich  hinter 
der  Wirklichkeit  zurück. 

Der  Regelung  des  Versicherungs -Verwaltungsrechts  folgt 
in  den  hervorragendsten  Kulturstaaten  die  des  Versiche- 
rungs-Vertragsrechts. Welche  Probleme  ergeben  sich  hier? 
Was  mufs  ein  solches  Gesetz  enthalten?  Wie  soll  es  gestaltet 
werden? 

Die  Aufgabe,  welche  dem  Gesetzgeber  erwächst,  will  er 
das  Recht  des  Versicherungsvertrages  normieren,  besteht  im 
wesentlichen  in  der  gerechten  Vermittlung  zwischen  den  Inter- 
essen der  Versicherer  und  der  Versicherten.  Die  Schwierig- 
keit dieser  Aufgabe  ist  jedoch  deshalb  so  besonders  grofs, 
weil  im  Versicherungswesen  nicht  nur  juristische,  sondern 
auch  wirtschaftliche,  medizinische  und  technische  Fragen  eine 
bedeutsame  Rolle  spielen  und  vom  Gesetzgeber  zu  beachten 
sind. 

Zwei  Wege  standen  auch  dem  deutschen  Gesetzgeber  ofien. 
Er  konnte  das  Gesetz  mit  zwingender  Rechtskraft  ausstatten  und 
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so  gewissermalsen  Polizenformulare  mit  Zwangscharakter  für 
jeden  einzelnen  Versicherungszweig  schaffen,  von  welchen  eine 
Abweichung  ausgeschlossen  wäre.  Dieser  Art  ist  beispielsweise 
das  Recht  des  Feuerversicherungsvertrags  im  Staate  New  York. 
Oder  aber  der  Gesetzgeber  konnte,  wie  es  bei  der  Regelung 
des  Seeversicherungsvertrags  im  Handelsgesetzbuch  geschehen 
ist,  vollkommen  davon  Abstand  nehmen,  eine  zwingende 
Rechtsvorschrift  aufzustellen,  alle  Vereinbarungen  vielmehr 
den  Parteien  überlassen  und  nur  ein  unverbindliches  Muster 
für  die  verschiedenen  Bestimmungen  autstellen,  ohne  dals 
jemand  gezwungen  gewesen  wäre,  sich  nach  diesem  Muster 
zu  richten.  Der  deutsche  Gesetzgeber  hat  beide  Methoden  zu 
vereinigen  gesucht  und  teilweise  Bestimmungen  getroffen,  die 
durch  freie  Parteivereinbarung  abgeändert  werden  können, 
also  nur  dann  in  Kraft  treten,  wenn  nichts  anderes  von  den 
Parteien  bestimmt  wird.  Aulserdem  hat  er  aber  eine  grol'se 
Anzahl  von  Bestimmungen  mit  zwingender  Gesetzeskraft  aus- 
gestattet. Ferner  hat  jedoch  die  Reichsaufsichtsbehörde  die 
Möglichkeit,  durch  Anordnungen  im  Verwaltungswege  weitere 
Zwangsvorschrifteu  zu  erlassen. 

Der  Gesetzgeber  über  das  private  Versicherungswesen  hat 
ferner  die  Frage  zu  lösen,  ob  alle  Versicherungszweige  ge- 
regelt werden  sollen  und  alle  in  gleicher  Weise.  Liegt  hier 
ein  gleichmäfsiges  Bedürfnis  vor  oder  nicht?  Die  Antwort 
des  deutschen  Gesetzgebers  hierauf  lautet,  dafs  abgesehen  von 
der  schon  im  Handelsgesetzbuch  geregelten  Seeversicherung 
auch  die  Rückversicherung  eines  gesetzlichen  Eingriffes  nicht 
bedarf.  Weiterhin  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dafs  die  Be- 
schränkungen in  der  Vertragsfreiheit,  also  die  Paragraphen 
mit  zwingendem  Recht  keine  Anwendung  finden  sollen  auf: 
die  Binnentransportversicherung,  die  Kreditversicherung,  die 
Versicherung  gegen  Kursverlust,  die  Arbeitslosenversicherung 
und  die  sogenannte  laufende  Versicherung.  Weiterhin  ist  be- 
stimmt, dafs  durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung 
des  Bundesrats  die  die  Vertragsfreiheit  beschränkenden  Be- 
stimmungen aufser  Anwendung  gesetzt  werden  können,  um 
die  Ausbildung  neuer  Versicheruugszweige  nicht  allzusehr  zu 
hemmen. 
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Die  vom  Gesetzgeber  ins  Auge  gefafste  Regelung  künf- 
tiger  Versicherungszweige  ist  nicht  einwandfrei,  denn  woher 
weifs  der  Gesetzgeber,  dafe  alle  künftigen  Versicherungsarten 
wirtschaftlich-technisch  so  gestaltet  sind,  dafe  sie  sich  auch 
nur  im  geringsten  dazu  eignen,  unter  eine  der  Normen  des 
Gesetzes  gebracht  zu  werden,  welche  die  Vertragsfreiheit  un- 
beschränkt lassen?  Hätte  mau  im  Jahre  1860  einen  Gesetz- 
entwurf über  den  Versicherungsvertrag  aufgestellt,  so  wäre 
über  die  Haftpflichtversicherung  jedenfalls  keine  Bestimmung 
in  ihm  enthalten  gewesen,  denn  dieser  Versicherungszweig 
war  damals  in  Deutschland  noch  nicht  im  Betrieb.  Damals 
hätte  also  auch  wohl  sicher  der  Grundsatz  Aufnahme  in  dem 
Entwurf  gefunden,  dafe  für  grobe  Fahrlässigkeit  nicht  gehaftet 
werden  darf.  Diese  Bestimmung  hätte  das  Entstehen  oder 
wenigstens  die  moderne  Ausbildung  der  Haftpflichtversiche- 
rung einfach  unmöglich  gemacht. 

Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  gerade  auf  dem  Gebiet 
des  so  überaus  entwicklungsfähigen  Versicherungswesens  der 
Gesetzgeber  eine  andere  Praxis  verfolgen  will,  wie  auf  anderen 
Rechtsgebieten,  und  für  alle  Zukunft  Vorschriften  geben  will, 
die,  sind  sie  einmal  vorhanden,  nur  durch  einen  Akt  der  Ge- 
setzgebung wieder  beseitigt  werden  können,  vorher  aber  eine 
privatwirtschaftlich,  volkswirtschaftlich  und  sozial  gleich 
wichtiges  Institut  in  seiner  weiteren  ungestörten  Entwicklung 
aufs  äulserste  zu  hemmen  fähig  sind.  Gerade  die  umgekehrte 
Art  der  Regelung  künftiger  Versicherungszweige,  wie  sie  der 
Gesetzgeber  gewollt  hat,  empfiehlt  sich.  DieSchlufevorschriften 
müfeten  in  den  entsprechenden  Paragraphen  etwa  die  Vor- 
schrift enthalten,  dafe  das  Gesetz  nur  auf  die  namentlich  an- 
geführten Versicherungszweige  Anwendung  findet,  durch 
kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  aber 
auf  weitere  künftig  sich  bildende  Versicherungszweige  in  An- 
wendung gebracht  werden  kann. 

Noch  weit  weniger  hat  aber  der  Gesetzgeber  Zustimmung 
gefunden  zu  der  von  ihm  versuchten  Lösung  des  Problems, 
ob  das  künftige  Gesetz  Anwendung  finden  soll  auf  alle  Ver- 
sicherungsorganisationen, oder  etwa  nur  auf  die  privater  Natur. 
Bekanntlich  nimmt  der  Gesetzentwurf  von  der  Regelung  aus 
die  öffentlichen  Versicherungsanstalten,  insbesondere  auch  die 


Digitized  by  Google 


23 


Feuersozietäten.  Teils  stehen  diese  Anstalten  überhaupt  nicht 
unter  dem  Recht  des  Entwurfs,  teils  sollen  auf  sie  die  Zwangs- 
vorschriften keine  Anwendung  finden.  Wäre  die  Verfassung 
dieser  Sozietäten  eine  solche,  dal's  die  Versicherten  eines  reichs- 
gesetzlichen Schutzes  nicht  bedürften,  so  wäre  hiergegen  nichts 
einzuwenden.  Die  Verhältnisse  bei  den  Sozietäten  sind  aber  so 
reformbedürftig,  ihre  Bestimmungen  enthalten  häufig  für  die 
Versicherten  so  ungünstige  Anordnungen,  dafs  eine  private 
Austalt  es  garnicht  wagen  dürfte,  auch  nur  ähnliches  ihren 
Versicherungsnehmern  zuzumuteu.  Nur  die  Rücksicht  auf 
partikularistische  Strömungen  läfst  es  erklärlich,  aber  nicht 
verzeihlich  erscheinen,  wenn  die  Reicbsgesetzgebung  den 
Sozietäten  ihr  veraltetes  Recht  beläfst.  Allein  es  wäre  eine 
verfehlte  Politik,  wollten  wirklich  die  Parteien,  die  mit  der 
vom  Bundesrat  angenommenen  Fassung  des  Entwurfs  nicht 
einverstanden  sind,  den  Entwurf  gänzlich  fallen  lassen,  zumal 
eine  Reform  der  öffentlichen  Feuerversicherung  offiziell  ver- 
sprochen worden  ist. 

Schon  jetzt  lassen  sich  gewisse  wirtschaftliche  Folgen  des 
Gesetzgebungswerks  voraussehen,  die  zum  grofsen  Teil  von 
Nutzen  für  unser  Volk  sein  werden,  teilweise  aber  auch  er- 
hebliche Nachteile  im  Gefolge  haben  dürften.  Künftig  wird 
man  nicht  mehr  den  Einwaud  erheben  können,  dafs  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften als  allmächtige  Herren  den  Ver- 
sicherten Vertragsbedingungen  vorschreibeu  und  verklausu- 
lieren. Dieser  Vorwurf  fällt  weg.  Er  wird,  falls  er  erhoben 
wird,  auf  den  Gesetzgeber  zurückgleiteu.  Der  Versicherungs- 
vertrag wird  künftig,  zumal  die  Versicherungsbedinguugen 
auch  noch  der  Genehmigung  der  Reichsaufsichtsbehörde  unter- 
liegen, als  eine  Art  staatlich  vorgeschriebenes  Formular  be- 
trachtet werden.  Und  hierin  liegt  eine  grol’se  Gefahr:  die 
Versicherten  werden  sich  noch  viel  weniger  als  bisher  um  den 
Inhalt  der  Versicherungsverträge  kümmern,  indem  sie  von  der 
Überzeugung  ausgehen,  dafs  der  Schutz  der  Versicherten  vom 
Staate  als  dessen  Aufgabe  betrachtet  wird.  Dieser  gesteigerte 
Schutz  der  Versicherten  durch  den  Staat  wird  aber  erkauft 
werden  durch  eine  Verteuerung  der  Versicherung,  da  den  Ver- 
sicheruügsuuternehrnungen  weitgehendere  Verpflichtungen  auf- 
erlegt werden,  als  es  bisher  der  Fall  war. 
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Dem  deutschen  Gesetzgeber,  der  seinerseits  sich  dem 
schweizerischen  angeschlossen  hatte,  sind  der  französische 
und  der  österreichische  mit  Entwürfen  über  Gesetze  gefolgt, 
welche  das  Recht  des  Versicherungsvertrags  regeln  sollen. 

Der  österreichische  Gesetzentwurf  über  den  Ver- 
sicherungsvertrag unterscheidet  sich  vom  deutschen  unvorteil- 
haft durch  eine  recht  schlechte  Sprache  und  eine  offenbar 
flüchtige  Redaktion.  Fehlen  doch  sogar  die  Motive  zu  der 
Mehrzahl  der  Paragraphen.  Er  stimmt  aber  mit  dem  deutschen 
überein  in  bezug  auf  die  Versicherungszweige,  welche  er  um- 
fafst,  abgesehen  davon,  dal's  nach  deutschem  Recht  die  laufende 
Versicherung  und  die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  aus- 
genommen werden  sollen.  Volle  Übereinstimmung  ist  vor- 
handen hinsichtlich  der  Befreiung  gewisser  Versicherungs- 
zweige von  den  Zwangsvorschriften,  welche  beide  Entwürfe  in 
reichem  Marse  aufweisen,  sowie  in  der  Möglichkeit,  für  künftig 
entstehende  Versicherungszweige  auf  dem  Verordnungswege 
diese  Zwangsvorschriften  ganz  oder  teilweise  aul'ser  Kraft  zu 
setzen.  Auch  wird  in  beiden  Entwürfen  die  Volksversiche- 
rung  von  einer  Reihe  für  die  Lebensversicherung  aufgestellter 
Normen  befreit. 

So  grofs,  ungeachtet  der  hervorgehobenen  Verschieden- 
heiten, die  Ähnlichkeit  zwischen  dem  deutschen  und  öster- 
reichischem Gesetzeswerk  ist,  so  wesentlich  sind  die  Unter- 
schiede zwischen  dem  deutschen  bezw.  österreichischen  und 
dem  französischen  Entwurf. 

Der  französische  Entwurf  über  das  Versicherungs- 
Vertragsrecht  sucht  lange  nicht  in  dem  Umfang  wie  der 
deutsche  und  österreichische  Entwurf  den  Versicherten  gegen 
den  Versicherer  zu  schützen.  Der  Kreis  der  Zwangsvorschriften 
ist  bei  diesen  weit  ausgedehnter  als  beim  französischen;  das 
geht  schon  daraus  hervor,  dal's  der  französische  Entwurf  nur 
82  Artikel  enthält,  der  deutsche  dagegen  188  und  der  öster- 
reichische 165  Artikel.  Von  einschneidenden  Änderungen  des 
bisherigen  Rechts  sieht  der  französische  Entwurf  nahezu  voll- 
kommen ab.  Seine  Absicht  ist  nur,  die  bestehende  Gesetz- 
gebung zu  formulieren,  aus  dem  Gewohnheitsrecht  ein  Gesetzes- 
recht zu  machen.  Die  schriftliche  Form  des  Versicherungs- 
vertrags soll  in  Frankreich  zwingendes  Recht  sein,  ln 
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Deutschland  und  Österreich  hat  man  von  dieser  Vorschrift 
abgesehen.  Während  der  deutsche  und  österreichische  Ent- 
wurf die  Rückversicherung  nicht  umfafst,  untersteht  sie  nach 
dem  französischen  Entwurf  dessen  allgemeinen  Vorschriften. 
Dagegen  widmet  der  französische  Entwurf  besondere  Vor- 
schriften nur  der  Lebens-  und  Feuerversicherung,  im  Gegen- 
satz zum  deutschen  und  österreichischen,  die  auch  die  Unfall-, 
Haftpflicht-,  Transport-,  Hagel-  und  Vieh  Versicherung  be- 
sonders regeln.  Die  Verjährungsfrist  für  Forderungen  aus 
dem  Versicherungsvertrag  soll  nach  dem  französischen  Ent- 
wurf statt  wie  bisher  30  Jahre  (abgesehen  von  fünf  Jahren 
bei  der  Seeversicherung)  nur  noch  ein  Jahr  betragen,  während 
sie  nach  deutschem  und  österreichischem  Entwurf  für  die 
Lebensversicherung  fünf,  für  die  Schadensversicherung  zwei 
bezw.  drei  Jahre  beträgt. 

Zwei  weitere  Gesetzgebungsarbeiten  sind  hervorzuheben, 
die  sich  zur  Zeit  im  deutschen  bezw.  preussischen  Parlament 
im  Stadium  der  Kommissionsberatungen  befinden:  der  Reichs- 
gesetzentwurf über  die  Hilfskassen  und  der  preussische  Ent- 
wurf über  die  Abändernng  des  allgemeinen  Berggesetzes  in- 
soweit die  Knappschaftskassen  in  Betracht  kommen. 

Namentlich  der  erste  Entwurf  hat  bei  den  meisten  Par- 
teien grol'sen  Widerstand  hervorgerufen.  Mau  widersetzt  sich 
dem  Bestreben  der  Reichsregierung,  die  Landesgesetzgebung 
über  das  Hilfskassenwesen  auszuschalten  und  die  Ililfskassen 
dem  Reichs-Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  zu  unterstellen. 
Man  hat  hier  innerhalb  einer  Woche  das  seltsame  Schicksal 
erleben  können,  dafs  auf  der  einen  Seite  die  meisten  Parteien  im 
Reichstag  aufs  entschiedenste  gegen  den  Partikularismus  der 
Landesgesetzgebung  protestierten,  indem  sie  forderten,  dafs  die 
öffentlichen  V ersicherungsanstalten  unter  den  Gesetzentwurf  über 
den  Versicherungsvertrag  kämen,  während  auf  der  anderen 
Seite  dieselben  Parteien  im  Landtag  den  Vereinheitlichungs- 
bestrebungen der  Regierung  gegenüber  die  partikularistische 
Gesetzgebung  über  die  Hilfskassen  nach  wie  vor  angebracht 
hielten.  Die  objektive  Wissenschaft  kann  sich  mit  dieser  un- 
konsequenten  Haltung  durchaus  nicht  befreunden  und  muls 
eine  einheitliche  Gesetzgebung  auch  für  die  Hilfskassen 
fordern. 


Digitized  by  Google 


26 

0 

Als  ein  Zukunftsproblein  unserer  Gesetzgebung  mufs 
schließlich  auch  die  Frage  einer  Besteuerung  der  Ver- 
sicherung erwähnt  werden.  Eine  über  diese  Frage  unlängst 
vorgenommene  Enquete  hat  geradezu  erschreckende  Verhält- 
nisse hinsichtlich  der  Steuergesetzgebung  der  deutschen  Bundes- 
staaten über  das  Versicherungswesen  zu  Tage  gefördert,  ins- 
besondere krasse  Beispiele  wiederholter  Doppelbesteuerungen, 
durch  welche  die  Versicherung  naturgemäfs  erheblich  ver- 
teuert wird,  während  doch  gerade  der  Staat  ein  erhebliches 
Interesse  daran  hat,  die  Versicherung  zu  verbilligen  und  hier- 
durch zu  verbreiten. 

Die  Popularisierung  des  Versicherungsgedankens,  die  mit 
Anerkennung  uud  Freude  zu  begrüssen  ist,  hat  aber  auch  er- 
hebliche Nachteile  im  Gefolge  und  zu  diesen  gehört  die  Zu- 
nahme von  Versicherungsgründungen. 

In  dem  zweiten  Geschäftsbericht  des  Kaiserlichen  Auf- 
sichtsamts für  Privatversicheruug  findet  sich  hierüber  folgende 
Stelle:  , 

Eine  beachtenswerte  Erscheinung  ist  das  vorzugsweise  auf  dem 
(jebiete  der  Feuerversicherung  und  der  Haftpflichtversicherung  hervor- 
getretene Bestreben  zahlreicher  beruflicher  Verbände,  ihre  Mitglieder  in 
der  Befriedigung  ihres  Versicherungsbedürfnisses  von  den  bestehenden, 
für  alle  Bevölkerungsschichten  zugänglichen  Versicherungsunterneh- 
mungen unabhängig  zu  machen  und  selbständige  Versicherungsunter- 
nehmungen für  bestimmte  Berufe  und  Stände  (einzelne  Industrien  und 
Handwerke,  bestimmte  Klassen  von  Beamten,  Arbeitern  usw.)  meist  als 
Vereine  auf  Gegenseitigkeit  einzurichten.  Hierbei  wird  die  Versicherung 
vielfach  nicht  als  Hauptzweck  verfolgt,  sondern  nur  als  Klammer  an- 
gesehen. die  die  sonst  nach  Beruf,  Stand  usw.  zusammengehörigen  Mit- 
glieder fester  Zusammenhalten  soll.  Dieser  Bewegung  gegenüber,  die 
eine  über  das  Versicherungswesen  weit  hinausgehende  soziale  Bedeutung 
hat,  glaubt  das  Aufsichtsamt  sich  völlig  neutral  halten  zu  müssen,  wie- 
wohl nicht  zu  verkennen  ist,  dafs  in  einer  weitgehenden  Trennung  und 
Zersplitterung  nach  Berufen,  Ständen,  Bevölkerungsklassen,  auch  Kon- 
fessionen eine  gewisse  Gefahr  für  die  im  öffentlichen  Interesse  gelegene 
Erhaltung  grofser,  leistungsfähiger  Versicherungsanstalten  erblickt  werden 
könnte.  Hie  Aufgabe  der  Aufsichtsbehörde  kann  hierbei  nur  darin  be- 
stehen, bei  beruflichen  und  dergleichen  Organisationen  uud  Versiche- 
rungsgründnngen  der  bezeichnten  Art  für  rechtlich  geeignete  Einrich- 
tungen und  für  ausreichende  finanzielle  Bürgschaften  Sorge  zu  tragen, 
damit  die  Ansprüche  der  Versicherten  naeli  menschlicher  Voraussicht 
sichergestellt  sind  und  die  Gesamtheit  der  Versicherten,  insofern  es  sich 
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um  Ciegenseitigkeitsuntemehmungen  handelt,  vor  allzu  drückenden  Nach- 
schüssen bewahrt  bleibt.  Im  übrigen  niuls  es  den  bestehenden  all- 
gemeinen Versicherungsanstalten  überlassen  bleiben,  durch  Anpassung 
an  die  Verkehrsbedürfnisse  ihre  Überlegenheit  und  Anziehungskraft  im 
Wettbewerb  zu  bewähren. 

Gegenüber  der  liier  ausgesprochenen  Neutralitätserklärung 
unseres  höchsten  Reicbsamts  für  das  private  Versicherungs- 
wesen niuls  man  aber  betonen,  dal's  jede  Versicherung  auf- 
gebaut ist  auf  dem  Gesetz  der  grofsen  Zahl,  das  will  sagen: 
Eine  möglichst  grofse  Vielheit  von  Teilnehmern  an  einer  Ver- 
sicheruugseinriclitung  ist  erforderlich,  um  den  Ausgleich  unter 
den  Schadenfällen  herbeizuführen,  auf  dem  jede  Versicherung 
beruht.  Je  kleiner  der  Kreis  derer  ist,  die  Beiträge  zahlen, 
in  desto  geringerem  Mafse  läfst  sich  eine  Verteilung  der 
Schäden  auf  viele  Schultern  herbeiführen.  Diesen  obersten 
und  allgemein  anerkannten  Grundsatz  der  Versicherung  zu 
wahren,  erscheint  als  eine  Hauptaufgabe  der  Reichsaufsichts- 
behörde  über  das  private  Versicherungswesen. 

Der  Versichei'ungsbetrieb  ist  mehr  als  irgend  ein  anderer 
Grofsbetrieb  seiner  ganzen  Natur  nach  Massenbetrieb.  Die 
Erkenntnis  dessen  müfste  die  leitende  Stelle  des  Reiches  dazu 
veranlassen,  ebenfalls  die  schärfsten  Forderungen  allen  kleinen 
Neugründungen  gegenüber  zu  erheben.  Es  will  scheinen,  als 
ob  wir  in  Deutschland  wenigstens  für  viele  Zweige  mehr 
als  genug  Versicherungsmöglichkeit  haben. 

In  engstem  Zusammenhang  mit  der  unerfreulichen  Zu- 
nahme von  Sondervereinen  auf  dem  Gebiet  der  Versicherung 
steht  die  Übernahme  des  Betriebes  der  Haftpflichtversiche- 
rung durch  die  Berufsgenossenschaften.  Den  Berufs- 
genossenschaften ist  von  ihrem  Schöpfer  die  Zweckbestimmung 
gegeben  worden,  in  der  Organisation  die  Dinge  so  zu  ge- 
stalten, dafs  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  gemeinsamer 
Arbeit  auf  dem  Gebiet  der  Unfallentschädigung  und  der  Un- 
fallverhütung herangezogen  werden,  alsdann  sich  näher  ge- 
bracht und  miteinander  versöhnt  würden.  Dieser  Gedanke, 
den  Berufsgenossenschaften  eine  Reihe  weiterer  Aufgaben  zu- 
zuweisen, wurde  auch  bei  der  Abänderung  der  Unfallversiche- 
rungsgesetze  von  1897  eifrigst  befürwortet.  Als  Gebiete,  die 
für  die  Berufsgeuossenschaften  in  Betracht  kämen,  wurden 
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damals  die  Versicherung  gegen  Haftpflicht,  die  Versicherung 
gegen  Feuer,  die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit,  sowie 
die  Organisation  des  Arbeitsnachweises  bezeichnet.  Bekannt- 
lich führten  aber  die  Verhandlungen  des  Jahres  1897  zu  keinem 
Ergebnis.  Als  jedoch  im  Jahre  1900  die  Abänderung  der 
Unfallgesetze  wieder  auf  der  Bildfläche  erschien,  trat  auch 
wieder  die  Forderung  zutage,  den  Berufsgenossen  die  Ver- 
sicherung gegen  die  Haftpflicht  bei  der  Berufsgenossenschaft 
einzuränmen.  Schon  der  Regierungsentwurf  enthält  den  Vor- 
schlag, den  Berufsgenossenschaften  die  Möglichkeit  zu  ge- 
währen, ihre  Mitglieder  gegen  Haftpflicht  zu  versichern,  jedoch 
nur  bis  zu  zwei  Dritteln  eines  etwaigen  Haftpflichtschadens. 
Dieser  Vorschlag  des  Entwurfs  führte  zu  regen  Debatten,  und 
nach  wiederholten  Abänderungsvorschlägen  kam  der  nun- 
mehrige § 23  zustande,  in  dem  den  Berufsgenossenschaften 
die  Berechtigung  zuerkannt  wird,  Einrichtungen  zu  treffen 
zur  Versicherung  der  Betriebsunternehmer  und  der  ihnen  in 
bezug  auf  Haftpflicht  gleichgestellten  Personen  gegen  Haft- 
pflicht. 

Von  dieser  Befugnis  haben  neuerdings  eine  Anzahl  von 
Berufsgenossenschaften  Gebrauch  gemacht,  und  andere  bereiten 
entsprechende  Anträge  bei  der  zuständigen  Keichsbehörde  vor. 
Auf  den  ersten  Blick  erscheint  dieses  Verlangen  der  Berufs- 
genossenschaften als  ein  in  jeder  Weise  berechtigtes  und  er- 
freuliches. Mit  Recht  wird  gefragt,  was  das  Interesse  der 
Arbeiter  mit  einer  Versicherung  der  Arbeitgeber  gegen  die 
Haftpflicht  zu  tun  habe,  der  sich  die  Arbeitgeber  als  Hunde- 
besitzer, Velozipedisten,  Automobilisten  und  dergleichen  mehr 
aussetzen.  Die  Berufsgeuossenschaften  haben  doch  in  erster 
Linie  das  Wohl  der  Arbeiter,  denen  die  Unfallversicherung 
zugute  kommen  soll,  zu  fördern,  nicht  aber  den  ihnen  zu- 
gehörigen Unternehmern  eine  private  Wohltat  zu  erweisen. 
Dazu  kommt  die  ausdrückliche  Vorschrift  des  Gesetzes,  dal's 
hinsichtlich  der  Haftpflicht  Ansprüche  gegen  die  Unternehmer 
aus  der  Reichsunfallversicherung  nur  zu  zwei  Dritteln  ver- 
sicherbar sind.  Diese  Beschränkung  besteht  aber  uicht  für 
sportliche  oder  eine  sonstige  Haftpflichtversicherung  der  Be- 
rufsgenossen, sei  es  als  Mieter,  Hausbesitzer,  Jäger,  Pferde- 
besitzer und  so  weiter.  Aber  noch  ganz  andere  Bedenken 
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kommen  hinzu,  insbesondere  wenn,  wie  dies  wohl  kaum 
anders  möglich  sein  dürfte,  zwischen  der  Geschäftsführung 
der  Berufsgenossenschaften  und  von  ihnen  gegründeten  Ver- 
einigungen zwecks  Haftpflichtversicherung  eine  Personal-  und 
Lokalunion  stattfindet.  Die  Berufsgenossenschaften  zeichnen 
sich  aus  durch  den  ihnen  eingeräumten  Beitrittszwang  und 
durch  die  gesetzliche  Sicherung  ihrer  Leistungsfähigkeit. 
Diese  beiden  wesentlichen  Elemente  würden  der  berufsgenossen- 
schaftlichen Haftpflichtversicherung  durchaus  abgehen.  Und 
wie  eine  auf  dem  Umlageverfahren  beruhende  Haftpflicht- 
versicherung technisch  durchaus  als  unsolide  zu  bezeichnen 
wäre,  wenn  ihr  diese  beiden  charakteristischen  Eigentümlich- 
keiten der  Berufsgenossenschaften  fehlen  würden,  so  dürfte 
auch  eine  Personal-  und  Lokalunion  mit  den  ßerufsgenosseu- 
schaften  ein  solches  Haftpflichtversicherungsinstitut  nicht  solide 
machen. 

Nach  Einrichtung  einer  solchen  Versicherung  hätten  die 
Berufsgenossenschaften  die  Aufgabe,  in  erster  Linie  wie  bisher 
Sorge  dafür  zu  tragen,  dafs  die  Berufsgenossenschaften  zur 
Vermeidung  von  Unfällen  alles,  was  in  ihren  Kräften  steht, 
aufböten  und  die  Unfall  Versicherungsvorschriften  sorgfältigst 
beachteten.  Anderseits  müfsten  die  Berufsgenossenschalteu 
pflichtvergessene  Unternehmer  vorschriftsmäfsig  bestrafen  und 
von  denen,  die  die  Verletzung  oder  Tötung  eines  Arbeiters 
fahrlässig  verursacht  hätten,  Ersatz  verlangen.  Zu  alledem 
käme  daun  als  eine  neue  Aufgabe  der  Berufsgenossenschaften 
die  Notwendigkeit  hinzu,  dem  Genossen  einen  Rechtsbeistand  zu 
bestellen,  der  den  Nachweis  liefert,  dafs  die  Behauptungen  der 
Berufsgenossenschaft  nicht  richtig  sind,  dafs  der  Genosse  nicht 
fahrlässig  gehandelt,  also  den  Schaden  nicht  verursacht  habe 
und  deshalb  zum  Ersätze  der  Ausgaben  nicht  verpflichtet  sei. 
Gelänge  dem  fraglichen  Rechtsanwälte  aber  nicht,  einen 
solchen  Beweis  zu  erbringen,  „dann  hätte  die  zürnende, 
strafende,  ersatzfordernde  Berufsgenossenschaft  sich  in  die 
Lichtgestalt  des  Wohltäters  zu  verwandeln  und  in  der  Eigen- 
schaft als  Haftpflichtversicherer  dem  Fahrlässigen  zwei  Drittel 
aller  ihm  aufgelegten  Bufsen  voll  zu  ersetzen“.  Eine  solche 
Tätigkeit  — meint  Molt  — kann  doch  nicht  Aufgabe  der 
Berufsgenossenschaften  werden.  Man  kann  doch  wahrlich 
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nicht  Strafrichter,  Strafvollzieher,  Verteidiger,  Urteilssprecher, 
Schadenersatzfordernder  und  Wohltäter,  d.  h.  Versicherer  in 
ein  und  derselben  Form  sein. 

Diese  Bedenken  beziehen  sich  aber  nur  auf  die  Versiche- 
rung der  Haftpflicht  des  Unternehmers,  der  er  nach  dem 
Reichsunfallversicherungsgesetz  noch  ausgesetzt  ist  Garnicht 
in  Betracht  gezogen  ist  von  dem  zitierten  Fachmanne  die  Ver- 
sicherung gegen  die  Haftpflicht  aus  Sport  usw.,  gegen  die  noch 
ganz  andere  schwerwiegende  Bedenken  sprechen. 

Als  Lösung  der  ganzen,  auch  schon  von  dem  ehemaligen 
Geschäftsführer  des  Deutschen  Haftpflichtschutzverbandes, 
jetzigen  Präsidenten  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes, 
Professor  Dr.  van  der  Borght,  ausführlich  unter  Aufwendung 
eines  reichen  statistischen  Materials  behandelten  Frage  er- 
scheint die  Beseitigung  der  Regrel'spflicht  der  Unternehmer 
durch  Einbeziehung  dieses  Überrestes  in  die  Reichsunfall- 
versicherung, der  hierdurch  nennenswerte  Mehrlasten  nicht 
aufgebürdet  würden. 

Bekämpft  man  als  Auswuchs  die  Neugründungen,  so  liegt 
es  nahe,  die  Frage  einer  Konzentration  und  Einheits- 
prämie  aufzurollen. 

Es  ist  erstaunlich,  dafs  diese  Frage  so  wenig  Erörterung 
findet,  wenngleich  sie  in  der  Literatur  wiederholt,  freilich  in 
aller  Kürze,  aufgerollt  worden  ist.  So  hat  insbesondere  Pro- 
fessor Mayet  gefordert:  die  Ausdehnung  der  Ernteversiche- 
rung auf  eine  gröfsere  Anzahl  Gefahren  als  unter  den  Hagel- 
schlag; die  Ausdehnung  der  Gebäudeversicherung  auf  eine 
gröfsere  Anzahl  Gefahren  als  nur  das  Feuer;  die  systema- 
tische Gestaltung  des  gesamten  ländlichen  Versicherungs- 
wesens nach  einem  Plane.  — Man  mülste  noch  weiter  gehen  und 
die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  gegen  eine  einzige  Prämie  die 
Übernahme  der  verschiedenen  für  das  menschliche  Leben  in 
Betracht  kommenden  Risiken  erfolgen  könnte.  Die  Praxis  hat 
sich  bisher  gegen  derartige  Vereinbarungen  fast  stets  ge- 
wandt, die  Theorie  die  Frage  noch  niemals  eingehend  geprüft. 
Jedenfalls  ist  sie  noch  in  keiner  Weise  als  spruchreif  auf- 
zufassen. 

Die  unausgesetzte  Ausdehnung  der  Versicherung,  die  hier- 
durch bedingte  stetig  zunehmende  Kapitalsammlung,  rückt  das 
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Problem  zweckmäfsiger  und  sicherer  Vermögensanlage  bei 
der  öffentlichen  wie  bei  der  privaten  Versicherung  immer 
mehr  in  den  Vordergrund.  Um  welche  Summen  es  sich  hier 
handelt,  geht  daraus  hervor,  dafs  in  Deutschland  im  Jahre 
1904  das  Vermögen  der  öffentlichen  Versicherungsanstalten 
ungefähr  betrug:  1,7  Milliarden  Mark,  das  der  privaten  Ver- 
sicherungs-Anstalten 4,3  Milliarden  Mark,  zusammen  also  über 
6 Milliarden. 

Behandeln  wir  nunmehr  die  Probleme  volkswirt- 
schaftlicher Natur,  und  zwar  insbesondere  diejenigen,  welche 
einen  Zusammenhang  zwischen  Industrie  und  Ver- 
sicherung aufweisen.  Hier  kommen  in  Betracht: 
Aufsichtsrat-Haftpflichtversicherung, 
Kreditversicherung, 

Hypothekenversicherung, 

Streikversicherung, 

Boykottversicheruug, 

Miet  Verlustversicherung, 

Maschinenversicherung, 

Automobilversicheruug, 

Privatbeamten  Versicherung. 

Nicht  ohne  eine  gewisse  Voreingenommenheit  hat  man 
insbesondere  in  kaufmännischen  Kreisen  sich  gegen  das  Pro- 
jekt der  Einführung  einer  Versicherung  der  Aufsichtsrat- 
Haftpflicht  ausgesprochen. 

DieGeschichte  fast  jedes  neuen  Versicherungszweiges  beginnt 
mit  seiner  Bekämpfung  und  mit  Einwendungen,  dafs  er  mora- 
lischen Bedenken  unterliege.  Darin  unterscheidet  sich  unsere 
Zeit  in  keiner  Beziehung  vom  Mittelalter;  höchstens  dafs  da- 
mals die  Versicherung  als  ein  Eingreifen  in  die  göttliche 
Vorsehung  von  der  Kanzel  herab  bekämpft  wurde,  während 
heute  als  Gegner  neuer  Versicherungszweige  andere  Kreise 
auftreten. 

Als  vor  wenigen  Monaten  die  Notiz  durch  die  Presse  ging, 
es  solle  eine  Versicherung  ins  Leben  treten,  welche  Aufsichts- 
ratmitgliedern gegen  die  Folgen  ihrer  gesetzlichen  Haftpflicht 
(§§  246  ff.  des  Handelsgesetzbuchs)  Deckung  gewährt,  konnte 
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inan  an  den  verschiedensten  Stellen  die  immer  wiederkehren- 
den  moralischen  Bedenken  von  neuem  lesen.  Und  doch  liegen 
gegen  eine  Aufsichtsrat-Haftpflichtversicherung  keine  anderen 
Bedenken  vor,  wie  sie  gegen  die  Haftpflichtversicherung  über- 
haupt einst  vorgebracht  wurden,  aber  jetzt  überwunden  sind. 
Im  Gegensatz  zu  früheren  Jahren  ist  die  Haftpflichtversiche- 
rung heute  von  Gesetzgeber  und  Verwaltungsbehörden,  von 
der  wissenschaftlichen  Theorie  und  der  Yersicheruugspraxis 
als  ein  genial  ersonnener,  sozial  höchst  wichtiger  und  für 
zahlreiche  Berufsstände  notwendiger  Versicherungszweig  an- 
erkannt. Irgend  welcher  Aulafs  zum  Verbot  des  neuen  Zweiges 
liegt  keineswegs  vor.  Seit  Bestehen  der  Haftpflichtversiche- 
rung haben  Millionen  von  Menschen  sich  an  ihr  beteiligt.  Es 
ist  aber  bis  heute  kein  Beweis  dafür  erbracht  worden,  dafs 
ein  gegen  Haftpflicht  Versicherter  fahrlässiger  handelt,  als 
ein  nicht  gegen  Haftpflicht  Versicherter.  Wer  wollte  behaupten, 
dafs  Beamte,  welche  eine  Haftpflichtversicherung  eingegangen 
sind,  nachlässiger  in  ihren  Amtspflichten  sind,  als  ihre 
Kollegen,  welche  keinen  solchen  Vertrag  abgeschlossen  haben? 
Eher  könnte  man  wohl  das  Gegenteil  behaupten:  dafs  nämlich 
gerade  Personen,  welche  eine  Haftpflichtversicherung  ab- 
schliefsen,  einen  höheren  Grad  wirtschaftlicher  Einsicht  und 
Vorsorge  dadurch  an  den  Tag  legen,  als  die  anderen,  die  un- 
versichert bleiben. 

Die  Gegner  der  neuen  Versicherungsart  übersehen  voll- 
kommen, dafs  nach  dem  in  Betracht  kommenden  Haftpflicht- 
recht die  Möglichkeit,  dafs  der  Haftpflichtige  finanziell  aufser 
stände  ist,  den  Ersatz  zu  leisten,  gar  nicht  weit  ab  liegt. 
Was  nützt  aber  dem  geschädigten  Aktionär  das  strengste 
Haftpflichtrecht,  wenn  der  Haftpflichtige  auch  nur  teilweise 
zahlungsunfähig  ist?  Wird  vielleicht  nur  der  zahlungskräftige 
Aufsichtsrat  haftpflichtig,  nicht  vielmehr  auch  der  Unver- 
mögende? Die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  setzt  aber  der 
gesetzlichen  Haftpflicht  enge  Grenzen.  Und  selbst,  wenn  der 
Haftpflichtige  imstande  ist,  seine  gesetzliche  Haftpflicht  in 
einem  Falle  zu  erfüllen,  so  kann  seine  ganze  Existenz  dadurch 
vernichtet  werden,  insbesondere  aber  die  seiner  Familie.  Soll 
diese  brotlos  werden  durch  die  Haftpflicht,  weil  sich  das 
Fainilienhaupt  als  Aufsichtsratmitglied  vielleicht  irgend  einer 
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geringen  Nachlässigkeit  wirklich  schuldig  gemacht  hat?  Wäre 
das  volkswirtschaftlich  empfehlenswert? 

Zweifelsohne  nehmen  heute  zahlreiche  höchst  geeignete 
Personen  die  Stelle  eines  Aufsichtsrates  nicht  an,  weil  sie 
fürchten,  unter  Umständen  haftpflichtig  werden  zu  könnneu. 
Hindert  etwa  selbst  die  peinlichste  Aufmerksamkeit  das  Ent- 
stehen einer  Haftpflicht?  Man  bedenke,  dafs  das  Handels- 
gesetzbuch die  Aufsichtsratmitglieder  als  Gesamtschuldner 
haften  läfst  (§  249  H.G.B.),  so  dals  auch  der  gänzlich  Un- 
schuldige wegen  einer  Nachlässigkeit  eines  Kollegen  in  An- 
spruch genommen  werden  kann.  Ferner  kommt  in  Betracht, 
dafs  die  Haftpflichtversicherung  auch  eine  Prozel'skosten-  und 
Prozefsverteidigungs-Versicherung  ist.  Sie  dient  mithin  auch 
zur  Abwehr  unberechtigter  Ansprüche. 

Diese  Befürwortung  der  neuen  Haftpflichtversicherungsart 
soll  nun  aber  durchaus  nicht  bedeuten,  dafs  sie  ohne  jede 
Einschränkung  betrieben  werden  soll.  Im  Gegenteil:  es  sind 
unter  allen  Umständen  gewisse  versicherungstechuische  Vor- 
sichtsmalsregeln unbedingt  nötig.  Insbesondere  ist  eine  Be- 
schränkung der  Ersatzleistung  der  Versicherungsanstalt  in  der 
Weise  zu  fordern,  dafs  die  Versicherten  einen  Teil  des  Schadens 
selbst  zu  tragen  haben. 

Die  Nutzbarmachung  der  Haftpflichtversicherung  auch  für 
Aufsichtsräte  und  die  von  einer  ähnlichen  Haftpflichtgelähr 
bedrohten  Personen  ist  nichts  anderes,  als  eine  ebenso  logische 
wie  einwandfreie  Weiterbildung  auf  Grund  der  bisherigen 
glänzenden  Erfahrungen,  welche  man  mit  den  übrigen  Arten 
der  Haftpflichtversicherung  gemacht  hat.  Sie  wird  sich 
zweifelsohne  durchsetzen  und  ist  nichts  anderes  als  ein  weiterer 
Schritt  auf  dem  Wege  der  organisierten  Selbsthilfe,  welche 
sich  bemüht,  die  Gefahren,  die  das  moderne  Wirtschafts-  und 
Kechtslebeu  uns  bietet,  nach  ihrem  Eintritt  möglichst  wieder 
gut  zu  machen. 

Weniger  Gegnerschaft  findet  in  kaufmännischen  Kreisen 
das  Problem  der  Kreditversicherung.  Allein,  die  Prophe- 
zeihung,  welche  im  Jahre  1813  ein  Schriftsteller  aassprach, 
ist  bis  heute  im  grofsen  und  ganzen  wahr  geblieben.  Der 
Autor  meinte:  „Völlig  so  grofs  als  der  von  Seegefahren  ist 
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der  Verlust  von  Bankerotten  und  bösen  Schulden  in  der 
Handlung;  indessen  wird  doch  die  Errichtung  der  Assekuranz- 
Kompagnie  für  böse  Schulden  immer  in  der  Reihe  idealischer 
Wünsche  und  Entwürfe  bleiben.“  Wenn  auch  seit  der  Zeit 
des  englischen  Siidseeschwiudels  1710 — 1720  immer  wieder  in 
den  verschiedensten  Ländern  die  verschiedensten  Pläne  einer 
Kreditversicherung  aufgetancht  und  zum  Teil  auch  durch- 
geführt worden  sind,  so  sind  wir  erst  ganz  im  Anfang 
ihrer  rationellen  Lösung.  Bald  hat  man  den  Kreditgeber 
für  seinen  ganzen  Umsatz  versichern  wollen,  bald  nur  einen 
Teil  des  Umsatzes  oder  nur  einzelne  Risiken,  bald  hat  man 
eine  Kreditversicherung  nur  für  die  Grossisten  ins  Auge  ge- 
fallt, bald  eine  Verbindung  der  Versicherung  des  Kreditgebers 
mit  der  des  Kreditnehmers  beabsichtigt  und  bald  die  Gegen- 
seitigkeitsform, bald  die  Aktienform  als  die  einzig  brauchbare 
hingestellt.  Von  diesen  Vorhaben  wurde  wenig  verwirklicht. 
Aber  immer  hat  doch  das  folgende  Projekt  von  dem  früher 
gescheiterten  gelernt  und  schliefslich  ist  das  von  einer  eng- 
lischen Gesellschaft  geschaffene  System  übrig  geblieben,  dessen 
Grundzüge  in  folgendem  bestehen:  Versicherung  des  ganzen 
Waren-Umsatzes  einer  Firma  (also  Ausschlufs  aller  Bank- 
Spekulationsgeschäfte  usw.),  aber  Ersatzleistung  nur  für  die 
aufsergewöhnlichen,  d.  h.  einen  bestimmten  Prozentsatz  über- 
steigenden und  unverschuldeten  Verluste,  in  engster  Verbindung 
mit  den  das  Risiko  kontrollierenden  Auskunfteien  und  mit 
Beschränkung  der  Versicherungsdauer  jeweils  auf  ein  Jahr 
zur  genauen  Bestimmung  der  Schaden -Durchschnittsziffer. 
Dieses  englische  System  hat  auch  bei  einer  deutschen  Anstalt 
nach  bedeutenden  Verbesserungen  Aufnahme  gefunden.  Ganz 
neuerdings  ist  von  Molt  ein  Vorschlag  gemacht  worden,  der 
jedoch  nahezu  einstimmige  Ablehnung  gefunden  hat,  da  Molt 
das  Problem  durch  Gründung  von  vier  verschiedenen  Anstalten 
lösen  will.  Wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  dürfte  auf  der 
Grundlage  des  englisch-hamburgischen  Systems  eine  für  die 
deutschen  Verhältnisse  brauchbare  Kreditversicherung  im  Laufe 
der  Zeit  geschaffen  werden  können.  Aber  zu%ror  mufs  die 
Technik  einen  Ausweg  finden,  hinsichtlich  der  Frage,  in 
welcher  W'eise  in  normalen  Zeiten  aus  hohen  Prämien  Über- 
schüsse erzielt  werden  können,  dals  die  Kreditversicherung 
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auch  in  Zeiten  einer  wirtschaftlichen  Krise  die  Versicherten 
nicht  im  Stiche  läfst.  «Die  Kreditversicherung  sollte“  — so 
meint  Herzfelder  — «von  der  Geschäftswelt  als  eine  Art  ge- 
schäftliche Lebensversicherung  aufgefalst  werden,  wobei  hier 
Lebensversicherung  tatsächlich  Versicherung  gegen  den  wirt- 
schaftlichen Tod  durch  Handelsverluste  bedeutet.  Die  Kon- 
sequenz wäre,  dafs  der  Kaufmann  freiwillig  jahrelang  Prämien 
zahlen  würde,  obwohl  er  weifs,  dafs  er  in  absehbarer  Zeit 
eine  Rückzahlung  nicht  zu  erwarten  hat.“ 

An  Bedeutung  eiugebüfst  hat  die  Frage  einer  Hypo- 
thekenversicherung, wenigstens  einer  Hypothekenversiche- 
rnng  im  früheren  Sinne,  wie  sie  in  den  60er  und  70er  Jahren 
in  Deutschland  betrieben  wurde.  Denn  die  inzwischen  erfolgte 
Umgestaltung  unseres  Hypothekenrechts,  die  Vervollkommnung 
des  Zwangsversteigerungsrechts  mit  seinem  Grundsatz  des 
Mindestgebots  und  anderes  haben  sie  zum  Teil  gegenstandslos 
gemacht,  wenn  auch  nicht  zu  leugnen  ist,  dafs  eine  Hypotheken- 
versicherung für  Hypotheken  an  zweiter  Stelle,  die  aufserhalb 
der  Beleihungsgrenze  der  Hypothekenbanken  liegen,  immer 
noch  erheblichen  Wert  hat.  Der  Zentralverband  städtischer 
Haus-  und  Grundbesitzervereine  hat  auch  die  Hypotheken- 
versicherung wiederholt  ins  Auge  gefafst,  ohne  bisher  ein 
praktisches  Ergebnis  erzielt  zu  haben.  Aller  Voraussicht 
nach  dürfte  in  absehbarer  Zeit  die  Frage  einer  Hypotheken- 
versicherung in  Verbindung  mit  der  Lebensversicherung 
praktische  Gestalt  annehmen,  nachdem  man  sich  in  den 
letzten  Jahren  theoretisch,  wenn  auch  nicht  immer  glücklich, 
mit  diesem  Problem  beschäftigt  hat. 

Wenn  man  für  die  Notwendigkeit  einer  Kreditversicherung 
angeführt  hat,  dafs  im  Durchschnitt  der  Jahre  1895—1900 
alljährlich  163  Millionen  Mark  von  den  Passiven  im  Konkurs 
ausfielen,  so  dürfte  die  Ziffer  für  die  Verluste,  welche  durch 
Streiks  entstehen,  nicht  wesentlich  geringer  sein.  Soll  doch 
durch  den  Berliner  Elektrizitätsstreik  des  Jahres  1905  für  eine 
einzige  Gesellschaft  ein  täglicher  Verlust  von  50  000  Mk. 
entstanden  sein.  Der  Gedanke  einer  Streikversicherung  ist 
daher  nicht  sehr  weitabliegend;  um  so  schwieriger  erscheint 
die  Durchführung  einer  solchen.  Auch  hier  fehlt  es  nicht  an 
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den  verschiedenartigsten  Versuchen,  von  denen  freilich  nur 
die  allerwenigsten  als  Lösungen  durch  tatsächliche  Versiche- 
rung anzusprechen  sind.  Denn  von  einer  Versicherung  kann 
nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  die  Versicherten  ein  Recht  auf 
Entschädigung  haben.  Besteht  kein  Rechtsanspruch,  sind  die 
Teilnehmer  vielmehr  darin  überein  gekommen,  von  Fall  zu 
Fall  Vereinbarungen  zu  treffen,  ob  eine  Entschädigung  statt- 
finden soll  oder  nicht,  so  handelt  es  sich  lediglich  um  Ent- 
schädigungs-Gesellschaften, deren  Organisation  versicherungs- 
ähnlichen Charakter  haben  mag,  aber  nicht  um  Versicherungs- 
Organisationen.  Solche  Streikentschädigungs-Gesellschaften 
kennt  man  in  der  deutschen  Industrie  seit  mehreren  Jahr- 
zehnten in  den  verschiedensten  Zweigen.  In  den  90er  Jahren 
haben  die  Arbeitgeber-Vereinigungen  des  Baugewerbes,  die 
Wnppertaler  Riemendreher  und  Flechtereibetriebe  u.  a.  Unter- 
stützungskassen  für  Streikentschädigungen  gegenüber  den  von 
einem  Streik  betroffenen  Fabrikanten  errichtet,  und  ihnen 
vorausgegangen  war  bereits  in  den  80er  Jahren  der  Aus- 
standsversicherungs-Verband  im  Oberbergamtsbezirk  Dort- 
mund. Dieser  umfafste  im  Jahre  1891  105  Betriebe  mit  einem 
Versicherungsvermögen  von  über  l'/a  Millionen  Mark  und 
brachte  in  dem  Berichtsjahre  nahezu  '/«  Million  Mark 
Entschädigungen  zur  Auszahlung;  er  gab  die  Veranlassung 
zu  einem  Ministerial-Erlals  aus  dem  Jahre  1892,  dessen  Durch- 
sicht zeigt,  dafs  die  Streikversicherung  kein  rein  versiche- 
rungs-technisches,  sondern  vor  allem  auch  ein  sozialpolitisches 
Problem  bildet.  In  dieser  Ministerialverordnuug  wurde  näm- 
lich bestimmt: 

„Die  Satzungen  müssen  Vorsorge  treffen,  dafs  die  Ent- 
schädigungen oder  Unterstützungen  nur  solchen  Teilnehmern 
ausgezahlt  werden,  die  nachweisen,  dafs  sie  über  die  Streitig- 
keiten, durch  die  der  Ausstand  veranlafst  worden  ist,  ein 
Einigungsverfahren  vor  dem  zuständigen  Gewerbegericht  be- 
antragt haben,  dieses  Verfahren  aber  infolge  der  Weigerung 
des  Gegners  nicht  zustande  gekommen  ist  oder  ohne  Ver- 
schulden der  den  Anspruch  Erhebenden  zur  Beilegung  des 
Streiks  nicht  geführt  hat.  In  Fällen,  in  denen  ein  zuständiges 
Gewerbegericht  nicht  vorhanden  ist,  muls  der  Nachweis  ge- 
führt werden,  dafs  der  Versuch  eines  Einiguugsverfahreus  auf 
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einem  anderen,  näher  zu  bezeichnenden  Wege  gemacht  worden 
und  ohne  Verschulden  der  den  Anspruch  Erhebenden  erfolglos 
geblieben  ist.  Der  Aufsichtsbehörde  mui's  die  Befugnis  ein- 
geräumt werden,  von  allen  Verhandlungen,  Büchern  und  Rech- 
nungen der  Kasse  Einsicht  zu  nehmen.  Die  Kasse  hat  jähr- 
lich einen  Rechnungsabschlul's  vorzulegen,  aus  dem  die  Zahl 
der  Mitglieder,  die  vereinnahmten  Beträge  uud  die  geleisteten 
Unterstützungen  zu  ersehen  sind.“ 

Es  sind  nicht  sowohl  versicherungstechnische  Bedenken 
einer  Streikversicherung,  welche  noch  zu  lösen  sind,  als  viel- 
mehr Bedenken  sozialpolitischer  Natur,  da  viele  Unternehmer 
von  dem  Einigungsverfahren  nichts  wissen  wollen.  Man  hat  sich 
in  deutschen  Unternehmerkreisen  noch  nicht  damit  befreunden 
können,  vor  Einsetzung  einer  Streik  Versicherung  erst  alle  fried- 
lichen Mittel  einer  Verständigung  mit  den  Arbeitern  durch- 
zuproben, wie  es  in  England  der  Fall  ist.  An  dieser  Weige- 
rung scheiterte  auch  die  Streikversicherungs-Aktiengesellschaft 
Industria  im  Jahre  1898  in  Berlin. 

In  den  letzten  Wochen  ist  das  Projekt  der  Gründung  einer 
eigentlichen  Streikversicherungsanstalt  (nicht  nur  einer  Ent- 
schädigungsgesellschaft) u.  a.  von  der  österreichischen  Zucker- 
industrie ins  Auge  gefafst  worden.  In  Österreich  hat  übrigens 
auch  der  Bund  der  Industriellen  in  Wien  eine  regelrechte  Ver- 
sicherungsanstalt konzessioniert  bekommen.  Diese  ist  jedoch 
noch  nicht  ins  Leben  getreten,  da  die  bedingte  Minimalzahl 
von  250  Betrieben  noch  nicht  erreicht  ist. 

Während  das  Problem  der  Streikversicherung  in  Deutsch- 
land noch  seiner  Lösung  harrt,  ist  eine  dieser  Versicherung 
nahe  verwandte  Art,  die  Boykottversicherung,  erfolgreich 
durchgeführt  worden.  Der  Boykottschutzverband  deutscher 
Brauereien  hat  alsVersicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit  die 
Erlaubnis  zum  Geschäftsbetrieb  im  Deutschen  Reich  erhalten. 
Es  ist  weiteren  Kreisen  völlig  unbekannt  geblieben,  dafs  dieser 
Verband,  bezw.  seine  Vorläufer,  bereits  seit  12  Jahren  eine 
solche  Versicherung  betrieben  haben.  Der  Zweck  des  Vereins 
besteht  nach  den  Satzungen  in  der  Versicherung  seiner  Mit- 
glieder gegen  durch  Verrufserklärungen  und  Boykottierungen 
sie  treffende  Schäden  unter  Ausschluß  der  durch  Arbeits- 
einstellungen ihnen  erwachsenden  Nachteile. 
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Eil)  Versicherungsproblern , das  über  die  Kreise  der 
Industrie  hinausgeht  und  für  alle  Hausbesitzer  von  Interesse 
ist,  hat,  wenn  der  zur  Zeit  dem  Reichstag  vorliegende  Gesetz- 
entwurf über  den  Versicherungs-Vertrag  Aufnahme  findet, 
Aussicht  auf  Verwirklichung.  Es  ist  die  Mietverlustver- 
sicherung, auf  die  ich  hier  anspiele,  die  neuerdings  im  Aus- 
land, insbesondere  in  England  und  Norwegen  Aufnahme  ge- 
funden hat,  nachdem  sie  bereits  in  Frankreich  und  der 
Schweiz,  wenn  auch  nicht  in  erheblichem  Umfang  und  nicht 
mit  durchschlagendem  Erfolg  eingeführt  ist.  Es  handelt  sich 
bei  dieser  Versicherung  um  den  Ersatz  entgehenden  Gewinns, 
wie  er  zufolge  ministerialer  Verfügung  in  Preufsen  nur  aus- 
nahmsweise und  unter  erheblichen  Einschränkungen  Zucker- 
fabriken und  Brauereien  gestattet  ist. 

Recht  jungen  Datums  ist  die  Entstehung  der  Maschinen- 
versicherung. Erst  im  Jahre  1905  haben  deutsche  Gesell- 
schaften, und  zwar  ausschließlich  deutsche,  diese  Branche  ein- 
geführt. Diese  „Versicherung  von  Maschinen  und  maschinellen 
Vorrichtungen“  hat  die  Eigentümlichkeit,  dafs  sie  sich  als 
ein  Konglomerat  der  verschiedensten  Schadensversicherungs- 
arten darstellt.  Denn  sie  bezweckt  den  Ersatz  von  Schäden, 
die  an  den  versicherten  Gegenständen  entstehen  infolge  von 
Unfällen  durch  Betrieb  bei  Tagarbeit,  infolge  Ungeschick- 
keit,  Fahrlässigkeit  oder  Böswilligkeit  der  Arbeiter  oder 
anderer  Personen;  durch  Sturm,  Wolkenbruch  und  Eisgang; 
infolge  von  Kurzschlufs  bei  Montage  oder  Demontage  inner- 
halb des  Betriebsgrundstücks.  Eventuell  wird  die  Versiche- 
rung auch  ausgedehnt  auf  Schäden  durch  innere  Ursachen 
(wie  Gufs-  und  Materialfehler,  soweit  diese  nicht  durch  eine 
Garantie  des  Lieferanten  gedeckt  sind);  sowie  durch  Unfälle  beim 
Nachtbetrieb  und  infolge  von  Überschwemmung.  Wenn  man 
bedenkt,  dafs  bei  der  ungeahnten  Entwicklung  der  deutschen 
Industrie  im  letzten  Jahrzehnt  zufolge  des  Baues  und  Betriebs 
aufserordeutlich  grofser  und  wertvoller  Arbeitsmaschinen 
Milliarden  Mark  in  diesen  angelegt  sind,  und  die  dauernde 
Rentabilität  der  grofsen  Werke  von  der  regelmäßigen  Tätig- 
keit der  Maschinen  abhängt,  ihr  Stillstehen  zufolge  irgend 
einer  Beschädigung  nicht  nur  den  Unternehmer  und  die  Aktio- 
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näre  scliädigt,  sondern  für  die  Arbeiter  Arbeitslosigkeit  und 
für  die  Konsumenten  lästige  Nachteile  im  Gefolge  hat,  so  er- 
gibt sich  der  hohe  volks-  wie  privatwirtschaftliche  Wert  der 
Maschineuversicherung  hieraus  aufs  deutlichste.  Die  Ein- 
führung dieser  durchaus  originellen  Versicherungsart  hat  be- 
reits die  Aufmerksamkeit  des  Auslandes,  insbesondere  auch 
nordamerikauischer  Kreise  auf  sich  gelenkt  und  es  steht  aulser 
Zweifel,  dafs  in  allen  Industrieländern  diese  Maschinen- 
versicherung Einzug  halten  wird. 

Als  ein  immer  weitere  Kreise  interessierendes  Problem 
mag  schliefslich  in  diesem  Zusammenhang  die  Automobil- 
versicheruug  erwähnt  werden,  d.  h.  die  Versicherung  der 
Fahrzeugbesitzer  für  Unfälle  an  und  durch  die  Automobile. 
Es  wäre  aber  verfrüht,  diese  Automobilversicherung  zu  er- 
örtern, so  lange  nicht  bekannt  geworden  ist,  welches  Haft- 
pllichtrecht  für  Automobilisten  demnächst  erlassen  wird. 

In  das  Gebiet  der  sozialpolitischen  Versicherung  hinüber 
ragt  die  Privatbeamten-Versicherung,  deren  Besprechung 
um  so  dringender  erscheint,  als  in  den  ersten  Tagen  des 
Februar  in  Österreich  ein  Gesetzentwurf  über  die  Versiche- 
rung der  Privatbeamten  Annahme  im  Abgeordnetenhaus  (aber 
noch  nicht  im  Reichsrat)  gefunden  hat. 

Die  für  die  Privatbeamten  -Versicherung  in  Betracht 
kommenden  Probleme  dürften  am  deutlichsten  in  Erscheinung 
treten,  wenn  die  Vorschriften  des  österreichischen  Ge- 
setzes zur  Darstellung  gebracht  werden. 

Den  Gegenstand  der  obligatorischen  Versicherung  sollen 
fünf  verschiedene  Anwartschaften  bilden,  und  zwar  für 
den  Versicherten  die  Anwartschatt  auf  Invaliditätsrente  und  auf 
Altersrente,  für  die  Hinterbliebenen  auf  Witwenrente,  auf 
Erziehungsbeiträge  für  die  Kinder  und  auf  einmalige  Ab- 
fertigung der  hinterbliebeuen  Witwe  bezw.  Kinder.  Zur  Er- 
langung des  Anspruches  auf  diese  Leistungen  ist,  abgesehen 
von  dem  Ansprüche  auf  eine  einmalige  Abfertigung,  ins- 
besondere die  Znrücklegung  einer  Wartezeit  von  120  Bei- 
tragsmonaten erforderlich,  sofern  nicht  die  Invalidität  oder 
der  Tod  des  Versicherten  durch  eiuen  Unfall  eintritt,  den  er 
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in  Ausübung  des  Dienstes  erlitten  und  der  mit  dem  Dienste 
in  Zusammenhang  steht.  Die  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
zurückgelegte  Dienstzeit  kommt  also  gar  nicht  in  Betracht 

Unter  die  Versicherungspflicht  fallen  vom  vollendeten 
18.  Lebensjahre  an  alle  in  privaten  Diensten  Angestellte, 
sofern  deren  Bezüge  bei  demselben  Dienstgeber  mindestens 
600  Kr.  jährlich  erreichen.  Aufser  den  Privatangestellten  er- 
streckt sich  die  Versicherungspflicht  aber  auch  auf  die  im 
öffentlichen  Dienste  Angestellten,  sofern  sie  keine  normalen 
Ansprüche  auf  Invaliden-  und  Alterspension  sowie  auf  Pen- 
sion zu  gunsten  ihrer  Hinterbliebenen  haben.  Ausgenommen 
von  der  Versicherungspflicht  sind  jedoch  im  Hofdienste,  im 
Dienste  des  Staates  oder  einer  staatlichen  Anstalt  Angestellte, 
ohne  dafs  ein  Grund  für  diese  weitgehende  Ausnahme  er- 
sichtlich ist.  Als  Angestellte  im  Sinne  des  Gesetzes  gelten 
„alle  in  Gehalt  stehenden  Bediensteten  mit  Beamtencharakter, 
ferner  ohne  Rücksicht  auf  einen  solchen  alle  jene  bediensteten 
Personen,  die  ausschliefslich  oder  doch  vorwiegend  geistige 
oder  höhere  Dienstleistungen  zu  verrichten  haben,  einschliefs- 
lich  des  kaufmännischen  Hilfspersonals  und  der  Werkmeister 
in  fabriksmäfsigen  Betriebsunternehmungen“.  Es  ist  mithin 
nur  logisch,  wenn  als  Angestellte  nicht  jene  Bediensteten 
gelten,  die  unmittelbar  bei  der  Warenerzeugung  und  bei 
sonstigen  vorwiegend  physischen  Arbeitsverrichtungen  als  ge- 
werbliche, laud-  und  forstwirtschaftliche  Arbeiter,  Lehrlinge, 
Diener  verwendet  werden,  oder  solche  Personen,  die  als  Ge- 
sinde anzusehen  sind. 

Die  danach  versicherungspflichtigen  Personen  werden  nach 
Maßgabe  ihrer  Jahresbezüge  in  6 Gehaltsklassen  eingereiht. 
Die  erste  Klasse  umfäfst  Personen  mit  Gehältern  von  600  bis 
900  Kr.,  die  zweite  solche  von  900  bis  1200  Kr.,  die  dritte 
solche  von  1200  bis  1800  Kr.,  die  vierte  solche  von  1800  bis 
2400  Kr.,  die  fünfte  solche  von  2400  bis  3000  Kr.,  die  sechste 
solche  mit  Jahresbezügen  von  mehr  als  3000  Kr.  Auch 
„Quartiergelder,  Aktivität«-  und  Funktionszulageu,  sowie  alle 
Arten  von  Naturalbezügen“  sind  in  das  Gehalt  einzubeziehen, 
und  zwar  setzt  der  Entwurf  eine  bestimmte  Taxe  für  die  Be- 
rechnung derartiger  Bezüge  an.  Die  Gehaltsklassen  bilden 
die  Grundlage  für  die  Beitragsleistungeu  und  ebenso  für  die 
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Höhe  der  Ansprüche  der  Versicherten.  Die  Beiträge  sind  feste 
Prämien,  die  für  jeden  Gehaltsmonat  zu  entrichten  sind  und 
je  nach  der  Gehaltsklasse  6,  9,  12,  18,  24,  30  Kr.  betragen. 
Von  diesen  Prämien  hat  der  Dienstgeber  zwei  Drittel,  der 
Versicherte  ein  Drittel  zu  zahlen.  Die  Durchschnittsbelastung 
des  Dienstgebers  ist  6 %,  die  der  Angestellten  4 % des  Ge- 
halts. Angestellte,  die  ein  Jahreseinkommen  von  über  7200  Kr. 
haben,  sind  jedoch  verpflichtet,  die  Prämien  ganz  zu  zahlen, 
360  Kr.  jährlich.  Dennoch  soll  der  Beamte,  der  aus  eigener 
Tasche  viele  Jahre  lang  die  Prämie  für  einen  Gehalt  von  über 
7200  Kr.  zahlte,  nicht  mehr  Pension  erhalten,  als  der  Beamte, 
der  nur  3000  Kr.  verdiente  und  nur  '/3  seiner  Prämie  selbst 
zu  zahlen  hatte. 

Und  was  wird  für  diese  Beiträge  geleistet?  Zunächst  eine 
Invalidenrente.  Diese  beträgt  nach  120  Beitragsmonateu  je 
nach  den  Gehaltsklassen  180 — 900  Kr.  jährlich.  Sie  erfährt 
aber  eine  Steigerung  für  je  12  weitere  ßeitragsmonate  über 
120  ßeitragsmonate  hinaus  um  jährlich  9 — 45  Kr.  (Dal's 
die  Zurücklegung  von  120  Beitrags monaten  nicht  erforderlich 
ist,  falls  die  Invalidität  infolge  eines  Dienstunfalls  herbei- 
geführt worden  ist,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden.)  Als 
Invalide  gilt,  wer  infolge  eines  körperlichen  oder  geistigen 
Gebrechens  seine  bisherigen  Berufspflichten  nicht  weiter  zu 
erfüllen  vermag,  nicht  jedoch,  wer  sich  durch  eine  seinen 
Arbeitskräften  entsprechende  Beschäftigung  einen  die  Invali- 
ditätsrente übersteigenden  Bezug  zu  verdienen  in  der  Lage  ist, 
sowie  ferner  nicht  durch  Vorsatz  oder  bei  Begehung  eines 
strafgerichtlich  festgestellten  Verbrechens  invalide  gewordenen 
Personen.  Als  Altersrente  angesehen  wird  die  Invaliditäts- 
rente nach  Ablauf  von  480  Beitragsmonaten,  auch  ohne  Nach- 
weis der  eingetretenen  Erwerbsunfähigkeit.  Die  Altersrente 
beträgt  mithin  zwischen  450  Kr.  und  2250  Kr.  jährlich.  Als 
Witwenrente  wird  die  Hälfte  der  vom  Ehegatten  zur  Zeit  des 
Ablebens  tatsächlich  bezogenen  Invalidenrente  bezw.  der  ent- 
sprechenden Anwartschaft  auf  eine  solche  bezahlt.  Vor- 
bedingung für  den  Anspruch  auf  Witwenrente  ist  jedoch, 
dafe  die  Ehe  mindestens  ein  Jahr  lang  bestanden  hat,  vom 
Versicherten  vor  Vollendung  des  50.  Lebensjahres  geschlossen 
ist,  die  Witwe  zurZeit  des  Ablebens  des  Ehegatten  nicht  durch 
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ihr  Verschulden  gerichtlich  geschieden  und  auch  nicht  durch 
strafgerichtliches  Urteil  überwiesen  ist,  ihren  Gatten  vorsätz- 
lich getötet  zu  habeu;  auch  darf  der  Verstorbene  im  Zeitpunkt 
der  Ekeschliefsung  nicht  bereits  eine  Invalidenrente  beziehen. 
Was  weiterhin  die  Erziehungsbeiträge  aubetrifft,  so  werden 
für  jedes  Kind  25  %,  für  jedes  doppelt  verwaiste  Kind  50  % 
des  nach  120  Beitragsmonaten  erworbenen  Pensionsanspruches 
gezahlt.  Über  eine  gewisse  prozentual  näher  umgrenzte 
Summe  dürfen  die  gesamten  Erziehungsbeiträge  jedoch  nicht 
hinausgehen.  Auch  uneheliche  Kinder  einer  versicherten  Per- 
son weiblichen  Geschlechts  haben  Anspruch  auf  die  Rente, 
dagegen  nur  eheliche  und  nur  legitimierte  Kinder  eines 
Versicherten  männlichen  Geschlechts.  Die  einmalige  Ab- 
fertigung schliefslich  besteht  in  dem  doppelten  Betrag  des 
nach  120  Beitragsmonaten  erworbenen  Pensionsanspruchs  und 
kann  geltend  gemacht  werden  von  der  Witwe  bezw.  den  liinter- 
lassenen  Kindern  bei  dem  Tod  des  Versicherten  vor  Ablauf 
der  Wartezeit. 

Aufser  der  Versicherungspflicht  gibt  es  auch  eine  Ver- 
sicherungsberechtigung, indem  eine  Person,  deren  Versiche- 
rungspflicht aus  gewissen  Gründen  erloschen  ist,  eine  frei- 
willige Versicherung  eingehen  kann. 

Die  Durchführung  der  Versicherung  soll  durch  eine 
besonders  zu  errichtende  Zentrale,  eine  staatliche  Pensions- 
anstalt erfolgen,  als  deren  Mitglieder  die  sämtlichen  Ange- 
stellten uud  ihre  Dienstgeber  zu  gelten  haben.  Der  Vorstand 
soll  aus  einem  Präsidenten  und  20  Mitgliedern  bestehen,  und 
zwar  je  zur  Hälfte  aus  Dienstgebern  und  Versicherten.  Der 
Präsident  wird  vom  Minister  des  Innern  ernannt.  Ferner 
soll  ein  Überwachungsausschufs  bestellt  werden.  Die  Ge- 
neralversammlung besteht  aus  Delegierten,  deren  Wahl  durch 
die  Ausschüsse  der  Landesstellen  der  Pensionsanstalt  erfolgt. 
Auch  die  Delegierten  bestehen  zur  Hälfte  aus  Dienstgeberu, 
zur  Hälfte  aus  Versicherten.  Die  erwähnten  Landesstellen,  für 
die  eine  besondere  Geschäftsordnung  aufzustellen  ist,  sollen 
ihren  Sitz  in  der  Regel  in  jedem  der  Kronländer  haben.  Eine 
Zusammenfassung  oder  Trennung  bleibt  Vorbehalten.  Den 
Landesstellen  liegt  der  gesamte  Verkehr  mit  den  Mitgliedern 
ob,  insbesondere  die  Entgegennahme  der  Anmeldungen,  die 
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Führung  der  Listen,  die  Erhebung  der  Prämien  und  der- 
gleichen mehr.  An  der  Spitze  jeder  Landesstelle  steht  ein 
Beamter,  Obmann  genannt,  nebst  10  Mitgliedern,  die  sich 
wieder  zur  Hälfte  aus  Dienstgebern  und  Versicherten  zu- 
sammensetzen. Aus  der  Mitte  des  Ausschusses  wird  eine 
Kentenkommission  bestellt.  Weiterhin  sind  Bestimmungen 
über  die  Hauptversammlung  der  Landesstelle  im  Entwurf 
enthalten.  Am  Sitze  jeder  Landesstelle  wird  ferner  ein  stän- 
diges Schiedsgericht  errichtet,  aus  einem  ständigen  Vorsitzen- 
den, 4 Beisitzern  und  den  nötigen  Stellvertretern  bestehend. 
Der  Vorsitzende  und  sein  Stellvertreter  werden  im  Einver- 
ständnis mit  dem  Minister  des  Innern  aus  der  Zahl  der  rich- 
terlichen Staatsbeamten  ernannt,  die  Beisitzer  und  deren  Stell- 
vertreter je  zur  Hälfte  aus  Versicherten  bezw.  Dienstgebern  in 
der  Generalversammlung  gewählt.  Die  politischen  und  Ge- 
meindebehörden sind  zur  Mitwirkung  bei  der  Ausführung  des 
Gesetzes  verpflichtet. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Bestimmung,  dafs  der 
Versicherungspflicht  auch  durch  die  Versicherung  bei  einem 
Ersatzinstitut  Genüge  geleistet  wird.  Als  Ersatzinstitute 
gelten  aber  Privatversicherungsanstalten,  Pensionskasseu, 
Hillskassen  und  dergleichen,  die  einer  Reihe  von  Voraus- 
setzungen genügen,  insbesondere  den  Versicherten  und  Hinter- 
bliebenen im  Durchschnitt  Leistungen  zukommen  lassen,  die 
den  gesetzlichen  Leistungen  mindestens  gleichstehen.  Ferner 
dürfen  die  Beiträge  der  Versicherten  die  des  Dienstgebers  und 
der  Angestellten  nur  dann  und  nur  in  dem  Verhältnis  über- 
steigeu,  als  die  Leistungen  der  Privatanstalten  höher  sind  als 
die  des  Gesetzes.  Auch  mufs  die  Einrichtung  der  privaten  An- 
stalten den  versicherungstechnischeu  Grundsätzen  entsprechen 
und  mufs  in  den  Statuten  gewisse  Vorsichtsmafsregeln  ent- 
halten. Schliefslich  müssen  die  sämtlichen  versicherungspflich- 
tigen Bediensteten  bei  der  Privataustalt  versichert  werden. 

Das  sind  die  wesentlichen  Bestimmungen  des  neuen  Ent- 
wurfs, nach  dem  ohne  einen  eigentlichen  Staatszuschufs  (denn 
die  jährliche  Leistung  von  nur  100  000  Kr.  für  Verwaltungs- 
unkosten kann  nicht  ernstlich  als  solcher  angesehen  werden), 
aber  unter  starker  Beteiligung  der  Dienstgeber  eine  nicht  un- 
bedeutende Versorgung  aller  Privatangestellten  herbeigeführt 
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werden  soll,  ohne  dafs  etwa  eine  Obergrenze  in  bezug  auf 
das  Gehalt  gezogen  ist. 

Wie  immer  aber  auch  das  österreichische  Gesetz  gestaltet 
sein  mag,  und  welche  Stellung  man  der  Privatbeamten -Ver- 
sicherung gegenüber  einnimmt,  so  handelt  es  sich  hier  um  ein 
nicht  allein  für  Österreich  beachtenswertes  Werk,  das  aller- 
dings nicht  nur  als  eine  reine  sozialpolitische  Mafsregel  be- 
trachtet werden  kann,  da  es  viele  tausend  Personen  umfafst, 
auf  welche  man  bisher  Mafsregeln  der  eigentlichen  Sozial- 
politik nicht  in  Anwendung  gebracht  hat.  — Natürlich  wird 
das  Vorgehen  in  unserem  Nachbarstaat  auf  Deutschland  eine 
Rückwirkung  ausüben,  wie  denn  überhaupt  die  deutsche 
Privatbeamtenbewegung  ihren  Nährstoff  zum  erheblichen  Teil 
aus  dem  österreichischen  Vorgehen  gezogen  hat.  Aber  jeder 
ernsthafte  Freund  einer  vernünftigen  und  planvollen  sozial- 
politischen Versicherungsgesetzgebung  inüfste  sich  auch  bei 
grundsätzlicher  Anerkennung  der  Zweckmäfsigkeit  auf  das 
entschiedenste  dagegen  wehren,  dafs  wir  in  Deutschland  eine 
staatliche  Privatbeainten-Versicherung  bekommen  — nur  eine 
solche  mit  Reichszuschufs  dürfte  zweckmäfsig  erscheinen  — , 
ehe  nicht  die  rationelle  Vereinfachung  der  schon  bestehenden 
Arbeiterversicherungsgesetze  herbeigeführt  ist  und  diese  aus- 
gedehnt worden  sind  auf  Kreise,  welche  viel  eher  eine  sozial- 
politische Fürsorge  nötig  haben  als  die  Privatbeamten,  nämlich 
die  Heimarbeiter  und  Dienstboten.  Auch  dann  dürfte  es  sich 
noch  immer  mehr  empfehlen,  zunächst  das  Problem  einer 
Arbeitslosen-  und  womöglich  auch  einer  Mutterschaftsversiche- 
rung zu  lösen,  ehe  man  den  Stand  der  Privatbeamten  in  die 
Zwangsversicherung  einbezieht. 


Auch  die  Landwirtschaft  weist  naturgemäfs  eine  Reihe 
moderner  Versicherungsprobleme  auf.  So  die  Hypotheken- 
tilgungsversicherung, eine  allgemeine  Unwetter-  und 
Überschwemmungsversicherung,  sowie  schliefslich  die 
Schlachtviehversicherung,  deren  Regelung  durch  die  ein- 
zelnen Bundesstaaten  in  zunehmendem  Mafse  vor  sich  geht, 
nachdem  1905  auf  Grund  von  Verhandlungen  im  Reichsamt 
des  Innern  einheitliche  Grundsätze  für  die  Einrichtung  von 
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Schlachtviehversicherungs  - Anstalten  durch  die  einzelnen 
Bundesstaaten  vereinbart  worden  sind. 

Von  den  übrigen  landwirtschaftlichen  Versicherungsfragen 
gehe  ich  hier  nur  ein  auf  einen  Versicheruugszweig,  der  auch 
für  die  Industrie  von  erheblicher  Bedeutung  ist,  nämlich  die 
Frage  der  Unwetterschädenversicherung. 

Gelöst  ist  dieses  Problem  nur  teilweise  dadurch,  dafs  eine 
Sturmschädenversicheruug  seit  einigen  Jahren  von  einer 
westdeutschen  Gesellschaft  nach  amerikanischem  Muster  ein- 
geführt worden  ist  (der  später  eine  süddeutsche  Austalt  ge- 
folgt ist),  ohne  allerdings  bisher  einen  Gewinn  abzuwerfen. 

Im  Gegensatz  zu  Deutschland  können  insbesondere  die 
Vereinigten  Staaten  auf  reiche  Erfahrungen  hinsichtlich  der 
Sturmschädenversicherung  blicken,  indem  dort  dieser  Zweig 
vou  einer  gröfseren  Reihe  von  Gesellschaften  schon  vor  vielen 
Jahren,  freilich  nicht  immer  mit  Erfolg,  so  wenig  wie  bisher 
in  Deutschland,  betrieben  worden  ist.  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung ist  derjenige  Schaden,  der  an  den  versicherten  Mo- 
bilien und  Immobilien  verursacht  wird  durch  Stürme,  Wirbel- 
winde, Cyklone,  Tornados,  sofern  der  Schaden  in  der  Be- 
schädigung, Vernichtung  oder  dem  Abhandenkommen  der  Ver- 
sicherungsobjekte besteht.  Als  unbewegliche  Gegenstände 
werden  massive  Gebäulichkeiten  aller  Art  versichert.  Im  Bau 
oder  Wiederauf  bau  begriffene  Gebäude  sind  von  der  Versiche- 
rung ausgeschlossen.  Bewegliche  Gegenstände  werden  nur 
insoweit  versichert,  als  sie  zum  Gebrauche  in  gewerblichen, 
industriellen  oder  landwirtschaftlichen  Betrieben  oder  zur  Ein- 
richtung von  Wohnhäusern  dienen,  also  lebendes  und  totes 
Inventar,  Maschinen  und  Gerätschaften,  sowie  Hausmobilien 
im  gewöhnlichen  Sinne.  Ausgeschlossen  von  der  Versicherung 
sind  insbesondere  Edelmetallsacheii,  Juwelen,  Schmucksachen, 
Bilder,  Skulpturen  sowie  alles,  was  einen  besonderen  Kunst- 
wert hat.  Der  Schaden  an  beweglichen  Gegenständen  wird 
nur  dann  vergütet,  wenn  sich  der  Schaden  ereignet,  während 
sich  die  Gegenstände  in  einem  Gebäude  befinden  und  wenn 
der  Schaden  an  den  beweglichen  Gegenständen  zugleich  mit 
einem  unter  die  gegenwärtige  Versicherung  fallenden  Schaden 
an  den  Gebäuden  entsteht,  in  denen  die  beweglichen  Sachen 
untergebracht  sind. 
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Der  Umstand,  dafs  die  erwähnte  Gesellschaft  vorläufig 
noch  ohne  Gewinn  diesen  Zweig  betreibt,  weil  die  Schäden, 
für  die  sie  aufzukonunen  hatte,  eine  überaus  grofse  Höhe  auf- 
weisen, zeigt,  dafs  die  Sturmschädenversicherung  für  weite 
Kreise  von  der  erheblichsten  Bedeutung  gewesen  ist.  Nur  ist 
zu  bedauern,  dafs  sie  keine  gröfsere  Verbreitung  bisher  ge- 
funden hat.  Denn  nur  bei  einer  allgemeinen  Einführung  kann 
ein  Versicherungszweig  auf  die  Dauer  sich  halten.  Nur  daun 
läfst  sich  das  Gesetz  der  grofsen  Zahl  auf  sie  anwenden.  Allein 
bei  genügender  Beteiligung  ist  eine  mäfsige  Prämie  möglich. 
Nur  der  Massenbetrieb  gewährt  eine  dauernde  finanzielle 
Sicherheit  der  betreffenden  Anstalt. 

Die  Frauenbewegung  hat  zwei  Versicherungsprobleme 
in  den  Vordergrund  gerückt:  die  Frauen  Versicherung  und 
die  Mutterschafts  Versicherung. 

Um  die  eigenartige  Stellung  der  Frau  in  der  privaten 
Lebensversicherung  begreifen  zu  können,  dürfte  es  erforder- 
lich sein,  einige  allgemeine  Ausführungen  über  die  Lebens- 
versicherung vorauszuschicken.*) 

Alle  Formen  der  Lebensversicherung  zerfallen  in  zwei 
grofse  Gruppen:  in  Ivapitalversieherungen  und  in  Renten- 
versicherungen. Die  Eigentümlichkeit  der  ersteren  ist,  dafs 
zu  irgendeinem  Termine  eine  einmalige  Geldsumme  zur  Aus- 
zahlung zu  bringen  ist;  die  der  zweiten  besteht  darin,  dafs 
von  einem  bestimmten  Termine  ab  regelmäfsig  wiederkehrende 
Leistungen  seitens  der  Versicherungsanstalt  an  einen  Ver- 
sicherten zu  zahlen  sind. 

Die  Kapitalversicherung  kann  als  Kapitalversicherung  auf 
den  Todesfall  in  der  Weise  eingegangen  werden,  dafs  die  Ver- 
sicherungssumme im  Augenblick  des  Todes  des  Versicherten 
fällig  wird.  Oder  aber  als  Kapitalversicherung  auf  den  Er- 
lebensfall in  der  Art,  dafs  etwa  im  Fall  der  Verheiratung  oder 
im  50.  oder  60.  oder  65.  Lebensjahr  des  Versicherten  die  be- 
treffende Summe  zur  Auszahlung  kommt.  Zur  besonderen 

*)  Weitere  Einzelheiten  in  meinem  1905  in  Leipzig  bei  1b  G.  Teubner 
erschienenen  „Versicherungswesen“,  sowie  in  meiner  ebenda  1906  er- 
schienenen Schrift  „Grundzfige  des  Versicherungswesens“. 
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Verbreitung  ist  in  den  letzten  Jahren  die  gemischte  Versiche- 
rung gelangt.  Hier  wird  die  Versicherungssumme  beim  Tode 
des  Versicherten,  spätestens  aber  im  Voraus  festgesetzten  Alter 
ausbezahlt. 

Die  Rentenversicherung  steht  in  mehrfacher  Beziehung  in 
einem  Gegensatz  zur  Kapitalversicherung.  Hier  wird  die 
Bildung  neuer  Kapitalien  vermittelt,  dort  werden  vorhandene 
Kapitalien  in  Jahresrenten  aufgelöst  und  so  zur  Verzehrung 
gebracht.  Hier  tritt  die  Leistung  des  Versicherers  in  der 
Regel  mit  dem  Ableben  des  Versicherten  ein,  dort  hört  sie 
mit  demselben  auf.  Das  frühzeitige  Ableben  des  Versicherten 
ist  daher  bei  der  Kapitalversicherung  auf  den  Todesfall  ebenso 
sehr  gegen  das  Interesse  der  Anstalt,  wie  es  bei  der  Renten- 
versicherung für  sie  wünschenswert  erscheint. 

Die  Rentenversicherten  pflegen  aber  besonders  lange  zu 
leben.  Nur  Personen  von  guter  Gesundheit,  die  auf  ein  hohes 
Alter  hoffen,  pflegen  erfahrungsgemäfs  eine  Rentenversiche- 
rung einzugehen.  Diese  sogenannte  Selbstauslese  der  Rentner 
ist  längst  bekannt.  Ebenso  weifs  man  seit  langem,  dafs  die 
Sterblichkeit  der  Frauen  anders  als  die  der  Männer  verläuft. 
Schon  in  seiner  1741  erschienenen  berühmten  Schrift:  „Uber 
die  göttliche  Ordnung  in  den  Verhältnissen  des  menschlichen 
Geschlechts“  führt  Peter  Süfsmilch  aus: 

„Es  ist  bewiesen,  dafs  es  mehr  Witwen  und  alte  Frauen 
als  alte  Männer  gebe,  es  sind  auch  die  Ursachen  angezeigt, 
warum  solches  in  Städten  und  auf  dem  Lande  allgemein  sey. 
Wenn  ich  also  100  Knaben  und  100  Mädgen  nehme,  so  werden 
die  Mädgen  zusammen  länger  leben  als  die  Jungens.  Folglich 
haben  die,  so  Geld  auf  Leibrenten  nehmen  und  dafür  jährlich 
ein  gewisses  pro  Cent  nach  Proportion  der  Jahre  bezahlen, 
mehr  Hoffnung  zu  gewinnen,  wenn  sie  au  lauter  Mannsleute, 
als  wenn  sie  an  lauter  Frauensleute  die  Renten  zu  bezahlen 
haben,  denn  letztere  leben  zusammen  länger  als  erstere.“ 

Was  dieser  Statistiker  im  18.  Jahrhundert  ermittelt  hat, 
ist  auch  noch  für  das  20.  Jahrhundert  richtig.  Wenn  man 
gar  nur  die  versicherten  Personen  betrachtet,  so  ist  die 
Sterblichkeit  der  eine  Rentenversicherung  eingehenden  Frauen 
noch  weit  geringer  als  die  der  entsprechend  versicherten 
Männer. 
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Englische  und  amerikanische  Versicherungsgesellschaften 
haben  schon  lange  die  der  Gerechtigkeit  ebenso  wie  der 
rationellen  Versicherungstechnik  entsprechende  Folgerung  aus 
diesen  Tatsachen  gezogen,  und  statt  eines  für  Männer  und 
Frauen  gemeinschaftlichen  Tarifs  zwei  nach  Geschlechtern  ge- 
trennte Tarife  aufgestellt.  In  Deutschland  ist  Anfang  der 
90er  Jahre  bereits  dasselbe  gefordert  worden.  Dennoch  haben 
bis  heute,  soweit  ich  sehe,  nur  acht  gröfsere  Anstalten,  und 
zwar  mehrere  erst  in  alleijüngster  Zeit  getrennte  Tarife  für 
Frauen  und  Männer  einzuführen  für  gut  befunden.  Aus  dem 
Übergang  von  dem  gemeinsamen  Tarif  zu  getrennten  Tarifen 
erklärt  sich  auch  die  in  letzter  Zeit  vorgenommene  Erhöhung 
des  Preises  der  Rentenversicherung  für  die  Frauen  bei  einigen 
Anstalten. 

Wenn  bisher  noch  nicht  bei  allen  Versicherungsgesell- 
schaften nach  Geschlechtern  getrennte  Tafeln  eingeführt  sind, 
so  liegt  dies  zum  grofsen  Teil  daran,  dal's  der  Bestand  au 
Frauenversicheruugen  sehr  gering  ist,  und  die  Mehrausgabe, 
die  eine  Ausrechnung  von  besonderen  Sterbetafeln  für  Frauen 
erfordern  würde,  voraussichtlich  durch  das  Geschäftsergebnis 
nicht  gerechtfertigt  würde. 

Wenn  die  Frau  bei  der  technisch  vervollkommneten  Renten- 
versicherung mit  getrennten  Tarifen  ungünstiger  als  der  Mann 
wegkommt,  so  ist  man  leicht  geneigt  anzunehmen,  dafs  die 
Kapitalversicherung  auf  den  Todesfall  für  die  Frau  billiger 
sein  müfste  als  für  den  Mann.  Da3  ist  aber  auch  nicht  der 
Fall.  Zunächst  kennt  man  hier  getrennte  Tarife  in  Deutsch- 
land und  wohl  in  den  meisten  anderen  Ländern  überhaupt 
noch  nicht.  Weiterhin  aber  ergibt  sich,  dafs,  wenn  auch 
Rentenversicherung  eingehende  Frauen  länger  leben  als 
Männer,  welche  diese  Versicherungsart  wählen,  nach  zahl- 
reichen genauen  statistischen  Ermittelungen  diejenigen  Frauen, 
welche  eine  Versicherung  auf  den  Todesfall  eingehen,  eine  teil- 
weise ungünstigere  Sterblichkeit  aufweisen  als  auf  den  Todes- 
fall versicherte  Männer.  Es  ist  das  Gegenstück  zur  Selbst- 
auslese der  Rentner,  welches  sich  hier  zeigt.  Erst  wenn  die 
Frau  ein  gewisses  Alter  überschritten  hat,  wird  ihre  Sterb- 
lichkeit geringer  als  die  des  Mannes. 

Die  Versicherungsgesellschaften  laufen  also  bei  einer  Frau 
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unter  40  Jahren  hinsichtlich  der  Todesfallversicherung  ein 
viel  gröfseres  Risiko  als  bei  einem  Mann.  An  die  Aufstellung 
eines  getrennten  Tarifes  wie  bei  der  Rentenversicherung  ist 
vorläufig  nicht  zu  denken.  Denn  vor  allem  ist  diese  Frauen- 
versicherung nur  wenig  verbreitet. 

Die  Beteiligung  der  Frauen  au  der  Versicherung  ist 
überall  weit  geringer  als  die  der  Männer.  Ebenso  ist  aus- 
nahmslos die  Durchschnittsversicherungssumme  bei  den  Frauen- 
versicherungen eine  beträchtlich  niedrigere  als  bei  den  Mäuner- 
versicherungen.  Im  ganzen  kamen  1904  in  Deutschland  auf  1000 
Männerversicherungen  keine  90Frauenversicherungen.  Von  dem 
Gesamtbestand  aber  machen  die  Frauen  Versicherungen  nach  der 
Personenzahl  7,50  # und  nach  der  Versicherungssumme  sogar 
nur  3,52#  aus.  Seit  1883  ist  die  Frauenbeteiliguug  in  Deutsch- 
land sogar  stetig  zurückgegangen.  1883  machten  die  Frauen 
noch  15,58  & des  Bestandes,  6,07#  der  Summen  der  Kapital- 
versicherung aus.  1893  waren  es  nur  noch  10,47,  bezw. 
4,52#,  1901  nur  noch  7,38,  bezw.  3,63#. 

Aus  dem  Verlauf  der  weiblichen  Sterblichkeit  erklärt  es 
sich,  wenn  die  Gesellschaften  für  die  Frauenversicherung  all- 
gemein Zuschläge  verlangen. 

Es  haben  nun  aber  sowohl  diejenigen  Versicherungs- 
anstalten, welche  keine  Extraprämien  für  Frauentodesfall- 
versicherungen erheben,  einen  Rückgang  hinsichtlich  der  Zahl 
der  versicherten  Frauen  aufzuweisen,  wie  auch  diejenigen,  welche 
Extraprämien  erheben.  Wären  die  Extraprämien  nicht  gerecht- 
fertigt, so  müfste  die  Frauenversicherung  offenbar  einen 
grofsen  Gewinn  abwerfen.  Es  ist  aber  nichts  davon  zu  be- 
merken, dafs  die  Gesellschaften  sich  um  Frauen  Versicherungen 
besonders  bemühen.  — Der  Mitte  der  90er  Jahre  in  Berlin 
unternommene  Versuch,  eine  besondere  Versicherungsanstalt 
ausschliefslich  von  und  für  Frauen  zu  gründen,  ist  mangels 
ausreichender  Beteiligung  gescheitert. 

Ganz  neuerdings  hat  Professor  Karup  in  Gotha,  um  der 
Schwierigkeiten,  welche  sich  bieten,  so  lange  es  keine  ge- 
trennten Tarife  gibt,  Herr  zu  werden,  folgenden  Ausweg  vor- 
geschlagen: 

Wenn  man  die  Frauen  für  das  höhere  Risiko  der  jüngeren 
und  mittleren  Alter  besonders  belaste,  so  sei  es  auch  gerecht, 
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wenn  man  sie  für  die  bessere  Sterblichkeit  der  späteren  Jahre 
entschädige.  Kamp  hält  es  daher  für  richtig,  von  Frauen 
bis  zum  40.  Lebensjahr  einen  Zuschlag  von  jährlich  l’/a  pro 
Mille  der  Versicherungssumme  zu  erheben,  vom  55.  Lebens- 
jahr ab  dagegen  eine  feste  Ermäßigung  von  jährlich  3 pro 
Mille  der  Versicherungssumme  zu  gestatten,  sofern  die  Frauen 
5 Jahre  lang  versichert  gewesen  sind.  Damit  sei  der  höheren 
F rauensterblichkeit  der  jüngeren  Alter  so  gut  wie  vollkommen 
und  der  späteren  günstigeren  Sterblichkeit  wenigstens  an- 
nähernd Rechnung  getragen. 

Selbst  diese  Methode  vermag  aber  die  Schwierigkeiten 
nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen,  die  sich  zufolge  der  eigen- 
artigen Sterblichkeitsverhältnisse  der  Frau  für  die  Versiche- 
rung ergeben.  Denn  auch  nach  dem  Karupschen  Vorschlag 
wird  beispielsweise  eine  30jährige  Frau,  die  eine  Renten- 
versicherung abschliefst,  einen  Zuschlag  zahlen  müssen,  weil 
sie  wahrscheinlich  länger  lebt  als  ein  rentenversicherter  Manu. 
Und  wenn  dieselbe  Frau  eine  Kapitalversicherung  auf  den 
Todesfall  abschliefst,  mufs  sie  einen  Zuschlag  zahlen,  weil 
sie  wahrscheinlich  kürzer  lebt  als  ein  entspxechend  versicher- 
ter Mann. 

Eine  Ilauptursache,  aus  der  heraus  die  ungünstige  Sterb- 
lichkeit der  auf  den  Todesfall  versicherten  Frauen  zu  erklären 
ist,  ist  in  der  Art  der  ärztlichen  Untersuchung  zu  sehen,  ohne 
die  meistens  eine  Versicherung  auf  den  Todesfall  nicht  ab- 
geschlossen wird.  So  gründlich  die  Untersuchung  bei  Männern 
vorgenommen  zu  werden  pflegt,  so  oberflächlich  ist  diese  oft 
bei  den  Frauen.  Selbst  der  Gesetzgeber  mißt  gelegentlich  der 
ärztlicheu  Untersuchung  eine  grofse  Wichtigkeit  bei.  Beispiels- 
weise findet  sich  in  dem  hervorragendsten  amerikanischen 
VersicheruiiKsrecht,  dem  des  Staates  Massachusetts,  die  Vor- 
schrift, dafs  keine  Lebensversicherung  ohne  ärztliche  Unter- 
suchung abgeschlossen  werden  darf.  Der  Grund  ist  der,  dafs 
der  Gesetzgeber  möglichst  genaue  Prämientaritieruug  im  Ver- 
hältnis zu  den  einzelnen  Risiken  wünscht.  Und  dieser  Forde- 
rung ist  nur  beizupfliehteu. 

Die  gegenüber  der  guten  Auslese  bei  den  Männern  mangel- 
hafte Auslese  unter  den  Frauen  ist  sicher  mit  Recht  als  eine 
der  Ursachen  der  großen  Sterblichkeit  der  auf  den  Todesfall 
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versicherten  Frauen  bezeichnet  worden.  Eine  eingehende 
Untersuchung  zu  fordern,  ist  daher  durchaus  angebracht. 
Aber  verfehlt  scheint  es,  wenn  ein  bekannter  Versicherungs- 
inediziner  meint,  dafs  Frauen,  die  aus  Schamgefühl  sich  dazu 
nicht  bereit  finden  lassen,  am  besten  abgewiesen  werden.  Hier 
ist  für  die  Ärztin  die  richtige  Stelle.  Und  so  führt  diese 
Betrachtung  über  die  Beziehung  der  Versicherung  zur  Frau 
zu  einer  anderen:  über  die  Bedeutung  der  Frau  für  die  Ver- 
sicherung. 

Ein  zweites  mit  der  Frauenbewegung  engzusammen- 
hängendes Problem  ist  das  der  Mutterschaftsversiche- 
rung. 

Kaiser  Wilhelm  II.  hat  auf  dem  internationalen  Kongrefs 
für  Arbeiterschutz  in  Berlin  im  März  1890  die  Worte  gesagt: 
„Das  Arbeiisverbot  für  Wöchnerinnen  hängt  mit  der  Hebung 
der  Rasse  eng  zusammen.  Deshalb  darf  in  einer  solchen 
Sache  das  Geld  keine  Rolle  spielen.“  In  der  Tat  zeigt  sich 
denn  auch,  dafs  die  hauptsächlichsten  Kulturstaateu  in  immer 
mehr  zunehmendem  Mafse  in  ihren  Gewerbeordnungen  den 
Schutz  der  Schwangeren  und  Wöchnerinnen  ausdehuen.  Allein 
dieser  bisher  angeordnete  Schutz  ist  lediglich  negativer  Art 
und  bestellt  in  einem  Arbeitsverbot.  Die  deutsche  Reichs- 
gewerbeordnung bestimmt  im  § 137: 

„Wöchnerinnen  dürfen  während  4 Wochen  nach 
ihrer  Niederkunft  überhaupt  nicht,  und  während  der 
folgenden  2 Wochen  nur  beschäftigt  werden,  weuu  das 
Zeugnis  eines  approbierten  Arztes  dies  für  zulässig 
erklärt.“ 

Aufserdem  bestimmt  das  Krankenversicherungsgesetz  in 
seiner  letzten  Novelle  von  1903  im  § 20a: 

„Die  Unterstützung  wird  auf  die  Dauer  von  6 Wochen 
(früher  waren  es  nur  4 Wochen)  nach  der  Niederkunft 
gewährt“, 

und  §21  hat  den  Zusatz  erhalten: 

„Schwangeren,  welche  mindestens  6 Monate  der 
Kasse  angehören,  kann  eine  der  Wöchnerinnenunter- 
stiitzung  gleiche  Unterstützung  wegen  der  durch  die 
Schwangerschaft  verursachten  Erwerbsunfähigkeit  bis 
zur  Gesamtdauer  von  6 Wochen  gewährt  werden.  Auch 
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kann  freie  Gewährung  der  erforderlichen  Hebammen- 
dienste  und  freie  ärztliche  Behandlung  der  Schwanger- 
schaftsbeschwerdeu  beschlossen  w'erdeu.“ 

Wenn  nun  der  Staat  aus  Gründen  der  Volks-  und  Rasseu- 
hygiene  eiu  so  weitgehendes  Arbeitsverbot  ausspricht,  und 
durch  dieses  der  Arbeiterfamilie  gerade  in  einem  Zeitpunkt, 
in  welchem  erhöhte  Ausgaben  für  die  Familie  erforderlich 
werden,  den  Verdienst  der  Frau  unmöglich  macht,  so  scheint 
es  keine  unbillige  Forderung  zu  sein,  wenn  mau  sich  mit  dem 
negativen  Schutz  der  Mütter  nicht  zufrieden  gibt,  sondern 
auch  eiuen  positiven  Schutz  verlangt:  Mutterschaftsversiche- 
rung. Nur  wenn  den  Wöchnerinnen  der  Lohnausfall  gedeckt 
wird,  Arzt  und  Heilmittel  für  Mutter  und  Kind  geliefert 
werden,  dann  kann  die  Zeit  der  gesetzlich  angeordneten 
Arbeitslosigkeit  auch  wirklich  eine  Zeit  der  Ruhe  und  Pflege 
für  die  Mutter  werden  und  gleichzeitig  auch  für  das  Kind. 
Und  so  berühren  sich  wieder  das  Problem  einer  Mutterschafts- 
Versicherung  mit  dem  gerade  jetzt  in  Berlin  im  Vordergrund 
des  Interesses  stehenden  Problem  einer  Verringerung  der 
Säuglingssterblichkeit. 

Wie  mau  im  einzelnen  eine  solche  Mutterschaftsversiche- 
rung einrichten  will,  inufs  so  lange  aufserhalb  des  Kreises 
der  Erörterung  bleiben,  als  man  sich  nicht  über  das  Prinzip 
selbst  geeinigt  hat.  Hauptsächlich  wird  in  Frage  kommen, 
ob  man  etwa  die  jetzigen  Krankenkassen  ausgestalten  will 
auch  zu  Trägern  der  Mutterschaftsversicherung,  oder  ob  man 
besondere  Mutterschaftskassen  eiuzurichteu  hat. 

Private  Einrichtungen,  welche  freilich  in  hohem  Mafse 
Wohltätigkeitscharakter,  in  geringerem  den  Charakter  einer 
Versicherungsanstalt  haben,  bestehen  bereits  in  Boston,  Lille, 
Paris,  Turin,  Mailand. 

Ganz  anders  nimmt  sich  das  Projekt  der  italienischen 
Regierung  aus,  welche  eine  Reichsversicherungsanstalt  zum 
Betrieb  der  Mutterschafts  Versicherung  einzurichten  gedenkt. 
Erklärlich  ist  das  Vorgehen  Italiens  dadurch,  dafs  hier  jede 
obligatorische  Krankenversicherung,  wie  wir  sie  in  Deutsch- 
land haben,  fehlt.  Man  beabsichtigt  zu  den  Beiträgen  die 
Unternehmer  und  Arbeiterinnen  je  zur  Hälfte  heranzuziehen 
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und  ferner  der  Kasse  die  Strafgelder  zuzuführeu,  welche  die 
Unternehmer  für  Vergehen  gegen  das  Arbeiterinneuschutz- 
gesetz zu  zahlen  haben.  Sieben  Beitragsklassen  sind  vor- 
gesehen, je  nach  der  Höhe  des  Tagelohnes.  Die  erste  Klasse 
umfafst  die  Arbeiterinnen  mit  einem  Tagelohn  bis  60  Cent., 
während  die  höchste,  die  siebente  Klasse,  Arbeiterinnen  mit 
einem  Tagelohn  von  3,60 — 4,20  Lire  umfalst.  Für  jede  Klasse 
ist  als  Jahresbeitrag  der  doppelte  Tagelohn  festgesetzt,  während 
die  Unterstützung,  welche  die  Kasse  gewährt,  je  nach  der 
Klasse  von  1 — 3,15  Lire  pro  Tag  beträgt.  Da  nur  diejenigen 
Arbeiterinnen  unter  die  Versicherung  fallen  sollen,  welche  dem 
Schutzgesetz  unterstehen,  so  dürfte  es  sich  um  etwa  eine  halbe 
Million  Arbeiterinnen  handeln.  Ausgeschlossen  bleiben  die 
landwirtschaftlichen  Arbeiterinnen,  sowie  das  im  Handels- 
gewerbe beschäftigte  Personal  und  die  Dienstboten. 

Die  Mutterschaftsversicherung  schliefst  in  gewissem  Sinn 
auch  eine  Art  Kinderversicheruug  ein.  Während  aber  auf 
der  einen  Seite  der  Staat  beginnt,  die  Mutterschaftsversiche- 
ruug  zur  Durchführung  zu  bringen,  finden  wir  in  zunehmendem 
Mafse  in  den  verschiedensten  Staaten  Mafsregeln  gegen  die 
Kinderversicherung,  und  zwar  gegen  die  Kinder-Todesfall- 
versicherung.  So  haben  in  den  beiden  letzten  Jahren  Frank- 
reich und  Belgien  Gesetze  erlassen,  nach  welchen  die  Ver- 
sicherungen von  Kindern  unter  12  bezw.  3 Jahren  auf  den 
Todesfall  einfach  für  nichtig  erklärt  werden.  Auch  der  deutsche 
Gesetzgeber  hat  in  dem  Entwurf  über  den  Versicherungs- 
vertrag die  Kinderversicherung  mit  gewissen  Kautelen  um- 
geben, offenbar  in  der  Absicht,  durch  Verwaltungsvorschriften 
weitere  Einschränkungen  dieser  Versicherungsart  herbei- 
zuführen. Die  Gesetzgeber  gehen  von  der  Ansicht  aus,  dafs 
die  Sterblichkeit  versicherter  Kinder  höher  sei  als  die  unver- 
sicherter, weil  die  beim  Tode  in  Aussicht  stehende  Versiche- 
rungssumme die  Eltern  zur  Sorglosigkeit  oder  gar  zur  ab- 
sichtlichen Herbeiführung  des  Todes  der  Kinder  veranlafst. 
Tatsächlich  gibt  es  Statistiken,  welche  diesen  Nachweis  zu 
führen  versuchen,  aber  auf  der  anderen  Seite  gibt  es  Statistiken, 
welche  genau  das  Gegenteil  beweisen  wollen.  Besonders  be- 
achtenswert ist,  dafs  der  französische  Gesetzgeber,  als  er  das 
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erwähnte  Verbot  der  Kinderversicherung  erliefs,  in  der  Be- 
gründung zu  dem  Gesetz  ausführte,  man  habe  der  Volks- 
anschauung Rechnung  tragen  müssen,  sich  aber  nicht  davon 
überzeugen  können,  dafs  versicherte  Kinder  eine  höhere  Sterb- 
lichkeit aufweisen  als  unversicherte. 

Die  Mutterschaftsversicherung  und  ebenso  die  Kiuder- 
versicherung  sind  aufs  engste  verknüpft  mit  der  Volks- 
hygiene. Als  ein  weiteres  Beispiel  für  den  Zusammenhang 
zwischen  Versicherung  und  Volkshygiene  mag  die  Frage  der 
Lebensversicherung  vou  Abstinenten  erörtert  werden. 

In  einer  Reihe  ausländischer  Staaten  hat  man  ein  ziem- 
lich umfangreiches  statistisches  Material  über  das  Verhältnis 
von  Abstinenz  und  Lebensdauer  zusammeugestellt,  und  zwar  ist 
diese  Sammlung  einer  Reihe  von  Lebensversicherungsgesell- 
schaften zu  verdanken,  die  die  Versicherung  von  Abstinenten  zu 
billigeren  Prämien  als  die  von  Nichtabstineuten  zu  gewähren 
unternommen  haben.  Bis  vor  kurzem  hat  man  in  der  deutschen 
Lebensversicherung  eine  Bevorzugung  der  Abstinenten  gegen- 
über den  anderen  Versicherten  wohl  kaum  gekauut.  Allein 
mit  der  Ansammlung  ausländischen  Materials  über  diese 
Frage  und  der  Zunahme  der  Anti-Alkoholbewegnng  in  Deutsch- 
land hat  man  sich  einer  Berücksichtigung  der  Abstinenten 
bei  der  Lebensversicherung  auch  bei  uns  nicht  versehliefsen 
können.  So  ist  u.  a.  den  katholischen  Kreuzbiiuduissen,  einer 
ziemlich  verbreiteten  Mäfsigkeitsorganisation,  von  einigen 
deutschen  Lebensversicherungsgesellschaften  eine  Prämien- 
ermäl'siguug  für  ihre  abstinenten  Mitglieder  zugestanden 
worden.  Da  die  Prämienrabatte  auf  der  Vermutung  einer 
übernormalen  Lebensdauer  der  Abstinenten  beruhen  und 
vielleicht  nur  den  Anfang  einer  allgemeinen  Begünstigung 
abstinenter  Versicherter  bedeuten,  so  ist  es  vielleicht  an- 
gebracht, auf  einige  neuere  statistische  Veröffentlichungen 
über  das  Verhältnis  zsvischen  Abstinenz  und  Lebensdauer  hin- 
zuweisen. 

Wir  besitzen  insbesondere  Materialien  aus  England, 
Schweden  und  Neuseeland,  die  sich  teilweise  auf  einen  viele 
Jahrzehnte  und  zahlreiche  Versicherte  umfassenden  Zeit- 
abschnitt beziehen,  und  aus  denen  sich  ergibt,  dafs  die  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse in  verschiedenen  Ländern  und  Zonen, 
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vielleicht  auch  in  verschiedenen  Berufs-  und  Gesellschatts- 
klassen,  sehr  verschieden  sein  dürften. 

In  England  besteht  seit  dein  Jahre  1840  eine  Versiche- 
rungsgesellschaft, die  United  Kingdom  Teinperance  and  Ge- 
neral Provident  Institution,  die,  wie  ihr  Name  bei  der  Grün- 
dung bereits  besagte  — sie  hiefs  damals  „United  Kingdom 
Total  Abstinence  Life  Association“  — , eine  Versicherungs- 
anstalt auf  Gegenseitigkeit  für  vollständige  Abstinenten  war. 
Moore  hat  kürzlich  die  Erfahrungen  dieser  Gesellschaft  seit 
ihrem  Bestehen  veröffentlicht  und  ist  zu  dem  Resultat  gelangt, 
das  einer  eingehenden  Beachtung  wohl  würdig  ist,  dafs  die 
Abstinenten  eine  unverkennbare  Superiorität  in  bezug  auf  ihre 
Lebensdauer  gegenüber  den  Niclitabstiuenten  während  aller 
Lebensjahre  haben,  in  denen  eine  aktive  Betätigung  stattfindet, 
und  zwar  für  alle  Versicherungskombinationen  und  für  beide 
Geschlechter.  Dabei  ist  hervorzuheben,  dal's,  wie  aus  den 
Versicherungssummen  zu  schliefsen  ist,  die  finanzielle  und  ge- 
sellschaftliche Stellung  von  Abstinenten  und  Nichtabstineuteu 
ungefähr  dieselbe  ist,  dafs  sie  also  derselben  sozialen 
Klasse  angehörten.  Verfolgt  man  die  Kurve  der  Sterblichkeit 
bei  den  Abstinenten,  so  ergibt  sich  aber  die  bemerkenswerte 
Tatsache,  dafs  bei  den  Altern  unter  25  Jahren  eine  verliältnis- 
mäfsig  hohe  Sterblichkeitsrate  wahrzunehmen  ist  und  ebenso 
ein  plötzliches  Anwachsen  der  Sterblichkeit  bei  den  Altern 
über  75  Jahre.  Diese  Erfahrung,  die  auch  von  derjenigen 
anderer  Gesellschaften  bestätigt  wird,  ist  ein  Warnungssignal 
für  allzu  überzeugte  Abstiueuzapostel;  denn  es  besteht  doch 
wohl  die  Möglichkeit,  dafs  man  vielleicht  Ursache  und  Wirkung 
verwechselt.  Es  ist  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die- 
jenigen, die  wirklich  Abstinenten  sind,  dieses  nur  wegen  ihrer 
besonderen  Lebenskraft  und  Energie  geworden  sind,  weil  sie 
nicht  das  Bedürfnis  irgendeiner  alkoholischen  Anregung 
empfanden,  während  diejenigen,  die  nicht  Abstinenten  sind, 
vielleicht  weniger  Lebenskraft  und  Energie  besitzen.  Nur 
einige  Zahlen  mögen  aus  der  Erfahrung  der  erwähnten  eng- 
lischen Gesellschaft  angeführt  werden.  Bei  den  dreifsigjährigen 
Nichtabstinenten  betrug  die  weitere  Lebensdauer  35,1  Jahr, 
während  die  der  Abstinenten  38,8  Jahre  betrug.  Beim 
vierzigsten  Lebensjahre  betrug  die  der  ersteren  27,4,  die  der 
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letzteren  30,3  Jahre.  Diese  Zahlen  bedeuten  eiue  um  10  bis 
1 1 pCt.  günstigere  Sterblichkeit  der  Abstinenten. 

Die  zehnjährige  Erfahrung  einer  Stockholmer  Gesellschalt, 
der  Svenska  Lifförsäkringsbolaget,  zeigt  ebenfalls  einen  Unter- 
schied von  nicht  weniger  als  10,57  pCt.  zugunsten  der  Enthalt- 
samen. 

Schliefslich  mag  noch  auf  die  Erfahrung  hingewiesen 
■werden,  die  die  in  Neuseeland  bestehende  staatliche  Lebens- 
versicherungsgesellschaft mit  ihrer  Abstinenten  Versicherung 
gehabt  hat.  nicht  weil  man  etwa  auch  hier  eine  günstigere 
Sterblichkeit  der  Abstinenten  beobachtet  hat,  sondern  gerade 
weil  die  Ergebnisse  in  Neuseeland  weit  weniger  günstig  für 
die  Enthaltsamen  gewesen  sind.  Von  1882  ab  hat  diese  staat- 
liche Anstalt  in  einer  besonderen  Sektion  Abstinenten  ver- 
sichert. Bei  den  seit  dieser  Zeit  erfolgten  fünf  Berechnungen, 
die  den  Zweck  hatten,  den  Gewinn  aus  einer  geringeren  als 
der  normalen  Sterblichkeit  an  die  einzelnen  Klassen  von  Ver- 
sicherten zu  verteilen,  war  das  Ergebnis  das,  dafs  nur  einmal 
die  Abstinenten  einen  gröfseren  Sterblichkeitsgewinn  erzielten 
als  die  Nichtabstiuenten,  während  sie  in  zwei  Fällen  hinter 
jenen  zurückblieben  und  in  zwei  weiteren  das  gleiche  Sterb- 
lichkeitsresultat wie  jene  hatten. 

Es  scheint  mithin,  dal's  das  Klima  ein  nicht  zu  unter- 
schätzender Faktor  bei  Feststellung  des  Verhältnisses  zwischen 
Abstinenz  und  Lebensdauer  ist. 

Gewarnt  muls  aber  werden  vor  kritiklosen  Folgerungen 
aus  den  erwähnten  Statistiken;  denn  wie  schon  oben  an- 
gedeutet worden  ist,  scheint  darüber  noch  keine  bestimmte 
Aufklärung  vorhanden  zu  sein,  was  Ursache  und  was  Folge 
der  Abstinenz  ist.  Weiterhin  ist  zu  beachten,  dal's  durchweg 
nur  von  völlig  Abstinenten  die  Hede  war,  während  die  mäfsig 
Abstinenten  keine  Beachtung  gefunden  haben.  Wenn  aus  der 
Praxis  heraus  sich  Stimmen  gegen  eine  Bevorzugung  Ab- 
stinenter in  der  Lebensversicherung  erheben,  so  ist  dieser 
Einwurf  nicht  ganz  unberechtigt,  solange  es  an  untrüglichem 
statistischem  Material  fehlt.  Da  die  Frage  der  Versicherung 
Abstinenter  auf  dein  Programm  des  im  September  1906  zu 
Berlin  stattfindenden  5.  internationalen  Kongresses  für  Versiche- 
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rungswissenschaft  stellt,  so  dürfte  eine  Lösung  auch  dieses 
Problems  wohl  zu  erwarten  sein. 

Wird  das  Leben  abstinenter  Personen,  wie  diese  Betrach- 
tung zeigt,  gelegentlich  gewissermaßen  als  überwertig  an- 
gesehen, daher  eine  geringere  Prämie  für  abstinente  Personen 
gefordert,  so  gibt  es  auf  der  anderen  Seite  eine  volkswirt- 
schaftlich und  volkshygienisch  weit  wichtigere  Frage,  nämlich 
das  Problem  der  Versicherung  minderwertiger  Leben. 
Als  solche  werden  insbesondere  Personen  bezeichnet,  welche 
Torerkrankungen  oder  Veranlagung  zu  Tuberkulose,  Krebs,  Dia- 
betes usw.  haben.  Wenn  die  Lösung  dieses  Problems  auch 
bereits  seit  1762  immer  wieder  versucht  worden  ist,  so  ist  es 
doch  bis  heute  nur  in  ganz  geringem  Mal'se  durchgeführt. 
Aufmerksam  machen  möchte  ich  auf  einen,  wie  es  scheint,  in 
Deutschland  fast  gänzlich  unbekannt  gebliebenen  Lösungs- 
versuch, der  im  schweizerischen  Kanton  Neuenburg  seit 
wenigen  Jahren  gemacht  worden  ist.  Hier  gibt  es  seit  1898 
eine  „Kantonale  Volksversicherungskasse  der  Republik  Neuen- 
burg“, bei  welcher  Personen,  die  im  Kanton  wohnen,  und 
mindestens  18  Jahre  alt  sind,  sich  versichern  können.  Artikel  9 
des  Gesetzes  bestimmt,  dafs  die  Höhe  der  Prämie  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Gesundheitszustand  gleich  bleibt,  und  zwar  wird 
der  Gesundheitszustand  vorher  durch  ärztliche  Untersuchung 
festgestellt.  Personen,  die  nicht  vollkommen  gesund  sind, 
werden  dennoch  aufgenommen,  jedoch  mit  einer  Karenzzeit 
von  drei  Jahren;  diese  Karenzfrist  ist  nichts  neues.  Hinzu 
kommt  aber  die  Bestimmung  des  Artikels  27,  wonach  der 
Staat  die  Deckung  des  Risikos,  das  durch  die  Aufnahme  von 
nicht  völlig  gesunden  Personen  in  die  Versicherung  ohne  Er- 
höhung der  Prämie  für  diese  entsteht,  übernimmt.  Es  ist  eine 
Frage,  der  Nachprüfung  durch  den  deutschen  Gesetzgeber 
wert,  ob  es  sich  nicht  empfiehlt,  minderbemittelten  Personen, 
für  die  eine  Lebensversicherung  sehr  empfehlenswert  wäre, 
aber  mit  Rücksicht  auf  den  Gesundheitszustand  nicht  ab- 
geschlossen werden  kann,  oder  vielmehr  zu  teuer  wird,  Zu- 
schüsse zu  einer  solchen  Versicherung  zu  gewähren. 

Auf  das  Gebiet  der  Volkspsychologie  hinüber  spielt  das 
Problem  der  Simulation  und  Renten-Hysterie,  deren  Be- 
kämpfung neuerdings  eingehende  Studien  gewidmet  worden  sind. 
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Auch  die  auswärtige  Politik  hat  ein  höchst  wichtiges, 
in  Deutschland  fast  völlig  unbeachtetes,  umso  eifriger  in  Eng- 
land erwogenes  Problem  gezeitigt. 

Trotz  aller  Friedenskundgebungen  diesseits  wie  jenseits 
des  Kanals  und  trotz  aller  friedlichen  Betrachtungen,  welche 
sich  an  die  Algeciras-Konfereuz  knüpfen,  rechnen  die  weitesten 
Kreise  mit  einem  künftigen  Seekrieg,  womöglich  zwischen 
Deutschland  und  England.  Man  mag  noch  so  sehr  Friedens- 
optimist sein,  die  Tatsache,  dals  wir  früher  oder  später  einem 
Seekrieg  in  die  Arme  getrieben  werden,  läfst  sich  nicht  aus 
der  Welt  schaffen.  So  ist  es  nur  ein  Zeichen  einer  weisen 
Politik,  wenn  man  beizeiten  die  Gefahren  eines  solchen  See- 
krieges ins  Auge  falst,  um  die  materiellen  Folgen  nach  Mög- 
lichkeit abzuschwächen. 

In  Loudon  hat  in  der  Zeit  vom  21.  Mai  1903  bis  zum 
20.  Juni  1904  eine  Kommission  getagt,  welche  eine  überaus 
gründliche  Enquete  über  eine  Reihe  mit  dem  Seekrieg  zu- 
sammenhängender Fragen  veranstaltet  und  hier  auch  aufs  ein- 
gehendste das  Problem  einer  staatlichen  Seekriegs- 
versicherung erörtert  hat.  Auf  1034  engbedruckten  Folio- 
seiten liegt  das  Ergebnis  dieser  Enquete  vor. 

Es  ist  besonders  beachtenswert,  dafs  gerade  Grofs- 
britannieu,  das  klassische  Musterland  für  das  Nichteinmischen 
des  Staates  in  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  In- 
dustrie, die  Frage  der  Verstaatlichung  eines  Versicherungs- 
zwanges erörtert,  an  dessen  Überführung  in  Staatsbetrieb 
selbst  die  gegenwärtigen  Freunde  einer  Staatsversicherung  in 
Deutschland  noch  nie  gedacht  haben. 

Und  doch  hatte  man  eine  staatliche  Seeversicherung  schon 
1375  in  Portugal,  insbesondere  aber  eine  staatliche  Seekriegs- 
versicherung 1622  in  Hamburg  vorgeschlagen,  1629  in  Holland 
gefordert,  ja  sogar  im  Jahre  1800  eine  staatliche  Transport- 
versicherung für  die  Rheinsehiflfahrt  ernstlich  erwogen.  Be- 
sonders in  den  Vordergrund  gerückt  ist  aber  das  Problem  in 
England  während  des  Burenkrieges. 

Man  geht  von  der  ganz  richtigen  Annahme  aus,  dafs  Eng- 
land in  einem  Seekrieg  vielleicht  unterliegen  könne;  denn  den 
Plan  des  Marineministers  Goschen  zu  erfüllen,  dafs  England 
stets  eine  Flotte  haben  solle,  welche  denen  der  beiden  stärksten 
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Kontinentalstaateu  überlegen  sein  müsse,  haben  die  Steuer- 
zahler wenig  Neigung  gezeigt.  Aber  auch  wenn  England  in 
einein  Seekriege  Sieger  bleibe,  so  bestehe  — meint  man 
dennoch  eine  so  gewaltige  Gefahr  für  das  Land,  dai's  die 
Privatversicheruug  dieser  zu  begegnen  aulser  stände  sei.  Denn 
bei  dem  herrschenden  Seekriegsrecht  geniefst  privates  Eigen- 
tum zur  See  bekanntlich  nicht  den  Schutz  wie  zu  Lande, 
sondern  kann  vom  Feinde  weggenommen  werden,  und  die 
Vervollkommnung  der  Geschütze  ebenso  wie  die  Vermehrung 
und  Verstärkung  der  kontinentalen  Flotteu  sind  auf  eine  hohe 
Stufe  gelaugt  und  steigen  immer  weiter,  sodafs  alle  Schifte 
unter  englischer  Flagge,  durchaus  nicht  nur  die  der  Kriegs- 
marine, dem  Totalverlnste  im  Seekriege  ausgesetzt  sind.  Auch 
bei  enormen  Prämien,  so  glauben  die  Anhänger  der  Verstaat- 
lichung, sei  es  den  Privatgesellschaften  nicht  auf  die  Dauer 
möglich,  den  Verpflichtungen  gerecht  zu  werden,  welche  sie 
eventuell  für  den  Kriegsfall  übernommen  haben. 

Die  Hauptgefahr,  welcher  das  Britische  Reich  im  Kriegs- 
fall ausgesetzt  ist,  liegt  nicht  sowohl  in  der  Mangelhaftigkeit 
seiner  Kriegsbereitschaft,  sei  es  zu  Land  oder  zur  See,  als 
vielmehr  in  der  unveränderten  Aufrechthaltung  seines  ge- 
samten Handelsverkehrs,  der  einzig  und  allein  unter  dem 
Schutz  des  Friedenszustandes  der  kontinentalen  Staaten  empor- 
gewachsen ist.  Denn  sollte  England  in  einem  Kriege  mit  den 
Staaten  des  Kontinents  eine  Niederlage  erleiden,  dann  ist  der 
Ruin  Englands  eine  unbedingte  Notwendigkeit. 

Das  herrschende  System  der  Seeversicherung,  — so 
wird  in  Englaud  ausgeführt  — ihre  Einrichtung  zur 
Tragung  des  Kriegsrisikos,  ist  unfähig,  diesen  Gefahren 
zu  begegnen  und  der  Nation  tatsächlich  die  erforder- 
liche Sicherheit  zu  bieten.  Lange  Zeit  hat  man  keine  Ge- 
legenheit gehabt,  Erfahrungen  in  einem  europäischen  Seekrieg 
zu  sammeln,  und  die  Bedingungen  haben  sich  inzwischen  so 
vollkommen  verändert,  dafs  sich  niemand  eine  Idee  bilden 
kann  von  den  Preisen,  welche  man  für  das  Kriegsrisiko 
fordern  oder  zahlen  soll.  Zweifellos  werden  sofort  nach  der 
Kriegserklärung  in  den  ersten  Tagen,  ja  sogar  Stunden,  bereits 
eine  beträchtliche  Zahl  Schifte  verloren  gehen,  und  die  Meldung 
davon,  wird  in  wenigen  Minuten  über  das  gauze  Land  ver- 
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breitet  werden  — dank  der  drahtlosen  Telegraphie.  Welcher 
Art  die  Panik  im  Lande  daun  sein  wird,  davon  hat  England 
einen  Vorgeschmack  im  Dezember  1899  gehabt,  als  in  der  so- 
genannten „schwarzen  Woche“  von  drei,  im  Verhältnis  zu  den 
Ereignissen  in  einem  europäischen  Krieg  kaum  nennenswerten 
See-Unglücksfällen  berichtet  wurde.  Wenn  diese  drei  Hiobs- 
botschaften solch  einen  aufserordentlicheu  Ausbruch  nervöser 
Erregung  heraufbeschwören  konnten,  obgleich  die  Taschen 
der  kommerziellen  Kreise  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wurden,  dann  kann  man  sich  ungefähr  ein  Bild  von  der  Be- 
stürzung machen,  die  kommen  wird,  wenn  die  Extrablätter 
den  letzten  Grufs  eines  Kriegsschiffes  oder  das  Sinken  eines 
grofseu  Privatdampfers  melden. 

Für  unabweislich  hält  man  es,  dafs  ein  gewaltiger  Preis- 
aufschlag für  Korn  und  sonstige  Lebensmittel  erfolgen  wird. 
Man  schätzt  den  Preis  für  den  Quarter  Weizen  alsdann  auf 
100,  ja  200  Schilling.  Die  zu  zahlenden  Versicherungsprämien 
für  das  Kriegsrisiko  werden  als  Entschuldigung  für  diesen 
Aufschlag  dienen;  denn  auch  der  Schiffsrumpf  und  .die 
Maschinen  werden  die  Prämien  zahlen  müssen,  die  in  Friedens- 
zeiten für  die  Ladung  gelten;  das  bedeutet  aber  eine  Vervier- 
fachung der  Prämienbeträge.  Mit  Brot  zu  Hungersuotpreisen 
und  der  Unmöglichkeit,  den  nötigen  Kredit  auf  Schiffe  zu  er- 
halten, wird  inan  ungeheuren  Schwierigkeiten  gegenüber  stehen. 

Und  das  Heilmittel  für  alle  diese  Gefahren  sieht  man  in 
einer  staatlichen  Seeversicherung. 

Man  bezeichnet  in  England  das  eben  erörterte  Problem 
unter  dem  Schlagwort  National  Insurance,  Nationalversiche- 
rung, versteht  aber  darunter  vier  verschiedene  Vor- 
schläge, die  erheblich  von  einander  abweichen  und  von  denen 
wohl  nur  zwei  als  eigentliche  Versicherung  anzusprechen  sind, 
während  man  die  beiden  anderen  mehr  als  National  In- 
dem nity,  staatliche  Ersatzpflicht,  bezeichnen  mufs. 

Nach  dem  ersten  Vorschlag  soll  eine  völlige  Verstaat- 
lichung der  Seeversicherung  auch  schon  in  Friedenszeiten  er- 
folgen. 

Der  zweite  Vorschlag  geht  dahin,  dafs  die  Kosten  einer 
Versicherung  des  Kriegsrisikos  dem  britischen  Heeder  oder 
Kaufmann  durch  die  Regierung  erstattet  werden  sollen. 
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Nach  dem  dritten  Vorschlag  soll  die  Regierung  an  die 
Stelle  der  Versicherer  treten  und  Reeder  wie  Schifter  gegen 
Kriegsrisiko  durch  Prämie  versichern,  die,  wie  man  glaubt, 
sehr  niedrig  sein  könnte,  da  die  Regierung  in  keiner  Weise 
an  der  Versicherung  etwas  zu  verdienen  bemüht  sei. 

Schlielslich  verlangt  ein  vierter  Vorschlag,  die  Regierung 
solle  Reedern  und  Schiffern  den  durch  Wegnahme  im  See- 
krieg entstandenen  Verlust  ganz  oder  teilweise  ersetzen. 

Es  würde  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen,  wenn  ich  auf 
alle  einzelnen  Vorschläge,  von  denen  fast  jeder  fein  durch- 
dacht und  sehr  diskutabel  ist,  eingehen  wollte,  zumal  ich  dem- 
nächst eine  gröfsere  Abhandlung  über  die  gauze  Frage  einer 
staatlichen  Seekriegsversicherung  zu  veröffentlichen  gedenke. 

Nur  wenige  Einzelheiten  können  hier  erörtert  werden. 
Ein  Zeuge  schlägt  vor,  dal's  die  Seekriegsversicheruug  so- 
lange ein  reines  Privatgeschäft  bleiben  solle,  bis  die  Prämien 
auf  5 pCt.  (das  sind  nach  englischer  Rechnungsweise  5 sh. 
von  100  £,  also  nach  deutscher  Rechuuugsmethode  2'/j  pro 
Mille)  gestiegen  seien.  Erst  daun  soll  der  Staat  ein- 
greifen,  und  zwar  soll  er  dann  das  Risiko  übernehmen  und 
dafür  eine  5 prozentige  Prämie  erhalten.  Auf  diese  Weise 
steigen  die  Seeversicherungsprämien  niemals  über  b pCt, 
(2 ’/j  pro  Mille). 

Die  Mehrzahl  der  vernommenen  Gutachter  und  die  Kom- 
mission selbst  sind  der  Ansicht,  dafs  eine  staatliche  Entschädi- 
gungspflicht zweckmälsiger  sei  als  eine  staatliche  Versiche- 
rung. Sie  halten  die  Frage  aber  für  noch  nicht  schlüssig  und 
haben  die  Einsetzung  einer  Spezialkommission  beantragt,  in 
welcher  Versicherer  und  Angehörige  der  Handelsmarine  über 
die  Frage  eingehend  berateu  sollen. 

Von  höchstem  Interesse,  auch  für  Deutschland  als  auf- 
kommende Seemacht,  ist  es,  beizeiten  sich  klar  zu, werden 
darüber,  ob  und  wie  unsere  Seeversicherung  den  Anforde- 
rungen gerecht  werden  kann,  die  in  einem  Seekriege,  mag  er 
auch  zu  einem  glücklichen  Ende  für  Deutschland  fiihreu,  an 
sie  in  kolossalem  Mafse  gestellt  werden.  Die  Kriegsgefahren 
sind  unter  allen  Umständen  aucli  für  die  private  Seeschiff- 
fahrt unter  deutscher  Flagge  aufsergewöhnlich  grofs,  während 
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anderseits  aus  den  Jahresberichten  unserer  Seeversicherungs- 
gesellschaften zu  entnehmen  ist,  dafs  es  um  ihre  Gewinne  nicht 
gerade  glänzend  steht,  indem  sie  unter  einem  überaus  starken 
Prämiendruck  zu  leiden  haben 

Unsere  deutschen  Heeder  erkennen  zwar  im  allgemeinen 
so  vorzüglich  alles,  was  ihnen  und  der  ganzen  Nation  Not 
tut,  dafs  man  keinen  Zweifel  zu  hegen  braucht,  sie  werden 
auch  für  den  Kriegsfall  in  jeder  Beziehung  Sorge  tragen. 
Und  ein  Gleiches  ist  von  unseren  deutschen  Transport-Ver- 
sicherungsgesellschaften anzunehmen.  Dennoch  mögen  die 
jenseits  des  Kanals  erneut  zum  Ausdruck  gelangenden  Yer- 
staatlichungsgedanken  den  deutschen  Versicherungsgesell- 
schaften eine  Warnung  sein,  ihnen  zur  Anspornung  dienen, 
dem  deutschen  Handel  die  denkbar  grölste  Sicherheit  für  den 
Kriegsfall  zu  leisten,  den  Ilandelskreisen  aber  eine  Warnung, 
in  richtiger  Würdigung  des  hohen  Risikos  im  Kriegsfall  auch 
ihre  Prämienpolitik  in  Friedenszeiten  nicht  allzu  einseitig  zu 
gestalten,  um  nicht  die  finanzielle  Fundierung  unserer  deutschen 
Gesellschaften  dauernd  zu  untergraben.  Bei  alledem  müssen 
aber  die  euglischen  Vorschläge,  die  eine  Mitwirkung  des 
Staates  verlangen,  auch  in  Deutschland  ernstlich  geprüft 
werden! 

Schließlich  sei  noch  der  Hinweis  auf  ein  weiteres 
modernes  Versicherungsproblem  gestattet,  den  Ausbau  der 
Versicherungswissenschaft,  ihre  Popularisierung  und 
den  Unterricht  in  ihr. 

Wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  so  ist  genügend 
Hoffnung  vorhanden,  dafs  vorzugsweise  in  Deutschland  die 
Lösung  der  Frage  in  absehbarer  Zeit  stattfindet,  und  zwar 
dank  der  Handelshochschulbewegung  und  des  Interesses  der 
Reichsverwaltung  für  alle  Fragen  des  Versicherungswesens. 
So  sind  in  den  letzten  Jahren  besondere  Lehrstühle  für 
Versicherungswissenschaft  eingeführt  worden  an  den  Handels- 
hochschulen in  Frankfurt  a.  M.,  Köln  a.  Rh.  und  Leipzig, 
und  auch  für  die  im  Herbst  zu  eröffnende  Berliner  Handels- 
hochschule sind  Lehrstühle  für  Versicherungswissenschaft  in 
Aussicht  genommen.  Als  Beweis  für  das  Interesse  der 
Reichs  Verwaltung  mag  nur  angeführt  werden,  dafs  auf  eine 
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Anreguug  des  Grafeu  von  Posadowsky  hin  der  Deutsche 
Verein  für  Versicherungs  Wissenschaft  die  Frage  der  Förde- 
rung dieser  Wissenschaft  in  einer  grofsen  Versammlung  be- 
handelt und  dem  Reichsamt  Vorschläge  unterbreitet  hat,  die 
zum  Teil  bereits  zur  Ausführung  gebracht  worden  sind.*)  Die 
hier  zur  Annahme  gelaugten  Leitsätze  dürften  weitere  Kreise 
interessieren.  Sie  lauten  wie  folgt: 

1.  Der  hervorragenden  Bedeutung  des  deutschen  Versicherungs- 
wesens, und  zwar  des  öffentlichen  wie  des  privaten,  entsprechen  die  iu 
Deutschland  vorhandenen  staatlichen  Einrichtungen  zur  Pflege  der  mit 
dem  Versicherungswesen  verbundenen  wissenschaftlichen  Fächer  nur  in 
geringem  Mafse. 

2.  Die  Kenntnis  der  privat-  und  volkswirtschaftlichen  Bedeutung 
des  gesamten  Versicherungswesens  inufs  Gemeingut  des  ganzen  Volkes 
werden. 

Zu  diesem  Zwecke  empfiehlt  sich: 

a)  Die  Belehrung  der  Schüler  über  die  elementarsten  Begriffe  der 
Versicherung. 

b)  Die  Förderung  gemeinverständlicher  Darstellungen  des  Ver- 
sicherungswesens insbesondere  auch  in  der  Tagespresse. 

3.  Den  Angehörigen  der  Gelehrtenberufe  mufs  auf  den  Universi- 
täten und  den  sonstigen  Hochschulen  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen 
unzulänglichen  Zuständen  ausreichend  Gelegenheit  geboten  werden,  sich 
über  die  Grundzüge  des  gesamten  Versicherungswesens  zu  unterrichten. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  zu  erstreben: 

a)  Eine  entsprechende  Berücksichtigung  des  Versicherungswesens 
iu  den  Vorlesungen  über  Volkswirtschaftslehre,  Privatrecht, 
Handelsrecht,  Verwaltungsrecht,  Mathematik,  Geschichte  der 
Medizin,  ärztliche  Rechtslehre  usw. 

b)  Die  Veranstaltung  besonderer  Vorlesungen  über  Versicherungs- 
wesen unter  hauptsächlicher  Beachtung  seiner  wirtschaftlichen 
Seite. 

4.  Den  Staats-  und  Privatbeamten  sowie  den  Kaufleutcn,  welche 
sich  beniflich  mit  dem  Versicherungswesen  zu  beschäftigen  haben,  ist 
Gelegenheit,  zur  Ausbildung  und  Fortbildung  zu  geben. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  erforderlich: 

a)  Eingehende  Ptlege  aller  Zweige  der  Versicherungswissenschaft 
auf  den  Handelshochschulen,  den  Akademien  für  praktische 
Medizin,  der  Vereinigung  für  staatswissenschaftliche  Fortbildung 
' und  ähnlichen  Instituten. 

*)  Vergl.  in  den  vom  Verfasser  herausgegebenen  .Veröffentlichungen 
des  Deutschen  Vereins  für  Versicherungs-Wissenschaft“  lieft  3:  „Vor- 
schläge zur  Förderung  der  Versicherungs-Wissenschaft“.  Berlin,  E.  S. 
Mittler,  1!XM. 
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b)  Die  Abordnung  von  Staatsbeamten  zwecks  Studiums  des  prak- 
tischen Betriebs  in  den  Versicherungsanstalten. 

5.  Neben  der  Förderung  der  Kenntnisse  über  das  Versicherungs- 
wesen iu  weiteren  Kreisen  ist  die  Pflege  des  wissenschaftlichen  Studiums 
seitens  der  theoretischen  wie  praktischen  Fachmänner  ins  Auge  zu  fassen. 

Diesem  Zwecke  könnten  dienen: 

a)  Die  Errichtung  einer  wissenschaftlichen  Zentralstelle,  welche 
die  gesamte  Literatur  und  alle  sonstigen  in  Betracht  kommenden 
Drucksachen  usw,  welche  für  das  Versicherungswesen  des  In- 
und  Auslandes  von  Bedeutung  sind,  zu  sammeln  und  den  Fach- 
kreisen zugänglich  zu  machen  hat, 

b)  Die  Förderung  des  Fachstudiums  in-  und  ausländischer  Ver- 
sicherungseinrichtungen durch  Verleihung  von  Stipendien. 

c)  Die  Anregung  und  Unterstützung  literarischer  Veröffentlichungen 
aus  dem  Gebiete  der  gesamten  Versicherungswissenschaft,  durch 
Preisausschreiben  u.  dergl.  mehr. 

Zur  Lösung  der  unter  No.  5 a)  bis  c)  verzeichneten  Zwecke  scheint 
insbesondere  der  Deutsche  Verein  für  Versichcrungswissenschaft  be- 
rufen, dessen  dauernde  finanzielle  Förderung  durch  das  Reich  daher  mit 
Genugtuung  zu  begrüfsen  wäre. 

Auch  der  Deutsche  Verband  für  das  kaufmännische 
Unterrichts  wesen  hat  sielt  neuerdings  der  Förderung  der  Ver- 
sicherungswissenschaft iu  dankenswerter  Weise  angenommen 
und  mit  den  angeführten  nahe  verwandte  Leitsätze  auf  seinem 
letzten  Kongrefs  in  Wiesbaden  aufgestellt. 


Druck  von  Lfoubar«!  Slmloti  Nf.  in  Berlin  HW. 
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Dafs  der  Kampf  um  den  Arbeitslohn  im  gewerblichen  Leben, 
solange  wir  die  moderne  Grofsindustrie  haben,  nie  anf  längere 
Zeit  zur  Rahe  gekommen  ist  und  voraussichtlich  auch  iu  Zukunft 
nicht  zur  Ruhe  kommen  wird,  ist  eine  Tatsache,  mit  der  wir  zu 
rechnen  haben.  Nur  der  Feruerstehendc,  der  vielleicht  aufser  von 
gelegentlichen  Ansständen,  diesen  gewaltigen  Eruptionen  eines  nie 
schlummernden  Kraters,  nichts  von  solchen  Kämpfen  hört,  wird 
ein  friedliches,  harmonisches  Zusammenarbeiten  annehmen;  wer  im 
Fabrikbetriebe  steht,  weifs,  dafs  die  Leitung  eines  solchen  Betriebes 
unausgesetzt  wegen  Lohudifferenzen  in  Bewegung  gehalten  wird, 
und  dafs  sie  ständig  darauf  bedacht  sein  mufs,  hier  gerechtfertigten 
Ansprüchen  nachzukomuien,  dort  unbegründeten  Forderungen  ent- 
gegenzntreten  und  — da  es  bisher  leider  keine  Lohnform  gibt, 
die  hier  allen  Anforderungen  genügt  — Versuche  auf  Versuche 
zu  machen,  eine  solche  Lohnform  zu  finden. 

Die  sozialdemokratische  Partei  sieht  in  dieser  Tatsache  eine 
Bestätigung  der  bereits  von  Marx  und  Engels  im  kommunistischen 
Manifest  aufgestellten  Behauptung:  „dafs  die  Bourgeoisie  nicht 
existieren  könne,  ohne  die  Produktionsinstrumente,  die  Produk- 
tionsverhältnisse, also  sämtliche  gesellschaftlichen  Zustände  fort- 
während zu  revolutionieren.“  — Man  sieht  von  diesem  Stand- 
punkte aus  in  jeder  Änderung  der  bestehenden  Fabrikverhältnisse 
einen  erneuten  Versuch,  den  Arbeitern  ein  immer  gröfseres 
„Mehrwertsquaotum“  abzupresseu,  eine  immer  höhere  Ausbeutung 
der  Arbeitskraft  zu  erreichen.  Nun,  man  kann  der  erwähnten 
Tatsache  auch  anders  gegenübersteben.  Das  Problem  des  Arbeits- 
lohnes ist  sehr  schwierig,  und  gegenüber  der  sicher  vorhandenen 

Anmerkung  der  Redaktion.  Den  nachfolgenden  Vortrag,  der 
sich  durcli  ein  reiches  Material  und  eine  ebenso  sachkundige  wie  gründ- 
liche Durcharbeitung  dieses  Materials  auszeichnet,  veröffentlichen  wir, 
obwohl  wir  den  Anschauungen  des  Herrn  Verfassers  iu  einzelnen 
Punkten  nicht  xustimmen  können. 
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grofsen  Zahl  von  Unternehmern,  die  es  allein  zu  ihren  Gunsten 
zu  lösen  bemüht  sind,  findet  sich  doch  eine  immer  mehr  wachsende 
Zahl  solcher,  die  in  erster  Linie  den  Begriff  „gerechter  Arbeits- 
lohn“ zu  erfassen  bestrebt  sind. 

Als  ich  gelegentlich  der  VII.  Generalversammlung  des  deut- 
schen Metallarbeiter- Vereines,  auf  diese  Erscheinung  mit  den 
Worten  binwies,  dafs  „das  Morgenrot  einer  sozialen  Kultur  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  noch  vorhandenen  Nebel  vergangener  Zeiten 
zu  durchbrechen  sich  anschicke“  — da  wurde  mir  diese  „Morgen- 
röte“ zwar  akzeptiert,  aber  nur  als  das  Ergebnis  der  Tätigkeit 
der  organisierten  Arbeiterschaft.  „Die  Konzession  an  die 
Macht  unserer  Organisation,  das  ist  das  Morgenrot,  das  ist  die 
Ursache  für  das  immer  gröfser  werdende  soziale  Empfinden  einer 
ganzen  Reihe  von  Arbeitgebern.  Zerstören  wir  unsere  Organisation, 
dann  zerschlagen  wir  auch  das  soziale  Empfinden  aller  dieser 
Herren,  und  das  Morgenrot  ist  erloschen“  wurde  mir  erwidert.  — 

Wenn  ich  in  meiner  Einleitung  auf  diese  gegensätzliche 
Stellungnahme  eingehe,  so  geschieht  es  deshalb,  um  gleich  von 
vorneherein  klarzulegen,  wie  grofs  diese  Gegensätze  in  der  Be- 
urteilung der  Präge  nach  der  gerechten  Gestaltung  des  Arbeits- 
lohnes sind,  und  dafs  wir  hier  vor  einem  Probleme  stehen,  dessen 
Lösung  noch  nicht  gefunden  ist,  obgleich  seit  den  Tagen  des  seligen 
Freiherru  von  Thünen  mit  seiner  ]ap  ungezählte  Versuche  dazu 
gemacht  worden  sind.  Die  Lösung  ist  ja  auch  dadurch  besonders 
erschwert,  weil  man  in  der  Behandlung  dieses  Themas  gleichzeitig 
eine  Machtfrage  erblickt  mit  all  ihren  unerquicklichen  Differenzen, 
die  eine  sachliche  Erörterung  so  sehr  erschweren. 

Wras  heilst  „gerechter  Arbeitslohn“? 

Der  Arbeitslohn  ist  zwar  die  Gegenleistung  für  eine  Leistung 
und  seine  Bemessung  müfste  daher  ohne  weiteres  aus  der  Bewer- 
tung dieser  Leistung  sich  ergeben.  Diese  Bewertung  stöfst  aber 
auf  Schwierigkeiten.  Gesetzt  den  Fall,  ein  Arbeiter  hat  an  einem 
Rohmaterial,  das  den  Wert  von  5 Mk.  hatte,  gearbeitet,  und  das 
fertige  Produkt  hat  den  Wert  von  10  Mk.,  so  sind  an  dieser  Wert- 
steigernug  soviel  Faktoren  beteiligt,  die  alle  eine  Gegenleistung 
beanspruchen,  dafs  es  schwierig  ist,  deu  Anspruch  des  Arbeiters 
allein  festzustelleu,  besonders  da  ja  doch  der  Wert  des  fertigen 
Produktes  keine  feststehende  Gröfse  sein  kann,  soudern  als  Markt- 
wert schwankt. 
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Oder  mathematisch  ausgedrückt:  Ist  x der  Wert  aller  kör- 
perlichen und  geistigen  Arheit,  die  aufgewendet  worden  ist,  y die 
Verzinsung  des  mitwirkenden  Kapitals,  z die  Bewertung  der  mit- 
wirkendeu  natürlichen  Faktoren,  die  als  Grundrente  zu  berücksich- 
tigen ist,  und  hat  das  Ganze  deu  Wert  von  100  Mk.,  so  erhalten 
wir  die  Gleichung:  x + y + z = 100  Mk.,  und  diese  Gleichung  ist 
bekanntlich  unauflöslich,  mit  solchen  Berechnungen  kann  die  Praxis 
nichts  anfangen.  — 

Die  Grundlage  der  von  der  Arbeiterpartei  vertretenen  An- 
schauungen wird  gebildet  von  deu  Lehren  Ricardo's,  den  agitato- 
rischen Reden  seines  beredten  Interpreten  Lasalie,  vor  allem  aber 
den  Ausführungen,  die  Karl  Marx  in  seinem:  „Kapital,  Kritik  der 
politischen  Ökonomie“  gegeben  hat.  Alle  drei  vertreten  eigentlich 
keine  neue  Grundlehre  der  Nationalökonomie,  sondern  sie  bauen 
nur  die  bereits  von  Adam  Smith  gegebene  individualistische 
Doktrin  weiter  aus,  allerdings  in  immer  schärfer  werdender  Ton- 
art und  mit  immer  deutlicher  hervortretender  Tendenz. 

Diese  3 Theoretiker  sind  seit  Jahrzehnten  die  unbestrittenen 
geistigen  Führer  der  Sozialdemokratie.  Ich  mufs  es  mir  hier  ver- 
sagen, auf  ihre  Theorie  des  Arbeitslohnes  näher  einzugehen,  da 
mich  dies  zu  sehr  von  meinem  Thema,  das  in  erster  Linie  die 
praktischen  Erfahrungen  berücksichtigen  soll,  eutferneu  würde;  ich 
möchte  nur  kurz  erwähnen,  zu  welcheu  Konsequenzen  die  moderne 
Sozialdemokratie  anf  Grand  dieser  Theorie  kommt,  da  diese  Fol- 
gerungen jedem  Parteiangehörigen,  der  seine  Parteiblätter  liest 
und  seine  Diskutierabende  besucht,  in  Fleisch  und  Blut  übergegaugeu 
sind  und  Erklärung  abgeben  für  die  mitunter  schwer  zu  verstehenden 
Forderungen,  die  gestellt  werden,  die  schliefslieh  auch  das  weitest- 
gehende Entgegenkommen  des  Unternehmers  immer  nur  als  selbst- 
verständliche Abschlagzahlung  auffassen  lassen  für  das  Mehr,  das 
dem  Arbeiter  widerrechtlich  voreutbaiten  wird. 

Es  liefse  sich  dies  hiusichtlich  des  Arbeitslohnes  etwa  folgeu- 
dermalsen  zusammenfassen: 

„Da  nur  durch  Arbeit  Werte  geschaffen  werden  können,  so 
hängt  die  Werterhöhung  einer  Ware  ab  von  der  Menge  Arbeit, 
die  ihr  ein  Arbeiter  zuführt.  Arbeitet  ein  Mann  10  Stunden  an 
ihr,  so  führt  er  ihr  ebeu  den  Wert  von  10  Arbeitsstunden  zu. 
Bezahlt  bekommt  er  aber  nur  da«,  was  er  zu  seinem  Lebensunter- 
halt unbedingt  braucht,  seinen  durch  Angebot  und  Nachfrage  be- 
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stimmten  Lohn,  der  vielleicht  nur  den  Wert  von  5 Arbeitsstunden 
ausmacht.  Die  Differenz  steckt  der  Kapitalist  als  Ausbeutungs- 
gewinn, als  den  dem  Arbeiter  vorenthaltenen  „Mehrwert“  in  seine 
Tasche.  Eine  gesellschaftliche  Ordnung  aber,  die  den  Kapitalisten 
bei  dieser  Handlungsweise  schützt,  ist  zu  zerstören!“  — Und 
die  Deutsche  Metallarbeiterzeitung  schreibt  zu  diesem  Thema: 
„Unser  Kampf  gilt  der  Lohnsklaverei  überhaupt,  uud  unsere  Devise 
lautet:  „Fort  mit  der  Lohnarbeit;  es  lebe  die  freie  Arbeit  der  ver- 
einigten Arbeiter!“  — 

Wie  in  allen  Einzelheiten,  so  auch  im  Ganzen  sind  die  theo- 
retischen Grundlagen  zu  diesen  Behauptungen  crsohüttert;  jeder 
Lehrsatz  ist  überzeugend  widerlegt  worden.  Durch  umfassende 
Einzeluntersuchungen  des  allmählich  gewaltig  angesammelten  sta- 
tistischen Materials,  das  jenen  drei  Theoretikern  noch  nicht  zur 
Verfügung  stand,  der  erworbenen  historischen  Kenntnisse  und  prak- 
tisch ökonomischen  Erfahrungen  au  Stelle  der  zu  Grunde  gelegten 
politischen  Laboratoriumsarbeit,  ist  man  wissenschaftlich  dazu  ge- 
langt, den  Individualismus  der  klassischen  Nationalökonomie  durch- 
aus abzulehnen  und  mit  ihm  alle  darauf  begründeten  sozialistischen 
und  kommunistischen  Utopien.  Aber  unbeirrt  durch  diese  ablehnende 
Haltung  der  Wissenschaft,  vielleicht  gerade  durch  die  Ablehnung 
nur  zu  um  so  lebhafteren  Aufschäumen  veranlafst,  wirkt  jene  ge- 
waltige Flut  weiter,  die  die  Massen  mit  sich  fortreifst  und  sie 
einem  Ziele  uachjagen  läfst,  dals  sich  ja  sicher  auch  ihnen  dereinst 
als  unerreichbar  entpuppen  wird,  weil  es  ja  ein  Phantasiegebilde 
ist,  es  lockt  ja  auch  nicht,  weil  man  es  für  wahr  hält,  sondern 
man  hält  es  für  wahr,  weil  es  lockt.  Aber  vergeblich  wird  der 
Kampf  sein,  wenn  er  sich  darauf  beschränkt,  diese  Flut  zurück- 
halten zu  wollen  und  nicht  vielmehr,  sie  erkennend,  ihr  Bahnen 
öffnet,  in  denen  sie  sich  betätigen  kauu.  Hier  handelt  es  sich  um 
den  Menschen  in  seinem  Wahne;  der  Leidenschaft  folgend,  entfaltet 
er  sich  in  seiner  ganzeu  Gröfse  und  er  wird  unwiderstehlich,  indem 
ihn  die  Phantasie  beseelt  — es  ist  der  Majaschleier,  der  seinen 
Blick  umhüllt,  oder,  um  mit  den  Worten  Georg  Adlers*)  in  Kiel  zu 
sprechen:  „die  Illusion“,  die  allerdings  noch  immer  das  wirksamste 
Agitationsmittel  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  Menschheit 

*)  Dr.  G.  Adler.  Die  Bedeutung  der  Illusion  für  Politik  und  soziales 
Leben. 
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gewesen  ist.  — Illusion,  nicht  in  tadelndem  Sinne,  sondern  so  zu 
verstehen,  dafs  inan  sie  als  die  Form,  als  den  Mautel  betrachtet, 
in  dem  die  Glocke  der  Wahrheit  gegossen  wird,  und  der  nach 
vollendetem  Gusse  zerschlagen  werden  kann.  Aber  gerade  die 
deutsche  Arbeiterschaft  leistet  in  der  Verfolgung  ihrer  Illusion,  in 
dem  Aufwande  wertvoller  Kräfte  zur  Erreichung  utopistischer 
Pläne  das  denkbar  Menschenmögliche.  Kennzeichnend  ist  das 
Wort  eines  englischen  Grofsindustriellen,  der  da  sagte,  die  deut- 
schen sozialdemokratischen  Arbeiter  seien  doch  viel  bequemer,  als 
die  englischen  Arbeiter;  sie  rebellieren  allerdings  gegen  Staat  und 
Gesellschaft,  seien  aber  sonst  mit  niedrigen  Löhnen  zufrieden, 
während  die  englischen  Gewerkvereine  sich  zwar  iu  vollkommener 
Uebereinstimmuug  mit  der  bestehenden  Ordnung  fühlten,  sich  da- 
gegen durch  das  Verlangen  höherer  Löhne  recht  unangenehm  be- 
merkbar machten.  — 

Es  mag  dies  als  Einleitung  genügen,  vielleicht  läfst  sie  die 
ganze  Schwierigkeit  erkennen,  die  obwaltet,  den  Begriff  „gerechter 
Arbeitslohn“  herauszupräparieren. 

Ich  wende  mich  nun  dazu,  die  in  der  Praxis  gegenwärtig 
üblichen  Lohnformen  näher  zu  besprechen  und  zwar  beschränke 
ich  mich,  meinem  Thema  entsprechend,  lediglich  auf  die  in  der 
Industrie  üblichen  Geldlohuformen,  so  dafs  die  z.  B.  in  der  Land- 
wirtschaft übliche  Naturallohnform  unberücksichtigt  zu  bleiben 
hat.  — 

Die  Wissenschaft  unterscheidet  hier  4 Lohnsysteme:  1.  Zeit- 
lohn, 2.  Akkord-  oder  Stücklohn,  3.  Prämienlohn  n.  4.  Gewinn- 
beteiligung. 

Ich  habe  meine  Bedenken,  diese  Vierteilung  anzuerkenuen. 
Zunächst  kann  die  Gewinnbeteiligung  wohl  als  Lohuform  gelten, 
wenn  es  sich  um  einen  genossenschaftlichen  Betrieb  handelt,  etwa  im 
Sinne  Godin's  und  Leclaire’s,  der  französischen  Begründer  jener 
eigenartigen  Betriebe,  in  denen  jeder  Arbeiter  Miteigentümer 
des  Werkes  ist,  iu  dem  er  also  als  solcher  als  Entgelt  für  seine 
Tätigkeit  und  nach  Mafsgabe  dieser  Tätigkeit  Anspruch  auf  einen 
Teil  des  erzielten  Gewinnes  hat,  ebenso  wie  er  gehalten  ist,  mit 
seinem  ganzen  Vermögen  für  etwa  eintretende  Verluste  mit  zu 
haften.  Nie  aber  wird  sich  iu  einem  anderen  Betriebe  gewöhnlicher 
Art  auf  Grund  einer  eröffneten  Aussicht  auf  einen  Teil  des  etwa 
erzielten  Reingewinnes  ein  Arbeitsverhältuis  mit  all  seinen  gesetz- 
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liehen  Forderungen  der  Leistung  und  Gegenleistung  begründen 
lassen.  Hier  behält  die  Gewinnbeteiligung  immer  nur  den  Cha* 
rakter  einer  Zulage,  gleichgültig  in  welcher  Höhe  und  aus  welchen 
Motiven  man  sie  gewährt.  Prof.  Abbe  z.  B.  wehrte  sich  energisch  da- 
gegen, der  in  seinem  Betriebe  eingefübrten  Lohn-  und  Gehaltsnaeb- 
schufszahlung  die  Bezeichnung  der  Gewinnbeteiligung  im  üblichen 
Sinne  zu  geben;  er  wählte  schlielslich  diese  Benennung  aus  prak- 
tischen Gründen  erst,  nachdem  er  seiner  grundsätzlich  abweichenden 
Ansicht  hier  an  dieser  Stelle  beredten  Ausdruck  gegeben  hatte. 
Ich  darf  vielleicht  kurz  erwähuen,  wie  die  Sache  sich  verhält. 
Durch  statutarische  Bestimmung  ist  festgesetzt,  dafs  der  in 
der  optischen  Werkstätte  einmal  gezahlte  Zeitlohn  nicht  wieder 
herabgesetzt  werden  darf  — es  sei  denn,  dafs  einige  be- 
sondere seltene  Voraussetzungen  gegeben  sind.  Man  mufs  also 
in  der  Bewegung  dieses  „Rades  mit  einer  Sperrklinke“,  wie 
Professor  Abbe  sich  ausdrückte,  sehr  vorsichtig  sein,  da  es  sich 
eben  wegen  dieser  statutarischen  Sperrklinke  nur  nach  einer 
Richtung,  nämlich  nach  der  der  Erhöhung,  drehen  läfst.  Um 
nun  za  verhindern,  dals  in  Zeiten  besonders  güustiger  Ge- 
schäftslage, in  der  alle  Konkurrenzfirmen,  die  diese  Sperrung 
nicht  zu  beachten  haben,  anstandslos  höhere  Löhne  zahlen 
könnten,  als  die  Jenaer  Fabrik,  die  Arbeiter  hier  abströmen 
und  der  Konkurrenz  sich  zuwenden,  zahlte  Abbe  am  Jahresschlüsse 
nach  Mafsgabe  des  erzielten  Reingewinnes  den  Arbeitern  einen 
Anteil  an  diesem  Gewinne  in  Höbe  eines  bestimmten  Prozentsatzes 
ihres  gesamten  Jahresverdienstes  nachträglich  nach;  es  sollte  ihnen 
gewifsermafsen  ein  Teil  ihres  Einkommens  während  des  Jahres 
gesperrt  bleiben.  Nun,  in  der  Praxis  hat  sich  die  Sache  ja  etwas 
anders  gestaltet.  Zunächst  ist  der  Lohn  in  der  Optischen  Werk- 
stätte tatsächlich  dauernd  ebenso  hoch,  wenn  nicht  erheblich 
höher  gewesen,  als  in  der  gesamten  Konkurrenz,  denn  kein 
jüngerer  Arbeiter  würde  sich  durch  die  Aussicht,  vielleicht  am 
Jahresschlüsse  noch  etwas  hinzubekommen  zu  können,  ein  ganzes 
Jahr  lang  zurückhalten  lassen.  Und  so  stellt  die  Nachschufszahlung 
im  Dezember  nur  ein  höchst  willkommenes  Weihnachtsgeschenk 
dar,  das  in  kurzer  Zeit  von  der  Geschäftswelt  Jenas  aufgesogen 
ist,  oft  allerdings  nicht  mal  ausreicht,  die  in  Anssicht  auf  seine 
Gewährung  im  Lanfe  des  Jahres  kontrahierten  Schulden  zu  decken 
und  bei  seinem  gänzlichen  Ausfall,  wie  zum  ersten  und  einzigen 


Digitized  by  Google 


9 


Male  im  Jahre  1903,  einen  Sturm  der  Empörung  entfesselt. 
Dauernde  Werte  zu  schaffen,  die  von  wirklicher  sozialer  Bedeutung 
sein  könnten,  ist  diese  Gewinnbeteiligung  mit  ihrer  Zersplitterung 
bedeutender  Summen  in  viele  kleine  Beträge  nicht  im  stände.  Ich 
mache  nur  darauf  aufmerksam,  was  hätte  man  mit  dieser  Summe, 
die  jetzt  schon  weit  über  eine  Million  beträgt,  an  wirklich 
dauernden  Werten  schaffen  können,  wenn  mau  sie  in  einer 
Hand  behalten  hätte;  ich  denke  etwa  an  ein  Altersheim,  eiu 
Siecbenheim  u.  dergl.!  — 

Doch  das  nur  nebenbei. 

Von  den  3 verbleibenden  Lohnsystemen  erkenne  ich  nun  aber 
das  Priimienlohusystem  gleichfalls  nicht  als  selbständige  Lohnform 
an,  sondern  lasse  nur  zwei  gelten:  1.  Zeitlohn,  2.  Werklohn. 

Sie  finden  diese  Zweiteilung  auch  in  einer  ueueren  Publikation 
von  Dr.  von  Zwiediueck-Südeuhorst:  „Beiträge  zur  Lehre  von  den 
Lohnformen“,  die  früher  schon  Bernstein  in  den  „Sozialistischen 
Monatsheften“  gewählt  hatte.  Ich  vermisse  aber  bei  beiden  eine 
scharfe  Definition  der  beiden  Systeme,  die  notwendig  ist,  weil  das 
Prämiensystem  mit  seinen  verschiedenen  Abarten  teils  der  einen, 
teils  der  anderen  folgt.  Denn  so  grundverschieden  Zeit-  und 
Werklohn  sich  gegenüberstehen,  so  verschieden  sind  die 
Arten  der  Prämiensysteme  von  einander. 

Mir  war  das  Korreferat  über  „das  Prämieusystem“  beim 
Metallarbeiterkongrefs  in  Leipzig  übertragen  worden;  ich  mufste 
mir  sagen,  dafs  ich  mit  meinem  Eintreten  für  die  eine  Art 
dieser  verschiedenen  Systeme  für  eine  verlorene  Sache  kämpfte,  da 
es  mir  nicht  möglich  war,  die  Leute  zu  überzeugen,  dafs  das, 
was  ich  meinte,  etwas  wesentlich  anderes  sei,  als  das  was  sie  im 
Auge  hatten. 

Die  beste  Definition  scheint  mir  nun  gegeben  au  der  Hand 
einer  graphischen  Darstellung  der  Stunden  Verdienste,  die 
ein  Arbeiter  nach  verschiedenen  Systemen  erzielt.  (Siehe  Si  10.) 

In  dem  Koordinatensysteme  der  Zeichnung  sieht  man  auf  der 
Ordinatenaxe  die  Geldbeträge,  auf  der  Abcisseuaxe  die  Stun- 
denzahlen, die  bei  der  Berechnung  der  Verdienste  in  Frage 
kommen.  Habe  ich  z.  B.  einen  Tagelöhner  mit  3 Mk.  Tagelohn, 
so  gibt  mir  eine  Diagonale  von  links  unten  nach  rechts  oben  die 
Beträge  an,  die  er  zu  den  unten  abgelesenen  Zeiten  verdient,  so 
z.  B.  in  10  Stunden  = 3 Mk.,  in  5 Stunden  = 1,50  usw.  Diese 
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Diagonale  ist  gleichzeitig  die  Kostenkurve  für  den  Unternehmer, 
die  angibt,  was  ihm  ein  Tagelöhner  bei  10,  5 u.  a.  Stunden 
kostet.  Dies  nur  zur  Erläuterung  der  Zeichnung;  das,  worauf  es 
hier  ankommt,  ist  die  Stunden  verdienstkurve  des  Tagelöhners. 


Und  da  sehen  wir  denn,  dafs  der  Mann  in  10  Stunden  = 


3 Mk. 

10 


in  5 Stunden 


1,50  Mk.  . _ 0,  , 0,60  Mk.  . . 

, in  2 Stunden  = , also  immer 

t)  Z 


0,30  Mk.  verdient.  Die  Kurve  verläuft  also  als  gerade  Linie. 
Das  ist  das  Wesentliche;  und  meine  Definition  lautet;  „Jede 
Lohuforiu,  bei  der  in  der  graphischen  Darstellung  der 
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Stunden  verdienst  als  gerade  Linie  verläuft,  ist  eine  Zeit- 
lohnform.“ Ich  bemerke  gleich,  dafs  diese  Gerade  nicht  immer, 
wie  hier  beim  einfachen  Stuudeu-,  Tage-,  Wochen-  oder 
Monatslohn  parallel  der  Abcissenaxe  zn  verlaufen  braucht;  sie  kauu 
auch  in  eiuem  gröfsereu  oder  kleineren  Winkel  geneigt  sein,  wie 
dies  bei  einigen  Prämieusystemen  der  Fall  ist;  wesentlich  ist  nur, 
dafs  sie  eine  Gerade  bleibt. 

Ganz  anders  verläuft  nun  die  Verdienstkurve  eines  Werk- 
lohnarbeiters. Wird  demselben  Maune  ein  Akkord  übertragen, 
etwa  zum  Preise  von  3 Mk.,  so  verdient  er,  wenn  er  die  Arbeit 

3 00  Mk 

in  10  Stunden  fertig  stellt:  0,30  Mk.,  in  5 Stunden 

3,00  Mk.  n CA , ..  . . Q,  , 3,00  Mk. 

= — — = ■=  0,60  Mk.,  in  2 Stunden  = = 1,50  Mk.  usw. 

5 2 

Stundenverdienst.  Diese  Verdienste,  eingetragen  und  verbunden, 
ergeben  eine  Hyperbel,  die  theoretisch  bis  <x>  verläuft  — ein  Fall, 
der  eintritt,  wenn  der  Mann  das  Arbeitsstück  bei  Beginn  der 
Akkordarbeit  bereits  fertig  vorlegt,  also  0 Zeit  darauf  verarbeitet 
hat.  Die  Verdieustkurve  ist  hier  also  eine  Hyperbel,  die  asymp- 
totisch zur  Ordinateuaxe  verläuft,  und  dem  entsprechend  lautet 
die  Definition;  „Jede  Lohnform,  in  der  der  Stundeuver- 
dieust  des  Arbeiters  in  der  graphischen  Darstellung 
als  Hyperbel,  asymptotisch  zur  Ordinateuaxe  verläuft, 
ist  eine  W erklohuform.“ 

Diese  Kurve  kann  bei  einigen  Prämiensystemen  näher  oder 
entfernter  der  Ordinateuaxe  verlaufen,  immer  aber  bleibt  ihr  Cha- 
rakter als  Hyperbel  gewahrt. 

Es  ergeben  sich  nach  dieser  Definition  folgende  4 Gruppen, 
in  die  alle  vorhandenen  Lohnforinen  einzustellen  sind; 

A.  Zeitlohn: 

1.  ohne  Berücksichtigung  der  geleisteten  Arbeit:  nackter 
Stunden-,  Tage-,  Wochen-,  Mouatslohn, 

2.  mit  Berücksichtigung  der  geleisteten  Arbeit:  alle  nach 
Vorgang  des  englischen  Bowansystemes  gebildeten 
Prämiensysteme. 
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B.  Werklohn: 

1.  ohne  Berücksichtigung  der  zur  Fertigstellung  aufge- 
wendeten Zeit:  Akkord-  oder  Stücklohnform; 

2.  mit  Berücksichtigung  der  Zeit:  alle  nach  Vorgang  des 
amerikanischen  Halseysvstemes  gebildeten  Prämien- 
systeme. 

Wohlgemerkt!  Mit  oder  ohne  Berücksichtigung  des  Werkes 
oder  der  Zeit  natürlich  nur  hinsichtlich  der  Berechnungsweise 
zu  verstehen;  dafs  man  bei  einem  Zeitlohnarbeiter  auch  Rücksicht 
darauf  nimmt,  ob  er  etwas  leistet,  nnd  bei  einem  Werklohnarbeiter, 
wieviel  Zeit  er  verbraucht,  braucht  wohl  nicht  besonders  betont 
zu  werden. 

Hinsichtlich  des  Zeitlohnes  nun  einige  Worte.  Eine  beliebte 
Ausdrucksweise  bei  Besprechung  der  Arbeitslohuverhältnisse  ist 
bekanntlich  die,  die  Dienstleistung  des  Arbeiters  als  Ware  zu  be- 
zeichnen, die  auf  dem  Arbeitsmarkte  gehandelt  wird.  Und  wenn 
man  diese  Voraussetzung  annimmt,  ist  es  daun  ein  Leichtes  nach- 
zuweisen, wieviel  ungünstiger  der  Mann  mit  seiner  einzigen  Ware, 
die  er  besitzt,  mit  seiner  Arbeitskraft,  gegenüber  jedem  anderen 
Händler  dasteht.  Er  mufs  verkaufen,  wie  ein  Schuldner  im  Kon- 
kurse, zu  jedem  Preise,  und  was  das  Schlimmste  ist,  er  kann  diese 
Ware  nicht  von  seiner  Person  trennen,  er  kann  keine  Proben  ver- 
senden, er  ist  schliefslich  gezwungen,  im  sog.  freien  Arbeitsvertrage, 
sich  selbst  zu  verkaufen.  — 

Die  Sache  liegt  doch  aber  so.  Zunächst  verkauft  der  Arbeiter 
nichts  weiter,  als  seine  persönliche  Anwesenheit  auf  der 
Arbeitsstelle,  er  stellt  für  einen  bestimmten  Lohn  seine  Arbeits- 
kraft zur  Verfügung.  Dafs  hier  nun  auch  wirklich  Arbeit  geleistet 
wird,  ist  erst  das  Ergebnis  anderer  Faktoren,  entweder  Antrieb 
äufserer  Art,  durch  Aufsicht,  Vorschriften  u.  dergl.  oder  innerer 
Art,  durch  einen  gewissen  Anreiz.  Der  Arbeitgeber  — doch  nein! 
Sie  wifsen,  dals  die  Bezeichnung  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
nicht  unbedingt  zugestanden  wird;  eigentlich  soll  ja  der  sog. 
Arbeitgeber  der  die  Arbeit  Annehmende  und  der  Arbeit- 
nehmer der  in  Wirklichkeit  Arbeit  Hergebende  sein;  ich  sage 
daher  lieber:  der  Unternehmer,  der  die  Arbeitskraft  gekauft  hat. 
ist  gezwungen,  diese  latente  Energie  zur  Erreichung  seiner  Zwecke 
erst  in  eine  kinetische  Energie  umzuwandeln,  aus  der  Arbeits- 
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kraft  eine  Arbeitsleistung  eutstebeu  zu  lassen,  und  dazu  braucht 
er  eins  dieser  erwähnten  Mittel,  Antrieb  entweder  äufserer  oder 
innerer  Art,  und  beide  Arten  kosten  in  ihrer  Anwendung  Geld. 
Der  einfache  Zeitlohn  ist  für  diese  Umwandlung  recht  wenig  ge- 
eignet. Gewifs  gibt  es  einige  Fälle,  wo  dies  der  Fall  ist,  nämlich 
überall  dort,  wo  die  geforderte  Leistung  durch  die  persönliche 
Anwesenheit  an  der  Arbeitsstelle  ganz  oder  gröfstenteils  schon  er- 
füllt wird,  oder  wo  die  letztere  wenigstens  einen  sicheren  Mafs- 
stab  für  die  Leistung  abgibt,  z.  B.  ira  Wächter-,  Portier-,  Auf- 
sichtsdienst, bei  Transporten,  daun  in  Magaziueu  u.  z.  T.  auch  in 
der  Schreibstube.  Dann  ist  der  Zeitlohn  geeignet  in  all  den  Fällen, 
in  denen  es  sich  um  eine  besondere  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt 
bei  der  Arbeit  handelt  unter  Vermeidung  jeder  Hast,  so  bei 
Präzisionsarbeiten  uud  Versuchen,  daun  auch  bei  gefährlichen 
Arbeiten,  z.  B.  können  Munitionsarbeiten  nicht  in  Akkord  erledigt 
werden. 

Es  sind  hiernach  eine  Reihe  von  Betrieben  zwar  ohne  weiteres 
nur  für  Zeitlohn  geeignet;  ein  allgemein  gültiges  Urteil  über  den 
Vorzug  dieser  oder  einer  anderen  Lobnform  kann  aber  nicht  ge- 
fällt werden,  es  richtet  sich  dies  vielmehr  durchaus  nach  der  Art 
des  Betriebes.  Fest  steht  uur,  dafs  die  gröfsere  Anzahl  von  Be- 
trieben — wenigstens  in  Deutschland  — stets  der  Bezahlung  nach 
der  verbrauchten  Arbeitszeit  eine  Bezahlung  nach  «der  Leistung 
vorzieht,  und  dafs  es  sehr  gefährlich  sein  würde,  einem  Prinzip 
zu  liebe,  auch  in  diesen  Betrieben  statt  des  üblichen  Leistungslohnes 
den  Zeitlohn  einzufiihreu. 

Es  würden  unzweifelhaft  die  Leistungen  aller  besseren  Arbeiter 
zurückgehen,  wenn  jede  differenzierte  Bewertung  ihrer  höheren 
Leistungen  gegenüber  den  minderwertigen  ihrer  Kollegen  wegfielen, 
uud  da  schliefslich  die  Leistungen  der  gesamten  Technik  auf  denen 
der  besseren  Elemente  beruhen,  so  wäre  ein  Rückgang  der  ersteren 
sehr  wahrscheinlich.  Ich  glaube  nicht,  dafs  der  in  Euglaud  bis- 
her fast  allgemein  eingeführt  gewesene  Zeitlohn  so  ganz  ohne 
Einfiufs  auf  die  Entwickelung  der  englischen  Industrie  gewesen  ist; 
ich  nehme  an,  dafs  der  leichte  Übergang  zu  dem  mehr  und  mehr 
sich  ausbreitenden  Prämiensysteme,  der  jetzt  zu  beobachten  ist,  die 
gesunde  Reaktion  gegen  den  bisherigen  Zustand  darstellt,  der  ja 
das  Ergebnis  einer  ganz  auders  gearteten  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  gewesen  ist, 
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als  bei  uns.  Nicht  zu  vergessen,  dafs  aber  der  bisherige  Znstaud 
selbst  schon  eine  Reaktion  gegen  die  anfangs  ausgeartete  Werk- 
lohofonn,  und  zwar  in  ihrer  gefährlichsten  Gestalt,  dem  Akkord- 
meistersysteme gewesen  war.  Die  Entwicklung  gebt  ja  auch  auf 
diesem  Gebiete  meist  in  Pendelschwingungen  von  einem  Extrem 
ius  andere.  Rücksichtsloser  Egoismus  ist  die  Triebfeder  und  zwar 
auf  beiden  Seiten:  peccatur  extra  et  intra  — und  es  wäre  zu 
wünschen,  und  es  wird  dies  auch  zweifelsohne  in  Zukuuft  einmal 
der  Fall  sein,  dafs  der  sog.  freie  Arbeitsvertrag,  dessen  einzige 
Freiheit  dariu  besteht,  dafs  sich  keiu  Dritter  um  den  abgeschlossenen 
Handel  kümmert,  diese  verhängnisvolle  Freiheit  der  Rücksichtslosig- 
keit verliere.  Hinsichtlich  des  Zeitlohnes  würde  die  gesetzliche 
Normierung  eines  Mindestlohnes  und  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Amortisation  der  gebrauchten  und  verbrauchten  Arbeitskraft  in 
Form  einer  Garantie  des  festen  Zeitlohnes  auch  im  Alter  vielleicht 
ein  wünschenswerter  Eingriff  sein.  — 

Aber  die  allgemeine  Einführung  des  Zeitlohnes  au  Stelle 
des  Werklohues  würde  zunächst  am  Widerstande  der  Arbeiter 
selbst  scheitern,  die  ein  selbstverständliches  Interesse  daran  haben, 
ihren  Leistungen  entsprechend  bezahlt  zu  werden.  Wollte  mau 
dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  nehmen,  entsprecheud  seinem  höheren 
Wollen  und  Können  auch  ein  Mehr  an  Lohn  zu  verdienen,  so  würde 
hier  eine  Ausbeutung  stattfinden,  die  auch  den  Ärmsten  noch  zu  be- 
rauben imstande  wäre,  nämlich  durch  das  Ersticken  der  Freude 
an  der  Arbeit  selbst.  Nur  im  Gelingen  ist  die  Wurzel  jedes 
echten  Glücksempfindens  zu  suchen;  gelingt  es  keinem  mehr, 
eine  Belohnung  für  seinen  gröfseren  Fleifs,  seine  bessere  Arbeit 
zu  erriugen,  so  ist  mit  dem  Reize  zur  Anstrengung  auch  die 
Arbeitslust  und  damit  der  wertvollste  Teil  der  Lebensfreude 
genommen. 

Ein  beliebter  Satz  bei  der  Behauptung  des  höheren  Wertes 
des  Zeitlohnes  ist  nun  bekanntlich  der  Hinweis  auf  die  Beamteu- 
gehälter,  die  ja  auch  nur  eine  Art  Zeitlohn  darstellen.  Nun  denn, 
das  Verlockende  bei  der  Beamtenstellung  besteht  doch  in  anderen 
Umstündeu,  in  der  Sicherheit  des  Einkommens,  in  der  Gewifs- 
heit  der  Altersversorgung  und  Hinterbliebenen-Fürsorge  — keines- 
wegs in  der  einfachen  Zeitlohnbezahlung.  Im  Gegenteil  müssen 
hier  Dienstaltersstufeu,  Rang.  Titel,  Orden,  Uniform  und  andrer- 
seits auch  Strafen  mit  eingreifen.  um  deu  Ausfall  jedes  Anreizes, 
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wie  er  durch  Wegfall  einer  LeUtungsbezahlung  herbeigefuhrt  wird, 
in  etwas  wenigstens  zu  ersetzen.  Und  die  Berufung  auf  die  Zu- 
stände in  anderen  Ländern,  z.  B.  amerikanische  Fabrikverhältnisse, 
ist  auch  nicht  immer  ohne  weiteres  auzuerkennen.  Es  wird  da 
manches  Zeitlohn  genannt,  was  in  Wirklichkeit  denn  doch  etwas 
anderes  ist.  So  hat  man  z.  B.  in  den  Giefsereien  Nordamerikas, 
den  Forderungen  des  Former-Gewerkverbandes  (Iron  molders  Union) 
gezwungen  nachgebend,  offiziell  nur  Zeitlohn.  Man  zahlt  diesen 
Lohn  in  Form  des  sog.  „Pensums“  (task  work  system)  d.  h.  mau 
schreibt  jedem  Tagelöhner  ein  bestimmtes  Arbeitspensum  für  den 
Tag  vor  und  sagt  ihm,  wenn  er  es  erledigt  hat,  sein  Tagewerk 
sei  beendet,  er  könue  nach  Hause  gehen  — oder  aber,  er  könne 
auch  dableiben  und  noch  Extraarbeiten  für  besondere  Bezahlung 
ausführen.  Das  geschieht  denn  natürlich  fast  immer.  In  Wirk- 
lichkeit handelt  es  sich  also  um  einen  Akkordlohn  — für  das 
Tagespensnm  wird  der  Tagelohn  als  Preis  festgesetzt  und  für  die 
übrigbleibende  Zeit  treten  neue  Stückpreise  ein.  Und  andererseits, 
wenn  der  Betreffende  sein  Tagespensnm  nicht  leistet,  wird  er 
entlassen. 

Es  läfst  sich  hier  eben  nicht  mit  allgemein  gültigen  Festsetz- 
ungen auskommen,  jeder  Betrieb  hat  eigenartige  Bedürfnisse, 
und  diesen  ist  Rechnung  zu  tragen.  Interessant  sind  in  dieser  Hin- 
sicht mehrere  Sätze  Bernstein’s  in  den  „Sozialistischen  Monats- 
heften“, er  sagt:  „Das  Zeitlohnsystem  ist  keineswegs  immer  das 
vorteilhafteste  für  die  Arbeiter“,  er  spricht  von  der  Stiicklöhnnng, 
die  er  einst  bekämpft  hat,  als  „der  Lolmforin  der  nächsten  sozia- 
listischen Zukunft“  nnd  er  erwähnt  in  einem  Zitat  von  Sidney 
Webb  — diesem  Theoretiker  der  englischen  Gewerkvereinsbewe- 
gung: „der  Zeitlohn,  die  primitive  Lohnmethode  gewerblicher 
Barbarei.“  — Selbst  Karl  Marx  sagte  ja,  dafs  der  Stücklohn  da- 
durch, dafs  er  der  Individualität  gröfsereu  Spielraum  bietet,  dahiu 
strebe,  die  Individualität  und  damit  Freiheitsgefühl,  Selbständig- 
keit und  Selbstkontrole  des  Arbeiters  zu  entwickeln,  allerdings 
auch  ihre  Konkurrenz  unter-  und  gegeneinander.  — 

Nun  stöfst  aber  selbst  da,  wo  der  Zeitlohn  unzweifelhaft  an- 
gebracht ist,  seine  Anwendung  auf  Schwierigkeiten  durch  Bemessung 
der  Lohuhöhe.  Wonach  soll  man  den  Lohn  festsetzen,  nach  der 
Leistung?  Nach  dem  Dienstalter?  Nach  beiden?  — Die  gerechte 
Festsetzung  nach  der  Leistung  kann  ja  nur  eintreten,  wenn  man 
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den  Arbeiter  schon  lungere  Zeit  kennt;  sie  ist  also  für  den 
Aufangslohn  ausgeschlossen.  Daun  aber  halte  ich  sie  in  jedem 
gröfseren  Betriebe  überhaupt  für  undurchführbar,  weil  kein  Beur- 
teiler da  sein  kann,  der  alle  Leute  genau  genug  kennen  lernt,  um 
sie  gegeneinander  abzuschätzen.  Ein  Vorgesetzter,  z.  B.  ein  Meister 
kann  dies  für  seine  Abteilung,  etwa  für  50  Mann,  ganz  gut,  es 
fehlt  ihm  aber  die  Kenntnis,  was  die  Leute  einer  anderen  Ab- 
teilung leisten , und  der  Meister  dieser  Abteilung  hat  wahr- 
scheinlich einen  ganz  anderen  Mafstab,  den  er  bei  der 
Beurteilung  auzulegen  pflegt.  Die  Folge  ist:  ungleichmäßige 
Bewertung,  und  die  Leute  werden  dadurch  veranlafst,  Vergleiche 
zu  ziehen  und  ihre  Leistungen  nun  nicht  mehr  ihrem  Können 
entsprechend  einzurichten,  sondern  der  Leistung  desjenigen 
Kollegen  entsprechend,  der  ihrer  Meinung  nach  zu  viel  bezahlt 
bekommt. 

Leichter  ist  die  Festsetzung  des  Zeitlohnes  nach  dem  Dienst- 
alter;  sie  hat  viel  für  sich;  in  das  Ungewisse  des  Arbeitereiu- 
kommens  wird  ein  Element  der  Sicherheit  hineingebracht;  die 
Arbeiter  können  auf  Jahre  hinaus  einen  kleinen  Ausblick  über 
die  Gestaltung  ihres  Einkommens  gewinnen,  sie  wissen,  wann  sie 
eine  Erhöhung  zu  erwarten  haben  und  können  damit  rechnen. 
Sträubt  mau  sich  gegen  derartige  Lohnklassentabelleu,  so  mufs 
man  den  Übelstand  mit  in  den  Kauf  nehmen,  dafs  der  Willkür 
bei  Festsetzung  der  Lohnhöhe  Tür  und  Tor  geöffnet  werdeu  und 
dafs  schliefslich  der  Fordernde  berücksichtigt  wird  und  der 
Bescheidene  zurückbleibt.  — 

Dafs  der  einmal  gewährte  Zeitlohn  nicht  wieder  herabgesetzt 
wird,  ist  eine  Forderung,  die  auf  gesetzliche  Anerkennung  in  ab- 
sehbarer Zeit  noch  nicht  rechnen  kann,  obgleich  es  nicht  so  un- 
wahrscheinlich erscheint,  dafs  ihre  Begründung  aus  ähnlichen  — 
allerdings  noch  etwas  weiter  entwickelten,  auf  reiferem  sozialen 
Verständnis  beruheudeu  — Rücksichten,  wie  sie  schon  den  § 616 
des  Bürg.  Gesetzb.  haben  erstehen  lassen,  später  einmal  erfolgen 
wird.  Bemerken  möchte  ich  hierbei  aber,  dafs  in  der  Praxis  der 
Staatswerkstätten  ein  Herabsetzen  des  Zeitlohnes  nur  in  seltenen 
Ausnahmefällen  stattfiudet;  üblich  ist  es  nur  bei  der  Gewährung 
von  Alters-  und  Unfallreuten  und  zwar  um  den  Betrag  dieser 
Renten  — aus  dem  naheliegenden  Grunde,  keine  Prämie  auf  die 
eingetreteue  Erwerbsbeeinträchtigung  zu  setzen.  Dafs  die  Firma 
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Carl  Zeifs  die  Bestimmung  hat,  dafs  der  einmal  bezogene  feste 
Zeitlohn  garantiert  sei,  darf  ieh  nur  beiläufig  erwähnen;  sie  steht 
ja  in  Verbindung  mit  der  vorher  schon  besprochenen  Lohnuach- 
zahlung. 

Erwähnen  möchte  ich  ferner  das  Verhältnis  des  Bürg.  Gesetzb. 
in  seiuen  wichtigen  Bestimmungen  der  § 615  u.  616  zn  den  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  und  den  der  sozialen  Versiche- 
ruugsgesetze.  Ich  erwähne  den  entstandenen  Widerspruch:  Nach 
den  VerBicherungsgesetzen  soll  die  Fürsorge  für  den  erkrankten 
oder  verunglückten  Arbeiter  dem  Einzelnen  abgenommen  und 
gröfseren  korporativen  Verbänden  übertragen  werden.  In  diese 
Vorschriften  greift  der  § 616  ein,  indem  er  einen  Teil  der  Last 
dem  einzelnen  Arbeitgeber  wieder  aufbürdet  und  gleichzeitig  die 
bisherige  Grenze  der  Fürsorge  verschiebt,  indem  er  dem  Arbeiter 
unter  Wegfall  der  Karenzzeit  für  eine  gewisse  Zeit  deu  Lohn 
sichert.  Ebenso  kann  bei  militärischen  Dienstleistungen  dem  Staate 
die  sonst  durch  Reichsgesetz  vom  10.  V.  1892  der  Familiezustehende 
Unterstützung  gespart  werden,  wenn  durch  Eintreten  des  Arbeit- 
gebers die  Familie  vor  Not  geschützt  bleibt.  Übrigens  ist  für 
Staatsbetriebe  durch  ministeriellen  Erlals  entschieden,  dafs  der 
Anspruch  auf  Familienuuterstützung  unberührt  bleiben  soll;  für 
Privatbetriebe  bleibt  die  Frage  offen. 

Ich  wende  mich  nun  der  zweiten  Gruppe  des  Geldlohnes  zu, 
dem  Werk  lohn,  und  zwar  derjenigen  Form,  die  deu  direkten 
Gegensatz  des  nackten  Zeitlohnes  darstellt,  dem  Akkord-  oder 
Stücklohn.  Ein  Unterschied  der  Bezeichnung  Akkord-  oder 
Stücklohn  findet  sich  in  der  Praxis  nicht:  höchstens,  dals  man  von 
einem  Akkorde  spricht,  als  Bezeichnung  desjenigen  Arbeits- 
vertrages, der  eben  den  Stückpreis  für  die  einzelne  Arbeit 
feststellt. 

Ich  habe  aber  zu  meiner  Freude  gesehen,  dafs  juristisch  doch 
ein  Unterschied  präzisiert  worden  ist,  und  ich  möchte  Ihnen  diese 
Defiuitiou  denu  doch  uicht  vorenthalten:  „Man  unterscheidet  Akkord- 
und  Stücklohn  im  engeren  Siuue.  Unter  diesem  versteht  man  die 
Vereinbarung  eines  bestimmten  Preises  für  das  einzelne  Stück, 
ohne  Übertragung  einer  bestimmten  Zahl  einzelner  Stücke,  welche 
Zahl  ein  einheitliches  Ganzes  bilden  sollen  oder  im  Fall  der  Be- 
nennung einer  Zahl,  ohne  dafs  die  Zahl  uach  der  erkennbaren 
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Parteiabsicht  wesentlich  sein  soll.“  (Gew.  Gericht  Berlin,  Urteil 
vom  22.  9.  04  860.  0-U)  - 

Nun,  ich  glaube  nicht,  dafs  die  Praxis  mit  dieser  Definition 
viel  anfaugen  kann!  — 

Es  liegt  auf  der  Haud,  dafs  bei  der  Werklohnarbeit  eine  viel 
leichtere  Kontrolle  möglich  ist,  als  bei  der  Zeitarbeit;  der  Arbeiter 
hat  eben  durch  sein  fertig  gestelltes  Arbeitsstück  den  Bewois  für 
seiue  Tätigkeit  zu  liefern.  Das  Verfahren  beim  Akkordlohn  ist, 
dafs  dem  Arbeiter  eine  Arbeit  zn  eiuern  bestimmten  Preise  über- 
geben wird,  dafs  ihm  während  der  Zeit,  die  er  zur  Arbeit  auf- 
wendet, sein  Zeitlohn  als  Vorschnfs  gezahlt  wird,  und  dafs  nach 
Fertigstellung  der  Arbeit  dieser  Vorschufs  von  dem  festgesetzten 
Preise  abgezogen  und  die  Differenz  als  Akkordüberschnfs  nachbe- 
zahlt wird.  Dies  das  Verfahren  beim  Einzelakkord.  Arbeiten 
mehrere  im  Gruppenakkord,  so  gilt  entweder  einer  als  Akkord- 
unternehmer, der  den  ganzen  Üeberschufs  erhält  und  mit  dem  sich 
die  einzelnen  Akkordteilnehmer  auseinanderzusetzen  habeu,  oder 
der  l'berschufs  wird  an  diese  direkt,  uach  dem  Verhältnis  ihres 
vorschufsweise  verarbeiteten  Lohnes  berechnet,  geteilt  und  aus- 
bezahlt. 

Jedenfalls  wird  der  vereinbarte  Akkordpreis  gezahlt,  gleich- 
gültig wie  lange  Zeit  der  Arbeiter  zur  Fertigstellung  gebraucht 
hat;  daher  diese  eigenartige  Gestaltung  der  Verdienstkurve.  Je 
schneller  der  Arbeiter  fertig  wird,  desto  höher  sein  Stuudenver- 
dienst;  der  Verdienst  steigt  im  Verhältnis  der  festgesetzten 
Zeit  ( f ) zur  verbrauchten  Zeit  ( b ) (der  Akkordpreis  zum 

f 

verarbeiteten  Lohn),  also  ; hat  der  Mauu  statt  10  Stunden 

nur  5 gebraucht,  so  hat  er  doppelten  Lohn,  wenn  nur  2 verbraucht 
sind,  fünffachen  Lohn,  usw. 

Für  den  .Unternehmer  bleiben  die  Kosten  sebeiubar  die  gleichen 
— die  Kostenkurve  für  Akkordarbeit  verläuft  als  gerade  Linie 
in  der  Höhe  der  3 Mk.  Linie  in  vorstehendem  Diagramme.  Hier- 
nach könnte  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  denn  der  Unternehmer 
ein  wesentliches  Interesse  daran  hat,  dafs  im  Akkord  schnell  ge- 
arbeitet wird,  weun  nicht  noch  ein  wesentlicher  Faktor  zu  berück- 
sichtigen wäre,  der  auf  folgender  Überlegung  beruht.  Zu  jeder 
Arbeit  kommen  nämlich  aufser  Material  und  Lohnkosten  noch  die 
sog.  Betriebskosten.  Alle  Ausgaben,  die  für  Aufrechterhaltung  des 
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Betriebes  notwendig  sind,  so  die  Gehälter  des  Aufsichtspersonals, 
die  sogn.  unproduktiven  Löhne  der  Haudlauger,  Portiers,  Haus- 
diener, die  baulichen  und  maschinellen  Unterhaltung»-  und  Amorti- 
sationskosten, Heizuugs-  und  Beleuchtungskosten,  kurz  alles,  was 
nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  zu  der  einzelnen  Arbeitsausfuhrung 
steht,  doch  aber  die  Vorbedingung  für  die  Produktion  überhaupt 
bildet,  sind  die  Betriebskosten.  Die  Summe  aller  dieser  Aus- 
gaben wird  in  Beziehung  gebracht  zur  Gesamtsumme  des  Lobn- 
kontos.  Beträgt  dieses  etwa  1 Million  und  die  Gesamtbetriebs- 
kosten kommen  auf  2 Millionen,  so  hat  mau  auf  die  Kosten  jeder 
Arbeitsausfuhrung  als  Betriebskostenauteil  200  % des  Lohnes  zu- 
zuschlagen — aber  hierbei  ist  folgendes  zu  beachten. 

Habe  ich  etwa  einen  Akkord  von  100  Mk.  und  lasse  ihn 
einen  Manu  von  4 Mk.  Tagelohu  ausführen,  so  entstehen,  wenn  der 
Betreffende  25  Tage  arbeitet: 

25  X 4 = Tagelohn  = 100  Mk. 

Akkordüberschnfs  = + 0 „ 

Betriebskosten  = 200  „ 

Die  Arbeit  kostet  also  300  Mk.,  und  ich  habe 

etwa  bei  einem  Verkaufspreis  von  350  Mk.,  50  Mk.  Verdienst. 
Arbeitet  jetzt  ein  anderer  Mann,  auch  mit  4 Mk.  Tagelohn  nur 
15  Tage  daran,  so  stellt  sich  die  Berechnung  folgendermaßen: 
Lohn  15X4  = 60  Mk. 

Akkorilüberschufs  = 40  „ 

und  wieviel  Betriebskosten  V Würde  ich  200  %'  aller  Lohnkosteu 
rechnen,  so  wäre  dies  falsch,  denn  der  Mann  hat  mir  tatsächlich 
nur  für  15  Tage  Betriebskosten  verursacht.  Es  mufs  also  heifsen 
+ 120  Mk.  Betriebskosten,  uud  die  ganze  Arbeit  kostet  nur 
220  Mk.;  es  ist  also  bei  einem  Verkaufspreise  von  350  Mk.  ein 
Verdienst  von  130  Mk.  erzielt  wordeu. 

Und  andrerseits  kann  gebraucht  werden: 

35  Tage  X 4 Mk.  = 140  Mk. 

Akkordüberschnfs  = + 0 „ 

Betriebskosten  = 280  „ 

zusammen  = 420  Mk., 

uud  ich  habe  bei  diesem  Mauue  noch  einen  Schaden  von  70  Mk. 

Hieraus  folgt,  dais  einmal  die  Betriebskosten  nicht  in  Be- 
ziehung gebracht  werden  dürfen  zu  den  gesamten  Löhueu,  Akkord- 
und  Zeitlöhnen,  sondern  nur  zu  den  Zeitlohnkosten,  ausschliefs- 
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lieh  Akkordüberschüsseu,  und  dafs  der  ermittelte  Prozentsatz  dann 
bei  der  Kalkulation  nur  als  Zuschlag  zu  deu  verarbeiteten  Zeit- 
löhnen gerechnet  werden  darf,  nicht  zu  den  Gesamtlohn- 
kos teu.*)  Nur  dann  ist  ein  klares  Bild  zu  gewinnen,  und  dann 
wird  auch  ersichtlich,  welches  wesentliche  Interesse  der  Unter- 
nehmer au  schneller  Akkordarbeit  hat.  Hier  besteht  dann  nicht 
der  Gegensatz,  dafs  der  Arbeiter  hohen  Verdienst,  der  Unternehmer 
geringe  Lohukosten  haben  will,  sondern  es  wird  ersichtlich,  dafs 
der  Unternehmer  uichts  dagegeu  einzuwenden  haben  kann,  dafs  der 
Arbeiter  viel  verdient,  weil  er  das  Hauptinteresse  daran  hat,  dafs 
er  durch  Herabminderung  seiner  Betriebskosten  billig  produziert. 
Hier  liegt  eine  Interessengemeinschaft  vor,  die  nicht  zu  uuter- 
schätzen  ist  und  die  durcli  die  Werklohubezahlung  bedingt  ist. 
Sind  die  Voraussetzungen  richtig,  d.  h.  ist  die  Arbeit  so  genan 
abzuschätzeu,  dafs  die  Zeit  ihrer  Fertigstellung,  oder  was  dasselbe 
ist,  ihr  Preis  einigermafseu  genan  festzustellen  ist,  dauu  ist  die 
Akkordlohuform  einfach  die  ideale  Entloknuugsforru  zu  nennen, 
weil  sie  gleichmäfsig  im  Interesse  des  Arbeiters  wie  des  Unter- 
nehmers liegt.  Aber  auch  die  gesamte  Industrie  hat  ein  Interesse 
daran;  der  Arbeiter,  der  bemüht  sein  wird,  seinen  Akkordpreis 
in  möglichst  kurzer  Zeit  zu  verdieuen,  wird  augereizt  auf  Ver- 
einfachung des  Herstellungsverfahrens  bedacht  zu  sein, 
er  versucht  seinen  Verdienst  auf  einfachere  und  bequemere  Art, 
als  bisher  zu  erlangen,  und  er  wird  zum  Erfiuder;  er  erfindet 
gewissermafsen  aus  Bequemlichkeit.  Ein  klassisches  Beispiel  hier- 
für im  Maschinenbau  ist  die  Erfindung  der  Hahneusteuerung  der 
Dampfmaschine  durch  deu  jungen  Potter.  — Interessant  ist  nun  die 
Stellung  der  Arbeiterparteien  gegenüber  der  Akkordarbeit.  Im 
Jahre  1891  empfahl  der  Internationale  Arbeiterkongrefs  iu  Brüssel 
den  Arbeiterorganisationen  aller  Länder  sich  mit  aller  Macht  der 
Einführung  der  Akkordarbeit  zu  widersetzeu.  Daraufhin  nahm  der 
deutsche  Mctallarbeiterverbaud.  diese  stärkste  deutsche  Arbeiterorga- 
nisation, iu  sein  Verbandsstatut  (§  2 a)  den  Satz  auf:  „Die  Beseitigung 
der  Akkordarbeit  ist  Zweck  des  Verbandes.“  — 10  Jahre  später  wurde 
diese  Bestimmung  abgeändert  in  „möglichste  Beschränkung  der 
Akkordarbeit“  und  erst  1903  lief»  mau  diesen  Paragraphen  gauz 
fallen.  Dieser  taktische  Rückzug  ist  deswegen  eingeschlageu 


*)  Dieser  Fehler  wird  oft  gemacht,  auch  bei  Staatsbetrieben: 
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worden,  weil  man  eiusab,  dafs  man  der  Entwicklung  nicht  wider- 
streben konnte;  der  einzelne  Arbeiter  wollte  seinen  Leistuugeu  ent- 
sprechend verdienen  und  nabtu  lieber  die  Gefahren  der  „Mord- 
arbeit“ — wie  die  Akkordarbeit  genannt  wurde  — mit  in  Kauf, 
als  dafs  er  der  Parteiparole  folgte.  Man  sucht  allerdings  die 
offenkundigen  Mängel  des  Systems  mehr  und  mehr  zu  mildern, 
und  in  diesem  Bestreben  sind  sich  einsichtige  Unternehmer  mit 
den  Arbeitern  durchaus  einig.  Es  hängt  ja  schliefslich  alles  von 
der  Preisnormierung  der  Arbeit  ab.  Es  wäre  ja  nicht  so  schlimm, 
wenn  etwa  nur  eine  zu  hohe  Bewertung  vorläge  und  der  Arbeiter 
daraufhin  einen  einmaligen  zu  hohen  Verdienst  erzielte.  Das  wäre 
eine  einmalige  kleine  Mehrausgabe,  die  zu  ertragen  wäre. 
Viel  schwerwiegender  ist  aber,  dafs  der  Arbeiter  sich  bemühen 
wird,  den  gemachten  Fehler  nicht  in  die  Erscheinung  treten  zu 
lassen  uud  lieber  langsamer  arbeitet,  damit  er  nicht  zu  befurchten 
braucht,  dafs  der  Akkord,  wenn  er  noch  eiumal  vergeben  wird, 
billiger  angesetzt  wird,  und  der  Werkführer,  mit  dem  er  zu  ver- 
handeln hat,  das  nächste  Mal  schärfer  aufpafst.  Und  dieses  Brem- 
sen und  Zurückhulten  der  Arbeitskraft  ist  allerdings  sehr  bedenk- 
lich, nicht  nur  weil  es  die  Arbeitsleistung  im  vorliegenden  Falle 
herabsetzt,  sondern  weil  es,  auf  die  Dauer  fortgesetzt,  die  Arbeiter 
überhaupt  entwöhnt,  angestrengt  zu  arbeiten  uud  ihnen  schliefslich 
selbst  die  Fähigkeit  nimmt,  ihr  Köuneu  richtig  zu  beurteilen.  Die 
Organisationen  tun  Unrecht,  wenn  sie  dieses  Bremsen  unter  allen 
Umständen  fordern;  es  ist  ein  Unterschied,  ob  mau  nur  darauf 
hinweist,  dafs  es  töricht  ist,  einem  einmaligen  Verdienste  zu  liebe, 
seine  Gesundheit  aufzureiben  oder  nun  jedem,  auch  dein  jüngeren 
Arbeiter,  der  tatsächlich  noch  einen  Uberschufs  an  Kraft  hat,  bei 
dem  die  Akkordarbeit  sicher  noch  nicht  zur  „Mordarbeit“  wird, 
das  Bremsen  seiner  Arbeitsleistung  vorzuschreiben,  um  die  Preise 
nicht  zu  drücken.  Es  gibt  ja  auch  soust  noch  so  viele  Mittel,  die 
Leistuug  zu  verschleiern,  selbst  unlautere  Mittel  werdeu  nicht  ver- 
schmäht. Ich  neune  nur  die  im  Fabrikbetriebe  allgemein  bekannten 
Fälle: 

Ein  Mann  arbeitet  gleichzeitig  im  Lohn  und  Akkord.  Er 
schreibt  Lohnarbeit  au,  während  er  an  seinem  Akkorde  arbeitet; 
oder 

Ein  Manu  arbeitet  gleichzeitig  au  mehreren  Akkorden.  Er 
hat  es  in  der  Hand,  eine  „gute  Nummer“  nuszuschlachtcn,  indem 
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er  an  ihr  arbeitet,  auf  die  andereu  Nummeru,  bei  deuen  uicbts  zu 
verdienen  ist,  aber  anschreibt.  Dies  kann  besonders  gefährlich 
werden,  wenn  bei  der  Akkordarbeit  der  vorschufsweise  zu  zahlende 
Zeitlohn  garantiert  ist.  (z.  B.  bei  Carl  Zeifs,  Jena.)  Dann  hat 
der  Manu  bei  den  überhobeneu  Akkorden  nichts  zu  riskieren,  da 
er  ja  mindestens  seiueu  Zeitlohu  gezahlt  erhält,  bei  den  anderen 
Akkorden  hat  er  einen  hohen  l'berächufs.  Fehlt  die  Kontrolle, 
wie  z.  B.  bei  der  Heimarbeit,  daun  kann  noch  der  Fall  eintreten, 
dafs  der  Manu  sich  krank  meldet,  während  dieser  Zeit  Kranken- 
geld und,  wenn  Zuschnfskassen  bestehen,  auch  noch  Kranken- 
zuschuss bezieht,  so  dal's  er  ein  Einkommen  in  Höhe  seines  Zeit- 
lohnes weiter  bezieht,  während  dieser  angeblichen  Krankheit  aber 
ruhig  an  seinem  Akkorde  arbeitet,  so  dafs  dieser  schliefslich  mit 
einer  geringen  Vorschufszahlung  und  demzufolge  mit  einem  hohen 
I berschuls  abgerechnet  werden  mul’s.  Schliefslich  kommt  es  vor, 
dafs  ein  im  Zeitlohn  arbeitender  Kollege  dem  Akkordarbeiter  hilft 
oder  dafs  — besonders  bei  Massenfabrikation  bereits  fertig  gestellte 
Artikel  nochmals  als  im  Akkord  hergestellte  zur  Ablieferung 
gebracht  werden.  Kommen  viele  solcher  Fälle  vor,  erstens  das 
Bremsen,  danu  dieses  „Mogeln“,  dann  weifs  der  Arbeiter  schliefs- 
lich selbst  nicht  mehr,  was  er  zu  leisten  vermag.  Als  Beispiel  für 
letzteren  Fall  — ohne  dafs  hier  jedoch  ein  vorhergegangenes 
Mogeln  von  mir  angenommen  werden  soll  — möge  folgender  Fall 
dienen.  Vor  einigen  Jahren  mufsteu  in  einem  Marinebetriebe 
durch  veränderte  Arbeitsdispositionen,  die  durch  Streichung  bean- 
tragter Geldmittel  von  seiten  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
nötig  geworden  waren,  gröfsere  Reparaturarheiten  an  Schiffen  zu- 
rückgestellt werden,  und  es  war  hierdurch  für  eine  gröfsere  Anzahl 
von  Tischlern  jede  Möglichkeit  genommen,  sie  zu  beschäftigen. 
Nun  geht  es  den  Staatsbetrieben  hinsichtlich  der  Behandlung  ihrer 
Arbeiter  wie  Maria  Stuart,  „sie  sind  besser,  als  ihr  Ruf“  — mau 
entläfst  einen  Mann  erst,  nachdem  mau  alle  Mittel  versucht  hat, 
ihn  zu  halten.  So  wurde  hier  der  Versuch  gemacht,  bei  ausge- 
schriebenen Verdingungeu  auderer  Behörden  mitzusubmittieren. 
Natürlich  mufste  in  Rücksicht  auf  die  Revisionsbehörde  von  der 
ausschreibenden  Behörde  die  Bedingung  gestellt  werden,  dafs  die 
Arbeit  zum  Preise  der  erreichten  Mindestofferte  zu  übernehmen 
sei.  Der  erste  Fall,  der  in  Frage  kam,  betraf  Gescbofskasten  für 
ein  Artilleriedepot.  Die  Arbeiter  hielten  einen  Miudestarbeitslohn 
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von  7.50  Mk.  pro  Geschofskasten  fest;  sie  erklärten  es  für  unmöglich, 
die  Kasten  billiger  herznstellen,  nud  man  war  überzengt,  dafs  sie 
nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  ihr  Urteil  abgaben,  da  ihnen 
ja  das  Messer  an  der  Kehle  stand.  Als  sie  schliefslich  wegen  der 
drohenden  Entlassung  genötigt  waren,  die  Arbeit  zu  übernehmen, 
erzielten  sie  bei  einem  Preise  von  3,20  Mk.  noch  46  % Uberver- 
dienst,  also  fast  l'/i  fachen  Lohn.  Es  war  ja  nun  jedem  klar,  dafs 
eine  derart  forcierte  Tätigkeit,  wie  sie  hier  für  einen  Fall  zur 
Anwendnug  gekommen  war,  auf  die  Dauer  nicht  würde  geleistet 
werden  können:  es  war  aber  bezeichnend,  dafs  die  Arbeiter  selbst 
höchst  überrascht  wareu,  als  sie  das  Ergebnis  ihrer  Arbeit  erfahren 
hatten.  — Es  ist  nnu  eine  vielfach  aufgestellte  Behauptung,  be- 
sonders aus  Arbeiterkreisen,  dafs  die  Schwierigkeiten  der  Akkord- 
lohuform  durch  Tarifierung  auf  längere  Zeit  eingeschränkt  werden 
könnten,  eine  Behauptung,  die  in  neuerer  Zeit  auch  aus  anderen 
Kreisen  Bestätigung  findet,  und  der  ich  persönlich,  auf  Grund 
eigener  Erfahrungen  durchaus  znstimme.  Es  bildet  sich  in  der 
Praxis  ja  fast  von  selbst  ein  solcher  Tarif  heraus,  indem  iu  jeder 
Werkstatt  ein  Preisverzeichnis  der  am  häufigsten  wiederkehreuden 
Akkorde  geführt  wird.  Es  ist  aber  durchaus  Wert  darauf  zu 
legen,  dafs  die  Preisfestsetzung  möglichst  auf  Grund  eingehender 
Verhandlung  erfolgt  und  anf  möglichst  lauge  Zeit  mit  bindender 
Kraft  festgehalten  wird,  derart,  dafs  Abänderungen  nur  bei  dnreh- 
geführter  Änderung  der  Fabrikationsmethode  möglich  sind.  Wir 
haben  erst  bei  dem  grofsen  Streik  im  Berliner  Wernerwerk  ge- 
sehen, dafs  die  Schraubendreher  nicht  deshalb  in  den  Ausstand 
traten,  weil  ihnen  die  zugesagte  Erhöhung  der  Akkordsätze  nicht 
genügt  hatte,  sondern  weil  sie  nicht  dus  Vertrauen  hatten,  dafs 
die  zugesagte  Erhöhuug  auch  auf  die  Dauer  beibehalten 
würde. 

Immer  und  immer  findet  sich  die  menschlich  ja  so  leicht  zu 
verstehende  Tatsache  — dafs  die  Arbeiter  mit  jeder  Mafsregel 
einverstanden  sind,  die  geeignet  erscheint,  nur  etwas  Sicherheit 
in  ihre  Verhältnisse  zu  bringen,  und  dafs  nichts  geeigneter  ist, 
ihre  Unzufriedenheit  wacbzuhalteu,  als  die  im  modernen  Fabrik- 
betriebe leider  so  weit  verbreitete  Unsicherheit  uud  Willkür.  Nun, 
diese  Klage  bewegt  ja  leider  nicht  nur  die  Arbeiterkreise,  sondern 
oft  auch  die  der  übrigen  Angestellten.  Ein  direkter  Fehler  aber 
scheiut  mir  zu  sein,  dafs  mau  bei  Akkordfestsetzuugeu  offiziell  oder 
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stillschweigend  eine  bestimmte  Höehstverdienstgreuze  festhiilt;  man 
findet  dies  Verfahren  nicht  uur  in  Staatsbetrieben,  wo  im  allge- 
meinen die  50  % Iberverdienstgreuze  festzuhalten  ist,  soudern 
auch  in  vielen  Privatbetrieben.  Dies  ist  eine  Willkür,  die  mit 
dem  Wesen,  dem  Grundgedanken  der  Akkordarbeit  ganz  unverein- 
bar ist,  und  die  zu  den  sonderbarsten  Konsequenzen  führt.  Akkord- 
lohn soll  Leistungslohn  sein,  wenn  man  aber  uur  bis  zu  einer 
bestimmten  Grenze  diesen  Leistungslohn  bezahlen  will,  zwingt  man 
den  Arbeiter  ja  selbst,  seine  Leistung  nicht  seinem  Können, 
sondern  dieser  Grenze  entsprechend  einzurichten.  Und  dies  ver- 
stehen sie  sehr  gut.  Es  verdienten  z.  B.  in  einem  Marinebetriebe 
alle  Arbeiter,  gelernte  und  ungelernte,  im  Einzelakkord  wie  in  der 
Kolonne,  genau  ihre  (!0  Pf.  Stundenverdieust,  eine  Höchstgrenze,  die 
sich  unter  Berücksichtigung  der  50  % Grenze  durch  jahrelange 
Praxis  heransgebildet  hatte.  Sie  hatteu  zwar  alle  verschiedene 
Zeitlohnsätze,  aber  einschliefslich  ihres  Akkordüberschusses  ver- 
dienten sie  alle  gleich.  Dafs  hier  von  einem  Leistungslohn  nicht 
mehr  die  Rede  seiu  konnte,  erhellte  auch  uus  der  Tatsache,  dafs 
bei  Akkordherabsetzuugen  der  Verdienst  der  Leute  dennoch  immer 
gleich  hoch  blieb,  sie  verdienten  nach  einiger  Zeit  wieder  ihre 
60  Pf.,  es  wurden  also  immer  nnr  die  bis  dahin  zurüekgchalteuen 
Reserven  an  Arbeitskraft  herausgeholt. 

I berall  dort,  wo  man  die  Höchstverdienstgrenze  fallen  gelassen 
und  eine  Tarifierung  eingeführt  hat,  hat  man  gute  Erfahrungen 
gemacht.  Selbstverständlich  heilst  das  nicht,  die  Akkordsätze 
dürften  nun  unangemessen  hoch  angesetzt  werden,  Wegfall  der 
Höchstverdienstgrenze  heifst  nicht  Wegfall  einer  Kosteugrenze, 
die  ja  durch  den  Marktpreis  geboten  ist;  das  wird  in  der  Praxis 
auch  kaum  zu  befürchten  sein,  wenn  mau  sich  dazu  entschlielsen 
würde,  von  der  bisherigen  einseitigen  Preisfestsetzung  abzugeheu 
und  sich  zu  einer  Preistarifierung  auf  Grund  beiderseitiger  Ver- 
einbarung zu  verstehen,  d.  h.  wirklicher  Vereinbarung  mit 
Heranziehung  weiterer  Kreise,  etwa  der  Organisationen,  denen  der 
Arbeiter  angehört,  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  dafs  mau  ihm  — wie 
dies  jetzt  meist  geschieht  — sagt;  „entweder  vereinbare  Dich  mit 
uns  auf  unseren  Vorschlag,  oder  Du  kannst  im  Zeitlohn  arbeiten, 
oder  schlielslich  wir  kündigen  Dir  die  Arbeit.“  Das  ist  natürlich 
keine  freie  Vereinbarung,  sondern  ein  Zwang. 

Wie  eigenartig  es  wirkt,  wenn  eine  Höchstverdienstgrenze 
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wegfällt  und  eine  Tarifierung  eingeführt  wird  — d.  h.  eine  Ge- 
währ gegeben  wird,  dafs  eine  Zeitlang  wenigstens  Akkordherab- 
setzungeu  nicht  zu  befürchten  sind,  dafür  ein  Beispiel: 

Im  Jahre  1901  betrug  der  reine  Arbeitslohn  — also  ausschl. 
Materialkosten  — für  den  Bau  des  Uuterschiffes  für  einen  kleinen 
Kreuzer  auf  der  Werft  Danzig  = 327  Mk.  pro  t; 

Im  Jahre  1903,  nach  Wegfall  der  50  % Grenze  und  Einführung 
eines  Tarifes  = 1 tl4  Mk. 

Es  ist  natürlich  ausgeschlossen,  dafs  die  Herabsetzung  der 
Kosten  um  100  % ganz  allein  auf  die  erwähnte  Mafsregel  zu- 
rückzuführen ist,  sicher  aber  zum  gröfsten  Teile,  und  besonders 
bemerkenswert  ist,  dafs  dabei  das  durchschnittliche  Eiukonnnen 
der  Arbeiter  um  etwa  10  % gestiegen  war. 

In  der  angedeuteteu  Richtung  hin  — Tarifverträge  von  lang- 
fristiger Dauer  — ist  m.  E.  der  weitere  Entwicklungsgang  der 
Akkordlohnform  zu  suchen,  hier  ist  die  Möglichkeit  geboten  für 
einen  Teil  der  vorliegenden  Arbeiten  geordnete  Verhältnisse,  d.  h. 
eine  Zeitlang  wenigstens  Frieden  zu  schaffen.  — Aber  mir  für  einen 
Teil  der  Arbeiten,  für  jenen  Teil,  der  eine  mehr  oder  minder  ge- 
naue Beurteilung  und  Abschätzung  überhaupt  zuläfst.  Sobald 
diese  Voraussetzung  nicht  gegeben  ist,  ist  eine  Tarifierung  undurch- 
führbar, hier  reicht  das  Akkordsystem  nicht  aus,  und  hier  mufs 
eine  andere  Lohnform  ergänzend  eingreifen.  Überaus  zahlreich 
sind  die  Ersatzversuche,  die  in  dieser  Erkenntnis  der  Unzulänglich- 
keit des  Akkordsystemes  gemacht  worden  sind;  ich  möchte  aber 
gleich  betonen,  dafs  der  am  häufigsten  zu  findende  Ersatzversuch 
auch  gleichzeitig  der  allernngeeigueteste  ist,  das  ist  der  sog. 
Lohnakkord. 

Er  besteht  darin,  dafs  man  in  Zeitlohu  arbeiten  läfst,  nach 
Beendigung  der  Arbeit  aber  deu  verdienten  Lohn  um  soviel  % 
erhöht,  als  im  Durchschnitt  in  Akkordarbeit  verdient  wird,  oder 
als  man  von  vornherein  als  Erhöhung  zugesagt  hat.  Hier  hat  der 
Arbeiter  ja  ein  luteresse  daran,  möglichst  langsam  zu  arbeiten, 
um  möglichst  lange  deu  zngesicherten  höheren  Verdienst  zu  beziehen. 
Dann  aber  entstanden  alle  jene  vielen  Systeme,  die  als  Prämien- 
systeme das  eiue  gemeinsame  haben,  dafs  sie  den  zu  zahleuden  Lohn 
in  2 Teile  zerlegen,  den  festen  unveränderlichen  Zeitlohn  und  einen 
veränderlichen  Teil,  abhängig  von  der  Leistung. 
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Ich  sehe  von  all  den  kleineren  Methoden  ab,  die  überall,  auch 
in  Dentschland,  versucht  worden  sind,  da  sie  alle  nach  meiner  vor- 
herigen Definition  zu  gruppieren  sind,  entweder  als  abgeänderte 
Akkordlohuformen,  also  Werklohn  oder  abgeänderter 
Zeitlohn. 

Für  die  erste  Gruppe  ist  typisch  das  Halsey System,  für  die 
zweite  das  Rowan  system.  Historisch  ist  zu  bemerken:  Frederik 
A.  Halsey  war  Leiter  der  Canadian  Raud  Drill  Co.,  Sherbrooke, 
Qnebeck,  und  führte  dies  System  1890  hier  zuerst  ein; 

James  Rowan,  war  Leiter  der  Maschinenfabrik  Rowan  & Co., 
Glasgow,  als  er  Mitte  der  90er  Jahre  sein  System  zur  Anwendung 
brachte. 

Die  Formel  für  das  Halseysystem  ist  folgende: 

„Für  jede  zu  vergebende  Arbeit  wird  eine  Zeit  (/)  festgesetzt; 
der  Zeitlohn  (?)  wird  gezahlt  für  die  volle  gebrauchte  Zeit  (b), 
für  die  ersparte  Zeit  (s)  aber  nur  zu  einem  Bruchteil.“ 


Dieser  Bruchteil  war  beim  Original-Halseysystem 


-g-,  beim 


abgeänderteu  Halseysystem.  dem  sog.  Weirsystem  = _}  undsonoch 


recht  verschieden  nach  anderen,  abgeänderteu  Formen. 

In  Buchstaben  ausgedrückt  ist  die  Verdienstformel  also: 

im  Halseysystem  = ? + b 

Vergleicht  man  hiermit  die  Verdienstformeln 
im  Akkordsystem  = l b -t-  l s,  und 
im  Zeitlohn  = l b 

so  zeigt  ein  Blick,  dals  eine  Verbesserung  des  Verdienstes  nur 
vorliegen  kann  beim  Übergang  vom  Zeitlohn,  dafs  aber  eine  Ver- 
schlechterung eintreten  mufs  beim  Übergang  vom  Akkord, 

l s 

denn  ? $ ist  gröfser  als  -.  Und  dennoch  ist  das  Halseysystem  auch 

ö 


dort,  wo  man  vom  Akkordsystem  zu  ihm  überging,  als  eine  Ver- 
besserung auch  von  den  Arbeitern  anerkannt  worden!  Das  mufs 
zunächst  überraschen.  Aber  die  Sache  liegt  doch  so.  Wenn  beim 
Akkordsystem  gelegentlich  die  gebrauchte  Zeit  b gröfser  wurde, 
als  die  angesetzte  f — was  bei  der  gelegentlich  zu  beobachtenden 
W illkür  in  einzelnen  Betrieben  garuicht  so  selten  war,  dann  sank 
der  Stuudenverdieust  unter  den  Zeitlohn,  d.  h.  es  wurde  dem 
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Arbeiter  die  Differenz  z.wischen  dem  bereits  vorsclmfs  weise  em- 
pfangeneu Zeitlohn  und  dem  später  abgerechneteil  Akkord  von  der 
nächsten  Lohnzahlung  wieder  abgezogen.  Ein  rücksichtsloser 
Unternehmer  hatte  es  also  in  der  Hand,  einem  Manne,  dem  ein 
auskömmlicher  Zeitlohn  zngesichert  war,  durch  Zuweisung  zu  gering 
angesetzter  Akkorde,  die  er  ihn  durch  Arbeitsvertrag  anzuuelimeu 
verpflichtet  hatte,  diesen  Zeitlohn  wieder  zu  verkürzen.  Eine 
Garantie  des  Zeitlohnes  bei  Akkordarbeit  faud  und  findet  auch 
heute  im  allgetneineu  nicht  statt.  Nach  deutschem  Hechte  würden 
ja,  wenn  Stuudeulohn  durch  Arbeitsvertrag  vereinbart  ist,  die 
Stunden,  au  denen  zu  irgend  einer  Arbeit  gearbeitet  ist,  bezahlt 
werden  müssen,  gleichgültig,  ob  die  Arbeit  selbst,  die  angefertigt 
worden  ist,  allen  Anforderungen  entspricht,  ob  sie  mangelhaft  oder 
zu  langsam  gefertigt  oder  überhaupt  nicht  beendet  worden  ist. 
Dieses  allgemeine  Recht  wird  aber  durch  Arbeitsvertrag  ausge- 
schlossen, so  dafs  der  Manu  bei  der  Akkordarbeit  niemals  sicher 
ist,  ob  ihm  sein  Stundenlohn  garantiert  bleibt.  Hier  wurde  nun 
durch  das  Halseysystem  der  wesentliche  Vorteil  geschaffen,  dafs 
bei  jeder  Arbeit  wenigstens  diese  Garantie  geboten  war  — wieder 
nur  ein  kleiner  Sicherheitsfaktor  in  der  Unsicherheit 
des  Arbeitereinkommens,  und  darum  gleich  von  vorzüglicher 
Wirkung.  Es  wird  gezahlt  unter  allen  Umständen  b l und  dazu 
vielleicht  ein  Teil  von  s l,  und  diese  Formulierung  mulste 
dem  Arbeiter  lieber  sein,  als  wenn  ihm  zwar  der  ganze  Betrag 
s l znstaud,  aber  nicht  einmal  b l sicher  war. 

Und  gegenüber  diesem  Vorteile  des  Arbeiters  stand  der  Vor- 
teil des  Unternehmers,  der  als  Kosten  des  Werkstückes  nicht  mehr 
zu  rechnen  hatte  b l + s l,  also  f l,  wie  beim  Akkordlohn,  bei  dem 
das  Stück  immer  den  gleichen  Preis  kostete,  gleichgültig  ob  es 
lange  oder  kurze  Zeit  gedauert  hatte,  sondern  dessen  Herstellungs- 
kosten sanken,  denn  eiueu  Teil  von  S 1,  der  ersparten  Zeit,  konnte 
er  ja  für  sich  zurückbehalten.  (Siehe  Kostenkurve.) 

Eine  Schwierigkeit  trat  nun  schon  beim  Halseysystem  zu  Tage, 
die  sich  nachher  bei  allen  anderen  Systemen  wiederholte,  sie  be- 
steht darin,  dafs  Leute,  die  mit  verschiedenen  Zeitlöhnen  die 
gleiche  Arbeit  leisten,  doch  verschiedene  Verdienste  haben; 
denn  der  Mann  mit  höherem  Zeitlöhne  hat  immer  einen  Vorsprung 
vor  dem  mit  niederem.  Dies  führte  zur  Einführung  der  „slidiug 
scales“,  der  „gleitenden  Prämienskalen.“  Ein  Manu  mit  höherem 
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Zeitlohn  bekommt  einen  geringeren  Teil  von  s l als  ein  Manu  mit 
niederem  Zeitlohn. 


Interessant  und  charakteristisch  für  diese  Einrichtung  sind  die 
Verhältnisse  in  den  Snow  Steam  Pump  Works,  Buffalo,  N.  Y.  *) 
Hier  sind  die  30  Lohuklassen  in  7 Gruppen  geteilt.  Die  erste 
Gruppe,  enthaltend  die  geringsten  Zeitlohnsätze,  erhält  fast  100  % 
von  s l,  also  fast  dasselbe,  als  wenn  im  Akkord  gearbeitet  worden 
wäre,  während  die  siebente  Gruppe,  die  den  höchsten  Zeitlohn 

sl 

enthält,  sich  mit  der  niedrigsten  Prämie,  etwa"  begnügen  iriufs. 

ö 


Da  aber  für  jede  Gruppe  ihr  Prämieusatz  feststeht,  so  bleibt  der 
Verdienstkurve  in  vorstehendem  Diagramme  iür  Charakter  als 
Hyperbel  gewahrt,  die  Lohnform  bleibt  eine  Werklohuform.  Ich 
bemerke  dies  ausdrücklich,  weil  cs  noch  andere  „gleitende  Prämien- 
skalen“ gibt,  bei  denen  dies  nicht  der  Fall  ist.  Hierzu  gehört  z.  B. 
die  Einrichtung  der  Firma  A.  L.  Ide  & Sous  Spriugfield,  111.  Hier 
richtet  sich  der  gleitende  Prämieusatz  nicht  nach  dem  verschie- 
denen Zeitlohn,  sondern  uack  der  Verschiedenheit  der  Leistung. 
Hierdurch  wird  eine  gleichtuäfsige  Steigerung  der  Stundenverdienste 
erreicht,  die  die  Yerdienstkurve  als  gerade  Linie  verlaufen  liitst, 
diese  Lohnform  daher  urawandelt  zu  einem  Zeitlohn  mit  steigeudeu 
Stundenverdiensteu,  ebenso  wie  das  später  zu  besprechende  Rowau- 
svstem. 


Das  Halseysystem  ist  mit  seinen  verschiedenen  Abarten  in 
Amerika  weitverbreitet;  man  kann  es  direkt  das  amerikanische 
Priimieusystem  nennen.  In  Deutschland  ist  es  au  vielen  Orten 
versucht  worden,  aber  mit  wenig  Erfolg.  Und  das  ist  ja  nicht 
schwer  zu  verstehen;  es  stellt  eine  absolnte  Verbesserung  ja  nur 
dort  vor,  wo  bisher  der  Zeitlohn  üblich  war;  und  das  ist  in 
Deutschland  selten  der  Fall,  während  es  in  Amerika  recht  häufig 
vorkam.  Wo  bisher  in  Akkord  gearbeitet  wurde,  stellt  dieses 
System  nur  in  soweit  eine  Verbesserung  dar,  als.  wie  ich  schon 
erwähnte,  hierbei  der  verdiente  Zeitlohn  sichergestellt  wird. 

Der  gröfste  Hafs  gegen  dieses  System  ist  nun  aber  dadurch 
eutfesselt  worden,  dafs  in  nicht  wenigen  Fällen  das  System  nur  da- 
zu benutzt  worden  ist,  um  die  Arbeitsleistung  der  Arbeiter  zu 


*)  \ crgl.  Zeitschrift  d.  Vereins  deutscher  Ingenieure.  Xo.  32  o3. 
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steigern,  dann  aber,  nachdem  eine  genügende  Menge  von  Erfah- 
rungen gesammelt  waren,  wieder  zum  Akkordsystem  zurückzukehren, 
natürlich  mit  den  nach  diesen  Erfahrungen  entsprechend  gekürz- 
ten Akkordsätzen  — oder  aber  dort,  wo  mau  bisher  im  Zeitlohn 
gearbeitet  hatte,  nun  nach  diesen  Erfahrungen  Akkordarbeit  einzu- 
führen.  Derartige  Versuche  werden  jetzt  nun  allerdings  auf  sehr 
grofseu  Widerstand  bei  der  organisierten  Arbeiterschaft  stofseu; 
der  Warnuugsruf  ca-canuy  fand  auch  in  Deutschland  aufmerksame 
Ohren,  und  das  mit  Recht! 

Nebeu  dem  Halseysystem  findet  man  häufig  aufser  dem  Weir- 
system  das  sog.  Taylorsystem  der  Bethlehem  Steel  Co.,  Pennsyl- 
vania, geuaunt.  Ersteres  hat  nur  eine  erhöhte  Prozentziffer  der 
Bezahlung  der  ersparten  Zeit,  letzteres  hat  als  Specifikum  die  sog. 
Elemeutenberechuung,  d.  h.  die  möglichst  detaillierte  Zerlegung 
der  in  Frage  kommenden  Arbeiten  in  ihre  Einzelheiten  mit  mög- 
lichst genauer  Berechnung  ihrer  Dauer.  Diese  vorberechneten 
Daten  werden  dem  Arbeiter,  auf  eiuer  Karte  vereinigt,  angegebeu 
und  er  kann  dauach  selbst  verfolgen,  ob  er  im  richtigen  Tempo 
arbeitet  oder  im  Verzüge  ist  Ich  habe  iu  der  Praxis  als  Haupt- 
wert dieses  Kartensystemes  herausgefuuden,  dafs  die  einzelnen 
Werkstattsvorsteher  bei  der  Ausarbeitung  dieser  Karten  sich  über- 
haupt erst  einmal  selbst  eine  genaue  Kenntnis  der  Leistungen 
einzelner  Maschinen  verschaffen  mufsten.  Wenn  man  aber  daun 
zu  einer  genauen  Kenutuis  der  Arbeit  selbst  kommt,  danu  hat  ein 
Prämiensystem  überhaupt  keinen  Zweck,  daun  kann  mau  die  Arbeit 
in  Akkord  vergeben.  Prämieusysteme  können  immer  nur  Aus- 
hilfe für  schlecht  abschätzbare  Arbeiten  sein. 

Ich  komme  nun  zu  der  zweiten  Gruppe  der  Prämiensysteme, 
die  — wie  die  erste  eine  Abart  des  Werklohnes  darstellt  — eine 
Abart  des  Zeitlohnes  bilden.  Hier  wird  von  vornherein  iu  die 
Berechnuugsformel  ein  Faktor  eingeführt,  der  das  System  zu  einem 
Zeitlohn  mit  erhöhtem  Stundenverdieuste  gestaltet;  einem  Zeitlohn, 
bei  dem  die  iu  der  Zeit  geleistete  Arbeit  bei  der  Berechnung  des 
Verdienstes  berücksichtigt  wird.  Die  grundlegende  Formel 
dieses  nach  seinem  Erfiuder  Rowau  genannten  Systemes  ist: 

„Der  verdiente  Zeitlohn  wird  um  soviel  Prozent  erhöht,  als 
prozentweise  an  der  festgesetzten  Zeit  erspart  ist“,  festgesetzte  Zeit 
oder  festgesetzter  Akkordpreis,  was  ja  auf  dasselbe  hinauskommt. 
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Also  die  Formel  lautet: 


g 

Der  Yerdieust  ist  — b l -h  b l • ^ . 

Durch  das  Verhältnis  s : f kommt  diese  Prozeutziffer  zum 
Ausdruck;  siud  festgesetzt  10  Stunden  und  gebraucht  werden  nur  2, 

so  siud  8 Stunden  erspart,  d.  sind  — = 80  %■ 

Vergleicht  man  nun  die  Formel: 


Ro  wan 


= bl- 


“■  7 


mit 


Akkord  = bl~hsl  und 
Zeitlohn  = 51 

so  ist  ersichtlich,  dals  hier  auch  eine  absolute  Verbesserung  unter 
allen  Umständen  vorliegt  beim  I bergang  vom  Zeitlohn,  indem 
hier  zu  b l noch  etwns  hinzutritt;  dafs  es  aber  an  sich  nicht  er- 
kenntlich ist,  wie  das  Verhältnis  zur  Akkordverdienstformel  sich 
gestaltet. 

Die  Stundenverdienste  in  die  graphische  Darstellung  einge- 
tragen, ergeben  unter  Beibehaltung  derselben  Voraussetzungen: 
Tagelohu  3,00  Mk.;  festgesetzte  Zeit  = 10  Stunden;  Akkordpreis 
= 3,00  Mk. 


0 Stunden 


2,70  -+-  2.70 
9 


= 0,33 


Mk. 


8 


» 


7 


r 


2,40  2,40 

8 

2,10  + 2,10 

'7 


Jj5  = o,36  Mk. 
= o,39  Mk. 


u.  s.  fort  0,42  Mk.,  0,45  Mk.,  0,48  Mk., 

0.51  Mk.,  0,54  Mk.  und  bei  1 Stunde  = 

0.57  Mk. 

es  ergibt  sich  also  eine  gerade  Linie  der  Verdieustkurve  mit 
gleichmäfsiger  Steigerung,  die  aber  uuterhalb  der  Akkordverdienst- 
kurve bleibt.  Es  ohne  Anderuug  der  bestimmenden  Faktoren 
eiuzufiihren,  hat  also  nur  Wert,  wenn  man  vom  nackten  Zeitlobu 
zum  Rowausystera  übergeht,  und  unter  diesen  Umständen  ist  es 
auch  in  England  (auch  in  den  Marine-Staatswerkstätten  seit 
14.  3.  04.)  eiugeführt. 

Als  bis  zum  Jahre  1902  die  Einführung  des  Systemes  in  Eng- 
land mehr  und  mehr  um  sich  gegriffen  hatte,  kam  es  im  August 
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za  eiuer  Versammlung  der  organisierten  Metallarbeiter,  der  anial- 
gamated  engiueers  society  mit  der  eugineering  employers  federatiou 
in  Carlisle.  Dieses  sog.  Carlisle  agreement  setzte  fest,  dafs  der 
Zeitlohn  garantiert  bleiben  sollte,  dafs  l'berstuuden  und  Nacht- 
arbeit in  der  bisherigen  Weise  weiterzubezahlen  seien,  dafs  eine 
Änderung  der  einmal  festgesetzten  Zeitbestimmungen  nur  bei 
Änderung  der  Arbeitsmethode  oder  der  Arbeitsmittel  zulässig  sein 
sollte,  und  dafs  keine  Firma  das  System  einführeu  dürfe,  wenn  sie 
nicht  die  Absicht  hätte,  auch  dabei  zu  bleiben.  — Alles  Verein- 
barungen, die  nirgends  einen  Widerstand  gegen  das  System 
erkennen  lassen,  sondern  immer  nur  den  Wunsch,  Sicherheiten 
gegen  Willkür  zu  schaffen.  In  England  ist  das  Mifstrauen  mehr 
und  mehr  geschwunden;  Mr.  Barness,  der  Führer  der  englischeu 
amalgamated  eugineering  society  bestätigte  mir  persönlich,  dafs 
bei  dem  5 % allßr  englischeu  Metallarbeiter,  die  jetzt  im  „bonus 
system“  arbeiten,  nicht  mehr  das  Gefühl  vorherrsche,  dafs  es  sich 
um  ein  „bone  us  System“  handele,  wie  das  anfänglich  geprägte 
Wortspiel  andeutete. 

ln  der  Bekanntmachung  der  englischen  Admiralität  wird  fol- 
gende Berechnuugsmethode  angegeben: 

Wenn  eine  Arbeit  ausgegebeu  wird,  wird  eine  gewisse  Zeit 
zn  ihrer  Ausführung  festgesetzt  werden,  die  ermittelt  ist  aus  der 
bekannten  Zeit,  die  in  dieser  Werkstatt  zu  ähnlichen  Arbeiten 
verbraucht  ist.  In  diese  festgesetzte  Zeit  wird  alle  notwendige 
Zeit  für  die  Herbeischaffung  von  Werkzeug  und  Material,  Einrich- 
tung der  Maschinen,  Aufspanuen  und  Umspannen  der  Arbeitsstücke 
auf  den  Maschinen,  Wechsel  von  Werkzeugen  und  Ablieferung  der 
Arbeit  mit  einbegriffen  sein. 

Wenn  die  Arbeit  in  kürzerer  Zeit  als  bewilligt  ist,  gut  aus- 
geführt wird,  ist  der  Arbeiter  zu  einer  Prämie  berechtigt,  die  sich 
nach  der  ersparten  Zeit  richtet. 

Wenn  er  dagegen  mehr  Zeit  braucht  als  festgesetzt  ist,  wird 
ihm  nur  sein  gewöhnlicher  Lohn  bezahlt  werden. 

Daraus  ergibt  sich,  dafs,  während  der  Arbeiter  seinen 
Lohn  durch  besondere  Anstrengungen  zu  erhöhen  imstande 
ist,  er  andererseits  durch  die  Einführung  des  Systems  kein  Geld 
verlieren  kauu. 

Die  Prämie  wird  folgeuderiuafsen  berechnet:  Der  Wert  einer 
„Prämieustuude“  wird  gleich  ’/i»  des  Wochenlohnes  des  betreffenden 
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Arbeiters  gesetzt  mid  die  Gesamtsumme  der  bei  einer  Arbeit  ver- 
dienten Prämie  wird  ungefähr  in  demselben  Verhältnis  zu  dem 
gewöhnlichen  Lohn  für  die  verbrauchte  Zeit  stehen  wie  die  er- 
sparte Zeit  zu  der  festgesetzten  Zeit. 

Beispiel:  Angenommen,  einem  Arbeiter  seien  48  Stunden  zur 
Ausführung  einer  Arbeit  gegeben  und  er  verrichtet  sie  in  36 
Stunden,  so  erspart  er  ein  Viertel  oder  25  % der  festgesetzten 
Zeit  uud  dementsprechend  werden  ihm  25  % von  der  zur  Verrich- 
tung der  Arbeit  verbrauchten  Zeit  zugute  gerechnet,  so  dafs  ein 
Handwerker,  der  36  Schilling  pro  Woche  bezieht  und  desseu 
„Priimienstnndensatz“  mithin  9 Pence  beträgt,  9X9  Pence  = 6 
Schilling  9 Pence  für  diese  Arbeit  als  Zuschlag  zu  seinem  Zeitlohu 
erhalten  wird. 

Ferner:  Ein  gelernter  Arbeiter  (skilled  Labourer)  mit  24  Schill. 
Wochenlohn,  dessen  Priimienstnndensatz  dementsprechend  6 Pence 
beträgt,  würde  in  dem  angeführten  Beispiel  9X6  Pence  = 4 Schill. 
6 Pence  Prämie  empfangen. 

Eine  bequeme  Methode  für  den  Arbeiter  zur  Berechnung 
seiner  Prämie  ist,  die  gebrauchte  Zeit  mit  der  ersparten  Zeit  zu 
multiplizieren  uud  das  Produkt  durch  die  festgesetzte  Zeit  zu  divi- 
dieren, sämtliche  Angaben  nach  Stunden  berechnet.  Dies  wird 
die  Anzahl  der  Prämieustnnden  ergeben,  die,  multipliziert  mit 
dem  Prämienstundensatz,  die  als  Prämie  verdiente  Summe  ergeben 
wird. 

Oder  sie  kann  folgendermafsen  ermittelt  werden: 

verbrauchte  Zeit  x ersparte  Zeit  T, 

= — — =4-  = Prämienzeit. 

testgesetzte  Zeit 

In  dem  schon  angeführten  Beispiel : 

* ' “ = 9 Prämieustnnden. 

•4  o 

Die  verbrauchte  Zeit  wird  auf  die  nächste  volle  Viertelstunde 
abgerundet  werden. 

Um  die  Prämien  zu  berechnen,  werden  zu  der  verbrauchten  Zeit 
sämtliche  Arbeitsstunden  vom  Beginn  der  Arbeit  bis  zum  Beginn  der 
nächsten  Arbeit  zusammengerechnet  werden. 

Überstundenarbeit  sowie  Nachtarbeit  wird  wie  bisher  mit 
L berstundenznschiag  bezahlt  werden,  wird  aber  bei  der  Berech- 
nung der  Prämien  nur  als  gewöhnliche  Arbeitszeit  betrachtet 
werden. 
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Verlorene  Zeit  oder  Abwesenheit  ohne  Urlaub  wird  mit  in 
die  verbrauchte  Zeit  eingerechnet  werden.  Abwesenheit  mit 
Urlaub  wird  nicht  mit  in  die  verbrauchte  Zeit  eingerechnet 
werden.  — 

Aber  das  alles  hat  für  uns  in  Deutschland  mit  unserem  aus- 
gedehnten Akkordsystem  nur  allgemeines  Interesse.  Für  uns 
kommt  in  Frage,  eine  Form  zu  finden,  die  unter  Vermeidung 
jeder  Härte  für  den  Arbeiter  die  Akkordlohuform  in  allen  den 
Fällen  ersetzt,  in  denen  sie  jetzt  zwar  üblich,  aber  nicht  am  Platze 
ist,  also  bei  allen  nicht  gut  abschützbaren  Arbeiten.  Erste 
Bedingung  mufs  sein:  Gleiche  Verdienstmüglichkeit  bei  gleicher 
Arbeitsleistung  unter  Fortfall  allerdings  der  durch  die  Akkord- 
hyperbel in  der  graphischen  Darstellung  ausgedrückten  theore- 
tischen Verdienstmöglichkeit,  die  praktisch  gar  keine  Bedeu- 
tung hat. 

Der  Verdienst  beim  Akkordsystem  ist: 

Vorschufs  + Akkordiiberschufs. 


Der  Verdienst  nach  der  gewöhnlichen  Rowanformel  ist: 


Vorschufs  4-  Vorschufs  ■ 7 


ersparte  Zeit 


festgesetzte  Zeit. 


Die  festgesetzte  Zeit  entspricht  dem  Akkordsätze,  die  gesparte 
Zeit  entspricht  dem  Akkordsätze  minus  Vorschufs;  die  beiden  Ver- 
dienstformeln lassen  sich  also  auch  ausdrücken: 

Akkordverdienst  = Vorschufs  + (Akkordsatz  — Vorschufs.) 

= bl  + (fl  -bl) 

Rowanpriimienverdienst  = 

I Akkordsatz  — Vorschufs 
Vorschufs  + Vorschufs  . ^ "AkkördsaTz“ 

=i,+i,if,äbt) 

Um  die  beiden  Formeln  gleich  zu  setzen,  mufs  iu  der  Rowan- 
formel eine  Erhöhung  eintreteu. 

Da  von  den  iu  Frage  kommenden  Faktoren  h nicht  beeinflufst 
werden  kann,  da  die  gebrauchte  Zeit  von  der  Tätigkeit  des  Mannes 
abhängig  bleibt,  so  bleibt  nur  übrig,  entweder  den  Lohnsatz  l 

3 
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zu  erhöhen,  oder  die  festgesetzte  Zeit  (d.  h.  den  Akkord- 
satz!) oder  dum  ganzen  Summanden  b l • ^ j durch  Hin- 

zufügen  eines  Faktors,  der  willkürlich  zu  wählen  ist,  einen 
höheren  Wert  zu  geben. 

Bestand  also  der  vorher  erwähnte  Akord  von  3 Mk.,  an  dem 
ein  Mann  mit  30  Pfennigen  Stundenlobn  z.  B.  in  7 Stunden  einen 
Stundenverdienst  von  42,8  Pfg.  erzielt  hatte,  so  kann  ihm  beim 
l'bergange  zum  Ro  wansystem  auf  folgende  Weise  sein  bisheriger 
Verdienst  erhalten  bleiben: 

1.  durch  Erhöhung  von  l,  seinem  Lohnsätze: 
Bisheriger  Stundeuverdieust  = 42,8  Pf.,  also 

3 


42,8 


i'O 


x = 32,9  Pf.  (statt  30  Pf.) 

Durch  Erhöhung  von  f,  dem  Akkordsätze: 
Bisheriger  Verdienst  = 43  % — 1,43  l,  also 

x — yt. 


1,43  1 = 1-^ 


1 -+- 


= 0,43  x = X - t 


3 


1,43 


3 


^ I . q ^ — : 3,68  Mk.  (statt  3, — Mk.) 

Mau  kann  natürlich  auch  die  festgesetzte  Zeit  erhöhen  statt 
des  Akkordbetrages:  es  wäre  dann  zu  berechnen 

b2 

x = — t;-  = 12,2  Stunden. 

26  - f 

3.  Durch  Einfügung  eines  Faktors. 

Will  man  genau  gleichen  Verdienst  bei  einer  bestimmten  Arbeits- 
leistung erzielen,  so  ist  der  bisherige  Prozentverdienstfaktor  zu 

s Akkord  — Vorschufs , . __  . , 

dem  Bruche  ^ = Akkord  — hinznzufugen,  m vielen  1? allen 

hat  man  aber  vielleicht  ein  Interesse  daran,  eine  andere  Leistung 
von  vornherein  zu  bestimmen,  bei  der  ein  gewisser  Verdienstsatz 
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erreicht  ist.  Es  soll  etwa  bei  50  % Zeitersparnis  der  doppelte 
Lohn  verdient  sein  können;  dann  lautet  die  Formel: 

2 l = l • ^1  + — x ^ 

x = 2 

also  durch  Hinznfngnug  des  Faktors  2 zn  dem  Bruche 
s Akkordsatz  — Yorschnfs 
f ~~  V orschui's 

Nachstehend  solleu  diese  Möglichkeiten  zum  Vergleiche  neben 
einander  gestellt  werden;  zn  Fall  3 wähle  ich  einmal  den  Faktor 
1,43  und  ein  andermal  den  Faktor  2. 


Stundenverdienst: 


Arbeits- 
zeit in 
Stunden 

im  alten 
Akkord 

Mk. 

l 

mit 

Erhöhung 
von  l 
Mk. 

2 

mit 

Erhöhung 
von  f 
Mk. 

3 

Einfügung 
des  Faktors 
1,43 
Mk. 

4 

Einfügung 
des  Faktors 
o 

| Mk. 

10 

0,30 

O 

CjO 

O 

•* 

0,30**) 

1 

0,30 

0,30 

9 

0,33 

0,36 

6,38 

0,34 

0,36 

8 

0,38 

0,40 

0,40 

0,39 

0,42 

7 

0,43 

0,43 

0,43 

0,43 

0,48 

6 

0,50 

0,46 

0,45 

0,47 

0,54 

5 

0,G0 

0,49 

0.48 

0,51 

0,60 

4 

0,75 

0,53 

0,50 

0,56 

0,66 

3 

1,00 

0,56 

0,53 

0,60 

0,72 

o 

1,50 

0,59 

0,55 

0,65 

0.78 

1 

3,- 

0,63 

0,58 

0,69 

0,84 

Zu  i.  V ersuche  mit  Erhöhung  des  Lohnsatzes  sind  nun  ver- 
schiedentlich gemacht  worden.  So  hatte  die  Daimlersche  Motoreu- 
fabrik,  Marieufeide  bei  Berlin  2 Lohnsätze  in  Anwendung,  eineu 
höheren,  z.  B.  50  Pf.  der  für  die  innerhalb  des  Ausatzes  verbrauchte 
Zeit  galt  und  einen  niedrigeren,  z.  B.  45  Pf.,  der  eintrat,  sobald 


*)  Da  der  höhere  Lohnsatz  32,0  Mk.  nur  cintritt,  wenn  wirklich  Zeit 
erspart  ist. 

*•)  Da  der  höhere  Akkordsatz  3,33  Mk.  nur  eintritt,  wenn  weniger  als 
10  Stunden  gearbeitet  sind. 

3* 
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der  Ansatz  überschritten  oder  überhaupt  in  Zeitlohn  gearbeitet 
wurde. 

Z.  B.  Veranschlagt  100  Stunden,  ausgeführt  in  90  Stunden, 
ergibt  Verdienst  90  X 50  Pf.  = 45  Mk.  und  10  % Ersparnisprämie; 
zusammen  also  49,50  Mk.; 

oder  ausgeführt  in  110  Stunden,  gibt  Verdienst  100  Stunden 
zu  50  Pf.  = 50  Mk.  und  10  Stunden  zu  0,45  Mk.  = 4,50  zusammen 
also  54,50  Mk.  Jede  Arbeit  wird  also  mit  dem  erhöhten  Stundeu- 
lohne  für  die  festgesetzte  Zeit  und  mit  dem  niederen  Stundenlohne 
für  die  Überschreitung  bezahlt.  — 

Von  der  Arbeiterschaft  wurde  die  Marienfelder  Methode  be- 
kämpft und  zwar  deswegen,  weil  sie  angeblich  auch  nur  beuutzt 
sein  soll,  um  die  Preise  herabzudrückeu.  Es  wurde  da  behauptet: 
„Wenu  der  Arbeiter  die  Arbeit  in  20  Stunden  gemacht  hatte,  für 
die  ‘25  Stunden  festgesetzt  waren,  dann  bekam  er  auf  Heller  und 
Pfennig  seiue  Prämie;  iu  14  Tagen  kam  dieselbe  Arbeit,  aber  nun 
wurden  nur  20  Stunden  dafür  angesetzt.  Es  stand  da  so,  dafs 
Prämien  gemacht  werden  mufsten,  wer  nicht  Prämien  machte, 
galt  als  minderwertiger  Arbeiter  und  flog  hinaus,  wer  sich  beson- 
ders lieb  und  angenehm  machen  wollte,  der  machte  recht  viel 
Prämien,  und  nach  dessen  Arbeit  wurde  dann  alles  andere  be- 
rechnet.“ — 

Ich  weifs  nicht,  wieweit  diese  Einwände  berechtigt  sind;  von 
der  Firma  ist  mir  im  Gegenteil  mitgeteilt  worden,  dafs  die  Zeit- 
sätze festgelegt  worden  seien  und  dafs  an  ihuen  nur  bei  Mate- 
rialwechsel,  Konstruktionsäuderuugen  und  Wechsel  der  Arbeits- 
methode geändert  werden  konnte.  Diese  Auskunft  datiert  aller- 
dings schon  vom  Jahre  1903;  neuere  Mitteilungen  habe  ich  noch 
nicht  erlangen  können.  In  anderer  Weise  soll  — nach  Mitteilung 
des  Frankfurter  Instituts  für  Gemeinwohl  — eine  Elektrizitäts- 
gesellschaft in  Hessen-Nassau  vorgegangen  sein,  die  für  alle  nach 
dem  Rowansystem  arbeitenden  Leute  den  festen  Zeitlohn  um 
38  '/s  % erhöht  habe. 

Auch  hierüber  liegen  mir  neuere  Erfahrungen  nicht  vor. 

Zu  2.  Der  zweite  Fall,  Erhöhung  des  Akkordsatzes,  ist  nun 
in  einwandfreier  Weise  von  einer  Staatswerkstatt,  einem  Ressort 
der  Werft  Wilhelmshaven  erprobt  worden.  Der  Erfolg  dieser 
A ersuche  ist  unbestreitbar.  Die  Kosten  der  Arbeiten  sanken 
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und  die  Verdienste  der  Arbeiter  stiegen,  ferner  wurde  die  Arbeits- 
dauer bei  Reparaturen  ganz  aufserordentlich  abgekürzt.  Für  diese 
Art  Arbeiten  ist  das  System  ja  ganz  besonders  geeignet,  weil  mau 
bei  ihnen  selten  bestimmte  Akkordpreise  mit  Sicherheit  festsctzeu 
konnte.  Ein  Beispiel;  Es  hnndle  sich  um  eine  gröfsere  Reparatur, 
bei  der  mau  erst  durch  zeitraubende  Untersuchung  feststellen 
könnte,  ob  eine  gröfsere  Arbeit  — etwa  im  Werte  vou  400  Mk. 
— notwendig  ist,  oder  nicht,  so  dafs  sie  vielleicht  mit  100  Mk. 
richtig  bezahlt  sein  würde.  Mau  kann  jetzt  die  unerfreulichen 
und  erbitternd  wirkenden  Akkordstreitigkeiteu  vermeiden,  indem 
man  ohne  Zögern  den  höheren  Preis  von  400  Mk.  bewilligt.  Der 
Arbeiter  geht  heran  und  findet  vielleicht  — ich  nehme  den 
extremsten  Fall  — es  sei  gar  keine  gröfsere  Arbeit  nötig;  es 
sei  vielleicht  nur  eine  Verschraubung  gelöst,  die  in  einem  halben 
Tage  ausgebessert  ist.  Früher  wäre  der  Arbeiter  in  Versuchung 
gekommen,  die  Arbeit  als  „gute  Nummer“  iu  die  Länge  zu  ziebeu; 
dadurch  die  Kosten  zu  erhöhen;  jetzt  liefert  er  sie  ab,  und  die 
Abrechnung  gestaltet  sich  folgendermafseu : 

Der  Mann  hätte  etwn  4 Mk.  Tagelohn,  so  hat  er  verarbeitet 
auf  = 400,—  Mk. 
in  Lohn  = 2. — Mk. 

— Rest  = 398—  Mk.  = rd.  100  % 
d.  h.  es  wird  ihm  sein  verdienter  Lohn  um  100  %,  also  auf  4 Mk. 
erhöht. 

Gesetzt  nun,  die  Arbeit  wäre  zu  100  Mk.  abgeschätzt  und 
vergeben  worden,  so  wäre  das  Ergebnis  das  gleiche: 

Ansatz  = 100,—  Mk. 
verarb.  Lohn  = 2, — Mk. 

ResiT=  98, — Mk7=  rd.  100  % 
also  wieder  Erhöhung  des  Lohnes  auf  4 Mk. 

Der  bei  der  Abschätzung  gemachte  Fehler  wird  also  automa- 
tisch korrigiert. 

Allerdings  sind  bei  kleineren  Akkordpreiseu  die  Berechnungs- 
differenzen verhältnismiilsig  gröfser,  hier  darf  man  nicht  ohne 
weiteres  der  Forderung  des  Arbeiters  nachgeben.  Aber  hier 
können  ja  auch  leichter  Tarifnorraeu  geschaffen  werden,  und  hier 
wirkt  ja  eine  falsche  Akkord festsetzuug  vou  selbst  schon  nicht  so 
empfindlich. 
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Hinsichtlich  der  Gesamtwirkung  des  Systemes  gab  der  Kom- 
missar der  verbündeten  Regierungen  im  Reichstage  die  Erklärung 
ab:  „Oie  Versuche  iu  Wilhelmshaven  sind  noch  nicht  abgeschlossen, 
sie  sind  aber  bisher  ganz  gut  verlaufen  und  insbesondere  haben 
sich  bei  einer  gegebenen  Gelegenheit  auch  die  Arbeiter  befriedigt 
über  das  System  ausgesprochen.“  Und  der  Bezirksleiter  des  deut- 
schen Metallarbeiterverbaudes  für  die  Werften  erklärte  in  einer 
Denkschrift:  „Wir  sind  nicht  prinzipielle  Gegner  des  Prümien- 
systemes,  glauben  vielmehr,  dafs  es  möglich  ist,  eiue  Form  zu 
finden,  die  es  den  Arbeitern  ermöglicht,  sich  damit  abzufinden, 
wohl  gar  Vertrauen  zu  fassen!“  — Das  ist  eine  Erklärung,  die 
wohltuend  absticht  von  der  in  Leipzig  gefal’sten  Resolution  „das 
Prämien-Lohnsystem  ist  eines  der  raffiniertesten  Mittel  zur  Aus- 
beutung der  menschlichen  Arbeitskraft“  und  das  daher  zn  bekäm- 
pfen sei  — besonders,  da  es  von  einem  Manne  stammt,  der  mitten 
in  der  Praxis  steht.  — Die  Versuche  in  Wilhelmshaven  siud  in 
einem  vom  Reich smariueamte  herausgegebenen  Graubuche  „die 
Lohnsysteme  der  Marineverwaltung  und  Versuche  zu  ihrer  Fort- 
entwicklung“ (Berlin,  W.  Hartmann)  geschildert. 

Zu  3.  Und  hinsichtlich  der  letzten  Möglichkeit  sind  mir 
Erfahrungen  nicht  bekannt  geworden;  es  liegen  auch  wohl  kaum 
welche  vor.  Die  Mariueverwaltung  hat  daher  angeorduet,  dafs 
auch  in  dieser  Richtung  hin  Versuche  gemacht  werden  sollen,  die 
nunmehr  (seit  Mitte  Oktober  05  etwa)  eingeleitet  siud.  Es  wird  dies 
vielleicht  die  Methode  sein,  die  in  der  Privatindustrie  die  meiste 
Aussicht  auf  Erfolg  hat;  allerdings  ist  die  Berechuungsmethode 
etwas  komplizierter.  — 

Von  allen  Einwendungen,  die  gegen  das  Rowansystem  in  einer 
seiner  drei  Verwendungsformen  gemacht  worden  sind,  erachte  ich 
nur  die  eine  als  wesentlich,  dals  nämlich  daun,  wenn  Arbeiter 
mit  verschiedenen  Zeitlöhnen,  die  gleiche  Arbeit,  in 
gleicher  Zeit  ausführen,  sie  doch  verschieden  hohe  Ver- 
dienste haben,  da  diese  eben  von  ihrem  Grundlohue  abhängig  sind. 
Ja!  Das  ist  ja  allerdings  richtig,  es  wird  hier  für  gleiche  Leistung 
ungleicher  Lohn  gezahlt!  Aber,  ich  glaube,  dafs  gerade  in 
diesem  scheinbaren  Fehler  ein  Mittel  geboten  ist,  eine  soziale 
Mafsrcgel  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  auszubauen. 
Wodurch  kommen  die  verschiedenen  Lohnsätze?  Und  wenn  noch 
so  bestimmt  behauptet  wird:  lediglich  durch  verschiedene  Leistungen 
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— ich  schreibe  dem  Dienstalter  doch  die  Hauptursache  zu. 
Wer  20  Jahre  in  einem  Betriebe  ist.  wird  ganz  von  selbst  in  eine 
höhere  Lohnstufe  eiugeriickt  seiu,  als  sein  jüngerer  Kollege.  Nun 
kommt  aber  die  Zeit,  wo  die  Arbeit  nicht  mehr  so  schnell  von 
der  Hand  geht,  als  vor  Jahren,  wo  selbst  allmählich  erlangte 
höhere  Geschicklichkeit  nicht  mehr  ausreicht,  den  Ausfall  an 
Kräften  zu  ersetzen.  Wäre  es  in  solchen  Fällen  nicht  eine  will- 
kommene Begleiterscheinung  des  Syatemes,  dafs  es  dem  älteren 
Arbeiter  ermöglicht,  mit  leichterer  Anstrengung  das  Gleiche  zu 
verdienen  wie  der  jüngere?  — Solange  er  da  in  der  Werkstatt 
steht,  behält  er  mit  seinem  höheren  Lohne  eineu  Vorsprung  vor 
seinem  jüngeren  Kollegen.  Selbstverständlich  setzt  dies  die  jetzt 
erst  zu  erhoffende  Garautie  des  einmal  bezogenen  Zeitlohnes 
auch  im  Alter  voraus,  die  aber  auch  dermaleinst  kommen  wird.  — 

Nun,  ich  wende  mich  zum  Schlufs. 

Welche  Forderungen  sind  aus  den  angeführten  Daten  für  die 
Zukunft  zu  ziehen? 

Als  erstes  möchte  ich  raten: 

„Kein  Schema!  keine  generelle  Regelung,  sondern  überall 
Rücksicht  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  und  ihre  historische  Ent- 
wicklung! Denn  keine  Lohnform  ist  an  sich  einer  anderen  über- 
legen, sondern  jede  hat  ihre  Vorzüge  und  ihre  Nachteile  und  wird 
brauchbar  erst  durch  die  vorliegenden  Verhältnisse  unter  denen 
sie  zur  Anwendung  kommt.  Zeitlohn  ist  brauchbar  und  zweck- 
mäl'sig,  wo  die  auf  der  Arbeitsstelle  zugebrachte  Zeit  ein  Wert- 
messer für  die  Arbeitsleistung  ist  oder  durch  die  persönliche  An- 
wesenheit diese  Leistung  schon  erfüllt  wird;  er  ist  zweckiniifsig 
bei  Präzisionsarbeiten  und  kann  sogar  notwendig  werden  bei 
gefährlichen  Arbeiten. 

Akkordlohn  ist  zu  empfehlen  überall  dort,  wo  es  sich  um 
gut  abschätzbare  Arbeiten  handelt.  Eine  Höcbstverdieustgrenze 
ist,  als  mit  dem  Wesen  der  Akkordarbeit  unvereinbar,  nicht  zu 
normiereu. 

Überall,  wo  die  voraufgeführten  Bedingungen  fehlen,  also 
beim  Zeitlohn,  wo  eine  Bewertung  der  Leistung  in  Frage  kommt, 
beim  Akkord,  wo  die  Arbeit  schlecht  abzuschätzen  ist, 
z.  B.  bei  Reparaturen,  ist  ein  Prämiensystera  empfehlenswert  und 
zwar  ist  als  das  beste  zu  empfehlen,  das  „Zuschlagslohn- 
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System“  genauute  abgeiinderte  Rowansystem,  das  bei  gleich- 
bleibender Arbeitsleistung  auch  den  gleichen  Verdienst  wie  bei  bis- 
heriger Akkordarbeit  garantiert. 

Bei  Wahl  der  Lohnform  sowohl,  wie  auch  bei  Festsetzung 
der  einzelnen  Lohnsätze  und  Stückpreise  sind  grölsere  Vertretungen 
heranzuziehen.  Und  zwar  empfiehlt  es  sich  hierzu  auf  besondere 
ad  hoc  gewählte  Vertretungen  zurückzugreifen.  Die  bestehenden 
Organisationen  sind  zu  anderen  Zwecken  gebildet,  und  es  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dafs  hier  andere  Interessen  eine  Rolle  mitspielen 
würden,  die  mit  dem  vorliegenden  Zweck  nichts  zu  tun  haben. 

Wenn  einmal  die  Berechtigung  der  Forderung  zugestanden 
wird,  ans  dem  noch  immer  bestehenden  Abhängigkeitsverhiiltnis 
im  Fabrikbetriebe  ein  Vertragsverhältnis  zu  gestalten,  so  muls 
auch  zugestandeu  werden,  dafs  auf  die  Dauer  befriedigende  Ver- 
träge nur  möglich  sind,  zwischen  gleich  starken  Parteien.  So 
lauge  der  einzelne  Arbeiter  in  Frage  kommt,  kann  von  einer 
gleichen  Stärke  der  vertragschliefsenden  Parteien  keine  Rede  sein. 
Der  Arbeiter  mufs  einverstanden  sein,  sonst  hat  er  wirtschaftliche 
Nachteile  zu  erwarten.  Es  handelt  sich  hier  um  eiue  durchaus 
zeitgemäfse  Forderung  — es  ist  das  Drängeu  nach  einem  kon- 
stitutionellen Regierungssystem  auch  im  Fabrikbetriebe, 
das  hier  zu  Tage  tritt. 

Daun  aber  möchte  ich  die  Notwendigkeit  weitgehender  staat- 
licher Intervention  auch  in  die  industriellen  Arbeitsverhältnisse 
betonen  und  zwar  weniger  in  der  Richtung  hin,  dafs  den  Arbeitern 
noch  in  erhöhtem  Mafse  Staatshilfe  geleistet  wird,  als 
vielmehr  dahingehend,  dafs  alle  die  Hindernisse  beseitigt  werden, 
die  ihrer  Selbsthilfe  im  Wege  stehen.  Man  gewähre  ihnen  die 
bereits  vor  16 — 17  Jahren  zngesicherten  Vertretungen  zur  Wahrung 
ihrer  Rechte  — Rechtsfähigkeit  ihrer  Berufsvereine,  Staudesver- 
tretungen in  Arbeiterkammern.  Was  bleibt  dem  Arbeiter  jetzt 
anderes  übrig,  als  seiner  Gewerkschaftsorganisation  den  Charakter 
der  Kampforganisatiou  zu  wahren,  die  ständig  der  Beeinflussung 
durch  die  politische  Partei  offen  steht,  die  ihrerseits  dem  Arbeiter 
die  Gewährung  seiner  Rechte  unter  der  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung als  aussichtslos  darstellt,  ihm  dagegen  alles  von  einem 
Zukuuftsstaate  verspricht,  von  dem  aber  aufser  dem  Namen  noch 
nichts  feststehtV  Unter  ihrem  Einflüsse  tragen  die  Gewerkschaften 
— im  Gegensatz  zu  den  Gewerkvereinen  und  christlichen  Organi- 
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sationen  — eiue  kühle,  ja  ablehnende  Haltung  gegen  die  gesetz- 
liche Regelung  ihrer  Rechtsstellung  zur  Schau  — um  so  mehr 
Veranlassung  für  alle,  die  ein  luteresse  an  dem  Bestehen  unserer 
heutigeu  Wirtschaftsordnung  haben,  diesen  Einflufs  zu  banuen. 
Hier  mnfs  durch  Wegriinmung  des  dankbarsten  Agitationsstoffes 
— Verzweiflung  au  unseren  bestehenden  Zuständen  — und  Aus- 
lösung der  bisher  zurückgehalteneu  Selbsthilfe  zu  gemein- 
samer Arbeit  wieder  das  Vertrauen  zu  den  bestehenden  Zuständen 
geweckt  werden. 

Dazu  gehört,  dafs  man  die  Angehörigen  des  Arbeiterstande?, 
also  die  Mehrzahl,  nicht  länger  vergeblich  verlangen  lassen  soll, 
was  die  Angehörigen  aller  anderen  Stäude,  also  die  Minderzahl, 
besitzen:  nämlich  die  ungestörte  Ausübung  ihrer  Rechte,  ihre 
wirtschaftliche  und  soziale  Gleichberechtigung!  — 

Ich  würde  es  für  falsch  halten,  das  Streben  nach  dieser  Gleich- 
berechtigung durch  unzeitgemäfse  Schranken  hemmen  zu  wollen. 
Wenu  verlautet,  dals  in  der  diesjährigen  Reichstagssession  Regie- 
gungsvorlagen  zu  erwarten  sind,  die  der  gegenwärtigen  fort- 
geschrittenen Strömung  Rechnung  tragen,  so  ist  zu  wünschen,  dafs 
uusere  Reichstagsparteien  das  richtige  Verständnis  dafür  finden. 
Lassen  Sie  mich  schliefsen  mit  den  Worten  Emerich  Madach's: 
„Nimmer  siegt  ein  Manu  im  schwachen  Kampfe  gegen  seine 
Zeit;  die  ist  ein  Strom,  der  trägt  — doch  auch  verschlingt,  Du 
schwimmst  darin,  doch  kannst  Du  ihn  nicht  leiten!  Und  wen  die 
Chronik  uns  als  Grofsen  schildert,  der  hat  gewirkt,  weil  er  die 
Welt  verstanden,  und  nicht,  weil  er  Begriffe  neu  ersonnen!“  — 
— Das  mag  weniger  ideal,  als  praktisch  gedacht,  darum  aber 
doch  vielleicht  der  Beachtung  wert  seiu! 


Druck  von  L«-«»i!i.vrd  *s,,,‘Ion  Xfc  in  Livrlin  SW. 
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Eine  Säkularbetrachtnug. 


Am  20.  Oktober  1806  verliefs  der  Freiherr  vom  Stein 
Berlin.  Er  hatte  die  Bestände  der  Königlichen  Bank  schon 
packen  lassen,  als  der  Feind  in  Thüringen  einrückte.  Nach 
der  Schlacht  bei  Jena  befahl  er  den  Bankbeamten,  sich  reise- 
fertig zu  machen.  Mit  den  Kassen  der  Bank  fuhren  sie  am 
19.  Oktober  ab,  um  sie  nach  Königsberg  in  Sicherheit  zu 
bringen.  Das  letzte  Aktivgeschäft  machte  die  Bank  mit  der 
Berliner  Kaufmannschaft.  Der  Freiherr  vom  Stein  hatte  ihr 
ein  Darlehen  im  Betrage  von  300  000  Talern  bewilligt,  das  er 
am  Tage  der  Flucht  noch  aus  dem  Wagen  herausnehmen  iiefs. 

Unter  den  Trümmern  des  preufsischen  Staates  wurde  auch 
die  Königliche  Bank  begraben;  denn  sie  war  eine  reine  Staats- 
bank, deren  Kredit  ausschliefslich  auf  der  Garantie  des  Staates 
beruhte.  Ihre  Lebensfähigkeit  hatte  sie  schon  lange  einge- 
büfst.  Als  im  Sommer  1805  eine  Geldkrisis  ausbrach,  fürchtete 
man,  dafs  die  Bank  ihren  Betrieb  einstellen  würde.  Sie  mufste 
ihre  Geschäfte  einschränken  und  ihren  Diskontsatz  auf  12 
und  18  pCt.  erhöhen.  Da  Handel  und  Wandel  von  dieser 
Krediterschwerung  empfindlich  getroffen  wurden,  reichte  die 
Berliner  Kaufmannschaft  eine  Beschwerde  ein,  in  der  sie  er- 
klärte, es  würde  ihr  schliefslich  nichts  anderes  übrig  bleiben 
als  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  eines  eigenen  Diskonto-In- 
stituts zu  erbitten,  um  sich  selbst  helfen  zu  können. 

Im  Oktober  1806  rächten  sich  die  Sünden,  welche  in  der 
Verwaltung  der  Bank  begangen  worden  waren.  Ein  grofser 
Teil  ihrer  Gelder  war  in  Hypotheken  festgelegt.  Zur  Förde- 
rung politischer  Zwecke  hatte  sie  in  dieser  Weise  fast  zehn 
Millionen  Taler  den  verarmten  Grundbesitzern  der  ehemalig 

1* 
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polnischen  Provinzen  leihen  müssen,  die  im  Jahre  1807  durch 
<len  Tilsiter  Frieden  dem  preufsischen  Staate  wieder  verloren 
gingen.  Friedrich  Wilhelm  II.  hatte  bald  nach  seinem  Re- 
gierungsantritt der  Bank  zu  „selbsteigenein  Bedarf“  vier 
Millionen  Taler  entliehen  und  niemals  an  Rückzahlung  ge- 
dacht. Ihre  Überschüsse  mufste  sie  an  die  Königliche  Dis- 
positionskasse  abliefern,  der  sie  natürlich  nicht  hoch  genug 
ausfallen  konnten.  Dabei  war  die  Bank,  welche  Friedrich 
der  Grofse  1765  zur  Befestigung  des  Geldwertes,  zur  Ver- 
billigung des  Kredits  und  zur  Unterstützung  des  Handels  ge- 
gründet, und  der  er  1766  das  Privileg  der  Notenausgabe  ver- 
heilen hatte,  eine  Sparkasse  der  Witwen  und  Waisen  um! 
eine  Depositenkasse  für  den  Staat  geworden.  Die  ihr  anver- 
trauten Guthaben  waren  jederzeit  rückzahlbar.  Als  der  Frei- 
herr vom  Stein  in  die  Verwaltung  der  Bank  eintrat,  erkannte 
er  sofort  die  Gefahr  ihrer  Lage,  doch  er  kam  zu  spät,  um  sie 
vor  dem  Zusammenbruch  noch  retten  zu  können. 

Nach  der  Wiederherstellung  des  Friedens  brauchte  die 
Bank  dreifsig  Jahre  (1816 — 1846),  um  sich  wieder  zu  erholen. 
Dreifsig  Jahre  arbeitete  sie  mit  einem  Defizit,  das  sie  streng 
geheim  hielt  und  das  erst  verschwand,  als  sie  im  Jahre  1846 
in  die  Preufsische  Bank  umgewandelt  wurde.  Dreifsig  Jahre 
bestand  dann  die  Preufsische  Bank,  bis  ihre  Nachfolgerin,  die 
Reichsbank,  am  1.  Januar  1876  ihren  Betrieb  eröffnete.  Eine 
dreifsigjährige  Geschäftstätigkeit  der  Reichsbank  läfst  sich 
jetzt,  nachdem  der  Verwaltungsbericht  der  Bank  für  1905  er- 
schienen ist,  vollständig  überblicken.  Wahrscheinlich  wird  es 
sich  dereinst  als  nötig  herausstellen,  in  der  Geschichte  der 
Bank  von  1906  ab  eine  neue  Periode  zu  rechnen.  Dreifsig 
Jahre  sind  daher  ein  bedeutungsvoller  Abschnitt  iin  Leben 
der  Bank,  und  es  entbehrt  deshalb  nicht  einer  gewissen  histo- 
rischen Berechtigung,  wenn  wir  die  Vollendung  der  ersten 
dreifsig  Jahre  in  dem  Dasein  der  Reichsbank  zum  Anlafs 
nehmen,  um  einen  Rückblick  auf  ihre  Geschäftstätigkeit  zu 
werfen. 

Wenn  es  nicht  zu  weit  führen  würde,  wäre  es  eine  loh- 
nende Aufgabe,  die  dreifsigjährige  Geschichte  der  Preufsischen 
Bank  mit  der  dreifsigjährigen  Wirksamkeit  der  Reichsbank 
zu  vergleichen.  Die  wirtschaftlichen  und  politischen  Bestre- 
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bangen  und  Kämpfe,  welche  zur  Reichsgrüudung  führten, 
spiegeln  sich  in  der  Geschichte  der  Preufsischen  Bank  wieder. 
Wie  in  der  Bewegung  zur  Zolleinheit,  so  hatte  Preufsen  auch 
in  der  Bewegung  zur  Zettelbank einheit  die  Führung  über- 
nommen. Während  die  verderblichen  Folgen  der  politischen 
Zerrissenheit  in  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  der  Notenemission 
fühlbar  zum  Ausdruck  gelangten,  war  die  Preufsische  Bank 
von  Anfang  an  bemüht,  eine  grüfsere  Einheitlichkeit  und 
höhere  Gesetzmäfsigkeit  in  der  Regelung  des  deutschen  Bank- 
notenumlaufs zu  erreichen.  An  ihrem  Beispiel  zeigte  sich, 
dafs  nur  eine  grofse  und  kapitalkräftige  Notenbank  die  wich- 
tigen volkswirtschaftlichen  Aufgaben  erfüllen  kann,  die  den 
wesentlichen  Zweck  der  Notenemission  bilden.  Nur  eine 
solche  Bank  verfügt  über  die  Einsicht  in  die  Gestaltung  aller 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  ohne  welche  eine  vernunft- 
gemäfse  Bankpolitik  nicht  möglich  ist.  Ihr  Gesichtskreis  ist 
weit  genug,  um  sich  mit  der  Wohlfahrt  des  Ganzen  zu  decken 
und  um  engherzige,  privatwirtschaftliche  Gewinniuteressen 
nicht  in  den  Vordergrund  treten  zu  lassen,  de  gröfser  die 
Notenbank  ist,  umso  gröfser  ist  aber  auch  das  Vertrauen,  das 
man  ihr  entgegenbringt;  denn  innerhalb  eines  weiten  Ge- 
schäftskreises kann  es  eher  zu  einer  Ausgleichung  der  An- 
sprüche kommen,  welche  an  die  Bank  gestellt  werden,  weil 
sie  nach  Zeit  und  Art  verschieden  sind.  Dem  Ansturm  wirt- 
schaftlicher Krisen  bietet  sie  eine  breitere  Angriffsfläche  dar, 
wodurch  seine  Wirkung  abgeschwächt  wird.  Die  Existenz- 
berechtigung und  die  Existenzkraft  einer  Bank  müssen  in  der 
Zeit  der  Not  ihre  Feuerprobe  bestehen.  Während  zahlreiche 
kleine  Bundesbanken  in  den  Kriegsjahren  1800  und  1870  voll- 
ständig versagten,  hatte  die  Preufsische  Bank  nicht  einen  Mo- 
ment gezögert,  dem  Volke  und  der  Regierung  die  Mittel  zur 
Verfügung  zu  stellen,  welcher  sie  zur  Abwendung  schwerer 
Gefahren  und  zur  Bewältigung  gröfser  Aufgaben  bedurften. 

Die  Reiclisbauk  hat  das  Erbe  der  Preufsischen  Bank  an- 
getreteu.  Ihre  Entwicklung  wird  begleitet  und  getragen  von 
den  tiefgreifenden  wirtschaftlichen  Umwälzungen,  die  in  den 
letzten  dreifsig  Jahren  vor  sich  gegungen  sind,  von  dem  ge- 
waltigen Ausbau  der  Weltwirtschaft  und  von  dem  macht- 
vollen Ringen  des  deutschen  Volkes  im  wirtschaftlichen  Kampfe 
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der  Nationen.  Wenn  die  Prenfsische  Bank  in  den  Jahren  des 
Werdens  wichtige  Dienste  leistete,  so  besteht  der  Nutzen,  den 
uns  die  Reichsbank  brachte,  vor  allem  darin,  das  Gewordene 
zu  erhalten,  zu  schützen  und  zu  immer  höherer  Vollendung 
zu  führen. 

Wenn  wir  von  der  Gründung  der  Reichsbank  sprechen, 
so  müssen  wir  auch  der  Männer  gedenken,  deren  volkswirt- 
schaftlicher Einsicht  und  politischer  Tatkraft  wir  es  haupt- 
sächlich verdanken,  dafs  die  Reichsbank  ihren  Betrieb  schon 
am  1.  Januar  1876  eröffnen  konnte.  Es  ist  bekannt,  dafs  der 
erste  Entwurf  des  Bankgesetzes,  welchen  das  Reichskanzler- 
amt dem  Bundesrat  vorlegte,  mit  keinem  Wort  die  Gründung 
einer  Reichsbank  erwähnte.  Diese  Tatsache  war  schon  durch 
die  Presse  verbreitet  worden,  als  der  XV.  Kongrefs  deutscher 
Volkswirte  am  17.  August  1874  in  Krefeld  zusannneutrat.  Da 
legte  Professor  Soetbeer  dem  Kongrefs  einen  Beschlufs  zur 
Annahme  vor,  welcher  die  Errichtung  einer  Reichsbank  als 
unbedingte  Voraussetzung  für  die  Reform  des  deutschen  No- 
tenwesens forderte,  und  Ludwig  Bamberger  unterstützte 
diese  Forderung  in  energischer  Weise.  Wir  wissen  heute, 
dafs  damals  weder  in  der  Regierung,  noch  im  Reichstag  eine 
so  klare  und  tiefe  Einsicht  in  die  Natur  einer  Zentralnotenbank 
vorhanden  war,  wie  sie  Ludwig  Bamberger  besafs.  In  einer 
kleinen  Schrift,  die  er  im  Jahre  1874  unter  dem  Titel  „die 
Zettelbank  vor  dem  Reichstag“  bei  Brockhaus  erscheinen  liefs, 
suchte  erAufklärnng  über  das  Wesen  und  die  Notwendigkeit 
der  Reielisbauk  in  weiteren  Kreisen  zu  verbreiten.  Als  der 
Entwurf  am  16.  November  1874  an  den  Reichstag  kam,  gab 
Ludwig  Bamberger  folgende  Erklärung  ab,  die  er  in  ein- 
gehender Rede  begründete:  „Ich  nehme  kein  Gesetz  an  ohne 
eine  Reichsbank,  und  ich  nehme  jedes  Gesetz  an  mit  einer 
Reichsbank.“  Sein  Verdienst  ist  es,  dafs  schliefslich  die  Re- 
gierung sich  veranlafst  sah,  dem  Gesetzentwurf  den  Plan  zur 
Errichtung  der  Reichsbank  einzufügen.  Wenn  auch  nicht  alle 
Forderungen,  die  Bamberger  damals  stellte,  erfüllt  wurden, 
wenn  auch  das  Bankgesetz  in  seiner  jetzigen  Gestalt  als  das 
Ergebnis  mannigfacher  Kompromisse  erscheint,  so  hat  er  es 
doch  verstanden,  die  schlimmsten  Gefahren  abzuwonden  und 
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die  Keime  künftiger  Entwicklung  mit  glücklicher  Hand  zu 
pflanzen. 

Als  die  Regierung  an  das  grofse  Werk  der  Münzreform 
im  Jahre  1871  herantrat,  empfahl  Ludwig  Bamberger  drin- 
gend, dafs  man  als  Grundlage  der  Reform  zuerst  die  Reichs- 
bauk  schaffe.  Und  gewifs  hätte  sich  die  Durchführung  der 
Münzreform  leichter  und  billiger  gestaltet,  wäre  sein  Vorschlag 
damals  angenommen  worden.  Wenn  die  Errichtung  der 
Reicksbank  im  Jahre  1871  aus  mannigfachen  Gründen  nicht 
möglich  war,  so  war  sie  vier  Jahre  später  durchaus  notwen- 
dig, wenn  der  Erfolg  der  mühsam  errungenen  Geldreform 
nicht  in  Frage  gestellt  werden  sollte.  Ludwig  Bamberger  er- 
hob 1874  im  Reichstag  seine  Forderung,  um  durch  die  Or- 
ganisation der  Reichsbank  die  eben  vollendete  Währungsge- 
setzgebung des  Deutschen  Reiches  zu  schützen  und  zur  Aus- 
führung zu  bringen,  und  bei  einer  Betrachtung  über  das 
Werden  und  Wesen  der  Reichsbank  darf  man  diesen  Urspruug 
niemals  aus  dem  Auge  verlieren  und  niemals  vergessen, 
dafs  sie  zum  Schutze  der  deutschen  Währung  geschaffen 
wurde. 

.L 

Die  Organisation  der  Reichsbank. 

Die  Geschichte  der  Reichsbank  läfst  sich  nur  verstehen, 
wenn  man  einen  Einblick  in  die  ihr  durch  das  Gesetz  ver- 
liehene Organisation  gewonnen  hat  und  sich  ein  Urteil  da- 
rüber bilden  konnte,  wie  weit  diese  Organisation  entwick- 
lungsfähig ist').  Im  wesentlichen  sind  die  hauptsächlichsten 
Einrichtungen  der  Reichsbank  schon  in  der  Verfassung  der 
Preufsisclien  Bank  vorhanden  gewesen.  Die  Aufsicht  über 
die  Reichsbank  wird  ebenso  wie  ihre  Leitung  von  der  Reichs- 
regierung ausgeübt.  Die  dazu  berufenen  Behörden  sind  das 
Bankkuratorium  und  das  Bankdirektorium.  Die  Aufsicht 
führt  das  Kuratorium,  das  unter  dem  Vorsitz  des  Reichs? 


')  Vgl.  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  vierte 
Auflage,  Tübingen  1901,  Bd.  1,  S.  37:5  ff.  und  Bd.  III,  S.  129  ff.;  die  jähr- 
lichen Verwaltungsberichte  der  Reichsbank  und  die  Jubiläumsschrift 
„Die  Reichsbank  1870 — 1900“. 
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kauziere  tagt  und  das  aus  vier  Mitgliedern  besteht.  Das  eine 
Mitglied,  welches  der  Kaiser  ernennt,  ist  gewöhnlich  der 
preufsische  Finanzminister,  die  drei  anderen  werden  von  dem 
Bundesrat  auf  zwei  Jahre  gewählt.  Von  diesen  drei  Mitglie- 
dern waren  von  Anfang  an  zwei  die  Vertreter  Bayerns  und 
Hamburgs,  das  dritte  Mitglied  war  zuerst  ein  Vertreter  Ba- 
dens und  später  Württembergs.  In  dieser  Welse  wird  diesen 
vier  Bundesstaaten  ein  unmittelbarer  Einblick  in  die  Bank- 
verwaltung gewährt.  Das  Kuratorium  ist  keine  ständig  ar- 
beitende Behörde,  es  tagt  nur  einmal  in  jedem  Vierteljahr, 
um  einen  Bericht  über  den  Zustand  der  Bank  und  ihre  Ge- 
schäftstätigkeit entgegenzunehmen.  Es  kann  auch  keine  Be- 
schlüsse fassen,  welche  für  die  Leitung  der  Reichsbank  ver- 
bindliche Kraft  hätten.  Wenn  das  Kuratorium  auf  Grund 
des  ihm  erstatteten  Berichts  irgend  welche  Änderungen  in 
der  Art  der  Geschäftsführung  für  geboten  erachtet,  so  kann 
es  seine  Ansichten  nur  in  der  Weise  zur  Geltung  bringen, 
dafs  sie  dem  Bundesrat  vorgelegt  werden.  Da  jedoch  der 
Reichskanzler  nicht  nur  den  Vorsitz  im  Kuratorium,  sondern 
auch  im  Direktorium  führt,  so  kann  er,  wenn  er  will,  jeden 
Beschlufs  des  Kuratoriums  durch  die  Verwaltung  der  Bank 
sofort  ausführen  lassen'). 

Die  Leitung  der  Reichsbank  wird  von  dem  Direktorium 
nach  den  Anweisungen  des  Reichskanzlers  geführt.  Es  be- 
steht aus  einem  Präsidenten,  einem  Vizepräsidenten  (seit  1887) 
und  7 Mitgliedern2).  Der  Reichskanzler  leitet  die  gesamte 
Bankverwaltung  nach  den  Bestimmungen  des  Bankgesetzes 
und  Bankstatuts.  Dementsprechend  trägt  auch  er  und  nicht 
das  Direktorium  die  staatsrechtliche  und  politische  Verant- 
wortlichkeit für  die  Leitung  der  Bank.  Ist  der  Reichskanzler 
verhindert,  so  mufs  sein  Stellvertreter,  der  vom  Kaiser  er- 

')  In  welcher  Weise  der  Reichskanzler  in  die  Leitung  der  Reichs- 
hank eingreifen  kann,  zeigte  sich  im  Jahre  1887,  als  Bismarck  die  Lom- 
bardierung russischer  Werte  untersagte.  Das  Verbot  bestand  bis  zum 
Jahre  1S!)4. 

*)  Der  Präsident  Dr.  Koch  und  der  Vizepräsident  Dr.  Gallen- 
knmp  gehörten  dem  Direktorium  schon  im  Jahre  1870  an.  Damals  war 
Präsident  der  Herr  von  Dechend,  der  1SÜ4  Präsident  der  Preufsiscben 
Bank  geworden  war. 
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iiaunt  wird,  die  ihm  obliegenden  Funktionen  ausüben.  Mit 
dieser  Stellvertretung  wurde  zuerst  der  Präsident  des  Reichs- 
•kauzlerarnts  und  später  gewöhnlich  der  Staatssekretär  des 
Innern  beauftragt.  Die  Beamten  der  Reichsbank  haben  zwar 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Reichsbeamten,  ihre  Besoldungen, 
Pensionen  und  sonstigen  Dienstbezüge  werden  aber  nicht  von 
der  Reichskasse,  sondern  von  der  Reichsbank  getragen. 

Wir  sehen,  wie  in  dieser  Weise  die  Organisation  der 
Reichsbank  aus  Reichsbehördeu  zusammengesetzt  ist,  deren 
Einrichtung  und  Wirkungskreis  durch  Reichsgesetz  bestimmt 
sind.  Man  könnte  daher  leicht  die  Vermutung  hegen,  dafs 
die  Reichsbank  eine  reine  Staatsanstalt  sei.  Wir  wissen 
alter,  dafs  der  Fiskus  mit  der  Bank  Verträge  abschliefseu 
kann,  und  dafs  die  Bank  vom  Reich  besteuert  wird.  Diese 
Tatsachen  beweisen  schon  au  sich,  dafs  wir  es  mit  keiner 
reinen  Staatsanstalt  zu  tun  haben  Auch  das  Vermögen  der 
Reichsbank  ist  nicht  Reichs  vermögen;  ihr  Kapital  ist  Privat- 
kapital, an  dessen  Aufbringung  sich  ausschliefslich  Privat- 
personen beteiligt  haben.  Während  die  Königliche  Bank  le- 
diglich auf  Staatskapital  gegründet  worden  war,  hatte  das 
Kapital  der  Preufsischen  Bank  nur  einen  verhältnismäfsig  ge- 
ringen Znschufs  aus  Staatsmitteln  erhalten.  Auch  dieser  Zu- 
sehufs  ist  bei  der  Begründung  der  Reichsbank  fortgefallen '). 

’)  Bei  ihrer  Gründung  wurde  die  Reichsbunk  mit  einem  Kapital 
von  120  Mill.  Mk.  ausgestattet,  das  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juni  180!)  auf  180 
Millionen  Mark  erhöht  worden  ist.  Von  diesem  Kapital  sind  bisher  17,5Mill. 
Mark  in  Gnindstücken  angelegt  worden,  während  der  verfügbare  Rest 
zur  Kreditgewährung  im  Wechsel-  und  Lombardgeschäft  verwendet  wird. 
Die  Regierung  hatte  damals  nur  eine  Erhöhung  des  Grundkapitals  auf 
150  Millionen  Mark  beantragt  und  hauptsächlich  auf  Veranlassung  der- 
jenigen Partei,  deren  Ideal  die  Verstaatlichung  der  Reichsbank  ist, 
wurden  noch  30  Millionen  Mark  hinzugefügt.  Die  Vertreter  dieser  Rich- 
tung hatten  sogar  eine  Erhöhung  auf  200  Millionen  Mark  gefordert.  Es 
ist  zu  bedauern,  dafs  mau  ihre  Anträge  damals  nicht  in  vollem  Umfange 
angenommen  hat,  denn  je  gröfser  das  Kapital  der  Reichsbank  ist,  umso 
schlechter  gestalten  sich  die  Aussichten  einer  etwaigen  Verstaatlichung; 
denn  umso  gröfser  wird  die  Anleihe  sein,  die  die  Regierung  zu  diesem 
Zweck  aufnehmen  mufs  und  umso  niedriger  wird  der  Gewinn  der  ver- 
staatlichten Bank  ausfallen,  weil  die  Verzinsung  der  Anleihe  bedeutendere 
Aufwendungen  erfordert.  Um  des  Gewinnes  wil  en  aber  wird  die  Ver- 
staatlichung hauptsächlich  angestrebt. 
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Äufserlich  hat  denn  auch  die  Reichsbank  die  Form  einer 
Aktiengesellschaft  und  doch  unterscheidet  sie  sich  in  allen 
wesentlichen  Zügen  von  dieser  privaten  Unteruehmungsform. 
Die  Reichsbank  ist  nicht  von  Gründern,  sondern  vorn  Staate 
geschaffen,  und  ihre  Errichtung  ist  nicht  durch  Eintragung 
in  das  Handelsregister  beurkundet  worden.  Auf  die  Begebung 
der  Reichsbankanteile  findet  der  im  § 38  des  Gesetzes  vom 
22.  Juni  1896  ausgesprochene  Prospektzwang  keine  Anwendung. 
Der  Aufsichtsrat  und  Vorstand  sind  staatlich  organisierte  Be- 
hörden. Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  kann  der 
Verwaltung  gegenüber  nicht  alle  Rechte  zur  Geltung  bringen, 
die  der  Generalversammlung  einer  privaten  Aktiengesellschaft 
zustehen.  Sie  kann  weder  über  die  Geschäftsleitung  der  Reichs- 
bank noch  über  die  Verteilung  der  Dividenden  Beschlüsse 
fassen,  welche  für  das  Reichsbankdirektorium  irgendwie  ver- 
bindlich wären.  Sie  hat  auch  nicht  das  Recht,  eine  Änderung 
des  Bankstatuts  zu  beschliefseu.  Jedoch  mufs  vor  einer  Ab- 
änderung des  Statuts,  die  nur  durch  Reichsgesetz  oder  Ver- 
ordnung geschehen  kann,  die  Ansicht  der  Generalversammlung 
eingeholt  werden. 

Im  wesentlichen  sind  die  rechtlichen  Befugnisse  der  Gene- 
ralversammlung darauf  beschränkt,  den  jährlichen  Verwal- 
tungsbericht entgegeuzunehmen  und  den  Zentralausschufs  zu 
wählen.  Diesem  Ausschufs  obliegt  die  ständige  Vertretung 
der  Anteilseigner.  Seine  fünfzehn  Mitglieder  und  deren  Stell- 
vertreter werden  von  der  Generalversammlung  aus  der  Zahl 
derjenigen  Anteilseigner  gewählt,  welche  aut  ihren  Namen 
lautende  Anteilscheine  über  einen  Mindestbetrag  von  je 
9000  Mark  besitzen.  Sämtliche  Mitglieder  und  Stellvertreter 
des  Zentralausschusses  müssen  im  Reichsgebiet  und  mindestens 
neun  in  Berlin  ihren  Wohnsitz  haben.  Dadurch  wird  ver- 
hütet, dafs  Ausländer,  welche  Anteilscheine  der  Reichsbank 
besitzen,  Einflufs  auf  ihre  Verwaltung  gewinnen  können'). 
Die  Sitzungen  des  Zentralausschusses  finden  monatlich  unter 
«lern  Vorsitz  des  Reichsbankpräsidenten  statt.  Bei  dieser  Ge- 


187«  1905 

l)  Zahl  der  Anteilseigner 8177  18578 

darunter  Ausländer 1674  2019 

Prozentsatz  der  Ausländer  . . . 16,8  10,8 
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legenheit  empfängt  der  Ausschufs  Berichte  über  die  Geschäfte 
der  Bank  und  über  die  Ergebnisse  der  Kassenrevisionen.  Er 
ist  gutachtlich  zu  hören  über  die  Bilanz  und  die  Gewinn- 
berechnung, über  den  Höchstbetrag,  bis  zu  welchem  die  Fonds 
der  Bank  zu  Lombarddarlehen  verwendet  werden  können, 
über  die  Höhe  des  Diskontsatzes  und  des  Lombardzinsfufses, 
sowie  über  Veränderungen  in  den  Grundsätzen  und  Fristen 
der  Krediterteilung  usw.  Von  der  Zustimmung  des  Zentral- 
ausschusses hängt  die  Höhe  des  Betrages  ab,  bis  zu  welcher 
die  Fonds  der  Bank  zum  Ankauf  von  Effekten  verwendet 
werden  können.  Unter  Effekten  versteht  man  alle  Wert- 
papiere mit  Ausnahme  der  Wechsel.  Dazu  gehören  auch  die 
Anleihen,  Renten  und  die  Schatzanweisungen  des  Reichs  und 
der  Einzelstaaten.  Ihren  Ankauf  kann  der  Zentralausschufs 
durch  Limitierung  des  dazu  erforderlichen  Betrages  be- 
schränken oder  ganz  unmöglich  machen.  Auf  die  Diskontie- 
rung jener  Wertpapiere  erstreckt  sich  aber  diese  Befugnis 
nicht,  denn  das  Bankgesetz  (§  13,2)  unterscheidet  zwischen 
„diskontieren,  kaufen  und  verkaufen“.  Diese  Unterscheidung 
kann  unter  Umständen  von  grofser  praktischer  Wichtig- 
keit werden.  Denn  wenn  der  Reichskanzler  befugt  ist,  der 
Bank  den  Befehl  zu  erteilen,  Schatzscheine  des  Reiches  und 
der  Bundesstaaten  zu  diskontieren,  ohne  dafs  die  Zustimmung 
des  Zentralausschusses  dafür  erforderlich  ist,  so  stehen  im 
Falle  einer  Mobilmachung  die  Mittel  der  Reichsbank  sofort 
und  ohne  weiteres  zur  Verfügung  der  Reichsregierung,  im 
entgegengesetzten  Falle  aber  erst,  nachdem  der  Ausschufs 
seine  Einwilligung  gegeben  hat. 

Die  fortlaufende  spezielle  Kontrolle  über  die  Verwaltung 
der  Reichsbank  üben  drei  von  dem  Zentralausschufs  aus  der 
Zahl  seiuer  Mitglieder  auf  ein  Jahr  gewählte  Deputierte  oder 
deren  gleichzeitig  zu  wählende  Stellvertreter  aus.  Den  Depu- 
tierten steht  das  Recht  zu,  an  allen  Sitzungen  des  Reichs- 
bankdirektoriums mit  beratender  Stimme  teilzunehmen.  Sie 
sind  berechtigt  und  verpflichtet,  die  Bücher  und  Portefeuilles 
der  Bank  einzusehen  und  den  ordentlichen  wie  aufserordent- 
lichen  Kassenrevisionen  beizu wohnen.  Über  ihre  Wirksam- 
keit erstatten  sie  in  den  monatlichen  Versammlungen  des 
Zentralausschusses  Bericht.  Eine  besondere  Bedeutung  ist 
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folgender  Bestimmung  beizumessen:  Wenn  bei  Geschäften  mit 
den  Finauzverwaltungen  des  Reiches  oder  der  deutschen 
Bundesstaaten  andere  als  die  allgemein  geltenden  Bedingungen 
des  Bankverkehrs  zur  Anwendung  kommen  sollen,  so  müssen 
diese  Geschäfte  vor  ihrem  Abschlufs  zur  Kenntnis  der  Depu- 
tierten gebracht,  und  wenn  auch  nur  einer  derselben  darauf 
anträgt,  dem  Zeutralausschufs  vorgelegt  werden.  Sie  müssen 
unterbleiben,  wenn  dieser  nicht  in  einer  beschlufsfähigen  Ver- 
sammlung sich  mit  Stimmenmehrheit  für  ihre  Zulässigkeit 
ausspricht.  In  dieser  Weise  soll  die  Selbständigkeit  der 
Reichsbank  der  Regierung  gegenüber  gewahrt  und  gegen 
übermäfsige  Anforderungen  des  Fiskus  geschützt  werden. 
Überall,  wo  der  Kredit  der  Notenbanken  zu  politischen  oder 
fiskalischen  Zwecken  ausgenutzt  worden  war,  hatte  man,  wie 
einst  bei  der  Königlichen  Bank,  die  schlimmsten  Erfahrungen 
gemacht  und  im  Interesse  der  gesamten  Volkswirtschaft 
wollte  mau  eine  zu  enge  Verbindung  des  Reichsfiskus  mit  der 
Reichsbank  verhüten.  Deshalb  hatte  man  die  Reichsbank 
ausschliefslich  auf  Privatkapital  gegründet,  deshalb  hatte  mau 
dem  Direktorium  in  dem  Zentralausschufs  einen  Beirat,  der 
aus  privaten  Geschäftsleuten  besteht,  zur  Seite  gestellt,  deren 
Unabhängigkeit  eine  gewisse  Garantie  gegen  den  politischen 
Mifsbrauch  des  Bankkredits  bietet,  und  deshalb  hatte  man 
auch  die  Deputierten  mit  weitgehenden  Kontrollbefugnissen 
ausgestattet. 

Während  die  Generalversammlung  einer  Aktiengesellschaft 
gewöhnlich  das  Recht  hat,  die  Auflösung  der  Gesellschaft  zu 
beschliefsen,  stehtden  Anteilseignern  der  Reichsbank  ein  solches 
Recht  nicht  zu.  Durch  das  Baukgesetz  vom  Jahre  1875  wurde  die 
Reichsbank  zunächst  bis  zum  Ende  des  Jahres  1890  errichtet. 
Nach  Ablauf  dieserZeit  hatte  die  Reichsregierung  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  . sie  fortbestehen  sollte  oder  nicht,  ohne  dafs  die 
Zustimmung  der  Anteilseigner  eingeholt  zu  werden  brauchte. 
Da  das  Privileg  damals  nicht  gekündigt  wurde,  so  gilt  die 
Vorschrift  des  Gesetzes,  dafs  es  immer  jedes  zehnte  Jahr  mit 
Zustimmung  des  Reichstages  erneuert  werden  mufs.  Die  Pro- 
longierung erfolgte  zum  ersten  Mal  durch  das  Gesetz  vom 
18.  Dezember  1889  und  zum  zweiten  Mal  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1899.  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  aus  der  Mitte  des 
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Reichstages  die  Anregung,  die  zehnjährige  Frist  zu  ver- 
doppeln, um  die  Beunruhigung,  die  regelmäfsig  infolge  der 
mit  der  Erneuerung  verbundenen  parteipolitischen  Agitation 
eintritt,  möglichst  zu  vermeiden.  Der  Anregung  aber  wurde 
nicht  Folge  geleistet. 

Wie  die  Reichsbank  ihre  hauptsächlichsten  Organe:  das 
Kuratorium,  das  Direktorium,  den  Zentralausschufs  und  die  De- 
putierten von  der  Preufsischen  Bank  übernommen  hatte,  so  hat 
sie  sich  auch  in  dem  Ausbau  ihres  Filialsystems  unmittelbar  an 
das  schon  vorhandene  angelehnt.  Wenn  in  der  Bezeichnung 
der  Zweiganstalten  Änderungen  vorgenommen  wurden,  so  be- 
deutete das  keineswegs  eine  Änderung  des  Systems.  Die 
Bankkomptoire  der  Preufsischen  Bank  wurden  die  Reichs- 
bankhauptstellen, die  Bankkommanditen  die  Reichsbankstellen 
und  die  Agenturen  die  Reichsbanknebenstellen.  Selbständige 
Bankanstalten  sind  nur  Reichsbankhauptstellen  und  die 
Reichsbankstellen.  Sie  dürfen  innerhalb  ihres  Bezirks  alle 
Geschäfte  selbständig  betreiben,  welche  überhaupt  der  Reichs- 
bank zustehen.  Ihnen  sind  die  Reichsbanknebenstellen  un- 
mittelbar untergeordnet,  wenn  sie  auch  dieselben  Geschäfte 
betreiben  dürfen  wie  jene,  so  sind  sie  dabei  doch  an  die  Ge- 
nehmigung der  Vorgesetzten  Bankanstalt  gebunden.  Die  Ge- 
schäftstätigkeit dieser  unselbständigen  Filialen  konnte  sich 
anfänglich  nur  langsam  weiter  bilden,  da  ihre  Leitung  in  un- 
geschulten Händen  lag  und  da  sie  mit  ausreichenden  Kassen- 
vorräten nicht  ausgestattet  werden  konnten.  Diese  Mängel 
sind  allmählich  beseitigt  worden,  und  dementsprechend  hat 
sich  ihr  Geschäftskreis  weiter  ausdehnen  können.  Den  selb- 
ständigen Bankanstalten  sind  auch  die  Wareudepots  unter- 
stellt, die  fast  nur  zur  Vorbereitung  und  Vermittlung  von 
Lombardgeschäften  dienen. 

Die  Errichtung  der  Reichsbankhauptstellen  erfolgt  auf 
Antrag  des  Reichskanzlers  durch  den  Bundesrat.  Sie  be- 
stehen heute  in  Bremen  '),  Breslau '),  Köln '),  Danzig2),  Dort- 
mund1), Dresden3),  Frankfurt  a.  M.1),  Hamburg'),  Hannover1), 
Kiel4),  Königsberg'),  Leipzig'),  Magdeburg'),  Mannheim'), 
München'),  Posen'),  Stettin'),  Strafsburg  i.E. ')  und  Stuttgart'). 

')  Reichsbankhauptstelle  seit  dem  1.  Januar  1S7ö:  -)  seit  dem  1.  Mai 
1879;  >)  seit  1903;  *)  seit  1901. 
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•Teder  gröfsere  Bundesstaat  und  jede  preufsische  Provinz  be- 
sitzen daher  eine  Reichsbankhauptstelle. 

Die  Errichtung  der  Reichsbankstellen  erfolgt  durch  den 
Reichskanzler  auf  Antrag  des  Reichsbankdirektoriums,  und 
die  Errichtung  der  Unteranstalten  hängt  ausschliefslich  von 
der  Entscheidung  des  Reichsbankdirektoriums  ab. 

Am  Ende  des  Jahres  1876  besafs  die  Reichsbank  insge- 
samt 206  Zweiganstalten,  im  Jahre  1895  war  ihre  Zahl  aut 
275  und  im  Jahre  1905  auf  442  gestiegen').  Sie  hat  sich  daher 
in  den  letzten  zehn  Jahren  besonders  stark  vermehrt.  Ihre 
Zahl  ist  auch  in  stärkerem  Verhältnis  gestiegen  als  die  Be- 
völkerung. Am  Ende  des  Jahres  1876  kam  eine  Bankanstalt 
auf  209  000  Einwohner,  im  Jahre  1905  schon  auf  137  115  Ein- 
wohner. Die  Entwicklung  des  Filialsysteins  richtet  sich  nach 
dem  wirtschaftlichen  Charakter  der  einzelnen  Gegenden.  In 
dicht  bevölkerten  und  industriereichen  Gegenden  liegen  die 
Filialen  dichter  bei  einander  als  in  den  vorwiegend  landwirt- 
schaftlichen Distrikten.  Daher  sind  die  Bankbezirke  in  jenen 
Gegenden  viel  kleiner  als  iu  diesen.  Der  kleinste  Bezirk 
liegt  im  westfälischen  Industriegebiet.  Es  ist  Bochum  mit 
nur  120  qkm. 

Die  Wirkungssphäre  der  Preufsischen  Bank  lag  über- 
wiegend in  den  alten  preufsischen  Provinzen  östlich  der  Elbe, 
die  einen  ausgesprochen  agrarischen  Charakter  trugen.  Im 
Jahre  1847  bestanden  in  diesen  Provinzen  acht  selbständige 
Bankanstalten,  in  Rheinland  und  Westfalen  nur  drei.  Im 
Jahre  1857  war  der  Umsatz,  welchen  die  Bank  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preufsens  machte,  dreimal  so  grofs  als  der, 
welcher  in  Rheinland  und  Westfalen  erzielt  wurde.  Im  Jahre 
1868  betrug  der  Umsatz  der  ostelbischen  Provinzen  noch  das 
Doppelte  des  Umsatzes  der  beiden  westlichen  Provinzen.  Im 
Jahre  1905  aber  belief  sich  der  Umsatz  der  Bankanstalten  in 
jenen  sechs  Provinzen  auf  23  247,6  Millionen  Mark  und  der- 
jenige der  Bankanstalten  in  den  beiden  westlichen  Provinzen 


’)  Es  bestanden  Filialen; 
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auf  32  829  Millionen  Mark.  In  jenem  Gebiet,  das  fünfmal  so 
grofs  ist  als  Rheinland  und  Westfalen,  wurden  nur  15  pCt. 
des  Gesamtumsatzes  erzielt,  in  diesen  beiden  Provinzen  da- 
gegen 21  pCt.  Diese  Zahlen  zeigen  deutlich,  wie  sich  der 
wirtschaftliche  Charakter  des  Staates  seit  der  Errichtung  der 
Reichsbank  geändert  hat,  und  wie  dementsprechend  ihre 
Geschäftstätigkeit  auch  eine  ganz  andere  Grundlage  und  Ent- 
wicklungsmöglichkeit erhalten  mufste.  Während  die  Preufsi- 
sche  Bank  überwiegend  mit  einer  ländlichen  Bevölkerung  zu 
tun  hatte,  setzt  sich  der  Geschäftskreis  der  Reichsbank  haupt- 
sächlich aus  der  industriellen  Bevölkerung  zusammen.  Dieser 
Umschwung  zeigt  sich  auch  darin,  dafs  das  Waren-Lombard- 
geschäft,  welches  bei  der  Preufsischen  Bank  noch  eine  her- 
vorragende Rolle  spielte,  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zu- 
rückgegangen ist;  denn  es  handelt  sich  hier  hauptsächlich  um 
die  Lombardierung  landwirtschaftlicher  Stapelprodukte.  Im 
Jahre  1876  bestanden  insgesamt  27  Reichsbankwarendepots, 
im  Jahre  1905  nur  noch  14,  die  ausschliefslich  in  Ost-  und 
Westpreufsen  und  in  Pommern  liegen. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  für  den  verschiedenen  Cha- 
rakter der  Preufsischen  Bank  und  der  Reichsbank  war  auch 
die  Tatsache,  dafs  jene  bis  zum  Ende  ihres  Daseins  in  Silber 
zahlen  konnte,  während  diese  von  Anfang  an  auf  Verlangen 
in  Gold  zahlen  mufste. 

Der  Gesamtumsatz  der  Reichsbank  belief  sich  im  Jahre 
1876  auf  36,7  Milliarden  Mark,  im  Jahre  1905  aber  auf  251,3 
Milliarden  Mark.  Die  Gesamtzahl  der  von  ihr  beschäftigten 
Beamten  ünd  sonstigen  Angestellten  hat  sich  von  1094  im 
Jahre  1876  auf  2939  im  Jahre  1905  erhöht.  Im  Jahre  1876 
kam  durchschnittlich  auf  den  einzelnen  Beamten  ein  Umsatz 
von  33,5  Millionen  Mark,  im  Jahre  1905  dagegen  von  85,5  Mill. 
Mark. 

In  Berlin  ist  die  Geschäftsleitung  des  Bankbezirkes  mit 
der  Zentralverwaltungsstelle  verbunden.  Durch  diese  Verbin- 
dung wird  es  ermöglicht,  dafs  das  Reichsbankdirektorium  be- 
ständig in  unmittelbarer  Berührung  mit  der  Praxis  des  Ge- 
schäftsverkehrs bleibt.  Durch  regelmäfsige  Berichte,  welche 
die  Leiter  der  Zweiganstalten  dem  Direktorium  zu  erstatten 
haben,  durch  jährliche  Konferenzen,  die  von  ihnen  unter  dem 
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Vorsitz  des  Präsidenten  abgehalten  werden,  wird  das  Direk- 
torium fortlaufend  über  die  Lage  von  Handel  und  Industrie 
in  den  einzelnen  Bankbezirken  unterrichtet. 

Je  geringer  die  Zahl  der  Privatnotenbauken  wurde,  je 
mehr  die  Reichsbank  sich  zu  einer  Zentralnotenbank  heraus- 
bildete, umsomehr  wurde  sie  genötigt,  das  Netz  ihrer  Zweig- 
anstalten immer  weiter  auszudehnen  und  immer  dichter  zu 
gestalten.  Die  Unteranstalten  üben  hauptsächlich  eine  ver- 
mittelnde Tätigkeit  aus,  indem  sie  den  höheren  Stellen  Ge- 
schäfte zuführen.  Allmählich  lebten  sie  sich  immer  inniger 
in  die  verschiedenartigen  geschäftlichen  Beziehungen  ihres 
Bankbezirkes  ein.  Dementsprechend  wuchs  mit  dem  Kreis 
ihrer  Aufgaben  auch  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung.  Man 
kann  in  gewissem  Sinne  das  Netz  der  Reichsbankanstalten 
mit  dem  Netz  der  Eisenbahnen  vergleichen.  Die  Nebenlinien 
führen  den  Hauptlinieu  den  Verkehr  zu.  Neue  Linien  er- 
sohliefsen  Gegenden,  die  bisher  abseits  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  lagen  und  schaffen  die  Möglichkeit  einer  auf- 
blühenden  Entwicklung.  Ungefähr  dieselbe  Wirkung  übt  die 
Ausgestaltung  des  Filialsystems  der  Reichsbank  aus.  Ihre 
Zweiganstalten  sind  überall  dort  unentbehrlich,  wo  schon  ein 
lebhafter  wirtschaftlicher  Verkehr  vorhanden  ist,  und  sie 
tragen  dazu  bei,  ihn  dort  zu  erwecken,  wo  er  noch  schlummert. 
Ebenso  wie  die  Eisenbahnen  eine  Befestigung  der  wirtschaft- 
lichen Einheit  innerhalb  des  Landes  herbeiführen,  bewirkt 
auch  der  Ausbau  des  Banknetzes  eiue  innigere  wirtschaftliche 
Konsolidierung  der  verschiedenen  Landesteile.  Je  mehr  das 
Filialnetz  der  Reichsbank  ausgebaut  und  vervollkommnet 
wurde,  umsomehr  wurde  sie  befähigt,  die  ihr  gestellten,  für 
die  deutsche  Volkswirtschaft  so  überaus  wichtigen  Aufgaben 
zu  erfüllen. 

Wenn  wir  das  Banksystem  mit  dem  Eisenbahnnetz  ver- 
gleichen, so  darf  allerdings  ein  wichtiger  Unterschied  nicht 
übersehen  werden:  die  Eisenbahnen  werden  fiskalisch  ver- 
waltet, während  die  Verwaltung  der  Reichsbank  sich  nicht 
von  irgend  welchen  Gewinninteressen,  sondern  nur  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Wohlfahrt  der  gesamten  Volkswirtschaft 
leiten  läfst.  Es  hat  auch  in  Deutschland  eine  Zeit  gegeben, 
in  der  das  Geld-  und  Bankwesen  hauptsächlich  fiskalischen 
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Zwecken  unterworfen  war.  Mau  ist  aber  nacli  trüben  Er- 
fahrungen zu  der  Erkenntnis  gelangt,  dafs  die  Förderung  der 
Verkehrszwecke,  welche  das  Geld-  und  Bankwesen  ermöglicht, 
ungleich  wertvoller  ist  als  noch  so  hohe  Reinerträge,  die  sich 
daraus  ergeben  können.  Vielleicht  kommt  einmal  eine  Zeit, 
wenn  sie  auch  in  ferner  Zukunft  liegt,  in  welcher  dieselbe 
Einsicht  für  die  staatliche  Verwaltung  der  Eisenbahnen  mafs- 
gebend  sein  wird. 

Der  gewaltige  Fortschritt,  welchen  die  Geschäftstätigkeit 
der  Reichsbank  gemacht  hat,  beruht  auf  dem  Prinzip  ihrer 
Organisation,  das  die  staatliche  Verwaltung  mit  dem  Privat- 
kapital vereinigt  und  auf  der  Erweiterung  ihres  Filialnetzes, 
dessen  Ausdehnung' die  Filialnetze  der  übrigen  europäischen 
Zentralnotenbanken  weit  überragt.  Beides  sind  Schöpfungen 
Rother’s,  der  darauf  im  Jahre  1846  die  Preufsische  Bank  be- 
gründete, und  der  sich  dadurch  einen  Anspruch  auf  bleibenden 
Ruhm  erwarb.  Dieses  System  ermöglichte  eine  glückliche 
Vereinigung  preufsischer  Verwaltungstraditionen  mit  der  Er- 
fahrung und  Einsicht  der  ersten  Geschäftsleute  des  Landes. 
Es  hat  sich  in  der  Geschichte  der  grnfsten  deutschen  Noten- 
bank so  sehr  bewährt,  dafs  man  unwillkürlich  fragen  mufs, 
ob  es  mit  ähnlichem  Erfolge  nicht  in  verschiedenen  Zweigen 
der  staatlichen  Verwaltung  zur  Anwendung  kommen  könnte. 

Ebensosehr  aber  war  die  erfolgreiche  Entwicklung,  welche 
die  Geschäftstätigkeit  der  Reichsbank  genommen  hat,  ab- 
hängig von  der  Ausdehnungsfähigkeit  ihres  Filialnetzes.  Die 
Fortschritte  im  Giro-,  Wechsel-  und  Lombard-Geschäft  be- 
ruhen zum  grofseu  Teil  auf  der  Verbreitung  ihrer  Zweigan- 
stalten. Ebenso  beruhte  hierauf  auch  die  Möglichkeit,  dafs 
sie  immer  inniger  mit  allen  Teilen  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft verwachsen  konnte. 


II. 

Die  Notenaasgabe. 

Der  Reichsbank  sind  durch  das  Bankgesetz  folgende  Auf- 
gaben gestellt:  Sie  soll  den  Geldumlauf  im  gesamten  Reichs- 
gebiete regeln,  die  Zahlungsausgleichungen  erleichtern  und  für 
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die  Nutzbarmachung  verfügbaren  Kapitals  sorgen ')•  Um  diese 
wichtigen  Aufgaben  erfüllen  zu  können,  ist  ihr  das  Recht  der 
Notenausgabe  verliehen  worden.  Es  ist  ihr  gestattet,  Banknoten 
nach  Bedürfnis  ihres  Verkehrs  auszugeben.  Damit  ist  int 
Prinzip  die  Unbeschränktheit  des  Notenprivilegs  anerkannt. 
Eine  möglichst  weitgehende  Freiheit  der  Notenausgabe  ist 
aber  auch  die  notwendige  Voraussetzung  für  die  Erfüllung 
der  Zwecke,  welchen  die  Banknote  dienen  soll.  Keine  hoch- 
entwickelte  Volkswirtschaft  kann  ausschliefslich  mit  Metall- 
geld auskommen.  Die  Menge  des  vorhandenen  Metallgeldes 
würde  nicht  ausreichen,  um  allen  Bedürfnissen  des  inländischen 
und  internationalen  Zahlungsverkehrs  zu  genügen.  Sie  kann 
sich  auch  den  Schwankungen  des  Geldmarktes  nicht  schnell 
und  genau  genug  anpassen,  und  für  gröfsere  Summen  bleibt 
das  Metallgeld,  auch  wenn  es  aus  dem  hochwertigen  Golde 
besteht,  immer  ein  unbequemes  Zahlungsmittel.  Das  staat- 
lich emittierte  Papiergeld  ist  nicht  geeignet,  diese  Mängel  des 
Metallgeldes  auszugleichen.  Deshalb  hat  man  in  fast  allen 
Staaten  seine  Zuflucht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  genommen. 
Die  grofsen  Vorzüge,  welche  die  Banknote  als  Umlaufsmittel 
besitzt,  beruhen  darauf,  dafs  ihre  Ausgabe  sich  jedem  Wechsel 
des  Geldbedarfs  anschmiegen  kann,  da  sie  unmittelbar  durch 
die  einzelnen  Handlungen  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  ver- 
anlafst  wird.  Es  ist  daher  wichtig,  dafs  die  Emission  der 
Banknoten  durch  rechtliche  Schranken  uicht  zu  sehr  gehemmt 
wird.  Nur  dafür  hat  das  Gesetz  zu  sorgen,  dafs  die  Einlös- 
barkeit der  Noten  unbedingt  gesichert  sei,  und  doch  darf  die 
Rücksicht  auf  ihre  Sicherstellung  nicht  so  weit  getrieben 
werden,  dafs  die  Elastizität  der  Emission  darunter  leiden 
würde. 

In  England  und  noch  weit  mehr  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ist  die  Elastizität  der  Notenausgabe  der 
absoluten  Sicherstellung  ihrer  Einlösbarkeit  geopfert  worden. 
Daher  hat  in  jenen  Ländern  die  Banknote  auch  nicht  die  Be- 

')  T)as  Grundgesetz  der  Preufsischen  Hank  definiert  in  seinem  § 1 
den  Zweck  der  Hank  in  folgender  Weise:  „Die  Bank  ist  bestimmt,  den 
Geldumlauf  des  Landes  zu  befördern,  Kapitalien  nutzbar  zu  machen, 
Handel  und  Gewerbe  zu  unterstützen  und  einer  übermafsigen  Steigerung 
des  Zinsfußes  vorzubeugen.* 
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deutung  für  den  volkswirtschaftlichen  Zahlungsverkehr  ge- 
winnen können  wie  in  Deutschland.  An  ihre  Stelle  ist  dann 
dort  die  Verwendung  des  Checks  zu  grofser  Ausdehnung  ge- 
lang!. Der  Check  aber  vermag  die  Banknote  nicht  vollstän- 
dig zu  ersetzen;  denn  wenn  er  auch  bei  allgemeinem  Ge- 
brauch sich  als  ein  gutes  Zahlungsmittel  erweist,  so  kann  er 
doch  nicht  wie  die  Banknote  die  Dienste  eines  Umlaufsmittels 
erfüllen. 

Zur  Sicherung  der  Noten  hat  man  sich  in  Deutschland 
mit  der  Vorschrift  begnügt,  dafs  ein  Drittel  der  ausgegebenen 
Noten  bar  gedeckt  sein  müsse.  Schon  die  Noten  der  Preufsi- 
schen  Bank  mufsten  zu  einem  Drittel  in  barem  Gelde  oder 
Silberbarren  gedeckt  sein.  Die  für  die  Reichsbank  geforderte 
Bardeckung  schliefst  aufser  dem  Metall  auch  die  Reichskassen- 
scheine ein.  Zum  Zwecke  der  Notendeckuug  werden  also  die 
Reichskassenscheine  durch  das  Gesetz  dem  Bargelde  voll- 
ständig gleichgestellt. 

Selbstverständlich  ist  die  Reichsbank  wie  jede  andere 
Notenbank  verpflichtet,  die  von  ihr  ausgegebeuen  Noten  nicht 
nur  an  ihrem  Hauptsitz,  sondern  auch  au  ihreu  Zweiganstalteu 
stets  zum  vollen  Nennwert  in  Zahlung  zu  nehmen.  Dagegen 
ist  eine  unbegrenzte  Verpflichtung  zur  Einlösung  der  Noten 
nur  für  die  llauptkasse . in  Berlin  ausgesprochen,  während  sie 
für  die  Zweiganstalten  insoweit  besteht,  als  es  ihre  Barbe- 
stände und  Geldbedürfnisse  gestatten.  Diese  Beschränkung 
hat  nur  insofern  irgend  welche  praktische  Bedeutung  erlangt, 
als  es  sich  um  eine  Goldentziehung  zu  Zwecken  der  Ausfuhr 
handelt;  denn  es  würde  sonst  der  Reichsbank  noch  ein  Teil 
der  Transportkosten  zur  Erleichterung  der  Goldausfuhr  auf- 
gebiirdet  werden.  Wenn  ein  Bankier  deutsches  Gold  nach 
England  versenden  will,  und  wenn  ihm  die  Hamburger  Reichs- 
bankhauptstelle zu  diesem  Zwecke  Gold  in  beliebiger  Menge 
zur  Verfügung  stellen  würde,  so  brauchte  er  nicht  einmal  die 
Kosten  des  Goldtransports  von  Berlin  nach  Hamburg  zu 
tragen,  da  sie  ihm  von  der  Reichsbank  abgenommen 
werden'). 


')  Es  ist  aber  zu  beachten,  dafs  jede  Erschwerung  der  Goldausfuhr 
die  Stellung  Deutschlands  auf  dem  Weltmarkt  schwachen  mufs.  Fried- 
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Da  die  Reichs-  und  Landeskassen  im  Verwaltungswege 
angewiesen  worden  sind,  die  Reichsbanknoten  jederzeit  in 
Zahlung  zu  nehmen,  so  besitzen  sie  dieselbe  Zahlungskraft 
wie  das  Währungsgeld,  ohne  dafs  sie  ihnen  ausdrücklich  durch 
Gesetz  verliehen  worden  wäre.  Die  englischen  Banknoten 
gelten  als  legal  tender,  aber  ihr  Charakter  ist  auch  durchaus 
verschieden  von  dem  der  deutschen  Banknoten.  Die  Bank 
von  England  darf  nur  einen  festen  Betrag  nicht  bar  gedeckter 
Noten,  gegewärtig  369  Millionen  Mark,  ausgeben  und  sie 
inufs  dafür  staatliche  Schuldscheine  hinterlegen.  Sobald  sie 
diese  Grenze  überschreitet,  mufs  sie  für  jede  Note,  die  sie 
ausgibt,  einen  entsprechenden  Betrag  in  Sovereigns  vorrätig 
halten.  Dem  englischen  Banknotenumlauf  fehlt  daher  nicht 
nur  die  Elastizität  des  deutschen  Umlaufs,  er  unterscheidet 
sich  auch  nach  Überschreitung  des  Kontingents  in  keiner 
Weise  von  dem  Goldumlauf.  Es  lag  daher  absolut  kein  Grund 
vor,  den  englischen  Banknoten  die  Eigenschaft  des  gesetz- 
lichen Zahlungsmittels  vorzuenthalten,  ln  Deutschland  wird 
aber  mit  gutem  Recht  der  gröfste  Wert  auf  die  möglichst 
vollkommene  Elastizität  des  Notenumlaufs  gelegt,  uud  man 
mufs  mit  Sorgfalt  alles  zu  vermeiden  suchen,  was  sie  irgend- 
wie beeinträchtigen  könnte.  Werden  aber  die  Noten  mit  ge- 
setzlicher Zahluugskraft  ausgestattet,  so  ist  es  nicht  ausge- 
schlossen, dafs  sie  länger  im  Verkehr  haften  als  unbedingt 
nötig  ist,  und  dafs  sie  daher  an  ihrer  Elastizität  Einbufse  er- 
leiden. Deshalb  ist  es  gut,  dafs  wir  dem  englischen  Beispiel 
nicht  gefolgt  sind;  aus  demselben  Grunde  aber  ist  es  nicht 
zu  billigen,  dafs  wir  in  einem  anderen  Punkte  jüngst  von  dem 
englischen  Vorbilde  abgewichen  sind. 

rieh  Koch  (Der  Londoner  Goldverkehr,  Stuttgart  und  Berlin  1905)  weist 
mit  Recht  darauf  hin,  dafs  die  unbegrenzte  Umlaufsfahigkeit  des  eng- 
lischen Wechsels  auf  der  Gewifsheit  beruht,  dafs  englisches  Gold  jeder- 
zeit zu  haben  ist.  »Der  Grund,  weshalb  der  deutsche  Wechsel  sich 
nicht  recht  einbürgern  will,  ist  in  der  Stellung  zu  suchen,  die  unsere 
Reichsbank  Goldverschiffungen  gegenüber  einnimmt.  Man  weifs,  dafs 
es  nicht  immer  tunlich  ist,  deutsches  Gold  in  grofsen  Beträgen  zu  Zah- 
lungen an  das  Ausland  zu  verwenden.  Zwar  sollen  die  Mafsnahmen  der 
Roichsbank  nicht  den  „legitimen  Warenverkehr“,  sondern  nur  die  aus- 
ländischen Angreifer  treffen.  Aber  die  ganze  Politik  ist  doch  ein  Be- 
weggrund,  im  Zweifelsfall  lieber  auf  London  zu  ziehen  als  auf  deutsche 
Plätze“.  S.  5b. 
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Nach  dem  Art.  18  des  Münzgesetzes  vom  9.  Juli  1 HTA 
sollten  keine  Banknoten  unter  100  Mark  ausgegeben  w erden 
und  durch  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  wurde  die  Aus- 
gabe von  Banknoten,  die  auf  100,  200,  500  und  1000  Mark 
und  das  Vielfache  von  1000  Mark  lauten,  gestattet.  Bis  zum 
Jahre  1900  hatte  die  Reichsbank  nur  Hundert-  und  Tausend- 
markscheine ausgegeben,  und  zwar  dreimal  soviel  von 
jener  als  von  dieser  Sorte.  Durch  den  Art.  18  des  Münz- 
gesetzes  wollte  man  vor  allem  mit  der  Misswirtschaft, 
die  bis  dahin  von  einzelnenLandesbanken  mit  den  kleinen 
Scheinen  getrieben  worden  war,  endgültig  aufräumen  und 
verhüten,  dafs  die  neugeschaffenen  Goldmünzen  durch  die 
Ausgabe  kleiner  Banknoten  aus  dem  Verkehr  verdrängt  und 
ins  Ausland  getrieben  würden.  Im  Jahre  1900  aber  ent- 
deckte man  plötzlich,  dafs  im  Verkehr  ein  steigendes  Bedürf- 
nis nach  kleinen  Scheinen  hervorgetreten  sei,  welches  durch 
den  fest  begrenzten  Vorrat  an  Reichskassenscheinen  nicht  ge- 
deckt w erden  könne,  und  so  entschlofs  man  sich  durch  das 
Gesetz  vom  0.  Februar  1900  zur  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Abschnitten  von  20  und  50  Mark.  Die  gleichlautenden  Reiehs- 
kassenscheine  sollen  nach  dem  Gesetz  vom  5.  Juli  1900  ein- 
gezogeu  und  in  Fünf-  und  Zehnmarkscheine  umgewandelt 
w erden.  Auch  in  England  hat  man  in  Zeiten  der  wirtschaft- 
lichen Not  wohl  daran  gedacht,  der  Bank  das  Recht  zur 
Ausgabe  von  Einpfundnoten  zu  verleihen.  Derartige  Vor- 
schläge sind  aber  stets  an  dem  Widerstand  der  Bank  weit  ge- 
scheitert und  die  kleinsten  englischen  Banknoten  lauten  noch 
heute  auf  fünf  l’fund  Sterling.  Als  man  in  Deutschland  sich 
entschlofs,  von  diesem  englischen  Vorbild  abzuweichen,  hegte 
man  im  Stillen  die  Hoffnung,  dafs  die  kleinen  Banknoten  zu 
50  und  20  Mark  Gold  aus  dem  Verkehr  verdrängen  würden, 
und  dafs  dieses  Gold  der  Reichsbank  zur  Stärkung  ihres 
Goldbestandes  zufliefsen  würde.  Zu  dieser  Hoffnung  aber 
war  man  nicht  berechtigt,  solange  die  Annahme,  welche  zur 
Ausgabe  der  kleinen  Banknoten  geführt  hatte,  begründet  war, 
dafs  ein  Bedürfnis  nach  Vermehrung  der  Zahlungsmittel  über- 
haupt vorhanden  sei.  Wenn  die  Banknoten  wirklich  eine 
Lücke  im  Zahlungsverkehr  ausfüllen,  so  werden  Goldmünzen 
durch  ihre  Ausgabe  nicht  verdrängt  werden.  Tatsächlich  hat 
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sich  denn  auch  diese  Hoffnung  bisher  nicht  erfüllt,  denn  es  ist 
heute  der  Metallvorrat  der  Reichsbauk  relativ  geringer  als  je 
vorher  und  auch  im  Durchschnitt  der  ersten  neun  Monate  des 
Jahres  1006  stand  er  niedriger  als  im  Jahre  1905.  Dagegen 
hat  sich  der  Bestand  an  Reichskassenscheinen  von  18,6  Mill. 
Mark  am  6.  Januar  1906  auf  50,4  Millionen  Mark  am  15.  De- 
zember erhöht.  Der  höchste  Bestand  an  Reichskassenscheinen 
im  Jahre  1905  war  an  vier  einzelnen  Tagen  30  Millionen 
Mark  gewesen,  sonst  aber  stellte  er  sich  erheblich  niedriger. 
Im  Jahre  1906  hat  er  sich  seit  dem  15.  Mai  dauernd  über 
30  Millionen  Mark  und  seit  dem  15.  August  dauernd  über  40 
Millionen  Mark  gehalten.  Im  Jahresdurchschnitt  hat  er  seit 
1882  zwischen  19,2  Millionen  Mark  im  Jahre  1886  und 
zwischen  27,1  Millionen  Mark  im  Jahre  1903  geschwankt. 
Als  nachweisbarer  Erfolg  der  Ausgabe  kleiner  Banknoten  ist 
daher  bis  jetzt  nur  die  Verdrängung  der  Reichskassenscheine 
henorge treten,  und  es  bleibt  abzuwarten,  ob  ihr  Bestand, 
nach  vollendeter  Einziehung  der  20-  und  50  Mark-Reichskassen- 
scheine,  wieder  auf  ihr  früheres  Niveau  zurückgehen  wird. 
Der  Hauptgrund  aber,  der  in  jedem  Falle  gegen  die  Emission 
kleiner  Banknoten  spricht,  ist  der,  dafs  die  kleinen  Noten 
schwer  nach  der  Ausgabestelle  zurückkehren,  dafs  sie  häufiger 
länger  im  Umlauf  bleiben  als  dem  Bedarf  des  Verkehrs  ent- 
spricht, und  dafs  sie  daher  dazu  beitragen,  die  Elastizität  der 
Notenzirkulation  zu  vermindern.  Deshalb,  glaube  ich,  war 
es  nicht  ratsam,  in  diesem  Punkte  von  dem  englischen  Vor- 
bild abzuweichen. 

Der  durchschnittliche  Notenumlauf  der  Reichsbank  ist 
von  685  Millionen  Mark  im  Jahre  1876  auf  1336  Millionen 
Mark  im  Jahre  1905  gestiegen. 'j  Diese  grofse  Steigerung  der 
Notenemission  zeigt,  in  welchem  Mafse  das  Bedürfnis  der 
deutschen  Volkswirtschaft  an  Zahlungsmitteln  sich  erhöht 
hat.  Es  tritt  dies  noch  auffallender  zutage,  wenn  man  die 
gleichzeitige  Vermehrung  des  Metallgeldes  und  die  gewaltige 
Ausdehnung  des  Giroverkehrs,  die  seit  1876  stattgefunden 
hat,  in  Betracht  zieht.  Während  in  England  und  Amerika 
die  Banknote  zum  grofsen  Teil  durch  den  Check  verdrängt 
worden  ist,  ist  bei  uns  ihr  Umlauf  trotz  der  grofsartigen 

')  Vgl.  Anhang,  Tafel  1. 
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Entwicklung  des  Giroverkehrs  und  der  starken  Vermehrung 
der  Goldprägung  beständig  gestiegen. 

Eine  derartige  stetige  Yennehrung  hat  der  Umlauf  der 
ungedeckten  Noten  nicht  erfahren.  Seine  Schwankungen 
sind  viel  gröfser  als  die  des  gesamten  Notenumlaufs,  und  in 
ihrem  Verlaufe  kommen  die  Änderungen  der  wirtschaftlichen 
Konjunktur  noch  ungleich  schärfer  zum  Ausdruck.1)  Denn  der 
ungedeckte  Notenumlauf  ist  der  eigentlich  elastische  Teil  der 
Notenausgabe,  der  sich  unmittelbar  den  Bedürfnissen  des 
wirtschaftlichen  Verkehre  anschmiegt.  Die  Gipfelpunkte  der 
Hochkonjunkturen  fallen  gewöhnlich  mit  den  Gipfelpunkten 
der  ungedeckten  Notenausgabe  zusammen,  da  der  lebhaftere 
< leschäftsgang  nicht  nur  mehr  Noten,  sondern  auch  mehr  Me- 
tallgeld der  Reichsbank  entzieht,  wodurch  die  plötzlichen  Er- 
höhungen des  ungedeckten  Notenumlaufs  veranlafst  werden. 
Ebenso  sinkt  er  regelmäfsig  in  der  Zeit  des  wirtschaftlichen 
Niederganges,  und  diese  Abnahme  wird  noch  verstärkt,  wenn 
gleichzeitig  der  Reichsbank  sehr  viel  Gold  zuströmt.  Er  ver- 
wandelt sich  dann  in  einen  überdeckten  Notenumlauf. 

Diese  Anpassung  des  ungedeckten  Notenumlaufs  an  den 
Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  zeigt  sich  aber  nicht 
nur  im  Laufe  längerer  Perioden,  sondern  auch  im  Laufe  der 
einzelnen  Jahre.  Immer  am  Schlufs  und  am  Beginne  eines 
Quartals  erfährt  der  Zahlungsverkehr  eine  erhebliche  Aus- 
dehnung, die  durch  die  Fälligkeit  der  Mieten,  Gehälter,  Zinsen. 
Lohnzahlungen  und  anderer  regelmäfsig  wiederkehrender 
Verpflichtungen  veranlafst  wird.  So  kommt  es,  dafs  um  die 
Quartalswende  der  ungedeckte  Notenumlauf  gewöhnlich  den 
höchsten  Stand  während  des  Vierteljahrs  aufweist.  Diese 
Steigerung  des  Bedarfs  an  Zahlungsmitteln  tritt  aber  regel- 
mäfsig ganz  besonders  intensiv  im  letzten  Viertel  des  Jahres 
auf,  da  in  dieser  Zeit  zu  den  Zahlungsverpflichtungen  des  in- 
ländischen Marktes  noch  die  des  Weltmarktes  hinzutreten, 
welche  aus  der  Bewegung  der  internationalen  Ernten  sich  er- 
geben. Dieser  Steigerung  des  Bedarfs  steht  dann  im  ersten 
Viertel  des  neuen  Jahres  eine  ebenso  plötzliche  Abnahme 
gegenüber.  Seit  1892  fällt  der  Tiefpunkt  der  Notenausgabe 

')  Vgl.  Anhang,  Tafel  1. 
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regelinäfsig  auf  deu  23.  Februar.  Nur  zwei  Jahre  maclieu 
hiervon  eine  Ausnahme:  Im  .fahre  1894  fiel  er  auf  den  23. 
November  und  im  Jahre  1901  auf  den  15.  Juni.  Der  Gipfel- 
punkt der  ungedeckten  Notenausgabe  fallt  aber  seit  1892 
ebenso  regelmäfsig,  wenn  wir  von  dem  Jahre  1894  (7.  Januar) 
absehen,  auf  den  Ultimo  Oktober  oder  Ultimo  Dezember. 
Die  Spannung  zwischen  dem  höchsten  und  niedrigsten  Stand 
der  ungedeckten  Notenausgabe  war  am  engsten  im  Jahre  1877 
und  am  weitesten  im  Jahre  1905.  In  jenem  Jahr  umfafsto  sie 
165,4  Millionen  Mark,  in  diesem  aber  959,3  Millionen  Mark. 
Die  Weite  dieser  Spannung  zeigt  an,  welchen  Schwankungen 
der  Bedarf  des  Geldmarktes  im  Laufe  eines  Jahres  unter- 
worfen ist  und  welchen  Ansprüchen  die  Reichsbank  gewachsen 
sein  mufs.  Ein  Vergleich  der  Spannung  des  Jahres  1877  mit 
der  des  Jahres  1905  läfst  aber  auch  erkennen,  wie  enorm  sich 
diese  Ansprüche  im  Laufe  der  dreifsig  Jahre  erhöht  haben1). 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  erklärlich,  dafs  die  Bar- 
deckung der  Reichsbanknoten  immer  hoch  über  der  durch 
das  Gesetz  vorgesckriebeneu  Mindestdeckung  gehalten  werden 
inufs.  Denn  wenn  die  Bardeckung  zum  Notenumlauf  an 
irgend  einem  Tage  in  dem  Verhältnis  von  1:3  stehen  würde, 
so  müfste  die  Bank  ihre  Geschäftstätigkeit  einstellen,  da  sie 
weder  eine  Note  noch  eine  Mark  bares  Geld  ausgeben  dürfte. 
Wenn  wir  von  der  Bardeckung  nur  den  Metallvorrat  berück- 
sichtigen, so  ist  dieser  von  510  Millionen  Mark  im  Jahre  1876 
auf  973  Millionen  Mark  im  Jahre  1905  gestiegen.  Die  me- 
tallische Notendeckung  betrug  im  Durchschnitt  des  Jahres 

')  Wenn  wir  in  dieser  Beziehung  die  fünfjährigen  Perioden  mit  ein- 
ander vergleichen,  indem  wir  den  Unterschied  zwischen  dem  nied- 
rigsten und  dem  höchsten  Stand  der  ungedeckten  Notenausgabe  wäh- 
rend des  einzelnen  Jahrfünfts  berechnen,  so  ergibt  sich  folgende  Stei- 
gerung: 


Jahrfünft 

Spannung  in  Millionen  Mark 

Zunahme 

1876  SO 

267,5 

1881/85 

302,5 

35,0 

1886  90 

566,7 

264,2 

1881/95 

619,4 

52,7 

1896/1900 

692,7 

73,3 

1801/05 

961,7 

269,0 

Steigerung  der  Spannung  von  1876 — 1905  694,2  Millionen  Mk. 
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1X70  74,5  pCt.  Am  günstigsten  stand  die  Metalldeckung  im 
Jahre  1888,  in  dem  sie  96,82  pCt.  des  Notenumlaufs  ausmachte. 
Den  ungünstigsten  Stand  der  durchschnittlichen  Metalldeckung 
brachten  die  Jahre  1900  und  1904  mit  71,8  und  71,9  pC't. 
Dieses  Deckungsverhältnis  bleibt  nur  um  wenige  Prozente 
unter  demjenigen  des  Jahres  1876,  obwohl  der  durchschnitt- 
lich metallisch  ungedeckte  Notenumlauf  im  Jahre  1905  362,7 
Millionen  Mark  betrug  gegen  174  Millionen  Mark  im  Jahre 
1876. 

Aber  die  gesamte  Metalldeckung  bietet  ebensowenig  wie 
die  gesamte  Bardeckung  einen  zuverlässigen  Mafsstab  für  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bank;  denn  sie  mufs  jederzeit  bereit 
sein,  nicht  nur  ihre  Noten,  sondern  auch  die  Reichskassen- 
scheine und  die  deutschen  Scheidemünzen  gegen  Gold  einzu- 
lösen und  auf  Verlangen  in  beliebiger  Höhe  Zahlungen  in 
Gold  zu  leisten.  Wäre  sie  hierzu  nicht  imstande,  so  könnte 
sie  ihre  wichtigste  Funktion,  die  deutsche  Goldwährung  zu 
stützen  und  zu  schützen,  nicht  ausüben.  Es  kommt  also  vor 
allen  Dingen  auf  den  Stand  der  Golddeckung  au.1)  Während 
der  ersten  Jahre  ihrer  Geschäftstätigkeit  fiel  der  Reichsbank 
die  schwierige  Aufgabe  zu,  den  vorhandenen  Silberumlauf  in 
einen  Goldumlauf  umzuwandeln,  und  in  dieser  Zeit  füllten 
sich  ihre  Kassen  mit  Silber,  während  ihnen  das  Gold  ent- 
zogen wurde.  Daher  verschlechterte  sich  das  durchschnitt- 
liche Golddeckungsverhältnis  von  41,9  p(’t.  im  Jahre  1876  auf 
27,9  pCt.  im  Jahre  1881.  Seitdem  hat  sich  dieses  Deckungs- 
verhältnis mit  kurzen  Unterbrechungen  stetig  verbessert.  Seit 
1883  ist  die  Golddeckung  schneller  gestiegen  als  die  gesamte 
Metalldeckung  und  seit  1887  ist  sie  im  Jahresdurchschnitt 
niemals  niedriger  als  50  pCt.  gewesen.  Ihren  höchsten  Stand 
erreichte  die  durchschnittliche  Golddeckung  im  Jahre  1888 
mit  65,2  pCt.  und  im  Jahre  1895  mit  64,3  pCt.  Im  Jahre  1905 
betrug  sie  55,8  pCt.  Die  Golddeckung  allein  steht  daher 
höher  als  die  durch  das  Gesetz  geforderte  gesamte  Bardeckung. 
Auch  im  Verhältnis  zum  gesamten  Metallvorrat  hat  sich  der 
Goldvorrat  seit  1881  beständig  erhöht.  Er  machte  im  Jahre 


•)  Vgl.  Anhang,  Tafel  1. 
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1881  37,1  pCt.  des  gesamten  Metallvorrates  aus,  uml  sein  An- 
teil ist  seitdem  auf  76,6  pCt.  im  Jahre  1905  gestiegen. 

Beim  Anblick  dieser  günstigen  Durchschnitt.sverhaltnis.se 
darf  inan  aber  nicht  übersehen,  dafs  im  letzten  Viertel  des 
Jahres  regelmäfsig  die  Notenausgabe  gewaltig  zunimmt.  Zu- 
gleich sinkt  aber  mit  dem  gesamten  Barvorrat  die  Goldreserve. 
Denn  der  steigende  Bedarf  des  Geldmarktes  absorbiert  nicht 
nur  Noten,  sondern  auch  Metallgeld  in  stetig  wachsendem 
Umfang.  In  solchen  Perioden  kann  der  absolut  nötige  Gold- 
bestand nur  durch  ein  kräftiges  Anziehen  der  Diskontschraube 
gerettet  werden.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  seit  1885 
die  Goldeinfuhr  beständig  die  Goldausfuhr  überragt  und  dafs 
seit  1808  diese  Mehreinfuhr  Jahr  für  Jahr  die  Geldbeschaffung 
der  Reichsbank  überstiegen  hat.  In  den  letzten  acht  Jahren 
sind  ungefähr  570  Millionen  Mark  mehr  Gold  eingeführt  als 
die  Reichsbank  angekauft  hat.  Andererseits  darf  man  wohl 
annehmen,  dafs  der  gröfste  Teil  der  Goldausfuhr  den  Kassen 
der  Reichsbank  entnommen  wird.  Wenn  der  inländische  Markt 
stark  mit  Gold  gesättigt  ist,  so  könnte  die  Bank  mit  besserem 
Erfolg  als  es  zur  Zeit  des  allgemeinen  Goldmangels  möglich 
war,  durch  Erhöhung  des  Ankaufspreises  für  Gold  gröfsere 
Mengen  an  sicji  ziehen.  Von  1879  bis  1881  zahlte  die  Bank 
für  das  Pfund  Fein  nicht  1392  Mk.,  sondern  1393  bis  1393,50 
Mark.  Da  damals  infolge  sinkender  Produktion  überhaupt 
sehr  schwer  Gold  zu  haben  war,  brachte  die  Preiserhöhung 
nicht  das  gewünschte  Resultat.  Heute  aber  würde  mehr 
damit  zu  erreichen  sein,  wenn  es  sich  darum  handelt,  einen 
zeitweiligen  Geldmangel  in  den  Kassen  der  Bank  zu  be- 
gegnen. Auf  alle  Fälle  aber  wäre  es  durchaus  zu  w ünschen, 
dafs  die  Reichsbank  für  die  Perioden  der  grüfsten  An- 
spannung stets  mit  einer  unantastbaren  Goldreserve  aus- 
gerüstet wäre,  und  es  wäre  zu  erwägen,  ob  die  Regierung 
ihr  nicht  zu  diesem  Zwecke  den  im  Juliusturin  zinslos  ruhen- 
den Kriegsschatz  überweisen  sollte.  Wenn  der  Kriegsschatz 
als  unantastbare  Goldreserve  den  Barbestand  der  Reichshank 
vergröfsern  würde,  so  wäre  sie  dadurch  allein  schon  in  den 
Stand  gesetzt,  in  Zeiten  höchster  Anspaunung  ihren  Noten- 
umlauf um  360  Millionen  Mark  zu  erhöhen. 

Bisher  hat  die  Verwaltung  hauptsächlich  durch  Gew  äh- 
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rung  zinsfreier  Vorschüsse  auf  die  Goldeinfuhr  in  Zeiten  der 
Goldkuappheit  ihren  Goldvorrat  zu  erhöhen  versucht. 

Während  für  die  Preufsische  Bank  seit  dem  Jahre  1856 
keine  andere  Schranke  der  Notenausgabe  als  diejenige,  welche 
durch  die  Deckungsvorschriften  gegeben  war,  bestand,  ver- 
suchte das  Bankgesetz  von  1875  nicht  nur  durch  die  unüber- 
schreitbare  Schranke  der  Dritteldeckung,  sondern  auch  durch 
die  indirekte  Kontingentierung  eine  übermäfsige  Notenausgabe 
zu  verhüten.  Wenn  der  Reichsbank  heute  bei  einer  durch- 
schnittlichen Bardeckung1)  von  1000  Millionen  Mark  gestattet 
ist,  2000  Millionen  Mark  ungedeckte  Noten  anszugeben,  so 
steht  ihr  innerhalb  dieser  Grenzen  nur  ein  steuerfreies  Kon- 
tingent von  472,8  Millionen  Mark  zu.  Sie  niufs  von  jedem 
dieses  Kontingent  überschreitenden  Betrag  der  Notenausgabe 
eine  öprozentige  Steuer  an  die  Reichskasse  zahlen.  Ursprüng- 
lich betrug  dieses  Kontingent  steuerfreier,  ungedeckter  Noten, 
das  durch  das  Bankgesetz  der  Reichsbank  zugewiesen  worden 
war,  nur  250  Millionen  Mark.  Als  die  Reichsbank  ihren  Be- 
trieb eröffn ete,  hatte  es  sich  durch  den  Zuwachs  der  Kon- 
tingente eingegangener  Notenbanken  auf  272,6  Millionen  Mark 
erhöht.  Dann  stieg  es  aus  gleicher  Ursache  allmählich  auf 
273,8  im  Jahre  1877  und  anf  293,4  Millionen  Mark  im  Jahre 
1895.  Durch  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1899  wurde  es  vom 
7.  Januar  1901  ab  auf  450  Millionen  Mark  festgesetzt.  Da 
seit  jener  Zeit  die  Frankfurter,  Darmstädter  und  Braun- 
schweigische Bank  auf  das  Recht  der  Notenausgabe  verzichtet 
haben,  stellt  sich  das  Reichsbankkontingent  seit  dem  14.  De- 
zember 1905  auf  472,8  Millionen  Mark. 

Die  Erwartung  des  Gesetzgebers,  dafs  die  Notenausgabe 
sich  im  allgemeinen  innerhalb  der  Grenzen  des  steuerfreien 
Kontingents  halten  würde,  hat  sich  wohl  für  die  Privatnoten- 
banken, aber  nicht  für  die  Reichsbank  erfüllt.  Seit  dem  Be- 
ginn des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  im  Herbst  1895  kehren 
die  Ueberschreitungen,  wenn  wir  von  dem  Jahre  1902  ab- 


l)  Die  Bardeckung,  die  für  die  Berechnung  der  Notensteuer  in  Be- 
tracht kommt,  ist  grüfser  als  diejenige,  welche  für  die  Deckung  der 
Noten  vorgeselirieben  ist;  denn  sie  schliefst  auch  die  Noten  anderer 
Banken  ein. 
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sehen,  am  Schlüsse  jedes  Vierteljahres,  trotz  wiederholter 
Kontingenterhöhungen  regelmäfsig  wieder.  In  den  ersten 
fünf  Jahren  war  die  Notenausgabe  der  Keichsbank  niemals 
über  die  Steuergrenze  hinausgegangen,  und  in  der  Zeit  von 
1881  — 95  ist  das  Kontingent  19  Mal  überschritten  worden. 
Der  wirtschaftliche  Aufschwung,  welcher  im  Jahre  1895 
einsetzte,  bewirkte  eine  aufsergewöhnliche  Vermehrung  und 
Steigerung  der  Kontingentsüberschreitungen.  Ihre  Anzahl 
belief  sich  in  den  fünf  Jahren  1896—1900  auf  71  mit 
einem  Maximum  von  371,2  Millionen  Mark  am  30.  September 
1899.  Von  1901 — 1905  ist  trotz  der  wesentlichen  Erhöhung 
des  Kontingents  dieses  zweiundreifsigmal  überschritten  worden 
mit  einem  Maximum  von  450,3  Millionen  Mark  am  30.  Sep- 
tember 1905,  und  wenn  wir  über  die  uns  gesteckte  Grenze 
der  dreifsigjährigeu  Periode  hinausgehen,  so  wurde  die  höchste 
bisher  überhaupt  dagewesene  Kontingentsüberschreitnng  am 
29.  September  1906  mit  505,3  Millionen  Mark  erreicht.  An 
diesem  Tage  wurde  daher  das  steuerfreie  Kontingent  um  mehr 
als  100  pCt.  überschritten.  Zugleich  wurde  auch  das  Maxi- 
mum der  Gesamtnotenausgabe  mit  1704  Millionen  Mark  er- 
reicht, während  die  Metalldeckung  nur  675  Millionen  Mark 
betrug.  Man  mufs  zwanzig  Jahre  zuriickgeheu,  um  einen  so 
niedrigen  Metallbestand  in  den  Kassen  der  Reichsbank  zu 
finden.  Seit  dem  31.  Dezember  1886,  als  der  Metallvorrat 
670  Millionen  Mark  betrug,  hat  er  niemals  wieder  so  tief 
gestanden.  Damals  war  der  Notenumlauf  aber  immerhin  noch 
zu  66,41  pCt.  durch  Metall  gedeckt,  am  29.  September  1900 
aber  nur  zu  39,62  pCt.  Dieser  29.  September  ist  daher  ein 
höchst  merkwürdiger  Tag  in  der  Geschichte  der  Reichsbank, 
und  er  brachte  die  uniibersteigbare  Schranke  der  Drittel- 
deckung in  drohende  Nähe1). 

Au  die  indirekte  Kontingentierung  knüpfte  der  Gesetz- 
geber noch  die  andere  Erwartung,  dafs  die  Bank  ihren  Dis- 
kontsatz auf  mindestens  5 pCt.  erhöhen  würde,  sobald  sie  zur 
Zahlung  der  öprozentigen  Steuer  verpflichtet  wäre.  Auch 
diese  Erwartung  hat  sich  nicht  erfüllt.  Wenn  wir  nur  die 


')  Im  Laufe  der  ersten  Oktoberwoche  lSHXj  soll  sogar  eine  Kontin- 
gentsüberschreitung  von  6.10  Millionen  Mark  vorgekonunen  sein. 


Digitized  by  Google 


letzten  fünf  Jahre  in  Betracht  ziehen,  so  hatte  die  Reichshank 
im  Jahre  1901  nur  an  einem  Tage  der  fünf  Kontingeutsüber- 
schreitungen  dieses  .Jahres,  nämlich  am  7.  Januar  einen  Dis- 
kontsatz von  5 pCt.  An  den  drei  Tagen  der  Kontingents- 
überschreitungen des  Jahres  1902  erreichte  er  niemals  5 pCt., 
ebensowenig  an  den  sieben  Tagen  des  Jahres  1903.  Von  den 
acht  Tagen  der  Kontingentsüberschreitungeu  des  Jahres  1904 
brachten  nur  die  letzten  beiden  am  Schlüsse  des  Jahres  eine 
Diskonterhöhung  auf  5 pCt.  Ungünstiger  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  im  Jahre  1905  mit  seinen  neun  Kontingentsüber- 
schreitungen. In  diesem  Jahre  wurde  schon  am  vierten  Tage, 
nämlich  am  7.  Oktober,  der  Diskont  auf  5 pCt  erhöht.  Er 
stieg  am  7.  November  auf  5'/a  pCt.  und  am  31.  Dezember  auf 
6 pCt.  In  der  Zeit  1884—1903  stand  der  Diskontsatz  insge- 
samt an  48  Tagen  der  Kontingentsüberschreitungen  unter 
5 pCt.  Die  Verwaltung  der  Reichsbauk  hat  sich  daher  nie 
durch  die  Zahlung  der  Notensteuer  beeinflussen  lassen,  ihren 
Diskontsatz  mehr,  als  durch  die  Lage  des  Geldmarktes  ge- 
boten war,  in  die  Höhe  zu  treiben.  In  der  Befolgung  ihrer 
Diskontpolitik  haben  niemals  Gewiuninteressen  der  Bank  aus- 
schlaggebende Berücksichtigung  gefunden.  Insofern  wurde 
auch  der  Zweck  der  indirekten  Kontingentierung,  der  eine 
mittelbare  Beeinflussung  der  Diskontpolitik  beabsichtigte,  voll- 
ständig verfehlt. 

Da  die  hauptsächlichsten  Zwecke,  denen  die  indirekte 
Kontingentierung  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  dienen 
sollte,  in  keiner  Weise  verwirklicht  worden  sind,  so  ist  häufig 
der  Vorschlag  gemacht  worden,  sie  für  die  Reichsbank  ganz 
zu  beseitigen.  Bisher  hat  man  sich  aber  nicht  zur  Annahme 
eines  solchen  Vorschlages  entschliefsen  können,  und  es  sprechen 
auch  ernste  Gründe  dagegen.  Die  Reichsbank  soll  niemals 
auch  nur  den  geringsten  Anlafs  zu  der  Vermutung  aufkommen 
lassen,  dafs  sie  eine  Diskonterhöhung  zum  Zwecke  der  Stei- 
gerung ihres  Gewinnes  vorgenommen  haben  könnte.  Wenn 
sie  dem  Volke  das  Geld  verteuert,,  so  soll  der  Ertrag,  der 
sich  infolge  der  Zinserhöhung  ergibt,  nicht  ihr,  sondern  der 
Allgemeinheit  auf  dem  Wege  durch  die  Reichskasse  zu  gute 
kommen.  Es  ist  jedoch  anzunehmen,  dafs  nach  den  Erfah- 
rungen der  letzten  Jahre  das  Kontingent  bei  der  nächsten 
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Erneuerung  des  Bankgesetzes  im  Jahre  1905)  wieder  erhöht 
werden  mufs.  Je  mehr  das  Kontingent  der  Reichsbank  über 
dasjenige  der  Privatnotenbanken  hinausgeht,  umsomehr  wird 
auch  die  von  Anfang  an  erstrebte  Zentralisation  gefordert 
werden. 

Eine  fiskalische  Bedeutung  hat  die  Notensteuer  niemals 
gehabt;  von  1876  bis  1905  hat  sie  der  Keichskasse  insgesamt 
13,9  Millionen  Mark  eingebracht. 

m. 

Der  Giroverkehr. 

Wichtige  Dienste  sollte  die  Reichsbank  der  aufstrebenden 
\ olkswirtschaft  leisten  und  doch  hatte  mau  ihr  die  Hände 
vielfach  gebunden.  Wollte  sie  nicht  hinter  dem  rüstigen 
Fortschritt  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  Zurückbleiben,  so 
mufste  sie  die  Fesseln,  die  das  Gesetz  ihr  angelegt  hatte, 
abstreifen  und  mufste  sich  selbst  die  Bedingungen  für  eine 
unbegrenzte  Entwicklungsfähigkeit  schaffen.  In  meister- 
hafter Weise  ist  sie  dieser  Notwendigkeit  durch  die  Aus- 
bildung ihres  Giroverkehrs  nachgekommen. 

Der  Giroverkehr  ermöglicht  die  Zahlung  und  die  Aus- 
gleichung von  Forderungen  ohne  Anwendung  des  Bargeldes 
und  des  Kreditgeldes.  Die  Zahlungen  werden  in  der  Weise 
geleistet,  dafs  sie  in  den  Büchern  der  Bank  dem  Konto  des 
Zahlenden  abgeschrieben  und  dem  Konto  des  Empfangenden 
gutgeschrieben  werden.  Die  Ausdehnung  des  Giroverkehrs 
hängt  von  der  Zahl  der  Personen  ab,  die  ein  Girokonto  be- 
sitzen und  von  der  Zahl  der  Bankstellen  und  ihrer  Verteilung 
im  Reichsgebiet,  die  sich  der  Ausgestaltung  des  Girogeschäfts 
widmen.  Wenn  sich  dann  die  verschiedenen  privaten  Giro- 
banken, die  das  Geschäft  wiederum  mit  einer  besonderen 
Kundschaft  betreiben,  in  Abrechnungsstellen  zusammenfinden, 
um  ihre  Forderungen  regelmäfsig  gegenseitig  auszugleichen, 
und  die  Salden  dem  Girokonto  der  Reichsbank  hiuzuzufügen, 
so  erreicht  diese  Organisation  für  den  inländischen  Verkehr 
ihre  äufsere  Vollendung.  Ein  weiterer  Fortschritt  wäre  dann 
nur  in  der  Weise  denkbar,  dafs  das  Girosystem  auch  im 
internationalen  Zahlungsverkehr  zur  Anwendung  gelangen 
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würde,  und  dafs  ständige  internationale  Clearinghäuser  die 
Abrechnung  zu  besorgen  hätten. 

Die  volkswirtschaftlichen  Vorteile,  die  sich  aus  diesem 
Verfahren  ergeben,  erklären  sich  aus  der  Fortbildung  der 
Arbeitsteilung,  die  es  bewirkt,  und  die  darin  besteht,  dafs  den 
Einzelwirtschaften  der  Zahlungsdienst  abgenommen  und  den 
Banken  übertragen  wird,  welche  ihn  zu  einem  speziellen  Ge- 
schäftszweig ausbilden.  Jeder  wahre  Fortschritt  der  Arbeits- 
teilung aber  bewirkt  eine  Steigerung  der  volkswirtschaftlichen 
Produktivität,  die  umso  grofsartiger  sich  entfalten  kann,  je 
mehr  durch  jenen  Fortschritt  die  Möglichkeit  zur  Entwick- 
lung des  Grofsbetriebs  geschaffen  wird.  Die  Konzentration 
des  Zahlungsverkehrs  in  dem  Grofsbetriebe  der  Zentralbank 
ermöglichte  zuerst  seine  Dezentralisation,  die  durch  den  Aus- 
bau ihres  Filialnetzes  immer  weiter  sich  entwickelt.  Dabei 
darf  aber  das  wechselseitige  Kausal  Verhältnis  nicht  überseheu 
werden,  das  darin  zum  Ausdruck  gelangt,  dafs  der  Girover- 
kehr den  Aulafs  zur  Errichtung  neuer  Zweiganstalten  schuf, 
denen  dadurch  ein  Existenzzweck  und  der  Kern  zur  Weiter- 
bildung aller  anderen  Bankgeschäfte  gegeben  wurde.  Die 
Wirksamkeit  des  Giroverkehrs  beruht  aber  auf  einer  möglichst 
weitgehenden  Dezentralisation,  die  allen  Teilen  des  Landes 
gestattet,  sich  an  ihm  zu  beteiligen.  In  dieser  Weise  wird 
eine  bedeutende  Erleichterung,  Vereinfachung  und  Verbilli- 
gung des  gesamten  volkswirtschaftlichen  Zahlungsverkehrs 
erreicht.  Den  Einzelwirtschaften  wird  viel  Zeit  und  Arbeit 
erspart,  das  Risiko  und  der  Zinsverlust,  die  mit  der  Aufbe- 
wahrung und  dem  Transport  gröfserer  Geldsummen  notwendig 
verbunden  sind,  werden  beseitigt;  die  Zahlungen  werden  durch 
die  Buchübertragungen  sicher  beurkundet,  und  der  gesamte 
Zahlungsverkehr  gewinnt  durch  seine  Mechanisierung  unend- 
lich au  Schnelligkeit,  Pünktlichkeit  und  Sicherheit.  Je  schneller 
und  besser  aber  dieses  Ilaupttriebrad  der  Volkswirtschaft  ar- 
beitet, umso  höher  steigt  die  Möglichkeit  ihrer  intensiven  und 
extensiven  Entwicklung. 

Durch  die  Ausbildung  des  Giroverkehrs  wird  es  nicht 
nur  möglich,  die  Notenausgabe  innerhalb  mäfsiger  Grenzen 
zu  halten,  sondern  es  wird  auch  bei  steigendem  Verkehr  das 
Metallgeld  zum  grofsen  Teil  für  die  Dienste  des  Umlaufs  ent- 
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behrlich  gemacht.  Der  Staat  spart  au  Prägekosten  und  Ab- 
nntzungsverlusten,  und  das  Goldgeld,  das  durch  den  Girover- 
kehr als  Zahlungsmittel  entbehrlich  wird,  kann  in  den  Kassen 
der  Bank  wichtige  Deckungsdienste  leisten.  Indem  die  Bank 
durch  die  Vermittlung  des  Giroverkehrs  steigende  Beträge 
unverzinslicher  Dejmsiten  an  sich  zieht,  bilden  sich  grofse 
Kapitalien,  die  sie  im  Wechsel-  und  Lombardverkehr  der 
Volkswirtschaft  wieder  zuführt.  Für  die  Bank  ist  es  von 
grofser  Bedeutung,  dafs  sie  durch  den  Giroverkehr  die  Be- 
triebsmittel gewonnen  hat,  die  ihr  gestatten,  mit  der  raschen 
Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  Schritt  zu  halten. 
Sie  darf  die  ihr  anvertrauten  Guthaben  bei  der  Notendeckung 
mit  in  Anrechnung  bringen,  und  dadurch  werden  die  Fesseln, 
die  ihr  das  Gesetz  mit  den  Vorschriften  über  die  Drittel- 
deckuug  und  die  Kontingentierung  anlegte,  gelockert,  und  sie 
kann  sich  freier  bewegen. 

Es  ist  daher  erklärlich,  dafs  die  Bankverwaltung  von 
Anfang  an  um  die  Ausbildung  des  Giroverkehrs  eifrigst  be- 
müht war.  Indem  sie  ihre  selbständigen  Filialen  zu  einem 
Netz  von  Giroanstalten  zusammenschlofs,  ermöglichte  sie  die 
kostenfreie  Übertragung  von  einem  Platz  auf  den  anderen. 
Später  sind  dann  auch  die  Nebenstellen  diesem  Kreise  einge- 
fügt worden,  der  als  weitverzweigte  Kreditorganisatiou  ganz 
Deutschland  umspannt.  Der  in  dieser  Weise  ermöglichte 
Fernverkehr  hat  zuerst  dazu  beigetragen,  dem  Girogeschäft 
eine  grofsartige  Ausdehnung  zu  geben.  Kostenlos  konnten 
nun  Zahlungen  grofser  Summen  von  einem  Ende  Deutsch- 
lands bis  zum  anderen  bewirkt  werden,  ohne  dafs  eine  Mark 
bares  Geld  dabei  zur  Versendung  gelangte. 

Um  die  Vorteile  des  Giroverkehrs  auch  denjenigen  Kreisen 
nutzbar  zu  machen,  die  kein  Girokonto  erworben  haben,  ge- 
stattete die  Verwaltung  die  Giroeinzahlungen  der  Nichtkonten- 
inhaber. Anfangs  geschah  die  Annahme  dieser  Einzahlungen 
unentgeltlich.  Es  stellte  sich  aber  heraus,  dafs  die  Vorteile, 
die  hierdurch  jenen  Personen  im  Fernverkehr  geboten  wurden, 
ihnen  den  Anschlufs  an  das  Girosystem  der  Bank  als  über- 
flüssig erscheinen  liefs.  Im  Jahre  1JSJS4  wurde  daher  eine  Ge- 
bühr für  die  Annahme  solcher  Einzahlungen  eingeführt  und 
infolgedessen  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Konteninhaber.  Die 
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Einzahlungen  von  Behörden  und  Personen,  welche  kein  Giro- 
konto besitzen,  für  Rechnung  von  Girokunden,  betrugen  134 
Millionen  Mark  im  Jahre  1871!  und  waren  bis  zum  Jahre  1 88:.' 
auf  1317  Millionen  gestiegen  Dann  trat  infolge  der  einge- 
führten Gebühr  eine  Abnahme  dieser  Einzahlungen  ein,  die 
sich  im  Jahre  1885  auf  1104  Millionen  Mark  beliefen.  Bis 
zum  Jahre  1897  waren  sie  wieder  auf  3047  Millionen  Mark 
gestiegen.  Da  im  Jahre  1890  eine  grofse  Zahl  staatlicher 
Kassen  dem  Giroverkehr  der  Reichsbank  angeschlossen  wurde, 
so  erfuhren  jene  Einzahlungen  abermals  eine  Verringerung 
auf  154G  Millionen  Mark  im  Jahre  1900.  Bis  zum  Jahre 
1905  hatten  sie  sich  wieder  auf  1722  Millionen  Mark  er- 
höht. 

Ein  anderes  Mittel  zur  Hebung  des  Giroverkehrs  bestand 
darin,  dafs  die  Bank  die  kostenfreie  Einziehung  von  Platz- 
wechseln für  Rechnung  ihrer  Girokunden  übernahm.  Die 
Beträge,  die  in  dieser  Weise  kostenfrei  eingezogen  wurden, 
stellten  sich  im  Jahre  1880  auf  933  Millionen  Mark  und  im 
Jahre  liHJl  auf  1130  Millionen  Mark.  Seitdem  sind  diese  Be- 
träge wieder  zurückgegangen,  und  am  1.  April  1905  ist  die 
Einziehung  solcher  Papiere  ganz  eingestellt  worden.  Den  An- 
lafs  zu  diesem  Beschlufs  mag  zum  Teil  wenigstens  der  Um- 
stand gegeben  haben,  dafs  das  kostenfreie  Inkasso  der  Giro- 
wechsel dem  Diskontgeschäft  der  Reichsbank  Abbruch  tat; 
denn  die  Girokunden  wurden  dadurch  der  Notwendigkeit  ent- 
hoben. die  Wechsel,  welche  sie  der  Reichsbank  zur  Einziehung 
übergeben  wollten,  kurz  vor  dem  Verfalltage  zu  diskontieren. 
Im  Jahre  1905  haben  sich  dann  auch  die  Ankäufe  von  Platz- 
wechseln, deren  Betrag  von  3500  Millionen  Mark  im  Jahre 
1903  auf  3432  Millionen  Mark  im  Jahre  1904  gesunken  war, 
wieder  auf  3853  Millionen  Mark  gehoben.  Der  Hauptgrund 
zur  Einstellung  dieses  Wechsel-Inkassos  ist  aber  wohl  darin 
zu  suchen,  dafs  es  sich  hier  vielfach  um  die  Einziehung 
kleiner  Wechsel  handelte,  welche  der  Bank  eine  unverhältnis- 
mäßig grofse  Arbeitslast  aufbürdete.  Dennoch  ist  es  zweifel- 
haft. ob  die  Verwaltung  recht  daran  getan  hat,  das  Inkasso 
der  Girowechsel  vollständig  aufzugeben;  denn  das  Prinzip 
des  Giroverkehrs  fordert,  dafs  dem  Girokunden  möglichst 
sämtliche  Verrichtungen  abgenommen  werden,  welche  die 
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Annahme  und  Auszahlung  von  Geldern  bedingen.  Man  sollte 
auch  annehmen,  dafs  die  Arbeitslast,  die  damit  verbunden 
war,  dadurch  vermindert  werden  mufste,  dafs  die  Girokunden 
verpflichtet  sind,  ihre  Wechselakzepte  bei  der  Bank  zahlbar 
zu  machen.  Durch  diese  Domizilierung  der  Wechsel  wird 
doch  ihre  Einlösung  sehr  vereinfacht,  da  sie  auf  Grund  einer 
Anweisung  durch  Verrechnung  gegen  das  Giroguthaben  er- 
folgen kann. 

Von  grofser  Bedeutung  für  die  Förderung  des  Girover- 
kehrs war  der  im  Jahre  1883  eingeführte  sogenannte  Ver- 
rechnungszwang.  Danach  werden  alle  Forderungen,  welche 
der  Girokunde  infolge  empfangenen  Wechsel-  oder  Lombard- 
kredits an  die  Reichsbank  zu  stellen  hat,  nicht  mehr  bar  aus- 
gezahlt, sondern  seinem  Girokonto  gutgeschrieben.  Infolge- 
dessen konzentrieren  sich  alle  Zahlungen,  welche  die  Bank 
an  ihre  Girokunden  zu  leisten  hat,  auf  deren  Konto,  und  sie 
hat  seitdem  alle  diejenigen,  die  mit  ihr  in  Diskontverkehr 
treten  wollen,  aufgefordert,  ein  Girokonto  durch  Einzahlung 
eines  Guthabens  bei  ihr  anzulegen.  Eine  solche  Bedingung 
ist  für  die  Sicherung  des  Diskontverkehrs  sehr  wichtig,  da 
das  Girokonto,  welches  fast  den  gesamten  Zahlungsverkehr 
der  Girokunden  umfafst,  einen  zuverlässigen  Einblick  in  die 
Kreditfähigkeit  des  Schuldners  gestattet.  Aufserdem  wird 
durch  den  Giroverkehr  eine  organische  Verbindung  aller  Ge- 
schäfte, welche  die  Reichsbank  betreibt,  herbeigeführt.  Seit 
dem  Jahre  1896  ist  auch  der  gröfste  Teil  der  Reichskassen 
und  der  Landeskassen  in  Preufsen  und  Baden  dem  Giroverkehr 
der  Reichsbank  angeschlossen. 

Infolge  dieser  Mafsregeln  hat  das  Girogeschäft  der  Bank 
eine  ganz  gewaltige  Ausdehnung  erfahren.  Die  Zahl  der  Konto- 
inhaber ist  von  3245  am  Ende  des  Jahres  1876  auf  22  425  im 
Jahre  1905  gestiegen,  und  der  Bestand  der  Giroguthaben,  der 
sich  am  1.  Januar  1876  auf  19  Millionen  Mark  belief,  stellte 
sich  am  1.  Januar  1906  auf  585  Millionen  Mark.  Die  Um- 
sätze, die  auf  Grund  sämtlicher  Guthaben  vollzogen  wurden, 
betrugen  17  Milliarden  Mark  im  Jahre  1876  und  222  Milliarden 
Mark  im  Jahre  1905.  Hiervon  kamen  44  Milliarden  Mark 
im  Jahre  1905  auf  die  Reichs-  und  Staatskassen.  Die  Steige- 
rung des  Umsatzes  hängt  bei  progressiver  Vermehrung  der 
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Konten  doch  gröfsteuteils  von  dem  Wechsel  der  wirtschaft- 
lichen Konjunktur  ab.  Das  tritt  besonders  klar  hervor,  wenn 
wir  die  Zunahme  der  Konten  und  Umsätze  während  der  ein- 
zelnen fünfjährigen  Perioden  miteinander  vergleichen.  Im 
Jahre  1880  betrug  die  Zahl  der  Konteninhaber  5412  und  die 
erzielten  Umsätze  beliefen  sich  auf  35,2  Milliarden  Mark. 
Seitdem  betrug  die  Zunahme  während  der  einzelnen  Jahr- 
f unfte : 


Jahrfünft^ 

1880/85 

1885/90 

1890/95 

1895/1900 

1900/1905 


Zunahme  der 
Konteninhaber 

1277 

2385 

2424 

4349 

0578 


Zunahme  der  Umsätze 
in  Milliarden  Mark 
18,0 

25.9 
14,0 

09.9 

58,5 


Im  ersten  Betriebsjahr  der  Keichsbank  hatte  der  Giro- 
verkehr Hamburgs  die  höchsten  Umsätze  von  allen  Bankan- 
stalten aufzuweisen.  Dort  wurde  der  Giroverkehr  schon  seit 
1019  betrieben  und  die  Geschäftsleute  hatten  sich  daher  durch 
jahrhundertelange  Übung  an  diese  Zahlungsmethode  ge- 
wöhnt. Von  dem  gesamten  Giroumsatz  der  Reichsbank  kamen 
im  Jahre  1870  20,2  pCt.  auf  die  Reichshauptbank  in  Berlin, 
auf  die  Hauptbankstelle  Hamburg  34,8  p(  ’t.  und  auf  sämt- 
liche übrigen  Bankanstalten  45  pCt.  Im  Jahre  1905  hatte  sich 
dieses  prozentuale  Verhältnis  stark  verschoben.  Tn  diesem 
Jahr  fielen  von  dem  gesamten  Giroverkehr  der  Reichsbank 
auf  die  Reichshauptbank  39,4  pCt.,  auf  Hamburg  8,4  pCt.  und 
auf  die  übrigen  Bankanstalten  52,2  pCt.  Immerhin  hatte  Ham- 
burg von  sämtlichen  Filialen  auch  im  Jahre  1905  noch  die 
gröfsten  Umsätze  im  Giroverkehr  aufzuweiseu.  Sie  beliefen 
sich  auf  18,0  Milliarden  Mark,  an  zweiter  Stelle  kam  mit 

10.5  Milliarden  Mark  die  Hanptbankstelle  Frankfurt  a/M. 
Dagegen  umfafste  der  Umsatz  der  Reichshauptkasse  in  Berlin 

87.5  Milliarden  Mark  im  Giroverkehr.  Der  prozentuale  An- 
teil der  Barzahlungen  an  allen  Giroumsätzen  ist  heute  noch 
am  niedrigsten  in  Hamburg.  Er  macht  hier  nur  5pCt.  aus. 
Von  dem  gesamten  Giroverkehr  der  Reichsbank  stellte  er  sich 
1905  auf  15,4  pCt.  gegen  10,8  pCt  im  Jahre  1900  und  28,2  pCt. 
im  Jahre  1880. 
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L)a  die  Umsatzgeschwindigkeit  im  Giroverkehr  beständig 
zunimmt,  werden  auch  die  Guthaben  immer  intensiver  ausge- 
nützt.  Es  ergibt  sich  das  aus  der  stetigen  Verminderung  der 
durchschnittlichen  Zeit,  während  welcher  die  im  Giroverkehr 
durch  die  Keichsbank  von  Privatpersonen  vereinnahmten 
Beträge  auf  den  betreffenden  Konten  stehen  bleiben.  Diese 
durchschnittliche  Zeit  ist  von  drei  Tagen  im  Jahre  1876  auf 
1,47  Tage  im  Jahre  1900  und  auf  1,19  Tage  im  Jahre  1 905 
gesunken.  Die  steigende  Intensität  der  Ausnützung  kommt 
auch  darin  zum  Ausdruck,  dafs  die  Barzahlungen  in  immer 
greiserem  Umfange  bei  den  Umsätzen  erspart  werden.  Von 
den  Gesamtumsätzen  wurden  die  Barzahlungen  erspart  im 
Jahre  1886  bei  41  Milliarden  Mark,  im  Jahre  1900  bei  136 
Milliarden  Mark  und  im  Jahre  1905  bei  188  Milliarden  Mark. 
Auf  je  1 Mark  des  durchschnitttlichen  Giroguthabens  kam 
mithin  ein  durch  Verrechnung  und  Überschreibuug  bewirkter 
Umsatz  von  173  Mark  im  Jahre  1886,  von  '266  Mark  im  Jahre 
1900  und  von  321  Mark  im  Jahre  1905.  Die  intensivere  Aus- 
nützung der  Giroguthaben  im  Zahlungsverkehr  gestattet  es 
der  Reichsbank,  bei  steigendem  Umsatz  mit  einer  relativ  ge- 
ringeren Notenemission  auszukommen.  Für  je  11X1000  Mark 
des  Gesamtumsatzes  der  Reichsbank  waren  im  Jahre  1876 
noch  1800  Mark  Noten  erforderlich,  im  Jahre  1905  aber  nur 
noch  503  Mark.  Folgende  Zahlen  lasseu  die  Gestaltung  des 
Giroverkehrs  während  der  letzten  zehn  Jahre  erkennen: 


in 

Milliarden 

Mark. 

Proz.  des 

Proz.  des 

Proz.  des 

1805 

gesamten 

1SKKJ 

gesamten 

1805 

gesamten 

Umsatzes 

Umsatzes 

Umsatzes 

Eg  wurden  umgesetzt 
durch  Barzahlungen: 

34,4 

15,4 

27,4 

16,8 

17,0 

18,2 

Verrechnung  mit  den 
Konteninhabern: 

48,0 

21, Ü 

37,7 

23,0 

24,8 

26,4 

Platzlibertragung: 

72,0 

32,4 

48,3 

29,5 

25,2 

26,8 

1 ’bertragung  von  an- 
deren Bankanstalten : 

(17,7 

30,6 

50,2 

30,7 

26,6 

28,5 

Anfangs  nahm  der  iuterlokale  Verkehr  am  stärksten  zu. 
Heute  steht  alter  der  Platz  verkehr  an  erster  Stelle.  Es  er- 
klärt sich  das  daraus,  dafs  zunächst  die  Vorteile  des  inter- 
lokalen Verkehrs  am  deutlichsten  in  die  Augen  fielen,  wäh- 
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rend  mit  der  Vermehrung  der  Konten  der  lokale  Verkehr 
wieder  schneller  anwachsen  mufste. 

Da  der  Girokunde  jederzeit  über  sein  Guthaben  verfügen 
und  es  durch  Einreichung  eines  Checks  abheben  kann,  so  ist 
der  Passivcharakter  der  Giroguthaben  demjenigen  der  Noten 
ähnlich;  denn  die  Bank  niufs  stets  bereit  sein,  auf  Verlangen 
die  Guthaben  auszuzahlen  und  die  Banknoten  einzulösen. 
Deshalb  rechnet  man  auch  beide  zu  der  Gruppe  der  täglich 
fälligen  Verbindlichkeiten  der  Bank.  Es  ist  daher  wichtig, 
nicht  nur  die  Deck ungs Verhältnisse  der  ausgegebenen  Noten, 
sondern  auch  die  der  Giroguthaben  beurteilen  zu  können. 
Durch  Metall  waren  sämtliche  täglich  fälligen  Verbindlich- 
keiten im  Jahresdurchschnitt  187G  bis  zu  56,5  pCt.  gedeckt. 

• Den  höchsten  Stand  erreichte  die  Metalldeckung  im  Durch- 
schnitt des  Jahres  1888  mit  68,7  pCt,  den  niedrigsten  im  Durch- 
schnitt des  Jahres  1!HK)  mit  49,4 pOt  Tin  Jahre  1905  waren 
50,6  pCt.  der  Noten  und  der  fremden  Gelder  durch  Metall  ge- 
deckt. Den  niedrigsten  Stand  der  Metalldeckung  für  sämt- 
liche täglich  fälligen  Verbindlichkeiten,  der  überhaupt  an  einem 
Wochenausweistage  in  der  Geschichte  der  Reichsbank  erreicht 
wurde,  brachte  der  29.  September  1!K>6  mit  '20,4  pCt.  So  un- 
günstig sich  auch  dieses  Deckungsverhältnis  an  einzelnen 
Tagen  gestalten  mag,  so  ist  doch  daraus  für  die  Verwaltung  bis- 
her kein  Grund  zu  ernster  Besorgnis  erwachsen.  Denn  der  Fall, 
dafs  sämtliche  Giroguthaben  der  Bank  zugleich  abgefordert 
werden,  wird  wohl  kaum  eintreten.  Ein  solcher  Fall  würde 
allerdings  den  völligen  Zusammenbruch  des  Bankkredits  be- 
deuten. Die  unbedingte  Voraussetzung  für  die  Beteiligung 
am  Giroverkehr  ist  die  Haltung  eines  Mindestguthabens,  das 
die  Bank  ohne  weiteres  erhöhen  kann,  sobald  die  Umsätze, 
die  sich  auf  Grund  des  Guthabens  ergeben,  über  ein  bestimmtes 
Mafs  hinaus  gestiegen  sind.  Diese  Mindestguthaben  werden 
aber  der  Bank  auch  nicht  so  leicht  entzogen  werden,  denn 
gerade  in  kritischen  Zeiten  wird  jeder  Geschäftsmann  Wert 
darauf  legen,  dafs  sein  Kredit  sich  ausdelmt,  und  er  wird 
sich  daher  hüten,  sein  Giroguthaben  zu  kündigen.  Es  hat 
sich  gezeigt,  dafs  in  der  Zeit  der  gröfsten  Anspannung  des 
Geldmarktes,  die  regelmäfsig  am  Schlüsse  des  Jahres  ein- 
tritt,  die  Giroguthaben  ebenso  wie  die  Notenausgabe  an- 
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wachsen.  Wenn  man  au  der  Hand  der  Wochenausweise  die 
Bewegung  der  Giroguthaben  mit  der  Bewegung  der  Noten- 
ausgabe vergleicht,  so  wird  man  sonst  fast  durchweg  finden, 
dafs  beide  eine  entgegengesetzte  Kichtung  verfolgen1).  Des- 
halb sind  auch  die  Schwankungen;  die  sich  in  dem  Bestände 
sämtlicher  täglich  fälliger  Verbindlichkeiten  zeigen,  ungleich 
geringer  als  die  des  Notenumlaufs  allein.  Je  gröfser  aber  die 
Stetigkeit  und  die  Gleiehmäfsigkeit  dieser  liquiden  Verpflich- 
tungen sind,  umso  sicherer  gestalten  sich  die  Verhältnisse  der 
Bank,  und  sie  wird  dadurch  in  die  Lage  versetzt,  auch  die 
fremden  Gelder  zum  gröfsten  Teil  als  Betriebsmittel  zu  ver- 
wenden. 

Da  auch  andere  Banken  den  Giroverkehr  mit  ihrer  be- 
sonderen Kundschaft  pflegen,  und  da  alle  diese  Banken  ge- 
wöhnlich zu  den  Girokunden  der  Reichsbank  gehören,  so  hat 
die  Reichsbank  zur  weiteren  Erleichterung  des  Zahlungsver- 
kehrs Abrechnungsstellen  eingerichtet,  die  dazu  dienen,  die 
gegenseitigen  Forderungen  dieser  Girobanken  auszugleichen 
und  die  verbleibenden  Salden  auf  das  Girokonto  der  Reichs- 
bank zu  übertragen.  Es  ist  ersichtlich,  dafs  hierdurch  wiederum 
in  grofsem  Umfange  Barzahlungen  erspart  werden.  Die  erste 
Abrechnungsstelle  wurde  am  14.  Februar  1883  in  Berlin  er- 
richtet. Im  Jahre  1305  bestanden  insgesamt  12  Abrechnungs- 
stellen, und  zwar  aufser  in  Berlin  noch  in  Frankfurt  a/M., 
Stuttgart,  Köln,  Leipzig,  Dresden,  Hamburg,  Breslau,  Bremen, 
Elberfeld,  Chemnitz  und  Dortmund.  Die  Zahl  der  Banken, 
die  sich  an  diesem  Abrechnungsverkehr  beteiligen,  ist  von 
112  im  Jahre  1884  auf  137  im  Jahre  1305  gestiegen,  und  die 
abgerechneten  Gesamtbeträge  haben  sich  in  derselben  Zeit 
von  12,1  Milliarden  Mark  auf  37,6  Milliarden  Mark  erhöht. 

Nach  den  ungünstigen  Deckungsverhältnissen,  die  um  die 
letzte  Quartalswende  eintrateu,  ist  in  jüngster  Zeit  viel  da- 
von gesprochen  worden,  dafs  eine  Erhöhung  der  Mindestgut- 
haben beabsichtigt  werde,  um  die  Betriebsmittel  der  Reichs- 

*)  Diese  entgegengesetzte  Bewegung  der  Notenausgabe  und  der 
Giroguthaben  hat  schon  Otto  Michaelis  f(ir  die  Zeit  von  18Ö8 — 6 t bei 
der  Preufsischeu  Bank  festgestellt.  Vgl.  seinen  Artikel  „Noten  und  De- 
positen“ in  der  Vierteljahrs  Schrift  für  Volkswirtschaft  und  Kulturge- 
schichte, Jahrg.  Vgl.  Anhang,  Tafel  11. 
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bank  zu  erhöhen.  An  und  für  sich  läfst  sich  die  Berechti- 
gung eines  solchen  Verfahrens  nicht  bestreiten,  nur  ist  für 
die  Erhöhung  des  einzelnen  Mindestguthabens  natürlich  auch 
eine  obere  Grenze  gegeben,  die  durch  das  Verhältnis  des  Be- 
standes zum  Umsatz  auf  dem  betreffenden  Konto  bestimmt 
wird.1) 

Es  bliebe  noch  zu  erwägen,  ob  man  den  Girokunden 
nicht  gewisse  Begünstigungen  im  Diskontverkehr  bewilligen 
sollte.  Die  absolute  Sicherheit  und  die  grofse  Vereinfachung 
des  Wechselgeschäfts,  die  das  Giroverhältnis  mit  sich  bringt, 
lassen  eine  besondere  Begünstigung  der  Girokuuden  im  Dis- 
kontverkehr als  durchaus  begründet  erscheinen.  Wie  man 
sich  aber  auch  zu  derartigen  Vorschlägen  stellen  möge, 
so  läfst  sich  doch  nicht  verkennen,  dafs  die  Reichsbank  in 
ihrem  eigenen  Interesse,  das  sich  mit  dem  der  deutschen 
Volkswirtschaft  deckt,  kein  Mittel  unversucht  lassen  müfste, 
das  irgendwie  zur  weiteren  Ausgestaltung  und  Vervoll- 
kommnung des  Giroverkehrs  beitragen  könnte. 

Durch  den  Giroverkehr  hat  das  Zahlungswesen  seine 
höchste  Verfeinerung  erfahren,  es  hat  nicht  nur  die  Entfernun- 
gen in  Zeit  und  Raum  überwunden,  sondern  es  hat  sich  auch  von 
aller  Schwere  materieller  Mittel  befreit.  Die  fortschreitende 
Entwicklung,  welche  der  Zahlungsprozefs  durchgemacht  hat, 
ist  auf  ihren  verschiedenen  Stufen  durch  die  Verschiedenartig- 
keit des  Zahlungsmittels  gekennzeichnet.  Wenn  wir  von  den 
ältesten  Stufen  absehen , auf  denen  volkswirtschaftlicher  V er- 
kehr  noch  nicht  möglich  war,  so  wurde  zuerst  das  unge- 
münzte  Metall  als  Zahlungsmittel  verwendet.  Da  man  es  bei 
jeder  Zahlung  zuerst  prüfen  und  wiegen  mufste,  so  war  der 
Zahlungsverkehr  sehr  umständlich,  langsam  und  schwerfällig. 
Die  weitere  Vervollkommnung  geschah  durch  die  Einführung  des 
geprägten  Metalls  in  Form  der  Münze,  dann  durch  die  Aus- 
gabe der  Banknote,  durch  den  Gebrauch  des  Checks  und 
schliefslick  nach  Ausschaltung  jedes  Zahlungsmittels  durch 
die  Buchübertragung  im  Giroverkehr. 

Aufser  den  Giroguthaben  nimmt  die  Bank  auch  andere 
fremde  Gelder  als  Depositen  in  Empfang,  die  sie  aber  ebenso 

>)  Vgl.  A.  Arnold,  Die  Bedeutung  «ler  Giroguthaben  für  die  Bank- 
politik, Bankarchiv,  VI.  Jahrg.,  No.  fi. 
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wenig  verzinst  wie  die  Giroguthaben.  Sie  gehöreu  jedoch 
nicht  zu  der  Klasse  der  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten, 
da  ihre  Rückzahlung  au  eine  achttägige  Kündigungsfrist  ge- 
bunden ist.  Da  mit  diesem  Depositenverkehr  keine  anderen 
Vorteile  als  die  sichere  Aufbewahrung  der  Gelder  verknüpft 
sind,  so  hat  er  sich  neben  dem  Giroverkehr  auch  nur  wenig 
entwickelu  können.  Der  Bestand  dieser  Depositen  hat  sich 
von  1,104  000  Mark  am  Schlüsse  des  .Fahres  1876  auf  320  OOO 
Mark  am  Schlüsse  des  Jahres  1900  vermindert,  und  in  den 
letzten  fünf  Jahren  hat  er  sich  wieder  auf  821  000  Mark  am 
Schlüsse  des  Jahres  1905  gehoben. 

IV. 

Das  Wechselgeschäft. 

Die  Reichsbank  ist  ebenso  wie  die  übrigen  Notenbanken 
gesetzlich  verpflichtet,  zwei  Drittel  der  von  ihr  ausgegebenen 
Noten  durch  kurzfristige  Wechsel  zu  decken.  Es  ist  daher 
der  Umfang  der  Notenausgabe  an  den  Umfang  des  Wechsel- 
geschäfts gebunden,  und  die  Reichsbank  kann  die  wichtigen 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben,  die  ihr  als  Zentralnotenbank 
obliegen,  nur  erfüllen,  wenn  sie  ihr  Wechselgeschäft  den  Ver- 
änderungen des  Geldmarktes  anzupassen  vermag.  Es  ist 
daher  erklärlich,  dafs  das  Diskontieren  kurzfristiger  Wechsel 
das  wichtigste  Aktivgeschäft  der  Notenbanken  bildet,  das 
seiner  Bedeutung  und  seinem  Charakter  nach  vollständig  dem 
wichtigsten  Passivgeschäft,  der  Notenausgabe,  entspricht.  Die 
Wechselanlage  der  Keichsbank  übertrifft  die  aller  anderen 
europäischen  Zentralnotenbanken.  Am  31.  Dezember  1905 
hatte  die  Reichsbank  in  Wechsel  und  diskontierten  Effekten 
1442  Millionen  Mark  angelegt,  die  Bank  von  Frankreich  889 
Millionen  Mark,  die  Österreichisch -Ungarische  Bank  590 
Millionen  Mark,  die  Belgische  Nationalbauk  4G2  Millionen 
Mark,  die  Bank  von  Italien  325  Millionen  Mark,  die  Bank 
von  England  261  Millionen  Mark  und  die  Niederländische 
Bank  138  Millionen  Mark. 

Je  gröfser  die  Zahl  der  Wechsel  ist,  welche  die  Reichs- 
bank im  Diskontverkehr  erwirbt,  um  so  besser  ist  sie  auch 
imstande,  den  Geldmarkt  zu  übersehen  und  zu  beherrschen. 
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und  um  so  «her  kann  sich  ihre  Notenausgabe  automatisch 
den  Bedürfnissen  des  Geldmarktes  anpassen.  Die  Verwaltung 
der  Heichsbank  hat  sich  daher  um  die  deutsche  Volkswirt- 
schaft grofse  Verdienste  dadurch  erworben,  dafs  sie  stets  be- 
müht gewesen  ist,  neue  Mittel  zur  Anwendung  zu  bringen, 
die  dazu  dienen  konnten,  einen  immer  gröfseren  Prozentsatz 
der  in  Deutschland  umlaufenden  Wechsel  im  Diskontverkehr 
der  Reichsbank  zuzuführen.  Sie  hatte  dabei  anfangs  mit 
grofsen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  In  den  ersten  Jahren 
ihres  Bestehens  war  infolge  des  wirtschaftlichen  Stillstandes 
werbendes  Kapital  im  Überflul's  vorhanden,  und  die  Reichs- 
bank hatte  nicht  nur  die  Konkurrenz  inländischer,  sondern 
auch  die  ausländischer  Banken  zu  bestehen,  welche  ihren 
Geldüberflufs  zu  einem  sehr  niedrigen  Zinssatz  auf  dem 
deutschen  Markte  unterzubringen  suchten.  Aufserdem  war 
die  Reichsbank  damals  genötigt,  ihren  Diskontsatz  höher  zu 
halten  als  dem  Stand  des  Geldmarktes  entsprach,  da  sie  sonst 
nicht  imstande  gewesen  wäre,  das  neugeprägte  deutsche  Gold- 
geld gegen  die  Ausfuhr  zu  schützen.  In  jener  Zeit  war  die 
Gefahr  sehr  grofs,  dafs  ihre  Kapitalien  bei  unverhältnismäfsig 
hohem  Diskontsatz  keinerlei  produktive  Verwendung  finden 
konnten,  dafs  die  Wechsel  ausblieben,  und  dafs  die  Reichs- 
bank infolgedessen  auch  ihre  ungedeckten  Noten  nicht  dem 
Stande  des  Geldmarktes  anzupassen  vermochte1).  In  der  Tat 
hat  sie  auch  in  jenen  Jahren  niemals  das  knapp  bemessene 
steuerfreie  Kontingent  überschritten,  ja  sie  hat  es  bis  zum 
Jahre  1881  niemals  voll  ausgenützt,  ln  jener  Zeit  geschah 
es  zum  erstenmal,  dafs  die  Geschäftsführung  der  Privatnoten- 
banken mafsgebend  für  die  der  Reichsbank  wurde,  indem 
auch  sie  sich  entschlofs,  unter  gewissen  Bedingungen,  ebenso 
wie  jene,  zu  einem  niedrigeren  Satze  als  dem  öffentlich  be- 
kannt gemachten  Diskont  Wechsel  anzukaufen.  Dieses  Ver- 
fahren ist  damals  in  der  Presse  und  im  Reichstag  scharf  kri- 
tisiert worden;  es  ist  auch  nur  in  der  Zeit  von  1880— 180t> 
zur  Anwendung  gekommen  und  in  dieser  Zeit  ist  während 


')  Die  durchschnittliche  Wechselanlage  sank  von  40J,9  Millionen 
Mark  im  Jahre  187(1  auf  It-SkS  Millionen  Mark  im  Jahre  1879,  ihren 
niedrigsten  Stund  in  der  Geschichte  der  Reichsbank. 
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des  Jahres  1891  überhaupt  uicht  zum  Privatsatze  von  der 
Reichsbank  diskontiert  worden.  Wie  die  folgende  Tabelle 
zeigt,  ist  die  Differenz  zwischen  dem  offiziellen  Diskont  der 
Reichsbank  und  dem  Privatdiskout  der  Berliner  Börse  immer 
dann  am  gröfsten  gewesen,  wenn  der  Geldmarkt  am  flüssig- 
sten war,  und  in  dieser  Zeit  hat  die  Reichsbank  auch  stets 
deu  verhältuismäfsig  gröfsten  Prozentsatz  ihrer  durchschnitt- 
lichen Wechselanlage  zum  Privatdiskont  erworben. 


Jahre 

Offizieller 
Diskont  der 
Reichsbank 

Privat- 
diskont der 
Berliner 
Börse 

Differenz 

zwischen 

beiden 

WechnelHnknuf 
der  ltoiohsbank 
/.am  Privat- 
diskont  in  Pro- 
zenten ihrer 
gesamten  durch- 
schnittlichen 
“NVechrtelanlrtgt* 

1880 

4,24 

3,04 

1,20 

18,02 

1881 

4,42 

3,50 

0,92 

17,04 

1882 

4,54 

3,89 

0,65 

14,90 

1888 

4,05 

3,08 

0,97 

34,46 

1884 

4,00 

2,90 

1,10 

37,55 

1885 

4,12 

2,85 

1.27 

34.76 

1886 

8,28 

2,16 

1,12 

45.48 

1887 

3,41 

2,30 

1,11 

52,33 

1888 

3,32 

2,11 

1,21 

48,39 

1889 

3,68 

2,63 

1.05 

'42,03 

1890 

4,52 

3.78 

0,74 

11.79 

1892 

3,20 

1,80 

1.40 

42,36 

1898 

4,07 

3,17 

0,90 

27.89 

1894 

3,12 

1,74 

1,38 

49,40 

1895 

3.14 

2,01 

1,13 

35.72 

1896 

3,66 

3,04 

0.62 

10.58 

Im  Jahre  1887  machte  die  durchschnittliche  Wechselanlage 
der  Reichsbank  zum  Privatdiskontsatz  mehr  als  die  Hälfte  der 
durchschnittlichen  Gesamtanlage  in  Wechseln  aus.  Der  Privat- 
satz der  Bank  betrug  im  Durchschnitt  jenes  Jahres  2,58  pCt. 
Auch  im  Jahre  1894  erreichte  die  durchschnittliche  Wechselan- 
lage zum  Privatsatz  49,40  pCt.  und  im  Jahre  1888  48,89  pCt.  der 
durchschnittlichen  Gesamtanlage.  Der  Privatsatz  der  Reichs- 
bank stellte  sich  im  Durchschnitt  des  Jahres  1894  auf  2,00  pCt. 
und  im  Durchschnitt  des  Jahres  1888  auf  2,97  pCt  Es  zeigte 
sich  hier,  dafs  in  Zeiten  grofser  Geldflüssigkeit  der  Bankdis- 
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kont  von  dem  Privatdiskont  der  Börse  abhängig  ist  und  von 
ihm  angezogen  wird,  während  bei  einer  Versteifung  des 
Geldmarktes  gewöhnlich  das  umgekehrte  Verhältnis  eintritt. 
Wollte  die  Reichsbank  in  jener  Periode  irgend  einen  Einflufs 
auf  den  Geldmarkt  ausüben,  so  mufste  sie  unter  ihrem  offi- 
ziellen Satze  Wechsel  diskontieren.  Infolgedessen  ist  dann 
auch  die  durchschnittliche  Wechselaulage  von  345,7  Millionen 
Mark  im  Jahre  1880  auf  046,3  Millionen  Mark  im  Jahre  1806 
gestiegen,  obschon  von  diesen  15  Jahren  II  Jahre  im  Zeichen 
der  sinkenden  Konjunktur  standen.  Als  dann  von  1806  ab 
mit  dem  Beginn  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  die  An- 
spannung des  Geldmarktes  wieder  zunahm,  hat  die  Reichs- 
bank den  Privatdiskontsatz  nicht  mehr  zur  Anwendung  ge- 
bracht. Wenn  heute  die  Spannung  zwischen  dem  Banksatz 
und  dem  Privatdiskont  der  Börse  zu  grofs  wird,  so  rediskon- 
tiert die  Reichsbank  Reichsschatzscheine  au  der  Börse,  um 
eine  Versteifung  des  Geldmarktes  herbeizuführen  und  den 
Privatsatz  in  die  Höhe  zu  treiben. 

Die  Konkurrenz  der  Privatnotenbanken,  welche  die  Reichs- 
bank hauptsächlich  zur  Anwendung  des  Privatdiskontes  zwang, 
ist  im  Laufe  der  Zeit  immer  weniger  gefährlich  geworden, 
da  ihre  Zahl  erheblich  abgenommen  hat  und  da  sie  nach  dem 
Gesetz  vom  Jahre  1800  seit  dem  L Januar  1001  an  den  Dis- 
kontsatz der  Reichsbank  gebunden  sind.  Sobald  der  öffent- 
liche Satz  der  Reichsbank  4 pCt.  erreicht  oder  überschreitet, 
ist  es  jetzt  den  Privatnotenbanken  verboten,  zu  einem  nie- 
drigeren Satz  zu  diskontieren,  und  sobald  der  öffentliche 
Reichsbanksatz  unter  £ pCt.  bleibt,  dürfen  sie  mit  ihrem  Dis- 
kont nicht  mehr  als  '/->  pCt.  unter  dem  öffentlichen  Satz  und 
nicht  mehr  als  '/»  pCt.  unter  dem  Privatsatz  der  Reichsbank 
bleiben.  Die  Folge  dieser  Bestimmung  war,  dafs  von  den 
sieben  Privatnotenbanken,  die  beim  Erlais  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1800  noch  bestanden,  drei  bis  zum  Jahre  1005  auf  das 
Recht  der  Notenausgabe  verzichtet  hatten,  und  dafs  die  vier, 
die  noch  bestehen  blieben,  an  Bedeutung  erheblich  eingebüfst 
haben.  Die  Privatnotenbanken  suchten  sich  in  der  Weise  zu 
helfen,  dafs  sie  die  Wechsel  im  Lombardverkehr  an  sich 
zogen,  um  sie  dann  kurz  vor  Verfall  zum  Reichsbanksatze 
zu  diskontieren.  Die  folgende  Tabelle  zeigt,  wie  ihr  Wechsel- 
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diskontgeschäft  seit  1899  zuruckgegaugen  ist,  während  ihr 
Loinbardgesehäft  sich  gleichzeitig  gehoben  hat. 


Bayerische  Notenbank 

Sächsische  Bank  zu  Dresden 

Wechsel 

Lombard 

Wechsel 

Lombard 

1000  Mk. 

1899 

4(5  260 

1 367 

78  528 

2 911 

1900 

42  702 

1 142 

84  970 

3 583 

1901 

45  102 

2 821 

59  506 

20039 

1902 

45  506 

3 235 

43  846 

28  350 

1903 

46  016 

3 318 

46  135 

23  921 

1904 

40  201 

3 689 

40  461 

25  948 

1905 

44  756 

4 277 

47  372 

25  418 

WürttemberRisehe  Notenbank 

Badische  Bank 

Wechsel 

Lombard 

Wechsel 

Lombard 

1000  Mk. 

1899 

21  430 

908 

23  674 

594 

1900 

20  898 

501 

23  273 

519 

1901 

12  138 

8 071 

10  855 

8 821 

1902 

14  372 

9 240 

15  119 

14  181 

1903 

17  118 

9 343 

20  380 

10  854 

1904 

15  931 

10  913 

18  710 

1 1 762 

1905 

15  842 

10  695 

20  403 

9 819 

Seit  dem  Erlafs 

des  Gesetzes 

vom  Jahre 

1899  hat  sici 

daher  die  durchschnittliche  Wechselanlage  der  noch  bestehen- 
den vier  Privatnotenbanken  um  41,5  Millionen  Mark  vermin- 
dert, während  die  der  Reiehsbank  in  derselben  Zeit  um  91,8 
Millionen  Mark  zugenommen  hat.  Pie  Ausbreitung  des  Filial- 
netzes der  Reichsbank  trug  natürlich  auch  dazu  bei,  ihre 
Wechselanlage  zu  erhöhen  und  die  Konkurrenz  anderer  Banken 
in  den  Hintergrund  zu  drängen.  I)a  die  Reichsbank  ihre 
Wechsel  niemals  weitergibt,  und  da  fast  alle  anderen  Banken, 
welche  Diskontgeschäfte  betreiben,  die  von  ihnen  diskon- 
tierten Wechsel  bei  der  Reichsbank  rediskontieren,  so  wird 
es  der  letzteren  ermöglicht,  ihren  öffentlichen  Diskontsatz  zur 
Geltung  zu  bringen  und  einen  bestimmenden  Einflufs  auf  den 
Geldmarkt  auszuüben.  Den  übrigen  Diskontbanken  aber  wird 
dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  mit  einer  verhältnismäfsig 
geringen  Barreserve  auszukommen,  da  sie  alle  die  Reichsbank 
als  letzte  Zuflucht  betrachten.  Hieraus  entspringt  aber  auch 
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die  Notwendigkeit  für  die  Reichsbank,  die  übrigen  Banken 
zur  Hinterlegung  eines  Guthabens,  dessen  Mindestbetrag  mit 
ihren  Ansprüchen  an  die  Reichsbank  gesteigert  werden  kann, 
zu  veranlassen. 

Das  Wechselgeschäft  der  Reichbank  erstreckt  sich  auf 
inländische  und  ausländische  Wechsel,  und  die  inländischen 
sind  entweder  Platzwechsel  oder  Versand  Wechsel.  Seit  dem 
Jahre  1870  hat  sich  der  prozentuale  Anteil  der  Platzwechsel 
am  gesamten  Wechselgeschäft  der  Reichsbank  gehoben,  wäh- 
rend derjenige  der  Versand  Wechsel  gesunken  ist.  Von  sämt- 
lichen inländischen  Wechseln  machten  die  Versand  Wechsel 
im  Jahre  187(5  50,7  pCt.  aus,  im  Jahre  1905  war  ihr  Anteil 
auf  35,2  pCt.  gesunken,  während  derjenige  der  Platzwechsel 
auf  (54,8  pCt.  gestiegen  war. 

Gegenüber  dem  Geschäft  in  inländischen  Wechseln  kommt 
dem  Verkehr  in  ausländischen  Wechseln  nur  eine  gering- 
fügige Bedeutung  zu,  denn  die  Reichsbank  ist  in  erster  Linie 
berufen,  dem  heimischen  Kreditbedürfnis  zu  genügen.  Die 
Anlage  in  ausländischen  Wechseln  schwankte  im  Jahresdurch- 
schnitt zwischen  4,3  pCt.  der  gesamten  Wechselanlage  im 
Jahre  1888,  und  0,4  pCt.  in  den  Jahren  187(5,  189(5  und  1897: 
Im  Jahre  1905  stellte  sich  dieser  Anteil  auf  3,7  pCt.  Dem 
absoluten  Betrage  nach  war  der  höchste  Stand  der  durch- 
schnittlichen Anlage  in  ausländischen  Wecheln  im  Jahre  1905 
mit  33,1  Millionen  Mark  erreicht  gegenüber  einem  Betrage 
von  1,7  Millionen  Mark  im  Jahre  1876.  Wenn  die  Reichs- 
bank sich  auch  vor  einer  übermäfsig  grofseu  Anlage  in  De- 
visen hüten  mufs,  so  ist  es  doch  immerhin  wichtig,  dafs  sie 
jederzeit  über  einen  bestimmten  Betrag  derartiger  Wechsel 
verfügen  kann.  Sie  dienen  ihr  als  Mittel,  um  im  Notfall  Gold 
aus  dem  Auslande  herbeizuziehen,  um  ein  zu  starkes  Steigen 
der  ausländischen  Wechselkurse  zu  verhindern  und  um  den 
Schutz  der  deutschen  Währung  wirksam  durchzuführen.  Da 
wir  im  internationalen  Handel  deu  lebhaftesten  Verkehr  mit 
England  haben,  so  ist  es  erklärlich,  dafs  der  gröfste  Teil  aller 
ausländischer  Wechsel  in  englischer  Valuta  ausgestellt  ist. 
Von  den  54,7  Millionen  Mark,  welche  die  Reichsbank  am 
31.  Dezember  1904  in  Auslands  wechseln  angelegt  hatte,  kamen 
44,8  Millionen  Mark  auf  die  englischen.  Die  durehschnitt- 
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liehe  Gröfse  der  Devisen  ist  im  allgemeinen  bedeutender  als 
die  der  Inlandswechsel,  da  jene  dem  Grofshandelsverkehr  ent- 
springen, während  diese  vielfach  Forderungen  verbriefen, 
welche  im  Kleinverkehr  entstanden  sind. 

Da  die  Wechsel  zur  Notendeckung  dienen  sollen,  so  ist 
es  nötig,  dafs  die  Reichsbauk  bei  dieser  Anlage  stets  die 
gröfstmögliche  Sicherheit  und  Liquidität  zu  erreichen  sucht. 
Das  Gesetz  hat  in  dieser  Beziehung  vorgeschrieben,  dafs  die 
Wechsel  gewöhnlich  drei,  mindestens  aber  zwei  gute  Unter- 
schriften tragen  und  dafs  sie  bis  zu  ihrem  Verfalltage  nicht 
länger  als  drei  Monate  laufen  sollen. 

Die  Preufsische  Bank  war  in  ihrem  Wechselgeschäft  nicht 
durch  so  strenge  Vorschriften  gebunden.  Sie  konnte  unter 
Umständen  Wechsel  diskontieren,  auch  wenn  sie  nur  eine  gute 
Unterschrift  trugen.  Da  aber  der  beste  Wechselschuldner 
ohne  eigenes  Verschulden  durch  unerwartete  Umstände  ver- 
hindert werden  kann,  seinen  Verpflichtungen  am  Verfalltage 
nachzukommen,  so  hielt  der  Gesetzgeber  zum  mindesten  eine 
zweite  gute  Unterschrift  für  geboten.  Soweit  die  Wechsel- 
verpflichteten dem  Bankvorstande  nicht  persönlich  bekannt 
sind,  sucht  die  Reichsbank  durch  eine  weitverzweigte  Infor- 
mationstätigkeit sichere  Auskunft  über  ihre  Kreditwürdigkeit 
zu  erlangen.  Es  kommt  dabei  nicht  nur  die  Höhe  des  Kredits 
und  die  Länge  der  Zeit,  für  die  er  gewährt  werden  soll,  in 
Betracht,  sondern  auch  der  Anlafs,  welchem  der  Wechsel  seine 
Entstehung  verdankt.  Am  meisten  sind  solche  Wechsel  zur 
Anlage  für  die  Reichsbank  geeignet,  welche  aus  dem  Waren- 
umsatz hervorgehen,  denn  hier  steht  der  Wechselschuld  immer 
ein  bestimmter  Gegenwert  gegenüber,  der  in  der  Form  der 
Ware  in  den  Besitz  des  Schuldners  übergegangen  ist,  und  es 
ist  anzunehmen,  dafs  nach  Verlauf  von  drei  Monaten  eine 
Abwicklung  des  Geschäfts  stattfindet,  die  eine  gewisse  Bürg- 
schaft für  die  prompte  Einlösung  des  Wechsels  bietet,  ln 
dem  Umlauf  der  Warenwechsel  äufsert  sich  auch  am  deut- 
lichsten das  Kreditbedürfnis  von  Handel  und  Industrie,  dessen 
Befriedigung  die  Reichsbank  hauptsächlich  dienen  soll.  Alle 
sogenannten  Gefälligkeitswechsel,  Reit-  und  Finanzwechsel 
sind  von  dem  Diskontverkehr  der  Reichsbank  ausgeschlossen. 
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Je  schneller  der  Umsatz  im  Wechselgeschäft  vor  sich 
geht,  je  liquider  der  Charakter  dieser  Anlage  ist,  um  so 
besser  steht  es  mit  der  Bereitschaft  der  Bank,  ihre  Noten 
jederzeit  einzulösen.  Die  diskontierten  Wechsel  dürfen  zwar 
nach  dem  Gesetz  eine  Verfallzeit  von  drei  Monaten  haben, 
der  gröfsteTeil  aller  von  der  Reichsbank  diskontierten  Wechsel 
wird  aber  zu  einem  früheren  Termine  fällig.  Von  den  in- 
ländischen Wechseln  ist  der  prozentuale  Anteil  derjenigen, 
die  eine  kürzere  Frist  bis  zur  Einlösung  haben,  seit  dem  Jahre 

1894  stetig  gewachsen.  In  diesem  Jahre  waren  25,8  pCt.  aller 
inländischen  Wechsel  innerhalb  14  Tagen  einzulösen;  im  Jahre 
1900  war  dieser  Anteil  auf  30,8  pCt  gestiegen,  im  Jahre  1901 
auf  34,8  pCt.,  1902  auf  36,4  pCt.,  1903  auf  36,8  pCt.,  1904  auf 
40,6  pCt.  und  1905  auf  43,2  pCt.  Innerhalb  eines  Monats  waren 
im  Jahre  1894  43,1  pCt.  aller  inländischen  Wechsel  fällig,  im 
Jahre  1905  aber  60,9  pCt.  Es  ist  daher  die  Liquidität  der 
Wechselanlage  von  Jahr  zu  Jahr  gröfser  geworden. 

Wenn  wir  von  der  gesamten  Wechselanlage  nur  die  In- 
landswechsel in  Betracht  ziehen,  so  schwankt  die  Summe 
dieser  Wechsel,  welche  die  Reichsbank  in  den  einzelnen  Jahren 
angekauft  hat,  im  allgemeinen  mit  den  Veränderungen  der 
wirtschaftlichen  Konjunktur  auf  und  ab.  Nur  in  der  Zeit  von 
1880 — 1895  tritt  dieser  Zusammenhang  zwischen  der  Wechsel- 
anlage und  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  nicht  so  klar 
zu  Tage,  weil  in  dieser  Zeit  das  Wechselgeschäft  durch  An- 
wendung des  Privatdiskontsatzes  selbst  unter  ungünstigen 
Verhältnissen  eine  aufsergewöhnliche  Belebung  erfuhr.  In 
der  Zeit  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs,  die  auf  das  Jahr 

1895  folgte,  stieg  der  Ankauf  von  inländischen  Wechseln  von 
4730  Millionen  im  Jahre  1894  auf  8552  im  Jahre  1900.  Es 
sind  also  in  diesem  Jahre  3822  Millionen  Mark  mehr  Inlands- 
wechsel  angekauft  worden  als  in  jenen.  Diese  aufsteigende 
Bewegung  setzte  sich  im  Jahre  1901  noch  fort,  denn  in  diesem 
Jahre  wurden  8580  Millionen  Mark  Inlandswechsel  angekauft. 
Dann  erzeugte  die  inzwischen  ausgebrochene  Krisis  eine  Ein- 
schränkung des  Kredits,  und  es  wurden  im  Jahre  1902  nur 
7438  Millionen  Mark  solcher  Wechsel  angekauft.  Im  Jahre 
1905  hatte  dann  der  Betrag  der  angekauften  Inlandswechsel 
mit  8947  Millionen  Mark  seinen  bisher  höchsten  Stand 
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erreicht,  der  aber  durch  den  Wechselverkehr  des  Jahres 
11MK)  noch  übertroffen  werden  wird.  Wenn  wir  das  Ver- 
hältnis der  von  der  Reichsbank  diskontierten  Inlands- 
wechsel  zu  der  Zahl  aller  in  Deutschland  ausgestellten 
Wechsel  betrachten,  so  zeigt  sich,  dafs  der  Prozentsatz  jener 
Wechsel  sich  beständig  erhöht  hat.  Im  Jahre  1885  machten 
die  Inlandswechsel,  welche  die  Reichsbank  ankaufte,  nur 
2b, 5 pCt.  aller  Wechsel  aus,  die  in  Deutschland  ausgestellt 
waren.  Dieser  Prozentsatz  stieg  bis  zum  Jahre  18!M)  auf 
3!l  pCt.,  und  er  stand  auf  42  pCt.  im  Jahre  1905. 

Der  innige  Zusammenhang  zwischen  der  Wechselanlage 
und  den  Veränderungen  des  Geldmarktes  tritt  besonders  klar 
hervor,  wenn  wir  an  der  Hand  der  Wochenausweise  die 
Wechselanlage  innerhalb  eines  einzelnen  Jahres  verfolgen. 
Wir  finden  dann,  dafs  diese  Anlage  regelmäßig  am  Schlüsse 
der  einzelnen  Vierteljahre  erheblich  zunimmt  und  dafs  diese 
Zunahme  im  September  und  Oktober  .sowie  am  Schlüsse  des 
Jahres  einen  besonders  grofsen  Umfang  annimmt. 

Es  geht  das  besonders  klar  aus  folgender  statistischer 
Zusammenstellung  hervor: 

Jahre 


uxjo 

Jahresdurchschnitt  d.  W’ech- 

löoi 

1902 

1903 

19(4 

1905 

selanlagc 800,2 

Stand  der  Wechselanlage  am 

84:., 3 

775,5 

815,7 

823,3 

908,8 

31/111  972,9 

Stand  der  Wechselanlage  am 

904,5 

909,1 

935,0 

1093.5 

989,2 

30/ VI 890,2 

Stand  der  Wechselanlage  am 

1057,4 

897,2 

1031,5 

950,9 

1135,4 

30/IX 971,9 

Stand  der  Wechselanlage  am 

1065,7 

984,0 

1127,6 

1039,3 

1343,2 

31 /XII  , 1088,3 

Spannung  zwischen  dem  Jah- 
resdurchschnitt und  dem 
höchsten  Stand  der  Wecli- 

997,9 

1026,2 

1138,4 

1010,7 

1227,6 

selanlage 288.1 

220,4 

250,7 

292,7 

270,2 

434.» 

In  der  Diskontpolitik  findet  die 

gesamte  Geschäftstätig- 

keit  der  Reiclisbank  ihren  weithin  sichtbaren  und  fühlbaren 

Ausdruck.  Die  Untergrenze  ihres  öffentlichen  Diskontsatzes 
ist  bisher  3p('t.  gewesen;  wir  haben  aber  gesehen,  dafs  von 
1X80  bis  zum  2.  April  180(1  ein  Privatdiskontsatz  zur  Anwen- 
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düng  gelangte,  der  diese  Untergrenze  oft  auf  2 ])( 't.  fallen 
liefs.  Seinen  höchsten  Stand  erreichte  der  Diskontsatz  am 
Schlüsse  des  Jahres  1899  mit  7 pCt.  Allgemein  wird  die 
Diskontpolitik  als  das  Barometer  der  Volkswirtschaft  be- 
trachtet, das  gutes  oder  schlechtes  Wetter  anzeigt.  Ein  hoher 
Stand  dieses  Barometers  bedeutet  lebhaften  Geschäftsgang 
und  gute  Preise,  ein  niedriger  Stand  dagegen  matten  Ge- 
schäftsgang und  schlechte  Preise.  Wenn  wir  die  Bewegung 
der  Diskontsätze  im  Durchschnitt  der  Jahre  verfolgen,  so 
linden  wir,  dafs  sie  den  Änderungen  der  wirtschaftlichen 
Konjunktur  genau  parallel  laufen.  In  der  Zeit  der  wirtschaft- 
lichen Depression,  die  von  1876—79  dauerte,  sank  der  Dis- 
kontsatz im  Jahresdurchschnitt  von  4,16  pCt.  auf  3,70  pCt. 
Es  folgen  drei  Jahre  lebhafteren  Geschäftsganges,  in  denen 
er  bis  1882  auf  4,54  pCt.  steigt.  Dann  kommt  wieder  ein 
Umschlag,  der  bis  1888  auhält  und  der  bis  zu  diesem  Jahre 
eine  allmähliche  Erniedrigung  des  Diskontsatzes  auf  3,32  pCt. 
bringt.  Die  beiden  folgenden  Jahre  bringen  wieder  bessere 
Konjunkturen,  und  im  Jahre  1890  steht  der  durchschnittliche 
Diskontsatz  wieder  auf  4,52  pCt.  In  der  Zeit  von  1891 — 1895 
ermattet  der  Verkehr  wieder  und  der  Diskontsatz  erreicht 
seinen  tiefsten  Stand  im  Jahre  1894  mit  3,12  pCt.  Innerhalb 
der  Öde  dieser  Periode  bildet  das  Jahr  1893  eine  Oase,  und 
in  diesem  Jahre  erhöht  sich  der  durchschnittliche  Satz  wieder 
auf  4,07  pCt.  Schon  im  Jahre  1895  meldet  sich  jener  grols- 
artige  wirtschaftliche  Aufschwung  an,  der  sich  bis  in  das 
Jahr  1900  hinein  erstreckt,  in  welchem  der  Diskont  seine 
Maximalhöhe  mit  5,33  pCt.  erreicht.  Dann  folgt  die  Krisis, 
und  der  Diskont  fällt  bis  zum  Jahre  1902  wieder  auf  3,32  pCt. 
Er  hebt  sich  dann  wieder  mit  der  Belebung  des  Geschäfts- 
ganges auf  4,22  pCt.  im  Jahre  1904. 

Diese  flüchtige  Skizze  der  Diskontpolitik  läfst  erkennen, 
dafs  ein  hoher  Diskont  nicht  immer  als  ein  ungemischtes 
Übel  und  dafs  ein  niedriger  Diskont  nicht  immer  als  ein 
reiner  Segen  für  die  Volkswirtschaft  zu  betrachten  ist.  Wenn 
ein  hoher  Diskontsatz  im  letzten  Quartal  des  Jahres  mit  regem 
Verkehr  und  hohen  Gewinnen  zusammeutrifft,  so  wird  er  kaum 
als  ein  Druck  und  als  ein  Nachteil  für  die  Volkswirtschaft 
empfunden  werden.  Wenn  aber  in  kritischen  Zeiten  das  Ka- 
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pital  scheu  wird,  und  sich  vom  Markt  zurückzieht,  wenn  der 
Kreditbegehr  der  meisten  Geschäftsleute  sehr  schwer  oder 
nur  gegen  Zahlung  einer  hohen  Risikoprämie  zu  befriedigen 
ist,  so  wird  eine  Ermäfsiguug  des  Satzes  keine  besonderen 
Vorteile  mit  sich  bringen,  und  es  zeigt  sich  dann,  dafs  für 
die  Mehrzahl  aller  Kreditbedürftigen  ein  niedriger  Diskont 
nicht  immer  billiges  Geld  bedeutet. 

Gegenüber  dem  Wechselgeschäft  treten  alle  anderen  Ak- 
tivgeschäfte der  Reichsbank  au  Bedeutung  weit  zurück.  Die 
Wechselanlage  erreicht  beinahe  90  pCt.  der  gesamten  liquiden 
Kapitalanlage  der  Bank.  Dementsprechend  überragt  auch 
der  Gewinn,  welchen  die  Reichsbank  aus  dem  Diskontgeschäft 
zieht,  in  grofsem  Abstand  die  sich  aus  den  anderen  Aktiv- 
geschäften ergebenden  Reinerträge.  Er  bewegt  sich  im  all- 
gemeinen durchaus  parallel  mit  den  Veränderungen  des  öffent- 
lichen Diskontsatzes.  Am  niedrigsten  stellte  sich  der  Rein- 
ertrag des  Wechselgeschäfts  im  Durchschnitt  des  Jahres  1886 
mit  10,9  Millionen  Mark  bei  einem  durchschnittlichen  Dis- 
kont von  3,3  pCt.,  am  höchsten  war  er  im  Jahre  1900  mit 
4*2,0  Millionen  Mark  bei  einem  durchschnittlichen  Diskontsatz 
von  5,3  pCt.  Im  Jahre  1905  betrug  er  33,1  Millionen  Mark 
bei  einem  Diskontsatz  von  3,82  pCt.  Aus  der  folgenden  Zu- 
sammenstellung für  die  letzten  sechs  Jahre  geht  die  Paralle- 
lität dieser  Bewegung  besonders  klar  hervor. 


Reinertrag  aus  dem 

Durchschnittlicher 

Jahre 

Wechsclgesehäft 

Diskontsatz 

in  Millionen  Mark 

* 

1899 

40,0 

5,04 

1900 

42,7 

5,33 

1901 

35,0 

4,10 

1902 

26,0 

3,32 

1903 

32,6 

3,84 

1904 

33,6 

4,22 

1905 

33,1 

3,82 

Neben  dem  Wechselgeschäft  ist  es  der  Reichsbank  auch 
gestattet,  Wertpapiere  zu  diskontieren,  deren  Zahlung  nach 
kurzer  Frist  fällig  wird.  So  darf  sie  Schuldverschreibungen 
des  Reiches  eines  deutschen  Bundesstaates,  oder  inländischer 
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kommunaler  Korporationen,  welche  nach  spätestens  drei  Monaten 
mit  ihrem  Nennwert  fällig  sind,  diskontieren,  kaufen  nud  ver- 
kaufen. Während  der  Verkehr  in  diesen  Effekten  bis  zum 
Jahre  1900  kaum  irgend  welche  Bedeutung  erreicht  hatte,  ist 
er  seitdem  zu  immer  gröfserer  Entwickelung  gelangt.  Im 
Bestände  der  Reichsbank  fanden  sich  am  1.  Januar  1905 
für  185  Millionen  Mark  diskontierte  Wertpapiere  und  am 
1.  Januar  1906  für  213  Millionen  Mark.  Es  sind  das  wohl 
ausschliefslich  Schatzanweisungen  des  Deutschen  Reiches, 
deren  Diskontierung  die  Mittel  der  Reichsbank  häufig 
sehr  stark  in  Anspruch  nimmt.  So  hatte  sie  am  15.  April 
1905  250  Millionen  Mark  in  dieser  Weise  angelegt.  Wenn 
ein  solcher  temporärer  Geldbedarf  des  Reiches  mit  stei- 
genden Ansprüchen  des  Marktes  zusammentrifft,  so  mufs  not- 
wendig eine  allgemeine  Anspannung  eintreten,  die  zur  Er- 
höhung der  Diskontsätze  führt1).  Es  zeigte  sich  das  beson- 
ders am  Schlüsse  des  letzten  Jahres,  als  der  Diskontsatz  auf 
6 pCt.  erhöht  wurde.  Und  auch  in  diesem  Jahre  hat  die 
Eflektenanlage,  die  sich  vom  2.  bis  zum  9.  Oktober  — also 
in  der  Zeit  der  stärksten  Anspannung  — von  164  auf  178 
Millionen  Mark  vermehrt  hatte,  auf  die  Erhöhung  des  Dis- 
kontsatzes eingewirkt.  Während  die  Verwaltung  der  Reielis- 
bank  beim  Wechselgeschäft  streng  au  dem  Grundsatz  festhält, 
die  von  ihr  diskontierten  Wechsel  niemals  weiter  zu  begeben, 
hat  sie  sich  beim  Effektengeschäft  nicht  in  dieser  Weise  ge- 
bunden. Häufig  rediskontiert  sie  die  Schatzanweisungen  des 
Reiches  an  der  Börse,  sowohl  um  eine  Annäherung  des  Pri- 
vatdiskontsatzes an  den  Bankdiskont  zu  bewirken,  als  auch 
um  eine  Besserung  ihres  eigenen  Standes  herbeizuführen. 


')  Wenn  die  Führung  des  Reichshaushalts  besser  geordnet  wäre,  so 
würde  eine  derartige  Inanspruchnahme  der  Reiehsbank  seitens  des  Reichs 
in  normalen  Zeiten  nicht  erforderlich  sein.  Der  Reiehsbank  wird  da- 
durch die  Erfüllung  ihrer  hohen  volkswirtschaftlichen  Aufgabe  erheblich 
erschwert.  Je  mehr  sie  den  Ansprüchen  des  Staatskredits  zu  genügen 
hat  um  so  schwieriger  wird  ihr  die  Erfüllung  berechtigter  Ansprüche, 
die  dem  Kreditbedarf  von  Handel  und  Industrie  entspringen. 
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Das  Lombard-  and  das  Depotgescliäft. 

Im  Vergleich  mit  dem  Diskontgeschäft  hat  das  Lombard- 
geschäft der  Reichsbank  nur  eine  geringe  Bedeutung.  Es 
nahm  in  der  Geschäftssphäre  der  Preufsischen  Bank  einen 
viel  gröfseren  Platz  ein  als  heute  in  derjenigen  der  Reichs- 
bank, und  es  hat  sich  auch  in  den  letzten  Jahren  besonders 
seit  1896  erheblich  vermindert.  Die  durchschnittliche  Anlage 
im  Lombardverkehr  stellte  sich  im  Jahre  1 87(»  auf  51  Mill. 
Mark,  im  Jahre  1896  auf  106  Millionen  Mark.  Seitdem  ist 
sie  auf  72  Millionen  Mark  im  Jahre  1905  gesunken. 

Das  Lombardgeschäft  hat  für  die  Reiclisbauk  schon  des- 
halb eine  geringere  Bedeutung,  weil  die  Lombarddarlehen 
nicht  zur  Noteudeckung  verwendet  werden  können.  Wenn 
sie  auch  bei  der  Deckung  der  übrigen,  täglich  fälligen  Ver- 
bindlichkeiten mit  in  Anrechnung  gebracht  werden,  so  stehen 
sie  doch  an  Liquidität  erheblich  hinter  den  diskontierten 
W echsein  zurück.  In  kritischen  Zeiten,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  nicht  eiugelösteu  Aktivbestände  zu  verkaufen, 
ist  es  häufig  sehr  schwer,  für  die  kreditierten  Lombardgüter 
überhaupt  einen  Absatz  zu  finden.  Auch  läfst  sich  bei  Ge- 
währung des  Lombardkredites  nicht  ohne  weiteres  ermitteln, 
zu  welchem  Zweck  er  aufgenommen  werden  soll,  und  es  gilt 
für  ihn  noch  mehr  als  für  den  Wechselkredit,  dafs  seine  Ein- 
lösbarkeit von  der  Art  seiner  Verwendung  abhängig  ist.  Da- 
her hat  denn  auch  das  Gesetz  für  den  Lombardverkehr  noch 
weitergehende  Beschränkungen  getroffen  als  für  den  Wechsel- 
verkehr. So  rnufs  das  Gutachten  des  Zentralausschusses  ein- 
geholt werden,  um  den  Höchstbetrag,  bis  zu  welchem  die 
Fonds  der  Bank  zu  Lombarddarlehen  verwendet  werden 
dürfen,  zu  bestimmen.  Ebenso  sind  die  wöchentlichen  Nach- 
weisungen über  die  Lombardbestände  dem  Zentralausschufs 
zur  Einsicht  vorzulegen.  Der  Zinssatz,  zu  welchem  die 
Reichsbank  Lombarddarlehen  gewährt,  rnufs  gleichzeitig  mit 
dem  Diskontsatz  bekannt  gemacht  werden.  Er  ist  seit  1890 
regelmäßig  um  ein  Prozent  höher  als  dieser. 
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Die  Aufstellung  der  Geschäftsregeln  für  den  Lombard- 
verkehr soll  zunächst  eine  sichere  Abschätzung  des  Wertes 
der  beliehenen  Unterpfänder  ermöglichen,  ferner  für  ihre  ge- 
sonderte Aufbewahrung  Sorge  tragen,  schliefslich  aber  auch 
besonders  die  Liquidität  des  Darlehnsgeschäfts,  soweit  wie 
irgend  möglich,  lierbeiftihren.  Auch  der  Lombardkredit  darf 
nicht  für  längere  Frist  als  auf  drei  Monate  gewährt  werden. 
Innerhalb  dieses  Zeitraums  aber  kann  er  täglich  von  der  Bank 
gekündigt  werden,  und  es  ist  den  Schuldnern  gestattet,  das 
Darlehen  ganz  oder  teilweise  abzutragen. 

Der  Kreis  der  Pfänder  innerhalb  dessen  sich  der  Lom- 
bardkredit bewegen  darf,  ist  durch  das  Gesetz  umschrieben 
worden.  Er  ist  allmählich  durch  Zulassung  anderer  Werte 
erweitert  worden,  weil  die  gröfsere  Mannigfaltigkeit  der 
Pfänder  eine  gröfsere  Verteilung  und  Verringerung  des  ein- 
zelnen Risikos  bewirkt.  Niemals  darf  die  Beleihung  den 
vollen  Wert  des  Pfandes  erschöpfen;  sie  mufs  immer  inner- 
halb bestimmter,  durch  das  Gesetz  festgelegter  Schranken  sich 
halten. 

Dem  Kreditbedürftigen  ist  der  Lombard kredit  häufiger 
willkommener  als  der  Wechselkredit;  obschon  der  Lombard- 
zins den  Diskontsatz  übersteigt,  ist  dennoch  der  Lombard- 
kredit vielfach  billiger  als  der  Wechselkredit.  Denn  die  Lom- 
bardzinsen werden  immer  nur  für  die  tatsächliche  Dauer  des 
Darlehns  berechnet  und  und  der  Schuldner  kann  sich  inner- 
halb der  gewährten  Frist  durch  Abzahlung  jederzeit  von 
seiner  Verpflichtung  befreien.  Deshalb  wird  der  Lombard- 
kredit sehr  gern  zur  Befriedigung  schnell  vorübergehenden 
Geldbedarfs  in  Anspruch  genommen,  und  so  steigt  die  Lom- 
bardanlage regelinäfsig  ganz  erheblich  am  Schlüsse  jedes 
Quartals.  Es  soll  hierfür  nur  das  Beispiel  des  Jahres  1 !X >5 
angeführt  werden.  Am  23.  März  stand  die  Lombardanlage 
der  Reichsbank  auf  53  Millionen  Mark  und  am  31.  März  war  sie 
auf  114  Millionen  Mark  gestiegen.  Ebenso  stieg  sie  in  der  Woche 
vom  23.-30.  Juni  von  <!7  auf  182  Millionen  Mark,  vom  23. 
bis  30.  September  von  53  auf  170  Millionen  Mark  und  vom 
23. — 30.  Dezember  von  74  auf  204  Millionen  Mark.  Sonst 
ist  die  Höhe  der  Lombardanlage  nicht  in  so  hohem  Mafse  durch 
den  Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  bedingt  wie  die 
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Wechselaulage,  weil  im  Laufe  der  dreifsig  Jahre  Änderungen 
in  der  Behandlung  und  in  dem  Umfang  der  zugelassenen 
Pfänder  oft  einen  entscheidenden  Einflufs  auf  den  Stand  der 
Lombardanlage  ausgeübt  haben. 

Während  im  Lombardverkehr  der  Preufsischen  Bank  als 
Unterpfänder  die  Waren  weit  mehr  als  die  Wertpapiere  ver- 
wendet wurden,  hat  sich  dieses  Verhältnis  während  der  dreifsig- 
jährigen  Geschäftstätigkeit  der  Reichsbank  vollständig  umge- 
kehrt. Der  Warenkredit  hat  sich  immer  mehr  verringert,  der 
der  Effektenkredit  ist  ganz  bedeutend  gestiegen.  Am  31.  De- 
zember 187(5  waren  9 Millionen  Mark  auf  Waren  ausgeliehen, 
am  31.  Dezember  1905  nur  noch  3 Millionen  Mark.  In  der- 
selben Zeit  stieg  die  Lombardierung  von  Wertpapieren  von 
51  auf  200  Millionen  Mark.  Hieraus  erklärt  es  sich  auch,  dafs 
die  Liquidität  der  Lombardanlage  sich  immer  mehr  erhöht 
hat;  denn  die  durchschnittliche  Dauer  der  Lombarddarlehen 
ist  von  34  Tagen  im  Jahre  1876  auf  11  Tage  im  Jahre  1905 
zurückgegangen.  Der  Zinsgewinu,  welchen  die  Reichsbank 
aus  dem  Lombardgeschäft  zieht,  bildet  nur  einen  geringen 
Bruchteil  ihres  gesamten  Reinertrages,  und  er  hat  sich  auch 
im  Laufe  der  Zeit  nicht  erheblich  verändert.  Im  Jahre  1876 
betrug  er  2,6  Millionen  Mark;  seinen  höchsten  Stand  erreichte 
er  im  Jahre  1900  mit  5 Millionen  Mark  und  seitdem  ist  er 
bis  zum  Jahre  1905  wieder  auf  3,5  Millionen  Mark  zurück- 
gegangen. 

Da  das  Gesetz  (§  13,8)  die  Reichsbank  ermächtigt,  Wert- 
gegenstände in  Verwahrung  und  Verwaltung  zu  nehmen,  so 
übernimmt  die  Reichsbank  verschlossene  Depositen  zur  Auf- 
bewahrung, ohne  von  ihrem  Inhalt  irgend  welche  Kenntnis 
zu  nehmen.  Für  diese  Depositen  haftet  die  Bank  bis  zum 
Betrage  von  5000  Mark.  Nur  wenn  der  Depouent  eiuen 
höheren  Wert  angegeben  und  die  hierfür  bestimmte  Versiche- 
rungsgebühr aufser  dem  Lagergeld  bezahlt  hat,  kann  die 
Summe,  für  welche  die  Reichs  bank  haftet,  erhöht  werdeu. 

Der  Bestand  au  verschlossenen  Depositen  belief  sich  am 
.Schluls  des  Jahres  1876  auf  2120  Stück  und  er  war  bis  Ende 
1894  auf  7558  Stück  gestiegen.  Seitdem  hat  er  sich  wieder 
vermindert  und  nur  im  Jahre  1902  erfuhr  er  wieder  eine  Zu- 
nahme von  7110  auf  7345  Stück.  Dann  ging  der  Bestand  all- 
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mählich  wieder  zurück,  bis  er  Ende  1905  0642  Stück  betrug. 
Die  Zunahme  des  Jahres  1902  erklärt  sich  aus  dem  Mifstrauen, 
das  weite  Kreise  des  Publikums  infolge  des  Zusammenbruchs 
grofser  Banken  gegen  diese  Privatanstalten  erfafst  hatte.  Im 
allgemeinen  aber  übergibt  das  Publikum  die  verschlossenen 
Depositen  lieber  den  Privatbanken  und  Bankiers  als  der 
Reichsbank,  da  jene  sich  mit  niedrigeren  Gebühren  be- 
gnügen. 

Von  gröfserer  Bedeutung  für  die  Bank  sind  die  offenen 
Depots,  welche  sie  zur  Verwahrung  und  Verwaltung  entgegen- 
nimint.  Gegen  eine  entsprechende  Vergütung  besorgt  die 
Reichsbank  für  die  Deponenten  nicht  nur  die  sichere  Aufbe- 
wahrung, sondern  auch  alle  Mafsregeln,  die  mit  der  Verwal- 
tung ihres  deponierten  Vermögens  verbunden  sind.  So  z.  B. 
die  Abtrennung  der  Zinsscheine,  die  Einziehung  der  Zinsen, 
die  Kontrolle  der  Auslosungen  und  Konvertierungen,  die  Ab- 
hebung neuer  Zins-  und  Gewinnanteilscheine  und  a.  in.  In 
dieser  Weise  nimmt  die  Reichsbank  geschäftsunkundigen  Per- 
sonen oder  solchen,  die  sich  der  Verwaltung  ihres  Vermögens 
nicht  selbst  widmen  können,  in  durchaus  zuverlässiger  Weise 
die  gesamte  Tätigkeit  ab,  welche  durch  die  Vermögensver- 
waltung bedingt  ist.  Der  grofse  Nutzen,  welchen  die  Reichs- 
bank durch  die  Ausbildung  dieses  Geschäftszweiges  gerade 
denjenigen  bietet,  die  sich  am  wenigsten  zu  helfen  wissen, 
hat  bewirkt,  dafs  er  sich  von  Jahr  zu  Jahr  weiter  ausgedehnt 
hat.  Der  Nennwert  sämtlicher  hinterlegten  Wertpapiere  hat 
sich  von  424  Millionen  Mark  im  Jahre  1876  auf  3187  Mill. 
Mark  im  Jahre  1905  erhöht.  Er  hat  sich  also  in  den  dreifsig 
Jahren  fast  verachtfacht.  Die  grofse  Vermehrung  der  depo- 
nierten Kapitalien  läfst  aber  auch  erkennen,  in  welchem  Um- 
fange die  Kapitalbildung  des  deutschen  Volkes  überhaupt  zu- 
genommen  hat.  In  den  letzten  zehn  Jahren  hat  sich  die  Ver- 
mehrung im  Werte  dieser  Depots  etwas  verlangsamt.  Der 
industrielle  Aufschwung,  der  im  Jahre  1895  einsetzte,  war  die 
Ursache,  dafs  die  fest  verzinslichen  Anlagepapiere  vielfach 
gegen  Industriewerte  umgetauscht  wurden.  Jene  Papiere 
wurden  den  Depots  der  Reichsbank  entzogen,  ohne  dafs  ein 
voller  Ersatz  dafür  zurückkehrte.  Eine  Verminderung  der 
Depots  wurde  aber  besonders  auch  dadurch  veranlafst,  dafs 
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nach  dem  Muster  des  Staatsschuldbuchs  in  Preufsen  im  Jahre 
1802  ein  Reichsschuldbuch  eingerichtet  wurde.  Seit  jener 
Zeit  haben  die  Eintragungen  in  diese  Schuldbücher  die 
Zunahme  der  bei  der  Reichsbank  deponierten  Staatsanleihen 
verlangsamt.  Anfserdem  haben  die  Privatbanken  auch  für 
diese  Depots  besondere  Einrichtungen  geschaffen,  die  wohl 
in  mancher  Beziehung  noch  zweekmäfsiger  sind  als  die  der 
Reichsbank. 

Nach  dem  § 1814  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  soll  der 
Vormund  die  zu  dem  Vermögen  des  Mündels  gehörenden  In- 
haberpapiere nebst  den  Erneuerungsscheinen  bei  einer  Hinter- 
legungsstelle oder  bei  der  Reichsbank  mit  der  Bestimmung 
deponieren,  dafs  die  Herausgabe  der  Papiere  nur  mit  Geneh- 
migung des  Vormundschaftsgerichts  verlangt  werden  kann. 
Dementsprechend  hat  die  Reichsbank  seit  dem  1.  Januar  1900 
als  besonderen  Geschäftszweig  die  sogen.  Mündeldepots  ein- 
gerichtet. Die  Entwicklung  dieses  Geschäftszweiges  ergibt 
sich  aus  folgender  Statistik.  Es  waren  bei  der  Reichsbank 
deponiert  als  Mündeldepots: 


Jahre 

Stück 

Nennwert  in 

1901 

705 

13,0 

1002 

070 

18,0 

1003 

1074 

21,9 

1004 

1144 

26,4 

1005 

1187 

20,2 

Die  Reichsbank  verpflichtet  sich  nur  zur  Aufbewahrung, 
nicht  aber  zur  Verwaltung  dieser  Depots.  Die  Gebühr,  welche 
für  diesen  Dienst  erhoben  wird,  ist  aufserordentlich  gering. 

Das  Effektengeschäft  ist  für  die  Reichsbank  von  keiner 
Bedeutung.  Nach  den  Vorschriften  des  Bankgesetzes  (§  13,0) 
darf  sie  Effekten  für  Rechnung  von  Privatpersonen  nur  nach 
vorheriger  Deckung  kaufen  und  nur  nach  vorheriger  Ein- 
händigung verkaufen.  Infolge  dieser  Bestimmung  konnte  das 
Effekten-Kommissionsgeschäft  keinen  grofsen  Umfang  an- 
nehmen. Ihre  eigenen  Mittel  legt  die  Reichsbank  grundsätz- 
lich nicht  in  Effekten  an. 
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VI. 

Die  Volkswirtschaft  und  die  Reichsbank. 

Wenn  wir  die  Entwicklung  überblicken,  welche  die  Ge- 
schäftstätigkeit der  Reichsbank  in  dem  vollendeten  dreifsig- 
jährigen  Zeitraum  genommen  hat,  so  müssen  wir  zu  dem 
Selilufs  gelangen,  dafs  sie  die  wichtigen  Aufgaben,  die  ihr 
im  Dienste  der  deutschen  Volkswirtschaft  gestellt  sind,  in 
grofsartiger  Weise  erfüllt  hat.  Diese  Tatsache  wird  unsere 
dankbare  Bewunderung  umsomehr  erregen,  jemehr  wir  uns 
bewui'st  sind,  welche  tiefgreifende  Umwälzung  und  welch  ge- 
waltigen Aufschwung  die  deutsche  Volkswirtschaft  seit  dem 
Tage,  an  welchem  die  Ueiehsbauk  ihren  Betrieb  eröffnete,  er- 
lebt hat.  Es  lassen  sich  diese  Riesenfortschritte  am  klarsten 
erkennen,  wenn  wir  einigen  wichtigen  statistischen  Daten,  die 
das  Jahr  1875  betreffen,  die  entsprechenden  aus  dem  Jahre 
1904  oder  1905  gegenüberstellen.  Als  elementarste  Tatsache, 
als  diejenige,  welche  in  jedem  Lande  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung in  erster  Linie  beeiutlufst,  ist  die  Bevölkerungs- 
bewegung zu  betrachten.  Wir  können  die  erhebliche  Steige- 
rung, welche  die  Erzeugung,  der  Verkehr  und  der  Verbrauch 
der  Güter  erfahren  hat,  erst  wirklich  verstehen,  wenn  wir 
wissen,  dafs  das  Deutschland  des  Jahres  1875  eine  Bevölke- 
rung von  48  Millionen,  das  des  Jahres  1905  aber  eine  Be- 
völkerung von  01  Millionen  umfafste.  Wenn  die  Zahl  der 
Menschen,  die  auf  deutschem  Boden  leben,  sich  um  42pCt. 
vermehrt  hat,  so  hat  die  Intensität  ihrer  wirtschaftlichen  Ar- 
beit in  ungleich  höherem  Grade  zugenommen;  denn  die  neuen 
Kräfte,  welche  Wissenschaft  und  Technik  den  Menschen  dienst- 
bar gemacht  haben,  haben  die  Art  und  den  Ertrag  ihrer  Ar- 
beit vollständig  umgewandelt.  Diese  Wandlung  läfst  sich 
auch  daraus  erkennen,  dafs  im  Jahre  1875  noch  t!l  pCt  der 
deutschen  Bevölkerung  in  Gemeinden  wohnten,  die  noch  nicht 
2000  Seelen  besafsen,  und  die  also  einen  durchaus  ländlichen 
Charakter  hatten.  Im  Jahre  1905  aber  wohnte  der  gröfste 
Teil  der  deutschen  Bevölkerung  in  Gemeinden  mit  über  2000 
Einwohnern;  im  Jahre  1875  wurden  in  Deutschland  12  Städte 
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mit  über  100000  Einwohnern  gezählt,  im  Jahre  1905  dagegen 
41  und  in  diesen  41  Grofsstädten  wohnten  fast  20  pCt.  der  ge- 
samten deutschen  Bevölkerung.  Das  Wachstum  der  Grofs- 
städte  zeigt  besonders  deutlich,  dafs  Deutschland  seit  1875 
aus  einem  armen  Agrarstaate  ein  reicher  Industriestaat  ge- 
worden ist. 

Dieser  gewaltige  Umschwung  wird  am  besteu  gekenn- 
zeichnet durch  die  Zunahme,  welche  die  Produktion  der  Kohlen, 
der  Eisenerze  und  des  Roheisens  erfahren  hat;  denn  sie  bilden 
die  Grundlage,  auf  der  das  mächtige  Gebäude  der  deutschen 
Industrie  heute  ruht.  Es  wurden  47,7  Millionen  Tonnen 
Kohlen  im  Jahre  1875  und  1094  Millionen  Tonnen  im  Jahre 
1904  gefördert,  das  bedeutet  eine  Steigerung  um  255  pCt.  Im 
Jahre  1870  wurden  4,7  Millionen  Tonnen  Eisenerze,  im  Jahre 
1904  aber  22,0  Millionen  Tonnen  gewonnen.  Die  Produktion 
der  Eisenerze  hat  also  um  808  pCt.  zugenommen.  Die  Er- 
zeugung des  Roheisens  aber  ist  um  34  pCt.  gestiegen,  denn 
sie  betrug  im  Jahre  1875  nur  1,9  Millionen  Tonnen,  im  Jahre 
1904  aber  10,1  Millionen  Tonnen.  Die  Werte,  um  welche  die 
gesamte  Zunahme  der  Produktion  auf  diesen  drei  Gebieten 
die  deutsche  Volkswirtschaft  innerhalb  des  dreifsigjährigeu 
Zeitraumes  bereichert  hat,  belaufen  sich  auf  1244  Millionen 
Mark. 

Kohle  und  Eisen  bilden  heute  das  tägliche  Brot  der  In- 
dustrie, und  es  bietet  die  Vermehrung  ihres  Produktions- 
ertrages daher  den  besten  Mafsstab  für  die  industrielle  Ent- 
wicklung. Doch  nicht  nur  die  Industrie,  auch  das  Verkehrs- 
wesen lebt  zum  grofseu  Teil  von  Kohle  und  Eisen.  Um  die 
enormen  Fortschritte,  die  auf  diesem  Gebiete  gemacht  worden 
sind,  zu  kennzeichnen,  greifen  wir  die  folgenden  Zahlen 
heraus : 

Im  Jahre  1875  waren  65(>  Millionen  Briefe  bei  der  Reichs- 
post eingegangeu,  im  Jahre  1904  aber  4232  Millionen  — eine 
Zunahme  um  545  pCt  Die  Zahl  der  eingegangenen  und  auf- 
gegebenen Telegramme  ist  in  derselben  Zeit  von  22  Millionen 
auf  79  Millionen  gestiegen,  obschon  seit  1888  der  Telephon- 
verkehr eine  grofse  Ausdehnung  genommen  hatte.  Allein  in 
den  Jahren  1898 — 1904  hat  sich  die  Zahl  der  vermittelten  Ge- 
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spräche  nahezu  verdoppelt,  denn  sie  stieg  von  563  Millionen 
auf  1069  Millionen'). 

Die  Länge  der  Eisenhahn  umfafste  28  000  lctn  im  Jahre 
1875  und  54  000  km  im  Jahre  1904;  und  auf  diesen  Schienen 
wurden  in  jenem  Jahre  599,4  Millionen  Personenkilometer 
und  10  392  Tonnenkilometer  zurückgelegt,  in  diesem  Jahre 
aber  23  754  Personenkilometer  und  41  123  Tonnenkilometer. 
Der  Verkehr  der  Personen  und  der  Güter  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  ist  in  den  dreifsig  Jahren  um  das  Vierfache  ge- 
wachsen. 

In  noch  ungleich  höherem  Grade  als  der  binuenlündische 
Verkehr  hat  der  überseeische  Verkehr  zugenommen.  Es  ist 
das  ein  Zeichen  dafür,  dafs  wir  immer  mehr  in  die  Kreise 
der  Weltwirtschaft  hineingezogen  werden  und  dafs  wir  uns 
der  Sorge  nicht  mehr  entschlagen  können,  welche  Aufnahme 
und  Verwertung  unsere  Waren  und  Kapitalien  in  den  ent- 
legensten Gebieten  finden. 

Im  Jahre  1875  umfafste  der  Verkehr  in  den  deutschen 
Häfen  von  und  nach  aufsereuropäischen  Häfen  2606  beladene 
Schiffe  mit  einem  Rauminhalt  von  1 721  126  Registertons.  Im 
Jahre  1904  dagegen  3969  beladene  Schiffe  mit  einem  Raum- 
inhalt von  10  529  495  Registertons.  Der  im  überseeischen 
Verkehr  bewegte  Schiffsgehalt  hat  daher,  soweit  sein  Ziel  oder 
Ausgangspunkt  deutsche  Häfen  sind,  in  dreifsig  Jahren  um 
518  pCt.  zugenommen. 

Je  weiter  das  Gebiet  sich  ausdehnt,  das  unser  Handel 
umspannt,  umsomehr  mufs  natürlich  auch  die  Entwicklung 
der  Kreditwirtschaft  fortschreiten.  Zuverläfsige  Zahlen,  die 
einen  sicheren  Mafsstab  für  diese  Entwicklung  geben  könnten, 
sind  schwer  zu  haben.  Die  öffentlichen  und  privaten  Haus- 
haltungen sind  in  stets  wachsendem  Umlange  darauf  ange- 
wiesen, den  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Schulden 
des  Reichs  waren  1875  noch  kaum  sichtbar;  es  hatte  damals 
nur  60  000  Mark  zu  verzinsen,  im  Jahre  1905  aber  3,2 
Milliarden.  Wenn  wir  noch  die  Schulden  der  Einzelstaaten 
im  Betrage  von  12,2  Milliarden  Mark  hiuzurechnen,  so  be- 


')  Die  Zahlen  vor  18U8  sind  mit  den  folgenden  nicht  vergleichbar. 
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läuft  sich  die  Schuldenlast,  welche  das  Keich  und  die  Bun- 
desstaaten zu  verzinsen  haben,  auf  15,4  Milliarden  Mark; 
dazu  kommen  noch  die  Anleihen  der  Provinzen,  der  Kreise 
und  der  Gemeinden.  Die  Schuldverschreibungen  öffentlicher 
Körperschaften,  welche  allein  in  den  neun  Jahren  von  1897 
bis  1905  im  Berliner  Börsenverkehr  zugelassen  wurden,  re- 
präsentierten ihren  Nennwert  nach  den  stattlichen  Betrag 
von  8009  Millionen  Mark. 

Im  Jahre  1875  hatten  26  deutsche  Hypothekenbanken 
1071  Millionen  Mark  auf  Hypotheken  ausgeliehen,  im  Jahre 
1904  ungefähr  8000  Millionen  Mark.  Die  Pfandbriefe  der  ver- 
schiedenen Bodenkreditinstitute,  welche  von  1897—1905  an 
der  Berliner  Börse  neu  auftauchten,  beliefen  sich  auf  9244 
Millionen. 

Diese  Zahlen  geben  ungefähr  einen  Anhalt,  in  welchem 
Verhältnis  die  Verschuldung  der  öffentlichen  Körperschaften 
und  des  deutschen  Grundbesitzes  zugenominen  hat.  Wenn  wir 
die  Emissionsstatistik  der  letzten  neun  Jahre  noch  weiter  in 
Betracht  ziehen,  so  ergibt  sich,  dafs  an  der  Berliner  Börse 
von  1897—1905  für  4157  Millionen  Industrieaktien  und  Obli- 
gationen und  für  1828  Millionen  Bankaktien  und  Obligationen 
zugelassen  worden  sind.  Diese  Emissionen,  die  ihrem  Nenn- 
wert nach  6745  Millionen  Mark  ausmachen,  sind  hauptsäch- 
lich durch  die  Fortschritte,  welche  Industrie  und  Handel  in 
dieser  Zeit  gemacht  haben,  veranlafst  worden.  Die  Gesamt- 
summe der  Wertpapiere,  denen  von  1897 — 1905  die  Zulassung 
im  Berliner  Börsenverkehr  gestattet  wurde,  belief  sich  auf 
24  058  Millionen  Mark;  wahrscheinlich  würde  bei  Berück- 
sichtigung des  Kurses,  zu  dem  sie  begeben  wurden,  ein  noch 
weit  höherer  Betrag  sich  ergeben. 

Auch  die  Vermehrung  der  Sparkassenguthaben  gibt  uns 
einen  Anhalt  dalür,  in  welchem  Mafse  die  Kapitalbildung  in 
Deutschland  fortschreitet.  Die  verfügbare  Statistik  nmfafst 
allerdings  nur  die  Jahre  1900 — 1903.  Die  Guthaben,  die  den 
deutschen  Sparkassen  anvertraut  waren,  betrugen  im  Jahre 
1900  8,8  Milliarden  Mark,  im  Jahre  1901  9,5  Milliarden  Mark, 
1902  10,3  Milliarden  Mark,  1903  11,1  Milliarden  Mark;  die 
Zunahme  betrug  also  im  Laufe  des  einzelnen  Jahres  800 
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Millionen  Mark.  Die  höchsten  Beträge  der  Sparkassengut- 
haben finden  sich  in  Westfalen,  Rheinland  und  dem  König- 
reich Sachsen,  es  wird  also  in  den  Industriegegenden  am 
meisten  gespart. 

Diese  verschiedenen  statistischen  Zusammenstellungen 
lassen  erkennen,  wie  sehr  die  Kreditwirtschaft  sich  heute  in 
Deutschland  ausgedehnt  hat.  Je  mehr  die  Kouzentrations- 
bewegung  in  Handel  und  Industrie  zunahm,  je  gröfsere  Ka- 
pitalien in  den  einzelnen  Unternehmungen  angelegt  wurden, 
umso  notwendiger  mufste  sich  auch  die  Konzentrationsbewe- 
gung auf  das  Bankgewerbe  ausdehnen  und  wir  wissen,  welche 
Fortschritte  sie  liier  innerhalb  des  letzten  Jahrzehnts  gemacht 
hat.  Die  Wochenschrift  „der  deutsche  Ökonomist“,  die  nur 
Aktienbanken  mit  mehr  als  I Million  Mark  berücksichtigt, 
zählte  im  Jahre  1905  137  Kreditbanken.  Die  Kapitalien, 
welche  sie  bei  ihrem  Gesamtumsätze  beschäftigten,  beliefen 
sich  auf  9826,9  Millionen  Mark.  Von  diesen  137  Kredit- 
banken sind  48  zu  sieben  grofsen  Gruppen  vereinigt  und  auf 
sie  entfallen  allein  7891,9  Millionen  Mark  oder  rund  80  pCt. 
der  von  allen  angeführten  Aktienbanken  beschäftigten  Kapi- 
talien. Diese  gewaltige  Kapitalbewegung,  die  sich  immer  mehr 
auf  einzelne  mächtige  Bankgruppen  konzentriert,  setzt  uns 
in  den  Stand,  die  Ansprüche  abzuschätzen,  die  heute  an  den 
Geld-  und  Kreditmarkt  des  Landes  gestellt  werden;  alle  diese 
Ansprüche  münden  schliefslich  in  dem  grofsen  Zentralreser- 
voir des  deutschen  Kreditsystems,  in  der  Reichsbank. 

Es  mufs,  wie  schon  gesagt,  unsere  Bewunderung  liervor- 
rufen,  dafs  die  Reichsbank  im  Laufe  einer  so  grofsartigen 
wirtschaftlichen  Entwicklung  gegenüber  den  an  sie  gestellten 
Ansprüchen  niemals  versagt  hat  und  dafs  sie  trotz  aller 
Schwierigkeiten  sich  immer  den  ihr  gestellten  Aufgaben  ge- 
wachsen gezeigt  hat.  Ihre  wichtigste  Aufgabe,  die  deutsche 
Währung  zu  schützen,  war  besonders  in  dem  ersten  Jahrzehnt 
ihrer  Geschäftstätigkeit  nicht  leicht  durchzuführen.  Besonders 
erschwert  wurde  ihr  die  Durchführung  dieser  Aufgabe  noch 
durch  die  Agitation  der  Bimetallisten,  und  als  im  Jahre  1879 
die  deutschen  Silberverkäufe  infolge  dieser  Agitation  einge- 
stellt wurden,  schien  es  einen  Augenblick,  als  ob  sie  der  sich 
ihrer  Wirksamkeit  gegenüber  auftürmenden  Schwierigkeiten 
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nicht  mehr  Herr  zu  werden  vermöchte.  Damals  nahm  sie 
ihre  Zuflucht  zu  jenen  aufsergewöhnlichen  Mafsregeln,  die, 
wie  die  Erhöhung  des  Goldpreises,  die  Gewährung  zinsfreier 
Vorschüsse  auf  die  Goldeinfuhr,  die  Anwendung  des  privaten 
Diskontsatzes  hauptsächlich  den  Zweck  hatten,  ihren  Goldbe- 
stand gegen  die  anstürmende  Flutwelle  des  sich  entwertenden 
Silbers  zu  schützen  und  die  junge  Reichswährung  dem  Volke 
zu  erhalten 

Die  Dienste,  welche  die  Rank  in  Zeiten  der  wirtschaft- 
lichen Not  der  Volkswirtschaft  zu  leisten  vermag,  sind  be- 
sonders wieder  während  der  letzten  Krisis  hervorgetreten. 
Nach  dem  Zusammenbruch  der  Spielhagen-Bankeu  im  Okto- 
ber 1900,  nach  dem  Zusammenbruch  der  Pommernbank-Gruppe 
im  Jahre  1901  und  dem  der  Dresdener  Kredit-Anstalt  und 
der  Leipziger  Bank  im  Juni  desselben  Jahres,  nach  dem 
Kurssturz  aller  Industriewerte,  der  diesen  Katastrophen  folgte, 
schien  es  fast,  als  ob  das  ganze  Gebäude  des  deutschen 
Kreditsystems  ins  Wanken  geraten  wäre;  selbst  den  gröfsten 
Bankanstalten  wurde  das  Vertrauen  des  Publikums  entzogen 
und  das  ängstlich  gewordene  Kapital  wagte  sich  nicht  mehr 
hervor.  In  diesem  ernsten  Augenblick  brachte  die  Reichsbank 
ersehnte  Hilfe  und  indem  sie  ihre  Kreditgewährung  erleichterte 
und  erweiterte  und  ihren  Diskontsatz  herabsetzte,  verhütete 
sie  das  schlimmste  und  rettete,  was  noch  zu  retten  war.  Jm 
Juni  1901  stieg  die  Wechsel-  und  Lombardanlage  der  Reichs- 
bauk  um  376  Millionen  Mark  und  am  11.  Februar  1902  sank 
ihr  Diskontsatz  zum  ersten  Male  wieder  seit  dem  Jahre  189X 
auf  3 pOt. 

Seit  dem  Herbst  1905  sind  die  an  die  Reichsbank  ge- 
stellten Ansprüche  zu  einer  nie  vorher  erreichten  Höhe  em- 
porgestiegen. Die  Erhöhung  der  Zölle  und  der  Warenpreise 
mufste  notwendig  eine  Steigerung  aller  Produktionskosten 
herbeiführen,  die  wiederum  die  Unternehmungen  nötigten, 
ihre  Kapitalien  zu  erhöhen,  ihre  Betriebe  zu  erweitern,  um 
die  Kostenvermehruug  wieder  einzubringen.  Es  kam  hinzu, 
dafs  infolge  der  in  fast  allen  Ländern  vorgenoinmenen  Ver- 


')  Daa  Jalir  1881  hatte  ilen  niedrigsten  Stand  des  Geldvorrats  in  der 
dreißigjährigen  Geschichte  der  Reichsbank  aufzuweisen. 
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scbärfung  der  Schutzzollpolitik  deutsche  Fabrik  auteu  genötigt 
wurden,  Filialen  im  Auslände  zu  errichten  und  infolgedessen 
wurden  dem  deutschen  Markte  grofse  Kapitalmeugen  entzogen. 
Die  Wirkung  der  gesteigerten  Kapitalausfuhr  mufste  umso 
empfindlicher  sich  geltend  machen,  als  der  Kreditbedarf  im  In- 
land in  immer  rascherem  Schritte  zunahm.  Diese  und  andere 
Umstände,  welche  den  deutschen  Geld-  und  Kapitalmarkt  be- 
einflufsten,  haben  die  auffallende  Verschlechterung  im  Status  der 
lieichsbank,  die  im  Herbst  1906  eintrat,  bewirkt.  Mehr  als  je 
mufs  die  Reichsbankverwaltuug  darauf  bedacht  sein,  ihre 
Goldreserven  zu  stärken  und  mehr  als  je  müssen  die  grofsen 
Aktienbanken,  die  den  wichtigsten  Teil  ihrer  Kundschaft 
bilden,  die  ihren  Kredit  am  meisten  in  Anspruch  nehmen,  sie 
in  diesem  Bestreben  unterstützen.  Die  innige  Verbindung,  in 
welcher  heute  alle  diese  Bankinstitute  stehen,  die  volkswirt- 
schaftlichen Interessen,  die  sie  gemeinsam  zu  wahren  haben, 
lassen  die  Forderung  immer  dringender  erscheinen,  dafs  die 
grofsen  Finanzgruppen  ihre  ganze  Macht  einsetzen  und  zur 
Wirkung  bringen,  um  die  Reichsbank  in  ihrem  Bestreben, 
sich  einen  ausreichenden  Goldbestand  zu  sichern,  zu  unter- 
stützen. Durch  eine  solche  Unterstützung  würden  sie  der 
Reichsbank  die  Durchführung  der  wichtigen  Aufgaben,  die 
ihr  das  Bankgesetz  im  Dienste  der  deutschen  Volkswirtschaft 
gestellt  hat,  wesentlich  erleichtern. 


Druck  von  Loonhard  Simion  Nf.  in  Berlin  SW. 48. 
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